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I: 


Levin Goldfpmidt. 
Bon 
M. Pappenheim ). 


Dem Manne, der dieſe Zeitſchrift einſt gegründet, der 
ſie über ein Menſchenalter hindurch geleitet, der in ihr ſo 
vielen Mitſtrebenden auf dem Gebiete der Rechtswiſſenſchaft 
nach ihrem Dahinſcheiden ein Wort des Gedenkens geweiht 
hat, muß ſie nun ſelbſt das letzte Lebewohl zurufen. Sein 
Andenken lebendig zu erhalten, iſt ſie in erſter Linie mit⸗ 
berufen. Sie wird ſich ihrer eigenen Aufgabe um ſo deut⸗ 
licher bewußt ſein, je mehr ſie ſtets beſtrebt ſein wird, ſich 
das Bild ihres Gründers ungetrübt vor Augen zu halten. — 

Levin Goldſchmidt wurde am 30. Mai 1829 zu 
Danzig als Sohn des Kaufmanns David Goldſchmidt 


*) Dem nachfolgenden Nekrolog liegt eine Gedächtnißrede zu Grunde, 
die der Verfaſſer in der von der Internationalen Vereinigung für 
vergleichende Rechtswiſſenſchaft und Volkswirthſchaftslehre zu 
Berlin für ihr einſtiges Mitglied am 23. Oktober 1897 veran⸗ 
ſtalteten Gedenkfeier gehalten hat. Als Quellen der Darſtellung 
ſind in erſter Linie Goldſchmidt's eigene Veröffentlichungen 
benutzt; alle Verweiſungen in den Noten beziehen ſich, ſoweit 
nicht aus ihnen ſelbſt das Gegentheil erhellt, auf Schriften Gol db: 
ſchmidt's. Für zahlreiche Mittheilungen, die Frau Geheimerath 
Goldſchmidt dem Verfaſſer gütigſt gemacht hat, ſei ihr auch 
an dieſer Stelle aufrichtig Dank geſagt. 
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und ſeiner Ehefrau Henriette, geb. Laſer, geboren. Seine 
Familie hatte ſich dort eine geachtete Stellung zu erringen 
gewußt, und mit berechtigtem Stolze hat er ſtets auf ſie ge— 
blickt!). Den Schulunterricht empfing er in der Knaben— 
ſchule des Dr. Bram, ſeit dem elften Jahre auf dem 
ſtädtiſchen Gymnaſium ?). Hier hatte er das Glück, ben 
„trefflichen Unterricht ungewöhnlich hervorragender Lehrer” 7) 
eben auf den für ſeine ſpätere Entwicklung beſonders wich— 
tigen Gebieten der Alterthumskunde und der Geſchichte zu 
genießen, Joachim Marquardt's ), des Mitarbeiters Theo— 
dor Mommſen's, und Theodor Hirſch's, des Verfaſſers 
der „Handels- und Gewerbegeſchichte Danzigs“ ). Noch vor 
vollendetem 18. Lebensjahre erlangte er das Zeugniß der 
Reife für die Univerſität. Zu Oſtern 1847 wurde er unter 
Böckh's Rektorat in Berlin und zwar bei der mediziniſchen 
Fakultät immatrikulirt. Für ihre Wahl gab den Ausſchlag, 
daß nach damaligem Rechte einem Juden das Fortkommen 
auf anderen ein Studium vorausſetzenden Gebieten nicht 
möglich war. Das Geſetz vom 23. Juli 1847 verbeſſerte 
die Stellung der Juden erheblich, wenngleich es von der 
Gewährung der Gleichberechtigung noch weit entfernt blieb. 
Zu Oſtern 1848 trat Gold ſchmidt zur juriſtiſchen Fakultät 
über. Die erſten rechtswiſſenſchaftlichen Vorleſungen hörte 
er bei Keller und Gneiſt. Aber der lebhafte Antheil, den 
er am ſtudentiſchen und politiſchen Leben nahm, drohte für 


1) Vgl. Zur Reichstagswahl vom 21. Februar und 2. März 1887? 
S. 52. 

2) S. das feiner Diſſertation (val. S. 4 Anm. 11) angehängte curri- 
culum vitae. 

3) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung (1887) S. 266. 

4) Vgl. den Nachruf in der Nationalzeitung Jahrg. 1882 Nr. 571. 

5) Goldſchmidt nennt das Buch ſeines Lehrers ein klaſſiſches Werk, 
„welches in räumlich und zeitlich engem Rahmen unter den Tars 
ſtellungen der deutſchen Handels- und Gewerbsgeſchichte des ſpäteren 
Mittelalters wohl den erſten Rang einnimmt“ (ſ. dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. II S. 174, vgl. auch Kritiſche Zeitſchrift für die gef. 
Rechtswiſſenſchaft Bd. III S. 198). 
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ſeine Fachausbildung gefährlich zu werden. Deshalb wandte 
er ſich zu Oſtern 1849 nach Bonn, um dann vom Oktober 
1849 an ein Jahr in Heidelberg und ſchließlich noch ein 
Semeſter wiederum in Berlin zu ſtudiren. In Heidelberg 
und Berlin legte er den Grund für ſeine juriſtiſche Bildung. 
Mittermaier und Keller waren es, die den größten Ein: 
fluß auf ihn gewannen‘). Jenem dankte er „unermüdlichſte 
Förderung namentlich kriminaliſtiſcher Studien“), die „un: 
vergeßlichen Pandektenübungen des großen Civiliſten“ Keller 
aber, der ihm „unter allen Romaniſten dieſes glänzendſten 
Jahrhunderts der civiliſtiſchen Wiſſenſchaft die den klaſſiſchen 
römiſchen Juriſten kongenialſte Natur“?) zu ſein ſchien, 
haben ihn nicht nur als Lernenden begeiſtert, ſondern auch 
auf die Geſtaltung ſeiner eigenen Lehrthätigkeit einen maß— 
gebenden Einfluß ausgeübt“). Sein Lehrer auf dem Ge: 
biete des Handelsrechts war Brinckmann, dem er auch die 
Anregung zu der die Kommanditgeſellſchaft behandelnden 
Inauguraldiſſertation verdankte 1“). Die Zulaſſung zum 


6) Auch der Anregung, die er Heydemann verdankte, erinnert er 
fich mehrfach, vgl. Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 83 
und 266. | 
7) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXXIII S. 174, vgl. Rechtsſtudium und 
Prüfungsordnung S. 266 und über Mittermaier überhaupt 
den ſchönen Nachruf im Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. L 
S. 417 ff. Die Nachwirkung ſeiner ſtrafrechtlichen Studien läßt 
z. B. Goldſchmidt's im Jahre 1856 veröffentlichte Abhandlung 
„Von der Verpflichtung der Unmündigen“ (Archiv für die civiliſt. 
Praxis Bd. XXXIX S. 417 ff.) ſehr deutlich erkennen. 
8) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 89. 
9) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 263 und 266, ſowie ſchon 
„Das dreijährige Studium der Rechts- und Staats-Wiſſenſchaften“ 
S. 57. In der ſeiner Diſſertation angehängten vita ſagt er: 
Insignes gratias mihi agendas esse putavi Kellero, Mitter- 
maiero, qui exercitationibus tam exegeticis quam practicis 
in jure civili atque ö institutis haud spernendo modo 
mihi profuerunt. 

10) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 266 f., dieſe Zeitſchrift 
Bd. XXXIII S. 174. Goldſchmidt rühmt ſeinen Lehrer (in 
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Doftoreramen wurde ihm in Berlin aus konfeſſionellen 
Gründen verweigert. Er wandte ſich nach Halle, wo er 
summa cum laude das Examen beſtand 11). Aber freilich 
nur „ad summos in jure civili honores rite capessen- 
dos“ durfte er am 27. Mai 1851 feine Diſſertation öffent: 
lich vertheidigen. Der Dr. juris utriusque blieb ihm als 
Juden verſagt, und erſt als er etwa 25 Jahre ſpäter ordent- 
licher Profeſſor in der Berliner Fakultät geworden war, 
erſtreckte dieſe ſeine Doktorwürde auch auf das kanoniſche 
Recht. Er trat nun — weil Dr. jur., ohne ſich der erſten 
Prüfung unterziehen zu müſſen — als Auskultator in den 
Vorbereitungsdienſt, in welchem er, ſpäter als Referendar, 
nahezu vier Jahre verblieb. Während der ganzen Zeit war 
er bei den Gerichten ſeiner Vaterſtadt beſchäftigt, dem Stadt⸗ 
und Kreisgericht, zeitweilig auch dem Kommerz⸗ und Ad⸗ 
miralitätskollegium (Handelsgericht). Bei dem erſteren, welches 
er als eins der beſten damaligen preußiſchen Kollegialgerichte 
bezeichnet !?), hatte er ſich der Leitung zum Theil ſehr ber: 
vorragender Richter zu erfreuen, deren er ſich ſtets dankbar 


dieſer Zeitſchrift Bd. IV S. 467) als einen „erfahrenen Praktiker, 
der zwar das „Konſtruiren' und die kritiſche Unterſuchung nicht 
ganz verſchmäht, aber doch mit Vorliebe den unmittelbar erheb⸗ 
lichen Einzelfragen ſein Hauptaugenmerk zuwendet“. 

11) Die Diſſertation trägt den Titel: De societate en commandite 
spec. I. Sie behandelt eine Materie, deren geſchichtlicher und 
dogmatiſcher Durchdringung Goldſchmidt ſich fortan nicht wieder 
abgewendet hat. Als er in einem am 19. März 1892 in der 
Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrage zu der Geſetz⸗ 
vorlage, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Stellung nahm, konnte er ſeine Legitimation zur Sache auf eine 
unabläſſige, vierzigjährige Beſchäftigung eben „mit der Ergründung 
von Bau und Funktionen des europäiſchen Geſellſchaftsrechts“ 
gründen (Alte und neue Formen der Handelsgeſellſchaft S. 3 f.). 
— Das mündliche Examen wurde noch in lateiniſcher Sprache ab⸗ 

gehalten. Es betheiligten ſich an ihm als Examinatoren Witte, 
Bruns, Göſchen und Waſſerſchleben. Vgl. Rechtsſtudium 
und Prüfungsordnung S. 311. 
12) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 102. 
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erinnert hat !?). Die größere Selbſtändigkeit, die der in der 
Ausbildung begriffene Juriſt zu jener Zeit genoß, iſt auch 
von Goldſchmidt als ein wichtiger Vorzug empfunden und 
gewürdigt worden!). So fand er jetzt namentlich Gelegen- 
heit, die gründliche Kenntniß vom Straf- und Strafprozeß— 
recht, die er ſich, von Mittermaier angeregt, ſchon als 
Student erworben hatte!“), in zahlreichen Vertheidigungen 
zu verwerthen und zu vertiefen. Seine erſte praktiſche Lei— 
ſtung war am 25. Oktober 1851 die Vertheidigung ſeines 
Freundes, des stud. med. Loewenhart, vor dem Schwur— 
gericht zu Halle gegen die Anklage des Zweikampfes. Bei 
einer gewöhnlichen Schlägermenſur war in Folge der Ver— 
ſchiebung einer Armbandage Loewenhart am Handgelenk 
ſchwer verwundet worden. Es gelang Goldſchmidt nicht, 
zu verhindern, daß in Folge deſſen an Stelle der beſonderen 
Vorſchriften über die ſtudentiſchen Zweikämpfe !“) die ver: 
altete und grauſame Beſtimmung des ALR. Theil II Tit. 20 
$ 68917) zur Anwendung gebracht und fein Klient zu zehn: 
jähriger Feſtungsſtrafe verurtheilt wurde. Aber er erreichte 


13) Das dreijährige Studium der Rechts- und Staats-Wiſſenſchaften 
(1878) S. 10, Rechtsſtudium und Prüfungsordnung (1887) 
S. 102, 267. Als ſeinen „beſtimmenden Lehrer in der Preußiſchen 
Praxis“ bezeichnet er (Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 334) 
den ſpäteren Reichsgerichtsrath Dr. Hambrook. 

14) Das dreijährige Studium S. 69, Rechtsſtudium und Prüfungs: 
ordnung S. 225 f. 

15) Vgl. Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 266. 

16) Enthalten in dem Reglement wegen Einrichtung der akademiſchen 
Gerichtsbarkeit bei den Univerfitäten vom 28. Dezember 1810 $ 9. 

17) „Wenn Perſonen, die weder zum Adel: noch Officierſtande gehören, 
Jemanden mit Seiten- oder Schieß getbehr angreifen; oder ihren 
Gegner zum Zweikampfe fordern; oder Ausforderungen annehmen: 
ſo ſoll dergleichen Unternehmen als ein Verſuch zum Morde an— 
geſehen und beſtraft werden.“ Loewenhart hatte als Beleidigter 
ſeinen Gegner, den Studierenden von Selchow, gefordert, der 
wegen Annahme der Forderung ebenfalls, aber, weil dem Adels⸗ 
ſtande angehörend, nach den viel milderen Duellbeſtimmungen (Allg. 
LR. II 20 8 669) beſtraft wurde. 
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durch ſeine die Unbilligkeit des Geſetzes beleuchtenden Aus— 
führungen, daß die Geſchworenen ſelbſt ein Gnadengeſuch 
für den Verurtheilten einreichten, der denn auch nach Ab— 
büßung von nur zwei Monaten Feſtungshaft begnadigt 
wurde!). — 

Auch abgeſehen von der amtlichen Thätigkeit war die 
Danziger Vorbereitungszeit eine vielſeitig angeregte und 
fruchtbringende. Ein rechtswiſſenſchaftlicher Zeitſchriftenzirkel, 
ein juriſtiſches Kränzchen, eine allgemein wiſſenſchaftliche, 
freie Vereinigung wurden eingerichtet !?). So kam die Zeit 
heran, wo Goldſchmidt ſich der großen Staatsprüfung 
zu unterziehen gehabt hätte. Aber die Ausſichten für ſein 
ſpäteres Fortkommen hatten ſich trotz der den Genuß der 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte von dem reli— 
giöſen Bekenntniſſe unabhängig machenden Vorſchrift des 
Art. 12 der Preußiſchen Verfaſſung unter dem Einfluß der 
rückläufigen Bewegung der Fünfziger Jahre mittlerweile ſehr 
ungünſtig geſtaltet. Als Auskultator hatte er bereits den 
Revers unterzeichnen müſſen, daß er auf keinerlei Anſtellung 
im Staatsdienſte zu rechnen habe?“). „Auch die Advocatur 
war nach der damaligen Gerichtsverfaſſung nahezu ver— 
ſchloſſen, da ſie die längere Bekleidung eines Richteramts 
uſuell vorausſetzte“?“). So verzichtete er denn darauf, ſich 
dem Aſſeſſorexamen zu unterziehen, und wandte er ſich der 
akademiſchen Laufbahn zu. Aber wiederum durfte er ſich 
an keiner preußiſchen Univerſität habilitiren. Nunmehr ge— 
nöthigt, Preußen zu verlaſſen, machte er zunächſt eine drei: 
monatige Reiſe zur Orientirung über die Verhältniſſe einer 
größeren Zahl deutſcher und auch öſterreichiſcher Univerſi⸗ 
täten. Auch verweilte er längere Zeit in Hamburg, um dort 


18) Ich benutze als Quelle für das im Texte Geſagte die mir vor⸗ 
liegenden Entwürfe von der Hand Goldſchmidt's zu der Ver⸗ 
theidigungsrede und zu dem Gnadengeſuche. 

19) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 267. 

20) Zur Reichstagswahl? S. 53. Vgl. auch Rechtsſtudium und 
Prüfungsordnung S. 268. ö 
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einerſeits die handelsgerichtliche Praxis kennen zu lernen, 
andererſeits die für das Gebiet des Handels und Handels⸗ 
rechts ſchon damals ausgezeichnete Commerzbibliothek zu be 
nutzen. Er hatte ſich inzwiſchen rechtsgeſchichtlichen Studien 
zumal auf dem Gebiete des Seerechts zugewendet. Mit einer 
aus ihnen erwachſenen Schrift über das Seedarlehen des 
Callimachus („Unterſuchungen zur 1. 122 § 1 D. de V. O. 
[45, 1J)“ 2) habilitirte er Héi im Juni 1855 bei der juriſti⸗ 
ſchen Fakultät der Univerſität Heidelberg. — 

Die Lehr: und Wanderjahre waren vorüber. Er grün- 
dete einen eigenen Hausſtand. Im April 1856 ſchloß er 
die Ehe mit Adele Herrmann, an deren Seite er durch 
mehr als vierzig Jahre ein reiches Glück genießen ſollte. Sie 
war ihm die treueſte Gefährtin, die an allen feinen Erleb⸗ 
niſſen, nicht zum Wenigſten auch an ſeiner wiſſenſchaftlichen 
Thätigkeit, ihren reich bemeſſenen Antheil nahm. Wem es 
vergönnt geweſen iſt, ſeinem Hauſe näherzutreten und zu 
ſehen, was ihm in hellen und dunklen Tagen ſeine Gattin 
war, der konnte hier die Ehe als „consortium omnis vitae, 
divini et humani iuris communicatio“ in ihrer ebelften 
Geſtalt verwirklicht erblicken. — 

Durch fünfzehn Jahre gehörte Gold ſchmidt der Heidel- 
berger Hochſchule an. Es war eine Zeit, auf die er ſtets 
mit Freude und Befriedigung zurückgeſehen hat. Hier rückte 
er zum außerordentlichen (1860), endlich auch, nachdem er 
einen Ruf nach Wien erhalten, zum ordentlichen (1866) 
Profeſſor auf??). In Heidelberg begannen die beiden Haupt⸗ 
werke ſeines Lebens zu erſcheinen, die Zeitſchrift für das 
geſammte Handelsrecht, deren erſter Band 1858, und das 
Handbuch des Handelsrechts, deſſen erſter Halbband 1864 


21) Eine weitere Frucht derſelben Studien bildete die ſehr eingehende 
Beſprechung von Schlyter's Ausgabe des Stadtrechts von Wisby 
und des Wisby'ſchen Seerechts (in der Krit. Zeitſchrift für die 
geſ. Rechtswiſſenſchaft Bd. III S. 28 ff.). 

22) Nun erhielt er auch das erſte Gehalt — 1000 fl. == 1700 Mark 
(Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 365 Anm. 113). 
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veröffentlicht wurde. Beide waren dazu beſtimmt, den gez 
ſammten handelsrechtlichen Stoff in verſchiedener Art zur 
Darſtellung zu bringen: das Handbuch ??) in Geſtalt einer 
ſyſtematiſchen, das deutſche Handelsgeſetzbuch in den Mittel⸗ 
punkt ſtellenden, es jedoch zugleich als ein Glied in der 
Kette der univerſalgeſchichtlichen Entwicklung betrachtenden 
Erörterung, die Zeitſchrift?“) in Geſtalt einer dieſe Entwick— 
lung nach den verſchiedenen Richtungen der Geſetzgebung, 
Rechtſprechung und Literatur fortlaufend verfolgenden, zu— 
gleich ſelbſtändig fördernden Betrachtung? ?). Sehr ausge: 
dehnt war von Anfang an Goldſchmidt's Lehrthätigkeit? ). 
Sie erſtreckte fih über römiſches Recht, Handelsrecht, preußi: 
{hes Recht, Encyklopädie?“) und Methodologie. Dazu hielt 
er regelmäßig exegetiſche Uebungen (namentlich an Gajus' 
Inſtitutionen), dann auch Praktika ab. Das Handelsrecht, 
welches er zuerſt (Sommer 1856) zweiſtündig las, wuchs 
allmählich bis zum Sommer 1865 zu einer ſechsſtündigen 


23) Vgl. namentlich Vorwort zu Handbuch 11 1 S. 6f. 

24) Ueber die von ihr verfolgten Ziele hat Gold ſchmidt ſich zu 
wiederholten Malen ausgeſprochen. Vgl. die einleitende Abhand⸗ 
lung in Bd. I dieſer Zeitſchrift und die Rückblicke im Vorwort 
zu Bd. IV und in Bd. XXXV (, Nach dreißig Jahren“), ferner 
auch Bd. XIV S. 668 Anm. *, Bd. XX S. 651, Bd. XXVI 
S. 633. 

25) Goldſchmidt ſelbſt hat eine Reihe ſeiner werthvollſten Einzel⸗ 
unterſuchungen in der Zeitſchrift veröffentlicht, ſo die Abhand⸗ 
lungen über den Kauf auf Probe (Bd. I), das receptum nauta- 
rum ete. (Bd. III, vgl. dazu Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. L 
S. 435 Anw. 12), über den Erwerb dinglicher Rechte vom Nicht⸗ 
eigenthümer (Bd. VIII, IX), die Verantwortlichkeit des Schuldners 
für feine Gehilfen (Bd. XVI), Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften (Bd. XXVII, vgl. XXXVII), Theorie der Werthpapiere 
(Bd. XXVII und XXIX, f. auch XXXVD, lex Rhodia und 
agermanament (Bd. XXXV), die Geſchäftsoperationen auf den 
Meſſen der Champagne (Bd. XL). 

26) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 268. 

27) Aus den Vorträgen über dieſe hervorgegangen iſt die „Encyclopädie 
der Rechtswiſſenſchaft im Grundriß“ (Heidelberg 1862). 
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Vorleſung an. Heidelberg war zu jener Zeit noch eine 
verhältnißmäßig kleine Univerſität??). Die Zuhörerzahlen 
Goldſchmidt's, deren ſtetes Steigen während der Zeit 
ſeiner Lehrthätigkeit ſich verfolgen läßt, ſind den Verhält⸗ 
niſſen nach überraſchend groß zu nennen; den Höhepunkt 
erreichte er in ſeinem letzten Heidelberger Semeſter mit 
84 Inſtitutioniſten. Zu dieſen Erfolgen auf dem Gebiete 
feiner Berufsthätigkeit kamen, um ihm die Heidelberger Zeit 
für immer in ſchönſtem Lichte erſcheinen zu laſſen, die über⸗ 
aus angenehmen, geſellſchaftlichen Verhältniſſe hinzu. Von 
den Männern, zu denen er hier in nähere Beziehungen 
trat, feien nur Georg Weber, Bernhard Stark, Holt: 
mann, Helmholtz, Zeller, v. Treitſchke, Wattenbach, 
Bluntſchli genannt. Unter den älteren Fakultätsmitglie⸗ 
dern ſtand er Mittermaier und Vangerow sam nächſten, 
unter feinen Kollegen in der Privatdozentur Marquardſen 
und Fitting. Zu dem Kanoniſten Herrmann, dem ſpä⸗ 
teren Präſidenten des Preußiſchen Oberkirchenraths, trat er 
alsbald nach deſſen Berufung nach Heidelberg (1867) in das 
freundſchaftlichſte Verhältniß. Die engſte, auf gleichen Grund— 
anſchauungen beruhende Freundſchaft verband ihn mit ſeinem 
Lehrer, dem ſpäteren badiſchen Staatsminiſter Julius Jolly, 
deſſen Andenken er die letzten, von ihm veröffentlichten Zeilen 
geweiht hat?“). — 

Es mußte Goldſchmidt ſehr ſchwer werden, von 
Heidelberg fortzugehen, wo er ſich durch ſeine Thätigkeit im 
Laufe der Zeit einen ausgedehnten Wirkungskreis geſchaffen 
hatte. Aber ein ſo bedeutſamer Ruf erging an ihn unter 


28) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XXXII S. 168 Anm. 5. 

29) In „Staatsminiſter Jolly. Ein Lebensbild von Hermann 
Baumgarten und Ludwig Jolly“ (Tübingen 1897). Gold⸗ 
ſchmidt's Beitrag iſt S. 29 ff. enthalten; das Manuffript war, 
wie L. Jolly im Vorwort mittheilt, vom 10. September 1892 
datirt. — Seinem Lehrer und Freunde Jolly hat Goldſchmidt 
auch die Schrift über „Das dreijährige Studium“ (1878) zu⸗ 
geeignet. 
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ſo beſonderen Umſtänden, daß er nach Lage der Dinge nicht 
. ablehnen konnte. Durch das Geſetz vom 12. Juni 1869 
war wenigſtens für das Gebiet des Norddeutſchen Bundes 
mit der Errichtung des Bundesoberhandelsgerichts die Forde— 
rung eines oberſten Gerichtshofes für Handelsſachen erfüllt 
worden, die Goldſchmidt als der erſten einer ſeit langer 
Zeit immer wieder erhoben hatte?“). Ihn wünſchte man 
als Mitglied dieſes Gerichts zu ſehen. Im Hinblick hierauf 
erhielt § 6 des Geſetzes feine Faſſung !): Hinſichtlich der 
Univerſitätslehrer wurde mit Bezug auf die Qualifikation zur 
Mitgliedſchaft von der Beſchränkung auf die in dem Nord— 
deutſchen Bunde vereinigten Staaten Abſtand genommen, und 
für fähig zum Richteramte bei dem Bundesoberhandelsgericht 
jeder Rechtskundige erklärt, welcher an einer Deutſchen 
Univerſität die Stelle eines ordentlichen öffentlichen Lehrers 
des Rechts bekleidete. Der Rückſichtnahme auf die Perſon 
Goldſchmidt's haben unſere Univerſitäten es vornehmlich 
zu verdanken, wenn ihre einheitliche Bedeutung für die 
nationale Wiedergeburt Deutſchlands in dieſer Weiſe durch 
ein Geſetz des Norddeutſchen Bundes zum Ausdruck ge— 
bracht wurde. — 


e. 


30) So ſchon in der Kritik des Preußischen Handelsgeſetzbuchs-Entwurfs 
(1857), Erſte Abtheilung, S. 2 des Separatabdrucks. In der 
Vorkommiſſion des im Mai 1861 zu Heidelberg abgehaltenen erſten 
Deutſchen Handelstages ſtellte Goldſchmidt mit R. v. Mohl 
zuſammen den Antrag, es ſolle ein oberſter Deutſcher Gerichtshoſ, 
zunächſt ſür Handelsſachen, errichtet werden. Der Handelstag 
beſchloß dem entſprechend auf Grund des von Goldſchmidt wie 
für die Vorkommiſſion, ſo auch für die Kommiſſion des Handels⸗ 
tags und dann für das Plenum erſtatteten Referats. Vgl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. V S. 183 ff., Bd. XXXII S. 174 ff., Rechte: 
ftudium und Prüfungsordnung S. 260 (die dazu gehörige An: 

ö merkung 484 a fehlt auf S. 402). 

31) Vgl. Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichstages 
des Norddeutſchen Bundes J. Legisl.-Per. Seſſion 1869 Bd. II 
S. 794 ff. (namentlich die Rede des Abgeordn. Meyer⸗Thorn 
S. 795). 
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Im Auguſt 1870 trat Goldſchmidt ſein neues Amt 
an 82), das er fünf Jahre lang bekleidete. Er iſt ſich 
ſtets deſſen bewußt geblieben, daß es ihm während dieſer 
Zeit vergönnt war, an einer Rechtſprechung mitzuwirken, 
auf welche die deutſche Jurisprudenz jederzeit ſtolz ſein 
wird. Mit Befriedigung ſpricht er lange nach ſeinem Aus⸗ 
jcheiden °?) von „der freien, über Geſetzesſchablone und 
kümmerliche Wortinterpretation ſich glücklich erhebenden Rich⸗ 
tung dieſes höchſten Tribunals“, vermöge deren „die deutſche 
Praxis ſich aus den Feſſeln des Formalismus wie der Pe- 
danterie befreit hat“. Ein 1887 erſcheinendes Buch widmet 
er dem von ihm hoch verehrten, ehemals Erſten Präſidenten 
des Reichsoberhandelsgerichts, Excellenz Dr. Pape s“) „in 
dankbarer Erinnerung an eine große Zeit ſchönſten, faſt täg⸗ 
lichen Zuſammenwirkens in dem erſten oberſten deutſchen Ge⸗ 
richtshofe“, da es ihm vergönnt geweſen ſei, an der Fort⸗ 
bildung unſeres geltenden Rechts, an der Schaffung einer 
deutſchen Praxis in großem Styl und freiem Geiſt ſeinen 
beſcheidenen Antheil zu nehmen 3°). Wiederholt rühmt er in 
ſpäterer Zeit den vielſeitig befruchtenden Verkehr, den er im 
Richteramt zu Leipzig gefunden, „mit vielen hochbegabten 
und tief durchbildeten Praktikern, ja mit genialſchöpferiſchen 
Juriſten, wie fie Deutſchland nur wenige aufweiſt“? ). 

Was Goldſchmidt's eigene Wirkſamkeit bei dem oberſten 
Gerichte anbetrifft, ſo verſteht es ſich der Natur der Sache 
nach, daß dieſelbe ſich aus der Thätigkeit des ganzen Ge— 
richtshofs heraus nicht genau ablöſen und völlig ſelbſtändig 
erkennen läßt. Aber es iſt gleichwohl nicht nur zu ver— 
muthen, daß er auch innerhalb einer Vereinigung von ſo 
ausgezeichneten Kräften eine hervorragende Stellung einge- 


32) Vgl. Entſcheidungen des BOHG.'s Bd. S. 5 ff. 

33) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXXIII S. 205 (1886). 

34) S. über ihn diefe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 1 ff. 

35) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 5 f., ſ. auch S. 100. 

36) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 269; ähnlich „Das drei⸗ 
jährige Studium“ S 10. 
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nommen hat. Eine große Zahl von prinzipiell wichtigen 
Entfcheidungen ift auf fein Referat ergangen?“ und durch 
ihre Art meiſt ohne Weiteres als von ihm herrührend wohl 
erkennbar. Bei der Herausgabe der zuerſt auf ſeine Ver— 
anlaſſung in Verbindung mit dieſer Zeitſchrift? ), bald 
aber ſelbſtändig veröffentlichten Entſcheidungen, war er als 
Mitglied der Redaktionskommiſſion betheiligt. Das ſchönſte 
Zeugniß aber ſtellen ſeiner Thätigkeit die Worte aus, die 
der Präſident Pape perſönlich der Urkunde über Gold— 
ſchmidt's zum 1. Juli 1875 erfolgte Entlaſſung beifügte: 
„Mit dem größten Bedauern ſehe ich Sie aus der bisherigen 
Stellung ſcheiden. Sie haben in dieſer Stellung durch muſter— 
hafte Wirkſamkeit Sich ausgezeichnet und Sich in jeder Hin— 
ſicht die größten Verdienſte um den Gerichtshof erworben, 
welcher ſein Anſehen in nicht geringem Maße Ihrer auf— 
opfernden Thätigkeit und Ihren hervorragenden Leiſtungen 
verdankt.“ 

Es war der Ruf an die Univerſität Berlin, der ihn 
dem Reichsoberhandelsgericht entzog. Wohl mußte er wiederum 
nicht minder als einer befriedigenden und bedeutſamen amt⸗ 
lichen Wirkſamkeit einem reichen und vertrauten Freundes— 
kreiſe Lebewohl jagen. Von den Kollegen beim Reichsober⸗ 
handelsgericht hatten ihm der Präſident Pape und der Rath 
Fleiſchauer?) perſönlich am nächſten geſtanden; engere 


87) An ſolchen mögen aus den „Entſcheidungen“ hier angeführt ſein: 
Bd. I Nr. 32. 73, 74, 80; IV Nr. 35, 45; VI Nr. 10 (val. 
dieſe Zeitſchrift Bd. XXVIII S. 82 Anm. 36), 91; VII Nr. 1 
7, 42; VIII Nr. 74, 101 (val. dieſe Zeitſchrift Bd. XXIX 
S. 27); X Nr. 5; XII Nr. 106 (val. diefe Zeitſchrift Bd. XXVIII 
S. 111 Anm. 83); XVII Nr. 11, 57. Die zwiſchen dem erſten und 
zweiten Senat des ROH. ſtreitig gewordene Frage der Statt: 
haftigkeit der ädiliziſchen Rechtsmittel beim Gattungskauf wurde 
durch Plenarbeſchluß vom 16. Juni 1873 in Uebereinſtimmung 
mit dem von Goldſchmidt erſtatteten Referat (f. diefe Zeit: 
ſchriſt Bd. XIX S. 98 ff.) in bejahendem Sinne beantwortet. 

88) Bd. XXXV S. 4. 

39) Ueber ihn f. diefe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 263 f. 
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Beziehungen entwickelten ſich ſpäter auch zu von Hahn und 
Wiener. Von den Mitgliedern der Leipziger Juriſten⸗ 
fakultät waren ihm Windſcheid, Binding, Friedberg 
und — ſchon ſeit der Mitte der Fünfziger Jahre — Otto 
Stobbe“) nahe befreundet. Auch war er in den kleinen 
Kreis von Männern eingetreten, der in Guſtav Freytag 
ſeinen Mittelpunkt beſaß und dem zu jener Zeit u. A. auch 
der Phyſiologe Ludwig, die Bürgermeiſter Georgi und 
Stephani, die Buchhändler Salomon Hirzel und Härtel 
angehörten. Durch die Wahl zum Reichstagsabgeordneten 
an Stelle des erkrankten Stephani (1875) war er auch 
politiſch der Stadt Leipzig eng verbunden worden. ö 

Trotz alledem zögerte er nicht, dem Rufe nach Berlin 
zu folgen, wohin er, ebenſo wie an die neubegründete Straß- 
burger Hochſchule und zurück nach Heidelberg, zu gehen vorher 
(1872) abgelehnt hatte. Zwei Momente waren ausſchlag⸗ 
gebend. Einmal glaubte er!) ſich durch die Rückkehr zur 
akademiſchen Laufbahn dem Zwange der mit der richterlichen 
Thätigkeit verbundenen Zerſplitterung entziehen zu müſſen. 
Sodann fah er mit feiner Berufung in eine Profeſſur fpe- 
ziell für Handelsrecht den Wunſch nach einer ſelbſtändigen 
Vertretung dieſes Faches ſich verwirklichen, den er faſt zwanzig 
Jahre früher ausgeſprochen hatte “?). Nun durfte er daran 
gehen, der Wiſſenſchaft des Handelsrechts durch ſeine Lehr— 
thätigkeit an der größten deutſchen Hochſchule die ihr nach 
feiner Anſicht zukommende Bedeutung im Rahmen des juri- 
ſtiſchen Unterrichts zu verſchaffen. 

Von Preußen ausgegangen, um ſich der akademiſchen 
Laufbahn zuzuwenden, kehrte er jetzt nach Preußen zurück, 
um eine erſte Stellung in derſelben einzunehmen. Er ſelbſt 


40) S. den ſchönen Nachruf in den Preußiſchen Jahrbüchern 
Bd. LIX S. 596 ff., vgl. auch diefe Zeitſchrift Bd. X XXIV 
S. 676 f. 

41) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 321. 

42) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. 1 S. 2 und dazu Bd. XXXV S. 8, 
auch Bd. IX S. 206. 
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ſchrieb dem wiederholten Wechſel ſeines Wohnſitzes eine er— 
hebliche Bedeutung zu. „Irgend ein Stück ſeiner zeitwei— 
ligen Heimat“ — ſagt er!?) — „trägt ja der Menſch an 
der Sohle mit ſich, und ſo mag auch ich, aus dem Norden 
Deutſchlands nach dem Süden und dann rückwärts wieder 
nach Often gewandert, das Zuſammenwirken der juriſtiſchen 
Kräfte aus allen Theilen Deutſchlands (sc. in dieſer Zeit: 
ſchrift), die Verſchmelzung der ja ehemals ſehr verſchieden— 
artigen Anſchauungen gefördert haben.“ 

In Berlin bürgerte Goldſchmidt ſich ſchnell ein. Er— 
leichtert wurde ihm das dadurch, daß er Verwandte und 
Freunde aus früherer Zeit hier vorfand. Die alten Heidel— 
berger Beziehungen zu Zeller, Helmholtz, Wattenbach 
und Herrmann, bis 1881 auch zu Treitſchke, lebten 
unverändert wieder auf. Ein ganz beſonders enges Freund— 
ſchaftsverhältniß verband ſein Haus mit demjenigen von 
Ernſt Curtius; auch Theodor Mommſen, den er hoch 
verehrte, trat er perſönlich nahe. Von den Kollegen in der 
Fakultät ſchloß er ſich Anfangs beſonders an Beſeler und 
Bruns an; auch Berner trat ihm gleich als väterlicher 
Freund entgegen. Sein Haus war eine Stätte ſchöner, freier 
Gaſtlichkeit. — 

Zweiundzwanzig Jahre hat Goldſchmidt der Berliner 
Juriſtenfakultät als eine ihrer Zierden angehört, ſiebzehn 
Jahre lang hat er ſeinen Beruf als Lehrer an ihr ausgeübt. 
Die von ihm angekündigten Vorleſungen erſtreckten ſich über 
die Gebiete des Handelsrechts, des Völkerrechts, der Ency— 
klopädie und Methodologie, des internationalen Privat- und 
Strafrechts und einzelne Theile des römiſchen Rechts. Der 
Schwerpunkt ſeiner Lehrthätigkeit aber ruhte in der großen, 
nun ſiebenſtündig gehaltenen ++) Vorleſung über das geſammte 
Handelsrecht einerſeits und in den (ſeit dem Winterſemeſter 


43) Bd. XXXV dieſer Zeitſchrift S. 11. 
44) Er pflegte ein ſechsſtündiges Privatkolleg und ein einſtündiges 
Publikum zu leſen, beide gehörten aber innerlich zuſammen. 
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1881,82 veranſtalteten) „Hiſtoriſchen und praktiſchen Uebungen 
aus dem Gebiet des Handelsrechts“ andererſeits. In dem 
dogmatiſchen Kolleg hat er Tauſende von Zuhörern in den 
kunſtvollen, nicht zum geringſten Theile von ihm ſelbſt er- 
richteten Bau des Syſtems des Handelsrechts eingeführt, in 
den Uebungen hat er regelmäßig eine kleinere, aber nicht 
kleine Zahl beſonders Strebſamer die Kunſt gelehrt, an der 
Ausgeſtaltung dieſes Baus ſelbſtthätig mitzuwirken. Der Ein⸗ 
fluß, den er jo auf die Förderung der Pflege des Handels: 
rechts ausgeübt hat, kann nicht leicht überſchätzt werden. Er 
erſtreckte ſich weit über die Grenzen Deutſchlands hinaus auf 
das Ausland, welches in die Vorleſungen über das inter: 
national bedeutſame Handelsrecht mit Vorliebe ſeine Ver⸗ 
treter ſandte. 

Seiner Lehrthätigkeit, der er von Herzen anhing, wid— 
mete ſich Goldſchmidt mit der ganzen Gewiſſenhaftigkeit, 
die einen Grundzug ſeines Weſens bildete. Der Hörer ſeiner 
Vorleſung war ſicher, jede Frage nach dem Stande der 
neueſten Forſchung unter Berückſichtigung des geſammten, 
zugänglichen Materials in meiſterhafter Beherrſchung des 
Stoffes erörtert zu erhalten. Auf die Uebungen, deren hohe, 
juriſtiſch⸗-pädagogiſche Bedeutung zu betonen er von früh auf 
nicht müde wurde!“), verwendete Goldſchmidt beſonders 
in der Korrektur und Beſprechung der eingehenden Arbeiten 
ein febr erhebliches Quantum an Zeit und Mühe; eine nicht 
geringe Anzahl tüchtiger Erſtlingsſchriften iſt unmittelbar aus 
ihnen hervorgegangen. 

Goldſchmidt's Lehrweiſe war in hohem Maße an— 
regend, ſein Vortrag freilich auf ſolche Studirenden berechnet, 
die nicht nur paſſiv empfangen und mechaniſch nachſchreiben, 
ſondern ſelbſtthätig dem Lehrer folgen wollten. Dem Reich— 
thum des Inhalts entſprach die abgerundete Form. Die 


45) S. bereits Preußiſche Jahrbücher Bd. III (1859) S. 51, dann 
Das dreijährige Studium S. 56 ff., Rechtsſtudium und Prüfungs: 
ordnung S. 260 ff., 284 und ſonſt. 
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zur ſchriftlichen Fixirung geeigneten Sätze wurden durch 
ſchärfere Pointirung und Betonung hervorgehoben, ohne daß 
dadurch der einheitliche Charakter des Ganzen beeinträchtigt 
wurde +6). Während Goldſchmidt ſprach, reproduzirte er 
die gedanklichen Operationen, die ihn zu ſeinen Anſichten 
geführt hatten, und ließ er ſo die Studirenden an ſeiner 
eigenen Arbeit theilnehmen. Zu aufmerkſamen Hörern, die 
in ſeiner Nähe ihren Platz hatten, war er beſtrebt, in un— 
mittelbaren, geiſtigen Kontakt zu treten, und deutlich konnten 
ſolche es empfinden, wie es den Lehrer freute, wenn er ſeine 
Ausführungen, zumal in feineren Einzelheiten, verſtanden 
ſah. So entſprachen ſeine Vorleſungen in vollkommener 
Weiſe dem, worin er!“ den Beruf der deutſchen Hochſchule 
erblickte, der Erziehung zur geiſtigen Selbſtändigkeit mittelſt 
geiſtiger Freiheit. — 

Die Verbindung des Lehrers mit dem Forſcher bildet, 
wie Gold ſchmidt im Anſchluß namentlich an Sybel und 
Helmholtz betont hat“), die vielbewunderte, von der ganzen 
civiliſirten Welt beneidete Eigenart der deutſchen Univerſi⸗ 
täten. Auch Goldſchmidt den Lehrer können wir nicht 
denken ohne Goldſchmidt den Gelehrten. Die Arbeit im 
Dienſte der Wiſſenſchaft bildete den eigentlichen Kern und 
den Hauptinhalt ſeines Lebens; ſie hat in der Geſetzgebung, 
Rechtſprechung und Literatur ihre unvergänglichen Spuren 
hinterlaſſen, ſie hat aller ſeiner ſo mannichfaltigen Thätig— 
keit ihren Stempel aufgeprägt. 


46) Die „Ausführungen“, die Goldſchmidt dem aus feinem „Grund: 
riß zu Vorleſungen über das Handelsrecht u. ſ. f.“ erwachſenen 
„Syſtem des Handelsrechts mit Einſchluß des Wechſel⸗, See⸗ und 
Verſicherungsrechts im Grundriß“ Guerſt erſchienen Stuttgart 
1887) ſeit der zweiten Auflage (1889) beigab, können als von 
ihm ſelbſt veröffentlichte Theile eines „Kollegienheftes“ bezeichnet 
werden. 

47) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 93. Vgl. auch ſchon 
Preußiſche Jahrbücher III (1859) S. 51. 

48) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 91f. 
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Goldſchmidt hatte, wie das nach dem bisherigen 
Studiengange nicht anders ſein konnte, ſeinen Ausgang von 
dem römiſchen Rechte genommen, und er iſt ſein Leben lang 
mit Leib und Seele Romaniſt geblieben. Mit Vorliebe wendet 
er, auch wo es ſich nicht um Fragen des römiſchen Rechts 
handelt, an geeigneter Stelle Ausſprüche der römiſchen Ju— 
riften on 27). Das Studium des römiſchen Rechts vergleicht 
er wa) hinſichtlich feiner Bedeutung für die Gewinnung ju: 
riſtiſcher Bildung dem Studium der Antike durch den Bild— 
bauer. Ja, er meint fogar 5°), dem wirklich reifen Gedanken 
ſetze die römiſche Theorie, richtig verſtanden, keine Schranken, 
die ihr doch ſchon vermöge ihrer geſchichtlichen Bedingtheit 
durch den poſitivrechtlichen Stoff gezogen ſind. Indem er 
nun aber, von der Regel abweichend, vom römischen Rechte 
aus der Erforſchung des modernen Verkehrs-, inſonderheit 


Handelsrechts ſich zuwendete, betrat er einen Weg, der mit 


Nothwendigkeit zu neuen bedeutenden Zielen führen mußte. 
Der weit verbreiteten Meinung, daß die Römer keinen er: 
heblichen Handel beſeſſen hätten, trat er ſchon früh und dann 
immer wieder mit Entſchiedenheit entgegen !). Die verhältniß⸗ 
mäßig geringe Ausbildung eigenthümlicher Handelsrechts— 
normen wußte er aus der Beſchaffenheit des allgemeinen 


49) So meint er (Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 342 f.), 

es müſſe jeder Kandidat der Rechte, auch der hochbegabte und 
bhöchſtgeſtellte, jeder Referendar und junge Richter oder Anwalt auf 

ſich anwenden das berühmte Wort, welches einſt der große Römer 
O. Mucius Scävola dem der Rechte noch unkundigen, obwohl als 
Redner ſchon hochberühmten Servius Sulpicius Ruſus, dem nach— 
maligen Begründer methodiſcher Jurisprudenz, zurief: tur pe 
esse patricio et nobili et causas oranti ius in quo versaretur 
ignorare. Vgl. auch ebendaſ. S. 118, 120, 337. 

49.1) Das dreijährige Rechtsſtudium S. 62. 

50) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. I S. 20, f. auch Bd. XXXV S. 6 f. 

51) So ſchon diefe Zeitſchrift Bd. I S. 5, zuletzt beſonders Univerſal⸗ 
geſchichte S. 63 ff. (und darnach Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften Bd. IV S. 330 f.). 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 2 
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Privatrechts der Römer befriedigend zu erklären '). Immer⸗ 
hin hat er — und zwar erſichtlich mit beſonderer Freude — 
eine Anzahl ſpeziell handelsrechtlicher Sätze und Inſtitute 
aus den zum Theil ſehr undeutlichen Quellenzeugniſſen nach— 
gewieſen “?). Aber natürlich erkannte niemand deutlicher als 
er, daß der Einfluß des römiſchen Rechts, wie hoch auch 
immer veranſchlagt, nicht genügen konnte, um die reich ge— 
gliederten Bildungen eigenthümlich handelsrechtlicher Inſtitute 
ins Leben zu rufen, die in der zweiten Hälfte des Mittel- 
alters im Rechte der an dem Handel des Mittelmeers be— 
theiligten Gebiete, zumal Italiens, begegnen, und deren 
quellenmäßigem Nachweiſe der größte und wichtigſte Theil der 
Univerſalgeſchichte gewidmet ift. So hat denn Gold ſchmidt 
trotz ſeiner Vorliebe für das römiſche Recht und trotz ſeiner 
ſteten Bemühung, deſſen Bedeutung auch für das Verſtänd— 
niß des modernen Handelsrechts zu erweiſen, dieſem letzteren 
ſtets mit allem Nachdruck ſeine volle Selbſtändigkeit gegen— 
über und auch im Gegenſatze zu dem römiſchen Rechte ge— 
wahrt. Auf das Schärfſte hebt ers“ hervor, daß aller 
Wichtigkeit des römiſchen Rechts unerachtet doch der größte 
Theil des heutigen Handelsrechts „aus der genialen ſchöpferi— 
ſchen Kraft des europäiſchen, insbeſondere des italieniſchen 
Kaufmannsſtandes, meiſtens mehr gehemmt als gefördert 
durch die Civiliſten und Kanoniſten, zum Theil in Wider⸗ 
ſpruch gegen römiſches, insbeſondere aber kanoniſches Recht, 
zum Theil daneben (contra — praeter legem) entſtanden 
it”. Goldſchmidt ift nicht darauf ausgegangen, ſyſtematiſch 
genauer zu unterſuchen, woher der Kaufmannsſtand die Rechts⸗ 
gedanken genommen hat, deren Verwendung und Ausgeſtal⸗ 
tung im Dienſte der beſonderen Bedürfniſſe des Handels- 
verkehrs dieſem ſein in der Hauptſache noch jetzt geltendes 
Recht verſchafft hat. Aber nicht nur hat er und hatte er 


52) Dieſe Zeitſchrift Bd. I S. 5, dann Univerſalgeſchichte S. 71 ff. 
53) Vgl. die Anführungen Univerſalgeſchichte S. 71 Anm. 72, S. 77f. 
54) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 440. 
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ſchon früher für einzelne der in Betracht kommenden Inſti— 
tute germaniſchen Urſprung nachgewieſen “)), ſondern er er: 
kennt auch auf Grund einer kurzen Zuſammenſtellung 56) von 
germaniſchen „Modifikationen“, die das römiſche private Ver⸗ 
kehrsrecht im Mittelalter erlitten habe, an, daß der gemein⸗ 
ſame germaniſche Grundſtoff des heutigen Handelsrechts 
keineswegs unbeträchtlich 57), ja nach dieſer Richtung der 
Wiederbelebung und Fortführung germaniſcher Rechtsgedanken 
die Entwicklung weitaus nicht abgeſchloſſen ſei. Der Ger— 
maniſt wird all dem gern zuſtimmen und nur in den ger— 
maniſcher Wurzeln entſtammenden Beſtandtheilen des mittel- 
alterlichen und modernen Handelsrechts etwas mehr als bloße 
Modifikationen des römiſchen Rechts erblicken. Der Weg, 
den die geſchichtliche Forſchung auf dem Gebiete des Handels— 
rechts zunächſt einzuſchlagen hat, iſt ihr jedenfalls damit vor⸗ 
gezeichnet. Sie muß ſich darüber klar ſein, daß die „Er— 
gebniſſe der romaniſchen Rechtsbildung im Mittelalter“, wie 
ſie von Goldſchmidt meiſterhaft zur Darſtellung gebracht 
worden ſind, zunächſt nur nach ihrer örtlichen Beziehung 
als ſolche bezeichnet werden können, daß nach den Reſultaten 
der bisherigen Forſchung in dem auch auf romaniſchem 
Boden zur Entwicklung gelangten, mittelalterlichen Handels— 
recht römiſch⸗xechtliche und deutſch-rechtliche Beſtandtheile neben 
einander oder mit einander vereint erſcheinen, und daß die 
Gewinnung eines vollen Verſtändniſſes für den Werdegang 
unſeres Handelsrechts bedingt iſt durch die ſcharfe Sonde— 
rung eben dieſer beiden urſprünglich verſchiedenen Arten 
ſeiner Bildungselemente. Dieſe ebenſo wichtige, wie ſchwierige 


— ———— ͤ y— 


55) So für die den Grundſatz „Hand wahre Hand“ fortbildenden Rechts⸗ 
normen, für das agermanament des Konſulats und für die Depo⸗ 
ſitalſcheine der ſiziliſchen und Neapolitaner Banken; vgl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. IX S. 65, Bd. XXXV S. 342 ff., Bd. XXXVII 
S. 266 f., Univerſalgeſchichte S. 136 Anm. 154, S. 320 ff. 

56) Univerſalgeſchichte S. 132 ff. 

57) S. aber freilich die Bemerkung Goldſchmidt's im Syſtem des 
Handelsrechts S. IV Z. 6 ff. 
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Aufgabe wird aber nicht gelöſt werden können, ehe nicht eine 
Vorarbeit geleiſtet worden iſt. Wenn die Ablöſung der ger— 
maniſch- rechtlichen Beſtandtheile aus dem ſüdeuropäiſchen Ver: 
kehrsrecht des Mittelalters mit Ausſicht auf Erfolg unter— 
nommen werden ſoll, muß zunächſt einmal der gedankliche In— 
halt — wir dürfen [don jetzt jagen, der Gedankenreichthum — 
des germaniſchen Privatrechts, namentlich des ſo lange mit 
Unrecht geringgeſchätzten Obligationenrechts, mit Hilfe ſolcher 
Quellen ermittelt werden, die ihn möglichſt in ſeiner durch 
ſremde Einflüſſe nicht getrübten Geſtalt erkennbar werden 
laſſen 58). Dann erft wird Goldſchmidt's unvollendet ge- 
bliebenes Meiſterwerk, deſſen nächſter Abſchnitt eben dem 
germaniſchen Recht der nachfränkiſchen Zeit gewidmet ſein 
ſollte, eine entſprechende Fortſetzung und Ergänzung erfahren 
können, und der Quellſtrom des in den romaniſchen Rechts— 
gebieten erhaltenen germaniſchen Rechts in gleicher Weiſe bis 
auf ſeine Urſprünge verfolgbar und in ſeinem Laufe erkennbar 
ſein, wie dies der Antheil des Alterthums an der Geſtaltung 
des mittelalterlichen Handelsrechts durch Goldſchmidt's Ar: 
beiten geworden iſt. — | 
Goldſchmidt's rechtsgeſchichtliche Forſchung, ſo tief 
und ſo fern ſie auch in das Dunkel der Vorzeit einzudringen 
ſuchte, trug durchaus keinen antiquariſchen Charakter. Weſent— 
lich dazu beſtimmt, die Einſicht in das beſtehende Recht 
durch die Klarlegung ſeines Werdeganges zu fördern, ent— 
ſprach ſie vollkommen der eminent praktiſchen Richtung, die 
für Goldſchmidt's wiſſenſchaftliche Grundanſchauung be— 
ſtimmend war. Die Rechtswiſſenſchaft, ſagte er, it „eben 
doch nichts anderes als civilis sapientia, die praktiſche Philo- 
ſophie der bürgerlichen Geſellſchaft. Sie geht ſicherlich nicht 
auf in der Interpretation der Texte, noch auch nur in der 
Bildung der Rechtsbegriffe aus dem gegebenen Recht; ihre 


58) Die bahnbrechenden Forſchungen von Amiras auf dem Gebiete 
des nordgermaniſchen Obligationenrechts haben bereits begonnen, 
ihre befruchtende Wirkung auf die Erkenntniß des ſüdgermaniſchen 
Rechts auszuüben. | 
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höchſte Aufgabe iſt, die richtige d. h. jeder Zeit und jeder 
Kulturlage entſprechende rechtliche Geſtaltung des menſchlichen 
Gemeinlebens zu finden und möglichſt ſicher feftzuftellen” 5 ). 
„Der Werth der Rechtstheorie bemißt ſich“ ihm daher 
„weſentlich darnach, wie weit ſie das geltende Recht als eine 
angemeſſene Norm der Lebensverhältniſſe darzulegen und 
fortzubilden verfteht” ““). Er verlangt von der Wiſſenſchaft 
des Rechts, daß ſie ſich „von doktrinärer Schablone und 
engem rein juriſtiſchen Schematismus“ losmache !). Er 
wird nicht müde ?), auf „den goldenen Satz“ des Paulus 
hinzuweiſen: non ex regula ius sumatur, sed ex iure quod 
est regula fiat. „Die Principien“ — betont er“) — „ſollen 
ſich in der Durchführung bewähren und ſchon der Verſuch 
der Durchführung ſchützt vielfach vor Unklarheit, Ver— 
ſchwommenheit oder gar Unrichtigkeit; eine Menge der 
ſchönſten Principien“ fallen über Bord, ſobald man mit der 
verachteten ‚Safuiftif‘ Ernſt macht“. Im Gegenſatz zu der 
„noch immer von Einzelnen feſtgehaltenen Selbſtherrlichkeit 
der formalen Rechtsregel“ 54) fordert er weitergehend von 
der Rechtswiſſenſchaft da, wo die poſitiven Rechtsſätze zur 
Regelung der thatſächlichen Verhältniſſe auch bei freieſter 
Behandlung nicht ausreichen, die ſelbſtthätige Findung und 
Darlegung „der dem Weſen und Zweck dieſer Verhältniſſe 
— der Natur der Sache — entſprechenden und imma— 
nenten Rechtsgeſetze“ 55). 


59) Dieſe Zeitſchriſt Bd. XXXV S. 11. 

60) Handbuch ! I 1 (1864) S. XI. Vgl. auch diefe Zeitſchrift 
Bd. XXXVI S. 145 Z. 14 ff. 

61) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXX VI S. 306. 

62) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXIII S. 180, Bd. XXXVI S. 126 
und ſonſt. 

63) Handbuch 11 2 S. III. 

64) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXIII S. 275 (1878). 

65) Handbuch ? 1 S. 305. Vgl. u. A. dieſe Zeitſchrift Bd. VI 
S. 339, Bd. XI S. 184 (f. auch Handbuch ! 1 S. 705 Anm. 15). 
Dem entſprechend rechnet Gold ſchmidt (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. II S. 462) Staudinger die ſorgſame Benutzung der Ge⸗ 
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Mit der Aufgabe, die Goldſchmidt der Rechtswiſſen— 
ſchaft Hellt. ift die Methode ihrer Löſung gegeben. Wenn 
die Jurisprudenz das Recht als eine vernünftige Lebensord— 
nung erkennen ſoll, wird ſie das nicht anders als mittelſt 
allſeitiger Durchdringung der den Gegenſtand dieſer Ordnung 
bildenden Lebensverhältniſſe ſelbſt erreichen können““). Die 
rein oder weſentlich dogmatiſche Methode, auch wenn ſie mit 
der Meiſterſchaft eines Thöl gehandhabt wird“), vermag 
daher für ſich allein der Rechtswiſſenſchaft nicht zu leiſten, 
was dieſe fordern muß, um ihren eigenen Verpflichtungen 
genügen zu können. Mit ihr muß ſich verbinden “), wenn 


ſellſchaftsſtatuten in ſeiner „Rechtslehre vom Lebensverſicherungs⸗ 

vertrage“ zum entſchiedenſten Verdienſte an, da ſie bei ſolchen noch 

in Entwicklung begriffenen Inſtituten der einzige Weg ſei, die 
durch die Natur der Sache gebotenen Rechtsſätze zu finden. 

An Regelsberger's Civilrechtlichen Erörterungen nennt Gold— 

ſchmidt (in dieſer Zeitſchrift Bd. XIII S. 333) als einen be⸗ 

ſonderen Vorzug „die überall hervortretende ſorgſame Beobachtung 
des heutigen Verkehrslebens und die ſtete Rückſicht auf die den 

Verkehrsintereſſen entſprechende vermuthliche Intention des (will 

ſagen: der) Betheiligten“. Im Nekrolog auf Anſchütz (in 

dieſer Zeitſchrift Bd. XXI S. 348) hebt er hervor, daß dieſer 

„mit gründlicher, vielſeitiger juriſtiſcher Bildung ... lebhafte 

Empfänglichkeit für die wechſelnden Erſcheinungen des Verkehrs⸗ 

lebens“ verbunden und „mit Vorliebe den neu auftauchenden Ver— 

kehrsgeſtaltungen ſtets fruchtbare Aufmerkſamkeit zugewendet“ habe. 

Und er meint (Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 125 nach 

feinem Vortrage über „Die Nothwendigkeit eines deutſchen Givil: 

geſetzbuches“ S. 16 des Sonderabdrucks), es ſei wohl kein Nach: 
theil, wenn die Wiſſenſchaft, der Tiefe ihrer Forſchung unbeſchadet, 
ſich mit größerer Energie den — alle dogmatiſche wie hiſtoriſche 

Kraft, ja viel mehr erfordernden ſo ſchwierigen — Problemen des 

modernen Rechtslebens zugewendet habe. 

67) Ihn hat Goldſchmidt als den hervorragendſten Vertreter jener 
Methode auf dem Gebiete des Handelsrechts — unbeſchadet der 
Würdigung ſeiner großen Verdienſte — zu wiederholten Malen 
ſehr entſchieden bekämpft. Vgl. z. B. dieſe Zeitſchrift Bd.! 
S. 17, Bd. XXVI S. 606, Bd. XXVIII S. 449 ff., Bd. XXXIII 
S. 500. | 

68) Vgl. namentlich die programmatiſchen Ausführungen in dieſer 


66 


— 
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ein volles Verſtändnis des geltenden Rechts und ein richtiger 
Maßſtab für feine Fortbildung gewonnen werden ſollen, die 
Erforſchung feiner Entwicklungsgeſchichte einerſeits, die Gr 
kenntniß ſeiner nicht juriſtiſchen, ſondern auf ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichem, ethiſchem, anthropologiſchem Gebiete liegenden 
Grundlagen andererſeits. 

Der rechtsgeſchichtlichen Forſchung zuvörderſt wird 
damit die Bedeutung zugewieſen, die ihr in der Eigenſchaft 
als eines Theils der Jurisprudenz allein zukommt, die aber 
ſelbſtverſtändlich ihre ganz andere Bedeutung als eines Zweiges 
der geſchichtlichen Forſchung überhaupt vollkommen unberührt 
läßt. Für den Juriſten als ſolchen kommt die Rechtsgeſchichte 
nicht um ihrer ſelbſt willen als ein Theil der Wiſſenſchaft 
vom Menſchen, ſondern ausſchließlich als ein Mittel zur 
Förderung der Einſicht in das Recht der Gegenwart und 
zugleich der Vorbereitung des Rechts der Zukunft in Be⸗ 
tracht “?). In dieſem Sinne hat Goldſchmidt die geſchicht⸗ 
liche Methode nicht nur empfohlen, ſondern ſtets und mit 
dem größten Erfolge angewendet. Seine hiſtoriſchen Unter⸗ 
ſuchungen haben unmittelbar für zahlreiche Inſtitute des 
geltenden Verkehrsrechts das volle Verſtändniß überhaupt 


Zeitſchrift Bd. 1 S. 19 f. Ferner Handbuch! I S. VIII, dieſe 
Zeitſchrift Bd. XXIII S. 275 und ſonſt. Bereits 1857 erklärt 
ſich Goldſchmidt (Kritik des Entwurfs eines Handelsgeſetzbuchs 
für die Preuß. Staaten. 2. Abtheilung. Separatabdruck aus der 
Krit. Zeitſchrift für die geſ. Rechtswiſſenſchaft Bd. IV S. IV) für 
„ſeit Jahren durchdrungen von der Ueberzeugung und immer mehr 
in derſelben befeſtigt, daß die beherrſchenden Grundgedanken einer 
jeden Rechtslehre die Erforſchung der Lebensverhältniſſe, des wirth⸗ 
ſchaftlichen wie des ſittlichen Thatbeſtandes, zu ihrer natürlichen 
und nothwendigen Baſis haben“. Später hat Goldſchmidt 
dieſe Methode mehrfach als die deutſche der von ihm nicht gering 
geachteten, aber doch für nicht gleich ergiebig gehaltenen franzö⸗ 
fiſchen gegenübergeſtellt. Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XIV S. 655, 
662, Bd. XXXV S. 275 f., Bd. XL S. 262. 

69) Vgl. Preußiſche Jahrbücher Bd. III S. 29 f. (1859), Studien zum 
Befitzrecht (Berliner Feſtgabe für R. v. Gneiſt) S. 63. 
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erft eröffnet“). Es ift dies um jo beachtenswerther, als 
der Beginn ſeiner literariſchen Thätigkeit eben in die Zeit 
fiel, wo eine ganz Deutſchland umfaſſende, geſetzliche Rege— 
lung des Handelsrechts im Werden begriffen war. Die erſten 
Seiten des Vorworts zum Handbuche (1864) ſind dem Hin— 
weiſe darauf gewidmet, daß auch das damals neue Handelsgeſetz— 
buch geſchichtlich d. h. nicht als ein in ſich fertiges und ab— 
geſchloſſenes Werk, ſondern als Erzeugniß und nur einſt— 
weiliger Abſchluß eines geſchichtlichen Entwicklungsprozeſſes 
aufgefaßt werden dürfe. Es iſt nur zu wahrſcheinlich, daß 
die gegentheilige Auffaſſung mit Bezug auf die ähnlich liegen— 
den Verhältniſſe der Kodififation des Bürgerlichen Rechts in 
der Gegenwart ein größeres oder geringeres Herrſchaftsgebiet 
erringen werde. Die rein dogmatiſche, das Geſetz möglichſt 
„aus ſich ſelbſt heraus“ erklärende Methode hat einmal den 
Vorzug größerer Bequemlichkeit, ſodann den ſcheinbaren Vor— 
zug größerer Sicherheit ihrer weſentlich nur durch logiſche 
Operationen gewonnenen Ergebniſſe. Um ſo nachdrücklicher 
wird dem gegenüber zu betonen ſein, daß jener erſte Vorzug 
nicht in Betracht kommen darf, weil es dem wiſſenſchaftlich 
denkenden Juriſten auf die Richtigkeit ſeiner Anſichten, nicht 
auf die Bequemlichkeit ihrer Erlangung ankommen muß, und 
daß der zweite Vorzug in Wahrheit nicht beſteht, wenn 
anders das Geſetz nicht als eine mathematiſche Formel, ſon— 
dern als zur vernünftigen Ordnung der Lebensverhältniſſe 
beſtimmte Norm betrachtet wird. Eben jetzt iſt es daher 
an der Zeit, ſich deſſen zu erinnern, was Goldſchmidt vor- 
einem Menſchenalter im Hinblick auf das Handelsgeſetzbuch 
mit aller Klarheit ausgeſprochen und durch die Arbeit ſeines 
Lebens 71) als richtig erwieſen hat: „Nicht früh und ent: 
ſchieden genug kann der Anſicht entgegengetreten werden, 


70) Vgl. das bedeutſame Zeugniß Georg Beſeler's (Syſtem des 
gemeinen deutſchen Privatrechts 1 $ 222 Anm. 2), dazu Gold: 
ſchmidt, Handbuch 1 S. XI Anm. *. 

71) Vgl. dazu diefe Zeitſchrift Bd. XXX VI S. 306, Rechtsſtudium 
und Prüfungsordnung S. 402 Anm. 481. 
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daß, nach Schaffung einer neuen gemeinſamen geſetzlichen 
Grundlage des Deutſchen Handelsrechts, ſich die Aufgabe der 
Wiſſenſchaft auf eine Erklärung des Geſetzbuchs aus ſeinem 
Wortlaut und ſeiner unmittelbaren Entſtehungsgeſchichte 
heraus zu beſchränken habe. . .. Vielmehr ift . der Wiſſen⸗ 
ſchaft die nächſte und wichtigſte Aufgabe geſtellt, die unvermeid— 
lichen Nachtheile dieſer, wie jeder Codifikation, die formelle 
Losreißung des durch ſie begründeten Rechtszuſtandes von 
der Vergangenheit, durch den Nachweis des geſchicht— 
lichen Zuſammenhanges möglichſt auszugleichen, und 
überall an die Vergangenheit anknüpfend, die Ergebniſſe der 
bisherigen Wiſſenſchaft für die Erkenntniß und N 
des geltenden Rechts zu verwerthen.“ — 

Die rechtsgeſchichtliche Betrachtung führt zumal auf 
dem Gebiete des Handelsrechts von ſelbſt zur rechts ver— 
gleichenden. Vermöge der Natur des nicht an den Stammes⸗ 
oder Staatsgrenzen Halt machenden Handels haben an der Aus— 
bildung des ihn beherrſchenden Sonderrechts die verſchiedenen, 
an ihm betheiligten Völker und Staaten mitgearbeitet, und 
ſind die Ergebniſſe dieſer ihrer Arbeit ihnen allen in höherem 
oder geringerem Grade zu Gute gekommen. Die Geſchichte 
des Handelsrechts kann daher nicht in der Beſchränkung auf 
ein einzelnes Volk geſchrieben werden. Die handelsrecht— 
liche Forſchung muß eine rechtsvergleichende ſein, und zwar 
weſentlich auch im Intereſſe des heimiſchen Rechts ſelbſt, 
gleichviel, ob deſſen Fortentwicklung ſeine Uebereinſtimmung 
mit oder ſeine Abweichung von den Rechten anderer Kultur— 
ſtaaten erkennen, und ob ſie die eine oder die andere als 
in der Sache begründet oder als nicht gerechtfertigt er— 
ſcheinen läßt. Mit gutem Grunde hat daher Goldſchmidt 
von jeher der richtig verſtandenen Rechtsvergleichung ein 
unmittelbar praktiſches, für den Handelsverkehr beſonders 
erhebliches Intereſſe zugeſprochen 71). Auf die Schwierig— 


72) Vgl. beſonders Handbuch 1 I S. VII, ferner Handbuch ? I 1 
S. VIII, „Im neuen Reich“ Bd. I S. 484, dieſe Zeitſchrift 
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keiten freilich, die es ſtets für einen Ausländer hat, zur 
vollen Erkenntniß eines fremden Rechts ſich durchzuarbeiten, 
hat er ſelbſt gelegentlich zutreffend hingewieſen “?). Aber 
jedermann weiß, mit welcher peinlichen Gewiſſenhaftigkeit 
und mit welchem Erfolge er bemüht geweſen iſt, dieſer 
Schwierigkeiten Herr zu werden: Seinem Handbuch kann 
auch nach der Seite der eindringenden, auf ſelbſtändiger 
Beherrſchung beruhenden Berückſichtigung der außerdeutſchen 
Rechte kein ähnlich angelegtes Werk zur Seite geſtellt werden. 

Die Rechtsvergleichung wird im Bereiche des Verkehrs- 
rechts beſonders häufig ihr Ziel erblicken in der Rechtsaus— 
gleichung. Denn in höherem Maße als auf anderen Ge— 
bieten erweiſt ſich hier vermöge der Gleichartigkeit der that— 
ſächlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe die Verſchiedenheit 
des Rechts bei näherem Zuſehen als der inneren Begrün— 
dung entbehrend. Den drei großen Vereinigungen, die, 
„jede in ihrem Bereiche, für Ausgleichung unbegründeter 
Rechtsverſchiedenheiten und Anbahnung gemeinſamen Rechts 
der civilifirten Nationen“ wirken“), hat Goldſchmidt als 
thätiges Mitglied in hervorragender Stellung angehört: dem 
Institut de droit international als Mitgründer (1873), ſeit 
1895 als Ehrenmitglied, der Société de législation comparée 
ſeit 1876 als korreſpondirendes Mitglied, der Association 
for the Reform and Codification of Law of Nations ſeit 
1878 als Vicepräſident für Norddeutſchland. 

Wenn nun die rechtsgeſchichtliche und die rechtsver- 
gleichende Forſchung durchaus juriſtiſche Forſchung iſt, ſo 
trägt die auf die Nachweiſung der die Rechtsentwicklung 
bedingenden und deshalb für das Verſtändniß des geltenden 
Rechts weſentlichen Lebensverhältniſſe gerichtete Forſchung 
naturgemäß einen anderen Charakter. Ihre Unentbehrlich— 


Bd. XXVI S. 333, Bd. XXXV S. 8 f., Bd. XL S. 372 und 
ſonſt. 

73) In dieſer Zeitſchrift Bd. XXXV S. 295. 

74) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bd. XXIII S. 293. 
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keit für die Zwecke der Rechtswiſſenſchaft darf nicht dazu 
ſühren, die Grenzen beider zu verwiſchen und die von der 
Jurisprudenz als Hilfsmittel verwendeten Geſichtspunkte 
anderer Wiſſenſchaften als juriſtiſche Geſichtspunkte zu be- 
handeln. Mit derſelben Entſchiedenheit, mit welcher Gold— 
ſchmidt gegen die Iſolirung der Rechtswiſſenſchaft ſich aus⸗ 
ſpricht, tritt er daher jener naheliegenden Gefahr entgegen. 
Beſonders nothwendig erſcheint dies, wo es ſich um das Ber: 
hältniß der Rechtswiſſenſchaft zu der ihr ſo nahe ſtehenden 
Volkswirthſchaftslehre handelt 7°). Aber gelegentlich wird es 
doch auch erforderlich hervorzuheben "91. daß pſychiſche Mo- 
mente, unbeſchadet ihrer von Goldſchmidt nicht verfannten 
Bedeutung auch für die Zwecke der Jurisprudenz, doch keine 
Rechtsakte ſind, und das Rechtsſyſtem kein Syſtem der 
Pſychologie ift. — 

Eine Rechtswiſſenſchaft, der es darum zu thun iſt, nicht 
mittelſt abſtrakter Denkoperationen ihren Stoff ſich zu be— 
reiten, ſondern ihn aus dem Leben heraus und für das 
Leben zu geſtalten, wird den Erzeugniſſen der juriſtiſchen 
Praxis die Bedeutung eines unentbehrlichen Hilfsmittels und 
Prüfſteins jeder Forſchung zuzugeſtehen ohne Weiteres bereit 
ſein. Durch Wort und That iſt denn auch Goldſchmidt 
bemüht geweſen, Theorie und Praxis als nicht im Gegen⸗ 
ſatze zu einander ſtehend, ſondern einander ergänzend und 
einander unentbehrlich zu erweiſen ?“). In feinem eigenen 
Leben verbanden ſich beide zu einem harmoniſchen Ganzen. 
Zwiſchen den erſten und den zweiten Teil ſeiner akademiſchen 
Laufbahn ſchiebt ſich die Thätigkeit beim Reichsoberhandels⸗ 
gericht. Aber wie neben dieſer und zum großen Theile in 
ihr ſeine wiſſenſchaftlichen Arbeiten fortgeführt wurden, ſo 


75) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. X S. 172, Bd. XIX S. 324, 
Bd. XXXVI S. 306. 

76) Diefe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 432. 

77) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. I S. 16, Das dreijährige Studium 
S. 11 und beſonders Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 98 f., 
114, 118 ff., 295. 
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war er auch als Univerſitätslehrer unausgeſetzt praktiſch 
thätig. | 

An der Rechtspflege nahm er, von minder Wich: 
tigem abgeſehen 78), durch Ausübung einer febr umfang- 
reichen, gutachtlichen Thätigkeit Theil, deren Ergebniſſen, wie 
z. B. den Schriften über den Lucca-Piſtoja-Aktienſtreit 1°), 
die Rechtswiſſenſchaft vielfache dauernde und bedeutende Be— 
reicherung verdankt. Im Jahre 1872 wurde ihm die hohe 
Auszeichnung zu Theil, für Se. Majeſtät den Deutſchen 
Kaiſer in Gemeinſchaft mit dem Obertribunals-Präſidenten 
Grimm und dem Geographen, Profeſſor Dr. Kiepert den 
Schiedsſpruch in der San-Juan⸗Frage vorbereiten zu dürfen. 
Es gab ihm dies Gelegenheit, ſich mit der Frage der inter— 
nationalen Schiedsgerichte näher zu beſchäftigen, und dieſem 
Umſtande hat die Wiſſenſchaft des Völkerrechts das — übri— 
gens auch civilrechtlich in manchen Beziehungen lehrreiche — 
Reglement für internationale Schiedsgerichte zu verdanken, 
welches er dem Institut de droit international auf deſſen 
erſter Jahresverſammlung zu Genf 1874 vorlegte 8°). 


78) Ein von ihm als Mitglied des Heidelberger Spruchkollegs erſtattetes 
Referat ſ. im Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. L S. 49 ff., 
einen von ihm als Mitglied eines Schiedsgerichts verfaßten und 
zum Schiedsſpruch erhobenen Urtheilsentwurf in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XV S. 299 ff. Von 1868 bis 1870 nahm er als badiſcher Be: 
zirksrath an der Verwaltungsrechtſprechung theil (ral. Rechtsſtudium 
und Prüfungsordnung S. 118 und 269). 

79) Gutachten 1859, Nachtrag 1861, ferner dieſe Zeitſchrift Bd. XII 
S. 325 (f. auch Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 375 
Anm. 193). Vgl. ferner die in dieſer Zeitſchrift Bd. XIV 
S. 397 ff. und Bd. XXIX S. 341 ff. veröffentlichten Gutachten, 
von denen namentlich das letztere die wichtige Frage der Editions⸗ 
pflicht beſonders mit Bezug auf gemeinſchaftliche Urkunden und 
Handelsbücher grundlegend und erſchöpfend behandelt. | 

80) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XX S. 649. Das von Goldſchmidt 
vorgelegte Reglement ift veröffentlicht in Grünhut's Zeitſchrift 
Bd. II S. 714 ff., die von dem Institut adoptirte Faſſung, die 
nur in wenigen Punkten von Goldſchmidt's Vorſchlägen ab⸗ 
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Aber nicht minder bedeutend als ſeine Thätigkeit auf 
dem Gebiete der Rechtspflege war diejenige auf dem Gebiete 
der Rechtsſchaffung. Mit den Anfängen ſeiner Lehr— 
thätigkeit fielen diejenigen einer einheitlich deutſchen Handels- 
geſetzgebung ungefähr zuſammen. Schon den in den Jahren 
1856 und 1857 veröffentlichten Preußiſchen Entwürfen wid— 
mete er eine eingehende, das Recht des Handelsſtandes und 
eines Theiles der Handelsgeſellſchaften betreffende, kritiſche 
Betrachtung 81). Sodann erftattete er (1860) dem Grof- 
herzoglich Badiſchen Miniſterium der Juſtiz ein Gutachten über 
die vier erſten Bücher des Entwurfs eines Deutſchen Handels- 
geſetzbuchs nach den Beſchlüſſen zweiter Leſung ??). Die von 
ihm hier geäußerten Wünſche hat die Badiſche Regierung 
zum größten Theile zu ihren eigenen gemacht“), und einige 
von ihnen haben denn auch in der ſchließlichen Faſſung 
unſeres geltenden Handelsgeſetzbuchs Berückſichtigung ge— 
funden è+). An der ſpäteren, auf dem Gebiete des Verkehrs⸗ 
rechts ſich bewegenden Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reiches hat Gold ſchmidt vielfachen, 
zum Theil maßgebenden Antheil gehabt. Auf Grund eines 
von ihm erſtatteten Gutachtens $5) faßte der im Jahre 1867 


weicht (vgl. Annuaire de l’Institut de droit international lière 
année p. 31), ſ. im Annuaire I p. 126 suiv. 

81) Kritiſche Zeitſchrift für die geſ. Rechtswiſſenſchaft Bd. IV Heft 2 
und 4. 

82) Veröffentlicht als Beilageheft zu Bd. III dieſer Zeitſchrift. 

83) Vgl. ihre Erinnerungen gegen den Entwurf des Handelsgeſetzbuches 
(2. Leſung) unter Nr. 59, 65, 77, 91, 92, 169, 209, 235, 257, 
259, 282, 288, 296, 298, 300, 304, 306, 308, 326, 341, 367, 
371, 386, 387, 409, 413, 423, 427, 452 der „Zuſammenſtellung 
der Erinnerungen“ (Bd. IX der Folioausgabe der Protokolle). 

84) So verdankt namentlich der Art. 314 HGB.'s feine Faſſung den 
Vorſchlägen Goldſchmidt's. 

85) Verhandlungen des 6. Deutſchen Juriſtentages Bd. I S. 227—271, 
dazu Bd. III S. 82 ff. Goldſchmidt hatte die in ſeinem Gut⸗ 
achten vertretenen Anſchauungen bereits 1859 in einem Referat 
für den zweiten volkswirthſchaftlichen Kongreß begründet (val. 
Verhandlungen des 6. Juriſtentages Bd. 1 S. 234 Anm. ). 


30 Pappenheim: Levin Goldſchmidt. 


abgehaltene, ſechſte Deutſche Juriſtentag Beſchlüſſe, welche 
zur Beſeitigung der Zinstaxen weſentlich beitrugen. Nach 
den von ihm als Referenten geſtellten und begründeten 
Anträgen 8) ſprach fih der achte Deutſche Juriſtentag (1869) 
zu Gunſten der Befreiung der Aktiengeſellſchaften, Aktien: 
kommanditgeſellſchaften und Erwerbs- und Wirthſchafts— 
genoſſenſchaften von dem Erforderniß der ſtaatlichen Ge— 
nehmigung zur Errichtung aus?). Wirkſamen Schutz des 
Publikums und der Aktionäre gegen Mißbräuche des Aktien— 
geſellſchaftsweſens und Beſeitigung der unbegründeten Ver— 
ſchiedenheiten in der rechtlichen Regelung der Aktiengeſell— 
ſchaften und Aktienkommanditgeſellſchaften hatte er vergeblich 
ſchon während der Entſtehung des geltenden Handelsgeſetz— 
buchs gefordert?). Im Einzelnen wies er den von der 
Geſetzgebung zu beſchreitenden Weg in ſeinem dem Verein 
für Sozialpolitik im Jahre 1873 erſtatteten Gutachten "71. 
Auf Veranlaſſung des Präſidenten des Reichskanzleramtes 
erſtattete er im folgenden Jahre ein Gutachten zu dem 
von den Abgeordneten Mosle und Genoſſen eingebrachten, 
aber dann nicht mehr zur Berathung im Plenum gelangten 
Antrage betreffend Abänderung des den Erwerb eigener 
Aktien ſeitens der Aktiengeſellſchaft betreffenden Art. 215 des 
HGB.'s 0). Der Sachverſtändigenkommiſſion, welche den 
dem Reichsgeſetze betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien und die Aktiengeſellſchaften, vom 18. Juli 1884 zu 
Grunde liegenden Entwurf vorzuberathen hatte, hat er als 
Mitglied angehört? ). Auch der Geſetzgebung über die Er: 


86) Verhandlungen des 8. Deutſchen Juriſtentages Bd. II S. 43 ff. 
Gutachten lagen nicht vor. 

87) Verhandlungen Bd. II S. 58 f. 

88) Gutachten (oben S. 29 Anm. 82) S. 80 f., 74 ff. 

89) Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. I S. 29 ff. 

90) Das Gutachten iſt in Bd. XXI S. 1 ff. dieſer Zeitſchrift ver⸗ 
öffentlicht worden. 

91) Ueber die Grundgedanken und wichtigſten Beſtimmungen des im 
September 1883 dem Bundesrathe vorgelegten Entwurfs hat ſich 
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werbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften hat er eine 
mannichfache und höchſt erfolgreiche Thätigkeit gewidmet“ ). 
Dem Badiſchen Juſtizminiſterium hatte er einen gutachtlichen 
Bericht über den erſten Entwurf zu dem zwar veröffentlichten, 
aber in Folge der Aufrichtung des Deutſchen Reiches nicht in 
Kraft getretenen Geſetzes vom 11. Februar 1870 erftattet °°). 
Zu den viel erörterten Reformfragen, die ſchließlich in dem 
Reichsgeſetze vom 1. Mai 1889 ihre Beantwortung fanden, 
nahm er wiederholt?) und mit großem Erfolge Stellung. Den 
Widerſtand gegen die von ihm längſt befürwortete Zulaſſung 
auch von Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftung zu über⸗ 
winden, iſt ihm vollſtändig gelungen. Die Beſeitigung des 
Einzelangriffs und ſeine vollſtändige Erſetzung durch das 
Umlageverfahren, für welche er auch in der zur Berathung 
des vorläufigen Entwurfs eines Genoſſenſchaftsgeſetzes im 
Jahre 1887 einberufenen Sachverſtändigenkommiſſion, ſowie 
in einer der bezüglichen Maſſenpetition von Genoſſenſchaften 
an den Reichstag (1888) beigefügten Denkſchrift eintrat, hat 
er zwar nicht zu erreichen vermocht, aber doch in der Zu— 
laſſung der Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Nachſchuß— 
pflicht wenigſtens eine ſehr erhebliche Abfindung auf ſeine 
Forderung erlangt“). Zum letzten Mal hat er in einer 
Frage der Verkehrsgeſetzgebung am 19. März 1892 das 


Goldſchmidt in einem am 23. Februar 1884 in der Berliner 
Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrage (vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XXX S. 69 ff.) ausgeſprochen. ) 

92) Vgl. ſchon das oben S. 30 über den 8. Juriſtentag Bemerkte. 

93) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXVII S. 21 Anm. 38. 

94) Vgl. namentlich dieſe Zeitſchrift Bd. XXVII S. 1—118 (auch 
beſonders erſchienen: Stuttgart 1882). Kurzer Bericht über den 
Entwurf im Deutſchen Wochenblatt 1. Jahrgang S. 410 ff., 422 ff., 
über das Geſetz ſelbſt (auf Grund der zweiten Leſung im Reichs⸗ 
tage) ebendort 2. Jahrgang S. 149 f. 

95) Bal. feinen Bericht über das Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889 in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVII S. 23 ff., insbeſondere S. 26 ff. 
Die Genoſſenſchaften dankten ihm für ſeine Bemühungen im Jahre 
1889 durch Ueberreichung einer Adreſſe. 
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Wort ergriffen. In einem in der Berliner Juriſtiſchen Ge— 
ſellſchaft gehaltenen Vortrage über „Alte und neue Formen 
der Handelsgeſellſchaft“?“) nahm er Stellung zu der im 
Entſtehen begriffenen, neuen Rechtsform der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. Ohne ſich dem Grundgedanken der Ge— 
ſetzesvorlage gegenüber prinzipiell ablehnend zu verhalten?“), 
hatte Goldſchmidt gegen die Art ſeiner Durchführung die 
erheblichſten Bedenken. Die beiſpielloſe Erleichterung der 
Körperſchaftsbildung einerſeits und die Anwendung ſpezifiſch 
handelsrechtlicher, mit Rückſicht eben auf die Bedürfniſſe 
des Handelsverkehrs entwickelter und ausgeſtalteter, deshalb 
nur für ihn paſſender Rechtsinſtitute auf Geſellſchaften, 
die zu jedem geſetzlich zuläſſigen Zweck errichtet werden 
können, andererſeits mußten ſolche Bedenken vornehmlich 
erwecken 's). Die ungewöhnliche Schnelligkeit, mit welcher 
der in Rede ſtehende Geſetzentwurf erledigt wurde ??), 
hat jede BerückſichtigQung der von Goldſchmidt, wie 
übrigens auch von Otto Bähr, erhobenen Einwendungen 
ausgeſchloſſen. Die Zukunft wird lehren müſſen, in welchem 
Maße die ausgeſprochenen Befürchtungen begründet ge— 
weſen ſind. — 


96) Veröffentlicht unter gleichem Titel: Berlin 1892. 

97) Vgl. S. 27 und 41 des in Rede ſtehenden Vortrags. 

98) Die erſtere ermöglicht es zwei Perſonen, die je 10,000 Mark ans 
legen und je 2500 Mark baar zahlen können, in leichteſter Art ein 
von ihnen verſchiedenes Rechtsſubjekt ins Leben zu rufen und dadurch 
namentlich auch gegebenen Falles die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über das Einſpruchsrecht der Verwaltungsbehörde voll⸗ 
kommen illuſoriſch zu machen. Wenn aber auf dieſem Wege ein 
Verein, der einen geſelligen, politiſchen, religiöſen Zweck verfolgt, 
dazu gelangt, eine Firma anzunehmen und ſich in das Handels⸗ 
regiſter eintragen zu laſſen, ſo iſt das nicht nur geſchmacklos, 
ſondern auch praktiſch unleidlich. Denn es kann doch nur fingirt 
werden, daß bei derartigen Vereinen durch ſolche Regiſtrirung eine 
wirkliche Publizität der eingetragenen Thatſachen in den betheiligten 
Kreiſen erreicht wird. 

99) Vgl. S. 43 des Goldſchmidt'ſchen Vortrags. 
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Unter allen Rechtszweigen ift, wie Goldſchmidt 10%) 
betont hat, das Handelsrecht der ſtärkſte Pionier für die 
Rechtseinigung der deutſchen Nation geweſen. Es iſt daher 
kein Zufall, wenn er, der ſeine eigentliche Lebensaufgabe 
in der Fortbildung des deutſchen Handelsrechts und ſeiner 
Wiſſenſchaft erblickte, ſich zugleich auch um die Erlangung 
eines Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs das größte Verdienſt 
erworben hat. Schon im Jahre 1859 hatte er geſagt "911: 
„Das ceterum censeo bleibt ſtets ein deutſches Geſetzbuch . .. 
Nationalpolitiſche und wiſſenſchaftliche Erwägungen ſprechen 
gleich lebhaft dafür. . . . Mit der deutſchen Wechſelordnung 
iſt ein erfreulicher Anfang gemacht, ein deutſches Handels: 
recht wird ſich hoffentlich in wenigen Jahren anſchließen. 
Möge man in der Verfolgung dieſer Bahn nicht ermatten, 
der endlichen politiſchen Einigung auch hier rüſtig vorarbeiten.“ 
Die Ereigniſſe nahmen einen anderen, unendlich erfreulicheren 
Gang. Nicht eine Wurzel der erwachſenden, politiſchen ſollte 
die civilrechtliche Einigung Deutſchlands werden, ſondern eine 
Frucht der voll erblühten. Daß und warum ſie deshalb 
nicht weniger anzuſtreben ſei, legte Goldſchmidt in dem 
bedeutungsvollen Vortrage dar, den er am 11. März 1872 
in der Gemeinnützigen Geſellſchaft zu Leipzig über die Noth- 
wendigkeit eines deutſchen Civilgeſetzbuchs hielt 152). Er 
ſprach ſich hier mit Entſchiedenheit für eine Kodifikation und 


100) Dieſe Zeitſchriſt Bd. XXXV S. 9 f. Vgl. andererſeits über den 
Zuſammenhang zwiſchen dem Aufſchwung der Wiſſenſchaft des 
Handelsrechts und der nationalen That einer umfaſſenden Geſetz⸗ 
gebung ebendaſ. Bd. I S. 1. 

101) Preußiſche Jahrbücher Bd. III S. 57. 

102) Veröffentlicht in der Zeitſchrift „Im neuen Reich“ Nd. S. 473 
bis 489. Für die richtige Würdigung des Einfluſſes, den dieſer 
Vortrag auf den Gang der Dinge ausgeübt hat, iſt namentlich 
die von dem Juſtizminiſter von Fäuſtle am 8. November 1873 
in der bayerifchen Abgeordnetenkammer gehaltene Rede zu ver: 
gleichen (abgedruckt in Hirth's Annalen des Deutſchen Reichs 
1874, beſ. Sp. 335 f.). 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 3 
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gegen eine „Stückgeſetzgebung“ aus!“), in welchem Sinne 
dann auch bekanntlich die Entſcheidung getroffen wurde. Das 
Reichsgeſetz vom 20. Dezember 1873 ſchuf die verfaſſungs— 
mäßige Grundlage für die Herſtellung eines Deutſchen Bürger— 
lichen Geſetzbuchs. Goldſchmidt wurde in die Fünfer— 
kommiſſion berufen, die auf Beſchluß des Bundesraths vom 
28. Februar 1874 zuſammentrat, um „über Plan und Me— 
thode, nach welchen bei Aufſtellung des Entwurfs eines 
Deutſchen bürgerlichen Geſetzbuchs zu verfahren ſei, gutacht— 
liche Vorſchläge zu machen.“ Die von ihm als Referenten 
über den Gang der Verhandlungen, ſowie über die einzelnen 
Vorſchläge und deren Begründung erſtatteten Berichte bildeten 
die Grundlage der Berathungen und Beſchlüſſe 104). Der 
Bundesrath nahm die Vorſchläge der Kommiſſion im Weſent— 
lichen unverändert an. In der Sitzung vom 2. Juli 1874 
wählte er die elf Mitglieder der mit der Entwerfung des 
Geſetzbuchs betrauten Kommiſſion. Goldſchmidt befand ſich 
auffallenderweiſe und wider allgemeines Erwarten nicht unter 
ihnen. Seine amtliche Thätigkeit für das Zuſtandekommen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs war damit abgeſchloſſen 105). — 

Daß mit der Schaffung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine Reviſion des Handelsgeſetzbuchs ſich verbinden müſſe, 
ſtand von allem Anfang an außer Zweifel 18). Die Vor: 
kommiſſion von 1874 wünſchte dieſe Reviſion in der Art in 
Angriff genommen zu ſehen, daß nach Fertigſtellung des 


103) Vgl. auch diefe Zeitſchriſt Bd. XX S. 135 f., Bd. XXX S. 71, 
Alte und neue Formen der Handelsgeſellſchaft (Berlin 1892) 
S. 39 f. 

104) S. dieſe Zeitſchriſt Bd. XX S. 136, Alte und neue Formen der 
Handelsgeſellſchaft S. 40. 

105) Außeramtlich hat er ſich — von Einzelheiten abgeſehen — über 
die Behandlung der Inhaberpapiere ſeitens des erſten Entwurfs 
in dieſer Zeitſchriſt Bd. XXXVI S. 124 ff. und über den erſten 
Entwurf im Allgemeinen im Vorwort zur zweiten Auflage des 
„Syſtems“ S. 6 ausgeſprochen. 

106) Vgl. dazu auch Goldſchmidt's Ausführungen im Handbuch ? I 
S. XII f. 
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erſten Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Aufſtellung 
des Entwurfs eines neuen Handelsgeſetzbuchs geſchritten 
würde 107). Die von der Kommiſſion in dieſer Beziehung 
gemachten Vorſchläge ſind aber von dem Bundesrath nicht 
angenommen worden !“). Die Herſtellung des dem Handels: 
geſetzbuch vom 10. Mai d. J. zu Grunde liegenden Ent— 
wurfs erfolgte zu einer Zeit, wo Goldſchmidt's Geſund— 
heitszuſtand ihm eine Beteiligung an geſetzgeberiſchen Arbeiten 
nicht mehr geſtattete. Ein tragiſches Schickſal ſchloß eben 
den Mann von der Mitwirkung bei Neugeſtaltung des 
deutſchen Handelsrechts aus, deſſen Arbeit am meiſten zur 
Entwicklung dieſes Rechtszweiges beigetragen hatte. Aber 
darauf möge doch an dieſer Stelle hingewieſen ſein, daß 
eine ganze Reihe von ſolchen Beſtimmungen, in denen wir 
einen Fortſchritt des neuen Handelsgeſetzbuchs gegenüber dem 
geltenden erblicken, bereits im Entſtehungsſtadium dieſes 
letzteren vor etwa 40. Jahren den Gegenſtand vergeblich er- 
hobener Forderungen Goldſchmidt's gebildet hat. So hat 
er im Jahre 1860 bereits den Wunſch ausgeſprochen, daß 
die bedenkliche Scheidung zwiſchen abſoluten und relativen 
Handelsgeſchäften aufgegeben werde!“). Er hat fih damals 
ſchon dagegen erklärt !!“), daß der bloße Zufall, ob ein 
Landwirth einige Scheffel Ausſaat, das Hüttenwerk einige 
Zentner Kohlen ankaufe oder nicht, für die Einreihung ſeiner 
Veräußerungsgeſchäfte unter die Handelsgeſchäfte mit allen 
ihren Konſequenzen maßgebend ſein ſolle. Er hat, wie für 
den preußiſchen Entwurf 111), jo für das deutſche Handels: 


107) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XX S. 147 ff., 151 ff. 

108) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bd. XX S. 169 f. Anderer Meinung: 
Goldſchmidt, Alte und neue Formen der Handelsgeſellſchaft 
S. 40. 

109) Gutachten über den Entwurf eines Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
S. 16. S. auch ſchon Kritik des preußiſchen Entwurfs I S. 14 f. 
(Separatabdruck). 

110) Gutachten S. 21. 

111) Kritik I S. 26 des Separatabdrucks. 
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geſetzbuch !!? für das Recht der unſelbſtändigen Hilfsperſonen 
die ſcharfe Scheidung zwiſchen der Vertretungsmacht nach 
außen und dem inneren Dienſtverhältniß gefordert. Er hat 
als einen prinzipiellen Mißſtand die völlige Ignorirung der 
Privatmäkler ſeitens des Entwurfs zu dem geltenden Handels— 
geſetzbuche gerügt und auf die von ihr zu befürchtende Rechts— 
unſicherheit nachdrücklich hingewieſen 115). Er ift für die 
Ausdehnung der Vorſchriften über das Kontokurrentverhält— 
niß auf den Verkehr zwiſchen Kaufleuten und Nichtkaufleuten 
eingetreten 11+). Er bat fih für die Beſeitigung des un: 
klaren Ausdrucks „höhere Gewalt“ und für die Begrenzung 
der Frachtführerhaftung auf Verſchulden ausgeſprochen !1°). 
In allen dieſen Fragen !!)) ift, was er vor mehr als einem 
Menſchenalter verlangte, nunmehr Geſetz geworden, ſein be— 
deutſamer, auch unmittelbarer Einfluß auf die Neugeſtaltung 
unſeres Handelsrechts mithin nicht zu verkennen. — 

Wenn wir ſonach Goldſchmidt ſelbſt ſein ganzes 
Leben hindurch an der Löſung der verſchiedenſten praktiſchen 
Aufgaben der Jurisprudenz betheiligt ſehen, werden wir 
ohne Weiteres verſtehen, warum er der Frage der Aus— 
bildung der Juriſten ein ganz beſonderes, vielfach bethätigtes 
Intereſſe entgegengebracht hat. Er war ſich klar darüber, 
daß auch das beſte Geſetz nichts nützen kann, wenn keine 
Gewähr dafür beſteht, daß ſeine Anwendung ſtets nur in 
den rechten Händen liegt. Das gilt in unſerer Zeit in um 
ſo höherem Grade, je weiter wir von dem Beſtreben entfernt 
find, den Richter zu einer Geſetzanwendungsmaſchine herab- 
zudrücken, ihn mit ſeinen etwaigen Zweifeln an eine Ge— 
ſetzesauslegungskommiſſion zu verweiſen, je mehr wir von 


112) Gutachten S. 30 ff., beſonders S. 33. 

113) Gutachten S. 42 ff., ſ. auch bereits Kritik des preuß. Entwurfs I 
S. 40 ff. 

114) Gutachten S. 84. 

115) Gutachten S. 112 f. 

116) Hinſichtlich des Rechts der Aktiengeſellſchaften bal. das oben S. 30 
Bemerkte. 
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ihm fordern, daß er ſelbſt erſt den Buchſtaben des Geſetzes 
mit Leben erfülle 17). Die dazu nöthige Auslegung aber 
iſt eine Kunſt, und das Können will gelernt ſein. Die 
Frage der Ausbildung der Juriſten nennt Gold ſchmidt 
daher mit Recht für den deutſchen Juriſtenſtand unvergleich— 
lich wichtiger, als alle weitläufig diskutirten Spezialpunkte 
des Privat⸗, Straf: oder Prozeßrechts 118), eine politiſche 
und Kulturfrage erſten Ranges !!“). So hat er denn zu 
wiederholten Malen :) das Wort in dieſer wichtigen Frage 
ergriffen und für die richtige und gleichmäßige Vertheilung 
der juriſtiſchen Ausbildung auf die Zeit des Univerſitäts⸗ 
ſtudiums einerſeits und der praktiſchen Vorbereitung anderer⸗ 
ſeits plaidirt. Seine Grundanſchauung läßt ſich ganz mit 
den von ihm???) angeführten Worten von Suarez wieder: 
geben: „Hier muß einer dem anderen in die Hände arbeiten. 
Die Akademien müſſen den Collegiis Zöglinge liefern, die 
zum Denken gewöhnt, mit den nöthigen Vorkenntniſſen aug- 


117) „Nur was die nach der maßgebenden Gerichts- oder Verwaltungs⸗ 
verfaſſung in letzter Inſtanz entſcheidende Behörde als geltendes 
Recht handhabt, iſt lebendiges Recht: ihre Ausſprüche find, 
auch wenn nur für den einzelnen Fall maßgebend, gleich dem 
prätoriſchen Edikt, die viva vox juris civilis: l. 8 D. de just. 
et jure (1, 1).“ (Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 118.) 

118) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 22. 

119) Preußiſche Jahrbücher Bd. LXI S. 247. S. auch Univerſalgeſchichte 
S. VII. 

120) Zuerſt in der Abhandlung „Das preußiſche Recht und das Rechts⸗ 
ſtudium, insbeſondere auf den preußiſchen Univerſitäten“ in Bd. III 
der Preußiſchen Jahrbücher (1859) S. 29 ff., dann in der Schrift 
„Das dreijährige Studium der Rechts⸗ und Staats⸗Wiſſenſchaften“ 
(Berlin 1878), in dem (aus einem am 11. Dezember 1886 in der 
Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrage erwachſenen) 
Buche „Rechtsſtudium und Prüfungsordnung“ (Berlin 1887), 
endlich in der Abhandlung „Noch einmal Rechtsſtudium und 
Prüfungsordnung mit beſonderer Rückſicht auf den praktiſchen 
Vorbereitungsdienſt“ (Preußiſche Jahrbücher Bd. LXI S. 244 ff.) 

121) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 393 Anm. 363 nach 
Stölzel, Suarez S. 277. 
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gerüſtet und mit einem richtig zuſammenhängenden, möglichſt 
vollſtändigen theoretiſchen Syſteme vertraut find. Die Kol- 
legien hingegen müſſen dieſe Zöglinge durch Uebung weiter 
ausbilden und durch Lehre und Beiſpiel praktiſch nützliche 
Geſchäftsmänner für den Staat aus ihnen machen.“ Daß 
für dieſe Abgrenzung der Funktionen die gehörige Einrich— 
tung der in der Mitte liegenden Prüfung die wichtigſte Vor— 
bedingung iſt, dürfte nicht mehr ernſtlich in Abrede geſtellt 
werden, und es haben ja auch die hierauf gerichteten Be— 
ſtrebungen, unter denen diejenigen Goldſchmidt's eine erſte 
Stelle einnehmen, unleugbar bereits einen zwar keineswegs 
vollſtändigen, aber doch nicht unbedeutenden Erfolg gehabt. — 

Mit der praktiſch juriſtiſchen Thätigkeit Goldſchmidt's 
ſteht ſeine politiſche Thätigkeit in engſtem Zuſammenhang. 
Von Jugend auf hat er ſich an dem politiſchen Leben leb— 
haft betheiligt. Er war tief erfüllt von deutſch-nationaler 
Geſinnung. Und er hat ſie als Mann bethätigt, unbekümmert 
um die perſönlichen Anfeindungen, die ihm ſein Auftreten 
gelegentlich einbringen mußte. Schon als Student nahm er 
regſten Antheil an den Beſtrebungen, welche die bewegten 
Jahre um 1848 herum erfüllten 122). Seit der Niederlaſſung 
in Baden betheiligte er ſich — auch in der Preſſe — an 
dem für Deutſchlands Einigung geführten Kampfe gegen die 
großd eutſche demokratiſche Partei !??). Gegen das Ende feiner 
Heidelberger Zeit ſtand er als Bezirksrath einige Jahre im 
Dienſte der badiſchen Selbſtverwaltung 12). Als Reichstags: 
abgeord neter für Leipzig 125) hat er namentlich bei der Be- 
rathung der Reichsjuſtizgeſetze mitgewirkt !?“) und zumal als 


122) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 266. 

123) Zur Reichtstagswahl vom 21. Februar und 2. März 1887 (2. Aufl.) 
S. 29. 

124) S. oben S. 28 Anm. 78. 

125) S. oben S. 13. 

126) Vgl. Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Teutſchen 
Reichstags 2. Legisl.⸗Per. IV. Seſſ. Bd. S. 160 f., 295 f. (f. auch 
dieſe Zeitſchrift Bd. XXXVI S. 3), ferner ebendaſ. III. Seſſ. 
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zweiter Vorſitzender der Kommiſſion für die Konkursordnung 
eine einflußreiche Thätigkeit entfaltet. Eine Wiederwahl 
mußte er im Jahre 1877 aus Geſundheitsrückſichten ab⸗ 
lehnen, und auch ſpäterhin konnte er an die Uebernahme 
einer parlamentariſchen Thätigkeit nicht mehr denken. Aber 
als in einem beſonders kritiſchen Augenblick Noth am Manne 
war, am Vorabend der ſogenannten Septennatswahlen, da 
zauderte er nicht herauszutreten aus der Stille des Studier⸗ 
zimmers auf den Kampfplatz des Wahlgetriebes und für die 
Erhaltung der Sicherheit des Reiches eine Lanze zu brechen. 
Die beſonderen Umſtände, unter denen dies geſchehen mußte, 
ſteigerten das Aufſehen, welches ſeine in der Nationalzeitung 
veröffentlichte Erklärung hervorrief. Der Kandidat, für deſſen 
Wahl er eintrat, galt als Antiſemit. Daß dies bei einer 
Wahl unter den obwaltenden Umſtänden auch für einen 
Juden unerheblich ſein mußte, hatte Goldſchmidt zwar mit 
allem Nachdruck und mit vollem Rechte betont, aber damit 
bei manchem naturgemäß keinen Erfolg gehabt, der nicht im 
Stande oder nicht Willens war, ſeine perſönlichen Em— 
pfindungen den politiſchen Forderungen zum Opfer zu bringen. 
So kam es denn, daß Goldſchmidt gegen ſich den Vorwurf 
erhoben fab !?“, der „Vorkämpfer eines antiſemitiſchen Re- 
aktionärs“ geweſen zu ſein! Und doch hatte er nichts weiter 
gethan, als den einfachen und ſelbſtverſtändlichen Satz ver⸗ 
treten, daß in einer Frage, bei der es ſich um Wohl und 
Wehe des Deutſchen Reiches handelte, jeder Wähler ver— 
pflichtet ſei, „von großen und kleinen Parteiunterſchieden, 
von jeder, wenn auch wohlbegründeten Empfindlichkeit, ja 
auch von wohlbegründeter Abneigung gegen einzelne oder gar 
viele Wahlverbündete am Wahltage abzuſehen“ 128). Daß 


Bd. I S. 127 f. (Geſetz, betreffend Umwandlung von Aktien in 
Reichs währung). 

127) Zur Reichstagswahl? S. 26. Wie Goldſchmidt eben wegen ſeines 
Vorgehens wiederum von antiſemitiſcher Seite angegriffen wurde, mag 
man aus P. de Lagarde, Mittheilungen, 2. Band, S. 345 erſehen. 

128) Zur Reichstagswahl S. 25. 
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er ſelbſt in ſeiner Eigenſchaft als Jude große Schwierigkeiten 
auf ſeinem Lebenspfade zu bekämpfen gehabt hatte, iſt bereits 
erwähnt worden 12°). Aber ſiegreich erhoben fid in dem inneren 
Kampfe über alle perſönliche Empfindlichkeit ſeine Vater— 
landsliebe und ſein ſtaatsbürgerliches Gefühl, denen er 1891 
gelegentlich 1*0) Ausdruck gab in den Worten: „Dem großen 
deutſchen Nationalſtaate gehören wir deutſchen Juden aus freiem 
Willen und von ganzer Seele an. Glieder einer über viele 
Nationalitäten verzweigten Glaubensgemeinſchaft .. . find wir 
doch in erſter Linie Bürger des Staates und des Reiches, 
welche die Kraft und Einſicht des ganzen Volkes unter Füh— 
rung weitſichtiger, energiſcher Fürſten, Staatsmänner und 
Feldherren begründet hat.“ Und ſo durfte er denn der 
hohen Ehre fih erfreuen, daß der Größte unter dieſen Staats- 
männern ihm ſeine Zuſtimmung zu dem von ihm (anläß— 
lich der Reichstagswahl von 1887) abgelegten, politiſchen 
Glaubensbekenntnis durch Gewährung einer mehr als ein— 
ſtündigen Unterredung zu Theil werden ließ. 

Die bedeutſamſten, pofitiven Leiſtungen Gold ſchmidt's 
aber auch auf politiſchem Gebiete ſind in dem enthalten, 
was er für die Fortbildung und Einigung des deutſchen 
Rechts gethan hat. Seine bereits dargelegten Verdienſte um 
die Gewinnung einheitlichen Rechts und einheitlicher Recht— 
ſprechung zunächſt für den Handels-, dann für den all 
gemeinen bürgerlichen Verkehr können nur unter Berückſich— 
tigung der nationalen Seite dieſer Fragen richtig gewürdigt 
werden. — 

Wenn auch, was Goldſchmidt geleiſtet hat, in allem 
Weſentlichen die Rechtswiſſenſchaft als ſich geleiſtet in An- 
ſpruch nehmen darf, ſo würde doch deſſen volle Würdigung 


129) S. oben S. 2 ff., 6. Vgl. dazu Zur Reichstagswahl? S. 53 f., 
Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 268. 

130) Rede zur Feſtverſammlunag des Hilfsvereins für jüdiſche Studierende 
an deſſen fünfzigſtem Jahrestag, den 26. Februar 1891 (Berlin 
1891) S. 8. 
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nur unter dem Geſichtspunkt ſeiner Bedeutung als eines 
großen Juriſten ungenügend und gewiß am wenigſten ſeiner 
eigenen Anſchauung entſprechend ſein. Wo er, wie ſo häufig, 
Veranlaſſung hatte, die Thätigkeit eines Fachgenoſſen nach 
deſſen Tode als Ganzes zu beurtheilen, hat er dies ſtets in 
Zuſammenhang mit der Betrachtung feiner geſammten Ber: 
ſönlichkeit gethan 131). Und jo prägen denn auch feiner 
eigenen Thätigkeit auf dem Gebiete der Jurisprudenz zwei 
Eigenſchaften ihren Stempel auf, die ſolche nicht zunächſt 
des Juriſten, ſondern des Menſchen ſind: die intellektuelle 
Eigenſchaft einer ebenſo umfaſſenden, wie tief gehenden 
humaniſtiſchen Bildung und die den Grundzug ſeines Cha— 
rakters bildende, doch wohl als die höchſte Zierde des Mannes 
anzuſehende Eigenſchaft unbedingter Zuverläſſigkeit. 

Schon als Student hatte er nach dem Uebergange von 
der Medizin zur Jurisprudenz neben den eigentlich fach— 
wiſſenſchaftlichen Studien philoſophiſche und hiſtoriſche fort: 
betrieben. Sein Leben lang iſt er ihnen treu geblieben, und 
fie haben feinen Arbeiten den univerſellen Charakter ver- 
liehen, der ihnen eigen iſt. Was er ſeinem Freunde Carl 
Georg Bruns nachrühmt !“ ?), gilt in gleichem Maße von 
ihm ſelbſt, „daß er über die mit vollendeter Meiſterſchaft 
gehandhabte dogmatiſche Konſtruktion hinaus zu philoſophi⸗ 
ſcher Anſchauung des Rechts ſich erhob, daß er, überall auf 
geſchichtlich ſicher gegründetem Boden ſtehend, doch mit Vor⸗ 
liebe zu den philoſophiſchen Grundlagen aufſtieg, . . .. ein 
gleichmäßig in der Zucht des klaſſiſchen Alterthums wie der 
modernen Philoſophie zur vollen Humanität des Geiſtes und 
Charakters entwickelter Mann.“ Und wie er hier die enge 
Verbindung von Humanität des Geiſtes und Humanität des 


131) Selbſt bei der Würdigung des Ankonitaners Benvenutus 
Straccha (in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXVIII S. 2) unterläßt 
er nicht, auf deſſen ganz humaniſtiſche Bildung „im Styl des 
Alciati und der franzöſiſchen Civiliſtenſchule“ hinzuweiſen. 

132) Dieſe Zeitſchrift Bd. XXVI S. 338. 
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Charakters als etwas Selbſtverſtändliches betrachtet, ſo ſieht 
er 1) mit Eduard Zeller das Ideal jedes wiſſenſchaft— 
lichen Mannes ausgedrückt in dem ſokratiſch-platoniſchen Be— 
griff der Liebe zur Weisheit, der Philoſophie, „daß mit dem 
Erkennen und durch das Erkennen auch der Karakter heran— 
gebildet, daß der ganze Menſch in das Reich der Wahrheit, 
welches auch das der Sittlichkeit iſt, emporgehoben werde.“ 
Damit übereinſtimmend findet er Goethes tiefſinnigen 
Spruch: „Es iſt nichts groß als das Wahre und das kleinſte 
Wahre iſt groß.“ In dieſem Sinne hat er ſtets gehandelt. 
Alle feine Arbeiten ſind ausgezeichnet durch die peinlichſte Ge— 
wiſſenhaftigkeit in der Beſchaffung und Verwerthung des ver— 
fügbaren Materials. Ueber keine Schwierigkeit ſucht er ſich 
oder gar den Leſer hinwegzutäuſchen, keine ſucht er zu um— 
gehen. Ueberall iſt er beſtrebt — zuweilen über die Grenze 
des Erreichbaren hinaus — nicht auf fremde Autorität, 
ſondern auf eigene Erkenntniß ſein Urtheil zu gründen. Die 
ſtrengſten Anforderungen ſtellt er ſtets an ſich ſelbſt. Den 
eren Ruf nach Berlin lehnt er ab, weil er die römiſche 
Rechtsgeſchichte, die doch eins ſeiner Hauptfächer bis wenige 
Jahre vorher in Heidelberg bildete, nicht in der Weiſe leſen 
zu können glaubt, wie dies von einem Nachfolger Rudorffs 
erwartet werden müſſe. Er fühlt ſich durchdrungen, zuweilen 
faſt vernichtet von dem Bewußtſein der Verantwortlichkeit 
ſich ſelbſt gegenüber, das freilich den Lehrer und den Forſcher 
in um ſo höherem Maße erfüllen muß, je geringer die 
Wahrſcheinlichkeit einer zuverläſſigen Kontrole durch Andere iſt. 

Die Geſchichte des größten unter den Werken Gold— 
ſchmidt's, des „Handbuchs des Handelsrechts“, legt von 
dieſer ſeiner bis ans Aeußerſte gehenden Gewiſſenhaftigkeit 
und Selbſtkritik beredtes Zeugniß ab. Schon nach der ganzen 
Anlage des Werkes, deſſen erſter Band auf mehr als 
1200 Seiten nur etwa den fünften Theil des geſammten 
Stoffes behandelte, war eine Vollendung nur unter befonders 


133) Rechtsſtudium und Prüfungsordnung S. 356. 
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günſtigen Umſtänden zu erhoffen ““). Die Art, wie Gold- 
ſchmidt die Bearbeitung der inzwiſchen nothwendig werden: 
den Neuauflagen des Erſchienenen in Angriff nahm und 
ſeinem innerſten Weſen gemäß in Angriff nehmen mußte, 
hätte für ſich allein genügt, um zwar den veröffentlichten 
Theilen einen ſtets ſich ſteigernden Werth zu verleihen, die 
Fertigſtellung des Ganzen aber unmöglich zu machen. Die 
zweite Auflage !?), deren erſchienene 820 Seiten einer um ein 
Viertel geringeren Zahl der erſten Auflage entſprechen, bricht 
nach den erſten Zeilen des dem Beſitz gewidmeten dritten 
Kapitels ab und hat keine Fortſetzung mehr erhalten. Denn 
als Goldſchmidt jo weit gelangt war, glaubte er zuvörderſt 
die Lehre vom Beſitze für das allgemeine bürgerliche Recht 
an der Hand der römiſch-rechtlichen Quellen einer Reviſion 
unterziehen zu müſſen, bevor er das beſondere Beſitzrecht des 
Handels auf ihrer Grundlage ſich aufbauen ließ. Es ent— 
ſtand eine umfangreiche Monographie, die er beim Beginne 
des Druckes ſeinen ehrwürdigen Freund Eduard Zeller 
als Jubiläumsgabe zum 22. Januar 1884 entgegenzunehmen 
bat in der Hoffnung, dieſer werde in dem Buche einiger— 
maßen wiederfinden, was ſeinen höchſten Anſpruch auf die 
Verehrung der Mitlebenden wie kommenden Geſchlechter be— 
gründe: die Verachtung geiſtreichen Scheines, das rückſichts— 
loſe Streben nach Wahrheit, die redliche Mühe ſie zu finden. 
Das Buch ſollte 185) im Gegenſatze zu dem „Axiom eines 
weſentlich und in der Hauptſache durch Rechts— 
ſätze beſtimmten Beſitzbegriffs“ den letzteren als einen ſo— 
zialen Gewaltbegriff nachweiſen, der im Weſentlichen Quelle 
und Norm weder in juriſtiſcher Reflexion und poſitivrecht— 
licher Normirung, noch in dem nur ſubjektiven Bewußtſein 


134) Vgl. hierzu Laband in der Deutſchen Juriſtenzeitung Bd. II 
S. 296 f. 

135) Erſchienen 1875. 

136) Vgl. darüber „Studien zum Beſitzrecht“ in der Berliner Feſtgabe 
für Rudolf von Gneiſt (1888) S. 64 f., ferner dieje Beit: 
ſchrift Bd. XXX S. 289 (1884). 
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und Willen des Einzelnen habe, ſondern vielmehr in dem 
freilich wechſelnden und unter der Zucht der Moral wie des 
Rechts ſtehenden Gemeinbewußtſein. Indem es den Beſitz 
als ein Machtverhältniß erwieſe, welches dem Gemeinbewußt— 
ſein als thatſächliche Herrſchaft erſcheint, ſollte es unter Ab— 
lehnung der zu engen Savigny'ſchen Formel den „intuitiv 
richtigen Kern der Savigny'ſchen Beſitzlehre“ zu Ehren 
bringen, „daß der Beſitzbegriff in der Hauptſache eine res 
facti fei.” Obwohl im Weſentlichen abgeſchloſſen 157) und 
auch bereits im Druck nicht unerheblich fortgeſchritten, iſt 
das Buch nicht erſchienen — ich freue mich, ſagen zu dürfen: 
bis jetzt nicht erſchienen. Goldſchmidt ſelbſt hatte ſich 
von ihm nicht nur hinſichtlich der Löſung der ſpeziell be— 
handelten Frage !“), ſondern vor Allem mit Bezug auf die 
angewendete Methode der Behandlung viel verſprochen. Aber 
quälende Zweifel an ſich und ſeiner Leiſtung veranlaßten 
ihn, in letzter Stunde die Veröffentlichung zu ſiſtiren. So 
blieb denn auch die zweite Auflage des Handbuchs an der 
Stelle ſtehen, wo das Buch über den Beſitz hatte eingreifen 
wollen. 

Etwa zu derſelben Zeit war an ihn die Aufforderung 
des Verlegers zur Veranſtaltung einer dritten Auflage des 
Erſchienenen ergangen. Sie veranlaßte ihn, ſich von Neuem 
den einleitenden Partieen des Werkes zuzuwenden und nun— 
mehr die Ausführung eines Plans in Angriff zu nehmen, 
der ihm ſeit mehreren Jahrzehnten vorſchwebte, des Plans 
einer Univerſalgeſchichte des Handelsrechts. Die Möglich— 
keit einer ſolchen hatte er bereits im Jahre 1862 den Be: 
denken des Holländers A. C. Holtius gegenüber ver— 
treten 1371. allerdings nicht ohne zugleich auf die beſondere 
Fülle der hier zu überwindenden Schwierigkeiten hinzu— 


137) Studien zum Beſitzrecht a. a. O. S. 64, ſ. auch Vorläufiges Vor⸗ 
wort zum Handbuch I 1 S. VII (1891). 

138) Vgl. dazu Handbuch I 1, 1 S. 79 Anm. 95. 

139) In dieſer Zeitſchrift Bd. V S. 628. 
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weiſen !!“). Die Würdigung dieſer Schwierigkeiten nöthigte 
ihn bei dem erſten Erſcheinen des Handbuchs (1864) nach 
langem Schwanken „die zuſammenhängende geſchichtliche Dar— 
ſtellung ſpäterer Muße vorzubehalten“ 141), obwohl die ſich 
daraus ergebende „unerfreuliche Disharmonie“ der univerſal⸗ 
geſchichtlichen Theile ihm ſelbſt am wenigſten entgehen 
konnte 112). Aber auch ſpäter ſchreckten ihn, wie er er: 
zählt 112), von dem ſtets geplanten Werke die kaum über: 
ſehbare Fülle des Materials und der Mangel brauchbarer 
Vorarbeiten immer wieder zurück. Auch die lange Zeit be— 
abſichtigte und der Vollendung nahegeführte Veröffentlichung 
einer beſonderen Darſtellung der Geſchichte des italieniſchen 
Handelsrechts im Mittelalter 143) unterblieb, wurde aber 
dann durch die Univerſalgeſchichte überholt. 

Als Goldſchmidt an die Herſtellung der dritten Auf— 
lage des Handbuchs herantrat, glaubte er, „nach etwa 
30 Jahre hindurch fortgeſetzten, ſelten völlig unterbrochenen 
rechtsgeſchichtlichen Studien den Verſuch, die Aufgabe eines 
wirklich univerſal⸗hiſtoriſchen Aufbaues der Löſung näher zu 
bringen,“ nicht länger hinausſchieben zu dürfen; in ihr er: 
blickte er die „dringendſte Aufgabe der Wiſſenſchaft des 
Handelsrechts, gleichzeitig eine der wichtigſten Aufgaben der 
allgemeinen Rechts⸗ und Kultur⸗Geſchichte“. Es erſchien 
(1891) die erſte Lieferung der „Univerſalgeſchichte des 
Handelsrechts“, welche letztere zugleich in der dritten Auf— 
lage des Handbuchs die erſte Abtheilung ſeines erſten Bandes 
ausmachen ſollte. Die „Lieferung“ zählt nicht weniger als 
468 Seiten. Sie bringt nach einigen grundlegenden Er— 


— — 


140) Dieſe Schwierigkeiten müſſen ihm bereits zum vollen Bewußtſein 
gekommen ſein, als er im Sommerſemeſter 1860 in Heidelberg 
eine öffentliche Vorleſung über Geſchichte des Handelsrechts hielt. 
Es iſt bemerkenswerth, daß er ſie nicht wiederholt hat. 

141) Handbuch I 1 Vorwort S. VIII f. 

142) Handbuch J 1. 1 Vorwort S. VII. 

143) Auf ſie ſcheint Goldſchmidt in Bd. XX dieſer Zeitſchrift 
S. 654 anzuſpielen. 
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örterungen das Handelsrecht der alten Welt und einen Theil, 
hauptſächlich den in ſpäter romaniſchen Gebieten zur Ent— 
wicklung gelangten Theil des mittelalterlichen Handelsrechts 
zur Darftellung #1). Mit einer zweiten Lieferung ſollte die 
Univerſalgeſchichte abgeſchloſſen werden *). Auch fie ift 
ein Torfo geblieben!“) gleich dem noch größeren Werke, 
von dem ſie einen Theil bildet. Aber ein Torſo, der 
durch ſeine gewaltige Maſſe nicht minder als durch die 
feinſte Ausführung jedes einzelnen Gliedes den Betrachter 
zur Bewunderung zwingen muß. Im Handbuch und nament— 
lich in der Univerſalgeſchichte fand Goldſchmidt vorzüglich 
Gelegenheit, alle die Eigenſchaften zu bethätigen, die in ihrer 
Vereinigung einen der hervorragendſten Juriſten unſeres Jahr— 
hunderts aus ihm gemacht haben: die kühne Schöpfungskraft 
des auf eigenen Wegen vordringenden Denkers und die Vor— 
ſicht des fih ſelbſt mehr noch als jeden anderen kontroliren— 
den Gelehrten; den unermüdlichen Fleiß !““) und die wahr: 
haft erſtaunliche Arbeitskraft; die Neigung und die Fähigkeit, 
ſich in den durch die mannichfachſten nichtjuriſtiſchen Faktoren 
bedingten Werdegang des Rechts zu verſenken, und die Kraft 
durchdringendſter, juriſtiſch-dogmatiſcher Konſtruktion des ge— 
wordenen Rechts. 

Zum Untergrunde aber, durch deſſen Zuverläſſigkeit 
erſt die ſegensreiche Verwerthung aller dieſer Eigenſchaften 
gewährleiſtet wurde, diente ihnen die lautere Perſönlich— 
keit des Heimgegangenen, der in allem ſeinem Thun, vor— 
nehmlich aber in ſeiner wiſſenſchaftlichen Forſchung, nie den 


144) Das Ganze iſt in nur zwölf Paragraphen getheilt, wahrſcheinlich 
weil der Verfaſſer die Zählung der zweiten Auflage durch ſpäteres 
Sparen wieder erreichen wollte. 

145) Vorwort S. X. 

146) Eine gedrängte Geſammtüberſicht der geſchichtlichen Entwicklung 
des Handelsrechts bietet Goldſchmidt's Artikel „Handelsrecht“ 
im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften Bd. IV (1892) 
S. 329 ff. 

147) „Es ift nicht deutſche Art, auf wirklichen oder vermeintlichen Lor: 
beeren zu ruhen,“ faqt er (in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXV S. 13). 
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eigenen Vortheil, ſtets nur die Sache im Auge hatte, in 
deren Dienſt er ſich geſtellt. Dafür legt Zeugniß ab nicht 
minder, als das, was er ſelbſt geleiſtet, das, was er für 
andere gethan hat. Im Dienſte der Wiſſenſchaft war er, 
wo ernſtes Streben ihm entgegentrat, ſtets bereit, ſeine eigene, 
viel in Anſpruch genommene Zeit und Thätigkeit anderen zu 
widmen 1+8). Namentlich den Studirenden Honn er uner⸗ 
müdlich mit Rath und Hilfe bei. Die große Vielſeitigkeit 
ſeiner Studien befähigte ihn, in weiteſtem Umfange auf 
fremde Gedanken einzugehen. Niemals lehnte er es ab, aus 
ſeinem eigenen Ideenkreiſe heraus in denjenigen anderer 
einzutreten, und ſo hat er denn auch über den Bereich ſeines 
engeren Arbeitsfeldes hinaus durch perſönlichen Einfluß be— 
fruchtend wirken können. Mit einer Anzahl ihm naheftehen: 
der, hervorragender Juriſten ſtand er in wechſelſeitig an— 
regendem Briefverkehr, der einen in unſerer Zeit ungewöhn— 
lichen Umfang beſaß, und deſſen juriſtiſche Beſtandtheile nicht 
ſelten den Charakter kleiner Monographieen tragen. Dieſer 
Briefwechſel, welcher ſelbſtredend über das Gebiet des Fach— 
wiſſenſchaftlichen weit hinaus ſich erſtreckt, gibt die äußere 
Kunde von der Beſtändigkeit der Freundſchaften Gol d— 
ſchmidt's. Sie ſind zum größten Theile nach jahrzehnte— 
langer Dauer nur durch den Tod gelöſt worden, und ſie 
bezeugen, daß er als Menſch den Freunden nicht weniger 
galt, wie als Gelehrter der geſammten wiſſenſchaftlichen 
Welt. — 

Daß einer fo vielſeitigen und fo hervorragenden Thätig- 
keit, wie diejenige Goldſchmidt's es war, auch äußere 


148) Was er (Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. L S. 433 f.) ſeinem 
Lehrer Mittermaier nachrühmt, kann wortgetreu auf ihn ſelbſt 
angewendet werden: „Dem Geringſten wie dem Höchſten war er 
ſtets zur wiſſenſchafilichen Förderung bereit. Mit gleicher Freude 
nahm er die Widmung einer unbedeutenden Jugendſchrift, wie der 
großen Werke anerkannter Gelehrter entgegen. Ein Theil ſeiner 
Bibliothek war ſtets auf Reiſen. Jede Anfrage aus irgend einem 
Theile der Welt war der bereiten Antwort ſicher.“ 
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Ehrung nicht vorenthalten blieb, verſteht ſich von ſelbſt. Von 
ſeinem Könige wurde er (1891) durch Verleihung des Kronen— 
ordens II. Klaſſe ausgezeichnet; ſchon vorher hatte er das 
Offizierkreuz der italieniſchen Krone (1882) ſowie das 
Komthurkreuz des ruſſiſchen St. Annen- (1883) und des 
norwegiſchen St. Olafs-Ordens (1889) erhalten. Zahlreiche 
gelehrte Geſellſchaften verliehen ihm Ehren halber ihre Mit— 
gliedſchaft! !“). Anläßlich der Univerſitätsjubiläen zu Edin— 
burg (1884) und Bologna (1888) wurde er honoris causa 
zum Doktor promovirt. — 

Das erſtaunliche Maß deſſen, was Goldſchmidt ge— 
leiſtet hat, gewinnt noch eine geſteigerte Bedeutung dadurch, 
daß ſein ſtarker Geiſt nicht in einem eben ſo ſtarken Körper 
wohnte. Schon als Kind war er von zarter Geſundheit ge— 
weſen, und was er ſich zumuthete, ſeit er zum Manne ge— 
reift war, konnte ſeine Konſtitution auf die Dauer nicht 
ertragen. Nur ſelten vermochte er eine längere Reihe von 
Jahren ungeſtört feinen Arbeiten widmen 1301. Den über: 
mäßigen Anſtrengungen, welche die Verbindung der Thätig— 
keit bei dem Reichsoberhandelsgericht mit ausgedehnter lite— 
rariſcher Arbeit und mit der Ausübung des Reichstags— 
mandats herbeigeführt hatte, war ſeine Geſundheit nicht 
gewachſen. Im Sommer 1877 erkrankte er, ſpäter fanden 
einige Rückfälle ſtatt. Seine Energie ermöglichte es ihm, 
wenigſtens die großen Wintervorleſungen — von einer Aus— 
nahme abgeſehen — ohne Ausſetzen zu Ende zu führen. 


149, Er wurde 1869 auswärtiges Mitglied der Société des arts et 
sciences d' Utrecht, 1879 Ehrenmitglied und Patron des Istituto 
giuridico internazionale di Milano, 1880 Ehrenmitglied des 
Circolo giuridico di Palermo, 1892 auswärtiges Mitglied der 
Accademia dei Lincei und Ehrenmitglied des Istituto di Diritto 
Romano zu Rom, 1893 korreſpondirendes Mitglied des R. Isti- 
tuto Lombardo di Scienze e Lettere (Mailand), 1896 Ehren⸗ 
mitglied des Istituto di Storia del Diritto Romano zu Catania. 
Vgl. außerdem oben S. 26. 

150) Vgl. z. B. Handbuch I 1 Vorwort S. XI, Handbuch? 1 2 Bor: 
wort. 
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Wiederholte Reiſen und Kuren hatten einen zuweilen über⸗ 
raſchenden, aber doch ſtets nur zeitweiligen Erfolg. Im 
Frühjahr 1892 traf ihn ein Schlaganfall. Kaum erholt, 
begann er im Winter wieder ſeine Vorleſungen. Aber eine 
Gemüthedepreſſion zwang ihn bald, ſie wieder einzuſtellen. 
Und nun begann jene ſchwere Zeit eines faſt fünfjährigen 
Leidens, welches den ſonſt nicht Raſtenden zwang, ſich bei— 
nahe ganz der wiſſenſchaftlichen Thätigkeit zu enthalten und 
betrübt als Zuſchauer dazuſtehen, wo er Jahrzehnte hindurch 
als Führer vorangeſchritten war. Die ſtrenge Kritik, die er 
ſtets vor Allem an ſich ſelbſt zu üben gewohnt geweſen, hatte 
einer dumpfen Verzweiflung an ſeinem Können und an dem 
Werthe des von ihm Geleiſteten Platz gemacht. Traurig ſaß 
er Tag aus Tag ein an dem Arbeitstiſche, an dem er ſonſt 
ſchaffend thätig geweſen, und es war ein jammervoller Anblick, 
ihn die Kraft ſeines Geiſtes, die ihm ungeſchmälert ver⸗ 
blieben war, in ſtetem Kampfe gegen ſich ſelbſt wenden zu ſehen. 
Die lange gehegte Hoffnung der ſchwergeprüften Gattin, der 
zahlreichen Freunde und Verehrer auf ſeine Wiederherſtellung 
ſchwand. Am 16. Juli d. J. erlöſte ihn zu Wilhelmshöhe 
der Tod von ſeinen Leiden. 

Es war ihm nicht vergönnt, wie er es wünſchte, aus 
voller Thätigkeit heraus zur ewigen Ruhe einzugehen. Die 
Kommilitonen, die über ſeinem Grabe die Fahnen ſenkten, 
hatten ihn als ihren Lehrer nicht mehr kennen gelernt. Nur 
ihre Väter und Brüder und ihre Lehrer konnten ihnen von 
dem unerſetzlichen Verluſte erzählen, den die deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft in dem Heimgange des von ihnen zur letzten 
Ruheſtätte Geleiteten beklagt. Und überall, wo deutſche 
Wiſſenſchaft in Ehren ſteht, kommt mit dem Schmerze um 
ſein Dahinſcheiden der Dank zum Ausdruck für das, was 
er geleiſtet hat. Möge ihm, der in mühevollem Ringen 
den unendlich reichen Ertrag ſeines Lebens erkämpft hat, 
die Erde leicht ſein! 
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l. 
Die franzöſiſche Handelsgrfehgebung in den Jahren 1895 
und 1896. 


Von 
Herrn Landrichter Erich Aron in Straßburg i. E. 


1. Beſchlagnahme des Arbeits- und Dienſtlohnes. 


Geſetz vom 12. Januar 18951), betreffend die 
Beſchlagnahme des Gehaltes und Lohnes der 
Arbeiter und Angeſtellten. — Loi relative 
à la saisie— arrêt sur les salaires et petits 
traitements des ouvriers ou employés. 


TITRE PREMIER. 
Saisie-Arrét. 


Art. 1. Les salaires des ouvriers et gens de service 
ne sont saisissables que jusqu'à concurrence du dixième, 
quel que soit le montant de ces salaires. 

Les appointements ou traitements des employes ou 
commis et des fonctionnaires ne sont également saisis- 
sables que jusqu’à concurrence du dixième, lorsqu'ils ne 
dépassent pas 2000 fr. par an. 


1) Sirey 1895, Lois annotées S. 918. 


Aron: Franzöſiſche Handelsgeſetzgebung 1895 und 1896, 51 


Art. 2. Les salaires, appointements et traitements 
visés par l'art. 1“ ne pourront être cédés que jusd'à con- 
currence d'un autre dixième. 


Art. 3. Les cessions et saisies faites pour le paye- 
ment des dettes alimentaires prévues par les art. 203, 
205, 206, 207, 214 et 349 du Code civil ne sont pas 
soumises aux restrictions qui precedent. 


Art. 4. Aucune compensation ne s’opere au profit 
des patrons entre le montant des salaires dus par eux 
à leurs ouvriers et les sommes qui leur seraient dues à 
euxmêmes pour fournitures diverses, quelle qu’en soit la 
nature, à l’exception toutefois: 


1°. Des outils ou instruments nécessaires au travail; 

2°, Des matières et matériaux dont l'ouvrier à la 
charge et l'usage; 

3. Des sommes avancées pour l'acquisition de ces 
mêmes objets. 


Art. 5. Tout patron qui fait une avance en espèces, 
en dehors du cas prévu par le § 3 de lart. 4. qui pré- 
cède, ne peut se rembourser qu’au moyen de retenues 
successives ne dépassant par le dixième du montant des 
salaires ou appointements exigibles. 

La retenue opérée de ce chef ne se confond ni avec 
la partie saisissable ni avec la partie cessible portée en 
l’art. 2. 

Les accomptes sur un travail en cours ne sont pas 
considérés comme avance. 


TITRE II. 


Procédure de Saisie- arrêt sur les salaires et petits 
traitements, 


Art. 6. La saisie-arrêt sur les salaires et les ap- 
pointements ou traitements ne dépassant pas annuellement. 
2000 fr., dont il s’agit à l’art. 1° de la présente loi, ne 
pourra être pratiquée, s’il y a titre, que sur le visa du 
greffier de la justice de paix du domicile du débiteur saisi. 

S'il n'y a point de titre, la saisie-arret ne pourra 
être pratiquée qu’en vertu de l'autorisation du jnge de 
paix du domicile du débiteur saisi. Toutefois, avant 
d'accorder l'autorisation, le juge de paix pourra, si les 
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parties n'ont déja été appelées en conciliation, convoque 
devant lui, par simple avertissement, le eréancier et le 
débiteur, s’il intervient un arrangement, il en sera tenu 
note par le greffier, sur un registre spécial exigé par 
l'art. 14. 

L’exploit de saisie-arrêt contiendra en tête l'extrait 
du titre, s’il y en a un, ainsi que la copie du visa, et, 
à défaut de titre, copie de l'autorisation du juge. L'ex- 
ploit sera signifié au tiers saisi ou à son représentant 
préposé au payement des salaires ou traitements, dans 
le lieu où travaille le débiteur saisi. 


Art. 7. L'autorisation accordée par le juge évaluera 
ou énoncera la somme pour la quelle la saisie-arret sera 
formee. Le debiteur pourra toucher du tiers saisi la portion 
non saisissable de ces salaires, gages ou appointements. 

Une seule saisie-arret doit être autorisée par le juge. 
S'il survient d’autres créanciers, leur réclamation, signée 
et déclarée sincère par eux et contenant toutes les pièces 
de nature à mettre le juge à même de faire l'évaluation 
de la créance, sera inscrite par le greffier sur le registre 
exigé par l'art. 14. Le greffier se bornera à en donner 
avis dans les quarante-huit heures au débiteur saisi et au 
tiers saisi, par lettre recommandée qui vaudra opposition. 


Art. 8 L’huissier saisissant sera tenu de faire 
parvenir au juge de paix, dans le délai de huit jours à 
dater de la saisie, l'original de l'exploit, sous peine d'une 
amende de 10 fr. qui sera prononcée par le juge de 
paix en audience publique. 


Art. 9. Tout créancier saisissant, le débiteur et le 
tiers saisi pourront réquerir la convocation des intéressés 
devant le juge de paix du débiteur saisi, par une décla- 
ration consignée sur le registre spécial prévu en l’art. 14. 

Dans les quarante-huit heures de cette requisition, 
le greffier adressera: 1° au saisi; 2° au tiers saisi; 3° à 
tous autres créanciers opposants, un avertissement recom- 
mandé à comparaître devant le juge de paix à l’audience 
que celui-ci aura fixée. 

À cette audience ou à toute autre fixée par lui, le 
juge de paix, prononçant sans appel dans la limite de sa 
compétence, et à charge d’appel à quelque valeur que la 
demande puisse s'élever, statuera sur la validité, la nul- 
lité ou la mainlevée de la saisie, ainsi que sur la décla- 
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ration affirmative que le tiers saisi sera tenu de faire 
audience tenante. 

Le tiers saisi qui ne comparaitra pas, ou qui ne fera 
pas sa déclaration, ainsi qu'il est dit cidessus, sera dé- 
claré débiteur pur et simple des retenues non opérées et 
condamné aux frais par lui occasionnés. 


Art. 10. Si le jugement est rendu par défaut, avis 
de ses dispositions sera transmis par le greffier à la partie 
defaillante, par lettre recommandée, dans les cinq jours 
du prononcé. L'opposition, qui ne sera recevable que dans 
les huit jours de la date de la lettre, consistera dans une 
déclaration à faire au greffe de la justice de paix, sur 
le registre prescrit par l’art. 14. 

Toutes parties intéressées seront prévenues, par lettre 
recommandée du greffier, pour la plus prochaine audience 
utile. Le jugement qui interviendra sera réputé contra- 
dictoire. L'appel relevé contre le jugement contradic- 
toire sera formé dans les dix jours du prononcé du juge- 
ment, et dans le cas où il aurait été rendu par défaut, 
du jour de l'expiration des délais d'opposition, sans que, 
dans le cas du jugement contradictoire, il soit besoin de 
le signifier. 


Art. 11. Après l'expiration des délais de recours le 
juge de paix pourra surseoir à la convocation des parties 
intéressées tant que la somme à distribuer n’atteindra 
pas d’apres la déclaration du tiers saisi, et déduction faite 
des frais à prélevér et des créances privilegiées, un chiffre 
suffisant pour distribuer aux créanciers connus un divi- 
dende de 20 p. 100 au moins. Sil y a somme suffisante, 
et si les parties ne se sont pas amiablement entendues 
pour la répartition, le juge procédera à la distribution 
entre les ayants droit. Il établira son état de répartition 
sur le registre prescrit par l’art. 14. Une copie de cet 
état, signée du juge et du greffier, indiquant le montant 
des frais à prélever, le montant des créances privilegiées, 
s’il en existe, et le montant des sommes attribuées dans 
la répartition à chaque ayant droit, sera transmise par 
le greffier, par lettre recommandée, au débiteur saisi ou 
au tiers saisi, et à chaque créancier colloqué. 

Ces derniers auront une action directe contre le tiers 
saisi en payement de leur collocation. Les ayants droit 
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aux frais et aux collocations utiles donneront quittance 
en marge de l'état de répartition remis au tiers saisi, qui 
se trouvera libéré d'autant. 


Art. 12. Les effets de la saisie-arrét et les oppo- 
sitions consignées par le greffier sur le registre spécial 
subsisteront jusqu'a complete libération du débiteur. 

Art. 13. Les frais de saisie-arrét et de distribution 
seront à la charge du débiteur saisi. Ils seront prélevés 
sur la somme à distribuer. 

Tous frais de contestation jugée mal fondée seront 
mis à la charge de la partie qui aura succombé. 


Art. 14. Pour l'exécution de la presente loi, il sera 
tenu au greffe de chaque justice de paix un registre sur 
papier non timbré, qui sera coté et paraphé par le juge 
de paix et sur lequel seront inscrits: 

1°. Les visas ou ordonnances autorisant la saisie- 

arrêt ; 

2°. Le dépôt de l'exploit; 

3°. La réquisition de la convocation des parties; 

4°, Les arrangements intervenus ; 

5° Les interventions des autres créanciers; 

6°. La déclaration faite par le tiers saisi: 

7°. La mention des avertissements ou lettres recom- 

mandées transmises aux parties; 

8°. Les décisions du juge de paix; 

9°. La répartition établie entre les ayants droit. 

Art. 15. Tous les exploits, autorisations, Jugements, 
décisions, procès-verbaux et états de répartition qui pour- 
ront intervenir en exécution de la présente loi seront ré- 
digés sur papier non timbré et enregistrés gratis. Les 
avertissements et lettres recommandées et les copies d'état 
de répartition sont exempts de tout droit de timbre, et 
d'enregistrement. 


Art. 16. Un décret déterminera les émoluments à 
allouer aux greffiers pour l’envoi des lettres recommandées 
et pour dresse de tous extraits et copies d'état de ré- 
partition. 

Art. 17. Les lois et décrets antérieurs sont abrogés 
en ce qu'il ont de contraire à la présente loi. 

Art. 18. La présente loi est applicable à F Algérie 
et aux colonies. 


— = — 
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Wie durch die Geſetzgebungen anderer Länder (vgl. das 
deutſche Geſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits: 
oder Dienſtlohnes, vom 21. Juni 1869, das belgiſche Geſetz 
vom 18. Auguſt 1887, das öſterreichiſche Geſetz vom 26. Mai 
1888), ſo iſt durch das vorſtehende Geſetz in Frankreich ein 
Theil der Vergütung (Lohn, Gehalt ꝛc.) für Arbeiten und 
Dienſte für unpfändbar und nicht abtretbar erklärt worden. 

Der erſte Titel dieſes Geſetzes beſchäftigt ſich mit dieſer 
Frage, während im zweiten Titel ein vereinfachtes Verfahren 
bei Beſchlagnahme von Arbeits: und Dienſtlohn, abweichend 
von den Vorſchriften der franzöſiſchen Civilprozeßordnung, 
vorgeſehen wird; insbeſondere wird an Stelle des gewöhn— 
lichen Gerichts (tribunal civil) die Zuſtändigkeit des Friedens⸗ 
richters feſtgeſetzt und eine raſchere und weniger koſtſpielige 
ns im Falle der Konkurrenz mehrerer Gläubiger 
geregelt. 


Der erſte Titel beſtimmt in Art. 1, daß der Lohn der 
Arbeiter und Bedienſteten bis zu einem Zehntel des Betrages, 
ohne Rückſicht auf die Höhe deſſelben, pfändbar iſt, während 
das Einkommen der Angeſtellten (employes, commis, fonc- 
tionnaires) bis zu einem Zehntel deſſelben gepfändet werden 
kann, wenn es den Betrag von 2000 Francs jährlich nicht 
überſteigt. 

Nach Art. 2 können die Vergütungen für Arbeiten und 
Dienſte für ein weiteres Zehntel abgetreten werden. 

Die in Art. 1 und 2 beſtimmten Beſchränkungen greifen 
nach Art. 3 nicht Platz, wenn es ſich um Beſtreitung von 
den in Art. 203, 205, 206, 207, 214 und 349 des Code 
civil vorgeſehenen geſetzlichen Alimentationsanſprüchen 
handelt. 

In Art. 4 wird die Kompenjation !) von Forderungen 
des Prinzipals für die den Arbeitern gemachten Lieferungen 
mit dem ihnen geſchuldeten Lohn unterſagt. Ausgenommen 
ſind Forderungen für geliefertes Handwerkszeug, welches ſie 
für die Arbeit nothwendig haben, für Material und für 
Geldbeträge, welche den Arbeitern zur Anſchaffung dieſer 
Sachen vorgeſchoſſen ſind. 

Macht der Prinzipal den Arbeitern ſonſt einen Bor: 
ſchuß, ſo kann er ſich nach Art. 5 nur dadurch bezahlt 


1) Vgl. § 115 ff. Gewerbeordnung für das Deutſche Reich, § 394 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich. 
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machen, daß er von dem Einkommen der Arbeiter allmäh— 
liche Abzüge bis zu einem Zehntel deſſelben macht. 

Abſchlagszahlungen auf eine Arbeit gelten nicht als 
Vorſchüſſe. 


2. Gewährleiſtung für Viehmängel. 


Geſetz, betreffend Abänderung der Geſetze vom 
21. Juli 1881 und 2. Auguft 1884 über Ge 
währmängel beim Viehhandel, vom 31. Juli 
1895. 


Art. 1. L'art. 13 de la loi du 21. juillet 1881 est 
complete par les quatre paragraphes suivants: 


Et sı la vente a eu lieu, elle est nulle de droit, 
que le vendeur ait connu ou ignoré l'existence de la 
maladie dont son animal était atteint ou suspect. 

Néanmoins, aucune réclamation de la part de 
l'acheteur, pour raison de la dite nullité, ne sera rece- 
vable lorsqu'il sera écoulé plus de quarante-cinq jours 
depuis le jour de la livraison, s’il n'y a poursuite du 
ministère public. 

Si l'animal a été abattu, le délai et réduit à dix 
jours à partir du jour de l'abatage, sans que toutefois 
l’action puisse jamais être introduite après l'expiration 
du délai de quarante-cinq jours. En cas de poursuite 
du ministère public, la prescription ne sera opposable 
à l’action civile, comme au paragraphe précédent, que 
conformément aux règles du droit commun. 

Toutefois, en ce qui concerne la tuberculose dans 
l'espèce bovine, la vente ne sera nulle, que lorsqu'il 
s'agira d'un animal soumis à la séquestration ordonnée 
par les autorités compétentes. 


Art. 2. L'art. 2 de la loi du 2 août 1884 est mo- 
difié ainsi qu'il suit: 

Sont réputés vices rédhibitoires et donneront seuls 
ouverture aux actions résultant des art. 1641 et sui- 
vants du Code civil, sans distinction des localités où 
les ventes et échanges auront lieu, les maladies ou 
défauts ci-après, savoir: 

Pour le cheval, l’äne et le mulet: 
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L’immobilite, l'emphysème pulmonaire, le cor- 
nage chronique, le tic proprement dit, avec 
ou sans usure des dents, les boiteries inter- 
mittentes, la fluxion périodique des yeux; 

Pour l’espèce porcine: 

La ladrerie!). 


Der Art. 1 ergänzt den Art. 13 des Geſetzes vom 
21. Juli 1881 (sur la police sanitaire) dahin, daß im Falle 
des Verkaufs eines mit einer anſteckenden Krankheit behaf⸗ 
teten Thieres der Verkauf nichtig iſt, mag der Verkäufer im 
Augenblick des Verkaufs die Exiſtenz der Krankheit gekannt 
haben oder nicht. Außerdem wird dem Käufer eine Friſt 
für Anbringung ſeiner Klage geſetzt. 

Der Art. 2 ändert das Geſetz über Gewährmängel beim 
Viehhandel vom 2. Auguſt 1884?) hinſichtlich der einzelnen 
Gewährmängel ab. 

Das Geſetz ift von Mittermaier in dieſer Mett 
ſchrift Bd. XXXI S. 325 näher erläutert. Durch das Geſetz 
iſt dasjenige über Gewährmängel beim Viehhandel vom 
20. Mai 1838 abgeſchafft worden. Als Hauptänderung war 
die Vorſchrift getroffen, daß Gewährmängel beim Rindvieh 
überhaupt gar nicht mehr anerkannt wurden. 

Der Art. 2 des Geſetzes, welcher die einzelnen Gewähr— 
mängel aufführt, iſt jetzt dahin abgeändert, daß beim Pferde, 
Eſel und Mauleſel la morve (Rotz), le farcin (Wurm) nicht 
mehr als Gewährmängel gelten, ſondern nur noch limmo- 
bilite, l’emphysème pulmonnaire, le cornage chronique, 
le tic, les boiteries anciennes intermittentes, la fluxion 
periodique des yeux. 

Die bei den Schafen als Pocken (la clavelée) erwähnten 
Gewährmängel ſind beſeitigt. 

Beim Schwein ſind die Finnen (ladrerie) als Mängel 
beſtehen geblieben. 

Die Abänderung iſt darauf zurückzuführen, daß die 
weggelaſſenen Krankheiten als anſteckende anzuſehen ſind und 
in Gemäßheit des Art. 1 dieſes Geſetzes der Verkauf der 
mit ſolchen Krankheiten behafteten Thiere ſtets nichtig iſt. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften des Geſetzes vom 
2. Auguſt 1884 fort. 


1) Sirey 1882, Lois annotées S. 515. 
2) Sirey 1884, Lois annotees S. 669. 
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Prozeßkautionen. 


Durch Geſetz vom 5. März 1895) ift der Art. 16 des 
Code civil geändert worden. Während nach dieſer Vorſchrift 
Ausländer, die als Kläger in Handelsſachen auftraten, von 
der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für die Zahlung der 
Prozeßkoſten und des in Folge des Prozeſſes zu leiſtenden 
Schadenserſatzes befreit waren, iſt jetzt allgemein beſtimmt, 
daß Ausländer in allen Sachen, in denen ſie als Kläger 
auftreten, Sicherheit leiſten müſſen, ſofern ſie nicht in Frank— 
reich Liegenſchaften von einem genügenden Werthe beſitzen, 
um die Zahlung der Koſten ꝛc. zu ſichern. Der Art. 423 
der franzöſiſchen Civilprozeßordnung, welcher dieſe Kautions— 
freiheit in Handelsſachen auch ausſpricht, iſt aufgehoben ). 
(Vgl. Art. 166 der franzöſiſchen Civilprozeßordnung.) 


4. Friſtenberechnung. 


Das Geſetz vom 13. April 1895 3) erſetzt zur Beſeiti⸗ 
gung von Streitfragen den Art. 1033 $ 5 der franzöſiſchen 
Civilprozeßordnung durch die Vorſchrift: „Iſt der letzte Tag 
irgend einer Friſt im Prozeßverfahren ein Feiertag, ſo ſoll 
die rift in allen Fällen bis zum folgenden Tag erſtreckt 
werden.“ Das in Art. 162 des Code de commerce ausge- 
ſprochene Prinzip iſt damit allgemein zum Ausdruck gebracht. 


5. Konkurs. 

Geſetz vom 6. Februar 1895, betreffend die Abänderung 
des Art. 549 des franzöſiſchen Handelsgeſetzbuchs ). 

Das Geſetz bezweckt im Falle des Falliments oder der 
gerichtlichen Liquidation das in Art. 549 des franzöſiſchen 
Handelsgeſetzbuchs beſtimmte Privileg für Gehaltsforderungen 
auch den commis attachés à une ou plusieurs maisons de 
commerce, sédentaires ou voyageurs einzuräumen, und zwar: 


1) Sirey 1895, Lois annatées S. 1065. 

2) Mit Einführung dieſes Geſetzes ſind jetzt die Franzoſen auch als 
Kläger in Deutſchland zur EE für die Prozeßkoſten 
verpflichtet, $ 102 Nr. 1 C 

3) Sirey 1895. Lois de S. 1066. 

4) Sirey 1895, Lois annotées S. 937. Loi portant modification 
de l’art. 549 du Code de commerce. 
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a) s'il agit d'appointements fixes, pour les salaires 
qui leur sont dus durant les six mois anterieurs 
à la déclaration de la liquidation judiciaire ou 
de la faillite; 

b) et, s'il agit, de remises proportionelles alloués à 
titre d'appointements ou de suppléments d'ap- 
pointements, pour toutes les commissions qui leur 
sont definitivement acquises dans les trois derniers 
mois précédant le jugement déclaratif, alors même 
que la cause de ces créances remonterait à une 
époque antérieure. 


Es find damit die bei den Gerichten aufgeworfenen 
Streitfragen, ob das Wort „salaire“ in Art. 549 auf „re- 
mises proportionelles“ auszudehnen fei und ob man diefe 
„représentants de plusieurs maisons“ noch „commis“ nennen 
könne, entſchieden worden. 


6. Gaſtwirthe. 


Durch das Geſetz vom 31. März 1896 (loi relative ä 
la vente des objets abandonnés ou laissés en gage par 
les voyageurs aux aubergistes ou hôteliers) ) wird den 
Gaſtwirthen ꝛc. das Recht eingeräumt, nach Ablauf einer 
Friſt von ſechs Monaten die von den Reiſenden als Pfand 
gelaſſenen oder ſonſt in deren Räumen zurückgebliebenen 
Sachen auf eine von den gewöhnlichen Prozeßvorſchriften 
abweichende, raſchere und weniger Koſten verurſachende Weiſe 
verkaufen zu laſſen. Die Beſtimmungen lauten: 


Art. 1er. Les effets mobiliers apportés par le voya- 
geur ayant loge chez un aubergiste, hötelier ou logeur 
ou par lui laissés en gage pour sûreté de sa dette, ou 
abandonnés au moment de son départ, peuvent être vendus 
dans les conditions et formes déterminées par les articles 
suivants : 


Art. 2. Le dépositaire pourra présenter au juge de 
paix du canton où les effets mobiliers ont été laissés en 
gage ou abandonnés, une requête qui énoncera les faits, 
désignera les objets et leur valeur approximative. L’or- 


1 Sirey 1896, Lois annotées S. 109 ff. 
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donnance du juge, mise au bas de la requéte, fixera le 
jour, l'heure, le lieu de la vente, qui ne pourra être faite 
que six mois apres le départ constate du voyageur. 

Cette ordonnance fixera, en outre, la mise à prix 
des objets à vendre, commettra l'officier public qui devra 
y procéder et contiendra, s'il y a lieu, l'évaluation de la 
créance du requérant. 

L'officier public chargé de la vente fera ouvrir, en 
présence du dépositaire, les malles, paquets ou autres 
sous fermeture quelconque et dressera de son opération 
procès-verbal, qui sera communiqué au juge de paix. 

En cas d'extrême urgence, ce juge pourra autoriser 
la vente avant l'expiration du délai de six mois, et devra 
justifier, dans son ordonnance des motifs de l’abréviation 
de ce délai. 


Art. 3. La vente sera annoncée huit jours à l'avance 
par affiches apposées dans les lieux indiqués par le juge, 
qui pourra même autoriser la vente après une ou plusieurs 
annonces à son de trompe. 

La publicité donnée à la vente sera constatée par 
une mention insérée au procès-verbal de vente. 

Art. 4. L'officier public commis par le juge pré- 
viendra huit jours à l’avance, par lettre recommandée, le 
voyageur, le lieu, jour et heure de la vente dans le cas 
où son domicile sera connu. 

La vente aura lieu au enchères et il y sera procédé 
tant en l'absence qu'en présence du déposant. 


Art. 5. Le propriétaire pourra s'opposer à la vente 
par exploit signifié au dépositaire. Cette opposition em- 
portera de plein droit citation à comparaître à la pre- 
mière audience utile du juge de paix qui a autorisé la 
vente, nonobstant toute indication d'une audience ulté- 
rieure. Le juge devra statuer dans le plus bref délai. 


Art. 6. Sur le produit de la vente, et après le pré- 
levement des frais, l’officier public payera la créance du 
dépositaire. Le surplus sera versé à la Caisse des dépôts 
et consignations, au nom du propriétaire, par l'officier 
public, qui ne dressera aucun procès-verbal du dépôt. 
Il en retirera récipissé; ce récipissé lui vaudra décharge. 

Si le produit de la vente est insuffissant pour couvrir 
les frais, le surplus sera payé par le dépositaire, sauf 
recours contre le déposant. 
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Le montant de la consignation en principal et intérêts 
sera acquis de plein droit au Trésor public, deux ans 
après le dépôt, s’il n'y a eu, dans l'intervalle, réclamation 
de la part du propriétaire, de ses représentants ou de 
ses créanciers. 


Art. 7. Les art. 624 et 625 de Code de procédure 
civile sont applicables aux ventes prévues par la pré- 
sente loi. 

Ces ventes seront faites conformément aux lois et 
règlements qui déterminent les attributions des officiers 
publics qui en seront chargés. 


Art. 8 Tous les actes, spécialement les exploits, 
ordonnances, jugements et procès-verbaux faits en exé- 
cution de la présente loi, sont dispensés du timbre et 
enrégistrés gratis. 

Pour tenir lieu des droits de timbre et d’enregistre- 
ment, il sera perçu sur le procès-verbal de vente, lors- 
qu'il sera présenté à la formalité, sept pour cent (7 p. 100) 
du produit de la vente, sans addition de décimes. 


Auf ein einfaches Geſuch hin erläßt der Friedensrichter 
eine Ordonnanz, in welcher er den Tag, die Stunde und 
den Ort des Verkaufs beſtimmt und einen Beamten mit der 
Ausführung beauftragt. Der Beamte hat ſpäteſtens acht 
Tage vor dem Verkaufe den Reiſenden davon in Kenntniß 
zu ſetzen. Der Reiſende kann gegen den Verkauf Oppoſition 
einlegen, worüber der Friedensrichter raſch zu entſcheiden 
hat. Aus dem Erlöſe werden zunächſt die Koſten, dann die 
Forderung des Gaſtwirths gedeckt, der etwaige Reſt wird bei 
der Depoſitenkaſſe hinterlegt. 


7. Eiſenbahn. 


1. Dekret vom 30. Mai 1895 über ein règlement d' ad- 
ministration publique pour l’organisation du service 
du contröle des chemins de fer d’interet général 
(Sirey 1895 S. 1117). Regelung des Auffichte: 
dienſtes. 

2. Dekret vom 10. Dezember 1895 beſtimmt die organi- 
sation des chemins de fer de l'Etat. (Sirey 1896 
S. 11.) 
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Dekret vom 10. Dezember 1895 regelt die Zuſammen— 


ſetzung des Conseil du reseau des chemins de fer 
de l'Etat. (Sirey 1896 S. 12.) 


Dekret vom 16. Dezember 1895 hinſichtlich der Ré- 


organisation du comité consultatif des chemins de 
fer. (Sirey 1896 S. 23.) 

(Vgl. hierzu das in Bd. XLIV S. 454 dieſer 
Zeitſchrift erwähnte Dekret vom 18. September 1895 
über die Reorganiſation des Eiſenbahnraths, deſſen 
Art. 1 abgeändert iſt.) 


Dekret vom 15. Februar 1896 regelt die Repartition 


du personnel des commissaires de surveillance ad- 
ministrative des chemins de fer in Abänderung des 
Art. 6 des Dekrets oom 2. Juli 1894 (Sirey S. 63). 


8. Schiffahrt. 


Dekret vom 10. April 18951) hinſichtlich der Be: 
dingungen der Zulaſſung zum Kommando von Handels— 


ſchiffen. 


Dekret vom 20. Juni 1895 ?) regelt die Zahl, den 


Sitz und die Ausdehnung der circonscriptions sani- 
taires maritimes du littoral de France. 


Dekret vom 25. November 1895 ?) modifizirt das De- 


kret vom 2. September 1874 über die Handhabung 
des Transports von Petroleum und anderen entzünd— 
baren Stoffen. 


Dekret vom 25. November 18954) modifizirt das De: 


kret vom 31. Juli 1875 über den Transport von ge— 
fährlichen Stoffen auf Binnengewäſſern. 


Dekret vom 7. März 1896 °) erſetzt die Titel der Kapi⸗ 


täne der Handelsmarine von zweiter und erſter Klaſſe 
durch ſolche de capitaine du long cours et de capi- 
taine au long cours avec brevet supérieur. 


1) Sirey 1895 S. 1110. 
2) L. c. S. 1119. 

3) Sirey 1896 S. 12. 
4) L. c. S. 12. 

5) L. e. S. 90. 


6. 
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Dekret vom 21. April 1896 ) hinſichtlich der Errich⸗ 


tung eines conseil supérieur der Handelsmarine (aus 
38 Mitgliedern beſtehend). 


Dekret vom 6. Mai 1896 ?) regelt die Zulaſſungs⸗ 


bedingungen zum Amt eines Lootſen in den großen 
Häfen des premier arrondissement maritime. 


Dekret vom 4. Juni 18965) enthält ein Reglement 


de police sanitaire maritime in 135 Artikeln. 


Dekret vom 12. Juni 1896 *) beſtimmt für Kriegszeiten 


die Bedingungen, unter denen franzöſiſche und aus— 
ländiſche Schiffe in den franzöſiſchen Hafenplätzen zu: 
gelaſſen werden und ſich aufhalten dürfen. 


9. Poſtweſen. 


Mittheilung an die franzöſiſche Regierung vom 8. Ja⸗ 


nuar 18955) über die Anwendung der Beſtimmungen 
des franzöſiſch⸗engliſchen Poſtvertrags auf die Kolonie 
Tasmanien. 


Dekret vom 1. März 1895 6) bewilligt Portofreiheit 


den commandants de recrutement für dienſtliche Mit⸗ 
theilungen. 


Dekret vom 15. Mai 1895) ſchafft zwei neue Arten 


von bonds de poste (3 und 4 Francs). 


Dekret vom 9. Juli 1895 8) theilt die Departements 


von Frankreich und Algier in zwölf Bolt: und Tele- 
graphenbezirke. 


Mittheilung an die franzöſiſche Regierung durch den 


Schweizer Bundesrath vom Beitritt der Regierung von 
Honduras zu dem Weltpoſtverein vom 19. Juli 1895). 


Mittheilung vom Beitritt Serbiens zum Weltpoſtverein 


1) L. e. S. 135. 

2) Sirey 1896, Lois annotees S. 155. 
8) L. e. S. 25. 

4) L. c. S. 160. 

5) Sirey 1895, Lois annotees S. 1100. 
6) L. c. S. 1171. 


8) L. c. S. 1146. 
9) Im Journal officiel vom 30. Juli 1895 publizirt. 


10. 


13. 


14. 


1. 


Rechtsquellen. 


hinſichtlich der Poſtanweiſungen vom 1. September 
1895 1). 


Mittheilung vom Beitritt Paraguays zum Weltpoſt— 


verein vom 4. Juli 1891. Vom 9. September 1895). 


Dekret vom 16. Oktober 1895 3) genehmigt die Schaf— 


fung von Poſthilfsſtellen. — Dazu ein Beſchluß des 
Miniſters des Handels und Verkehrs ꝛc. über die Füh— 
rung dieſer Stellen vom 16. Oktober 1895. 


Geſetz vom 27. Dezember 1895) hinſichtlich der 


Herabſetzung der Ergänzungstaxe auf 5 Centimes für 
Briefe, welche nach der allgemeinen Ausleerung expedirt 
werden. 

Geſetz vom 27. Dezember 1895 5) ermächtigt die Poft- 
verwaltung, zur Verfügung des Publikums mandats- 
cartes zu ſtellen, welche am Domizil des Empfängers 
zahlbar ſind, gegen eine Gebühr von 10 Centimes. 


Mittheilung vom Beitritt der engliſchen Schutzgebiete 


von Zanzibar und Oſtafrika zum Weltpoſtverein vom 
H Januar 1896 5). 


Dekret vom 13. März 1896 7) hinſichtlich rekomman⸗ 


dirter Briefe und Werthbriefe. 
Dekret vom 20. April 1896 8) hinſichtlich er Beförde⸗ 
rung von Rohrpoſt⸗Karten und Briefen. 


Dekret vom 23. Mai 18969), durch welches das Amt 
des Generaldirektors der Poſten und Telegraphen auf: 
gehoben und an ſeiner Stelle ein sous-secrétariat des 
postes et des télégraphes geſchaffen wird. 


10. Telegraph, Telephon. 


Mittheilung vom Beitritt einer engliſchen Telegraphen— 
geſellſchaft (Halifax and Bermudas cable Company) 


1) Im Journal officiel vom 19. September 1895 publizirt. 
2) Im Journal officiel vom 19. September 1895 publizirt. 
3) Sirey 1896, Lois annotées S. 5 ff. 


4) L. c. S. 1. 
5) L. c S. 1. 
6) L. c. S. 60. 
7) L. c. S. 132. 
8) L. c. S. 152 
9) L. c. S. 155 
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zu der internationalen Telegraphenkonvention vom 
10% 2. Juli 1875. Vom 21. Januar 1895). 


Dekret vom 15. April 1895?) regelt die Taxen für 


die gewöhnlichen Telegramme zwiſchen Frankreich und 
Korſika einerſeits und Algier und Tunis andererſeits. 


Dekret vom 5. September 1895 3) modifizirt dasjenige 


vom 19. Oktober 1889 über die Taxe telephoniſcher 
Unterhaltungen. 


Dekret vom 7. September 1895 4) hinſichtlich der Or- 


ganiſation der älteren Telephonnetze. 


Dekret vom 11. Oktober 18955) hinſichtlich der Be⸗ 


förderung von Telegrammen mit bezahlter Rückantwort. 


. Gefet vom 25. Juni 1895 ©) beſtimmt die Bedingungen, 


unter denen elektriſche Leitungen von Privatleuten er⸗ 
richtet werden können, damit die telegraphiſchen und 
telephoniſchen Leitungen geſchützt ſind. 


Dekret vom 19. November 1895 7) über die Taxen von 


Expreßtelegrammen. 


Mittheilung vom Beitritt Portugals hinſichtlich ſeiner 


Kolonien Mozambique, Kap Verde, Guinea ꝛc. zur inter⸗ 
1890 Telegraphenkonvention vom 15. Februar 
1896 3). 


Beitritt der franzöſiſchen Regierung binfidtlid Neu- 


Caledoniens zur internationalen Telegraphenkonvention 
vom 19. März 1896 5). 
Mittheilung vom Beitritt Englands für die engliſche 
Kolonie Queensland zu der internationalen Telegraphen⸗ 
konvention vom 15. April 1896 10). 

Außerdem ſind einige Dekrete über den Telephon⸗ 
dienſt erlaſſen, ſo vom 5. September 1895, 4. und 
13. März 1896. 


1) Sirey 1895, Lois annotées S. 1099. 
2) Sirey 1895, Lois annotees S. 1171. 
3) L. c. S 1174. 
4) L. c. S. 1174. 
5) L. c. S. 1172. 
6) L. c. S. 1133. 
A Siren 1115 S. 10. 


10) L. c. S. 118. 
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11. Zölle, Steuern. 


Dekret vom 9. Mai 18951) modifizirt den $ 1 des 


Art. 2 des Dekrets hinſichtlich eingemachter Früchte, 
Konfitüren und Bonbons, welche für den Export be⸗ 
ſtimmt ſind. 


Dekret vom 31. Juli 1895) beſtimmt die Bedingungen, 


unter welchen mélasses destinées à la déstillation 
zugelaſſen werden können. 


Geſetz vom 16. Auguft 1895 3) ändert hinſichtlich ein- 


zelner Gegenſtände den durch Geſetz vom 11. Januar 
1892 beſtimmten Zolltarif ab. 


Dekret vom 16. Auguft 18954) hinſichtlich der An- 


wendung des Minimaltarifs auf Waaren, welche aus 
der Schweiz ſtammen. 


Dekret vom 17. Oktober 1895, betreffend Anwendung 


der surtaxe d’entrepöt auf außereuropäiſche Gerſte, 
welche aus europäiſchen Niederlagen eingeführt iſt. 


5. Dekret vom 25. Oktober 1895 5) beſtimmt die Zoll⸗ 


anſprüche auf gewiſſe fremde Produkte, welche nach 
Sainte Marie de Madagaskar eingeführt ſind, und ein 
Dekret von demſelben Tage gewährt hinſichtlich ge- 
wiſſer Produkte, welche von Sainte Marie de Mada⸗ 
gaskar ſtammen, eine Zollherabſetzung beim Eintritt in 
Frankreich. 


Dekret vom 2. Januar 1896 ) ſchafft vier neue Arten 


Stempel, welche für ausländiſche Werthpapiere be⸗ 
ſtimmt ſind. 


Dekret vom 26. Juli 1896) hinſichtlich des Zolltarifs 


für Zucker. 


Dekret vom 29. Juli 1896 8) regelt admission tempo- 


raire des blés importés pour la mouture; ergänzt 
durch Dekret vom 21. Oktober 1896. 


1) Sirey 1895, Lois annotees ©. 1171. 
2) L. c. S. 1171. 

3) Sirey 1896 S. 17. 

4) L. 22. 


C. 


7) L. c. S. 168. 
8) L. c. S. 184, 185. 


10. 


—— 
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Dekret vom 23. Juli 1896 1) modifizirt die Art. 34, 
35 und 38 der Ordonnanz vom 26. Auguſt 1846 hin⸗ 
ſichtlich der Fabrikation von Zucker. 


12. Börſen. 


Zu erwähnen iſt noch aus dem Jahre 1894 das Dekret 


vom 17. November 1894), qui fixe les droits de 
courtage à percevoir par les agents de change en 
exercice près des Bourses de commerce non pour- 
vues de parquet, pour les négociations des effets 
publics (vgl. das Geſetz vom 28. März 1885). 


Dekret vom 28. Mai 1896) hinſichtlich der Neber- 


tragung von Renten certifiés dans les départements. 
(Vgl. Dekret vom 20. Januar 1894.) 


Dekret vom 10. Auguſt 18964) beſtimmt die Be- 


dingungen für die Ausgabe und Negoziirung von 
fremden Effekten in Frankreich. Durch dieſes Dekret 
ſind der § 2 des Art. 10 des Dekrets vom 17. Juli 
1857, der § 3 des Art. 3 und der $ 1 des Art. 4 des 
Dekrets vom 6. Dezember 1872 und der Art. 2 des 
Dekrets vom 6. Februar 1880 modifizirt worden (val. 
Cohn in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 466 ff.) — 
Die Zulaſſung ausländiſcher Werthpapiere zur Kotirung 
wird von der Beſtellung eines verantwortlichen Ver⸗ 
treters abhängig gemacht, welcher vom Finanzminiſter 
angenommen ſein muß. — Zahlung einer beſtimmten 
Taxe — Verpflichtung der Syndikatskammer bei den 
Börſen, wo die Zulaſſung eines ausländiſchen Werth⸗ 
papiers verlangt wird, ſich beſtimmte Urkunden vor⸗ 
legen zu laſſen. 


13. Münzen, Maß z. 


Dekret vom 8. Juli 1895 5) beſtimmt die Bedingungen 


des Feingehalts, Gewichts ꝛc. für die Anfertigung des 
franzöſiſchen Handelspiaſters. 


1) Sirey 1896, Lois annotées S. 168. 
2) Sirey 1895, Lois annotéés ©. 1072, 
3) Sirey 1896, Lois annotées S. 152. 
4) L. c. S. 191. 

5) Sirey 1895, Lois annotees S. 1147. 
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2. Dekret vom 17. Oktober 1895) ertheilt die Ermäch⸗ 
tigung, das Budget der franzöſiſchen Niederlaſſungen 
in Indien in Rupien aufzuſtellen. 

3. Dekret vom 5. März 1896 ?) autorisant les mésures 
de longueur construites en ruban d’acier. 


4. Dekret vom 5. März 1896 3), welches den Art. 2 des 
Dekrets vom 5. November 1852 hinſichtlich der Flüſſig⸗ 
keitsmaße aufhebt und neue Vorſchriften aufſtellt. 


14. Sparkaſſenweſen. | 
Geſetz über die Sparkaſſen vom 20. Juli 1895*). 


Art. 1. Les caisses d'epargne ordinaires sont tenues 
de verser à la caisse des depöts et consignations toutes 
les sommes, qu'elles reçoivent des déposants; ces sommes 
sont employées par la caisse des dépôts, sous la réserve 
des fonds jugés nécessaires pour assurer le service des 
remboursements : 

1°. En valeurs de l'Etat ou jouissant d'une garantie 

de l'Etat; 

2°. En obligations négociables et entièrement libérées 

des départements, des communes, des chambres 
de commerce, en obligations foncières et com- 
munales du Crédit foncier. 

Les achats et les ventes de valeurs sont effectués 
avec publicité et concernance, sur la désignation de la 
commission de surveillance instituée par les lois du 
28 avril 1816 et 6 avril 1876, et avec l'approbation du 
ministre des finances. Les achats et ventes de valeurs 
autres que les rentes pourront être opérès sans publicité 
ni concurrence. 

Les sommes non employées ne peuvent excéder dix 
pour cent (10 p. 100) du montant des dépôts au 1er jan- 
vier. Elles sont placées soit en compte courant au Tré- 
sor dans les mêmes conditons que les autres éléments de 
la dette flottante portant intérêt, soit en dépôt à la 


1) Sirey 1895, Lois annotées S. 1175. 
2) Sirey 1896, Lois annotees ©. 90. 
3) L. c. S. 90. 

4) Sirey 1895, Lois annotées S. 1153. 
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Banque de France. La partie déposée en compte courant 
au Trésor ne peut dépasser cent millions de francs 
(100,000,000 fr.). 


Art. 2. Tout déposant dont le crédit sera de somme 
suffisante pour acheter dix francs de rente au moins peut 
faire opérer cet achat en titres nominatifs, sous frais, 
par les soins de l’administration de la caisse d'épargne. 
La rente pourra également lui être attribuée, au cours 
moyen du jour de l'opération, par un prélèvement sur le 
portefeuille représentant les fonds des caisses d'épargne. 

Dans le cas où le déposant ne retire pas les titres 
achetés pour son compte l’administration de la caisse 
d'épargne en reste dépositaire et reçoit les arrérages et 
primes de remboursement, au crédit du titulaire. Elle 
peut également les faire vendre sur la demande du dé- 
posant. 

Le capital provenant de cette vente, déduction faite 
des frais de négociation, sera porté au nom du déposant 
à un compte spécial et sans intérêts. 


Art. 3. Les conseils d'administration des caisses 
d'épargne peuvent rembourser à vue les fonds déposés; 
mais les remboursements ne sont exigibles que dans un 
délai de quinzaine. 

Toutefois, en cas de force majeure, un décret rendu 
sur la proposition des ministres des finances et du com- 
merce, le Conseil d'Etat entendu, peut limiter les rem- 
boursements à la somme de cinquante francs par quin- 
zaine. Des délais supplémentaires seront fixés par decret 
pour les opérations nécessitant l'intervention d’un bureau 
ou d'une caisse situés en dehors de la France con- 
tinentale. 

Les dispositions relatives au remboursement seront 
portées à la connaissance des déposants par une inscription 
placée en tête du livret et affichée dans le local des 
caisses d'épargne. 


Art. 4 Le compte ouvert à chaque déposant ne peut 
pas dépasser le chiffre de mille cinq cents francs (1500 fr.). 
L'art. 9 de la loi du 9 avril 1881 sera applicable aux 
comptes qui dépasseront ce minimum. 

Les comptes qui, au moment de la promulgation de 
la présente loi, depasseront le chiffre de mille cinq cents 
francs ne pourront pas être objet de versements nouveaux; 
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ils continueront à produire des intérêts, mais ils devront 
etre ramenés à la limite maximum de mille cinq cents 
francs (1500 fr.) dans un délai de cinq ans à partir du 
1er janvier qui suivra la promulgation de la présente loi. 
Si, à l'expiration dudit délai, cette prescription n'a pas 
été exécutée, le compte sera ramené à mille cinq cents 
francs (1500 fr.) au moyen d'un achat de rente sur l'Etat 
effectué d'office et sans avis préalable. 

Il sera remis annuellement au ministre du commerce, 
par chaque caisse d'épargne, un état des livrets dont le 
chiffre dépasserait le maximum autorisé. 

Le montant total des versements opérés du 1er jan- 
vier au 31 décembre ne pourra dépasser mille cinq cents 
francs (1500 fr.). 

Ces dispositions ne sont pas applicables aux opéra- 
tions faites par les sociétés de secours mutuels et par les 
institutions spécialement autorisées à déposer aux caisses 
d'épargne ordinaires. Le maximum des dépôts faits par 
ces sociétés et institutions peut s’elever à quinze mille 
francs (15,000 fr.). 


Art. 5. L/interet à servir aux caisses d'épargne or- 
dinaires par la caisse des dépôts et consignations est dé- 
terminé en tenant compte du revenu des valeurs du porte- 
feuille et du compte courant avec le Trésor représentant 
les fonds provenant des caisses d'épargne. 

Les variations de ce taux d'intérêt auront lieu par 
fractions indivisables de vingt-cinq centimes pour cent 
(0 fr. 15 p. 100). 

Lorsqu'il y aura lieu de modifier le taux, le nouvel 
intérêt à servir aux caisses d'épargne sera fixe, avant le 
ler novembre pour l’exercice suivant, par un décret rendu 
sur la proposition du ministre de commerce et du ministre 
des finances, après avis de la commission de surveillance 
de la caisse des dépôts et consignations et de la com- 
mission supérieure instituée par l'article 11 de la pré 
sente loi. 


Art. 6. Il est institué par la caisse des dépôts et 
consignations un fonds de réserve de garantie, qui ne 
pourra pas dépasser dix pour cent (10 p. 100) du mon- 
tant des dépôts. Seront affectés à cette réserve: 

1°. Le fonds de réserve actuel: 

2°. La difference entre les intérêts servis chaque 
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année aux caisses d'épargne et le revenu des 
valeurs du portefeuille et du compte courant avec 
le Trésor, sans que cette différence puisse être 
inférieure à vingt-cinq centimes pour cent (0 fr. 25 
p. 100) du montant total des fonds des caisses 
d'épargne; 

3°. Les intérêts et les primes d'amortissement pro- 
venant de ce fonds lui-même; 

4°. Les retenues d'intérêts imposées aux titulaires de 
plusieurs livrets conformément à l’article 18 de la 
présente loi. 


Peuvent seuls être imputés sur ce fonds: 


1°. Les pertes qui viendraient à résulter, soit de 
différences d'intérêts, soit d'opérations ayant pour 
but d’assurer le service des remboursements ; 

2°. Les sommes à prélever, soit à titre définitif, soit 
à titre d'avance, en cas d'insuffisance de la for- 
tune personnelle d'une caisse d'épargne, pour faire 
face aux pertes déjà constatées ou qui seraient 
ultérieurement reconnues dans sa gestion; 

3°. Les frais de contrôle spécial institué par l’art. 12. 


Art. 7. Le fonds de réserve est géré par la caisse 
des dépôts, sous le contrôle de la commission de sur- 
veillance, qui arrête les sommes à prélever dans les cas 
de perte prévus par l'article 6. 

Il est rendu compte de ces opérations dans un cha- 
pitre spécial du rapport annuel présenté au Sénat et à la 
Chambre des députés par la commission de surveillance, 
conformément à l’article 114 de la loi du 28 avril 1816. 


Art. 8 Les caisses d’epargne ordinaires prélèvent 
sur le produit de leurs placements une somme suffisante 
pour faire face aux frais de loyer et d'administration et 
à l'établissement d'une réserve spéciale dans les conditions 
prescrites par l'article 9. 

Ce prélèvement sera de vingt-cinq centimes pour 
cent (0 fr. 25 p. 100) au moins et ne pourra pas dépasser 
cinquante centimes pour cent (0 fr. 50 p. 100) sur l’en- 
semble des comptes des déposants. Le taux d'intérêt 
payé par les caisses d'épargne aux déposants peut être 
gradué selon l'importance des comptes. 

Les livrets sur lesquels le mouvement des retraits 
et des dépôts, y compris le solde antérieur, n'aura pas 
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dépassé la somme de cinq cents francs (500 fr.) pendant 
le courant de l’année, pourront être favorisés soit par un 
système de primes, soit par une graduation du taux. 

Les livrets collectifs des sociétés de secours mutuels 
et des institutions spécialement autorisées à déposer aux 
caisses d'épargne jouiront, quelque soit le chiffre de leur 
dépôt, de l'intérêt accordé à la catégorie des livrets les 
plus favorisés, 

La moyenne de l'intérêt servi aux déposants, soit à 
titre d’interet, soit à titre de prime, ne pourra en aucun 
cas dépasser le chiffre de l'intérêt accordé par la caisse 
des dépôts et consignations, déduction faite du prélèvement 
déterminé ci-dessus, sauf le cas prévu par le dernier 
paragraphe de l'article 10. 

Les caisses d'épargne sont autorisées à émettre des 
bons ou timbres d'un prix inférieur à un franc et à 
recevoir ces coupures, lorsque, réunies, elles représentent 
le montant du versement minimum autorisé. 

Le règlement de chaque caisse d'épargne, fixant le 
taux des primes ou des intérêts gradués, sera publié trois 
mois au moins avant son application; il sera communiqué 
au ministre qui, dans les trente jours à partir de la ré- 
ception, pourra l’annuler pour violation de la loi. La 
décision du ministre sera susceptible de recours devant 
le Conseil d'Etat. 


Art. 9. Chaque caisse d’epargne ordinaire doit créer 
un fonds de réserve et de garantie qui se compose: 

1°. De sa dotation existante et des dons et legs qui 
pourraient lui être attribués; 

2°, De l’économie réalisée sur la retenue prescrite 
à l’article précédent; 

3°. Des intérêts et des primes d'amortissement pro- 
venant de ce fonds lui-même. 

Toutes les pertes résultant de la gestion de 
la caisse d'épargne devront être imputées sur ce 
fonds de réserve, qui constitue sa fortune per- 
sonnelle. 


Art. 10. Les caisses d'épargne sont autorisées à 
employer leur fortune personelle: 
1°. En valeurs de l’Etat ou jouissant d'une garantie 


de l'Etat ; 
2°, En obligations négociables et entièrement libérées 
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des departements, des communes, des chambres 
de commerce; 

3°. En obligations foncières et communales du Credit 
foncier; 

4%. En acquisition ou construction des immeubles 
nécessaires à l'installation de leurs services. 

Elle pourront en outre employer la totalité du 
revenu de leur fortune personnelle et le cinquième 
du capital de cette fortune: 

En valeurs locales énumérées ci-dessous, à la 
condition que ces valeurs émanent d'institutions 
existant dans le département où les caisses fonc- 
tionnent: bons de monts-de-piété ou d'autres 
établissements reconnus d'utilité publique; prêts 
aux sociétés coopératives de crédit ou à la ga- 
rantie d'opérations d’escompte de ces sociétés; 
acquisition ou construction d'habitations à bon 
marché; prêts hypothécaires aux sociétés de con- 
struction de ces habitations ou aux sociétés de 
crédit qui, ne les construisant pas elles-mêmes, 
ont pour objet d'en faciliter l'achat ou la con- 
struction, et en obligations de ces sociétés. 


Les caisses d'épargne seront tenues, dans les cas pré- 
vus par le paragraphe précédent, d'adresser au ministre 
du commerce, chaque année, dans la première quinzaine 
de février, l’état des opérations de l’année précédente. 
Le ministre pourra toujours, sur l'avis de la commission 
supérieure, suspendre l’exercice de ce mode d'emploi. 

Lorsque le fonds de réserve et de garantie repré- 
sentera au minimum deux pour cent des dépôts, un cin- 
quième du boni annuel pourra être employé à l’augmen- 
tation du taux d'intérêt servi aux porteurs des livrets sur 
lesquels le mouvement des retraits et des dépôts, y com- 
pris le solde antérieur, n'aura pas dépassé la somme de 
cinq cents francs (500 fr.) pendant le courant de l’année. 


Art. 11. Il est formé auprès du ministre du com- 
merce une commission supérieure qui se réunit au moins 
une fois par an, pour donner son avis sur les questions 
concernant les caisses d’epargne ordinaires ou postales. 

Cette commission est composée de vingt membres, 
ainsi qu'il suit: 

Deux sénateurs élus par le Sénat; 
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Deux deputes, elus par la Chambre des deputes; 

Huit présidents ou directeurs de caisses d’epargne, 
élus par les caisses d'épargne suivant les formes 
et dans les conditions à déterminer par un règle- 
ment d'administration publique; 

Trois personnes connues par leurs travaux sur les 
institutions de prevoyance et designees par le 
ministre du commerce; 

L'administrateur de la caisse nationale d’epargne; 

Le directeur general de la caisse des depöts et con- 
signations; 

Le directeur du commerce intérieur au ministère du 
commerce; 

Le directeur du mouvement général des fonds au 
ministère des finances; 

Le chef du service de l’inspection générale des finances. 

Les membres élus et les membres designes par le 
ministre sont nommés pour trois ans; la commission élit 
son président. 

Un chef de bureau du ministère du commerce, dé- 
signé par le ministre, remplit les fonctions de secrétaire 
avec voix consultative. 

Le président de cette commission aura entrée avec 
voix délibérative, à la commission de surveillance insti- 
tuée près de la caisse des dépôts et consignations par 
l’article 2 de la loi du 6 avril 1876. Il devra être con- 
voqué à toutes les séances où 1l sera discuté des questions 
intéressant les caisses d'épargne. 


Art. 12. Il sera prélevé sur le fonds de réserve 
prévu par l'article 6 ci-dessus une somme annuelle de 
deux cent mille francs (200,000 fr.) destinée à organiser 
le contrôle des opérations des caisses d'épargne par les 
receveurs particuliers et les trésoriers-payeurs généraux, 
et par des inspecteurs des finances spécialement désignés 
pour ces opérations de vérification. 

Un règlement d'administration publique, rendu sur 
la proposition des ministres des finances et du commerce, 
après avis du Conseil d'Etat et de la commission supé- 
rieure instituée par l'article 11, déterminera les règles 
applicables au fonctionnement de ce contrôle. 

Ce règlement fixera également les conditions d'emploi 
du crédit de deux cent mille francs dont la répartition 
sera faite chaque année par le ministre des finances. 
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Art. 13. Il est interdit de donner le nom de caisse 
d'épargne à tout établissement qui n'aurait pas été auto- 
risé conformément aux prescriptions de la loi du 5 juin 
1835. Les fondateurs et directeurs des établissements 
constitués en contravention au présent article sont passibles 
d'une amende de vingt-cinq francs à trois mille francs 
(25 fr. à 3000 fr.) et d’un emprisonnement de trois mois 
a deux ans. Les tribunaux peuvent ordonner l'insertion 

et l'affichage des jugements et la suppression de la dé- 
nomination de caisse d'épargne, à peine de dommages- 
intérêts à fixer pour chaque jour de retard. L'article 463 
du Code pénal est applicable aux condamnations prononcées 
en vertu du présent article. 


Art. 14. Aucune opération faite dans les caisses 
d'épargne ordinaires par les déposants et nécessitant un 
mouvement de fonds et de valeurs, n’est valable et ne 
forme titre contre la caisse d'épargne, que si le reçu dé- 
livré sur le livret porte, outre la signature du caissier, le 
visa et la signature de l'administrateur ou de l'agent 
chargé du contrôle. 

La disposition du paragraphe précédent est affichée 
en permanence dans les bureaux où elle doit recevoir son 
exécution et imprimée sur la couverture des livrets. 


Art. 15. Dans les cas où des documents de compta- 
bilité prescrits par les règlements n'auraient pas été pro- 
duits en temps utile, le ministre compétent peut les faire 
dresser d'office et aux frais de la caisse d'épargne. 


Art. 16. Les livrets de caisses d'épargne sont no- 
minatifs. | 

Toute somme versée à une caisse d'épargne est, au 
regard de la caisse, la propriété du titulaire du livret. 

Les mineurs sont admis à se faire ouvrir des livrets 
sans l'intervention de leur représentant légal. Ils pourront 
retirer sans cette intervention, mais seulement après l’âge 
de seize ans révolus, les sommes figurant sur les livrets 
ainsi ouverts, sauf opposition de la part de leur repré- 
sentant légal. 

Les femmes mariées, quel que soit le régime de leur 
contrat de mariage, seront admises à se faire ouvrir des 
livrets sans l'assistance de leur mari; elles pourront retirer 
sans cette assistance les sommes inscrites aux livrets ainsi 
ouverts, sauf opposition de la part du mari. Dans ce 
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cas, il sera sursis au retrait du depöt et ce pendant un 
mois à partir de la dénonciation qui en sera faite à la 
femme, par lettre recommandée, à la diligence de la caisse 
d'épargne. 

Passé ce délai, et faute par la femme, de s'être 
pourvue contre la dite opposition par les voies de droit, 
le mari pourra toucher seul le montant du livret, si le 
régime sous lequel il est marié lui en donne le droit. 


Art. 17. L'opposition prévue à l’article précédent 
sera signifiée aux caisses d'épargne dans la forme des 
actes extrajudiciaires. Elle produira, à l'égard des caisses, 
les mêmes effets que l’opposition prévue au Code de pro- 
cédure civile. 

Art. 18. Nul ne peut être en même temps titulaire 
d'un livret de caisse nationale d'épargne et d’un livret de 
caisse d'épargne ordinaire ou de plusieurs livrets, soit de 
caisse nationale d'épargne, soit des caisses d’epargne or- 
dinaires, tout peine de perdre l'intérêt de la totalité des 
sommes déposées. 


Art. 19. Est admise à circuler en franchise et sous 
enveloppe fermée la correspondance de service échangée 
entre les caisses d'épargne, d'une part, et les préfets et 
sous-préfets, les trésoriers-payeurs généraux et receveurs 
des finances, d'autre part. 

Art. 20. A partir de la promulgation de la présente 
loi, les sommes qui, en vertu de l'article 4 de la loi du 
7 mai 1853, étaient placées en rentes et celles qui étaient 
attribuées aux caisses d'épargne par le même article, 
seront prescrites à l’égard des déposants. Elles seront 
réparties entre les caisses d'épargne, à concurrence des 
deux cinquièmes, et les sociétés de secours mutuels pos- 
sédant des caisses de retraite, à concurrence des trois 
cinquièmes. 

Un règlement d'administration publique déterminera 
les conditions de la répartition entre les sociétés de ser- 
vices mutuels approuvées et reconnues d'utilité publique. 


Art. 21. L'intérêt à servir par la caisse nationale 
d'épargne à ces déposants, sera calculé et établi dans les 
conditions et suivant le mode déterminés par l’article 5, en 
tenant compte du prélèvement nécessaire pour couvrir les 
frais d'administration de la caisse. 

Ce prélèvement ne pourra être inférieur à cinquante 


Aron: Franzöſiſche Handelsgeſetzgebung 1895 und 1896. 77 


centimes pour cent (0 fr. 50 p. 100); il devra etre suffi- 
sant pour que le taux d'intérét en résultant soit toujours 
inférieur de soixante-quinze centimes pour cent (0 fr. 75 
p. 100) à celui qui sera servi aux caisses d'épargne or- 
dinaires par la caisse des dépôts et consignations. 


Art. 22. A l'avenir, l'existence d'une caisse d'épargne 
ordinaire ou d’une succursale dans une commune fera 
obstacle à l’ouverture, dans cette même commune, d’une 
autre caisse d'épargne ou d’une succursale relevant d'une 
autre caisse. 


Art. 23. Les certificats de propriété et actes de 
notoriété exigés par les caisses d'épargne pour effectuer 
le remboursement, le transfert ou le renouvellement des 
livrets appartenant aux titulaires décédés ou déclarés ab- 
sents, seront visés pour timbre ou enregistrés gratis. 


Art. 24. Les saisies-arrêts et oppositions de toute 
nature formées auprès des caisses d'épargne n'auront 
d'effet que pendant cinq années à compter de leur date 
et, si elles n’avaient pas été renouvelées dans l'intervalle, 
elles seraient rayées d'office à l’expiration de ce délai. 


Art. 25. Toutes les dispositions inscrites aux trois 
premiers paragraphes de l’article 1er et aux articles 2, 8, 
4, 8, 16, 17, 18, 21, 23 et 24 de la présente loi sont 
applicables à la caisse nationale d’épargne. 


Art. 26. Toutes dispositions antérieures contraires 
à la présente loi sont et demeurent abrogées. 


Zur Ausführung dieſes Gefebes hat der Handelsminiſter 
am 24. Juli 1895 ein Zirkular an die Direktoren der Spar⸗ 
kaſſen erlaſſen. 

Das Geſetz bezweckt, die bisherigen geſetzgeberiſchen Maß⸗ 
nahmen zu kodifiziren, insbeſondere die Geſetze vom 5. Juni 
1835, 31. März 1837, 22. Juni 1845, 21. November 1848, 
29. April 1850, 30. Juni 1851, 7. Mai 1853 über die 
Privatſparkaſſen. Die wichtigſten Vorſchriften dieſes Geſetzes 
beziehen ſich auch auf die Poſtſparkaſſen (Geſetz vom 9. April 
1881) vgl. Art. 25. Mittermaier in dieſer Zeiſchrift 
Bd. XXIX S. 509. 

Alle eingelegten Gelder werden an die Depoſitenkaſſe 
(caisse des depöts et consignations) abgeführt, welche die 
Beträge in ſicheren Werthpapieren anzulegen hat, mit Aus⸗ 
nahme der für die Geſchäftsführung (Rückzahlungen) noth⸗ 
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wendigen Summen. Die nicht angelegten Beträge dürfen 
125 Millionen Francs der hinterlegten Gelder nicht über⸗ 
teigen. 

Die Depoſitenkaſſe hat einen Reſervefonds zu bilden und 
zwar obligatoriſch (Art. 6). Dieſer darf den Betrag von 
10 Prozent der Depoſiten nicht überſteigen. 

Ebenſo iſt für die Sparkaſſen die Bildung eines Reſerve⸗ 
fonds vorgeſchrieben (das Nähere ergibt Art. 9). Derſelbe 
muß mindeſtens 2 Prozent der Depots betragen. 

In Art. 7 iſt beſtimmt, in welcher Weiſe die Sparkaſſen 
ihr perſönliches Vermögen anzulegen haben. 

Jeder Hinterleger, deſſen Guthaben ausreichend iſt, er— 
hält auf ſeinen Wunſch dafür Staatsrenten koſtenfrei gekauft. 

Der Betrag der Einzahlungen darf den Betrag von 
1500 Francs nicht überſteigen. Zieht der Hinterleger den 
Ueberſchuß nicht zurück, ſo werden ihm in Gemäßheit des 
Art. 9 des Geſetzes vom 9. April 1881 ohne Weiteres Staats- 
renten gekauft. 

Auf Gegenſeitigkeit errichtete Unterſtützungsgeſellſchaften 
dürfen Einlagen bis zur Höhe von 15,000 Francs haben. 

Im Fall höherer Gewalt kann nach Anhören des Staats⸗ 
raths auf Vorſchlag des Finanzminiſters die Rückzahlung der 
Einlagen auf einen beſtimmten Betrag beſchränkt werden. 

Die Sparkaſſenbücher werden auf den Namen ausgeſtellt; 
Niemand darf mehr als ein Sparkaſſenbuch haben. 

Minderjährige können ohne Zuſtimmung ihres geſetz⸗— 
lichen Vertreters, Ehefrauen ohne Rückſicht auf das beſtehende 
eheliche Güterrecht ohne Aſſiſtenz ihres Ehemannes Einlagen 
machen; ebenſo können ſie ſelbſtändig die Einlagen zurück⸗ 
ziehen, Minderjährige aber nur, wenn ſie über 16 Jahre alt 
ſind; vorbehältlich der Oppoſition des geſetzlichen Vertreters 
bezw. des Ehemanns. 

Außerdem iſt das Aufſichtsrecht über die Sparkaſſen 
genauer geregelt. 


15. Gewerberecht. 


1. Dekret vom 29. Juni 18951) ſchreibt beſondere Map- 
regeln zum Schutz und zur Geſundheit in den Fabriken 
d’aceto-arsenite de cuivre vor. 


1) Sirey 1895, Lois annotees S. 1128. 
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2. Dekret vom 14. Juli 18951) betrifft ein Reglement 
der Phosphorinduſtrie. 

3. Dekret vom 26. Juli 18952) modifizirt das Dekret 
vom 15. Juli 1893 über Frauen: und Kinderarbeit in 
Fabriken (vgl. Cohn in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV 
S. 479). Die Arbeitszeit (Ruhepauſen 2c.) iſt geregelt. 

4. Dekret vom 21. September 1895?) betrifft règlement 
d' administration publique pour l' execution de la loi 
du 30 Nov. 1894 relative aux habitations à bon 
marché. Das Geſetz vom 30. November 1894 bezweckt 
zum Bau geſunder, billiger Häuſer zum Zweck der 
Vermiethung oder des Verkaufs auf Abzahlung zu 
ermuthigen. Das vorſtehende Dekret dient zur Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes. 

5. Durch das Geſetz vom 31. März 18964) ift der Art. 11 
dieſes Geſetzes vom 30. November 1894 modifizirt und 
der Art. 5 ergänzt worden. 

Am 13. April 1896 iſt über die Anwendung dieſes 
Geſetzes ein Zirkular des Handelsminiſters an die Prä⸗ 
fekten erlaſſen. 


6. Dekret vom 9. Juni 18965) modifizirt den Art. 1 u. 2 
des Reglements vom 12. März 1859 über die öffent⸗ 
lichen Verſteigerungsſäle. 

Das Dekret vom 12. März 1859 enthält die Aus⸗ 
führungsvorſchriften zu dem Geſetze vom 28. Mai 1858 
über die öffentlichen Verkäufe von Waaren im Großen. 
Nach dem vorſtehenden Dekret vom 9. Juni 1896 kann 
die Errichtung öffentlicher Verſteigerungsſäle durch Be⸗ 
ſchluß des Präfekten nach Anhörung der Handelskammer 
genehmigt werden. Die Perſon, welche um die Er⸗ 
mächtigung nachſucht, muß die dem Umfange der be⸗ 
abſichtigten Anſtalt entſprechenden Mittel nachweiſen. 
Die betreffenden Inhaber ſind verpflichtet, als Gewähr 
für die Geſchäftsführung eine Sicherheit von 3000 bis 
30,000 Francs, ausnahmsweiſe auf Verlangen der 
Handelskammer bis zu 100,000 Francs zu leiſten, was 


1) Sirey KE Lois annotées ©, 1148. 

2) L. c. S. 1151. 

8) ee c. ©. 1129 Cohn in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 479 
ote 6 

4) Sirey 1896, Lois annotées S. 58. 

5) L. c. S. 159. 
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in dem Präfektoralbeſchluß beſtimmt wird. Die Sicher⸗ 
heit wird bei der Depoſitenkaſſe hinterlegt. 


. Das Dekret vom 6. Juli 1896!) ergänzt das Ver- 


zeichniß der als geſundheitsſchädlich, gefährlich oder 
beläſtigend erachteten gewerblichen Anlagen. 


16. Arbeiterſchutz. 


Dekret vom 7. Dezember 18952) betreffend die Or- 


ganiſation der Arbeitsbörſe zu Paris. 


Geſetz vom 27. Dezember 18955) concernant les caisses 


de retraite, de recours et de prévoyance fondées 
au profit des employés et ouvriers. 

Bereits am 29. Juni 1894 ift ein Geſetz sur les 
caisses de recours et de retraits für Bergwerks⸗ 
arbeiter erlaſſen worden, welches das Prinzip der 
Zwangsverſicherung ſanktionirt hat (vgl. Cohn in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLIV S. 479). Dieſes letztere Geſetz, 
welches bereits durch Geſetz vom 19. November 1894 
reſp. die Ausführungsdekrete vom 25. Juli und 14. Auguſt 
1894 rektifizirt worden iſt, hat eine weitere Modifikation 
durch das Geſetz vom 16. Juli 18964) erfahren, indem 
der Art. 11 hinſichtlich der Wahl der administrateurs 
ergänzt iſt. 

Das gegenwärtige Geſetz bezieht ſich auf alle Ar: 
beiter; es iſt kein allgemeines Geſetz über die Organi⸗ 
ſation der Hilfskaſſen, es bezweckt nur die zu Gunſten 
der Arbeiter und Angeſtellten vorgeſehenen Summen 
im Falle eines Falliments des Prinzipals zu ſichern. 
Das Geſetz beſteht aus 6 Artikeln (dazu Dekret vom 
10. Januar 1896). 

Der Art. 1 des Geſetzes lautet: 

En cas de faillite, de liquidation judiciaire ou 
de deconfiture lorsque, pour une institution de 
prévoyance, il aura été opéré des retenues sur 
les salaires, ou que des versements auront été 


Siret 1896, Lois annotées ©. 165. 
L. c. ©. 87. 
L. c. S 49. 


4) L. c. S. 146. 
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reçus par le chef de l’entreprise, ou que lui-même 
se sera engagé à fournir des sommes déterminées, 
les ouvriers, employés ou bénéficiaires sont admis 
de plein droit à réclamer la restitution de toutes 
les sommes non utilisées conformément aux statuts. 

Cette restitution s'étendra, dans tous les cas, 
aux intérêts convenus des sommes ainsi retenues, 
reçues ou promises par le chef de l’enterprise. 
À défaut de convention, les intérêts seront cal- 
culés d’après les taux fixés annuellement pour la 
caisse nationale des retraites pour la vieillesse. 

Les sommes aussi déterminées et non utilisées 
conformément aux statuts deviendront exigibles 
en cas de fermeture de l’établissement industriel 
ou commerciel. 

Il en sera de même en cas de cession volon- 
taire, à moins que le cessionaire ne consente à 
prendre les lieu et place du cédant. 


3. Defret vom 30. März 18961) ändert den Art. 6 des 
Dekrets über Errichtung eines Penſionsfonds zu Gunſten 
der Hilfsgenoſſenſchaften auf Gegenſeitigkeit. Es werden 
die Vorausſetzungen beſtimmt, unter denen den Mit: 
gliedern ein Ruhegehalt gewährt werden kann. 


17. Preſſe. 


1. Das Geſetz vom 22. Juli 1895 beſtimmt die Anwen⸗ 
dung des Art. 14 des Preßgeſetzes vom 29. Juli 1881 
auf die in Frankreich in fremder Sprache veröffent: 
lichten Zeitungen. 

(Der Artikel geftattet, die Verbreitung von Bei- 
tungen, welche im Auslande erſcheinen, in Frant- 
reich zu verbieten.) 

2. Durch das Geſetz vom 3. April 1896) ift der Art. 368 
der franzöſiſchen Strafprozeßordnung in Prozeßſachen 
für anwendbar erklärt. 

Der Art. 58 des Preßgeſetzes vom 29.30. Juli 1881 
iſt dahin ergänzt: 


1) Sire y 1896, Lois annotées S. 92. 
2) L. e. S. 208 ff. 
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Sont applicables en matière de diffamation et 
d’injures portées devant la Cour d'assises, et dans 
le cas où la poursuite a eu lieu à la requête du 
ministère public, les dispositions de l'article 368 
du Code d'instruction criminelle. 


In dieſen dem Schwurgericht zur Entſcheidung 
überwieſenen Sachen ſoll die Civilpartei, welche nicht 
unterliegt, keine Koſten tragen. b 


18. Urheberrecht. 


Geſetz vom 9. Februar 1895 sur les fraudes en ma- 
tiere artistique bezweckt den Schutz des Urheberrechts an 
Werken der Kunſt u. ſ. w. 

Es ſollen beſtraft werden: 

1. ceux qui auront apposé ou fait apparaitre frau- 
duleusement un nom usurpé sur une oeuvre de 
peinture, de sculpture, de dessin, de gravure ou 
de musique; 

2. ceux qui, sur les mêmes oeuvres, auront fraudu- 
leusement, et dans le but de tromper l'acheteur 
sur la personnalité de l’auteur, imité sa signa- 
ture ou un signe adopté par lui. 

Ferner tout marchand ou commissionnaire qui 
aura sciemment recélé, mis en vente ou en cir- 
culation les objets revêtus de ces noms, signa- 
tures ou signes. 

Als Strafen find feftgefegt: Gefängniß von einem Jahre 
bis zu fünf Jahren, und eine Geldftrafe von 16 Francs bis 
3000 Francs; ferner Einziehung der widerrechtlich bezeich⸗ 
neten ꝛc. Gegenſtände. (Vgl. Sirey, Lois annotees 1895 
S. 1061.) 

Indem das Geſetz beſtimmte Werke der Kunſt aufführt, 
umfaßt es nicht die Werke der Architektur und der Photo⸗ 


graphie ). 


1) Darras, Droit d'auteur S. 31. Anderer Anſicht Maunour y, 
Du nom commercial Note 94. 
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19. Kolonien, Konſulatweſen. 


Dekret vom 17. Mai 1895) hinſichtlich der réorgani- 


sation de l'administration de la justice en Cochin- 
chine et au Cambodge. 


Dekret vom 16. Juni 1895) führt die Einrichtung 


eines Generalgouvernements de l'Afrique occidentale 
française ein. 


Dekret vom 17. Juni 1895 3) regelt die Auswanderung 


von Arbeitern aus Senegal, welche aus der Kolonie 
ſtammen. 


Dekret vom 20. Juli 1895 4) modifizirt das Verfahren 


beim Verkauf von beweglichen Sachen, welche in Pfand 
gegeben ſind, in der Kolonie von Senegal. 


Dekret vom 22. November 1895 °) führt ein comité 


des travaux publics des colonies ein. 


Dekret vom 8. Februar 18969 beſtimmt Aufenthalts⸗ 


prämien für die Konſulatsbeamten. 


Dekret vom 20. Februar 1896 7) modifizirt die Orga: 


niſation der Centralverwaltung des Kolonialminiſte⸗ 
riums. 


20. Verträge. 


Mittheilung vom Beitritt Serbiens zu der convention 


sanitaire internationale vom 15. April 1893 am 
18. Januar 1895 8). 


Geſetz hinſichtlich Zuſtimmung zu der zu Bukareſt am 


11. März 1895 zwiſchen Frankreich und Rumänien 
geſchloſſenen Vereinbarung zur Unterdrückung von fal⸗ 
ſchen Angaben über die Herkunft von Waaren vom 
27. Juli 1895; dazu Dekret hinſichtlich der Veröffent⸗ 
lichung dieſer Vereinbarung vom 27. Oktober 1895 ). 


1) Sirey 1895, Lois annotées S. 1139. 
2) L. c. S. 1118. 

3) L. c. S. 1119. 

4) L. c. S. 1150. 

5) Sirey 1896, Lois annotees S. 11. 


6) 


L. c. ©. 54. 


7) L. c. S. 63. 
8) Veröffentlicht im Journal officiel vom 2. Februar 1895. 
9) Sirey 1895, Lois annotées S. 1147. 
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3. Geſetz, betreffend Zuſtimmung zu der zu Paris am 
6. Februar 1893 geſchloſſenen Vereinbarung zwecks 
Regelung des Zolltarifs hinſichtlich der Handelsbeziehun— 
gen zwiſchen Frankreich und Kanada vom 21. Dezember 
1894; dazu Dekret über die Publikation dieſer Ver— 
einbarung vom 8. Oktober 1895 ). 


II. 
Die niederländiſche Handelsgeſetgebung im Jahre 1896. 
Von 


Herrn Dr. jur. J. Ph. Suijling, Rechtsanwalt in 
's Hertogenboſch. 


Unter den legislatoriſchen Erzeugniſſen des Jahres 1896 
nimmt die Novelle zur Civilprozeßordnung die erſte Stelle 
ein. Schon längſt war man darüber einig, daß die Civil⸗ 
prozeßordnung veraltet war, und {don längſt verlangte man 
nach einem neuen oder wenigſtens einem gründlich revidirten 
Geſetzbuch. An Verſuchen in dieſer Richtung hat es nicht ge— 
mangelt, aber alle ſchlugen fehl, bis endlich der Abgeordnete 
Dr. Hartogh am 23. Juni 1893 der Zweiten Kammer 
der Staten-Generaal einen Geſetzentwurf vorlegte, der 
innerhalb gewiſſer Schranken eine erhebliche Verbeſſerung 
unſeres Prozeßrechtes in Ausſicht ſtellte. Nachdem die Bor: 
lage in Folge der Auflöſung der Kammer (1894) hinfällig 
geworden war, wurde ſie am 24. Mai 1894 zum zweiten 
Male eingebracht. Der Ausſchuß zur Vorbereitung der Be— 
rathung veröffentlichte am 20. Februar 1895 ſeinen Bericht, 
und nachdem er zur Annahme der Vorlage gerathen hatte, 
wurde dieſe am nächſtfolgenden 5. April nach dreitägiger 
Berathung mit Einſtimmigkeit faſt unverändert votirt. Doch 
wur das Schickſal des Entwurfs noch ungewiß, denn in der 


1) Sirey 1895, Lois annotées S. 1147. 
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Erften Kammer der Staten-Generaal erhob fid ein ener: 
giſcher Widerſpruch. Die Gefahr einer Ablehnung wurde 
aber glücklich überſtanden, und am 7. Juli 1896 erhielt die 
Vorlage die königliche Beſtätigung. 

Die parlamentariſche Behandlung des Entwurfs hatte 
ſchon am 18. Januar im Herrenhauſe ihren Abſchluß ge— 
funden; trotzdem aber ſind in dieſer Berichtsperiode außer 
jener Novelle nur ein paar weniger wichtige Geſetze zu ver— 
zeichnen. Ein neues Wahlgeſetz und ſonſtige verwaltungs— 
rechtliche, theilweiſe ſehr erhebliche Gelege nahmen den Geſetz⸗ 
geber faſt vollſtändig in Beſchlag und drängten die handels— 
rechtlichen Gegenſtände in den Hintergrund. So geſchah es, 
daß neben der Novelle zur Civilprozeßordnung nur einzelne 
Geſetze, die ein gewiſſes Intereſſe zu erregen vermögen, im 
Laufe dieſes Jahres erlaſſen wurden. Unter dieſen möchte 
ich das nach mühſamer, mehr als dreijähriger Vorbereitung 
zu Stande gekommene Geſetz zur Abänderung der Art. 379, 
380, 383 und 384 des HGB.“'s noch beſonders hervorheben. 


1. 
Civilprozeßordnung. 


Geſetz vom 7. Juli 1896 (St. Nr. 103) zur Abände⸗ 
rung der Civilprozeßordnung (125 Artikel nebſt einer Ueber⸗ 
gangs- und einer Schlußbeſtimmung). Königliches Dekret 
vom 31. Juli 1896 (St. Nr. 146), betreffend die Inkraft— 
tretung des Geſetzes, welche am 1. Januar 1897 ſtattfinden 
rd. Königliches Dekret vom 16. September 1896 (St. 
Nr. 156), betrsſſend die Publikation der revidirten Civil: 
prozeßordnung. 

Die umfangreiche Novelle zur Civilprozeßordnung ver— 
folgt einen doppelten Zweck. Einerſeits iſt ſie bemüht, die 
zahlreichen kleineren Ungenauigkeiten und Lücken, welche eine 
faſt ſechzigjährige Praxis aufgedeckt hatte, zu berichtigen und 
auszufüllen, andererſeits will ſie unter Aufrechterhaltung der 
Grundlagen des Geſetzbuchs die ſchlimmſten Fehler unſerer 
Civilrechtspflege beſeitigen. In den Beſtimmungen, die dem 
letzten Ziel gewidmet ſind, liegt der werthvolle Kern dieſer 
Reviſion, und nur mit dieſen werde ich mich hier befaſſen. 
Man kann ſie füglich in zwei Gruppen zerlegen. Die eine 
Gruppe umfaßt die Vorſchriften zur Beſchleunigung und 
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Vereinfachung des Verfahrens, die andere die Vorſchriſten 
zur Ergänzung der Maßregeln für die Sicherung gefährdeter 
Anſprüche. 


I. Prozeß. 
A. Verfahren bis zum Urtheil. 


Abgeſehen von einigen Ausnahmefällen war das Ver— 
fahren vor den Kollegialgerichten erſter und zweiter Inſtanz 
nach der ungeänderten Civilprozeßordnung entweder „ge: 
wöhnlich“ (gewoon) oder „ſummariſch“ (sum mier), 
Art. 135 ff., 346 ff. ungeänd. CPO. Wie bereits der Name 
andeutet, war das gewöhnliche Verfahren das normale, das 
ſummariſche hingegen das außerordentliche, nur für einfachere 
Streitſachen beſtimmte Verfahren. Die Praxis bediente ſich 
aber faſt ausnahmslos des ſummariſchen Verfahrens, welches 
auf folgende Weiſe geregelt war. 

Der Rechtsſtreit wird durch die Zuſtellung einer Klage— 
ſchrift eröffnet, die den Beklagten zu einer beſtimmten Sitzung 
vor das zuſtändige Gericht ladet Zwiſchen der Zuſtellung 
der Klageſchrift und dem darin bezeichneten Verhandlungstag 
muß eine gewiſſe Friſt frei bleiben, innerhalb deren der Be— 
klagte einen Anwalt (procureur) zu beſtellen hat. Der 
Anwalt des Klägers muß die Streitſache in die Rolle ein— 
tragen laſſen und zwar vor dem in der Klageſchrift ge— 
nannten Verhandlungstag. Erſcheint der Anwalt des Klä— 
gers in der erſten Sitzung nicht, ſo wird der Beklagte auf 
ſeinen Antrag von der Inſtanz entbunden. Erſcheint da— 
gegen der Anwalt des Beklagten nicht, ſo wird auf Antrag 
des Klägers ein Verſäumnißurtheil gegen den Beklagten 
erlaſſen. Art. 75 ff. ungeänd. CPO. 

Wenn die Anwälte der beiden Parteien am erſten Ver— 
handlungstag in der Sitzung anweſend find, trägt der Anwalt 
des Klägers feinen ſchriſtlich abgefaßten Klageantrag (con- 
clusie van eisch) vor. Eine Abſchrift muß ſogleich dem 
Anwalt des Beklagten übergeben werden. Dieſer verlieſt in 
der nämlichen oder in einer ſpäteren Sitzung eine ſchriftlich 
abgefaßte Klagebeantwortung (conclusie van antwoord), 
die ebenfalls dem Gegner ſofort abſchriftlich mitzutheilen ift. 
Nach dem Vortrag dieſer Konkluſionen kann ſogleich oder in 
einer ſpäteren Sitzung plaidirt werden, es ſei denn, daß die 
Parteien auf die mündliche Erörterung ihrer Behauptungen 
verzichten. Sodann ergeht das Urtheil, oder der Tag zur 


Suijling: Niederländiſche Handelsgeſetzgebung 1896. 87 


Verkündung des Urtheils wird vom Gericht beſtimmt. Art. 138, 
139 ungeänd. CPO. 

Die ganze Verhandlung konnte alſo in einer Sitzung 
ablaufen, aber in der Praxis geſchah dies niemals. Stets 
bewilligte das Gericht den Parteien eine oder mehrere Friſten 
zum Vortrag ihrer Konkluſionen und zur Abhaltung ihrer 
Plaidoyers. Ueberdies pflegte der Kläger auf die Klage⸗ 
beantwortung eine Replik, der Beklagte auf die Replik eine 
Duplik folgen zu laſſen, und manchmal wurde ſogar eine 
Triplik u. ſ. w. verleſen. Ferner ſtellte das Geſetz den Par- 
teien die einfachſten Mittel zur Verfügung, den regelmäßigen 
Gang des Verfahrens zu hemmen. Sie waren u. a. die 
folgenden: 

1. Der Antrag auf Ausſetzung (stateering) der Ver⸗ 
handlung, weil der Antragſteller auf Urkunden Bezug nehmen 
will, die er außer Stande iſt, innerhalb der gewöhnlichen 
Friſten herbeizuſchaffen. Art. 151 ungeänd. CPO. Ueber dieſen 
Antrag wird durch Zwiſchenurtheil entſchieden, welches ſelb— 
ſtändig anfechtbar iſt. Während der Verhandlung in der 
Berufungs- oder Kaſſationsinſtanz ſteht das Verfahren zur 
Hauptſache ſtill. 

2. Das Syſtem der getrennten Vertheidigung. 
Art. 154 ff. ungeänd. CPO. Der Beklagte kann nämlich 
auf zweifache Weiſe dem geltend gemachten Anſpruch wider— 
ſprechen: entweder durch die Vorbringung von Einreden 
oder durch Erklärung zur Hauptſache. Die Einreden ſind 
in ſechs Gruppen getheilt. Bei Strafe der Präkluſion 
müſſen die erſten vier Gruppen (Unzuſtändigkeit, Kon- 
nexität und Litispendenz, Nichtigkeit der Klageſchrift, die 
ſämmtlichen dilatoriſchen Einreden) vor der Erklärung zur 
Hauptſache vorgebracht werden, und zwar die erſte Gruppe 
vor der zweiten, die zweite vor der dritten u. ſ. w. Die 
Einreden der fünften Gruppe (exceptio rei judicatae; 
die Einrede des abgeſchloſſenen Vergleichs und die ſogenannte 
„disqualificatoire“) dürfen vor der Erklärung zur 
Hauptſache erhoben werden, während ſchließlich die Einreden 
der ſechſten Gruppe (die ſonſtigen) mit der Vertheidigung 
zur Hauptſache verbunden werden müſſen. Füge ich noch 
hinzu, daß jede Einrede, die abgeſondert geltend gemacht 
werden muß oder darf, durch Zwiſchenurtheil erledigt wird, 
daß dieſes Urtheil ſelbſtändig anfechtbar iſt und daß die 
Verhandlung zur Hauptſache von der eingelegten Berufung 
oder Kaſſation gehemmt wird, ſo wird es dem Leſer klar 
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ſein, daß dieſes Syſtem der getrennten Vertheidigung dem 
1 die ſchönſte Gelegenheit zur Prozeßverſchleppung 
ietet. 

Das gewöhnliche Verfahren iſt im Großen und Ganzen 
dem ſummariſchen gleich. Alle Abweichungen, die ſich vor— 
finden, haben aber die Beſonderheit, daß fie den Gang der 
Verhandlung noch ſchwieriger machen. Der wichtigſte Unter— 
ſchied iſt dieſer, daß die Verhandlung vor dem Gerichte ſtets 
eine Zeit lang unterbrochen wird. Art. 142 ff. ungeänd. 
END. Nachdem nämlich der Anwalt des Beklagten in der 
erſten Sitzung erklärt hat, daß er als ſolcher beſtellt iſt, 
nimmt die Verhandlung vor dem Gerichte vorläufig ein Ende, 
und ſie kann nicht früher wieder aufgenommen werden, bis 
gewiſſe Schriftſätze zwiſchen den Anwälten gewechſelt oder 
gewiſſe Friſten verſtrichen ſind. 

Die Novelle zur Civilprozeßordnung hat den Unter— 
ſchied zwiſchen dem gewöhnlichen und dem ſummariſchen Ver— 
fahren aufgehoben und ein neues Verfahren eingeführt, das 
dem ſummariſchen nachgebildet ift. Art. 135 revid. COP. 
Die Grundlagen des früheren Verfahrens erlitten aber keine 
Aenderungen. So gelten z. B. auch jetzt noch die Grund— 
ſätze des Anwaltszwanges und der Mitwirkung der Staats— 
anwaltſchaft bei der Civilrechtspflege. Die in der Praxis 
überſpannte Verhandlungsmaxime iſt beibehalten, nur ſind 
die Ausnahmen vermehrt (dem erkennenden Richter wird ein 
beſchränktes Fragerecht eingeräumt, Art. 144 revid. CP O.). 
Auch iſt der Prozeß ein ſchriftlicher geblieben, denn die Klage— 
ſchrift und die Konkluſionen beſtimmen Gegenſtand und In— 
halt der Entſcheidung. Dennoch hat die Novelle den Gang 
des Verfahrens erheblich beſchleunigt, wie aus dem Nach— 
ſtehenden erhellen mag. 

1. Die Anwaltsbeſtellung iſt dem Beklagten erleichtert. 
Sie erfolgt jetzt am erſten Verhandlungstag in der Sitzung 
und zwar durch eine Erklärung des Anwalts, daß er als 
folder für den Beklagten auftritt. Art. 137 revid. COP. 
Der ſäumige Beklagte iſt überdies befugt, ſich nachträglich 
auf den erhobenen Anſpruch einzulaſſen, ſo lange das Ver— 
ſäumnißurtheil noch nicht ergangen iſt. Art. 89 a revid. CPO. 

2. Dem Beklagten ſteht jetzt das Recht zu, den in der 
Klageſchrift bezeichneten Verhandlungstag durch einen anderen, 
früheren Tag zu erſetzen. Art. 136 revid. CPO. 

3. Die Zahl der Konkluſionen iſt auf vier beſchränkt 
(Klageantrag, Klagebeantwortung, Replik, Duplik), aber das 
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Gericht kann auf einſtimmiges Geſuch der Parteien den 
Vortrag von Tripliken u. ſ. w. geſtatten. Art. 142 revid. CPO. 

4. Die Friſten zum Vortrag der Konkluſionen werden 
gemäß dem einſtimmigen Wunſch der Parteien vom Ge— 
richt beſtimmt. Erklärt eine Partei die von ihrem Gegner 
verlangte Friſt für zu lang, ſo entſcheidet das Gericht nach 
freiem Ermeſſen. Dabei hat es aber zu beachten, daß dem 
Gegner genügende Zeit gelaſſen wird, die Urkunden herbei— 
zuſchaffen, auf welche er ſich berufen will. Aus dem letzten 
Satze ergibt ſich, daß ein Antrag auf Ausſetzung des Ver— 
fahrens zum Zweck der Herbeiſchaffung erforderlicher Ur— 
kunden jetzt unzuläſſig iſt. Art 143 revid. CPO. 

5. Ein paar einfache Vorſchriften regeln die Verpflich- 
tungen der Partei, die ſich zum Beweis ihrer Behauptungen 
auf Urkunden bezieht (abſchriftliche Mittheilung, Nieder— 
legung der Urſchrift auf der Gerichtskanzlei oder Mittheilung 
der Urſchrift gegen Empfangsbeſcheinigung). Die Verletzung 
dieſer Pflichten darf vom Gegner erſt in ſeinem Plaidoyer 
zur Hauptſache gerügt werden, jo daß langwierige Zwi— 
ſchenſtreite über dieſen Gegenſtand forthin unmöglich ſind. 
Art. 147 ff. revid. CPO. 

6. Das Syſtem der getrennten Vertheidigung iſt auf— 
gehoben. Der Anwalt des Beklagten iſt jetzt gehalten, in 
ſeiner Klagebeantwortung (conclusie van antwoord) die 
ſämmtlichen Einreden mit der Erklärung zur Hauptſache zu 
verbinden. Wird eine Einrede nicht in der Klagebeantwor— 
tung geltend gemacht, ſo geht der Beklagte ihrer auf immer 
verluſtig, und erklärt er ſich in der Klagebeantwortung nicht 
zur Hauptſache, ſo verwirkt er das Recht, in der erſten 
Inſtanz auf die Hauptſache einzugehen. Art. 141, 348 
revid. CPO. Dieſes Syſtem der Vertheidigung uno actu 
erleidet aber ein paar Ausnahmen. Einzelne Einreden (die 
den Erben u. ſ. w. zuſtehende Deliberationseinrede; die Ein— 
rede der Unzuſtändigkeit im Falle des Art. 68) müſſen oder 
können nämlich vor jeder anderen Vertheidigung erhoben 
werden. Art. 141, 68 revid. CPO. 

7. Zur Sicherung der Kontinuität des Verfahrens dient 
die Vorſchrift, daß jedes Zwiſchenurtheil den Tag bezeichnen 
muß, an dem die Verhandlung zur Hauptſache fortgeſetzt 
werden wird. Art. 19, 68, 119, 202, 219, 228, 249 und 
288 revid. CPO. 

8. Ueber die Aufhebung der ſelbſtändigen Anfechtbarkeit 
gewiſſer Zwiſchenurtheile ſiehe unten. 
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An die vorhergehenden Beſtimmungen ſchließen ſich ein 
paar Neuerungen, welche die Beweisaufnahme betreffen. Die 
Zeugenvernehmung darf nicht länger vor einem beauftragten 
Richter, ſondern ſie muß ſtets vor dem Gerichte ſelbſt ſtatt— 
finden. Art. 199—203 revid. CPO. Das nämliche gilt 
jetzt auch für die auf Antrag der einen Partei ſtattfindende 
Befragung der anderen Partei. Dieſe Befragung hat über— 
dies in mancher Hinſicht Aenderungen erfahren. Ein be— 
ſchränktes Fragerecht iſt der Widerpartei eingeräumt, die 
Zuziehung von Anwälten und Advokaten iſt geſtattet, und 
es ſind Vorkehrungen gegen Prozeßverſchleppung getroffen. 
Art. 237 — 246 revid. CPO. 

Schließlich erwähne ich noch, daß das Verfahren in der 
Berufungsinſtanz dem in der erſten Inſtanz entſpricht. Es 
gibt aber Abweichungen, wie z. B. dieſe, daß die Zahl der 
Konkluſionen auf zwei beſchränkt ift. Art. 347 revid. CPO. 


B. Urtheile und ihre Vollſtreckung. 


Auch hier iſt Beſchleunigung das Ziel der neuen Be— 
ſtimmungen. 

d Interlokutoriſche und incidenteele (d. h. Zwiſchen⸗ 
urtheile, die weder pre paratoir Id. h. bloß prozeßleitend!] 
noch interlokutoriſch ſind, noch einen proviſionellen Antrag 
erledigen) Urtheile waren früher ſelbſtändig durch Berufung 
und Kaſſation anfechtbar. Während der Verhandlung in 
der höheren Inſtanz ruhte das Verfahren zur Hauptſache. 
Um der daraus entſtehenden Verzögerung der Prozeſſe vor— 
zubeugen, ertheilt die Novelle den Gerichten die Befugniß, 
die von ihnen erlaſſenen interlokutoriſchen und incidenteele 
Urtheile für nicht ſelbſtändig anfechtbar zu erklären. Art. 337, 
Nb. 2 revid. CPO. 

2. Das Gebiet der vorläufigen Vollſtreckbarkeit iſt er: 
weitert. Alle Erkenntniſſe, die zur Leiſtung einer Geldſumme 
verurtheilen, können auf Antrag des Klägers vorläufig voll— 
ſtreckbar erklärt werden. Art. 53, Nr. 7 revid. CPO. 

3. Die Civilprozeßordnung huldigt jetzt dem Satze, daß 
ein kontradiktoriſches Urtheil den Parteien vom Augenblick 
ſeiner Verkündung an bekannt ift. Art. 66 revid. CPO. 
Die dreimonatliche Friſt zur Einlegung von Berufung oder 
Kaſſation fängt daher mit der Verkündung zu laufen an. 
Art. 339, 361, 398 revid. CPO. (Die vorgängige Zu— 
ſtellung des Urtheils an die Widerpartei bildet aber noch 
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immer eine nothwendige Vorausſetzung der Zwangsvoll— 
ſtreckung, Art. 430 revid. CPO). Für Entſcheidungen, die 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehören, ſind 
die Berufungs- und Kaſſationsfriſten auf zwei Monate ver: 
kürzt. Art. 345, 428 revid. CPO. 

4. Zwiſchen der Zuſtellung des Zahlungsbefehls und 
der Pfändung einer Liegenſchaft muß eine Friſt von drei 
Tagen frei bleiben. Art. 503 revid. CPO. Früher betrug 
dieſe Friſt dreißig Tage. Die Zwangsverſteigerung von 
Liegenſchaften und Schiffen erfolgte früher ſtets vor dem 
Vollſtreckungsgericht. Auf Antrag des betreibenden Gläu— 
bigers, des Schuldners oder eines Hypothekengläubigers kann 
das Gericht forthin den Verkauf vor einem Notar geſtatten. 
Art. 537 a—j, 572 revid. CPO. 


II. Sicherung gefährdeter Anſprüche. 


An einer vollſtändigen und ſyſtematiſchen Regelung 
dieſes Gegenſtandes fehlte es früher in der Civilprozeßord— 
nung. Zwar erlaubte ſie unter gewiſſen Vorausſetzungen 
beſtimmte Maßregeln zur Sicherung zukünftiger Zwangsvoll- 
ſtreckung, aber dieſe Maßregeln beſchränkten ſich auf ſechs 
mangelhaft geregelte Arreſte. Der wichtigſte unter dieſen 
war der Arreſt, mit welchem der Gläubiger zur Sicherung 
ſeiner Forderung das bewegliche Vermögen ſeines Schuld— 
ners belegte. Dieſer Arreſt iſt jetzt auf das unbeweg— 
liche Vermögen ausgedehnt. Art. 770 a—g revid. CPO. 
Das iſt eine erhebliche Verbeſſerung. Die Vorausſetzungen 
dieſes Arreſtes ſind überdies erleichtert. Der Richter darf jetzt 
die Anwendung dieſer Maßregel geſtatten, wenn Unter— 
ſchlagung des beweglichen oder unbeweglichen Vermögens zu 
beſorgen iſt. Art. 305, 727, 770 a revid. CPO. Das 
Anwendungsgebiet eines anderen Arreſtes wurde ferner er— 
weitert: der Gläubiger darf forthin nicht nur die Sachen 
oder Gelder arreſtiren, welche ein Dritter, ſondern auch die 
Sachen oder Gelder, welche er ſelbſt für den Schuldner inne— 
hat oder welche er ſelbſt dem Schuldner zu leiſten verpflichtet 
it. Art. 757 a- d revid. CPO. 

Zur Sicherung der Anſprüche, welche die Ehefrau kraft 
des ehelichen Güterrechts gegen ihren Mann geltend machen 
kann, führte die Novelle überdies einen völlig neuen Arreſt 
ein. Der auf Gütertrennung klagenden Frau wurde näm— 
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lich die Befugniß ertheilt, mit Bewilligung des zuſtändigen 
Richters ihr eigenes bewegliches Vermögen und das 
bewegliche oder unbewegliche Vermögen der Gemein— 
ſchaft mit Arreſt zu belegen. Art. 808 — 808 j revid. CPO. 
Auch der Frau, welche eine Klage auf Eheſcheidung oder 
auf Trennung von Tiſch und Bett erhoben hat, kann die 
nämliche Sicherungsmaßregel erlaubt werden, allein nur 
unter der Vorausſetzung, daß Unterſchlagung zu befürchten 
ſteht. Art. 825 revid. CPO. Seinem Zwecke gemäß ver— 
hindert dieſer Arreſt aber nicht, daß Gläubiger, deren Rechte 
vor der Arreſtpfändung zur Entſtehung gelangten, ſich aus 
den arreſtirten Gütern befriedigen. Art. 808 1 revid. CPO. 


Eine planmäßige Neuregelung dieſes Stoffes hat die 
Novelle alſo nicht gebracht. Trotzdem wird ſich wohl Keiner 
weigern, ſchon jene partiellen Erneuerungen als einen erfreu— 
lichen Fortſchritt zu begrüßen. 


2. 
Handelsgeſetzbuch. 


Geſetz vom 20. Januar 1896 (St. Nr. 9), betreffend 
die Einführung des Konkursgeſetzes (f. diefe Zeitſchr. 
Bd. XLVI S. 101 ff.). Aufhebung des III. Buches, der 
Art. 198, 205 und 285 des Handelsgeſetzbuches. Aenderung 
der Art. 84 und 199 des Handelsgeſetzbuches. 


Geſetz vom 31. Dezember 1896 (St. Nr. 244) zur Yb⸗ 
änderung der Art. 379, 380, 383 und 384 des Handels— 
geſetzbuches. — Das niederländiſche Seerecht kennt eine ſo— 
genannte gewöhnliche oder kleine (Art. 379) und eine außer⸗ 
ordentliche (Art. 383) Verklarung. Was die letzte anlangt, 
ſo hatte die Praxis die Unzulänglichkeit der geltenden Be— 
ſtimmungen zu Tage gefördert und zwar beſonders in An— 
ſehung der Perſonen, von welchen, und der Behörden, vor 
welchen die Verklarung abgelegt werden mußte, ſowie der 
Friſt, innerhalb welcher dies zu geſchehen hatte. Das vor— 
liegende Geſetz iſt dazu beſtimmt, dieſen Fehlern abzuhelfen. 
In der abgeänderten Faſſung lautet der Text jetzt wie folgt: 

Art. 379. Jeder Schiffer iſt, abgeſehen von den im 
Art. 383 erwähnten Fällen, gehalten, ſpäteſtens innerhalb 
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drei Tagen — den Sonntag und im Auslande die dort all— 
gemein anerkannten Feiertage nicht mitgerechnet — nach dem 
Tage ſeiner Ankunft an irgend einem Hafen ſein Schiffs⸗ 
journal vorzuzeigen und eine Verklarung über ſeine Reiſe 
abzulegen, die Folgendes enthalten muß: 
den Ort und die Zeit ſeiner Abfahrt, den gewählten 
Kurs, die Unfälle der Reiſe u. ſ. w. 


Art. 380. Das Journal wird vorgezeigt und die Ver⸗ 
klarung abgelegt: 

in einem fremden Hafen außerhalb dieſes Landes: vor 
dem niederländiſchen Konſul oder der zuſtändigen 
Behörde des Ortes; 

in einem Hafen des Königreiches der Niederlande: vor 
dem Friedensrichter (kantonrechter) oder einem 
der Friedensrichter der Gemeinde, zu welcher der 
Hafen gehört, und in den Kolonien: vor der zu: 
ſtändigen Behörde des Ortes )). 


Art. 383. Falls das Schiff in einen Nothhafen ein⸗ 
gelaufen iſt oder Schiffbruch oder ſonſtigen Schaden erlitten 
hat, iſt der Schiffer gehalten, am Ort, den er zuerſt erreicht: 

1. ſpäteſtens am erſten Tag — den Sonntag und im 
Auslande die dort allgemein anerkannten Feiertage 
nicht mitgerechnet — nach dem Tage ſeiner Ankunft 
fein Schiffsjournal vorzuzeigen und mit einer Be: 
ſcheinigung verſehen zu laſſen; 

2. zugleich oder nachher, jedoch ſpäteſtens innerhalb der 

im Art. 379 beſtimmten Friſt, über die oben⸗ 
genannten Unfälle eine Verklarung abzulegen. 

Das Journal wird den im Art. 380 genannten Autori⸗ 
täten vorgezeigt, vor denen gleichfalls die Verklarung ab— 
gelegt wird. 

Die Verklarung wird vom Schiffer abgelegt und zwar 
unter Mitwirkung einer nach dem Ermeſſen der vernehmen— 
den Behörde genügenden Zahl Perſonen der Schiffsbeſatzung. 

Art. 384. Alle Verklarungen, welche erlittene Verluſte, 
Unfälle, Schäden oder irgend einen Anſpruch, wie er auch 
benannt ſein mag, zu beweiſen beſtimmt ſind, müſſen eidlich 
vor der zuſtändigen Behörde bekräftigt werden, und dieſe 


1) Nach dem unveränderten Art. 381 iſt der Schiffer verpflichtet, zu⸗ 
gleich mit der Ablegung der (kleinen) Verklarung ſein Journal 
viſiren zu laſſen. 
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darf den Schiffer, die Offiziere und die ſonſtigen Schiffsleute 
und ſogar die Paſſagiere über die Thatſachen und Umſtände 
befragen und zu dieſem Zwecke vor ſich laden. 

Der Beweis des Gegentheils wird allen Intereſſenten 
vorbehalten. 

In Anſehung der Perſonen, welche zur Zeit der Un— 
fälle unter die Schiffsbeſatzung oder die Paſſagiere gehörten, 
find die Art. 1946 und 1950 des bürgerlichen Geſetzbuches 
auf den Zeugenbeweis nicht anwendbar; doch dürfen die im 
erſtgenannten Artikel bezeichneten Perſonen das Zeugniß ver— 
weigern. 


3. 
Handels- und Induſtriekammern. 


Königliches Dekret vom 4. Mai 1896 (St. Nr. 76) zur 
Feſtſtellung eines Reglements für die Handels- und In— 
duſtriekammern. — Die Errichtung einer derartigen 
Kammer kann in jeder Gemeinde, wo dies verlangt wird, 
durch königlichen Erlaß erfolgen. Die Mitglieder werden 
von den am Handel oder an der Induſtrie als Chef be— 
theiligten Gemeinderathswählern gewählt und müſſen gleicher 
Weile am Handel oder an der Induſtrie betheiligt ſein. 
Nebſt einigen weiteren Vorſchriften über die Einrichtung 
dieſer Kammern enthält das königliche Dekret noch eine Be— 
ſtimmung über ihre Funktionen, die ſehr beſchränkt ſind. 
Ihre Aufgabe iſt nämlich die: der Landes-, Provinzial- oder 
Gemeindeverwaltung über den Handel oder die Induſtrie 
betreffende Gegenſtände Aufſchlüſſe zu ertheilen, Gutachten 
zu erſtatten oder Vorſchläge zu machen, und ferner den am 
Handel oder an der Induſtrie betheiligten Kreiſen die Nach— 
richten zukommen zu laſſen, deren Mittheilung von den vor— 
erwähnten Behörden verlangt oder von ihnen ſelber für 
nützlich erachtet wird. Die königlichen Dekrete vom 9. No: 
vember 1851 (St. Nr. 142), 16. Februar 1854 (St. Nr. 13), 
11. Auguſt 1859 (St. Nr. 80), 12. Juli 1873 (St. Nr. 108) 
und 10. Auguſt 1894 (St. Nr. 142) werden außer Kraft 


geſetzt. 
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4. 
Fabriken und Arbeiter. 


Geſetz vom 31. Dezember 1896 (St. Nr. 259) zur Ab⸗ 
änderung des Arbeitsgeſetzes vom 5. Mai 1889 (St. 
Nr. 48) ). Einſchaltung eines neuen Abſatzes im Art. 7 
des Arbeitsgeſetzes. Das im erſten Abſatz enthaltene Verbot 
von Sonntagsarbeit wird unter gewiſſen Vorausſetzungen für 
die Arbeit von Frauen in Käſe⸗ und Butterfabriken auf⸗ 
gehoben. 


Königliches Dekret vom 27. Auguſt 1896 (St. Nr. 151) 
zur Ergänzung des königlichen Dekrets vom 9. Dezember 1889 
(St. Nr. 176) ?), betreffend die erlaubten Abweichungen von 
den Beſtimmungen der Art. 5, 7 und 11 des Arbeitsgeſetzes 
vom 5. Mai 1889 (St. Nr. 48). Das Dekret bezieht ſich 
auf die Fabriken von ſeidenen Fiſchnetzen. 


Königliches Dekret vom 7. Dezember 1896 (St. Nr. 215) 
zur Feſtſtellung der in den Art. 6 und 7 des Sicherheits: 
geſetzes vom 20. Juli 1895 (St. Nr. 137) ) erwähnten 
Verordnung. Dieſes Dekret tritt erſt mit dem 1. Januar 
1898 in Kraft. 


Königliches Dekret vom 7. Dezember 1896 (St. Nr. 216) 
zur Einführung des Sicherheitsgeſetzes vom 20. Juli 1895 
(St. Nr. 137). Das Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1897 
in Kraft. 


Königliches Dekret vom 23. Dezember 1896 (St. Nr. 228) 
zur Regelung des Amtsgebietes und der Befugnifje der im 
Art. 12 des Arbeitsgeſetzes und Art. 9 des Sicherheitsgeſetzes 
erwähnten Inſpektoren und anderweitigen Beamten. Ihr 
offizieller Titel iſt jetzt „Inſpektoren“ und „Adjunkt⸗ 
Inſpektoren von der Arbeit“. Dieſes Dekret ſetzte 
das am 2. April 1896 (St. Nr. 63) erlaſſene königliche Dekret 
außer Kraft, welches ſeinerſeits wieder das Dekret vom 


1) Dal. wi Zeitſchrift Bd. XXXVIII S. 167 ff.; Bd. XLVI 
108 


2) Ebenda Bd. XXXVII S. 168; Bd. XLI S. 197. 
3) Ebenda Bd. XLVI S. 107 ff. 
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21. Februar 1890 (St. Nr. 27) ) zur Ausführung des 
Art. 12 des Arbeitsgeſetzes aufgehoben hatte. 


Geſetz vom 4. September 1896 (St. Nr. 152) zut Ab⸗ 
änderung und Ergänzung des Geſetzes vom 2. Juni 1875 
(St. Nr. 95)?), betreffend die Errichtung gefährlicher, 
ſchädlicher oder hinderlicher Anſtalten. Das Zuſtande— 
kommen des in der vorigen Ueberſicht erwähnten Sicherheits— 
geſetzes führte zu dieſer Reviſion, die hauptſächlich dazu be— 
ſtimmt iſt, um die beiden Geſetze ein enges Band zu ſchlingen. 
Die Art. 2, 5 und 23 werden abgeändert, die Art. 44 —6 a, 
6b, Ta, Sa, 10a—12a, 15a— 17a, 17b, 20 a—22 a, 
27a und 29a eingeſchaltet, während der ebenfalls neue 
Art. 33 dem Geſetze den offiziellen Namen „Hindergeſetz“ 
beilegt. 

Königliches Dekret vom 15. Dezember 1896 (St. Nr. 222), 
die Publikation betreffend. Einführungsdekret vom 12. De: 
zember 1896 (St. Nr. 219). 


5. S 
Dampfmaſchinen. 


Geſetz vom 15. April 1896 (St. Nr. 69), betreffend die 
Ueberwachung des Gebrauches von Dampfmaſchinen. 
Das über den nämlichen Gegenſtand handelnde Geſetz vom 
28. Mai 1869 (St. Nr. 97)*) wird aufgehoben. Das neue 
Geſetz kann als „Dampfgeſetz“ citirt werden. Einführungs- 
dekret vom 19. Oktober 1896 (St. Nr. 162). Das Ausfüh⸗ 
rungsdekret vom 19. Oktober 1896 (St. Nr. 163) tritt an 
die Stelle des Dekretes vom 24. September 1869 (St. 
Nr. 154). 


6. 
Konſulatweſen. 


Königliches Dekret vom 13. Mai 1896 (St. Nr. 81) 
zur Abänderung und Ergänzung des königlichen Dekretes vom 


1) Vgl. dieſe . Er en ©. 555. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 1 
3) Ebenda Bd. XXXVI S. Se 
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29. Auguft 1894 (St. Nr. 146) 1), betreffend die Ausführung 
des Art. 1 des Geſetzes vom 25. Juli 1871 (St. Nr. 91) ), 
enthaltend Regelung der Befugniſſe der Konſulat⸗ 
beamten zur Ausſtellung von bürgerlichen Urkunden und 
der Konſulargerichtsbarkeit. 


7. 
Eiſenbahnen. 


Geſetz vom 13. Juli 1896 (St. Nr. 113), enthaltend: 

1. die Genehmigung der am 20. September 1893 in 
Bern vereinbarten Zuſatzerklärung zum internatio⸗ 
nalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr vom 14. Oktober 1890; 

2. die Genehmigung der am 16. Juli 1895 in Bern 
geſchloſſenen Zuſatzvereinbarung zum vorerwähnten 
internationalen Uebereinkommen, betreffend die Bei⸗ 
fügung zuſätzlicher Vorſchriften zu § 1 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen und die Aenderung der An— 
lage 1 zu dieſen Beſtimmungen !). 

Königliches Dekret vom 28. September 1896 (St. Nr. 160), 
betreffend die Publikation der Zuſatzerklärung vom 20. Septem- 
ber 1893. Königliches Dekret vom 18. November 1896 
(St. Nr. 174), betreffend die Publikation der Zuſatzverein⸗ 
barung vom 16. Juli 1895. 


8. 
Poſt. 

Königliches Dekret vom 8. Mai 1896 (St. Nr. 77) zur 
Ergänzung und weiteren Abänderung des königlichen Dekretes 
vom 10. Januar 1881 (St. Nr. 2), betreffend die Aus⸗ 
führung des Geſetzes vom 25. Mai 1880 (St. Nr. 88) zur 
Errichtung einer Reichspoſtſparkaſſe)). 


1) Vgl. dieſe Sl: Bb. XLIV ©. 481. 

2) Ebenda Bd. XXXVI ©. 183 und 186; Bd. XXXVII S. 192. 
3) Ebenda Bd. SO e 129 und Bd. XLVI S. 113 ff. 

4) Ebenda Bd. XXXVI S. 178. 
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Königliches Dekret vom 16. Mai 1896 (St. Nr. 84) zur 
Einführung des am 20. Juli 1895 (St. Nr. 135) ) er: 
laſſenen Geſetzes, welches das Geſetz von 25. Mai 1880 
(St. Nr. 88) abänderte und ergänzte. Das Geſetz vom 20. Juli 
1895 tritt am 1. Juni 1896 in Kraft. 


Königliches Dekret vom 23. Mai 1896 (St. Nr. 87), 
betreffend die Publikation des abgeänderten Geſetzes vom 
25. Mai 1880 (St. Nr. 88) und des abgeänderten Dekretes 
vom 10. Januar 1881 (St. Nr. 2). 


Königliches Dekret vom 16. Mai 1896 (St. Nr. 82) 
zur Abänderung des königlichen Dekretes vom 9. Juni 1892 
(St. Nr. 135) ), betreffend den Austauſch von Poſtpacketen 
zwiſchen den Niederlanden und den übrigen Staaten des 
Weltpoſtvereins. Art. 4a über die Dimenſionen der Packete 
wird geändert. 


Königliches Dekret vom 16. Mai 1896 (St. Nr. 83), 
enthaltend abgeänderte Beſtimmungen über die Dimenſionen 
der Poſtpackete im inländiſchen Verkehr, ſowie über die Ge- 
bühren für die Expreßbeſtellung ſolcher Sendungen. Art. 2a 
des königlichen Dekretes vom 15. Januar 1882 (St. Nr. 14) 5) 
wird geändert. 


9. 
Telephon. 


Königliches Dekret vom 10. September 1896 (St. Nr. 155), 
betreffend die Genehmigung und die Publikation der am 
20. Juli 1896 zwiſchen den Niederlanden und Deutſchland 
getroffenen Vereinbarung über die Herſtellung einer Telephon⸗ 
verbindung zwiſchen Amſterdam und Rotterdam einerſeits 
und Berlin, Hamburg und Bremen andererſeits. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 110. 
2) Ebenda Bd. XLII S. 130. 
3) Ebenda Bd. XXXVI S. 178. 
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10. 
Transportrecht. 


Königliches Dekret vom 26. September 1896 (St. Nr. 159) 
zur weiteren Abänderung des königlichen Dekretes vom 15. Okto⸗ 
ber 1885 (St. Nr. 187) 1), enhaltend Feſtſtellung der Bor: 
ſchriften über den Transport, die Ein⸗, Aus⸗ und Durch⸗ 
fuhr, den Verkauf und die Lagerung von Schießpulver 
und anderweitigen Sprengſtoffen. Die Reviſion bezieht 
ſich auf die Art. 5, 6, 7, 10, 18 und 62, ſowie die Ueber⸗ 
ſchrift des IV. Abſchnittes. 


11. 
Seeweſen. 


Königliches Dekret vom 16. November 1896 (St. Nr. 173), 
betreffend die Abänderung des königlichen Dekretes vom 
26. Juli 1885 (St. Nr. 168) 2), enthaltend neue Vorſchriften 
zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf 
der See. 


12. 
Schiffahrt. 


Geſetz vom 20. März 1896 (St. Nr. 44) zur Beſtäti⸗ 
gung eines mit der Aktiengeſellſchaft „de Koninklijke 
West-Indische Maildienst“ geſchloſſenen Vertrags 
über die Unterhaltung eines Poſtdienſtes zwiſchen den Nieder⸗ 
landen und Paramaribo und Curacao. 


13. 
Rheinfahrt. 

Geſetz vom 30. Dezember 1896 (St. Nr. 243), betreffend 
die Genehmigung des am 18. September 1895 unter den 
Uferregierungen vereinbarten Zufatzartikels zur revidirten 
Rheinſchiffahrts-Akte vom 17. Oktober 1868. In dieſem 
Zuſatzartikel wird beſtimmt, daß vollſtreckbare richterliche 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 482. 
2) Ebenda Bd. XXXVI S. 181. 
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Strafbefehle und polizeiliche Strafverfügungen den in den 
Art. 32—40 der revidirten Rheinſchiffahrts-Akte erwähnten 
ſtrafgerichtlichen Urtheilen und Erkenntniſſen unter gewiſſen 
Vorausſetzungen gleichſtehen. 


Königliches Dekret vom 27. April 1896 (St. Nr. 74) 
zur Bezeichnung der Beamten, die mit der Durchführung 
der polizeirechtlichen Beſtimmungen der Rheinſchiffahrts-Akte 
und der auf diefer Akte fußenden Polizeireglemente be: 
traut ſind. 


14. 
Handels verträge. 


Königliches Dekret vom 29. Mai 1896 (St. Nr. 89), 
betreffend die Publikation der am 5. Juli 1894 vereinbarten 
Erklärung zur vorläufigen Regelung der Handelsbeziehungen 
zwiſchen den Niederlanden und Portugal), ſowie der am 
9. Februar 1895 gewechſelten Noten, betreffend die Ge: 
ſtaltung der Schiedsgerichte, denen etwaige Streitigkeiten 
zwiſchen den beiden Regierungen anläßlich der Vereinbarung 
vom 10. Juni 1893 und der darauf am 1. Juli erfolgten 
Erklärung bezüglich der gegenſeitigen kolonialen Beziehungen 
im Archipel von Timor und Solor zur Entſcheidung über: 
wieſen werden ſollen. 


1) Bal. dieje Zeitſchriſt Bd. XLVI S. 112. 


Rechtsſprüche. 


1. 
Rechtsgrund ſätze 
aus 


1894, 1895 und 1896 durch den Druck veröffentlichten 
handels-, fee: und A Entſcheidungen deutſcher 
Gerichte 
unter Mitberückſichtigung 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts. 
Nebſt Nachträgen aus früheren Jahren. 
Nach dem Syſtem der Geſetzbücher geordnet 


von 


Herrn Landgerichtsrath Arthur Hertwig in Kafel ). 


L Bum Handelsgeſetbuch. 
(Fortſetzung.) 
Aktiengeſellſchaft: Allgemeine Grundſätze. 
Art. 207. 


204. Die Umwandlung einer Gewerkſchaft in eine 
Aktiengeſellſchaft bewirkt einen Wechſel des Rechtsſubjekts, 


1) Bal. dieje Zeitſchrift Bd. XLVI S. 461 ff. 
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da Gewerkſchaften und Aktiengeſellſchaften trotz mancher 
Aehnlichkeit in der Verfaſſung doch grundſätzlich verſchiedene 
Rechtsindividualitäten find. Ob auch aus Art. 206 a und 
Art. 209 ff. HGB.'s Gründe gegen die Annahme der den: 
tität zu entnehmen ſind, kann dahingeſtellt bleiben. „Wohl 
aber mag noch auf die SES 78, 79 des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, verwieſen wer: 
den“, welche — vom Standpunkt der abweichenden Anſicht 
des 5. Civilſen. des RG.'s (Urtheil vom 9. Juli 1890 in 
Entſch. Bd. 26 Nr. 64) aus — mindeſtens überflüſſig, „deren 
Motivirung aber, es ſei dieſes Verfahren wegen ſeiner 
Singularität einer Anwendung auf ähnliche Fälle, z. B. 
auf Umwandlung von Gewerkſchaften in Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, nicht fähig, rechtsirrthümlich ſein 
würde“. (OLG. Braunſchweig 14. Dez. 1893. Seuffert's 
A. 50 S. 316 ff.) 


Vgl. auch (be Nr. 161 unter Art. 123 (Umwandlung 
einer offenen Handelsgeſellſchaft in eine Gewerkſchaft). 


Art. 207a. 


205. Bei einer Erhöhung (Art. 215a und 215 b) oder 
Verminderung des Grundkapitals (Art. 248) iſt für die neuen 
oder veränderten Aktien der Mindeſtbetrag des Art. 207 a 
ebenfalls feſtzuhalten. Dies gilt auch für Geſellſchaften, 
welche vor dem Inkrafttreten des Aktiengeſetzes vom 18. Juli 
1848 entſtanden ſind, da die zur Durchführung der Erhöhung 
oder Verminderung erforderlichen Akte durch dasjenige Recht 
geregelt werden, welches zur Zeit ihrer Vornahme gilt. 

Aus § 2 Abſ. 1 des citirten Geſetzes, welcher eine 
Uebergangsbeſtimmung für die bei Inkrafttreten des Geſetzes 
in der Entſtehung begriffenen Geſellſchaften enthält, und aus 
der für die Erhöhung des Grundkapitals getroffenen ent: 
ſprechenden Vorſchrift in § 3 deſſelben Geſetzes iſt für die 
gegentheilige Anſicht nichts zu entnehmen. (Kammergericht 
23. Sept. 1895. Johow 15 S. 23 ff.) 


Art. 209. 


206. Abſ. 2 Ziff. 1. Der „Sitz“, deſſen Wahl der 
Aktiengeſellſchaft völlig frei ſteht, kann, ſobald er einmal im 


Rechtsſprüche. 103 


Statut beſtimmt iſt, auch nur durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung verlegt werden (Art. 215 Abſ. 1), und ein 
ſolcher Beſchluß erſt durch Eintragung in das Handelsregiſter 
des Geſellſchaftsſitzes rechtliche Wirkung erlangen (Art. 214 
Abſ. 2). Der bloße Umſtand, daß der ſtatutariſche Sitz von 
dem thatſächlichen Mittelpunkt der Geſchäfte abweicht, iſt 
rechtlich unerheblich. (Kammergericht 25. September 1893. 
Johow 13 S. 45.) 


207. Abſ. 2 Ziff. 4. Die Beſtimmung hat nicht die 
Bedeutung, daß der Rechtsbeſtand der Aktiengeſellſchaft von 
der Ausgabe der ſtatutenmäßig zugeſicherten Urkunden ab⸗ 
hängig wäre. Vgl. lfde Nr. 224 unter Art. 215 Abſ. 3. 
(RG. I 29. Dez. 1894. Bolze 19 Nr. 628.) 


Art. 209 b. 


208. Bei Gründung von Aktiengeſellſchaften iſt ebenſo 
wie bei Kommanditgeſellſchaften und offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften ein lediglich die Illation regelnder „Geſellſchafts⸗ 
vertrag und kein Kaufvertrag dann anzunehmen, wenn dem 
Geſellſchafter, welcher eine Sacheinlage macht, hierfür bis 
zur vollen Höhe des feſtgeſetzten Werthes dieſer Einlage nur 
eine Betheiligung am Geſellſchaftsunternehmen [durch 
Ueberweiſung von Aktien], aber keine weitere Vergütung 
gewährt wird“. 

„Wenn dagegen vertragsmäßig feſtgeſetzt wurde, daß 
die Einwerfung in das Geſellſchaftsvermögen nur in Höhe 
eines Theiles des Geſammtwerthes der inferirten Gegen: 
ſtände als Geſellſchaftseinlage gelten ſolle, und daß dem ein⸗ 
werfenden Sozius, — außer den ſich für ihn ergebenden ge⸗ 

ſellſchaftlichen Rechten, — in Höhe des überſchießenden Werth⸗ 
betrages noch eine beſtimmte anderweite Vergütung, 
durch Baarzahlung, Uebernahme von Schulden oder auf 
andere Weiſe zu gewähren ſei, ſo liegt ein gemiſchtes 
Rechtsgeſchäft vor, welches der ſelbſtändigen Beſteuerung 
inſoweit unterworfen iſt, als es über den Rahmen des Ge- 
ſellſchaftsvertrages hinausgeht.“ (RG. IV 27. Mai 1895. 
Jur. Wochenſchr. 24 S. 331 f.) 
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Art. 210. 
Ueber „Sitz“ vgl. bei Art. 209 Abſ. 2 Ziff. 1. 


209. Eine Aktiengeſellſchaft iſt aus einem vor der 
Eintragung ihrer Errichtung ins Geſellſchaftsregiſter abge— 
ſchloſſenen Vertrag über Lieferung von zum künftigen Ge— 
ſchäftsbetriebe beſtimmten Sachen nicht ſchon deshalb als 
verpflichtet anzuſehen, weil der Vertrag von einer zum 
Leiter der künftigen Geſellſchaft beſtimmten Perſon abge: 
ſchloſſen worden iſt. 

„Eine Verpflichtung der Geſellſchaft aus einer Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag kann überhaupt nicht anerkannt werden, 
da kein Rechtsſatz beſteht, wonach jemand ohne Weiteres zur 
Erfüllung von Verträgen verbunden iſt, die ein Anderer 
ohne Auftrag für ihn abgeſchloſſen gat = (RG. I 17. Sanuar 
1894. Entſch. 32 S. 97 ff.) 


210. Abſ. 3. Es genügt nicht, wenn die Gefammt- 
fumme der Einzahlungen die eingeforderten Beträge repräjen: 
tirt, vielmehr müſſen dieſe Beträge auf jede einzelne Aktie 
8 9 ſein. (RG. II 12. Juli 1894. Entſch. Strafſ. 26 
S. 66 ff. 


Art. 211. 


211. Von dem Grundſatz des Art. 211 wird nur in⸗ 
ſoweit eine Ausnahme anerkannt, „als ſolche durch den vom 
Geſetz geordneten Entſtehungshergang der Geſellſchaft, welcher 
mit der Eintragung ſeinen Abſchluß findet und als einheit— 
licher zu gelten hat, bedingt wird (vgl. Art. 175 b, 175 c, 
175d, 176 Ziff. 1, 209 b, 209 e, 209g, 209 h, 210 Ziff. 1)“. 
(RG. I 17. Januar 1894. Entſch. 32 S. 97.) 


So erwachſen der in der Entſtehung begriffenen Uftien- 
geſellſchaft Rechte aus dem die nothwendige Vorausſetzung 
für ihre Eintragung bildenden Rechtsgeſchäft der Einzahlung 
eines Theils des Aktienkapitals. (OL G. Colmar 26. Febr. 
1894. Elſ. Lothr. 19 S. 485.) 
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212. „Die unwahre Erklärung der Gründer hinſicht⸗ 
lich der Einzahlung eines gewiſſen Theiles des Aktienkapitals 
(Art. 210 Abſ. 3) hat eine Nichtigkeit des Eintrags der Ge⸗ 
ſellſchaft zum Handelsregiſter bezw. das Nichtexiſtentwerden 
der Geſellſchaft nicht zur Folge.“ (OLG. Karlsruhe 26. Okt. 
1895, beſtätigt vom RG. II 18. Febr. 1896. Bad Ann. 62 
S. 87 ff., 101 ff.) 


Art. 212. 


213. „Der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft, bei welcher 
die Errichtung von Zweigniederlaſſungen ſtatutgemäß vor- 
geſehen iſt und demgemäß ein Theil des regelmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs ſein ſoll, iſt zur Errichtung von Zweignieder⸗ 
laſſungen auch ohne beſonderen Ermächtigungsbeſchluß der 
Geſellſchaft befugt.“ (Kammergericht 20. Aug. 1895. Rhein. 
A. 89 Abth. II S. 29 ff.) 


214. „Die Form der Anmeldung genügt den Anfor— 
derungen des Art. 212 HGB.“'s, wenn die in Art. 2100 
Abſ. 2 und 3 bezeichneten Angaben zwar nicht in der An— 
meldeſchrift ſelbſt, wohl aber in einem ihr beigefügten und 
in ihr als beigefügt bezeichneten Auszuge aus dem Handels— 
regiſter enthalten ſind.“ (Ebenda.) 


215. Daß diejenigen Angaben, welche auf Grund der 
Anmeldung der Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft 
in das Handelsregiſter einzutragen find, auch der Veröffent⸗ 
lichung bedürfen, ift ſchon aus dem dies offenbar voraus: 
ſetzenden Hinweis in Art. 214 Abſ. 1 auf Art. 210c und 
212 zu entnehmen, und zwar muß die Veröffentlichung der 
Angaben gemäß Art. 13 HSB.’ in vollem Umfange geſchehen. 
(Kammergericht 24. Juni 1895. Johow 15 S. 16 ff.) 


Art. 213 c. 


216. „Durch die Vorſchriften des HGB.'s über die 
Verantwortlichkeit der Mitglieder des Vorſtandes oder Muf- 
ſichtsrathes einer Aktiengeſellſchaft wird an den Beſtimmungen 


106 Rechtsſprüche. 


des bürgerlichen Rechts, nach welchen den erwähnten Perſonen 
Dritten gegenüber eine Verpflichtung zum Schadens— 
erſatz obliegen ſoll, nichts geändert.“ Für Baden finden die 
Art. 1382 und 1383 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwen: 
dung. (RG. II 5. April 1895. Bad. Ann. 61 S. 204 f.) 


Art. 215. 


217. Abſ. 1. „Der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft 
kann deren Statut auch nicht auf Grund einer ihm von der 
Generalverſammlung ertheilten Ermächtigung zur Vornahme 
der Aenderungen und Zuſätze, welche von der Staatsregierung 
behufs der für ein Privilegium der Geſellſchaft erforder: 
lichen Allerhöchſten Genehmigung verlangt werden ſollten, 
in rechtswirkſamer Weiſe materiell abändern.“ Ob die 
Delegation redaktioneller Statutenänderungen auf den Vor— 
ſtand zuläſſig ſein würde, kann dahingeſtellt bleiben. (Kam⸗ 
mergericht 11. Nov. 1895. Johow 15 S. 19 ff.) 


218. Abſ. 4. Ob der Fuſionsvertrag ausreichend 
charakteriſirt ift, wenn man ihn für einen „unter den Be: 
griff des Tauſches zu bringenden Rechtakt“ erklärt, oder ob 
nicht vielmehr der wahre Rechtscharakter der Fuſionsver⸗ 
träge ſie lediglich in die Kategorie der Geſellſchaftsverträge 
verweiſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſind ſie nicht 
Kaufverträge, ſo daß ſie nicht dem Kaufvertragsſtempel der 
Hamburgiſchen Stempelordnung vom 5. Mai 1876 unter— 
liegen. Wer Kaufvertragsnatur behauptet, muß unzuläſſiger— 
weiſe das zweiſeitige Rechtsgeſchäft feines einheitlichen Rechts: 
charakters entkleiden und zwei in dem Fuſionsvertrage neben 
einander beſtehende Rechtsgeſchäfte konſtruiren. Aber auch 
bei Unterſtellung der Kaufvertragsnatur für den Eigenthums⸗ 
erwerb der einen Geſellſchaft an den Aktien der anderen 
gegen Entgelt iſt für Erhebung des Hamburger Kaufſtempels 
kein Raum mehr, ſeitdem Anſchaffungsgeſchäfte, unter welche 
ein ſolcher Eigenthumserwerb begrifflich fällt, nach dem 
Reichsſtempelgeſetz vom 29. Mai 1895, deſſen derogirende 
Kraft gegenüber kollidirenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
nach Maßgabe der Reichsverfaſſung keinem Zweifel unter: 


Rechtsſprüche. 107 


liegt, ſtempelpflichtig find. (OL G. Hamburg 27. Okt. 1893. 
Hanſ. GZ. 1894 S. 13 ff., beſtätigt vom RG. VI 21. März 
1894. Hanſ. GZ. 1894 S. 179 f.) 


219. Abſ. 6. Aus dem in Art. 215 Abſ. 6 aufgeſtellten 
Grundſatz iſt zu folgern, daß „auch ein Mehrheitsbeſchluß, 
nach welchem ein Theil der vorhandenen Aktien in Priori⸗ 
tätsaktien umgewandelt werden ſoll [ohne Erhöhung des 
Grundkapitals], als geſetzlich zuläſſig anzuſehen ift, inſoferne 
nur allen in Betracht kommenden Aktionären das gleiche 
Recht auf Erlangung der Vorzugsaktien eingeräumt wird“. 
(OLG. Hamburg 25. April 1896. Hanf. GZ. 1896 S. 211 f.) 


Art. 215a Abſ. 2. 


220. Die Generalverſammlung darf die ihr in 
Art. 215 a Abſ. 2 eingeräumte Befugniß, da ſie öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur iſt, nicht auf andere Organe delegiren, auch 
nicht etwa in der Weiſe, daß ſie das Grundkapital bis zu 
einem beſtimmten Höchſtbetrage zu erhöhen beſchließt, im 
Uebrigen aber die Feſtſetzung der Höhe und der Zeit der 
Emiſſion dem Befinden des Vorſtandes und des Aufſichts— 
rathes vii (Kammergericht 19. Febr. 1894. Johow 14 
S. 19 ff. 


Art. 215 b. 


221. Abſ. 1. Für die Entſcheidung der Frage, ob die 
durch die Erhöhung des Grundkapitals veranlaßte Schaffung 
neuer Aktienrechte und Ausgabe neuer Aktienurkunden als 
Träger dieſer Aktienrechte (Art. 207, 215 a, 215 b) die Ber- 
pflichtung zur Entrichtung der unter Nr. la des Reiche: 
ftempeltarifs vom 29. Mai 1885 bezeichneten Stempelabgabe 
mit ſich bringt, iſt kein Gewicht darauf zu legen, „daß der 
Ausgabe der neuen Aktienurkunden die in Art. 215 b vor: 
geſehene Zeichnung nicht vorausgegangen ift”. (OLG. Ham- 
burg 22. Dez. 1893. RG. 31. Mai 1894. Hanſ. GZ. 1894 
S. 173 ff., 240.) 
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222. Abſ. 2. Auf die Anmeldung eines geringeren 
als des Höchſtbetrages, innerhalb deſſen dem Vorſtand und 
Aufſichtsrath im Fall 220 geſetzwidrig Spielraum gelaſſen iſt, 
hat der Regiſterrichter eine entſprechende Eintragung abzu— 
lehnen, und zwar auch dann, wenn der der Anmeldung zu 
Grunde liegende Generalverſammlungsbeſchluß trotz ſeiner 
Geſetzwidrigkeit zur Eintragung ins Handelsregiſter gelangt 
ift, ba diefe den ihm anhaftenden Mangel nicht heilt. (Kam: 
mergericht 19. Febr. 1894. Johow 14 S. 19 ff.) 


Zu Art. 215 a und 215 b vgl. ferner unter Art. 207a. 


Art. 215 cc. 


223. Abſ. 2. Die Nichtigkeit von Interimsſcheinen, 
welche vor Eintrag des Geſellſchaftsvertrags ausgegeben wur— 
den, kann durch beiderſeitige Genehmigung (der Geſellſchaft 
und des Beſitzers) geheilt werden. (OLG. Karlsruhe 26. Okt. 
1895, beſtätigt vom RG. II 18. Febr. 1896. Bad. Ann. 62 
S. 87 ff., 101 ff. und Jur. Wochenſchr. 25 S. 189.) 


224. Abſ. 3. Ueber eine Folgerung daraus, daß die 
thatſächliche Verkörperung der Aktienrechte in den ſtatuten— 
mäßig zugeſicherten Aktienurkunden keine nothwendige Vor— 
ausſetzung für das Beſtehen einer Aktiengeſellſchaft iſt, 
vgl. fe Nr. 239 unter Art. 221 Abſ. 2. 


Art. 215 d Abſ. 1. 


225. Die Vorſchrift des Art. 215 d Abſ. 1 findet auch 
auf Pfandbeſtellungen zu Gunſten einer vor dem Inkraft— 
treten des Geſetzes vom 18. Juli 1884 gegründeten Aktien⸗ 
geſellſchaft Anwendung. 

Die Nichtbefolgung der Vorſchrift des Art. 215 d Abſ. 1 
zieht die Ungiltigkeit des verbotswidrigen Geſchäfts nach ſich. 
(RG. II 15. Nov. 1895. Entſch. 36 S. 35 ff.) 
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226. Das lediglich aus dem Geſetze, nicht aus einer 
vertragsmäßigen Bewilligung abgeleitete Zurückbehaltungs⸗ 
recht des Art. 313 unterliegt nicht der Anwendung des 
Art. 215d Abſ. 1. (Ebenda.) 


Aktiengeſellſchaft: Rechtsverhältniſſe. 
Art. 216. 


227. Durch die ſtatutenmäßige Feſtſtellung der Divi- 
dende durch die dazu berufene Generalverſammlung geſtaltet 
fich das Dividendenrecht der Aktionäre zu einem unantaſt⸗ 
baren Gläubigerrechte gegenüber der Geſellſchaft, das ihnen 
von der letzteren auch durch einen ſpäter abweichenden Beſchluß 
der Generalverſammlung nicht wieder entzogen werden kann. 
Einer Anfechtung des abweichenden Beſchluſſes bedarf es 
nicht. „Denn die Folge der Nichtanfechtung eines Beſchluſſes 
der Generalverſammlung — daß nämlich derſelbe, obwohl 
er geſetz⸗ oder ſtatutenwidrig ift, giltig wird — kann nur 
inſoweit als eintretend angenommen werden, als es ſich bei 
dem Beſchluſſe um dispoſitive, dem Verfügungsrecht der 
Generalverſammlung unterliegende Gegenſtände handelt, nicht 
aber bei Beſchlüſſen, die gegen das öffentliche Recht ver: 
ſtoßen oder Sonderrechte der Aktionäre betreffen, welche 
dieſen nicht entzogen werden dürfen.“ (RG. I 29. April 1896. 
Entſch. 37 S. 63 ff.) 


228. Ueber „Antheil“ am „Vermögen der Geſellſchaft“ 
im Gegenſatz zum jährlichen Reingewinn als Frucht des Ver: 
mögens vgl. lfde Nr. 268 unter Art. 245. 

Das Recht auf verhältnißmäßigen Antheil kann durch 
Mehrheitsbeſchluß nicht entzogen werden. Vgl. lfde Nr. 272 
unter Art. 248. 


Art. 219. 


229. Iſt neben dem auf 30000 Mark bezifferten, in 
100 Aktien zu je 300 Mark zerlegten Grundkapital ſtatuta⸗ 
riſch dadurch ein beſonderer Garantiefonds geſchaffen, daß 
jedem Geſellſchaftsmitglied für je eine Aktie eine Garantie 
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bis zu 3000 Mark auferlegt wird, die nur in Anſpruch ge: 
nommen werden kann, wenn zur Deckung etwaiger Verluſte 
das Aktienkapital nicht ausreicht, ſo iſt dieſe Feſtſetzung un⸗ 
giltig, weil mit dem Weſen der Aktiengeſellſchaft unvereinbar. 
Denn zu deren Weſen gehört nach Art. 219, daß die geſellſchaft⸗ 
liche Betheiligung, die in der Aktie ihren Ausdruck bekommt, 
in dem feſtbeſtimmten Beitrage zum Grundkapital ſich er— 
3 (RG. III 15. Okt. 1895. Jur. Wochenſchr. 24 
S. 602. 


230. Statutariſche Feſtſetzungen über Rübenlieferungen 
der Aktionäre ſind als beſondere Lieferungsverträge, die von 
der Geſellſchaft mit dem Aktionär als Drittem abgeſchloſſen 
werden und neben den ſonſtigen, das geſellſchaftliche Ver: 
hältniß regelnden Vorſchriften des Statuts einhergehen, an: 
zuſehen und auch dem Art. 219 gegenüber für zuläſſig zu 
erachten. Nur müſſen ſie auch die Vorausſetzungen eines 
Lieferungs- bezw. Kaufvertrags enthalten, alfo für die Rüben: 
lieferung ein angemeſſenes Entgelt gewähren, wenn dasſelbe 
auch durch das billige Ermeſſen der Geſellſchaftsorgane und, 
wie einem dauernden Geſchäftsfreund gegenüber, nur in 
mäßiger Höhe normirt werden kann. Dagegen darf dieſes 
Entgelt nicht unabhängig vom Werth der Rüben nach den 
Betriebsergebniſſen, der wirthſchaftlichen Lage der Geſellſchaft 
feſtgeſtellt und mit Rückſicht hierauf unter den angemeſſenen 
Betrag herabgeſetzt oder ganz beſeitigt werden; denn dann 
würde ſich die Lieferung als ein Beitrag zu den Zwecken 
der Geſellſchaft darſtellen und dem Art. 219 zuwiderlaufen, 
nach welchem ſich der geſellſchaftliche Beitrag des Aktionärs 
in der Aktie erſchöpfen ſoll. (RG. III 28. Juni 1895. Jur. 
Wochenſchr. 24 S. 386.) 


231. Dem Intereſſe der Geſellſchaft daran, daß die 
Aktienrechte und die, den Gegenſtand eines beſonderen Ver⸗ 
trags neben dem Geſellſchaftsvertrag bildende Rübenliefe⸗ 
rungspflicht in derſelben Perſon vereinigt bleiben, pflegen 
beſondere Vertragsbeſtimmungen zu dienen, welche die freie 
Veräußerlichkeit der Aktien beſchränken. Damit iſt aber die 
Verpfändungsbefugniß noch nicht ausgeſchloſſen, wenn auch 
„dem Pfandgläubiger vielleicht die Veräußerung und damit 
ſeine Befriedigung erſchwert iſt, da er hinſichtlich der Perſon 
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des Käufers und der Vertragsbedingungen nicht völlig freie 
Hand eg (RG. III 18. Sept. 1896. Jur. Wochenſchr. 25 
©. 604. 


Vgl. auch lfde Nr. 238 unter Art. 221. 


Art. 220 (Art. 182, 183). 


232. Die Beſtimmungen in Art. 182, 183 betreffen 
Interimsſcheine ſchlechthin, gleichviel, ob ſie ſich auf Inhaber⸗ 
oder auf Namensaktien beziehen. (Kammergericht 28. Mai 
1894. Johow 14 S. 31.) 


233. Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit einer Ein⸗ 
tragung ins Aktienbuch iſt, daß bereits Namensaktienurkunden 
oder Interimsſcheine zur Ausgabe gelangt ſind. (Ebenda.) 


234. Der Mangel des Indoſſaments oder der Ceſſion 
„iſt nicht ein Formmangel des Veräußerungsgeſchäfts, ſon⸗ 
dern der Mangel eines abſolut nothwendigen Erforderniſſes 
des Eigenthumserwerbs.“ (RG. IV 4. Nov. 1895. Jur. 
Wochenſchr. 25 S. 6.) 


235. Der Eigenthumserwerb an Namensgktien ift im 
Verhältniß der Betheiligten unter ſich unabhängig von der 
im Geſellſchaftsvertrag etwa vorbehaltenen Einwilligung der 
Aktiengeſellſchaft zu deren Uebertragung im Aktienbuch. Das 
nachgewieſene Recht des neuen Eigenthümers hat daher die 
Geſellſchaft auch bei fehlender Einwilligung anzuerkennen. 
(OLG. Dresden 29. Okt. 1894. Seuffert's A. 50 ©. 413 f.) 


Art. 221. 


236. Daß eine Generalverſammlung auch bei An: 
weſenheit nur eines Aktionärs ſtattfinden und giltige Be⸗ 
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ſchlüſſe faſſen kann, SC E zweifelhaft. (RG. 29. Dez. 
1894. Entſch. 34 S 


237. „Greift ein zur Berathung der Aktionäre ſtehender 
Vorſchlag der Geſellſchaft in die beſonderen Vertragsverhält— 
niſſe der Aktionäre zur Geſellſchaft ein, ſo erſcheint es recht— 
lich zuläſſig, daß der einzelne Aktionär ſich für ſeine Perſon 
unter Vorbehalt bindet, etwa unter dem, daß ſich alle Aktio— 
näre jener Beſtimmung unterwerfen.“ (RG. III 22. Sept. 
1893. Bolze 17 Nr. 529.) 


238. Wenn eine zur Abſtimmung in der Generalver— 
ſammlung gelangende Vorlage über die Rübenlieferungspflicht 
der Aktionäre „die Aenderung des Vertragsverhältniſſes 
herbeiführen will und die Abſtimmung unmittelbar auf dieſe 
Aenderung gerichtet iſt, nicht etwa zunächſt nur auf Herbei⸗ 
führung einer einſeitigen Willenserklärung der Geſellſchaft, 
ſo hat das Ja oder Nein des abſtimmenden Aktionärs der 
zwiefachen Bedeutung der Vorlage entſprechend nothwendig 
auch ſelbſt eine doppelte Bedeutung. Unterſcheidet er daher 
nicht bei ſeiner Erklärung, ſo gilt dieſe für ihn als Aktionär 
wie als Mitkontrahenten“. (RG. III 22. Sept. 1893. 
Seuffert's A. 50 S. 56 f.) 


Art. 221 Abſ. 1 (Art. 190). 


239. Während des — auch nach Entſtehung der Ge— 
ſellſchaft noch zuläſſigen — Stadiums der Nichtausgabe von 
Aktien iſt „weder eine Veräußerung der Aktienrechte aus— 
geſchloſſen, noch kann dem Aktionär die Ausübung des Stimm— 
rechts in der Generalverſammlung deswegen verſagt werden, 
weil er keine Aktienurkunde beſitzt. Die Beſtimmung des 
Art. 190 Abſ. 1: ‚jede Aktie gewährt das Stimmrecht“, iſt 
für dieſen Fall ſachgemäß dahin auszulegen, daß unter der 
Aktie das Aktienrecht zu verſtehen iſt“. Wer aber auf Grund 
desſelben das Stimmrecht in der Generalverſammlung aus— 
üben will, muß ſich über den Erwerb des Rechts ee 
(RG. I 29. Dez. 1894. Entſch. 34 S. 111 ff.) 
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240. Wenn die bei lfder Nr. 233 aufgeſtellte Voraus⸗ 
ſetzung nicht vorliegt, die Eintragung ins Aktienbuch un⸗ 
zuläſſiger Weiſe aber trotzdem erfolgt iſt, ſo erſetzt deſſen In⸗ 
halt nicht den Nachweis der Legitimation des angeblichen 
Aktionärs bei Ausübung des Stimmrechts. Er hat dann 
vielmehr, ſofern man die Ausübung des Stimmrechts ohne 
vorgängige Ausgabe von Aktienurkunden überhaupt für zu⸗ 
läſſig erachtet, die Legitimation nur nach den allgemeinen 
Grundſätzen über den Erweis des Erwerbes von Rechten zu 
führen. „Der Betreffende muß darthun, daß er Aktien als 
Gründer übernommen (Art. 209 Abſ. 1, 209 d Abſ. 2) oder 
ſolche gezeichnet (Art. 209 e, 215b Abſ. 1) hat oder daß er, 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes gemäß, Rechts⸗ 
nachfolger eines Uebernehmers oder Zeichners (vgl. Art. 210 a 
Abſ. 4) geworden iſt.“ (Kammergericht 28. Mai 1894. 
Johow 14 S. 27 ff.) 


241. Die Ausübung des Stimmrechts von ſolchen, 
welche nach Art. 190 Abſ. 3 nicht dazu berechtigt ſind, hat 
die Ungiltigkeit des Beſchluſſes nur dann zur Folge, wenn 
er ohne Hinzurechnung der ungiltigen Stimmen hinfällig 
Le id (RG. I 15. Nov. 1893. Jur. Wochenſchr. 23 

20. 


Art. 222 (Art. 190 a, 190b. 


242. Die Verſäumung der einmonatlichen Klagefriſt 
it unſchädlich im Fall bei lfder Nr. 272 unter Art. 248. 


243. Die einen Beſchluß der Generalverſammlung als 
ungeſetzlich anfechtende Klage eines Aktionärs iſt nicht auch 
als gewöhnliche Feſtſtellungsklage, ſondern nur als Anfech— 
tungsklage gemäß § 190 a unter den dort angegebenen Bor- 
ausſetzungen zuläſſig. 

Iſt die Klage zwar gegen den Vorſtand und den Auf— 
ſichtsrath gerichtet, aber nur erſterem rechtzeitig zugeſtellt, ſo 
liegt hierin ein prozeſſualer Mangel, der die Klageabweiſung 
zur Folge haben muß. (RG. III 8. November 1895. Jur. 
Wochenſchr. 24 S. 602.) 
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244. Ungerechtfertigte Nichtzulaſſung des Aktionärs 
zur Generalverſammlung ſteht bezüglich der Anfechtbarkeit 
der in der letzteren gefaßten Beſchlüſſe der Theilnahme und 
Widerſpruchserhebung gleich. Die Nichtzulaſſung iſt aber 
gerechtfertigt, wenn der Aktionär den Nachweis der geſetz— 
mäßigen Hinterlegung der Aktien nicht führen kann. Da 
dieſer Nachweis, welcher eine von Amts wegen zu berück— 
ſichtigende Prozeßvorausſetzung der Anfechtungsklage bildet, 
durch eine Legitimationskarte des Geſellſchaftsvorſtandes nicht 
erſetzt werden kann, ſo liegt ein Fall ungerechtfertigter Nicht— 
zulaſſung nicht vor, wenn der Aktionär ausbleibt und ſein 
Ausbleiben lediglich damit zu begründen im Stande iſt, daß 
ihm der Vorſtand die Ausſtellung einer Legimationskarte 
verweigert habe. 

Die zu anderen Zwecken z. B. behufs Pfandbeſtellung 
erfolgte Aktienhinterlegung erſetzt nicht die Hinterlegung zum 
Zwecke der Legitimation zur Stimmabgabe in der General: 
verſammlung. (LG. Frankfurt 30. Okt. 1893. Frankf. 
Rundſch. 1894 S. 61 ff.) 


245. Ein Generalverſammlungsbeſchluß, welcher unter 
der Wirkung eines vorgängigen, die Redezeit für jeden Redner 
beſchränkenden Beſchluſſes zu Stande gekommen iſt, iſt durch 
eine Anfechtung des letzteren Beſchluſſes als mitangefochten 
aͤnzuſehen. „Der Beſchluß ift aber geſetzwidrig, wenn er 
die Möglichkeit ausſchloß, die auf der Tagesordnung ſtehenden 
Gegenſtände einer ſachgemäßen Erörterung zu unterziehen.“ 
RG. II 2. Nov. 1895. Bolze 21 Nr. 570.) 


246. Anfechtung wegen Dechargeertheilung ohne Schluß: 
rechnung vgl. lfde Nr. 268 a unter Art. 245 Ab. 4. 


247. Dem klaren Wortlaut des Geſetzes „ſeine Aktien“ 
in Art. 190 a Abſ. 3 kann nicht willkürlich ‚eine Aktie“ fub- 
ſtituirt werden, und zwar ſind unter „ſeine Aktien“ diejenigen 
zu verſtehen, welche der klagende Aktionär zur Zeit des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes hatte. „Bei Namensaktien ergibt 
ſich der Aktienbeſitz aus dem Aktienbuch (Art. 185), bei 
Aktien auf den Inhaber aus dem Beſitz des Papiers, durch 
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den der ſtimmende Aktionär ſich in der Generalverſammlung 
zu legitimieren hat (Art. 190).“ Die danach ſich ergebenden 
Aktien, unter denen ſich auch geliehene Aktien befinden kön⸗ 
nen, müſſen für die Hinterlegungsanforderung als „ſeine 
Aktien“ gelten. So aufgefaßt ift Art. 190 a zugleich ein 
Korrektiv und Schutzmittel gegen Mißbrauch der Aktien 
(Art. 249 f.]). Für den nicht erſchienenen Aktionär muß 
allerdings Mangels jeden Anhalts für ſeinen Aktienbeſitz zur 
Zeit der Generalverſammlung die Hinterlegung auch nur 
einer Aktie genügen. (RG. I 11. Juli 1896. Jur. Wochen: 
ſchrift 25 S. 435 f.) 


Vgl. auch RG. I 27. Juni 1896. Entſch. 37 S. 108 ff. 


248. Das Gericht kann zulaſſen, daß die bei Anfech⸗ 
tung von Beſchlüſſen der Generalverſammlung auf Ver⸗ 
langen der Geſellſchaft zu leiſtende Sicherheit ganz oder theil⸗ 
weiſe mit den bei der Klageerhebung vom Kläger hinterlegten 
1 15 ES wird. (RG. I 8. Juli 1896. Entſch. 37 

113. 


Vgl. auch oben bei Art. 216. RG. I 29. April 1896. 
Entſch. 37 S. 62 ff. 


249. Ueber das als prozeßhindernde Einrede gemäß 
8 247 Ziff. 4 CPO. geltend gemachte Verlangen einer Sicher: 
heitsleiſtung (Art. 190 a Abſ. 3) ift gemäß § 248 CPO. be 
ſonders zu verhandeln und durch (Zwiſchen-) Urtheil zu ent: 
ſcheiden. Die Entſcheidung durch Beſchluß kann nicht als 
Erledigung der Einrede und als Grundlage für das weiter 
nach Art. 190 a HGB.'s und $ 105 CPO. einzuhaltende Ber: 
fahren gelten. Demgemäß kann auch die Herabſetzung der 
Höhe der zu leiſtenden Sicherheit nicht durch das Rechts— 
mittel der Beſchwerde gegen die im Beſchlußwege unzuläſſige 
Entſcheidung erreicht werden. (RG. I 26. Sept. 1894. Jur. 
Wochenſchr. 23 S. 505.) 


250. „Das Geſuch um Ernennung von Reviſoren durch 
das Landgericht iſt weder eine Klage noch erſcheint dasſelbe 
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als Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung oder 
als ein ſonſtiger durch die Vorſchriften der CPO. geregelter 
Antrag,“ iſt vielmehr eine im Wege der nichtſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit zu erledigende Angelegenheit. (RG. I 25. Sept. 
1893. Entſch. 32 S. 60 ff.) 


251. Ein von der Generalverſammlung mit der Re⸗ 
viſion der Geſchäftsführung beauftragter Aktionär hat nicht 
die Vermuthung für ſich, daß ihm der Auftrag gegen Honorar 
für ſeine Thätigkeit hat ertheilt werden ſollen, und ein ge⸗ 
ſetzlicher Anſpruch der Reviſoren auf Honorar beſteht nicht. 
(OLG. Hamburg 1. Nov. 1893. Hanf. GZ. 1894 S. 9 ff. 
Beſtätigt vom RG. 14. März 1894. Ebenda S. 128.) 


Art. 225 Abſ. 2, Art. 226. 
252. Vgl. lfde Nr. 260 unter Art. 236 Abſ. 2. 


Art. 225 a. 


253. „Der Aufſichtsrath kann einzelne feiner Mitglieder 
als Stellvertreter des Vorſtandes auf einen im voraus be⸗ 
grenzten Zeitraum nur für beſtimmte, bereits gegebene, nicht 
aber für alle möglichen künftigen Behinderungsfälle beſtellen.“ 
(Kammergericht 11. Nov. 1895. Johow 15 S. 30 ff.) 


Art. 226 Abſ. 3. 


254. Im Falle des Konkurſes einer Aktiengeſellſchaft 
oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien find Schadens— 
erſatzanſprüche einzelner Gläubiger gegen die Mitglieder des 
Vorſtands bezw. des Aufſichtsraths nach allgemeinen Rechts: 
grundſätzen auch über die in den Art. 204 Abſ. 3, 226 
Abſ. 3 und 241 Abſ. 4 HGB.'s vorgeſehenen Fälle hinaus 
als rechtlich möglich anzuerkennen. (RG. VI 4. Nov. 1895. 
Entſch. 36 S. 27 ff.) 


255. Die Mitglieder des Aufſichtsraths einer Mom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien können für eine einem Gläubiger 
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ſchädlich gewordene Fortſetzung des Geſchäftsbetriebs von 
ne verantwortlich gemacht werden [gemeines Recht!. 
enda. 


Art. 227. 


Wann iſt der Vorſtand legitimirt, ohne Ermächtigung 
der Generalverſammlung Zweigniederlaſſungen zur Eintragung 
anzumelden? Vgl. lfde Nr. 213 unter Art. 212. 


256. Abſ. 3: 


a) Unbeſchadet der das Vollmachtsverhältniß des Vor: 
ſtandes als geſetzlichen Vertreters der Aktiengeſellſchaft nach 
Außen hin regelnden Beſtimmung in Art. 227 Abſ. 3 
unterliegt das als Dienſtmiethe zu charakteriſierende Ver⸗ 
tragsverhältniß zwiſchen Vorſtand und Geſellſchaft freier 
Regelung. „Danach kann vertragsmäßig ſowohl die Kün⸗ 
digung für eine gewiſſe Zeit rechtsgiltig ausgeſchloſſen werden, 
als auch hört das Vertragsverhältniß durch einſeitigen will⸗ 
kürlichen Rücktritt nicht auf.“ 

Das ohne Grund entlaſſene Mitglied hat die Erfüllungs⸗ 
klage auf Auszahlung des Gehalts für die Zukunft, ohne 
auf Geltendmachung von „Entſchädigungsanſprüchen“ be⸗ 
ſchränkt zu fein. (OLG. Kiel 10. Mai 1894. Schl. Holſt.⸗ 
Anz. 60 S. 50 ff.) i 

b) Nach den Grundſätzen der Verträge über Gand: 
lungen hat der Vorſtand — unbeſchadet ſeiner etwaigen 
Entſchädigungspflicht — freies Rücktrittsrecht und kann 
ſeine Löſchung im Regiſter ſelbſt dann verlangen, wenn 
der Rücktretende allein den Vorſtand repräſentirt. (LG. I 
Berlin 8. Febr. 1895. Bl. f. Rechtspfl. i. B. des Kammer⸗ 
gerichts 1896 S. 54 f.) 


Art. 229. 230. 


257. „Iſt nach dem Geſellſchaftsvertrage die Vertretung 
der Aktiengeſellſchaft zwei Perſonen übertragen, ſo haftet 
aus deren Rechtshandlungen die Geſellſchaft nur dann, wenn 
ſie gemeinſchaftlich handelten. Nachträgliche Genehmigung 
eines Aktes des einen Vorſtandsmitgliedes durch das andere, 
auch ſtillſchweigende, iſt rechtswirkſam. Dagegen wird durch 
die dem einen Vorſtandsmitgliede von dem anderen im voraus 
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ertheilte allgemeine Vollmacht zur Ordnung einer die Ge— 
ſellſchaft verpflichtenden Angelegenheit die Kollektivvertretung 
nicht herbeigeführt.“ (OL G. Karlsruhe 29. Sept. 1892. 
Franz. C. 25 S. 228 ff.) i 


258. Wenn Kollektivvertretung beſteht, ift der Abſchluß 
eines Handelsgeſchäfts durch nur ein Vorſtandsmitglied einer 
Aktiengeſellſchaft, deren Unternehmen Handelsgeſchäfte zum 
Gegenſtand hat, ein Handeln ohne Vollmacht, welches den 
Abſchließenden beim Vorliegen der in Art. 55 aufgeſtellten 
Vorausſetzungen gemäß Art. 298 Abſ. 2 HGB.'s dem Gegen: 
kontrahenten perſönlich auf Erfüllung oder Schadenserſatz 
haftbar macht. (RG. II 16. Januar 1894. Jur. Wochenſchr. 23 
S. 86.) 


259. Eine Aktiengeſellſchaft, die durch mehrere Per— 
ſonen vertreten wird, muß ſich den dolus auch nur eines 
dieſer Vertreter dem Gegenkontrahenten gegenüber als ihren 
dolus anrechnen laſſen. (RG. I 22. Febr. 1893. Jur. 
Wochenſchr. 22 S. 429.) 


Art. 236 Abſ. 2. 


260. Schließen Vorſtand und Aufſichtsrath in Fällen, 
wo fie nach Art. 236 und 241 Abſ. 2, 225 Abſ. 2, 226 
Abſ. I die Generalverſammlung hätten hören müſſen und 
ihre Befragung ausführbar war, auf eigene Verantwortung 
Verträge ab, ſo können ſie ſich von der Haftung für Erſatz 
etwaigen Schadens, welcher aus den nach Art. 231 Abſ. 2 
für die Geſellſchaft bindenden Vertragsſchlüſſen erwächſt, nur 
durch den Beweis befreien, daß auch die Generalverſammlung, 
wenn berufen, den Abſchluß der Verträge beſchloſſen haben 
würde. (RG. II 28. Mai 1895. Entſch. 35 S. dz ff.) 


Art. 238 a. 


261. Unter „gerichtlicher Beurkundung“ iſt eine ſolche 
durch das ordnungsmäßig beſetzte Gericht zu verſtehen. Pro- 
tokollführung nur durch einen Gerichtsſchreiber genügt nicht. 
S EE 30. Auguſt 1896. Rechtspfl. Thür. 42 
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Art. 239 b (Art. 185 a, 185 b, 185 c). 


262. Aus der Zweckbeſtimmung der Jahresbilanz er- 
gibt ſich die Berechtigung des Verlangens, daß ſie zum Aus⸗ 
druck bringt, ob das Grundkapital der Geſellſchaft voll oder 
nur zu einem beſtimmten Theilbetrage baar eingezahlt wor⸗ 
den iſt. (RG. III 20. Sept. 1894. Entſch. Strafſ. 26 
S. 104 ff.) 


Art. 241. 
Abs. 2. Vgl. lfde Nr. 260. 
Abi. 4. Vgl. lfde Nr. 205. 


Aktiengeſellſchaft: Auflöſung. 
Art. 242 Abſ. 1 Ziff. 3. 


263. Mit der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft durch 
Konkurs verſchwindet noch nicht ihre Rechtsperſönlichkeit, die 
vielmehr, ähnlich wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft 
(Art. 123, 133 ff.), bis zur Beendigung der „Liquidation“ 
fortdauert. (OLG. Karlsruhe 26. Okt. 1895, beſtätigt vom 
RG. II 18. Febr. 1896. Bad. Ann. 62 S. 101, 105.) 


264. Der Konkursverwalter einer in Konkurs gerathenen 
Aktiengeſellſchaft ift befugt, „die noch ausſtehenden Einzah: 
lungen auf die Aktien von einzelnen Aktionären einzuziehen, 
mit anderen aber ſich darüber zu vergleichen; die gleiche 
Behandlung aller Konkursgläubiger verlangt nicht auch eine 
ſolche aller Konkursſchuldner. (OL G. Karlsruhe 26. Okt. 
1895, beſtätigt vom RG. II 18. Febr. 1896. Bad. Ann. 62 
S. 87 ff., 101 ff.) 


Art. 244 Abſ. 3. 


265. „Der Eintritt von anderen als den ‚erften 
Liquidatoren‘ und der Austritt von Liquidatoren einer Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt zum Handelsregiſter durch die Liquidatoren 
und zwar durch diejenigen von ihnen anzumelden, welche zur 
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Zeit der Anmeldung dieſe Stelle bekleiden. Hierbei hat das 
Regiſtergericht, wenn eine Perſon mit der Behauptung, Er⸗ 
ſatzmann eines abberufenen Liquidators geworden zu ſein, 
die Löſchung des letzteren und ihre Eintragung betreibt, die 
grundlegenden Urkunden zu fordern und zu prüfen.“ (Kammer⸗ 
gericht 28. Mai 1894. Johow S. 14 S. 30.) 


Art. 244 a. 


266. „Da in dem Liquidationsſtadium der Vorſtand 
durch die Liquidatoren erſetzt wird, ergab ſich die Nothwendig⸗ 
keit, auf die letzteren die [aus Art. 239, 239 (185 c) ſich 
ergebenden] Rechte und Pflichten des Vorſtandes zu über— 
tragen. Hieraus folgt aber, daß auch in Bezug auf die 
Behandlung der Bilanz die Liquidatoren denſelben Vorſchriften 
unterworfen ſind, wie ſie für den Vorſtand beſtehen. Durch 
die ausdrückliche Vorſchrift [in Abſatz 2], wonach die Liqui⸗ 
datoren gleich dem Vorſtande der Ueberwachung des Auf— 
ſichtsrathes unterliegen, iſt nur in einem beſonders wichtigen 
Punkte die Konſequenz aus der Gleichſtellung des Vorſtandes 
und der Liquidatoren gezogen worden.“ Auch aus der Be⸗ 
ſtimmung in Abſ. 3 „kann nicht gefolgert werden, daß die 
Vorſchriften betreffs der alljährlichen Bilanzen im Liqui⸗ 
dationsſtadium fortfallen ſollen.“ (Kammergericht 14. Ja⸗ 
nuar 1895. Johow 14 S. 238 ff.) 


Wë 


267. Eine in Liquidation befindliche Aktiengeſellſchaft 
darf nicht die Veränderung ihres durch das Statut beſtimmten 
Sitzes beſchließen. Arg.: Art. 144 Abſ. 1 Schlußſatz, in 
Verb. mit Art. 137, 141, 142; — ferner Art. 144 Abſ. 2 
in Verb. mit Art. 111 Abſ. 2, 164 Abſ. 2, 213 Abſ. 2. 
Aus § 19 Abſ. 3 CPO. it für die gegentheilige Anſicht 
nichts zu entnehmen. (Kammergericht 14. Oktober 1895. 
Johow 15 S. 35 ff.) 


Art. 245. 


268. Abſ. 1 und 2. Eine ſtatutariſche Vorſchrift, daß 
der Reingewinn nach Verhältniß der thatſächlich geleiſteten 
Baareinlagen an die Aktionäre zu vertheilen ſei, rechtfertigt 
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nicht den Schluß, daß die Vertheilung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens nach demſelben Maßſtab zu erfolgen habe. Denn 
hierbei kommen Werthsſteigerungen und Minderungen des 
Kapital vermögens in Betracht, an denen im Zweifel jeder 
einzelne Aktionär nach Verhältniß ſeines Aktienrechts, gleich⸗ 
viel ob er ſeine Einlage ſchon voll geleiſtet hat oder einen 
Theil noch ſchuldet, gleich theilzunehmen hat, während bei 
der Vertheilung der „Früchte“ (des jährlichen Reingewinns) 
der Geſichtspunkt einer Vergütung für die Nutzung der that⸗ 
ſächlich hingegebenen Summen im Vordergrund ſteht. (RG. I 
17. Januar 1894. Entſch. 33 S. 16 ff.) 


268 a. Abſ. 4. Ein Generalverſammlungsbeſchluß, 
welcher den Liquidatoren unter Verzicht auf Schluß⸗ 
rechnung Entlaſtung ertheilt, kann wegen Verſtoßes gegen 
Art. 245 Abſ. 4 HGB.'s von jedem nicht zuſtimmenden Mf- 
tionär gemäß Art. 190 a HGB.'s angefochten werden, da 
er ein vom Mehrheitswillen unabhängiges Recht darauf hat, 
ſich ein ſelbſtändiges Urtheil über die Verwaltung der Liqui⸗ 
dation zu bilden, um ſich hiernach bei der Abſtimmung in 
Betreff der Entlaſtung derſelben zu richten. (RG. I 13. Okt. 
1894. Entſch. 34 S. 57 ff.) 


Aktiengeſellſchaft: Verminderung des Grundkapitals. 


Art. 248. 


269. Die Herabſetzung des Grundkapitals durch Be⸗ 
ſtimmung eines im Wege des Rückkaufs und Vernichtung 
von Aktien zu erreichenden Maximalbetrags der Herabſetzung 
(„um den Betrag bis zu . ..“) ift materiell nicht zu bean⸗ 
ſtanden, ein dahin gehender Generalverſammlungsbeſchluß 
mithin eintragungsfähig, da das Geſetz ſelbſt durch Bezug⸗ 
nahme auf Art. 245 HGB.'s ein Spatium zwiſchen dem 
Beſchluß und ſeiner Vollziehung vorgeſehen hat und „als 
nothwendigen Beſtandtheil des Beſchluſſes die Feſtſetzung der 
Art, in welcher die Zurückzahlung oder Herabſetzung erfolgen 
ſoll, und der für ihre Durchführung erforderlichen Maßregeln 
aufſtellt“. Zu verwerfen iſt hiernach die Anſicht, „daß der 
Beſchluß konſtitutive Wirkung habe, die Herabſetzung des 
Grundkapitals mit der Eintragung ſelbſt eintrete, vielmehr 
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muß mit dem Reichsoberhandelsgericht (Entſch. Bd. 18 S. 426) 
angenommen werden, daß bis zur Durchführung des Be: 
ſchluſſes der innere Status der Geſellſchaft unverändert bleibt. 
Ift das aber der Fall, fo ſchwindet das Bedenken der Varia: 
bilität des Aktienkapitals“. (LG. Frankfurt a. M. 20. Mai 
1896. Frankfurter Rundſch. 1896 S. 131 ff.) 


— 


270. Mit dem Grundfapitale wird auch der Nenn: 
werth der Aktie herabgeſetzt, jedoch bleibt die Antheilsquote 
derſelben an dem Grundkapitale unverändert, ſo daß weder 
juriſtiſch noch wirthſchaftlich eine Werthsverminderung der 
Aktie eintritt, wenn auch der geminderte Nennwerth nicht 
ohne Einfluß auf den Handelswerth der Aktie ſein mag. 
Die herabgeminderte Aktie tritt daher in rechtlicher Be— 
ziehung ganz an die Stelle der urſprünglichen, und auch 
wirthſchaftlich wird kein neuer Vermögenswerth geſchaffen, 
ſondern nur dem alten Vermögenswerthe eine neue Form 
gegeben. Die an Stelle einer alten Aktie ausgegebenen 
neuen Aktien werden daher Eigenthum derjenigen Perſon, 
der das Eigenthumsrecht an erſterer zuſtand. (RG. IV 
4. Nov. 1895. Jur. Wochenſchr. 25 S. 6.) 


271. Die Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft 
kann unter den Vorausſetzungen des Art. 248 die Herab— 
ſetzung des Grundkapitals durch Zuſammenlegung von Aktien 
beſchließen. „Ein Sonderrecht des Aktionärs auf unverän⸗ 
derten Fortbeſtand ſeines Aktienrechts gegenüber einem ſolchen 
Beſchluſſe beſteht nicht, vielmehr ſind, inſoweit es ſich um 
die zur Durchführung der Zuſammenlegung erforderlichen 
Maßregeln handelt, die einzelnen Aktionäre dem Geſellſchafts— 
willen unterworfen.“ Es müſſen ſich auch auf Grund ſolchen 
Beſchluſſes die Aktionäre, welche die zur Zuſammenlegung 
erforderliche Zahl von Aktien nicht beſitzen, gefallen laſſen, 
daß ihre Aktien bezw. an deren Stelle neue zuſammengelegte 
Aktien für Rechnung der betreffenden Aktionäre von der Ge— 
ſellſchaft meiſtbietend oder zum Börſenkurſe verkauft werden. 
(RG. I 8. Febr. 1896. Entſch. 36 S. 135 ff.) 


Uebereinſtimmend: OLG. Hamburg 25. April 1896 und 
13. Juli 1896. Hanf. GZ. 1896 S. 209 ff., S. 229 ff. 


Rechtsſprüche. 123 


272. Ein Generalverſammlungsbeſchluß, daß das 
Grundkapital durch Zuſammenlegung von Aktien herabgeſetzt 
werden ſoll, iſt jedenfalls dann nicht zu beanſtanden, wenn 
ſämmtliche Aktionäre ſo viel Aktien beſitzen, um an der 
Umwandlung ohne weitere Aufwendungen, zu denen fie nach 
Art. 219 nicht verpflichtet ſind, theilnehmen zu können. 

Unzuläſſig iſt es aber, die nicht innerhalb einer feſt⸗ 
geſetzten Friſt eingelieferten Aktien jedes Antheilrechtes an 
den Erträgniſſen ſowohl als an dem Kapital der Aktien⸗ 
geſellſchaft für verluſtig zu erklären. Dies würde „nicht nur 
in das per majora nicht entziehbare Sonderrecht der 
Aktionäre auf verhältnißmäßige Theilnahme am Geſellſchafts⸗ 
vermögen (Art. 216) eingreifen, ſondern auch die Grundſätze 
des Aktienrechts über Verringerung des Grundkapitals ver: 
letzen“. Eine ſolche kann nur auf dreifache Weiſe geſchehen: 
durch theilweiſe Zurückzahlung, durch Herabſetzung des Grund: 
kapitals (Art. 248), oder endlich durch Amortiſation im Wege 
des freihändigen Verkaufs oder der Auslooſung (Art. 215 d). 
Ein weiterer Weg der Verringerung des Grundkapitals um 
den Betrag nicht eingelieferter Aktien iſt vom Geſetz aus⸗ 
geſchloſſen. 

Ein derartiger Beſchluß iſt daher für die Aktionäre, 
auch für diejenigen, welche ihm zugeſtimmt haben, unver: 
bindlich und vermag ſelbſt durch Verſäumung der einmonat⸗ 
lichen Klagefriſt des Art. 222 HGB.'es und durch die Ein⸗ 
tragung des Beſchluſſes in das Handelsregiſter Rechtsbeſtand 
nicht zu erlangen. (OLG. IV Hamburg 6. Dez. 1895. Han. 
G3. 1896 S. 53 ff., beſtätigt vom RG. I 30. Mai 1896. 
Ganf. GZ. 1896 S. 237 und Entſch. des RG. in Civilſ. 
Bd. 37 S. 131.) 


Vgl. auch OLG. Hamburg 13. Juli 1896. Hanf. GZ. 
1896 S. 229 ff. 


273. Ein Generalverſammlungsbeſchluß auf Herab— 
ſetzung des Grundkapitals, der nicht gleichzeitig über die Art 
der Herabſetzung und die zu ihrer Durchführung erforder— 
lichen Maßregeln beſchließt, ſondern die Beſtimmungen hier— 
über den Organen der Geſellſchaft überläßt, iſt ungiltig. 
(OLG. Hamburg 25. April 1896. Hanſ. GZ. 1896 S. 212 ff.) 


Vgl. auch Une Nr. 208 unter Art. 207 a. 
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Aktiengeſellſchaft: Ordunngsſtrafen. 
Art. 249. 


274. Das Vergehen gegen Art. 249 iſt kein ſogenanntes 
Kollektivedikt. Es wird daher durch die Feſtſtellung, daß ein 
Vorſtandsmitglied in einem beſtimmten Falle nicht zum Nach⸗ 
theil der Geſellſchaft gehandelt habe, nicht entſchieden, daß 
er es überhaupt nicht gethan habe. (RG. I 20. Febr. 1895. 
Entſch. Strafſ. 27 S. 39 ff.) 


Art. 249 a Nr. 1. 
Vgl. Une Nr. 210 unter Art. 210 Abſ. 3. 


Art. 249 g. 
Vgl. Une Nr. 55 unter Art. 26. 


Umwandlung von Aktiengeſellſchaften in ſolche mit 
beſchränkter Haftung. 


Vgl. lfde Nr. 280 bis 282. 
(Fortſetzung folgt.) 
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I. Japaniſches Handelsrecht, enthaltend Kon⸗ 
kursrecht, Handelsgeſellſchaftsrecht und Wechſelrecht. 
Von Dr. L. Lönholm, Profeſſor an der Kaiſerlich 
Japaniſchen Univerſität. 8. (227 S.) Tokyo 
1895, Selbſtverlag des Verfaſſers. (Abdruck aus 
den „Mittheilungen der Deutſchen Geſellſchaft für 
Natur: und Völkerkunde Oſtaſiens“.) 


Der Zweck dieſer Darſtellung des japaniſchen Handelsgeſetzesrechtes 
iſt nach dem Vorworte „einmal, den deutſchen Gelehrtenkreiſen die Kennt⸗ 
niß dieſes nur ſchwer zugänglichen Stoffes zu vermitteln, hauptſächlich 
aber, den deutſchen Kaufleuten des Oſtens ein Buch in die Hand zu 
geben, aus dem ſie ſich für ihren Verkehr mit den einheimiſchen Kauf⸗ 
leuten Raths erholen können“. Der Verfaſſer befaßt fih demgemäß im 
Allgemeinen nicht mit längeren theoretiſchen Erörterungen und enthält ſich 
einer allgemeinen Kritik der Geſetzgebung. Das Werk iſt wohl geeignet, 
jenen Zweck zu erreichen. Der Stoff iſt überſichtlich geordnet, die Dar⸗ 
ſtellung klar. Die Arbeit iſt um ſo werthvoller, als ſie unmittelbar aus 
den Originaltexten der Quellen geſchöpft iſt. 

In einer Einleitung (S. 1—4) wird auseinandergeſetzt, daß es in 
Japan bis auf die neueſte Zeit in der Hauptſache kein beſonderes Handels⸗ 
recht gab; nur in Beziehung auf Handelspapiere und Bankverkehr habe 
ſich in der blühenden und volkreichen Handelsſtadt Oſaka im Laufe der 
Zeit eine Art Sonderrecht für Kaufleute ausgebildet, das ſich allmählich 
auch nach anderen Theilen Japans verbreitet und theilweiſe geſetzliche 
Fixierung gefunden habe. Der neuerdings im Auftrage der japaniſchen 
Regierung von Profeſſor Rößler ausgearbeitete Entwurf eines Handels⸗ 
geſetzbuches, der ſich ſtark an das deutſche Recht anlehne, das einheimiſche 
Recht aber faſt gar nicht berückſichtige, ſei von einem Ausſchuſſe japanischer 
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Juriſten nicht unweſentlich umgearbeitet und ſodann am 7. Auguſt 1890 
als Geſetz mit Geſetzeskraft vom 1. Januar 1891 verkündet worden. Jedoch 
erging es dem Geſetze wie einſt dem preußiſchen Landrechte. In Folge des 
Widerſpruches, der ſich bald dagegen erhoben habe, ſei das Inkrafttreten 
von der Regierung hinausgeſchoben worden. Nach nochmaliger Um⸗ 
arbeitung, die allerdings nur unweſentliche Punkte betroffen habe, ſeien 
diejenigen Theile, welche die Handelsgeſellſchaften, den Wechſel und den 
Check ſowie den Konkurs behandeln, als beſonderes Geſetz vom 1. Juli 
1893 in Kraft geſetzt worden. In Betracht kommen für die Darſtellung 
noch einige andere angeführte Geſetze, ſowie kaiſerliche Verordnungen und 
Verfügungen des Juſtizminiſteriums. 

Nach der Einleitung werden das Konkursrecht, das Handelsgeſell⸗ 
ſchaftsrecht und das Wechſelrecht nach einander ſyſtematiſch erörtert. 

Dem Konkursrechte liegt, ohne daß dem deutſchen Rechte jeder 
Einfluß verſagt iſt, in wichtigen Regeln das franzöſiſche Recht zu Grunde. 
Insbeſondere zeigt ſich dies in folgenden Vorſchriften. Der Konkurs iſt 
über das Vermögen des Schuldners nur zuläſſig, wenn dieſer Handel 
treibt; doch beſteht nach dem Verfaſſer ſchon jetzt eine ſtarke Strömung, 
die nach deutſchem Muſter das Konkursverfahren auf alle Fälle des Ver⸗ 
mögensverfalles ausdehnen will (S. 4 f.). Mit der eigentlichen Leitung 
des Verfahrens beauftragt das Konkursgericht eines ſeiner Mitglieder 
(S. 6 f.). In den meiſten Rechten ift den Konkursgläubigern ein mab: 
gebender Einfluß auf den Gang des Konkursverfahrens eingeräumt; eine 
ähnliche Uebung hatte ſich in Japan zu entwickeln begonnen, iſt aber 
durch die neue Geſetzgebung im Keime erſtickt worden, da dieſe den Schwer⸗ 
punkt des Verfahrens in das Gericht verlegt (S. 12 f.). Die Konkurs⸗ 
eröffnung kann auch von Amts wegen erfolgen (S. 26). Sie hat ſtrenge 
Folgen mit Rückſicht auf die Perſon des Schuldners, die ſo lange fort⸗ 
dauern, bis das Konkursgericht ihn rehabilitirt (S. 46 ff.). — Aber auch 
andere Rechte haben als Vorbilder gedient, ſo das belgiſche, holländiſche, 
ruſſiſche und die romaniſchen Rechte in der Anerkennung des Inſtitutes 
des Zahlungsaufſchubes (moratorium; S. 30 ff.). — Japaniſche Eigen⸗ 
thümlichkeiten ſind ſelten; eine ſolche iſt die Beſtimmung, daß, wenn der 
Schuldner zwei Geſchäfte getrennt von einander geführt hat, die Gläubiger 
des einen Geſchäftes aus dem Vermögen dieſes Geſchäftes im Voraus 
Befriedigung verlangen können, jo daß nur der danach etwa noch vers 
bleibende Reſt an die Gläubiger des anderen Geſchäftes fällt (S. 40). — 
Zutreffend iſt die vom Verfaſſer geübte abfällige Kritik an der Vorſchrift, 
daß das Konkursgericht über ſtreitige Forderungen zu verhandeln und zu 
entſcheiden hat (S. 35). 

Das Handelsgeſellſchaftsrecht ruht im Allgemeinen auf 
deutſcher Grundlage; doch finden ſich bedeutſame Abweichungen von dieſer. 
Das japaniſche Recht kennt drei Arten von Handelsgeſellſchaften: die 
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Gomeikwaisha, die Goshikwaisha und bie Kabushikikwaisha. Sämmt: 
liche Handelsgeſellſchaften werden Dritten gegenüber erſt mit Eintragung 
in das für jede ihrer Arten beſonders geführte öffentliche Handelsregiſter 
und Veröffentlichung der Eintragung in Zeitungen wirkſam (S. 53, 55 ff.). 
Das Gericht hat die Befugniß, auf Antrag des Staatsanwaltes oder von 
Amts wegen die Auflöfung einer Handelsgeſellſchaft anzuordnen, wenn 
dieſe ihr Gewerbe in einer Weiſe betreibt, die der öffentlichen Ordnung 
oder den guten Sitten widerſpricht (S. 54). 

Die Gomeikwaisha entſpricht der offenen Geſellſchaft 
des deutſchen Rechtes. Eine Beſonderheit des japaniſchen Rechtes ift. daß 
zur Giltigkeit des Geſellſchaftsvertrages unter den Geſellſchaftern ſchriftliche 
Abfaſſung nothwendig iſt (S. 63). Mit Recht tadelt der Verfaſſer den 
Satz, daß eine Geſellſchaft, die ein ſchon beſtehendes Geſchäft übernimmt, 
die bisherige Firma nicht fortführen darf (S. 63 f.). Das Geſellſchafts⸗ 
vermögen iſt rechtlich ein Sondergut (S. 72 f.). Auf das Beſtehen der 
Geſellſchaft iſt das Ausſcheiden eines Mitgliedes ohne Einfluß, abweichend 
vom deutſchen Rechte (S. 75), ohne daß jedoch die Geſellſchaft eine juri⸗ 
ſtiſche Perſon iſt (S. 72). N 

Die Goshikwaisha bezeichnet der Verfaſſer als ein Mittel⸗ 
ding zwiſchen der Kommanditgeſellſchaft und der Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung (S. 79). Zwar beſtimmt 
$ 136: „Eine Goshikwaisha „ift eine ſolche, in welcher die Haft: 
barkeit ihrer Mitglieder auf den Betrag ihrer Einlage in Geld oder 
Sachen von Werth beſchränkt iſt, ſofern nicht Betreffs des einen oder 
mehrerer der Geſellſchafter etwas Anderes vertragsmäßig beſtimmt ift” !) 
und nach $ 138 Ziff. 4 muß die Eintragung ins Handelsregiſter enthalten 
„die Namen der Geſellſchafter, deren Haftbarkeit unbeſchränkt iſt, wenn 
ſolche vorhanden find“ ). Indeſſen darf man daraus nicht folgern, daß 
die unbeſchränkte Haftung mindeſtens eines Geſellſchafters nicht zum Weſen 
der Geſellſchaft gehört, worauf mit Rüdfidt auf die (S. 79 im Weſent⸗ 
lichen wiedergegebene) unglückliche Geſetzesfaſſung wohl hätte hingewieſen 
werden müſſen 2). Vielmehr muß mindeſtens ein unbeſchränkt haftender 
Geſellſchafter vorhanden fein, da mindeſtens ein geſchäftsführender Geſell⸗ 
ſchafter nothwendig iſt ), und § 142 beſtimmt: „Die geſchäftsführenden 


1) Ueberſetzung der amtlichen Ausgabe des Geſetzes in engliſcher 
Sprache bei Borchardt, Die Handelsgeſetze des Erdballs, Nach⸗ 
trag III, 3, Berlin 1896. 

2) Unrichtig Borchardt a. a. O. Anm. 3 zu $ 136. 

3) Die Eintragung ins Handelsregiſter muß nach § 138 Ziff. 5 ent⸗ 
halten „die Namen der geſchäftsführenden Geſellſchafter“, und nach 
$ 143 haben die geſchäftsführenden Geſellſchafter „das ausſchließ⸗ 
liche Recht, die Geſellſchaft in allen ihren gerichtlichen und außer⸗ 
gerichtlichen Angelegenheiten zu vertreten“ (f. Anm. 1). Vgl. auch 
Lönholm S. 80f. 
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Geſellſchafter dürfen nur aus der Zahl derjenigen, deren Haftbarkeit durch 
den Geſellſchaſtsvertrag als unbeſchränkt erklärt ift, ernannt werden“ ). 
Ueber den Geſchäftsführern ſteht als oberſtes Organ die Generalverſamm⸗ 
lung aller Mitglieder (S. 81). 

Die Kabushikikwaisha ift die Aktiengeſellſchaft. Sie 
muß mindeſtens aus ſieben Mitgliedern beſtehen. Ihr Zweck braucht 
nicht auf den Betrieb von Handelsgeſchäſten gerichtet zu fein. Für ihre 
Entſtehung gilt abweichend von dem gegenwärtigen europäiſchen Zuſtande 
das Konzeſſionsprinzip (S. 84). Das japaniſche Recht kennt nur die 
Namenaktie, nicht die Inhaberaktie (S. 94). Die Kabushikikwaisha 
bezeichnet der Verfaſſer zwar richtig als juriſtiſche Perſon (S. 93, 98), 
doch meint er, daß ſie als ſolche nicht handlungsfähig ſei und deshalb 
eines Vertreters, des Vorſtandes, bedürfe. Eine juriſtiſche Perſon iſt aber 
willens⸗ und handlungsfähig. Freilich vermag fie ſich nur durch Organe 
zu bethätigen, die aus Menſchen gebildet ſind. Ein ſolches Organ iſt der 
Vorſtand. Der Vorſtand iſt Organ, nicht Stellvertreter: er ſtellt als 
Glied das Ganze dar, er tritt nicht als ein ſelbſtändiges Weſen für ein 
anderes, die juriſtiſche Perſon, auf?). Der Ausdruck „Vertretungsvoll⸗ 
macht“ (S. 99) enthält einen Pleonasmus; alle Vertretungsmacht iſt 
Vollmacht. Es hätte geſagt werden müſſen, daß neben dem Vorſtande 
und der Generalverſammlung der Aufſichtsrath ein nothwendiges Organ 
iſt (vgl. $ 191). Der Reſervefonds ift obligatoriſch (S. 106). Nicht 
nur ift die Entſtehung der Geſellſchaft von ſtaatlicher Genehmigung ab» 
hängig, ſondern der Staat nimmt auch das Recht in Anſpruch, fie wäh: 
rend ihres Beſtehens zu überwachen (S. 107 f.). 

Im Handelgeſetzbuche geregelt, wenn auch nicht als Handelsgeſell⸗ 
ſchaften im techniſchen Sinne betrachtet, werden die Tokumeikumiai 
(tille Geſellſchaft), die Tozakumiai (Gelegenheitsgeſell⸗ 
ſchaft) und die Kiobunkumiai (Gewinn- und Verluſt⸗ 
geſellſchaft, eine Vereinigung, bei welcher der Gewinn und Verluſt 
aus einzelnen von den Theilnehmern getrennt vorgenommenen Handels- 
geſchäften oder Unternehmungen gemeinſchaftlich ſein ſoll). Auch dieſe ſind 
Dritten gegenüber erſt mit der Eintragung und Bekanntmachung wirk⸗ 
ſam ($ 69). 

Das an die Stelle der Wechſelordnung von 1882) getretene 


1) Vgl. S. 127 Anm. 1. | 

2) Bal. über den Unterſchied zwiſchen Organ und Stellvertreter 
Gierke, Deutſches Privatrecht Bd. 1 S. 472 Anm. 16 und dort 
Angeführte. 

3) Der Verfaſſer ſagt S. 123, ſchon früher ſei unter den Kaufleuten 
Japans, beſonders in Oſaka, eine Art von ſtrengem Schuldſcheine 
in Gebrauch geweſen, der eine gewiſſe Aehnlichkeit mit dem mo⸗ 
dernen Wechſel gehabt zu haben ſcheine. Vgl. hierzu Wig more, 
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Wechſelrecht des japaniſchen Handelsgeſetzbuches ruht im Weſentlichen 
auf dem deutſchen Rechte. Mit Recht wird von dem Verfaſſer S. 122 
getadelt, daß es mehrfach auf unzweckmäßige franzöſiſche Beſtimmungen 
zurückgegangen iſt, z. B. in der Auffaſſung der Deckung des wechſelrecht⸗ 
lichen Verhältniſſes (S. 168), der Möglichkeit der Uebernahme der Wechſel⸗ 
bürgſchaſt auf einer beſonderen Urkunde (S. 126, 141), dem Fallenlaſſen 
der Nothwendigkeit der Wechſelklauſel (S. 127 f.). Auch die im Anſchluſſe 
an das engliſche Recht ausgeſprochene Zuläſſigkeit des Inhaberwechſels 
tadelt der Verfaſſer mit guten Gründen (S. 129 f.). — S. 125 wird bei 
der Darſtellung einiger allgemeiner Regeln Wechſel im Sinne von Wechſel⸗ 
geſchäft und von Wechſelurkunde nicht auseinandergehalten, ebenſo S. 125 f. 
nicht Eigenwechſel und Tratte, indem der Verfaſſer von der Annahme mit 
Bezug auf den Wechſel ſchlechthin ſpricht. — Tratte und Eigenwechſel 
werden nach einander beſonders behandelt, der Eigenwechſel ganz kurz 
auf kaum zwei Seiten. Mag dieſes Verfahren auch für den Geſeßzgeber 
gerechtfertigt fein, fo empfiehlt es fih unſeres Erachtens doch nicht für 
den Theoretiker, weil bei Hinweiſen wie: „Im Uebrigen gelten alle für 
den gezogenen Wechſel gegebenen Grundſätze auch für den eigenen Wechſel, 
ſoweit ſie nicht im Widerſtreit mit der Natur dieſer Wechſelform ſtehen“ 
(S. 191) die Abweichung des Rechtes des Eigenwechſels von dem der 
Tratte nicht genügend hervortritt. Da in Anbetracht der zahlreichen ge⸗ 
meinſamen Rechtsſätze eine gleich ausführliche Sonderbehandlung beider 
natürlich nicht angängig iſt, ſo dürfte der beſte Weg ſein, beide neben 
einander zu behandeln. — Meß- und Marktwechſel kennt das japaniſche 
Recht nicht (S. 131). Zur Ausſtellung eines Wechſels iſt eine beſtimmte 
Art Papier vorgeſchrieben, verſchieden in Farbe und Preis nach der 
Höhe der Wechſelſumme, welches die Stelle der europäiſchen Stempel⸗ 
marken vertritt; die Nichtbeachtung der Vorſchrift bewirkt jedoch nicht 
Ungiltigkeit des Wechſels, eine Anſicht, die der Verfaſſer aber als nicht 
unbeſtritten bezeichnet (S. 136 f.). „Während nach deutſchem Rechte 
die Annahme bindet, ſobald die Erklärung abgegeben iſt, wird nach japa⸗ 
niſchem Recht der Annehmer aus ſeiner Erklärung erſt verpflichtet in dem 
Augenblicke, wo er dem Wechſelinhaber den angenommenen Wechſel wieder 
zurückgibt“ (S. 140). Der Satz: „Berechtigt, die Zahlung aus dem. Wechjel 
zu fordern, iſt der Wechſelinhaber, aber nur, wenn er aus dem Inhalte 
der Urkunde als empfangsberechtigt erſcheint“ (S. 151), läßt den Leſer im 
Zweifel darüber, ob der Verfaſſer richtig zwiſchen dem Rechtserwerbe und 
dem bloßen Rechtsausweiſe (Legitimation) ſcheidet ). Der auch nach Bers 


Materials for the study of private law in old Japan, part I 
p. 173, Tokyo 1892 (diefe Zeitſchrift Bd. XLII S. 395). 


1) Vgl. Goldſchmidt, Syſtem 4. Aufl. S. 165 f. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 9 
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luſt des Wechſels ftatthafte (S. 157) Proteſt („ Ablehnungsurkunde“) 
kann, wenn an dem Orte, wo die Bräfentation zu erfolgen hat, kein 
Notar oder Gerichtsvollzieher vorhanden iſt, durch den Wechſelinhaber ſelbſt 
unter Zuziehung zweier volljähriger männlicher Zeugen aufgenommen 
werden, eine Beſtimmung, die der Verfaſſer mit Recht für nicht unbedenk⸗ 
lich hält, zumal da es in Japan Gerichtsvollzieher genug gebe (S. 155). 
Bei nicht gehöriger Erfüllung der Notifikationspflicht geht wie nach eng⸗ 
liſchem Rechte der Regreß vollſtändig verloren (S. 161 f.). — Zum 
Schluſſe wird das Checkrecht kurz erörtert. 

Beigegeben find Muſter japaniſcher Wechſel mit deutſcher Ueber: 
ſetzung, eine deutſche Ueberſetzung der japaniſchen Wechſelordnung von 1882 
und ein alphabetiſches Regiſter. 


Kiel. Paul Rehme. 


II. Braucht der Juriſt Buchführungs-Kennt⸗ 
niſſe? Von R. Beigel. 8. (53 S.) Straß⸗ 
burg 1897, Friedrich Bull. 


Der Verfaſſer dieſes Schriftchens bemerkt auf S. 36: „Die Buch⸗ 
führungswiſſenſchaft iſt heute Gemeingut aller Gebildeten. Warum ſollte 
der Juriſtenſtand dieſes Gemeingut entbehren wollen!“ Wäre der erſte 
der beiden Sätze richtig, ſo würde in der That eine Antwort auf den 
zweiten ſchwer zu finden ſein. Freilich ließe ſich aber auch nicht leicht be⸗ 
greifen, warum dann der allen Gebildeten gegenübergeſtellte Juriſtenſtand 
zur Erlangung jenes Gemeinguts der von dem Verfaſſer geforderten, be⸗ 
ſonderen Unterweiſung, fei es während des Univerſitätsſtudiums oder während 
der Referendariatszeit, bedürfen ſollte, da doch keineswegs „alle Gebildeten“ 
eine ſolche Unterweiſung genießen. Auf der anderen Seite ſtimmt es ſehr 
wenig zu der in jenem erſten Satze aufgeſtellten Behauptung, wenn die 
Forderung einer derartigen Ausbildung der Juriſten an anderer Stelle 
(S. 26 ff.) u. A. darauf geſtützt wird, daß die „Mehrzahl der ſogenannten 
Sachverſtändigen“ ihrer Aufgabe nicht oder doch nicht in dem Maße ge⸗ 
wachſen ſei, wie das im Intereſſe der Sache zu wünſchen wäre. Nach der 
Anſicht des Verfaſſers (S. 47) würden für den Juriſten „zwei Semeſter 
mit etwa zwei bis drei Wochenſtunden . hinreichen, um das Penſum voll: 
ſtändig zu erſchöpfen“. Und dieſe Zeit ſollte genügen, um dem Juriſten 
eine gründlichere Kenntniß der Buchführungswiſſenſchaft zu verſchaffen, 
als jene Sachverſtändigen fie beſitzen, die zwar gewöhnlich „geweſene oder 
noch aktive Kaufleute, Konkursverwalter, Schreiber oder Beamte“ find, 
die ſich ferner „häufig recht hochtönende Namen, wie ‚vereideter Bücher⸗ 
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reviſor“ u. dgl. beilegen“, deren Buchführungskenntniſſe aber gleichwohl fo 
gering find, „daß in der bei weitem großen Mehrzahl von Fällen, in 
denen Betrügereien in der Buchführung vorkommen, dieſe Betrügereien 
nicht von den Sachverſtändigen, ſondern durch irgend einen Zufall ent⸗ 
deckt werden“!! Auf gleicher Höhe mit dieſen handgreiflichen Uebertrei⸗ 
bungen ſtehen die Behauptungen, daß das Handelsrecht das thatſächlich 
wichtigſte Rechtsgebiet ſei (S. 33), daß der gänzliche Mangel praktiſcher 
Kurſe im juriſtiſchen Studium von allen Seiten zugegeben und beklagt 
werde (S. 44), daß ohne den Unterricht im Buchführungsſyſtem das juri⸗ 
ſtiſche Studium eine gähnende Lücke aufweiſe (S. 46), daß ohne ſeine 
Einführung die Gefahr des Mißtrauens in die Gründlichkeit der Rechts⸗ 
pflege und in die Tüchtigkeit der Verwaltung zu gewärtigen ſei (S. 52). 
Zur Begründung ſeiner Forderung muß der Verfaſſer naturgemäß auf 
eine größere Anzahl ſpeziell juriſtiſcher Fragen eingehen. Leider entſpricht 
der Sicherheit, mit der er zu ihnen Stellung nimmt, in keiner Weiſe das 
Maß der Sachkenntniß, die er ſich angeeignet hat!). Wer aber, wie der 
Verfaſſer (S. 53) mit dem Anſpruche auftritt, „in einer widerſtrebenden 
geiſtigen Sphäre neue Ideen zu verbreiten“, von dem wird füglich ver⸗ 
langt werden dürfen, daß er zunächſt einmal ein Verſtändniß desjenigen 
zu erlangen ſuche, was er durch dieſe Ideen beſeitigen will. Gewiß dürfen 
die Ausführungen des Verfaſſers beanſpruchen, als „der Ausfluß einer 
innerſten Ueberzeugung“ (S. 53) anerkannt zu werden, aber fie find nicht 
geeignet, anderen dieſe Ueberzeugung als eine ſachlich begründete erſcheinen 
zu laſſen. Das iſt um ſo mehr zu bedauern, als dadurch auch das ge⸗ 
ringe Körnchen Wahrheit, welches ſie enthalten, Gefahr läuſt, in den 
Wind verweht zu werden. 


Kiel, den 23. April 1897. 
Max Pappenheim. 


III. Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte. Zu⸗ 
gleich ein Beitrag zur Rechts- und Thatfrage. Von 
Dr. Erich Danz, ord. Profeſſor und Oberlandes⸗ 


1) So wimmeln beiſpielsweiſe die Ausführungen über die geſetzliche 
Regelung der kaufmänniſchen Buchführung (S. 21 ff.) geradezu 
von Fehlern, während man doch glauben ſollte, daß der Verfaſſer, 
wenn auf keinem anderen Gebiete, hier wenigſtens zu einer einiger⸗ 
maßen zutreffenden Erkenntniß des geltenden Rechts ſich hätte 
durcharbeiten können. 
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gerichtsrath zu Jena. (A. u. d. Tit.: „Abhand⸗ 
lungen zum Privatrecht und Civilprozeß des Deut— 
ſchen Reiches“. In zwangloſen Heften herausgegeben 
von Dr. Otto Fiſcher, Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität Breslau. 2. Heft.] 8. (VIII und 
216 S.) Jena 1897, Verlag von Guſtav Fiſcher. 


Der Verfaſſer hat ein bislang nur kärglich bebautes Gebiet der 
Rechtswiſſenſchaft bearbeitet und dabei eine für die Rechtshandhabung ſehr 
werthvolles Buch geſchaffen, das ihr manchen willkommenen Rath ertheilt, 
unklare Begriffe aus ihr verſcheuchen und ſo der Pflege wahrer Gerechtig⸗ 
keit dienen wird. Es behandelt Sätze des civilprozeſſualiſchen und des 
materiellen Rechts, insbeſondere auch des Handelsrechts und vornehmlich 
die des Bürgerlichen Geſetzbuchs, und wird ſich dem Praktiker, ſo glaube 
ich annehmen zu dürſen, vielſach als unentbehrlich erweiſen. Die Arbeit 
legt nämlich nicht nur das eigentliche Weſen der vom Richter im Prozeſſe 
anzuwendenden und in der „freiwilligen Gerichtsbarkeit“ ſorglichſt zu be⸗ 
rückſichtigenden Auslegung der Rechtsgeſchäfte dar, ſondern macht auch 
ihre Ergebniſſe an einer Reihe praktiſcher Beiſpiele und durch Eingehen 
auf Einzelfragen recht einleuchtend. 

Der Verfaſſer gibt im Vorworte den Inhalt ſeiner Schrift in 
folgender Weiſe an. 

„Das Rechtsgeſchäft iſt eine Rechtsnorm (lex privata), wie die vom 
Staate aufgeſtellte Rechtsnorm.“ Beim Rechtsgeſchäfte iſt „nur die den 
Privaten die Ermächtigung zur Hervorbringung von rechtlichen Wir⸗ 
kungen ertheilende ſtaatliche Norm“ vorhanden; dagegen tritt „der Rechts⸗ 
erfolg ſelbſt mit dem Ausſprechen der rechtsgeſchäftlichen Erklärung durch 
die Privaten“ ein: „beim Rechtsgeſchäft iſt Rechtsnorm und Thatbeſtand 
ununterſcheidbar, mit dem Ausſprechen der privatrechtlichen Willens— 
erklärung wird eine Rechtsnorm und damit zugleich eine Rechtswirkung 
hervorgebracht !). Ein innerer Wille gehört [nicht! zum Begriffe des 
Rechtsgeſchäfts; — eine Wirkung hat er nur, wenn es ſich um Ungiltig⸗ 
keitserklärung des Rechtsgeſchäfts [wegen Betruges, wegen Simulation u. ſ. w.] 
handelt. Auch für die Auslegung, die nur bei giltigen Rechtsgeſchäften 
vorgenommen wird, ift der innere Wille ohne Bedeutung. Die Thats 
frage endigt mit der Feſtſtellung, daß beſtimmte Willensäußerungen 


1) Bal. S. 6: — „fo heißt das eben nichts Anderes, als daß die 
Privatperſonen durch Abgabe ſolcher Willenserklärung eine Recht 8 
norm, objektives Recht, zur Entſtehung bringen. Es wird 
unter beſtimmten Vorausſetzungen dem Einzelnen Privatauto⸗ 
nomie gewährt.“ S. auch S. 18. 
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ſeitens der Privaten wirklich einmal abgegeben find; die Auslegung 
if lediglih Rechtsfrage, fie hat es nur mit der Deutung ber feſt⸗ 
geſtellten Willenserklärungen zu thun; daher ſteht die Auslegung der 
Rechtsgeſchäfte auch dem Reichsgerichte zu. Der Richter wendet bei der 
Auslegung auch ſeine nichtjuriſtiſchen Kenntniſſe, ſeine Kenntniß des realen 
Lebens an und þat fih zu hüten vor der Ueberſchätzung der juriſtiſchen 
Begriffe; er ift Gehilfe der Parteien [2] und als ſolcher verpflichtet, die 
Durchführung der wirthſchaftlichen Zwecke, welche die Parteien verfolgen, 
möglichſt zu unterſtützen.“ 

Dieſe eigene dürre Ueberſicht laßt freilich den lebensvollen Inhalt 
der in ihrem allgemeinen und beſonderen Theile vorfindlichen Darlegungen 
kaum ahnen. Vortrefflich iſt darin u. A. der Hinweis, daß die Aus⸗ 
legung nicht allein juriſtiſche Kenntniſſe erfordere, ſondern ebenſo ſehr ein 
verſtändnißvolles Eindringen in die mannigfaltigen Verhältniſſe unſeres 
Rechtslebens; die Beleuchtung des Streites zwiſchen dem Reichsgericht und 
dem hanſeatiſchen Oberlandesgericht über die „Auslegung“ der Differenz⸗ 
geſchäfte und die Erörterung der Auslegung der Formalgeſchäfte. Sehr 
beachtenswerth ift auch die den Prozeſſualiſten freilich geläufige nachdrück⸗ 
liche Betonung, daß es auf den „inneren“ Willen der Parteien, — 
ſtatt auf die eigentliche Bedeutung ihrer Erklärungen, wie ſie von 
Dritten verſtanden werden müſſen, — nur dann ankomme, wenn daraus 
z rechtshindernde“ Thatſachen (Betrug, Scherz u. ſ. w.) ſeitens der Partei 
abgeleitet werden ſollen. 

Wenn ſodann der Verfaſſer der Auffaſſung, daß die Auslegungs— 
regeln Theil des Civilprozeßrechts ſind, d. h. der Regeln über die Be⸗ 
handlung ſtreitiger Rechte durch das Gericht, ſehr nahe ſteht (S. 3, 60, 
86, 97), ſo wird man das nur billigen wollen. Dagegen darf man ihm 
meines Erachtens mit der völligen Paralleliſirung der lex privata des 
Vertrages mit dem Geſetze nicht beipflichten, ohne deshalb aber, — was 
für den Praktiker das Wichtigſte ift, — für die Auslegungs frage der 
Rechtsgeſchäfte zu anderen Ergebniſſen zu gelangen. Denn man hat ſie 
auch dann, wenn man von ſeiner Anſicht abweicht, als Ermittlung der 
Rechts bedeutung feſtſtehender oder vorher im Beweisverfahren feſtzuſtellen⸗ 
der Thatumſtände und Ableitung der Rechtsfolgen aus ihnen aufzufaſſen. — 
der Verfaſſer drückt ſich gelegentlich ebenſo aus: S. 96, 118, — und darf 
ſie danach ebenſowenig, wie er, dem Reviſionsgerichte vorenthalten 
wollen, mag fie mündlich oder ſchriftlich erklärte Worte (Urkunden) oder 
Handlungen zum Gegenſtande haben, in denen rechtsgeſchäftliche Er⸗ 
klärungen zu erblicken ſind (Handſchlag, Weinkauf, Zunicken, Einſteigen 
in eine Miethdroſchke u. ſ. w., u. ſ. w.). Es iſt nämlich durchaus richtig, 
wie der Verfaſſer lehrt, daß das prozeſſualiſche Beweisverfahren, deffen 
Veranlaſſung im Weſentlichen Sache der Parteien iſt, mit Feſtſtellung 
der in ihrer Rechtswirkung alsdann richterlich auszudeutenden That⸗ 
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umſtände einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung zu Ende geht und alsdann 
die rechtlichen Schlußfolgerungen als weſentlicher Theil der Urtheils⸗ 
findung, der Geſetzesanwendung (CPO. § 511, 512) auch der Revifion 
unterliegen müſſen. Darüber kann nur die Möglichkeit täuſchen, daß der 
Richter ſich veranlaßt fieht, wo er ſelber fih ſolcher Auslegung nicht ges 
wachſen fühlt, — beim Leſen eines fremdſprachigen Briefes, bei Deutung 
einer ihm dem Sinne nach unbekannten „konkludenten“ Handlung, — 
Sachverſtändige zu dieſer, ihm aber von Amtswegen obliegenden Hand⸗ 
lung heranzuziehen (CPO. § 135), und daß dabei natürlich ein Mit: 
helfen der Parteien nicht ausgeſchloſſen iſt. Aber das hiernach ge⸗ 
wonnene Ergebniß, — z. B. daß der Handſchlag ein Zeichen des Ge⸗ 
ſchäftsabſchluſſes fei; daß eine handelsgeſchäftliche Formel an einem bes 
ſtimmten Orte den und den Sinn habe, — ſei keine thatſächliche Feſtſtellung. 
ſondern als Anwendung des Geſetzes auf die feſtgeſtellte Thatſache, da ß 
der Handſchlag unter den Parteien gegeben, daß die eine von ihnen jene 
Formel gebraucht habe, Stoff zur Nachprüfung für den Reviſionsrichter. 

Es ift bekannt, daß diefe ſcharſe Scheidung bislang mit ſolcher Bes 
ſtimmtheit noch nicht vertreten, und daß das Reichsgericht in ſeinen Ent⸗ 
ſcheidungen bei dieſem Punkte ſchwankend geblieben iſt; vgl. Seuffert, 
Kommentar zur CPO. VII. Aufl., Anm. 5 zu § 511». 

Man wird ihr aber, wie geſagt, zuſtimmen können, auch wenn man 
nicht mit Danz annimmt, daß die Parteien in ihren rechtsgeſchäftlichen 
Erklärungen eine „Rechtsnorm“ (wozu das Fremdwort ?), alfo einen Rechts⸗ 
fab kraft geſetzlicher „Ermächtigung“ auſſtellen, ſondern daß fie lediglich 
zu den ſonſtigen rechtlich erheblichen Thatbeſtandsmomenten (3. B. daß 
beide Kaufleute ſind) durch Willenserklärung die übrigen hinzuthun, 
an die dann, als an bloße Thatſachen, das Geſetz ausgeſprochener oder 
unausgeſprochener Maßen, aber immer doch das Geſetz ſelbſt eine beſtimmte 
Rechtsfolge anknüpft; und daß die Parteien ſich ſo ein rechtliches Ge⸗ 
bundenſein unter ſich, eine lex privata nur in dieſem Sinne, ſchaffen. 
Um die Danz'ſche Auffaſſung zu würdigen, iſt es zweckmäßig, mit ihr 
die treffliche Schrift O. Bülow’? „Geſetz und Richteramt“ (1885) zu 
vergleichen, die ihrerſeits erſt für den ſtreitentſcheidenden Richter die 
rechtsſchaffende Thätigkeit in Anſpruch nimmt, wie fie jene ſchon der 
Partei zuweiſt. Aber auch der Bül o w'ſchen Anſicht gegenüber ſcheint 
es mir richtiger und gerathen, daran feſtzuhalten, daß es immer noch der 
Geſetzeswille ſelber iſt, der die Rechtsfolgen von Parteigeſchäften auch in 
ihren äußerſten Verzweigungen ſozuſagen beſtimmt und regelt, mag auch 
der Weg der Auslegung der Geſetzes worte, der dazu führt, ſehr weit, 


1) Daß hier übrigens noch manche ungelöſte Fragen liegen, zeigen die 
zutreffenden Bemerkungen O. Bähr's in den „Jahrbüchern für 
Dogmatik“ Bd. XXIII S. 353. 
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und nur der wiſſenſchaftlich durchgebildete Juriſt in der Lage ſein, ihn 
aufzufinden. Mit einem Worte, wirkliche Lücken im Geſetze darf der Civil⸗ 
richter, — entſprechend dem ſtrafrechtlichen Satze „nulla poena sine lege“, 
— nicht ausfüllen; Lücken find aber nicht da, wo das Geſetz ſich begnügt, 
nur im Allgemeinen eine Direktive zu geben, nur im Allgemeinen, z. B. 
durch Erklärung gewiſſer Verträge als bonae fidei contractus, feinen 
Willen auszuſprechen, deſſen Feſtſtellung im Einzelnen und Anwendung 
auf die einzelne Parteiverfügung dann dem Richter überlaſſen bleiben ſoll. 
Iſt dies aber richtig, ſo wird man auch von Letzterer, von der rechts⸗ 
geſchäftlichen Parteierklärung ſagen müſſen, daß ſie nicht kraft einer ganz 
allgemein gehaltenen geſetzlichen „Ermächtigung“ eine „Rechtsnorm“ beim ; 
einzelnen Rechtsgeſchäft ins Leben ruft, ſondern daß ſie nur einen Theil 
der Thatbeſtandsmerkmale ſchafft, an die das Geſetz die Rechtsfolgen an⸗ 
knüpfen will. Es wird ſich dieſe Auffaſſung als ungekünſtelter und auch 
deshalb um ſo mehr empfehlen, als, worauf Danz mit vollem Rechte 
hinweiſt, die Parteien bei ihren Rechtsgeſchäften an den Rechtspunkt äußerſt 
ſelten denken, vielmehr nur deren wirthſchaftlichen (oder geſellſchaftlichen, — 
S. 33 Anm. 1) Erfolg ins Auge faſſen, alſo das „objektive Recht“ völlig 
unbewußt entſtehen ließen. 


Kaſſel. K. Schneider. 


IV. Dr. Anton Randa. Der Beſitz nach öſter⸗ 
reichiſchem Rechte. Mit Berückſichtigung des 
gemeinen Rechtes, des preußiſchen und italieniſchen, 
des ſächſiſchen und zürcheriſchen Geſetzbuchs. Vierte, 
durchgeſehene und vermehrte Auflage. 8. (814 S.) 
Leipzig 1895, Breitkopf & Härtel. 


Der literariſche Erfolg dieſes trefflich geſchriebenen Werkes, das 
innerhalb eines Zeitraumes von etwa dreißig Jahren vier Auflagen erlebt 
hat, ſteht faſt einzig da. Er iſt aber, wie allgemein anerkannt iſt, ein 
wohlverdienter. Eine der wichtigſten und intereſſanteſten Materien des 
Privatrechts iſt in vielſeitigſter Weiſe erörtert. Die Unterſuchung, welche 
die Klippen der rechtshiſtoriſchen Fragen vorſichtig umſegelt, behandelt die 
dogmatiſchen mit größter Umſicht, mit Schärfe und geſundem Verſtand 
und geht ihnen energiſch zu Leibe. Der Verfaſſer hat in der Darſtellung 
der Materie keiner Liebhaberei ſür dieſen oder jenen auf der Tagesordnung 
ſtehenden Gegenſtand Raum gewährt, weshalb ſeine Arbeit auch nicht ſo 
leicht veralten kann. Sein Standpunkt iſt im Allgemeinen ein konſer⸗ 
vativer: nicht leicht gibt er den einmal von ihm eingenommenen auf und, 
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wenn er ſein Werk den Manen von Savigny, von Bruns und 
Ihering widmet, ſo ſteht er im Großen und Ganzen auf den Schultern 
des erſten, ohne doch die Fortſchritte verleugnen zu wollen, welche das 
Recht des Beſitzes im Laufe dieſes Jahrhunderts unter den Händen jo 
zahlreicher und zum Theil glücklicher Bearbeiter gemacht hat. 

Was vor Allem das Ran da'ſche Werk lebenskräftig macht, ift die 
überaus ſorgfältige Berückſichtigung und Beurtheilung der Literatur. In 
dieſer Hinſicht darf daſſelbe geradezu für muſtergültig gelten. Da zwiſchen 
die dritte und die neue Auflage das Erſcheinen einer großen Zahl wichtiger 
Arbeiten fällt, wird jeder Lefer des Werkes mit beſonderer Erkenntlichkeit 
einer Eigenſchaft gedenken, welche daſſelbe zu einem überaus zuverläſſigen 
Führer auf einem Gebiete macht, das nach Anſicht des Verfaſſers freilich 
gar nicht felten ein Irrgarten ift. Hauptſächlich gegen IJhering's Auf: 
ſtellungen in feinem „Beſitzwillen“ verhält fih der Autor ſtreng richtend 
und ablehnend. 

Die Beurtheilung des Entwurfs (erſten) eines bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für das Deutſche Reich lag, wie der Autor bemerkt, zwar außer der 
Tendenz und der Aufgabe des Buchs, iſt aber doch nicht ganz unterblieben, 
da ihr im Vorwort der neuen Auflage ſehr anregende Beobachtungen ge: 
widmet find. Wir hoffen, daß die künftige Auflage ſtatt des preußiſchen 
und ſächſiſchen das neue bürgerliche Geſetzbuch in den Rahmen der Dar⸗ 
ſtellung aufnehme und damit dem Buche ein langes Leben ſichern wird. 
Es erſcheint ja faſt prädeſtinirt, als ein Muſter der zukünftigen Literatur 
zu dienen, welche das Recht des neuen Geſetzbuchs mit Berückſichtigung 
und auf der Grundlage des gemeinen Rechts aufbaut. 


Amſterdam. Dr. Max Conrat (Cohn). 


V. Wilhelm v. Seeler, Profeſſor an der Univer⸗ 
ſität Charkow. Die Lehre vom Miteigen⸗ 
thum nach römiſchem Recht. 8. (169 S.) 
Halle 1896, M. Niemeyer. 


Die ſehr ſorgfältige und gewandt geſchriebene Arbeit Seeler's 
ſtellt einen neuen Verſuch dar, das ebenſo ſchwierige wie reizvolle Problem 
des römiſchen Miteigenthums der Löſung entgegen zu führen. Darin, daß 
ſie ſich nicht in doktrinärer Verbiſſenheit von vornherein in den Bann 
einer beſtimmten Formel ſtellt, ſondern getreu dem Pauliniſchen 
„regula ex iure quod est fiat“ mit aller Unbefangenheit die einzelnen 
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Fragen erörtert, und erſt am Schluß auf den ſo gewonnenen Ergebniſſen 
eine Theorie aufbaut, erblicke ich einen weſentlichen methodiſchen Vorzug 
des Buches. Ihm wird dadurch gerade ſein Werth auch für denjenigen 
gewahrt, der dem Verfaſſer im Ergebniß nicht beiſtimmen kann oder doch 
durch ihn noch nicht alle Zweifel gelöſt findet. Uebrigens ſcheint mir ſo 
viel ſicher, daß die in den meiſten neueren Spezialarbeiten (Stein le ds 
ner, Rümelin, Wroblewski) beſehdete Rechtstheilungstheorie durch 
Seeler's bedeutende Vertheidigung ihre alte beherrſchende Pofition zu⸗ 
nächſt wieder eingenommen hat; daß ſie daraus nochmals zu verdrängen 
fortan ein überaus ſchwieriges Unterfangen bilden wird. Ich wenigſtens 
fühle mich zur Zeit nicht in der Lage, mich im Rahmen des kurzen Re⸗ 
ferates mit dem ſchwer gewappneten Gegner zu meſſen, und werde mich 
mit dem Hinweis auf einige meines Erachtens noch ungeklärt gebliebene 
Zweifelspunkte begnügen. Andererſeits kann ich mein Bedauern darüber 
nicht unterdrücken, daß der Verfaſſer fih im ſtrikten Gegenſatz zu einzelnen 
anderen Bearbeitern der Lehre mit den begrifflichen Unterſuchungen doch 
allzu kurz abgefunden hat; er ſetzt den von ihm für die Konſtruktion des 
Miteigenthums verwendeten Begriff der Rechtstheilung mehr voraus, als 
daß er ihn klar legte und in ſeinem Verhältniß zu den Begriffen der 
Kolliſion, Solidarität u. ſ. w. prinzipiell abgrenzte. Denn der Satz 
S. 163: „Von Getheiltheit des Rechts oder einem Theilrecht reden die 
Quellen, wenn ein Einzelner von mehreren Berechtigten Dritten gegenüber 
nur einen Anſpruch auf Mitausübung dieſes Rechts geltend machen kann, 
von Ungetheiltheit oder einem in solidum zuſtehenden Recht, wenn er 
Dritten gegenüber die alleinige Ausübung beanſpruchen darf“ — geht doch 
nur auf die äußere Tragweite, nicht das innere Weſen des Unterſchiedes. 
Die Fragen, was man ſich unter einer Rechtstheilung zu denken habe und 
wie ſie möglich ſei, ſowie ob es in einem gegebenen Zeitpunkt auch vakante 
Theile eines Rechtes geben könne — eine Frage, deren Bejahung ſich 
Verfaſſer angeſichts ſeiner Verwerfung des Accrescenzrechtes unter Mit⸗ 
eigenthümern natürlich nicht entziehen konnte (ek. S. 67) — bleiben dabei 
un⸗ oder doch ungenügend beantwortet. Uebrigens nimmt v. Seeler 
auch mit nichten für ſeine Theorie Unfehlbarkeit in Anſpruch — ſie iſt 
nicht eine aus dem Weſen des Eigenthums mit Nothwendigkeit ſich er⸗ 
gebende Konſequenz, wie denn auch ein conususfructus plurium in soli- 
dum vorkommt, beruht vielmehr nur auf poſitiver Rechtsvorſchrift, 
S. 163. 

v. Seeler zerlegt ſein Thema in drei Abtheilungen, von denen die 
erſte (S. 1—78) „die Rechtsbeziehungen der Miteigenthümer zu einander“, 
die zweite (S. 79—150) „die rechtliche Stellung des einzelnen Miteigen⸗ 
thümers nach Außen“ und die dritte (S. 151 — 156) „die Aufhebung der 
Gemeinſchaft“ zum Gegenſtand hat. Wie ſchon die auffällige Kürze des 
letzten Theiles ohne Weiteres ergibt, iſt darin eine vollſtändige Lehre von 
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der Theilungsklage und dem — neueſtens von Lammfromm in origi: 
neller, aber meines Erachtens wenig beifallswürdiger Weiſe unterſuchten — 
Weſen der Theilung nicht enthalten, ſo daß er an Bedeutung und Selb⸗ 
ſtändigkeit gegenüber den beiden erſten in etwas überraſchender Weiſe 
abfällt. 

Um ſo werthvoller und gelungener erſcheint mir namentlich der mit 
muſterhafter Klarheit und Präziſion durchgeführte erſte Theil, deffen Res 
ſultaten ich mich bis auf die Leugnung des jus accrescendi weſentlich 
auſchließen möchte. Danach unterſcheidet das römiſche Recht im Verhält⸗ 
niß der Genoſſen zu einander zwei Beſtandtheile, ein dingliches und 
ein obligatoriſches. Gemäß dem erſteren kann der Miteigenthümer 
die Anerkennung und Gewährleiſtung der „reinen Beſitzhandlungen“ 
verlangen, d. h. derjenigen Handlungen, „in welchen ſich ausſchließlich 
die thatſächliche Herrſchaft über die Sache äußert, welche jeder Befitzer 
vornehmen muß, um dieſe ſeine thatſächliche Herrſchaft ausüben und auf⸗ 
recht erhalten zu können“, S. 12. Wird er hierin geſtört, ſo ſteht ihm 
gegen den hindernden Genoſſen das Recht der Selbſtvertheidigung und 
Gewaltanwendung, nicht minder der damit korreſpondirende Schutz der 
poſſeſſoriſchen Interdikte zur Seite, S. 6. Dem gegenüber ſtehen die⸗ 
jenigen Befugniſſe, die nicht direkt und unmittelbar aus dem dinglichen 
Recht, ſondern aus dem in den Quellen zwiſchen den condomini an: 
erkannten quafikontraktlichen Obligationsverhältniſſe entſpringen, „auf 
Grund deſſen jeder einzelne Genoſſe von dem anderen nicht nur Aufhebung 
der Gemeinſchaft, Erſatz von Schäden und Auslagen und Mittheilung des 
allein gezogenen Gewinns fordern, ſondern auch verlangen kann, daß der 
andere Genoſſe ihm geſtatte, ſolche thatſächliche Verfügungen über die ge⸗ 
meinſame Sache zu treffen, welche dem gemeinſamen Intereſſe aller ent⸗ 
ſprechen“, S. 6. Dieſe Gerechtſame aber genießen als bloß obligatoriſche 
nach der römiſchen Auffafſung nicht den Schutz der Nothwehr und der 
poſſeſſoriſchen Interdikte, ſind vielmehr lediglich mit der, durchaus nicht 
nur die Aufhebung der Gemeinſchaft bezweckenden, actio communi divi- 
dundo geltend zu machen, S. 27, nicht auch mit dem interdictum uti 
possidetis, wie Verfaſſer im Anſchluß an Witte durch eine ſcharfſinnige 
Interpretation der bedenklichen J. 12 D. X, 3 darzuthun verſucht. Anders 
ſteht der prohibens: wird fein, ſelbſt der obligatio ex communione 
zuwider erlaſſenes, Verbot nicht beachtet, jo kann er den prohibitus mit 
den Beſitzinterdikten, dem interdictum quod vi aut clam, auch wohl 
mit der in dieſer Funktion allerdings wenig hervortretenden und bekannt⸗ 
lich viel beſtrittenen actio negatoria und unter Umſtänden der actio 
iniuriarum belangen. Dagegen Debt ihm die actio communi dividundo 
nur dann zu, wenn der verbotswidrige Verfügungsakt des Gegners nicht 
nur ſein formelles Verbietungsrecht, ſondern auch die materiellen aus der 
obligatio ex communione entſpringenden Pflichten verletzt, S. 49 f. 
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An dieſem Rechtszuſtand ändert auch eine vertragsmäßige Regelung 
des Gebrauches durch die socii im Allgemeinen wenigſtens ſo lange nichts, 
als es ſich dabei um bloß obligatoriſche Rechtsverhältniſſe handelt, alſo 
z. B. bei Pacht⸗ und Innominatverträgen: auch der pachtende socius 
muß ſich der prohibitio des anderen fügen, widrigenfalls er ſich deſſen 
Interdikt ausgeſetzt fieht, und kann nur mit der Vertragsklage ſolches 
Verbot brechen. Möglich ſind freilich auch dingliche Nutzungsrechte an 
der gemeinſamen Sache zu Gunſten eines der Miteigenthümer: ſie ver⸗ 
mitteln ihm in Konſequenz des Geſagten ein ius prohibendi gegen die 
Genoſſen und befreien ihn umgekehrt von dem ihrigen, S. 40 f. 

Eine geſetzliche Ausnahme ferner von dem Geſagten findet ſich im 
römiſchen Recht für den Fall des paries communis, S. 45 f., 1. 19 pr. 
D. de serv. praed. urb. VIII, 2. Hier iſt Anbetracht der ganz beſon⸗ 
ders gearteten thatſächlichen Verhältniſſe das ius prohibendi des einen 
Miteigenthümers gegen den Verfügungsakt des anderen auch vom ding: 
lichen Standpunkt aus ſtets dann aufgehoben, „wenn der fragliche Ver⸗ 
fügungsakt nur als eine nothwendige Konſequenz oder eine unentbehrliche 
Vorausſetzung einer verſtändigen und maßvollen Benutzung des im Allein⸗ 
eigenthum des socius prohibitus ſtehenden Hauſes erſcheint“, S. 47. 

Nur in einem Punkte ſcheinen uns alle dieſe Ergebniſſe der Er⸗ 
gänzung bedürftig: es hätte unterſucht werden ſollen, ob und inwieweit 
das jüngere römiſche Kaiſerrecht die vom Verfaſſer für das ältere fiegreich 
vertheidigte ſtrenge Scheidung der dinglichen und obligatoriſchen Klage 
feſtgehalten hat. Wenn Ihering mit ſeinen jedenfalls höchſt beachtens⸗ 
werthen Unterſuchungen im „Befitzwillen“, S. 433 f., Recht hat, ift nuns 
mehr — Beleg die beiden Marcellus⸗Citate 11. 12 und 20 D. de 
vi XLIII, 16 — das Vertreibungsrecht des Eigenthümers dem Miether 
gegenüber „nicht mehr das unbeſchränkte der alten Zeit, ſondern es iſt in 
gewiſſe Grenzen gewieſen“, S. 441. Gilt das vom gewöhnlichen 
Miether, auf den ja auch unſer Verfaſſer exemplifizirt, S. 5, 42, ſo wird 
es doch wohl für den Miether⸗Miteigenthümer a fortiori Anwendung 
finden müſſen, ja man wird ihm konſequent eine Einrede gegen das Inter⸗ 
dikt des prohibens überall da kaum mehr verſagen dürfen, wo er ſich 
dem Verbot „propter iustam et probabilem (‚rationabilem‘) causam“ 
nicht gefügt hatte. Ich will nicht behaupten, daß die Römer ſo weit 
wirklich gegangen ſind — dem Geiſte der Entwicklung würde es jedenfalls 
wohl entſprochen haben. Verſteht man die oben erwähnte 1.12 D. X, 3 
im Sinne der herrſchenden Lehre, ſo könnte man ſich mit den von Seeler 
für die ältere Zeit gewonnenen Reſultaten durch die Annahme einer 
Interpolation abfinden — der Schluß „aut interdicto uti possi- 
datis experimur“ ſchließt fih an das „communi dividundo iudicio 
erit agendum“ ſtiliſtiſch recht unelegant an und könnte leicht einem 
etwaigen Beſtreben der Kompilatoren fein Daſein verdankt haben, dem 
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prohibitus auch in possessorio nicht nur befenfiv, ſondern ſelbſt offenfiv 
Schutz zu verleihen. Den Schlußſatz mit Seeler auf das Interdikt das 
prohibens zu beziehen, bleibt immerhin mißlich — wenn wirklich ein 
reficere opus est, wäre es doch geradezu dolos, wenn der prohibens 
gegen ſolche unſtreitig nöthige Reparatur mit der Beſitzklage zu 
Felde zöge; und außerdem ſcheint es mir etwas kühn, das von Ulpian 
mit keinem Worte angedeutete, ein ſolches Interdikt erſt begründende That⸗ 
beſtandsmoment der geſchehenen refectio ohne Weiteres zu ſubintelligiren. 
Der Vorderſatz aber „si ... opus sit“ würde eine ſolche Folge für fiğ 
doch vernünftiger Weiſe nicht rechtfertigen können. 

Doch wie dem auch ſei — für das frühere klaſſiſche Recht zum 
mindeſten wird man den Ergebniſſen v. Seeler's vollinhaltlich beitreten 
dürfen. 

Im letzten Paragraphen des erſten Abſchnittes handelt der Verfaſſer 
vom ius accrescendi ber Miteigenthümer und ſtellt es gegenüber Win ds 
ſcheid, Dernburg, Kohler und Anderen (neuerdings auch dem von 
Seeler hier nicht berückſichtigten Wroblewski) energiſch in Abrede. 
Ja, es iſt dieſe Leugnung für ihn die hauptſächlichſte Grundlage ſeiner 
Lehre, wonach das Eigenthumsrecht unter die mehreren socii getheilt ſei, 
nicht jedem von ihnen ein prinzipiell volles, nur concursu gehemmtes 
Eigenthum zuſtehe. Ob ſich in dieſer ausſchlaggebenden Frage angeſichts 
des ſpärlichen Inhaltes der Quellen jemals ein allgemeineres Einverſtändniß 
wird erzielen laſſen, iſt mir nach Seeler's geſchickter Vertheidigung der 
gegneriſchen Lehre zweifelhafter als je — als ſchlechthin entſcheidend wird 
er aber wohl ſelbſt ſeine Argumente nicht anſehen. Der J. 7 $ 3 D. 
XL, 12 vor allem glaube ich nicht „eine ganz beſondere Bedeutung“ für 
die Streitfrage beilegen zu ſollen — ſie handelt doch nur vom anfänglichen 
Erwerb des Eigenthums, nicht vom ſpäteren Wegfall der hemmenden 
Konkurrenz des socius. Geht das Recht auf letzteren von Anfang an 
gar nicht über, ſo bleibt auch für eine Anwachſung der nicht erworbenen 
Quote an den anderen kein Raum. Ihm das Ganze zuzuweiſen, würde 
nicht nur über den Erwerbswillen des gutgläubigen Käufers, ſondern auch 
über die ratio der ganzen Beſtimmung weit hinausgehen, die fiber nur 
ein ganz poſitives Sonderrecht darſtellt, das die bona fides gegenüber den 
betrügeriſchen Machinationen des ſich als Sklaven verkaufen laſſenden 
Freien ſchützen ſoll. Nur weil eine partielle Freiheit unmöglich iſt, läßt 
die Stelle den socius sciens die andere Eigenthumsquote an dem Ver⸗ 
kauften erwerben: an ſich hätte Letzterer inſoweit frei bleiben müſſen. 
Noch weniger beweiſt der in J. 1 $ 3 D. VII, 2 ſtatuirte Gegenſatz der 
Accrescenz des Eigenthums zu der weitergehenden beim Nießbrauch. Es 
handelt fih dabei um Legate und folgerecht um Auslegungen des erb⸗ 
laſſeriſchen Willens. Hier iſt eine ſinguläre, über das allgemeine Prinzip 
weit hinausgehende Anwachſung ſtatuirt — ſelbſt „postea a missus 
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ususfructus nihilominus ius aderescendi admittit“. Daß das nicht 
beim Eigenthum gilt, kann bei der ſtark fingulären Natur der ganzen 
Beſtimmung nichts beweiſen. Uebrigens wird auch beim Eigenthumslegat 
ſtatuirt, daß „altero repudiante alter totum fundum haberet“, daß 
auch hier nur „concursu partes fiunt“. Das ift mehr, als was die 
Lehre der Ungetheiltheit erheiſcht — denn nach ihr würde an ſich die 
vom einen Kollegatar zurückgewieſene Quote der res legata dem Erben 
verbleiben. Was will man noch mehr? — Daß die von Eck für die 
gegneriſche Lehre angerufene J. 3 D. XLI, 7 nicht entſcheidend ſei, gibt 
Seeler ſelbſt zu — ja er weiß durchaus nicht ihre Beweiskraft für die 
Ungetheiltheits⸗Theorie zu entkräften. Es hätte dargethan werden müſſen, 
warum zwar der Theil⸗, aber nicht der Alleineigenthümer eine pars rei 
derelinquiren könne. So lange das nicht geſchieht, wird man eben dabei 
ſtehen zu bleiben haben, daß eine pars nicht herrenlos zu ſein ver⸗ 
möge, ein Reſultat, das zwar im letzteren, aber wegen der hier eintreten⸗ 
den Accrescenz nicht auch im erſteren Fall eintreten mußte. Daher die 
verſchiedene Entſcheidung. Die von Eck verwertheten Worte „ut hoc 
sit in parte, quod in toto“ gehen meines Erachtens nicht ſowohl auf 
die Wirkung, von der in der Stelle überhaupt nicht geredet wird, als 
vielmehr auf die Möglichkeit der Dereliktion, die danach der Theil⸗ 
ebenſo gut wie der Alleineigenthümer ſoll vornehmen können. Ueberhaupt 
iſt die von Seeler konſequent vertheidigte Möglichkeit einer partiellen 
Herrenloſigkeit eine ſeltſame Vorſtellung — was ſoll aus der unglücklichen 
pars werden: bleibt ſie ewig herrenlos, iſt ſie vielleicht möglicher Gegen⸗ 
ſtand einer Okkupation oder was ſonſt? — 

Um das Referat nicht zu überlaſten, muß ich mich bei Beſprechung 
der gleichfalls wohl gelungenen zweiten Abtheilung kurz faſſen. Von 
beſonderem Intereſſe find die Unterſuchungen über die vindicatio partis, 
S. 82 f., die nur darauf gehen ſoll, „den Kläger in dasjenige thatſächliche 
Verhältniß zur Sache zu verſetzen, welches dem Theileigenthumsrechte des 
letzteren entſpricht“ (wobei im Falle einer Mobilie die Zuweiſung der 
Detention an dieſen oder jenen der Betheiligten Schwierigkeiten gemacht 
haben wird, S. 87); ferner über das interdictum uti possidetis, deſſen 
ſelbſtändige Geltendmachung Seeler Dritten gegenüber dem einzelnen 
Mitbefiger mit durchſchlagenden Gründen zuſpricht, S. 91; ferner über 
das Miteigenthum in ſeinem Verhältniß zum Nießbrauch, S. 99 f., wo 
ſehr ſubtile Fragen zur Erörterung kommen, und zu den Grunddienſtbar⸗ 
keiten, S. 108 f. In dem Satze der Quellen, daß alle Miteigenthümer 
am Gründungsakte von ſolchen ſelbſtthätig theilnehmen müſſen, S. 113, 
erblickt v. Seeler nicht mit Unrecht einen ſchweren Stein des Anſtoßes 
für die Lehre der Ungetheiltheit — hierin und in der Geſtaltung der vin- 
dicatio partis, ſowie in noch mehreren minder bedeutſamen Punkten, die 
Verfaſſer in dieſem Theile anführt, wird man in der That beachtenswerthe 
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Stützpunkte ſeiner Theorie ſehen müſſen, während andererſeits die Zu⸗ 
ſtändigkeit des uti possidetis für den einzelnen socius trotz Seeler's 
Ausführungen S. 90 einigermaßen gegen ihn ſprechen möchte. Sehr 
beachtenswerth ift auch die Interpretation der vielbeſtrittenen 1. 4 8 3 
D. VIII, 5, wo die Worte „victoria et aliis proderit“ nur beſagen ſollen, 
daß der Sieg des einen Miteigenthümers im Servitutenprozeß den anderen 
faktiſch zu Gute komme. Ob das durchſchlagend ſei, iſt freilich eine 
andere Frage: die ſcharfſinnigen Bedenken des Verfaſſers gegen die vulgäre 
Auslegung beziehen fih nur auf den Fall der condemnatio pecuniaria 
und verlieren für das ſpätrömiſche und heutige Syſtem der Naturalexekution 
ihre Beweiskraft. 

Das mit einem ſtattlichen Quellenregiſter ſchließende Buch beſchränkt 
ſich auf das reine römiſche Recht — die Lehre vom Miteigenthum nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch ſoll in einer beſonderen Abhandlung folgen. 
Der Werth der vorliegenden Arbeit verſtärkt in uns den Wunſch, daß der 
Verfaſſer dieſes dankenswerthe Verſprechen recht bald einlöſen möge! 


Berlin. Paul Oertmann. 


VI. Schuldvertrag und Treugelöbnis des 
ſächſiſchen Rechts im Mittelalter. Ein 
Beitrag zur Grundauffaſſung der altdeutſchen Obli⸗ 
gation von Dr. Paul Puntſchart. 8. (XVIII 
und 515 S.) Leipzig 1896, Veit & Comp. 


In ausgezeichneter Weiſe hat ſich der Verfaſſer dieſer Schrift durch 
fie in die rechtswiſſenſchaftliche Literatur eingeführt. Sie ſtellt ſich zur 
Aufgabe, den Nachweis dafür zu erbringen, daß das in den ſächſiſchen 
Quellen des Mittelalters ſo häufig begegnende Treugelöbniß oder Gelöbniß 
ſchlechthin, über deſſen rechtliche Natur zur Zeit ſehr verſchiedene Anſichten 
vorgetragen werden, ein der Begründung der perſönlichen Haftung für 
Schulden dienender Formalakt ſei, deſſen urſprüngliche Bedeutung in der 
Vergeiſelung des Gelobenden beſtehe und in dem Formalismus des Hand⸗ 
ſchlags und der Fingeraufrichtung auch ſpäter noch zum Ausdruck ge⸗ 
lange. Das Treugelöbniß bei einer Vertragsſchuld ſteht daher dem Schuld⸗ 
vertrage ſelbſt unabhängig gegenüber, der die Schuld, nicht die Haftung 
entſtehen läßt. Dieſe Bedeutung des Schuldvertrages iſt das erſte Buch 
des Werkes zu erweiſen bemüht, dem Treugelöbniß ſelbſt iſt das zweite 
gewidmet. Obwohl es kürzer iſt als jenes, ſtellt es doch, wie auch der 
Verfaſſer hervorhebt, den eigentlichen Haupttheil der Arbeit dar. Es ver⸗ 
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ficht auch einen in der Hauptſache — das Treugelöbniß ein Mittel zur 
Begründung lediglich der perſönlichen Haftung — neuen Gedanken, wäh⸗ 
rend das erſte Buch — wiederum in der Hauptſache — nur dazu dient, 
als nothwendige Grundlage hierfür das Vorhandenſein derſelben Begriffe 
von Schuld und Haftung im ſächſiſchen Rechte nachzuweiſen, die von 
Amira in Fortbildung, aber unter ſehr erheblicher Modifizirung eines 
Brinz'ſchen Gedankens aus den ſchwediſchen und norwegiſch⸗isländiſchen 
Quellen des Mittelalters entwickelt hat. Aber wenn darnach die Aus⸗ 
führungen des zweiten Buches origineller find, iſt doch denen des erſten 
kaum eine geringere Bedeutung beizumeſſen. Denn fie machen es ſich zur 
Aufgabe, für eine der belangreichſten, das geſammte Obligationenrecht durch⸗ 
ziehende Frage die ſelbſtändige und ebenſo feine, wie reiche Geſtaltung der 
einem wichtigen und umfangreichen Quellengebiet angehörenden Rechts⸗ 
gedanken klarzulegen, deren genaue Uebereinſtimmung mit den erwähnten 
Grundanſchauungen nordiſcher Rechte ihren gemeingermaniſchen Charakter 
in höchſtem Maße wahrſcheinlich machen würde !). Unter dieſem Ges 
ſichtspunkt betrachtet, muß die Arbeit des Verfaſſers eben zur richtigen 
Würdigung der Bedeutung nordiſcher Quellen für die Erkenntniß urſprüng⸗ 
lich germaniſcher Rechtsgedanken beitragen. 

Die Frage nun, ob es dem Verfaſſer gelungen iſt, das angeſtrebte 
Ziel zu erreichen, freut ſich Referent für ſeine Perſon entſchieden bejahend 
beantworten zu können. Die weſentlichen Ergebniſſe von Puntſchart's 
Unterſuchung, die nach einer die beſte Schule verrathenden Methode ge⸗ 
führt iſt, dürften auf allgemeine Zuſtimmung zu rechnen haben. Sie er⸗ 
geben ſich überall in ungezwungener Weiſe aus den in reichem Maße bei⸗ 
gebrachten Quellenzeugniſſen und find in einer Weile zur Darſtellung 
gebracht, die auch dem in den Quellen nicht bewanderten Leſer die Bildung 
eines ſelbſtändigen Urtheils vollkommen ermöglicht?). Im Einzelnen mag 
mancher Einwand erhoben werden. So ſcheint es uns namentlich in der 
Sache ſelbſt nicht gerechtfertigt, wenn auch im Hinblick auf den bisherigen 
Stand der Frage und die Beſchaffenheit des Quellenmaterials begreiflich, 
daß Puntſchart das Verhältniß des Treugelöbniſſes nur gegenüber dem 
Schuldvertrage ins Auge faßt. Es wäre vielmehr, wie das auch 
Seitens von Amira's geſchehen ift, von der Schuld überhaupt der Aug: 
gang zu nehmen geweſen, da die rechtsgeſchäftliche Begründung einer per: 
ſönlichen Haftung auch für Schulden ſtattfinden kann, die ſelbſt nicht auf 
Vertrag beruhen. Aber wenn hierdurch die Ergebniſſe des Verfaſſers noch 
weitere Feſtigung hätten finden können, ſo ſoll damit nicht geſagt ſein, 


1) = von Schwind in den Göttinger gel. Anzeigen 1897 


2) Së 11 5 daher den hierauf bezüglichen Ausſtellungen von Schwind's 
(a. a. O. S. 116) nicht beitreten. 
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daß fie deren innerhalb der von ihm feiner Unterſuchung geſteckten Grenzen 
bedurft hätten. 

Dieſe Ergebniſſe ſind nun aber auch für die Erkenntniß des geltenden 
Rechts von unmittelbarer großer Bedeutung. Einzelne Inſtitute deſſelben 
können ohne ſie überhaupt nicht richtig gewürdigt werden. Der Verfaſſer 
ſelbſt hat ſich (S. 279) vorbehalten, der juriſtiſchen Natur der Grund⸗ 
ſchuld mit Hilfe des altdeutſchen Haftungsbegriffes näher nachzugehen. An 
dieſer Stelle möge von Neuem!) auf die beſondere Wichtigkeit hingewieſen 
werden, die der Unterſcheidung von Schuld und Haftung für das richtige 
Verſtändniß der das ganze Gebiet des Sees und Binnenſchiffahrtsrechts 
beherrſchenden Schiffs⸗ und Ladungsſchulden zukommt ). Dieſe Schulden 
beruhen zum Theil auf Vertrag, zum Theil nicht. Schuld und Haftung 
ſind bei ihnen ſcharf getrennt. Regelmäßig beſteht nur eine Sachhaftung 
für die Schuld; aber es gibt auch Fälle, wo eine perſönliche Haftung 
neben der Sachhaftung beſteht. Regelmäßig iſt der Schuldner zugleich der 
Inhaber des Haftungsobjekts; aber es kann auch ein Auseinandergehen 
beider Perſönlichkeiten ſtattfinden. Wenn dem Gläubiger vom Geſetze ein 
Pfandrecht an dem Vermögen gewährt wird, auf welches ſich die Haftung 
beſchränkt, ſo iſt dies ein genau entſprechendes Gegenſtück zu dem mittel⸗ 
alterlichen Rechtsſatze, nach welchem, wenn ein Pfand vertragsmäßig be- 
ſtellt iſt, damit von Rechtswegen eine auf daſſelbe beſchränkte Haſtung 
verbunden iſt. Es fehlt ſogar auf dieſem Gebiete nicht einmal an einem 
Analogon zu dem „Geloben zum Pfande“, in welchem Puntſchart 
(S. 463 ff.) das die Perſonenhaftung neben der Sachhaſtung begründende 
Treugelöbniß nachweiſt. Nach Allg. D. HGB. Art. 452 Abſ. 2 (HGB. 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLII S. 434 f., Bd. XLIV S. 598 ff., 
wo aber Einzelheiten der Berichtigung, bezw. Präziſirung im Sinne 
der folgenden Ausführungen bedürfen. 

2) Um ſo mehr muß es befremden, wenn in einer die Natur des 
Schiffsgläubigerrechts angehenden Betrachtung Schuld und Haftung 
ohne Rückſicht auf die ihrer Unterſcheidung gewidmeten Unter⸗ 
ſuchungen als gleichbedeutend behandelt werden. Schaps, Das 
Deutſche Seerecht? S. 81 Anm. 1c jagt vom Reder: „Selbſt 
wenn er ... nur für eine fremde Schuld haftete, ſtände er, eben 
weil er haftet, nach juriſtiſchem Sprachgebrauch dem Schiffs⸗ 
gläubiger als Schuldner gegenüber, nicht weniger als andere für 
fremde Schuld haftende Perſonen, wie der Bürge“ !! — Uebrigens 
habe ich nicht, was Schaps mir in den Mund legt, behauptet: 
das Schiffsgläubigerrecht fei ein mit einem geſetzlichen Pfandrecht 
verknüpftes obligatoriſches Recht. daſſelbe habe aber nicht die Natur 
einer actio in rem scripta. Denn daß ein Gläubigerrecht nicht 
die Natur einer actio habe, dürfte wohl ſelbſtverſtändlich ſein, 
wenn auch freilich bei Schaps die Begriffe Recht und Klage 
ebenſo wenig auseinander gehalten find, wie die Begriffe Schuld 
und Haftung. 
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§ 486 Abſ. 2) haſtet der Reder für rechtsgeſchäftliche Anſprüche der in 
Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 genannten Art nicht nur mit Schiff und Fracht. 
ſondern perſönlich, wenn er „die Vertragserfüllung beſonders gewährleiſtet“ 
hat. Die Rechte des Schiffsgläubigers aber gewähren die bezüglichen For⸗ 
derungen dem Gläubiger auch in dieſem Falle (Art. 757, 765 = SS 754, 
762). Nur wird dann der Reder „für die Forderung“ „zugleich perſönlich 
verpflichtet“, d. h. er wird nicht nur Schuldner, ſondern er haftet auch 
perſönlich, während das Schiffsvermögen der Sachhaftung unterliegt. Der 
Gläubiger hat daher dann zwei Klagen zu ſeiner Verfügung, mit denen 
er die beiden Haftungen realiſiren kann. Es iſt dabei zu beachten, daß 
das Geſetz hier, wie anderweitig, den Ausdruck „verpflichtet“ gleich— 
bedeutend mit „haftbar“ gebraucht (ſ. dazu Puntſchart S. 189 ff.), 
während allerdings der wohl nicht mehr umzuſtempelnde Ausdruck „Forde⸗ 
rung“ (ſ. Puntſchart S. 219 ff.) zur Bezeichnung der „Schuld des 
Gläubigers“, nicht ſeines Klagerechtes dient. Die reine Sachhaftung tritt 
bei Schiffs⸗ und Ladungsſchulden durchweg kraft Geſetzes ein. Punt⸗ 
ſchart meint (S. 279), die reine Sachhaftung als geſetzliche Folge der 
Pfandbeſtellung für eine Schuld ſei unſerem Rechte nicht mehr bekannt, 
und er hebt als um ſo intereſſanter eine Entſcheidung des preußiſchen 
Obertribunals vom Jahre 1827 hervor, welche die vertragsmäßige Feſt⸗ 
ſetzung der reinen Sachhaftung bei einer Pfandbeſtellung für zuläſſig 
erklärt. Unſer Recht kennt aber noch einen Fall, wo für eine Dar⸗ 
lehensſchuld ein Pfand beſtellt und die Haftung auf dieſes beſchränkt 
werden kann. Das iſt der Fall der Bodmerei, zu deren Begriffsmerkmalen 
die Eingehung eines Darlehensgeſchäftes unter Beſtellung eines Pfandes 
und unter Beſchränkung der Haftung auf dieſes gehört (Allg. D. HGB. 
Art. 680, HGB. $ 679). Aus der Verbodmung entſteht eine Schuld 
Ci. z. B. Allg. D. HGB. Art. 688, 689, HGB. SR 687, 688), aber keine 
perſönliche Haftung des Bodmeriſten, daher auch keine Klage auf Zahlung. 
Die Bodmereiſchuld „iſt“ zwar, wenn fällig, „zu zahlen“, aber wenn ſie 
nicht bezahlt wird, „kann ſich der Gläubiger“ lediglich „aus den verbod— 
meten Gegenſtänden befriedigen“ (HGB. § 696, vgl. Allg. D. HGB. 
Art. 697). Die Klage, mittelſt welcher er dieſe Befriedigung verlangt, 
geht nur auf deren Duldung, die durch Zahlung der Schuld abgewendet 
werden kann, nicht auf Zahlung der Schuld felbſt. 


Kiel, den 11. September 1897. 
Max Pappenheim. 
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VII. Dr. jur. Paul Krückmann, Privatdozent. Zur 
Reform des Kaufrechtes. Ein Beitrag zur 
Reviſion des Handelsgeſetzbuches. 8. (120 S.) 
Berlin 1895, Carl Heymanns Verlag. 


Eine anregende ſoziale Rechtsſtudie, mit welcher der Verfaſſer ſich 
nicht nur an Juriſten wendet, und mit der er für eine Reformirung des 
Handelsrechts zu Gunſten namentlich der Handwerker und kleineren Kauf— 
leute, ſowie des kaufenden Publikums wirbt. Der Verfaſſer hat nicht 
allein die Bücher, ſondern auch das praktiſche Leben ſtudirt. Mit Recht 
betont er, wie viel ſich aus der Beobachtung der amtsgerichtlichen Praxis 
lernen läßt. Aber ſchweigen denn alle Amtsrichter über ihre Erfahrungen? 
Allerdings ſollte man ſie darüber etwas fleißiger befragen! Dann würde 
eine Juſtizſtatiſtik möglich ſein, wie der Verfaſſer ſie wünſcht, „welche 
den einzelnen Rechtsſtreit nicht als bloße Nummer, ſondern als eigen: 
artige, individuelle Größe behandelt“. Etwas viel geſagt iſt es aber, 
wenn Verfaſſer behauptet, daß wir ohne ſolche Statiſtik niemals völlig 
gerecht gegen die minder Begüterten und Armen fein werden! Und daran 
knüpft er gar den Vorwurf, daß unſere bisherigen Spruchſammlungen nur 
denen dienen, die über größere Gegenſtände prozeſſiren und im Stande find, 
einen Rechtsſtreit durch mehrere Inſtanzen zu verfolgen (S. 6). Meines 
Erachtens wird es in Deutſchland den Unbemittelten ſehr leicht gemacht, 
mit Hilfe des Armenrechts durch alle Inſtanzen zu gehen und die Ger 
richte, und gar erſt die Anwälte mit ihren recht oft unbegründeten An⸗ 
ſprüchen zu behelligen. Ueberhaupt ſchlägt der Verfaſſer in der Ein: 
leitung einen recht ſtarken Ton gegen den böſen Kapitalismus an. So 
eifert er gegen das ſoziale Unrecht, welches im Fauſtpfande, der Verpfän⸗ 
dungsart der Aermeren, liege (S. 12). Gerade die moderne Geſetzgebung 
hat doch das Fauſtpfandrecht immer mehr als Form der Verpfaͤndung 
beweglicher Sachen hingeſtellt. Ohne Sicherheit wird eben kein Kredit 
gewährt, woran das Fauſtpfandrecht keine Schuld trägt. In großen 
Städten iſt übrigens die fiduziariſche Eigenthumsübertragung ein viel ver⸗ 
breiteter Modus Aermerer, ſich Kredit zu verſchaffen, ohne den Gebrauch 
ihrer Habe entbehren zu müſſen. Bei dem Hinweis auf die legislatoriſche 
Behandlung der Alimentirung außerehelicher Kinder wird gar der Paſſus 
eingeflochten, „den Angriff der Enterbten gegen das Eigenthum vergelten 
die beſitzenden Klaſſen mit dem Angriff auf die Ehre der Frauen und 
Töchter aus den unteren Ständen“ (S. 11). In einer Anmerkung wird 
allerdings hinzugefügt, daß die weitaus meiſten unehelichen Kinder wohl 
von proletariſchen Eltern erzeugt werden dürften. Das ſchwächt aber den 
obigen Ausſpruch nur wenig ab, der vielleicht in gewiſſen Verſammlungen 
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zitirt werden mag, die deutſche Wiſſenſchaft und das deutſche Recht aber 
nicht fördert. 

Viel mehr befreunde ich mich mit den Einzelaus führungen des 
Verfaſſers. Eine ganze Anzahl feiner, allerdings meiſtens auch idon von 
Anderen gemachten Vorſchläge, welche oft recht gut begründet und treffend 
belegt ſind, hat inzwiſchen durch das Bürgerliche Geſetzbuch reſp. das 
Handelsgeſetzbuch (in der vom Reichstage genehmigten Faſſung) maßgebende 
Anerkennung gefunden. So dürſte der Käufer, der die Gefahr der Sache 
trägt, nach BGB. § 823 auch die Klage wegen Sachbeſchädigung erheben 
können (verb. „oder ein ſonſtiges Recht“). Der Art. 337 HGB.“s ift ge: 
ſtrichen; es gelten nur noch die Regeln des BGB.'s SS 145 ff. Aber auch 
danach wird ein Kaufmann, der ſich von einem Agenten zu Beſtellungen 
„animiren“ läßt (S. 56), ſich immer noch vergewiſſern müſſen, ob der 
Agent ihm wirklich die Schließung eines Vertrages antrug und antragen 
durfte. Die geſetzlichen Zinſen find im neuen HGB. ($ 352) auf 5 Pro⸗ 
zent ermäßigt, und gilt dies dazu nur noch für beiderſeitige Handels⸗ 
geſchäfte. In gleicher Weiſe ift der Art. 347 (jetzt §S 377) auf den Fall 
eingeſchränkt, daß der Kauf für beide Theile ein Handelsgeſchäft iſt. Die 
Polemik gegen das Verſolgungs recht (KO. § 36) ſcheint mir nicht 
begründet. Hier handelt es ſich nicht um „die neueſten Schulden, welche 
nur ſtets dem Schuldner verderblich find“ (S. 62), ſondern um ſolche, 
deren Druck noch gar nicht begonnen hat, wo vielmehr Waare im letzten 
Augenblicke noch beſchafft wird, um Geld zu machen, ſei es zur Deckung 
älterer drängender Schulden oder gar zu betrügeriſchen Zwecken. Die 
Gefahren des Kolportagehandels, welche Verfaſſer namentlich in 
dem Vertrieb theurer Lieferungswerke an ſchwach bemittelte Käufer er: 
blickt, ſind jedem großſtädtiſchen Richter bekannt. Vielleicht empfiehlt es 
ſich, ein Rücktrittsrecht in Bezug auf noch nicht abgenommene oder gar 
weitergehend ſelbſt für noch nicht bezahlte Lieferungen anzuerkennen; zu 
weit geht aber meines Erachtens Verfaſſer, wenn er dem Käufer allgemein 
das Recht geben will, den ganzen Kauf aufzulöſen (S. 71). Gegen un⸗ 
lauteres Geſchäftsgebahren bringt Verfaſſer hohe Geldſtrafen, äſti⸗ 
matoriſche Injurienklage des bethörten Käufers, Ausſchluß des Thäters 
vom Betriebe ſeines Gewerbes in Vorſchlag. Das klingt alles ſehr ſchön, 
iſt in der Praxis aber nicht ſo einfach. Das Geſetz zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes iſt erſt ſeit dem 1. Juli 1896 in Kraft. Was 
Rezenſent davon bis jetzt wahrgenommen hat, iſt nicht ſehr ermuthigend. 
Jedenfalls müſſen hier erſt praktiſche Erfahrungen geſammelt werden. Auf⸗ 
klärung des Publikums durch Behörden und Vereine dürften mehr wirken, 
als Strafen und Verbote. Gehen die Standes- und Gewerbsgenoſſen nur 
energiſch vor gegen räudige Schafe, wie es z. B. jetzt ſeitens der Artiſten, 
Zeitungsberichten zu Folge, geſchieht, ſo dürfte das noch am wirkſamſten 
fein. — Auf feſterem Boden befindet man fit bei Prüfung der vom Bers 
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faſſer beſonders eingehend erörterten Frage nach Tragung der Gefahr beim 
Kauf. Entgegen dem BGB. 83 446, 447 wünſcht Verfaſſer, daß der 
Verkäufer ſtets bis zur Uebergabe die Gefahr trage. Für 
den kaufmänniſchen Fernverkehr kann ich das nicht für richtig halten. 
Wenn Verfaſſer gegen v. Ihering meint, daß der Verkäufer nicht in 
jedem einzelnen Falle einen Aufſchlag, ſondern ſolchen ganz allgemein auf 
jede Waare machen werde (S. 45), ſo halte ich das für irrig: ſo roh 
rechnet ein Kaufmann nicht, und eine ſolche Rechnung läßt ſich jedenfalls 
ein Kaufmann nicht gefallen. Als Käufer iſt er durch laufende Policen 
gedeckt, oder er kauft cif u. f. w. Verfaſſer hat wohl nur den Klein: 
verkehr im Auge und das ſogenannte Verſandgeſchäft. Daß bei 
letzterem der kaufende Konſument die Gefahr der Beförderung tragen ſoll, 
iſt allerdings eine Unbilligkeit, welche ihm der Verkäufer ohne merkliche 
Belaſtung ſeinerſeits abnehmen könnte, denn ihm als dem Abſender ſtehen 
die eventuellen Anſprüche gegen die Poſt u. ſ. w. zu, und laufende Ver⸗ 
ſicherungen ſchützen ihn leicht, während der Käufer im Schadensfalle em⸗ 
pfindlich getroffen wird. Dafür eine Spezialvorſchrift zu geben, wäre aber 
bedenklich. Ein energiſches Betonen dieſer Härte bei jeder gegebenen Ge⸗ 
legenheit dürfte wohl ſchon den Erfolg haben, daß die ſogenannten Ver⸗ 
ſandhäuſer dem Publikum darin entgegenkommen. 

Den Schluß der Arbeit bilden drei Beilagen, „hypertrophiſche An⸗ 
merkungen“, in denen der Verfaſſer einſchlägige romaniſtiſche Ausführungen 
niedergelegt hat, die er dem rein juriſtiſchen Leſerkreiſe ſpäter in weiterer 
Ausführung vorzulegen gedenkt. 


Hamburg, Mai 1897. Dr. Max Mittelſtein. 


VIII. Behauptungspflicht und Beweislaſt bei 
der Klage auf Zahlung eines angemeſſe⸗ 
nen Kaufpreiſes mit beſonderer Berückſichtigung 
der Schulung für die civiliſtiſche Praxis von Adolf 
Stölzel. Von Dr. jur. Auguft von Knieriem. 
8. (152 S.) Berlin 1896, Puttkammer & Mühl⸗ 
brecht. 


„Eine in Stölzel's ‚Schulung‘ verfochtene Theorie hat den Anlaß 
gegeben zu Knieriem's intereſſanten und werthvollen Unter⸗ 
ſuchung. Gegenüber Stölzel verficht er mit Geiſt und Geſchick den 
Satz, daß, wenn der Kauf und die Preisangemeſſenheit feſtſtehe, der Kläger 
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einen weiteren Beweis nicht mehr zu führen habe, insbeſondere nicht da⸗ 
hin, daß ausdrücklich oder ſtillſchweigend zum angemeſſenen Preiſe kon⸗ 
trahirt ſei.“ So beginnt ein Kritiker, während ein zweiter mit den 
Worten beginnt: „Ein Buch mit wenig geſchmackvollem Titel und ohne 
Vorrede. Den Namen des Verfaſſers kennt Niemand, und Niemand er⸗ 
fährt, was den Autor beſtimmt hat, ſo ausgiebig den aller Lebenserfahrung 
widerſtreitenden Satz zu verfechten: wer gekauft hat, von dem iſt zu ver⸗ 
muthen, daß er zum angemeſſenen Preiſe gekauſt habe.“ Der erſte Kritiker 
it Oertmann (Arch. f. bürg. Recht XII S. 297 ff.), der zweite Kritiker 
iſt Stölzel (Zeitſchr. f. deutſch. Civ.⸗Prozeß XXII S. 553 ff.). Wie man 
ſich auch immer zu der von Knieriem behandelten alten Streitfrage 
ſtellen mag, gerecht wird ihm meines Erachtens das Lob Oertmann's, 
nicht der Tadel Stölzel's. Allerdings hat Knieriem ſich bisweilen 
recht ſcharf über dieſen, ſeinen Gegner ausgelaſſen (ſ. z. B. S. 57, 64, 
70, 89, 103, 108, 112, 127, 145), ſo daß man ſich nicht wundern kann, 
wenn die Antwort Stölzel's ſich nicht nur mit der Sache, ſondern auch 
mit der Ausdrucksweiſe ſeines Kritikers befaßt. Gerade aber deshalb, weil, 
wie Stölzel zutreffend bemerkt, den Namen des (auch mir unbekannten) 
Verfaſſers Niemand kennt, möchte ich ihn in Schutz nehmen gegen die Be⸗ 
hauptung Stölzel's, es beſtänden Bedenken wider die Objek⸗ 
tivität ſeines Buches! Und warum? Weil Verfaſſer verſchweigt, 
daß er im Jahre 1883 als Vizeſyndikus des Rathes zu Riga ein Urtheil 
ausgearbeitet hat (was er ſelbſt auf Anfrage Stölzel's dieſem mittheilte!), 
welches die von ihm jetzt wieder vertheidigte Lehre vertritt, und daß er gar 
dieſes Urtheil lobend erwähnt und als Beleg verwerthet. Meines Wiſſens 
pflegt man ſich regelmäßig nicht als Verfaſſer von Urtheilen eines Kol: 
legialgerichts zu bekennen. Der Referent kann ſie wiſſenſchaftlich wie jeder 
Dritte verwerthen, denn ſie ſind von ſeiner Perſon gelöſt und haben ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung. Viel eher kann man einem Richter, der mittheilt, 
daß auf ſeinen Vortrag das Kollegium einging, vorwerfen, daß er ſich mit 
perſönlichen Erfolgen brüſtet, welche den Leſer nicht intereſſiren. Ver⸗ 
faſſer bringt das Urtheil aber auch erſt ziemlich am Ende ſeines Buches 
(S. 131) und macht durchaus nicht das Aufheben davon, daß Stölzel 
es geradezu als Grundlage der Beweisführung hinſtellen dürfte. Für 
„noch zweifelhafter“ hält Stölzel ein „anderes Mittel“ des Verfaſſers, 
welches dieſer „anzuwenden für ſtatthaft hält, um ſeine Ausführungen zu 
ſtützen“, daß nämlich dieſer, „der Ruſſe“, es für nicht verſtändlich erklärt 
(S. 64), daß ein deutſcher Profeſſor den (durch eine mißbräuchliche fran: 
zöfiſche Praxis ins Leben gerufenen) Rechtsſatz, daß der Verkäufer die nicht 
erfolgte Zahlung zu beweiſen habe, als einen ſehr feinen und juriſtiſch 
ſehr beachtenswerthen Satz (ſ. „Schulung“ S. 129) anzupreiſen wage. 
Gewiß ſaugt Verfaſſer aus dieſer Wendung Stölzel's zu viel Gift und 
vergißt zu ſehr, daß dieſer deutſche Profeſſor ſich gerade durch feine „Schu: 
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lung“ — die Niemand ohne das größte Intereſſe und ohne reiche Bes 
lehrung aus der Hand legen wird — große Verdienſte um deutſche Bus 
hörer und damit um das deutſche Recht erworben hat — aber von einem 
„zweifelhaften“ Argument des Verfaſſers kann keine Rede fein! Jedenfalls 
ift die replikariſche Apoſtrophirung des Verfaſſers als der „Ruſſe“ wenig 
angebracht. Theilt uns doch gerade Stölzel in einer für Knieriem 
verfaßten „Vorrede“ () mit, daß dieſer — ein Mann mit gutem deutſchen 
Namen — Vijeſyndikus des Raths zu Riga, aljo einer bislang wenigſtens 
im Kerne deutſchen Stadt, war und nach Deutſchland ausgewandert iſt 
und in Berlin die Reſerendarprüfung (inzwiſchen auch beim hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht die zweite Prüfung) beſtanden hat, alſo durch die That 
dafür Zeugniß ablegte, daß er lieber in Deutſchland als Deutſcher von 
vorn anfangen, als Ruſſe werden (oder bleiben) will! Das, meine ich, 
verdient Dank vom rein menſchlichen Standpunkte aus — und die Arbeit 
ſelbſt, mit der er ſich bei den deutſchen Juriſten einſührt, verdient für 
ihren Inhalt gleichen Dank! 

Schwierig iſt es, die Abhandlung zu analyſiren. Sie iſt eine große 
Kritik von Stölzel's Ausführungen. Man leſe beide und vergleiche. 
Mit dem „ſelbſtverſtändlich“ des Oberlandesgerichts Kaſſel (ſ. Stölzel's 
Kritik S. 555 — 556) ift die alte Streitfrage nicht abgethan. Wenn das 
die „ſchärfſte“ Kritik ift, welche Verfaſſer findet, jo kann er ſich freuen, 
denn „ſelbſtverſtändlich“, „zweifellos“ ſind Wendungen, die ſich nicht ſelten 
da einſtellen, wo das Widerlegen ſehr ſchwer iſt. Verfaſſer hat ſich aber 
nicht darauf beſchränkt, nur die Beweislaſt bei der Forderung eines an— 
gemeſſenen Kaufpreiſes zu erörtern, ſondern auch die zahlreichen verwandten 
Fälle herangezogen: die Forderung angemeſſenen Arbeitslohnes, taxmäßigen 
Honorars; die Berufung auf geſetzliche Kontraktdauer, auf geſetzliche 
Kündigungsfriſten u. ſ. w. Gerade dieſe Fälle, welche wohl noch mehr 
hätten urgirt werden ſollen, durch die detaillirten kritiſchen Ausführungen 
aber in den Hintergrund gedrängt werden, ſind es, welche meiner Ueber— 
zeugung nach beſonders zu Gunſten der vom Verfaſſer vertretenen Lehre 
ſprechen: wer das Geſetz für ſich hat, iſt eines ferneren Beweiſes ent— 
hoben! Wer in dem Mangel einer Vereinbarung über den Preis nicht 
einen Klaggrund findet (ROG. bei Seuff. 35 Nr. 168; Hanf. OLG. 
im Beibl. z. Han). Ger. Ztg. 1893 Nr. 103), der kann nur einwenden, 
daß der Kläger einen Thatbeſtand beweiſen müſſe, aus welchem ſich er— 
gibt, daß man ſtillſchweigend das Angemeſſene, das Taxmäßige gewollt 
hat. Einen ſolchen Willen ſubintelligirt aber das Geſetz, und deshalb 
bedarf er keiner Behauptung und keines Beweiſes. Will man gegenüber 
der Forderung eines angemeſſenen Preiſes in der Behauptung, es ſei ein 
Preis vereinbart, ein qualifizirtes Beſtreiten des Klaggrundes finden, dann 
muß man dieſes auch für den Fall fagen, daß eine Reſolutiv bedingung 
vom Beklagten behauptet wird. Es iſt doch immer ein: Ja — aber! 
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Worin aber dieſe und andere auf den erſten Blick gleichartige Fälle ſich 
unterſcheiden, das hat Verfaſſer S. 67 ff. ein gehend begründet: wer gegen⸗ 
über dem unbedingten Verſprechen ein (aufſchiebend) bedingtes behauptet 
(oder, um einen vom Verfaſſer nicht benutzten Fall zu nennen: einen Vor⸗ 
behalt behauptet; vgl. Reichsgericht im Beibl. z. Hanſ. Ger. Ztg. 1892 
Nr. 118), der behauptet ein Minus und negirt; wer aber für einen 
geringeren vereinbarten Preis als den angemeſſenen behalten will, der 
fordert ein Plus. Deshalb iſt er in Fällen der erſten Art nicht be⸗ 
weispflichtig, wohl aber in Fällen der zweiten Art. 

Daß bei dieſer Stellungnahme der Verkäufer, der Handwerker u. ſ. w. 
den höheren angemeſſenen Kaufpreis ſich in die Taſche ſchwören kann. 
iſt kein Gegenargument, denn bei gegentheiliger Stellungnahme kann der 
Käufer, der Beſteller fih den un angemeſſenen niedrigeren Preis zu— 
ſchwören, was doch im Allgemeinen noch weniger „angemeſſen“ wäre. Die 
. [harfe Rechtsregel bringt immer die Gefahr mit fih, daß im Einzelfall 
einem Theil Unrecht geſchieht. In der Praxis bedarf man ihrer aber, 
zum Glück, doch nur ſelten! Die thatſächlichen Umſtände weiſen oft, ganz 
abgeſehen von der Frage der Beweislaſt, der einen oder anderen Partei 
den Eid zu. Und das hätte ich ſowohl bei Stölzel wie bei Knie: 
riem ſchärfer betont ſehen mögen. In dem vom Verfaſſer citirten Nr- 
theil des Raths zu Riga hatte der Beklagte behauptet, er habe den klagenden 
Kommis nicht unter den üblichen Bedingungen (mit halbjähriger Kündi⸗ 
gungsfriſt), ſondern auf acht Monate zur Probe angenommen. Das 
erſcheint mir ſo auffallend, daß ich als Richter hierüber genaue Aufklärung 
verlangt haben würde und, wenn ich ſie nicht erhalten hätte, ſchon des— 
halb den Kläger zum Eide zugelaſſen hätte. Und in der Entſcheidung des 
(fingirten) Falles Knod c. Brede durch Stölzel („Schnlung“ S. 111 ff.) 
finde ich nicht erörtert, welcher Art das Geſchäft des Huthändlers Knod 
war. Nach den Preiſen zu ſchließen, ſoll es ſich nicht um einen ſo— 
genannten Hutbazar handeln, ſondern um ein feines Hutgeſchäft, wo 
meines Wiſſens ſeſte Preiſe herrſchen und nicht gehandelt wird. Geht man 
aber davon aus und berückſichtigt, daß der Beklagte Brede gar verſucht, 
einen Kauf in Abrede zu nehmen, obwohl er auf „die Mahnung, den 
Preis des Hutes zu zahlen“ — wobei dieſer doch, kaufmänniſcher Ge: 
pflogenheit gemäß, in der Mahnung genannt ſein wird! — erklärt hat: er 
werde nächſtens zahlen, dann würde ich als Richter — und als Amts— 
richter war ich wiederholt in ähnlichen Lagen — dem Verkäufer den Eid 
anvertraut haben, daß nicht ein Preis von 12 Mark vereinbart ſei, ganz 
abgeſehen von der Frage der Beweislaſt. Nicht nur jede Definition, 
ſondern auch jede theoretiſche Vertheilung der Beweislaſt iſt periculosa. 

Nachträglich verweiſe ich auf einen inzwiſchen erſchienenen Aufſatz 
von Staub: „Stölzel's Lehre von der Beweislaſt“ (Deutſche Juriſten⸗ 
zeitung II S. 193 ff.), der wieder belegt, daß die behandelte Frage durchaus 


152 Literatur. 


nicht erledigt ift. Prinzipiell tritt Staub für unſere Streitfrage aller- 
dings Stölzel bei, er will aber eine Ausnahme für den Fall zulaſſen, 
daß es fih um Verkehrszweige handelt, wo das Abſchließen zu feſten (an: 
gemeſſenen) Preiſen ohne Vereinbarung die Regelerſcheinung bildet! Mit 
anderen Worten: die Umſtände des einzelnen Falles ſind zu würdigen; 
dabei folte man aber nicht nur auf die Uebung des betreffenden Ver: 
kehrszweiges, ſondern auch auf die der Betheiligten ſehen. Meines Gre 
achtens hätten aber die Gründe, welche Staub dafür gegen Stölzel 
ins Feld führt, daß der Käufer eine angebliche Zahlungsbefriſtung 
zu beweiſen habe, ihn dahin führen müſſen, daß prinzipiell auch der Käufer 
den verein barten Preis beweiſen muß. 
Hamburg, Mai 1897. Dr. Max Mittelſtein. 


IX. Bergung und Hülfeleiſtung in Seenoth. 
Von Dr. Johannes Leopold Burchard, Pri- 
vatdozenten an der Univerſität Berlin. 8. (XVI 
und 374 S.) Hannover 1897, Helwingſche Ver— 
lagsbuchhandlung. 


Der Verfaſſer, der bereits früher einigen Einzelfragen aus dem 
Rechte der Bergung und Hilfeleiſtung in Seenoth ſeine Aufmerkſamkeit 
zugewendet hatte, bietet die Ergebniſſe fortgeſetzter Studien nunmehr in 
Geſtalt einer umfaſſenden, monographiſchen Behandlung der ganzen Ma⸗ 
terie. Seine Darſtellung geht nur an wenigen unter den in Betracht 
kommenden Fragen ſchneller als erwünſcht vorüber und erfreut durch eine 
klare Ausdrucksweiſe, deren nicht ſelten zu bemerkende Weitſchweifigkeit der 
Leſer dafür in den Kauf nehmen muß. Der Verfaſſer legt Werth darauf, 
ſich in gutem Deutſch auszudrücken, und er nimmt daher auch Gelegenheit, 
die Sprache der von ihm Citirten zu kritiſiren ). Freilich ſind ſeine 
eigenen Bemühungen auch nicht durchweg geglückt ?). 


1) So z. B. S. 139 Z. 2 von unten. — Auf S. 51 führt der Ver⸗ 
faſſer (aus dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 598) von mir die 
Worte an, unter der Schiffsbeſatzung ſeien diejenigen Perſonen zu 
verſtehen, „die dem Herrſchaftsverbande des Reders als eines ſolchen 
angehören“. Zu dem Worte „eines“ fügt er in Klammern „einem?“ 
hinzu. Selbſtredend muß es aber bei der Form „eines“ fein Bes 
wenden haben, da nicht der Herrſchaftsverband als folder, ſondern 
der Reder als ſolcher in Frage ſteht. 

2) So ſpricht er S. 34 von der Stelle, an welcher das Schiff feft: 
zuſitzen kam“. S 116 heißt es: „Selbſtverſtändlich darf natürlich 
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Der Verfaſſer bezweckt mit ſeiner Schrift (S. 3) in erſter Linie „eine 
Darſtellung des in Deutſchland geltenden, durch das Allgemeine deutſche 
Handelsgeſetzbuch geregelten Rechts über (sic!) Bergung und Hülfsleiſtung 
in Seenoth“. Hin und wieder will er auch, „ſoweit es zum beſſeren Ver⸗ 
ſtändniß des gegenwärtigen Rechts erforderlich erſcheint“, einen Blick auf 
die geſchichtliche Entwickelung des einen oder anderen Rechtsſatzes werfen. 
Von einer Darſtellung „des der Vergangenheit angehörigen Strandrechts 
muß dagegen abgeſehen werden, da theils dem Bedürfniß nach einer ſolchen 
durch bereits erſchienene Werke älterer Zeit genügt iſt und nichts weſent⸗ 
lich Neues zu Tage gefördert werden könnte, theils aber auch der Auf⸗ 
gabe dieſer Arbeit ſolche Darſtellung zu ferne liegen würde“. Nach der 
Auffaſſung des Verfaſſers ſteht das der Vergangenheit angehörige Strand⸗ 
recht dem der Gegenwart angehörenden Bergungs- oder Hilfeleiſtungsrecht 
ſcharf getrennt gegenüber. Dieſe Auffaſſung entſpricht aber nicht den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen. Denn einerſeits finden wir, ſoweit wir in die 
Vergangenheit zurückblicken können, die Geſetzgebung im Kampfe mit dem 
Strandrecht begriffen und eben zum Zwecke ſeiner Beſeitigung bemüht, ein 
Bergungs⸗ und Hilfeleiſtungsrecht zu ſchaffen. Und andererſeits laffen fid 
viele Vorſchriften des geltenden Rechts, von welchem das Strandrecht weder 
ſo vollſtändig, noch ſeit ſo langer Zeit überwunden iſt, wie häufig an⸗ 
genommen wird, nur eben aus dem Gegenſatz zum Strandrechte heraus 
richtig verſtehen, wie z. B. die ſtrengen Beſtimmungen über das Auf⸗ 
drängen der Hilfe und die Unterlaſſung ſofortiger Anzeige von geborgenen 
Gegenſtänden, die Bemeſſung der Lohnſätze u. a. m. Der Verfaſſer hätte 
daher in der Berückſichtigung der Rechtsgeſchichte auch dann nicht gar fo 
enthaltſam fein dürfen, wenn er ein weſentlich dem praktiſchen Bedürfnis 
dienendes Buch ſchreiben wollte. 

Aber auch der Wichtigkeit der rechts vergleichenden Betrachtung 


der Schiffer“. S. 159 wird eine „von der neueren Theorie on: 
geeignete Eintheilung“ erwähnt. S. 183 behält fih der Verfaſſer 
vor, „im Weiteren noch näher auf einzelne Punkte einzugehen“. 
S. 274 wird geſagt, daß „über“ gewiſſe Umſtände „ſchon Näheres 
erörtert worden“ ſei u. ſ. w. Auch der Satzbau iſt keineswegs 
ſtets einwandfrei; ein vierzehnzeiliges Satzungeheuer findet ſich 
S. 169 f. Die Rechtſchreibung betreffend fällt es auf, daß der 
Verfaſſer ſtets „Hava rei“ ſchreibt, gelegentlich (S. 159 Anm. 1) 
ſogar in dem Titel von Heck's Buch. Der „Strandvoigt“, der 
ſich im erſten Theile des Buches findet (S. 45. 78), hat ſpäter 
(S. 256 f.) dem „Strandvogt“ Platz gemacht. In dieſem Zu— 
ſammenhange ſei bemerkt, daß die Zahl der ſtehen gebliebenen 
Druckfehler eine ungewöhnlich große iſt. So ſteht S. 239 zweimal 
unrichtig bei Geſetzesdaten 1868 für 1860 und 1864. Als ein 
Druckfehler wird es wohl auch anzuſehen ſein, daß die beiden 
letzten Abſätze des §S 16 (S. 78) in dieſen ſtatt in den voran: 
gehenden Paragraphen gerathen ſind. 
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ſcheint uns Burchard nicht voll gerecht zu werden. Er meint (S. 4. 
es werde „bei der großen Bedeutung, die dem Allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuch als einem wichtigen Gliede in der Reihe der Geſetz⸗ 
gebungen der modernen Kulturſtaaten zukommt, .. von Intereſſe fein, auch 
die entſprechenden Beſtimmungen der ausländiſchen Rechte einer vergleichen: 
den Erörterung zu unterziehen“. Die Bedeutung der Rechtsvergleichung als 
eines Hilfsmittels für Erläuterung, Beurtheilung und Fortbildung des 
deutſchen Rechts ſelbſt ift damit nicht gebührend gewürdigt !). 

Die auf dem Gebiete des Seeverkehrs aus naheliegenden Gründen 
beſonders wichtigen Fragen des internationalen Privatrechts ſind 
im Allgemeinen (f. jedoch S. 222 f.) vom Verfaſſer in den Rahmen feiner 
Darſtellung nicht einbezogen worden. Er widmet ihnen nur einen Anhangs— 
paragraphen (S. 341—360) von ſehr eigenthümlicher Art, in welchem er 
ſich darauf beſchränkt, einerſeits eine Anzahl von Einzelfragen aufzuwerfen, 
in denen das Problem der Ermittelung des anzuwendenden Rechts bei Bers 
gung und Hilfeleiſtung zum Ausdruck gelangt, und andererſeits eine Uebers 
ſicht über die einſchlägige Rechtſprechung des Reichsoberhandelsgerichts, des 
Reichsgerichts und der Hamburgiſchen Gerichte (ſeit 1864) zu geben. Es 
iſt ſchwer zu ſagen, was mit dieſem Verfahren erreicht werden ſoll. Ent— 
weder — und das ſcheint uns allerdings der Fall zu ſein — es gehört 
in eine monographiſche Behandlung des deutſchen Bergungs- und Hilfe⸗ 
leiſtungsrechts auch die Beantwortung der Frage, unter welchen Voraus— 
ſetzungen der Richter daſſelbe zur Anwendung zu bringen hat; dann 
hätte der Verfaſſer ſich nicht damit begnügen dürfen, die Beantwortung 
dieſer Frage einer weiteren Arbeit vorzubehalten. Oder ein ſolches Vor— 
gehen war ſachlich begründet, dann brauchte er ſein Buch nicht mit einem 
Paragraphen zu beſchweren, der wenig mehr enthält, als den Anfang einer 
Materialſammlung für jene weitere Arbeit. — 

Neben den Rechtsquellen hat der Verſaſſer die Entſcheidungen der 
deutſchen Gerichtshöfe ſehr ſorgfältig benutzt. Wenn er dazu (S. 4) be⸗ 
merkt: „Eine nicht zu unterſchätzende Bedeutung hat grade auf dem hier 
behandelten Gebiete die Rechtſprechung“, ſo wird man nur gegen die be— 
ſondere Hervorhebung eben dieſes Gebietes gegenüber anderen Einſpruch 
erheben müſſen. Dagegen erſcheint die Art nicht gerechtfertigt, wie der 
Verfaſſer durch die ſeitenlange Wiedergabe gerichtlicher Entſcheidungen 
aller Inſtanzen den Gang der Darſtellung hemmt und weitläufig macht, 


1) Zu den benutzten fremden Geſetzen ſei bemerkt, daß das italieniſche 
Handelsgeſetzbuch nicht vom 2. April (ſo S. 52), ſondern vom 
31. Oktober 1882 datirt iſt, und daß die S. 53 angeführten 
Motive nur zu dem ſchwediſchen Seegeſetzentwurf von 1887 ge— 
hören, wie denn überhaupt ein „gemeinſchaftlicher Entwurf“ eines 
ſkandinaviſchen Seegeſetzes (ſo S. 172) nicht hergeſtellt worden iſt. 
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ſtatt in dieſelbe nur das aus ihnen in Betracht kommende aufzunehmen. 
So behandelt er die Rechtswirkung der Anfechtung eines während der 
Gefahr geſchloſſenen Vertrages in zwei Paragraphen (32 und 33), von 
denen der eine auf 19 Seiten lediglich den Inhalt gerichtlicher Entſchei— 
dungen referirt, deren kritiſche Erörterung in dem andern nachfolgt. Bei 
einem Falle, von dem er (S. 134 ff.) zunächſt den Thatbeſtand, dann die 
Urtheile des Landgerichts, des Oberlandesgerichts und ſchließlich (auf fait 
vier Seiten) des Reichsgerichts wiedergibt, ſcheint er ſelbſt empfunden zu 
haben, daß damit die Geduld des Leſers zu ſehr auf die Probe geſtellt 
wird. Wenn er aber (S. 134 Anm. 1) meint, eine Verweiſung auf die 
Entſcheidungsſammlungen würde vor Allem das Verſtändniß der kritiſchen 
Erörterungen erſchwert haben, ſo überſieht er, daß die Loslöſung dieſer 
von den Referaten ihn ohnehin dazu beſtimmt hat, alles für die Kritik 
Weſentliche nochmals zu wiederholen (vgl. S. 160 — 169). Thatſächlich 
könnte der ganze § 32 ohne Schaden für die Darſtellung geſtrichen werden, 
wenn nur im $ 33 an den betreffenden Stellen in Anmerkungen auf die 
Sammlungen verwieſen würde. — 

Die Literatur iſt vom Verſaſſer in einer erheblichen Anzahl von 
Erſcheinungen berückſichtigt worden. Aber den Anforderungen, die an 
eine monographiſche Darſtellung von dem Umfange der vorliegenden ge⸗ 
ſtellt werden dürfen, entſpricht das Maß dieſer Berückſichtigung nicht. 
Auch bei den geringeren Anſprüchen, die mit Bezug auf das Ausland be— 
rechtigt ſind, durfte doch die Benutzung eines ſo hervorragenden Werkes, 
wie dies der traité von Lyon⸗Caen und Renault ift, füglich erwartet 
werden, und neben der eingehenden Berückſichtigung von Benfante's 
Schrift hätte Vidar i's Seerecht nicht unerwähnt bleiben ſollen. Aber 
auch, ſoweit es ſich um deutſche Literatur handelt, ſind ſehr empfindliche 
Lücken bemerkbar. So iſt z. B. bei der eingehenden, übrigens m. E. in 
weſentlichen Punkten anſechtbaren Kritik, die der Verfaſſer (S. 90 ff.) 
der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 6. Juli 1892 (Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. XXXII S. 4 ff.) zu Theil werden läßt, die werthvolle Be— 
ſprechung Ehrenberg's (in Ihering's Jahrbüchern Bd. 34 S. 391 ff.) 
nicht berückſichtigt. In der Frage nach der rechtlichen Natur des Schiffs⸗ 
gläubigerrechts wird nicht einmal der Thatſache gedacht, daß die vom 
Verfaſſer (S. 187) adoptirte Anficht!) von Ehrenberg und Mittel: 
ſtein in verſchiedener Weiſe?) Anfechtung erfahren hat, geſchweige denn, 


1) S. dazu freilich unten S. 164. 

2) Vgl. ES —n in Seuffert's Archiv Bd. XIII Nr. 135 (dazu Mit: 
telſtein in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 245 ff. und 
Pappenheim ebenda Bd. XL IV S. 600), Heck, Das Recht der 
großen Haverei S. 447 ff., Pappenheim in die ſer Zeitſchrift 
Bd. XXXIX S. 308 f., XLII S. 434 f., XLIV S. 598 ff., Coſack, 
Lehrbuch des Handelsrechts ? S. 161, Schaps, Das Deutſche 
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daß mit einem Worte auf die bisher nicht widerlegten Einwendungen ein⸗ 
gegangen würde. Die auch für das Seerecht unmittelbar in Betracht kom⸗ 
mende Literatur zum Binnenſchiffahrtsgeſetze, aus welcher namentlich die 
einſchlägigen Partieen von Mittelſtein's ausgezeichnetem Kommentar 
Beachtung forderten, hat ſolche überhaupt nicht gefunden. Ausführungen, 
wie die von Brunner (in Holtzendorff's Encyklopädie ? II S. 663 f.), 
Mandry (Civilrechtl. Inhalt der Reichsgeſetzes S. 312 ff., Stobbe: 
Lehmann, Privatrecht II 1 S. 610 ff.) über den Eigenthumserwerb an 
dem in Seenoth u. dgl. herrenlos gewordenen Gute ſind unerwähnt geblieben, 
obwohl bei der nach der Anlage des Buches vollkommen unzulänglichen 
Erwähnung der einſchlägigen Vorſchriften (S. 197) der Leſer unbedingt 
wenigſtens eine Hinweiſung auf die Literatur hätte finden müſſen. — 
Die Darſtellung ſelbſt beginnt mit der Betrachtung der „Objecte der 
Bergung und Hülfeleiſtung in Seenoth“ und wendet ſich zunächſt den 
Schiffen zu. Der Verfaſſer will (S. 6 f., 14 f.) unter den Schiffen im 
Sinne des Art. 742 nur Seeſchiffe, diefe aber allgemein ohne Rückſicht 
darauf verſtehen, ob ſie zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmt, Kauf— 
fahrteiſchiffe ſind, oder nicht. Für die Behauptung, daß nur Seeſchiffe 
unter den Art. 742 fallen, beruft er ſich darauf, daß das fünfte Buch des 
Handelsgeſetzbuchs nur den Seehandel regeln will, und daß ſeine Vor⸗ 
ſchriften nicht auf die Binnenſchiffahrt !) berechnet find. Aber wenn bar: 
nach durch die Beſchränkung der geſetzlichen Regelung auf den Seehandel 
alle Nicht ſee ſchiffe ausgeſchloſſen ſein ſollen, ſo müſſen doch auch durch 
die Beſchränkung der geſetzlichen Regelung auf den Seehandel alle Nicht: 
handelsſchiffe ausgeſchloſſen fein. Der Verfaſſer gibt keine Andeutung 
darüber, warum er die eine Folgerung ziehen zu müſſen glaubt, die andere 
nicht. In der That ſcheint nun die von ihm behauptete Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über Bergung und Hilfeleiſtung auf Nichtkauffahrteiſchiffe, 
insbeſondere „auch Regierungsſchiffe und Schiffe der Kriegsmarine, ſoweit 
ſie Seefahrt treiben“ (S. 15) nicht vorzuliegen?); und zwar weſentlich 
deshalb, weil dieſe Vorſchriften ihrer ganzen Geſtalt nach für ſolche Schiffe 
nicht paffen. Der Verfaſſer bekennt fih (S. 19) zu der vom Reichsgericht 
vertretenen Anſicht, daß das Weſen dieſer Vorſchriften zum Theil in der 
Sachhaftung liege. Mit dieſer wiederum ſteht das geſetzliche Pfandrecht 
des Lohnberechtigten in engſtem Zuſammenhange. Der Anwendung der 


Seerecht $ 1b zu Art. 452, Pferdmenges, Die rechtliche Natur 
der Klage des Schiffsgläubigers S. 29 ff. 

1) Mit Bezug auf dieſe iſt die Terminologie des Verfaſſers ſeltſam 
ſchwankend. Auf S. 6 ſpricht er einmal von der „Fluß- und 
Stromſchifffahrt“, dann von der „Flußſchifffahrt“, ſchließlich von 
der Fluß⸗ und Binnenſchifffahrt“. Der richtige Ausdruck wäre 
„Fluß⸗ und ſonſtige Binnenſchiffahrt“ oder (vgl. B. Sch. G. § 1) 
„Schiffahrt auf Flüſſen oder ſonſtigen Binnengewäſſern“. 

2) Vgl. jetzt auch RG. Entſch. in Civilſ. Bd. XXXVII Nr. 24. 
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Vorſchriften über Bergung und Hilfeleiſtung etwa auf Kriegsſchiffe ſtellen 
fich daher alle die Erwägungen entgegen, die gegen die Vorſchrift des 
Art. 7 Einf. Geſ.es zum HGB. vom 10. Mai 1897 zu erheben waren ). 
Jedenfalls iſt aber der Aufnahme dieſes Artikels, wie auch des ihm voran⸗ 
gehenden in das Einführungsgeſetz ein weiteres Argument gegen Burchard's 
Meinung für das künftige Handelsgeſetzbuch, das hier keine Aenderung des 
geltenden Rechts herbeiſühren will, zu entnehmen. Denn wenn wirklich, 
wie Burchard (S. 14 f.) glaubt, es für den Begriff des Seeſchiffs im 
Sinne des Handelsgeſetzbuchs nicht darauf ankäme, „daß daſſelbe zum 
Erwerbe?) durch die Seefahrt beſtimmt ift, ſondern nur darauf, daß es 
zur Seefahrt verwendet war“, dann wäre die Aufnahme jener beiden 
beſonderen Vorſchriften in das Einführungsgeſetz?) ebenſo überflüſſig, wie 
die Nichtaufnahme entſprechender Vorſchriften für andere Materien uns 
verſtändlich. Es paſſen aber die Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs über 
Bergung und Hilfeleiſtung auf Schiffe der Kriegsmarine (oder ſonſt im 
öffentlichen Dienſte verwendete Schiffe des Staats) ebenſo wenig für den 
Fall, daß eine Rettung von dieſen bewirkt, wie für den Fall, daß 
ihnen eine Rettung zu Theil wird. Daß die Kaiſerliche Marine niemals 
einen Berge- oder Hilfslohn in Anſpruch nimmt, hebt der Verfaſſer (S. 75) 
richtig hervor. Aber er wirft die Frage nicht auf, wie fih der Rechnungs- 
hof des Deutſchen Reiches dieſem Verfahren gegenüber zu ſtellen hat. Er 
dürfte unſeres Erachtens, wenn wirklich das Reich aus den Rettungshand— 
lungen der Marine Lohnanſprüche nach Maßgabe der Art. 742 ff. HGB. 
erwürbe, nicht ſtillſchweigend über deren Nichtgeltendmachung hinweggehen. 
Wenn er dies gleichwohl thut, ſo erklärt ſich das vollkommen dadurch, daß 
ſolche Lohnanſprüche aus den Rettungshandlungen der Kaiſerlichen Marine 
eben nicht erwachſen. Tiefe aber bekundet eine hohe und vornehme Auf: 
faſſung von ihren Pflichten nicht dadurch, daß ſie auf Anſprüche ver⸗ 
zichtet, die ihr ſelbſt nicht zuſtehen, ſondern dadurch, daß ſie ihre Hilfe 
den Nothleidenden zu Theil werden läßt, obwohl ſie weiß, daß daraus 
Anſprüche auf Belohnung nicht entſtehen können. — 

Vom Schiff komml der Verfaſſer auf die Ladung zu ſprechen 
($ 4). Er will (S. 24) unter ihr im Sinne des Art. 742 außer der 
Ladung i. e. S. alles verſtehen, „was nicht eigentliches Zubehör (sc. des 
Schiffes) iſt, Kriegs- und Mundvorräthe, zum perſönlichen Gebrauch des 
Schiffers, der Schiffsmannſchaft und ſonſtigen Angeſtellten, und der Paſſa⸗ 
giere dienende Effekten und Sachen, Fiſchereigeräthſchaften und gefangene 
Fiſche“. Die Einbeziehung unter die Ladung ſcheint uns bei den meiſten 
dieſer Dinge ganz unmöglich. Es widerſpricht z. B. durchaus dem Sprach» 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 284 f. 
2) Sperrdruck des Verfaſſers. 
3) Vgl. über fie Denkſchrift zur Reichstagsvorlage S. 277, 289 f. 
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gebrauche nicht weniger des Handelsgeſetzbuches als des Verkehrs, Munition 
und Schiffsproviant als Ladung oder Güter zu bezeichnen. Nur Güter, 
die in einer Beziehung zu einem ſie betreffenden Seetransport gedacht werden, 
ſind Ladung. Der Mundvorrath des Schiffes aber gehört zu den Sachen, 
die ihrerſeits den Transport der Ladung ermöglichen, nicht als Ladung den 
Gegenſtand des Transportes bilden. Der Verfaſſer muß den Reder mit 
Bezug auf den Mundvorrath als Ladungsintereſſenten anſehen, in dem 
geſetzlichen Pfandrechte des Lohnberechtigten am Mundvorrathe ein Ladung: 
pfandrecht erblicken, den Reder wegen des Mundvorraths nach Maßgabe 
des Art. 774 Abſ. 5 beſchränkt perſönlich haften laſſen. Alles dies ſind 
augenscheinlich ebenſo nothwendige wie unpaſſende Konſequenzen feiner An: 
ſicht. Er ſtützt (S. 22 ff.) diefe darauf, daß die Art. 745 - 749 HGB.“ 
von den geborgenen und geretteten „Gegenſtänden“, die Art. 754 und 755 
dagegen von der Auslieferung der „Güter“ ſprechen, und meint: „Es würde 
nun ein eigenthümliches Reſultat ſein, wollte man annehmen, daß der Ret— 
tungslohn außer von dem Schiffe nur von der Ladung im engeren Sinne 
zu zahlen, daß aber bei der Berechnung der Höhe die ſonſtigen nicht zur 
Ladung gehörigen Gegenſtände mit in Anſchlag zu bringen ſeien; daß an 
dieſen Gegenſtänden ein geſetzliches Pfandrecht, beziehentlich Zurückbehal— 
tungsrecht beſteht, obwohl für ihre Rettung kein Rettungslohn beanſprucht 
werden kann; daß endlich, da das Verbot ſich nur auf Auslieferung der 
Güter erſtreckt, der Schiffer die ſonſtigen Gegenſtände, ohne perſönlich 
verpflichtet zu werden, ausliefern darf, obwohl daran ein Pfandrecht be— 
ſteht“. Dieſe ganze Argumentation beruht aber lediglich 
auf einem Mißverſtändniß. Denn die Art. 745 ff. und 753 bedienen 
ſich des Ausdrucks „Gegenſtände“ nur, um Schiff und Ladung mit einem 
Worte zu bezeichnen, während in den Art. 754 und 755 eben nur von 
den Gütern d. h. der Ladung die Rede iſt. — 

„Damit die Beſtimmungen des 9. Titels des 5. Buchs des HGB 
Anwendung finden können, müſſen ſich Schiff und Ladung, die durch 
dritte Perſonen in Sicherheit gebracht oder durch Hülfe dritter Perſonen 
gerettet werden, in einer Seenoth befunden haben“ (S. 27). Unter 
der Seenoth verſteht der Verfaſſer (S. 28 ff., vgl. 248, 271) den 
Zuſtand einer beſtimmt gearteten Gefahr. Auf den Begriff der Gefahr 
kommt er in anderem Zuſammenhange zurück. Es handelt ſich um den 
Art. 746 HGB.'8, der unter den bei der Beſtimmung des Betrages für 
Berge⸗ und Hilfslohn in Anſchlag zu bringenden Umſtänden auch die 
Gefahr, welcher die Retter ſich und ihre Fahrzeuge unterzogen haben, ſo— 
wie die Gefahr nennt, welche den geborgenen oder geretteten Gegenſtänden 
gedroht hat. Der Verfaſſer will nun (S. 153) unter den Gefahren, 
denen ſich die Retter unterzogen haben, „objektiv feſtſtehende“, nicht „nur 
drohende“ Gefahren verſtehen, z. B. „die Gefahr, welche erſahrungsgemäß 
mit der Annäherung von großen Schiffen auf hoher See, wie ſie zur 
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Uebernahme der Schlepptaue erforderlich ift, verbunden ift”. Dagegen 
find nach feiner Meinung die den geborgenen oder geretteten Gegenſtänden 
drohenden Gefahren ſolche, die ſich nicht verwirklicht haben, ſondern die 
nur eintreten konnten, deren Eintritt wahrſcheinlich war, wenn keine Hilfe 
geleiſtet wurde. Dieſe Unterſcheidung muß aber als im Geſetze und in der 
Sache nicht begründet bezeichnet werden. Der Verfaſſer ſelbſt bleibt ihr 
nicht treu. An anderer Stelle (S. 270) führt er aus, daß zu den 
Gefahren, welchen die Retter ſich unterzogen hätten, nicht nur ſolche 
gehörten, deren Eintritt vorausſehbar war, vielmehr ſei anzunehmen, „daß 
alle Gefahren, welche das rettende Fahrzeug oder die Perſonen während 
des ganzen Verlaufs der Bergung oder Hülfeleiſtung bedrohen !), be⸗ 
rückſichtigt werden folen“ ?). In Wahrheit liegt es im Weſen jeder Gefahr, 
daß ſie „nur drohend“ iſt, und iſt die Gefahr, der ſich die Retter unter⸗ 
ziehen, nicht in höherem Maße „objektiv feſtſtehend“, als diejenige, die den 
geretteten Gegenſtänden gedroht hat. Die verſchiedene Ausdrucksweiſe des 
Geſetzes deutet nur darauf hin, daß es das eigene Handeln der Retter 
als ſolcher war, welches die ihnen drohende Gefahr herbeiführte. Zum 
Ueberfluß beſtätigt auch die Entſtehungsgeſchichte des Art. 746, daß eine 
Unterſcheidung im Sinne des Verfaſſers nicht beabſichtigt wurde?). 

Eine Seenoth im Sinne des Art. 742 erachtet der Verfaſſer (S. 32) 
auch dann für vorhanden, wenn die Nothwendigkeit der Inanſpruchnahme 
fremder Hilfe zur Vermeidung der Gefahr nur irrthümlich, aber auf 
Grund pflichtmäßiger Prüfung für vorliegend angeſehen wird. Tiefer 


1) Sperrdruck im Citat hinzugefügt. 

2) Ebenſo ſpricht der Verfaſſer S. 243 im Hinblick auf Art. 746 
von der Bergung „aus erheblicher drohender Gefahr“ „unter 
drohender, erheblicher Gefahr für die Perſonen und das Eigen— 
thum der Berger“ und verleugnet damit ſeine frühere Ausführung 
vollſtändig. 

Art. 598 Abſ. 2 des preuß. Entwurfs, an deſſen Stelle Art. 746 
getreten iſt, ſpricht von „der Art des geleiſteten Dienſtes und der 
damit für den Rettenden verbundenen Gefahr“. Die 
in der Kommiſſion geſtellten Anträge (Anl. A $ 4 und Anl. B 
Art. 4 zu Prot. 329) nennen „die ausgeſtandene Gefahr“. 
In der Berathung (Prot. VI S. 2816) wurde hervorgehoben, daß 
„ſich dieſer Ausdruck nicht allein auf die Gefahr, von der die 
Berger bedroht geweſen, ſondern auch auf die Gefahr beziehen 
ſollte, aus welcher Schiff und Ladung gerettet worden“. Bei der 
Abſtimmung wurde denn auch nur „ausdrücklich beizufügen be— 
ſchloſſen, daß es eben ſowohl auf die Gefahr, in der ſich Schiff 
und Ladung befand, als auf die von den Bergern etwa erſtandene“ 
(will jagen; beſtandene) „Gefahr ankomme“ (Prot. VI 2817), und 
dieſer Beſchluß wurde von der Redaktionskommiſſion durch die im 
Art. 641 des Entwurfs J. Leſung enthaltene, mit derjenigen des 
Art. 746 im Weſentlichen (val. nur Prot. VIII 4144 f.) überein- 
ſtimmende Formulirung zur Ausführung gebracht. 
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Anſicht, wenn auch nicht ihrer Begründung, ſtimmen wir bei. Aber un— 
vereinbar mit ihr ſcheint es uns zu ſein, daß an anderer Stelle (S. 115) 
der Verfaſſer einen auf Grund ſolches Irrthums geſchloſſenen Vertrag 
über die Höhe des Lohns nicht für anſechtbar nach Maßgabe des Art. 743, 
ſondern für nichtig erklären will. Er meint, es fehle, wo eine Seenoth in 
Wahrheit nicht vorliege, an einer weſentlichen Vorausſetzung für die 
Anfechtbarkeit aus Art. 743, und er vergißt, daß er doch mit Bezug 
auf den Art. 742 in ſolchem Falle eine Seenoth für vorliegend angeſehen 
hat. In der That ſagt er ſelbſt in dieſem Zuſammenhange: „Das wirk⸗ 
liche Vorliegen einer Seeneth ift, wie für den Begriff einer Ber 
gung und Hülſeleiſtung überhaupt y, ſo auch für den Begriff 
eines in Seenoth geſchloſſenen Vertrages über die Höhe des Berge- und 
Hülfslohns ein weſentliches Erforderniß“! 

Als ein ſolches Erforderniß bezeichnet der Verfaſſer ferner wiederholt 
mit Nachdruck den Eintritt eines Erſolges der Rettungshandlung (z. B. 
SS. 60, 154, 159 f., 179, 197). Es komme, meint er (S. 179), bei 
der Hilfeleiſtung in Seenoth darauf an, „daß thatſächlich Schiff und 
Ladung aus einer Seenoth gerettet ſind, und daß dieſe Rettung durch 
Hülfe Dritter erfolgt“ ſei; von einer Hilfeleiſtung im techniſchen Sinne 
könne daher nicht die Rede ſein „einmal, wenn der Erfolg, die Rettung, 
nicht eingetreten iſt, ſodann, wenn Schiff und Ladung gerettet ſind, doch 
ohne, daß die thatſächlich vorgenommene Thätigkeit Dritter für dieſe 
Rettung cauſal geworden ift“. Bedauerlicher Weile äußert fih der Ver: 
faſſer nicht darüber, wie er unter dieſem Geſichtspunkt den Fall der nur 
vermeintlich vorhandenen Seenoth beurtheilt, in welchem doch von einem 
Kauſalwerden der „thatſächlich vorgenommenen Thätigkeit“ Dritter für die 
Rettung nicht die Rede ſein kann. 

Im Zuſammenhange mit der Seenoth hätte auch die Unterſcheidung 
von Bergung und Hilfeleiſtung erörtert werden ſollen. Sie hat bei dem 
Verfaſſer im § 37 eine wenig paſſende Stelle gefunden. Der Leſer, der 
von der erſten Seite des Buches an mit den beiden Rechtsbegriffen befaßt 
wird, erfährt erſt in der zweiten Hälfte deſſelben, worum es ſich bei ihrer 
Unterſcheidung eigentlich handelt. — 

An die Betrachtung der objektiven Vorausſetzungen für Bergung 
und Hilfeleiſtung ſchließt der Verfaſſer die Behandlung der „Subjekte der 
Bergung und Hülfeleiſtung in Seenoth“ (S. 44—100). Von beſonderem 
Intereſſe ſind hier die bereits erwähnten Ausführungen betreffs der neuer⸗ 
dings vom Reichsgericht beantworteten Frage, ob der Reder eines Schiffs, 
das durch ein anderes ihm ſelbſt gehörendes gerettet worden iſt, von dem 
für Bergelohn überhaupt haftenden Kaskoverſicherer die Erſtattung eines 
entſprechenden Betrages fordern kann. Der Verfaſſer ſchließt ſich der vom 


1) Sperrdruck im Citat hinzugefügt. 
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Reichsgericht abgelehnten, verneinenden Antwort an, welche von den 
hamburgiſchen Gerichten erſter und zweiter Inſtanz auf dieſe Frage gegeben 
worden iſt. Wir können auf ſie hier nicht näher eingehen und bemerken 
daher nur, daß wir gleich Ehrenberg (in Ihering's Jahrbüchern, 
XXXIV) das Urtheil des Reichsgerichts, ſoweit es ſich um die ſeerechtliche 
Frage handelt, für richtig halten, wenn wir auch der Begründung in 
weſentlichen Punkten uns nicht anſchließen können (vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLIV S. 601 f.). — 

Eine beſonders ausführliche Erörterung läßt der Verfaſſer (S. 100 
bis 177) dem Art. 743 HGB.'s zu Theil werden, nach welchem ein noch 
während der Gefahr über die Höhe des Berge⸗ oder Hilfslohns geſchloſſener 
Vertrag wegen erheblichen Uebermaßes der zugeſicherten Vergütung an⸗ 
gefochten und die Herabſetzung der letzteren auf das den Umſtänden ent⸗ 
ſprechende Maß verlangt werden kann. Die herrſchende Meinung !) will 
die Fragen, ob ein erhebliches Uebermaß der zugeficherten Vergütung 
vorliege, und welches das den Umſtänden entſprechende Maß fei, nach 
den Verhältniſſen zur Zeit der Vertragsſchließung beantwortet wiſſen. 
Burchard vertritt dem gegenüber die Anſicht, daß beide Fragen von dem 
Richter nach den Umſtänden, wie fie nach beſeitigter Gefahr ſich darſtellen, 
ohne Rückſicht auf die Thatſache des Vertragsſchluſſes zu beantworten 
ſeien. Wir vermögen aber den Beweis dieſer Behauptung nicht als er⸗ 
bracht anzuſehen. Der Verfaſſer macht zu ihren Gunſten in erſter Linie 
(S. 154) geltend, die Herabſetzung der Vergütung auf „das den Um⸗ 
ſtänden entſprechende Maß“ ſei im Wege einer nur redaktionellen Aende⸗ 
rung an die Stelle der Herabſetzung „auf das gebührende Maß“ getreten, 
und unter dieſem ſei jedenfalls nur das in Ermangelung einer Vereinbarung 
richterlicherſeits feſtzuſetzende Maß zu verſtehen. Der erſte Theil dieſer 
Argumentation iſt als richtig anzuerkennen, der zweite nicht. Auch unter 
dem „gebührenden Maß“ wäre lediglich ein gehöriges, billiges oder, wie 
das Geſetz jetzt ſagt, den Umſtänden des Falles entſprechendes Maß zu 
verſtehen. Der Verfaſſer bringt dagegen freilich vor: „es gebührt?) dem 
Hülfe⸗Anbietenden die Vergütung nicht ſchon im Momente, in dem er ſeine 
Hülfe anbietet, beziehentlich ſie zu leiſten verſpricht, ſondern erſt in dem 
Momente, in welchem ſeine Hülfe von Erfolg geweſen, in dem Schiff und 
Ladung geborgen oder gerettet find. Bis dahin kann höchſtens von einer 
fufpenfiv bedingten Verpflichtung geſprochen werden; der Vertrag wird in 
dem Sinne, daß daraus ein Anſpruch hergeleitet werden kann, erſt perfect 
mit Beendigung der Bergungs⸗ oder Hülfsthätigkeit.“ Aber ſchon mit 


1) Zuletzt vertreten in der nach vielen Richtungen beachtenswerthen 
Entſcheidung des hanſeatiſchen OLG.'8s vom 24. April 1897 (Han). 
3. Hauptbl. 1897 Nr. 27, 28). 

2) Sperrdruck des Verfaſſers. 
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der Unterſtellung, daß mit dem „gebührenden Maß“ ein ſolches gemeint 
ſei, auf das der Retter einen rechtlich begründeten Anſpruch habe, wird 
die Bedeutung jenes der allgemeinen Verkehrsſprache entlehnten Ausdrucks 
verkannt. Es bedarf daher keines Eingehens auf die weiteren, unklaren 
Ausführungen, die folgerichtig dazu führen müßten, jedes Zeitgeſchäft als 
erſt mit der Erfüllung perſekt anzuſehen. 

Weiterhin meint aber der Verfaſſer (S. 155), es läge jedenfalls 
viel näher, unter den „Umſtänden des Falles“ die Geſammtumſtände von 
Beginn bis Beendigung, als nur die Umſtände eines einzigen, des Anfangs- 
moments, zu verſtehen. Das wäre richtig, wenn es nur auf die Worte 
ankäme. Aber der Sinn der ganzen Vorſchrift iſt doch nur, daß der 
während der Gefahr geſchloſſene Vertrag um des ihm gegebenen Inhalts 
willen anfechtbar ſein ſoll. Ob dieſer Inhalt dem Willen des Geſetzes 
zuwiderläuft, kann füglich nur nach den Verhältniſſen zur Zeit der 
Vertragsſchließung, nicht auch nach ſpäter eingetretenen oder bekannt ge⸗ 
wordenen Umſtänden beurtheilt werden. Die Frage, ob der Vertrag wegen 
erheblichen Uebermaßes der zugeſicherten Vergütung anſechtbar iſt, fordert 
daher unbedingt eine Beantwortung nach den zur Zeit der Zuſicherung 
obwaltend geweſenen Verhältniſſen. Eben das Uebermaß der zugeſicherten 
Vergütung allein ſoll aber mittelſt der Anfechtung beſeitigt werden. 
Deshalb läßt das Geſetz nicht den mit Grund angefochtenen Vertrag in 
Wegfall kommen, ſondern nur eine Herabſetzung der zugeſicherten Ver⸗ 
gütung auf das den Umſtänden entſprechende Maß ſtattfinden. Das den 
Umſtänden entſprechende Maß ſteht genau im Gegenſatze zu dem Uebermaß. 
Es kann daher auch nur mit Rückſicht auf dieſelben Verhältniſſe beſtimmt 
werden, die für die Feſtſtellung, daß ein Uebermaß zugeſichert worden, 
entſcheidend ſind. Die gegentheilige Auffaſſung des Verfaſſers hätte zur 
Folge, daß die ganze Vorſchrift des Geſetzes über die Herabſetzung als 
überflüſſig erſchiene. Denn die bloße Statuirung der Anfechtbarkeit des 
Vertrages würde dahin führen, daß im Falle wirkſamer Anfechtung eine 
Vereinbarung über die Höhe des Lohns nicht mehr vorhanden und daher 
einfach auf die „in Ermangelung einer Vereinbarung“ in Anwendung 
kommenden Vorſchriften der Art. 744 ff. zurückzugreifen wäre !). Das 
Geſetz aber will, wie aus der gegenſätzlichen Faſſung der Art. 743 und 744 
erhellt, den Fall des Abſchluſſes auch eines anfechtbaren Vertrages nicht 
als einen Fall der Ermangelung einer Vereinbarung behandelt wiſſen. 
Eben um deswillen wurde ja, wie der Verfaſſer ſelbſt (S. 105) aus 


1) Der Verfaſſer ſelbſt behandelt denn auch in einer anderen Frage 
(S. 218) die Herabſetzung der vereinbarten Vergütung auf Grund 
des Art. 743 wie eine Aufhebung der Vereinbarung. Vgl. auch 
die in mannichfachen Beziehungen höchſt bedenklichen Ausführungen 
(S. 355 f.) darüber, nach welchem Rechte der während der Gefahr 
geſchloſſene Vertrag zu beurtheilen iſt. 
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den Vorarbeiten berichtet, die Nichtigkeit androhende Beſtimmung des 
preußiſchen Entwurfs von der Handelsgeſetzbuchs⸗Kommiſſion abgelehnt. 
Sie erſchien als zu weitgehend und die Erlangung von Hilfe unter Um⸗ 
ftänden gefährdend. Und doch ſtellte fie wenigſtens Retter und Noth⸗ 
leidende rechtlich einander gleich, während das an ihre Stelle getretene 
Geſetz, im Sinne Burchard's verſtanden, den Retter gegenüber dem zu 
Rettenden erheblich zurückſetzen würde. Denn da die Anfechtbarkeit nur 
zu Gunſten des letzteren beſteht, würde er je nach der ſpäteren Geſtaltung 
der Verhältniſſe, wie es ihm vortheilhafter wäre, von ihr Gebrauch machen 
oder nicht, während der Retter, wie ſich auch nachher die Umſtände änderten, 
an den Vertrag gebunden bliebe. Nun meint freilich der Verfaſſer (S. 161), 
der Retter brauche überhaupt keinen Vertrag über die Höhe des Berge⸗ 
oder Hilfslohns zu ſchließen, da er auch ohne dies einen geſetzlichen Lohn⸗ 
anſpruch habe. „Auf ihn findet daher das Sprichwort Anwendung: Wer 
Andern eine Grube gräbt, fällt ſelbſt hinein. Er verdient weder Mitleid 
noch Hülfe.“ Aber der Verfaſſer vergißt hier ganz, daß der Zweck der 
Abweichung, die Art. 743 gegenüber dem preußiſchen Entwurfe aufweiſt, 
ja gerade der war, im Intereſſe der Hilfsbedürſtigen das Zuſtandekommen 
der fraglichen Verträge und damit unter Umſtänden überhaupt erſt die 
Erlangung von Beiſtand zu ermöglichen. Daß der Verfaſſer durch ſeine 
Auslegung des Art. 743 genöthigt wird, den Rettern die Eingehung von 
Verträgen abzurathen, deren Abſchluß die von ihm behandelte Geſetzes⸗ 
vorſchrift möglich zu machen beabſichtigt, enthält die treffendſte Kritik 
ſeines Deutungsverſuches. — 

Wir kommen mit dem Verfaſſer (S. 178 ff.) zu der grundlegenden 
Frage nach der rechtlichen Natur der aus Bergung und Hilfeleiſtung 
erwachſenden Lohnanſprüche. In der Inhaltsüberſicht (S. XII) heißt es 
hierüber zu $ 35: „Der Anſpruch der Berger gründet ſich in der Regel 
ausſchließlich auf den herbeigeführten Erfolg, während bei der Hülfeleiſtung 
die Grundlage durch einen beiderſeitigen Vertrag gebildet werden kann.“ 
Die Gegenüberſtellung iſt unlogiſch und juriſtiſch nicht brauchbar. Die Worte 
„in der Regel“ weiſen darauf hin, daß auch der Anſpruch des Bergers 
auf Vertrag beruhen kann, die Worte „gebildet werden kann“ darauf, 
daß auch der Anſpruch auf Hilfslohn nicht nothwendig auf einen Vertrag 
ſich gründet. Merkwürdigerweiſe erſcheint auch die Darſtellung des § 35 
ſelbſt keineswegs als Ausführung des in der Inhaltsüberſicht Geſagten. 

Nach Anſicht des Verfaſſers (S. 182 f.) hat nun die eigenthümliche 
Natur der Bergung und Hilfeleiſtung im Handelsgeſetzbuch ihren Ausdruck 
darin gefunden, „daß zwar der Dritte, welcher mit Erfolg eine Bergungs- 
oder Hülfeleiſtungsthätigkeit ausgeführt hat, einen Anſpruch auf Berge⸗ 
oder Hülfslohn hat, allo Gläubiger ift ..., aber ihm in der Regel eine 
beſtimmte Perſon, an die er ſich als ſeinen Schuldner zwecks Verwirk⸗ 
lichung feines Anſpruchs halten kann, nicht gegenüber ſteht“. Das Geſetz 
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ſpreche vielmehr dem Gläubiger, der Lohn zu beanſpruchen habe, nur ein 
Pfandrecht bezw. ein Zurückbehaltungsrecht bis zur Sicherheitsleiſtung zu 
und verweiſe ihn wegen Geltendmachung des Pfandrechts auf den Weg der 
Klage. Der Anſpruch des Gläubigers fei „ein Anſpruch auf Befriedigung, 
zunächſt beſchränkt auf Befriedigung aus dem Pfande, auf Verwirklichung 
des Pfandrechts“ (S. 188); die Klage, mittelſt deren der Gläubiger dieſen 
Anſpruch verwirkliche, fei eine actio in rem scripta (S. 197). 

Der Verfaſſer ſcheint, wie eine Verweiſung auf Ehrenberg's und 
Mittelſtein's Ausführungen über das Schiffsgläubigerrecht (S. 187) 
vermuthen läßt, der Anſicht zu fein, daß feine Auffaſſung mit derjenigen 
der beiden Genannten übereinſtimme. Das iſt aber keineswegs der Fall. 
Denn Ehrenberg und Mittelſtein erkennen das vom Geſetze ſo ge⸗ 
nannte Pfandrecht als ein ſolches nicht an und eben deswegen ſehen fie 
fih veranlaßt und genöthigt, die Klage des Gläubigers als eine actio in 
rem scripta zu bezeichnen. Burchard dagegen erblickt in dem Rechte 
des Gläubigers ein wirkliches Pfandrecht, er laßt den Anſpruch des 
Glaͤubigers auf Befriedigung aus dem Pfande, auf Verwirklichung des 
Pfandrechts beſchränkt ſein, und es iſt daher vollkommen unverſtändlich, 
wie er in der der Verwirklichung des Pfandrechts dienenden Klage eine 
actio in rem scripta, mithin eine Klage erblicken kann, die, was man 
auch heutzutage unter ihr verſtehen mag, doch jedenfalls nichts weniger 
als eine Pfandklage iſt. i 

Was der Verfaſſer damit fagen will, daß der Anſpruch des Gläubi⸗ 
gers ein Anſpruch auf Befriedigung fei, bleibt ebenfalls unklar; denn 
jeder Anſpruch iſt doch auf Befriedigung gerichtet. Der Anſpruch des 
Gläubigers ſoll endlich zunächſt beſchränkt ſein auf Befriedigung aus dem 
Pfande, auf Verwirklichung des Pfandrechts, dieſes ſelbſt aber ſetzt, wie 
der Verfaſſer unmittelbar hinzufügt, das Beſtehen einer Forderung, eines 
Anſpruchs voraus; demnach iſt der dem Pfandrecht zur Vorausſetzung 
dienende Anſpruch beſchränkt auf Verwirklichung eben dieſes Pfandrechts! 

Aber die Zahl der Unklarheiten und Widerſprüche iſt damit noch 
nicht erſchöpft. Dem Anſpruch des Gläubigers ſoll, wie angeführt, in der 
Regel eine beſtimmte Perſon, an die er ſich als ſeinen Schuldner zwecks 
Verwirklichung ſeines Anſpruchs halten kann, nicht gegenüberſtehen. Es 
bedarf nach dem ſchon Bemerkten kaum noch der ausdrücklichen Hervor⸗ 
hebung, daß hiermit nicht etwa eine ungenaue Verwerthung der Unter⸗ 
ſcheidung von Schuld und Haftung gegeben, und etwa der richtige Gedanke 
falſch ausgedrückt fein ſoll, daß für die Forderung) des Schiffsgläubigers 


1) Es ſcheint mir zweckmäßig, bei dieſer Bezeichnung der „Schuld des 
Gläubigers“ zu verbleiben, ohne daß ich damit den überzeugenden 
Darlegungen von Paul Puntſchart (Schuldvertrag und Treu⸗ 
gelöbniß S. 218 ff.) über die Terminologie des ſächſiſchen Mittel⸗ 
alters widerſprechen wollte. 
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regelmäßig nur eine Sachhaftung begründet iſt. Die „actio in rem 
scripta“ allein genügt, um erkennen zu laſſen, daß der Verfaſſer nicht 
auf den Wegen wandelt, welche durch die bahnbrechenden, geſchichtlichen 
Unterſuchungen von Brinz und zumal von Amira, denen ſich 
neuerdings P. Puntſchart in höchſt verdienſtvoller Weiſe angereiht 
hat!), auch der Wiſſenſchaft des geltenden Rechts gewieſen worden find. 
Was der Verfaſſer bietet, ſind in der Hauptſache nur die bereits 
in der Nürnberger Handelsgeſetzbuchs⸗Kommiſſion (vgl. dazu Mittel 
ſtein in dieſer Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 249 ff.) vorgetragenen 
Anſchauungen, die eben dem Stande der Forſchung ihrer Zeit entſprachen, 
und die daher nur eine unvollkommene Begründung des gleichwohl mit 
ausgezeichnetem Takte geſchaffenen Rechts bieten können. Der Verfaſſer 
aber bleibt nicht einmal dem treu, was er im Anſchluß an ſie ausgeführt 
hat. Denn nicht nur läßt er alsbald (S. 191) den auf Grund des 
Art. 753 Abſ. 1 HGB.'s dem Gläubiger für den Lohnanſpruch geſtellten 
Bürgen „an Stelle des urſprünglich zur Duldung der Befriedigung aus 
den geretteten Gegenſtänden Verpflichteten Proceßpartei und Schuldner 
des feſtzuſetzenden Betrages?) werden, und erblickt er alfo auch in 
dem urſprünglich Verpflichteten einen Schuldner dieſes Betrages. Sondern 
er ſagt auch an anderer Stelle (S. 294) geradezu, daß ſich die Anſprüche 
der an einer Rettung Betheiligten insgeſammt „gegen den zur Ent⸗ 
richtung des Lohns Verpflichteten) richten“, der hiernach denn 
doch als Schuldner dem Lohnberechtigten gegenüberſtehen muß. — 

Die Feſtſtellung des Berges und Hilfslohns erfolgt, 
wie der Verfaſſer S. 189 bemerkt, entweder durch Vereinbarung oder 
durch Beſcheid der nach den Beſtimmungen der Strandungsordnung $ 36 ff. 
zur Feſtſetzung berufenen Verwaltungsbehörde ) oder durch gerichtliche 
Entſcheidung. An anderer Stelle hat er freilich das Verhältniß dieſer 
drei Arten der Lohnfeſtſetzung nicht in gleicher Weiſe aufgefaßt. Er 
meint S. 152, da durch rechtzeitige Erhebung der Klage der Beſcheid 
der Verwaltungsbehörde zwiſchen den Prozeßparteien ſeine Kraft verliere, 
laſſe ſich ſagen, es ſei Sache des Gerichts, den angemeſſenen Betrag 
des Lohnes feſtzuſetzen. Das läßt ſich u. E. durchaus nicht ſagen. Denn 
die gerichtliche Feſtſetzung des Lohns und die gerichtliche Anfechtung 
des von einer anderen Behörde feſtgeſetzten Lohns ſind denn doch zwei 
recht verſchiedene Dinge. Wenn aber der Verfaſſer glaubt, man könne 
allgemein die Lohnfeſtſetzung als dem Gerichte zuſtehend bezeichnen, ſo hat 
er überdies hier die Feſtſetzung im Wege der Vereinbarung wieder außer 
Acht gelaſſen. Freilich kann es ja auch, wo eine ſolche erfolgt iſt, zu 


1) Vgl. oben S. 142 ff. 

2) Sperrdruck des Citats. 

3) Der Verfaſſer ſagt „Aufſichtsbehörde“, was aber im Hinblick auf 
§ 38 der Str. O. nicht genau iſt. 
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gerichtlicher Entſcheidung kommen, wenn die Vereinbarung nicht eingehalten 
wird. Aber auch in dieſem hier naturgemäß die Ausnahme bildenden 
Falle hat die gerichtliche Entſcheidung wiederum eine ganz andere Funktion, 
als in den beiden vorerwähnten Fällen. Das brauchte als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht hervorgehoben zu werden, wenn nicht unſer Verfaſſer auch hier 
wieder die vorhandene Klarheit durch feine Aufſtellungen gefährdete. Er 
nennt nämlich (S. 190) als einen der Fälle, in denen die Feſtſtellung 
des Berge: und Hilfslohns durch gerichtliche Entſcheidung erfolge, auch 
den „Fall einer Vereinbarung, ſofern eine Befriedigung des Gläubigers 
trotz der Vereinbarung nicht erfolgt“. Auch iſt nach ſeiner Meinung 
hier, wie in allen Fällen, im Urtheil auszuſprechen: „Der Berge- oder 
Hülfslohn wird auf einen beſtimmten Betrag feſtgeſtellt“, obwohl doch 
eine ſolche „Feſtſtellung“, wenn der Beklagte die Höhe des vereinbarten 
Lohns gar nicht beſtritten hat, eine ganz andere Bedeutung hat, als wenn 
er dies gethan hat. Auf dieſem Wege müßte man allerdings zu der Be: 
hauptung gelangen, daß durch ein Urtheil, welches den ſäumigen Käufer 
zur Zahlung des unter den Parteien unſtreitigen Kaufpreiſes verurtheilt, 
dieſer ebenſo ſeſtgeſtellt werde, wie durch ein Urtheil, welches einen eben 
über die Höhe des zu zahlenden Preiſes entſtandenen Streit entſcheidet. — 

Die letzten beiden Theile des Burchard'ſchen Buches beſchäftigen 
ſich in der Hauptſache mit der Darlegung der Grundſätze, die für die 
Feſtſetzung des Berge- und Hilfslohns einerſeits und für die Vertheilung 
deſſelben unter verſchiedene unmittelbar oder mittelbar an der Rettung 
betheiligte Perſonen andererſeits maßgebend ſind. Ein Eingehen auf die zahl⸗ 
reichen, vom Verfaſſer hier erörterten Einzelfragen würde uns zu weit führen. 
Nur auf einen Geſichtspunkt von allgemeiner Bedeutung ſoll deshalb hier 
noch hingewieſen werden. Der Verfaſſer hat ſchon früher anläßlich einer 
Verhandlung über Rettung von Menſchenleben in Seenoth eine — übri⸗ 
gens durchaus nicht nur für dieſe in Betracht kommende — Unterſcheidung 
zwiſchen zwei Auffaſſungen gemacht, von denen er „in wiſſenſchaftlichen 
und (sic!) Profeſſorenkreiſen merkwürdiger Weiſe die materialiſtiſche, in 
den kaufmänniſchen Kreiſen die idealiſtiſche Auffaſſung vertreten“ findet 1). 
Nach dieſer letzteren Auffaſſung iſt die Rettung gefährdeter Menſchen 
unter allen Umſtänden eine ſittliche Pflicht, die durch die Gewährung 
eines Anſpruchs auf Lohn zu einer Rechtspflicht „erniedrigt“ werde; die 
Gewährung eines ſolchen Anſpruchs aber gilt dieſer Auffaſſung als eine 
Beleidigung des Seemannsſtandes. Der Verfaſſer hat ſich dieſer Auf: 
faſſung, die m. E. geſchichtlich, philoſophiſch und praktiſch gleich un⸗ 
begründet iſt, früher entſchieden angeſchloſſen. In ſeinem jetzt vorliegen⸗ 
den Buche gelangt ſie nur noch gelegentlich (S. 288) und in ver⸗ 
kümmerter Geſtalt zum Ausdruck. So weit es ſich um die Rettung von 


1) Verhandlungen des XXIII. Deutſchen Juriſtentages Bd. II S. 162. 
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Sachen handelt, ſcheint der Verfaſſer überhaupt nicht zu glauben, daß 
die Nächſtenpflicht bei den Betheiligten eine erhebliche Rolle ſpielt. Er 
ſpricht (S. 218) von der „leider bemerkbaren Tendenz, die Vertrags⸗ 
unfreiheit des nothleidenden Schiffers zur Gewährung übermäßiger Ver⸗ 
ſprechungen auszunutzen“, er bezeichnet es (S. 267) als im Intereſſe der 
Nothleidenden ſelbſt liegend, daß alle, die bei einer Rettung thätig ge⸗ 
worden find, eine genügende Vergütung erhalten, „da ſonſt der Eifer 
erlahmen würde“, er gedenkt (S. 295) der trüben Erfahrungen, die „in 
früheren Zeiten“ nothleidende Schiffe mit den ihre Hilfe Aufdrängenden 
gemacht haben, ohne daß er die hierauf ſich gründenden Vorſchriften des 
geltenden Rechts für veraltet und gegenſtandslos geworden erklärte. Ja, 
noch mehr. Den beſonderen Charakter des Berge- und Hilfslohns erblickt 
er (S. 30) darin, daß durch feine Zuſicherung „dem egoiſtiſchen Moment, 
unbekümmert um die Gefahr, in welcher Andere und!) das Eigenthum 
Anderer ſchweben, nur den eigenen Intereſſen nachzugehen“, entgegengetreten 
werde, wobei denn nur die Frage unbeantwortet bleibt, wie durch Zus 
ſicherung eines Lohnes für Sachrettung der Vernachläſſigung der Menſchen⸗ 
rettung entgegengetreten werden kann. Und ſchließlich ſagt er ſogar 
(S. 29), auf dem Meere herrſche das Prinzip (sic!) der Iſolirung, 
jeder ſei auf ſich allein angewieſen; „die Gefahr, die einem Schiff, ſeiner 
Ladung und den auf dem Schiffe befindlichen Menſchenleben!) 
droht, wird von Anderen .... ſelbſt wenn fie bemerkt und erkannt wird, 
nicht immer bereitwilligſt beſeitigt )“. Dieſe „materialiſtiſche 
Auffaſſung“ ſtimmt doch recht wenig zu der vom Verfaſſer vor zwei 
Jahren noch vertretenen Anſicht, als Lohn für Rettung von Menſchenleben 
aus S:enoth genüge „das Bewußtſein, eine hochherzige That gethan zu 
haben, welches für das Leben weit länger nachwirkt, als ein Geldbetrag, 
mag derſelbe auch einen bedeutenden Umfang erreichen“! — 

Wir ſtehen am Ende unſerer Betrachtung. Ihre Ausführlichkeit 
war durch die Nothwendigkeit bedingt, die weſentlichen Einwendungen, die 
gegen Methode und Ergebniſſe der Forſchung des Verfaſſers erhoben wer: 
den mußten, nicht ohne Begründung hinzuſtellen. Selbſtredend ſchließen 
dieje Einwendungen nicht aus, daß wir mit den Anſichten Burchard's 
in zahlreichen Einzelfragen übereinſtimmen. In ihrer Beantwortung, 
ſowie in der Gewährung eines Einblicks in die Fülle der in Betracht 
kommenden Probleme und eines Ueberblicks über das, was die wichtigeren 
Geſetzgebungen der Gegenwart und die Praxis zumal der deutſchen Ge— 
richte zu deren Löſung beigetragen haben, dürfte der eigentliche Werth des 
Burchard'ſchen Buches zu erblicken ſein. 

Kiel, den 1. September 1897. 

Max Pappenheim. 


1) Sperrdruck des Citats. 
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X. Dr. jur. Richard Weyl, Privatdozent an der 
Univerſität Königsberg und Gerichtsaſſeſſor. Lehr: 
buch des Reichsverſicherungsrechts (Kranken-, 
Unfall-, Invaliditäts- und Altersverſicherungsrecht). 
Für den akademiſchen und praktiſchen Gebrauch. 
gr. 8. (XVI und 1067 S.) Leipzig 1894, Verlag 
von Duncker & Humblot. 


Weyl hat ſich um das Arbeiterverſicherungsrecht in hervorragen⸗ 
dem Maße verdient gemacht und ſich dadurch den Dank nicht nur der 
Theoretiker, ſondern auch der Praktiker erworben. Er gehört zu den 
wenigen akademiſchen Lehrern, welche durch beſondere Vorleſungen die 
Kenntniß des Arbeiterverſicherungsrechts ſchon unter den Studirenden auf 
der Univerſität auszubreiten bemüht ſind. Da die Thätigkeit auf dem 
Gebiete des Arbeiterverſicherungsweſens fich in neuerer Zeit zu einer der 
wichtigſten Aufgaben der inneren Verwaltung entwickelt hat, ſo iſt es als 
eine unabweisbare Forderung zu bezeichnen, daß ſich der junge Juriſt und 
Verwaltungsbeamte ſchon auf der Univerſität mit dieſer Rechtsmaterie 
näher vertraut macht und ihr Intereſſe abgewinnt. Ein großer Theil der 
Klagen über mangelhafte Behandlung der Arbeiterverſicherungsangelegen⸗ 
heiten würde verſtummen, wenn auf die Kenntniß dieſer allerdings per: 
wickelten und ſchwierigen Rechtsmaterie auf den Univerfitäten und die 
Ausbreitung des Verſtändniſſes für dieſen Theil der ſozialen Geſetzgebung 
ſchon unter den Studirenden mehr wie bisher Gewicht gelegt werden 
würde. Aus dieſem Grunde iſt es mit Freuden zu begrüßen, wenn be⸗ 
rufene Rechtslehrer wie Weyl ſich dieſer Rechtsmaterie in Wort und 
Schrift mit beſonderer Liebe annehmen. — 

Unter den wiſſenſchaftlichen Arbeiten Weyl's möchte ich folgende 
hervorheben, welche ſich auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung bewegen 
und ſämmtlich werthvolle Bereicherungen der Literatur auf dem genannten 
Gebiete bedeuten: 

1. „Die Entwicklung und die Grundlagen der Arbeiterverſicherung 
im Deutſchen Reiche“, in der Zeitſchrift „Die Invaliditäts- und Alters⸗ 
verſicherung“, herausgegeben von Fey und Zeller, Jahrg. V S. I ff., 
9 ff., 17 ff., 25 ff. Mainz 1894—1895. 

2. „Kirchenrecht und Reichsverſicherungsrecht“, im Archiv für öffent⸗ 
liches Recht, herausgegeben von Laband und Störck, Bd. X, Frei⸗ 
burg i. B. und Leipzig, 1895 S. 350 — 426. 

3. „Privatverſicherung und Arbeiterverſicherung“, in der Zeitſchrift 
für Verſicherungsrecht und Wiſſenſchaft, begründet und herausgegeben von 
Eugen Baumgartner, Leipzig, Bd. 1 S. 223 — 274. 
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4. „Das Problem einer Arbeitsloſenverſicherung für Deutſchland“, 
in derſelben Zeitſchrift Bd. II S. 106—3859. 

Das größte und hervorragendſte Werk Weyl's iſt das vorliegende 
Lehrbuch des Reichsverſicherungsrechts. Es verdient eine eingehendere Be: 
ſprechung, da es neben den Werken Roſin's und Pilot p's zu den 
Hauptleiſtungen der neueren Zeit auf dem Gebiete des Arbeiterverſicherunge⸗ 
rechts gerechnet werden muß. 

Schon auf den erſten Blick fällt auf — und das ſoll beſonders 
rühmend hervorgehoben werden —, daß Weyl es verſtanden hat, die 
umfangreiche und gewaltige Materie in ein klares, überſichtliches Syſtem 
zu bringen. Das Ganze zerfällt in drei Theile, denen eine Einleitung 
über Begriff und Aufgaben des Reichsverſicherungsrechts vorausgeht. 

Der erſte, hiſtoriſche Theil behandelt die Geſchichte des materiellen 
Arbeiterſchutzes und des Reichs⸗Verficherungsrechts. Hier wird das römiſche 
und gemeine, das preußiſche, rheiniſche, badiſche, ſächfiſche, bayeriſche, würt⸗ 
tembergiſche Recht, die Geſetzgebung des deutſchen Zollvereins und des 
norddeutſchen Bundes, ſowie die deutſche Reichsgeſetzgebung bis zur aller⸗ 
höchſten Botſchaft vom 17. November 1881 dargeſtellt, es folgt die Ge⸗ 
ſchichte der Reichs⸗Verſicherungsgeſetze und ein kurzer Anhang über die 
Verficherungsgeſetzgebung außerdeutſcher Staaten. 

Der zweite Theil — der Haupttheil — hat das geltende Reichs⸗ 
Verficherungsrecht zum Gegenſtand. Er zerfällt nach den drei Arten der 
Arbeiterverſicherung, 1. Kranken-, 2. Unfall⸗, 3. Invaliditäts⸗ und Alters⸗ 
verficherung, in drei Bücher. 

Bei dem Krankenverſicherungs recht werden in klarer und 
überfichtlicher Weiſe nach einer kurzen Erläuterung des Begriffs der 
Krankenverficherung und einer knappen Skizzirung des Inhalts des Kranten: 
verſicherungsgeſetzes folgende Fragen erörtert: 

1. Die Entſtehung des Verſicherungsverhältniſſes, und zwar a) der 
Verſicherungspflicht (RKaſſenzwang), wobei zutreffend zwiſchen objektiver 
Verſicherungspflicht (verſicherungspflichtigen Betrieben) und ſubjektiver 
Verſicherungspflicht (verſicherungspflichtigen Perſonen) unterſchieden wird, 
und b) der freiwilligen Verſicherung mit ihren beiden Unterarten, des frei⸗ 
willigen Eintritts in die Verſicherung und der freiwilligen Fortſetzung des 
Verſicherungsverhältniſſes. Daran ſchließen ſich einige Ausführungen über 
Doppel⸗ und Ueberverſicherung. 

2. Die Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes. 

3. Die Wirkung des Verſicherungsverhältniſſes. Dieſer Abſchnitt 
umfaßt den materiellen Kern des Krankenverſicherungsrechts. Es werden 
hier einerſeits die Leiſtungen der Krankenkaſſen (Kurkoſten und Kurmittel, 
Krankengeld, Krankenhausbehandlung, Unterbringung in einer Rekonvales⸗ 
zentenanſtalt, Wochenbettgeld, Sterbegeld u. ſ. w.), deren Umfang, Dauer, 
Ausſchluß, Verjährung, prozeſſuale Durchführung und. ihr Verhältniß zu 
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anderen Unterſtützungsanſprüchen, andererſeits die Pflichten der Verſicherten 
und der Arbeitgeber (Beitragspflicht, Zuſchuß- und Vorſchußpflicht, Ein⸗ 
trittsgeld, Meldepflicht und Pflicht zur Uebernahme von Kaſſenämtern) 
eingehend beſprochen. 

4. Die Organiſation der verſchiedenen Krankenkaſſen, insbeſondere 
deren Errichtung, Umfang, Aufhebung, die Ausſchließung einzelner Bes 
ſtandtheile, deren Organe (Vorſtand, Generalverſammlung u. ſ. w.), das 
Statut und die ökonomiſchen Kaſſenverbände. 

5. Die Behörden des Krankenverſicherungsrechts (die Aufſichts- und 
Oberaufſichtsbehörde, die Zentralbehörde u. ſ. w.). 

In ähnlicher Weiſe ift das Unfallverſicherungs- und das Invalidi— 
täts⸗ und Altersverſicherungsrecht behandelt worden. 

Der dritte, ſogenannte allgemeine und ſyſtematiſche Theil enthält 
vom theoretiſchen Standpunkt aus betrachtet den intereſſanteſten Abſchnitt 
des Lehrbuches. Hier ſind alle diejenigen grundlegenden Fragen erörtert, 
mit welcher ſich die Literatur des Reichs-Verſicherungsrechts bisher vorzugs— 
weiſe beſaßt hat. Es werden an dieſer Stelle das Ineinandergreifen, die 
gemeinſamen Rechtsgrundlagen, die thatſächlichen Berührungspunkte und 
die fundamentalen Unterſchiede und Abweichungen der verſchiedenen Arten 
der Arbeiterverſicherung, ſodann die Stellung des Reichs-Verſicherungsrechts 
im Rechtsſyſtem (der Begriff „Verſicherung“ ), die Konſequenzen dieſer 
Auffaſſung, öffentliches oder Privatrecht) und ſein Verhältniß zu anderen 
Rechtsmaterien, insbeſondere zum Staatsrecht, Privatrecht, Handels- und 
Seerecht, Prozeßrecht, Konkursrecht und Strafrecht einer eingehenden Prü— 
fung unterzogen ). 

Schon äußerlich betrachtet, muß auffallen, daß Weyl entgegen der 
bisher üblichen Methode bei Anordnung des vorzutragenden Stoffes den 
allgemeinen Theil dem beſonderen hat nachfolgen laſſen. Indeſſen bei 
der Eigenartigkeit der Rechtsmaterie hat Weyl vom praktiſchen Stand: 
punkt aus recht daran gethan. Es läßt ſich allerdings ein allgemeiner, 
der Darſtellung der Einzelheiten vorauszuſchickender Theil für die drei 
Zweige der Arbeiterverſicherung ſehr wohl konſtruiren, es bedarf hier nur 
des Hinweiſes auf das unbeſtritten ganz hervorragende Werk von Roſin: 
„Das Recht der Arbeiterverſicherung. Bd. 1 Die reichsrechtlichen Grund: 
lagen der Arbeiterverſicherung“. Allein ein folder allgemeiner Theil ver: 
liert wegen der großen Verſchiedenheiten der drei Verſicherungszweige ganz 


1) Nähere Ausführungen finden ſich in der oben unter 3. aufgeführten 
Abhandlung. 

2) Ueber die Beziehungen des Reichs-Verſicherungsrechts zum Kirchen- 
recht hat fih Wehl in der oben unter 2. bezeichneten Studie 
über „Kirchenrecht und Reichsverſicherungsrecht“ eingehender aus⸗ 
geſprochen. 
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entſchieden an Ueberſichtlichkeit und iſt wohl für ein größer angelegtes 
Handbuch, nicht aber für ein kürzeres Lehrbuch, das für den akademiſchen 
und praktiſchen Gebrauch beſtimmt iſt, angebracht. Namentlich von dem 
praktiſchen Standpunkt aus, den ich hier beſonders betonen möchte, halte 
ich das Verfahren Weyl's für ein durchaus berechtigtes. 

Aus der großen Fülle der Einzelheiten möchte ich nur einige Punkte 
hervorheben: 

Bei der Darſtellung des Krankenverſicherungs rechts S. 101 
iſt die Anmerkung 4, welche von der Verſicherungspflicht der ſogenannten 
Motorenbetriebe handelt, nicht ganz korrekt. Es heißt dort: „Liegt kein 
Betrieb vor, ſondern nur eine Verwerthung zu Privatzwecken (z. B. für 
den Haushalt: Dynamomaſchine für elektriſche Beleuchtung oder elektriſche 
Klingeln), ſo greift die Verſicherungspflicht nicht Platz“. Es muß heißen: 
Liegt kein „Betrieb“ vor, ſondern eine bloße „Einrichtung“, ſo greift die 
Verſicherungspflicht nicht Platz. In der Regel find „Einrichtungen“ 
und nicht „Betriebe“: elektriſche Beleuchtungs-, Klingel-, Heizungs- u. f. w. 
Anlagen, welche von Motoren betrieben werden, ſofern diefe zu Privat- 
zwecken (für den Haushalt) benutzt werden. Dagegen ſind ſolche Anlagen 
im Allgemeinen verſicherungspflichtig, wenn ſie in gewerblichen Anlagen 
OG. B. größeren Krankenhäuſern, Waarenhäuſern, Gaſthöfen u. ſ. w.) zur 
Verwendung kommen. 

S. 107 verneint Weyl meines Erachtens mit Unrecht die Verſiche⸗ 
rungspflicht von Kindern unter 13 Jahren, welche entgegen der Vorſchrift 
des $ 135 der Novelle zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 (des ſo⸗ 
genannten Arbeiterſchutzgeſetzes) keine gewerbliche Arbeiten in Fabriken 
übernehmen dürfen. Er begründet ſeine Anſicht damit, daß das Geſetz eine 
ſolche Beſchäftigung verbiete, ſomit keine „erlaubte gewerbliche Beſchäfti— 
gung“ vorliege. Allein das Geſetz kennt dieſen Unterſchied nicht, nach dem 
Geſetz ſind alle in Fabriken gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigten Perſonen 
verſichert. Das „Beſchäftigungsverhältniß“ (mt ein rein thatſächliches Bers 
hältniß, deffen rechtliche Grundlage unerheblich ift. Ein Beſchäftigungs⸗ 
verhältniß kann beſtehen, wenn ein Recht des Arbeitgebers auf die Dienſt— 
leiſtungen des Arbeiters nicht begründet iſt (z. B. wenn ſich ein Minder⸗ 
jähriger ohne väterliche oder vormundſchaftliche Genehmigung beſchäftigen 
läßt). Auf der anderen Seite kann ein Beſchäftigungsverhältniß nicht 
vorhanden ſein, trotzdem ein Recht des Arbeiters auf Beſchäftigung beſteht 
(z. B. wenn ein Arbeiter vertragswidrig entlaſſen worden iſt) oder trotz⸗ 
dem ein Recht des Arbeitgebers auf die Thätigkeit des Arbeiters beſteht 
(3. B. wenn der Arbeiter ohne vorherige Kündigung vertragswidrig die 
Arbeit niederlegt). 

Zutreffend hat Weyl S. 109 hervorgehoben, daß es bei den Hand⸗ 
lungsgehilfen und ⸗lehrlingen, ſoweit für fie der Verſicherungs⸗ 
zwang beſteht oder ſtatutariſch eingeführt werden kann (vgl. $ 1 Abſ. 4, 
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§ 2 Ziff. 5 und $ 26 der KVG.), auf die Art ihrer Dienſte ankommt. 
Hiernach find unter „Handlungsgehilfen und ⸗lehrlingen“ die im Handels⸗ 
geſchäſt des Prinzipals angeſtellten, zu kommerziell⸗techniſchen 
Dienſten beſtimmten Perſonen zu verſtehen. Den Gegenſatz hierzu bilden 
einerſeits die mit juriſtiſcher Stellvertretung betrauten Perſonen des Handels 
(Prokuriſten und Handlungs bevollmächtigte als ſolche), andererſeits die 
Gewerbegehilfen, welche zu gewerblichen, induſtriell⸗techniſchen Ar⸗ 
beiten engagirt find, und die Dienſtboten. 

Es iſt nicht recht einzuſehen, warum Weyl die Beendigung der 
freiwilligen Verſicherung S. 121 und der freiwilligen Fortſetzung der Ver⸗ 
ſicherung S. 124 in dem zweiten Kapitel des erſten Buches, welches 
von der Entſtehung des Verſicherungsverhältniſſes handelt, erörtert und 
dieſelbe Materie, allerdings zum Theil unter Verweiſungen im dritten 
Kapitel, welches die Lehre von der Beendigung des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes zum Gegenſtande hat, wiederholt (vgl. S. 122 Ziff. 5 u. 6 
und S. 129 I 2 a u. b). 

S. 123 ift unter 1c als „Vorausſetzung“ für die freiwillige Fort- 
ſetzung der Verſicherung unter anderen „die auf die Fortſetzung der Ver⸗ 
ſicherung gerichtete Willenserklärung“ erwähnt. Dieſer Punkt wäre meines 
Erachtens nicht unter den „Vorausſetzungen“, ſondern unter der 
Rubrik: „Begründung der freiwilligen Fortſetzung der Verſicherung“ 
zu erörtern geweſen. Gerade die Art und Weiſe der Entſtehung dieſer 
Verfiherung — im Gegenſatz zu dem Verſicherungszwang — hätte der 
beſonderen Hervorhebung bedurft. 

Den Begriff der „Erwerbsunfähigkeit“ im Sinne des Krankenverfiche⸗ 
rungsgeſetzes definirt Weyl S. 135 als „Unfähigkeit zur Berufsarbeit“ 
und erläutert dieſe ſpäter als „Unfähigkeit in dem bisherigen oder doch in 
einem ſehr ähnlichen Erwerbszweige“. Mit Recht faßt Weyl dieſen Be⸗ 
griff nicht allzu eng, wie dies von anderer Seite geſchieht. Man wird 
unter Umſtänden ſogar noch weiter gehen dürfen und namentlich bei einer 
längeren Dauer der Krankenunterſtützung, welche bis zu einem Jahre aus⸗ 
gedehnt werden kann, dem Verſicherten zumuthen dürfen, daß er ſich in 
einen fremden Betriebszweig, welcher nach Lage des Falles ſeinen Fähig⸗ 
keiten und feiner ſozialen Stellung entſpricht, einarbeitet (vgl. auch Rofin 
S. 336). 

Nicht ganz richtig it S. 137 und 138 die Vorſchrift des § 7 des 
KVG. wiedergegeben. Zutreffend bemerkt Weyl, daß die Verſicherungs⸗ 
einrichtung die Wahl zwiſchen den in $ 6 des Geſetzes bezeichneten Leiſtungen 
und der Krankenhausbehandlung habe, er bemerkt aber weiter, daß dagegen 
der Erkrankte nur einen Rechtsanſpruch auf die eine oder die 
andere Leiſtung habe. Letzteres iſt unrichtig, denn der Erkrankte 
hat einen Rechtsanſpruch immer nur auf die eine Leiſtung, nämlich 
auf Krankengeld, Kur und Kurmittel, die Verſicherungseinrichtung kann 
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ſich aber, wenn gewiſſe Vorausſetzungen gegeben find, durch die Gewährung 
der Krankenhausbehandlung von ihrer Verpflichtung befreien. Es liegt 
hiernach keine pluspetitio causa vor, wenn der Verſicherte nur die 
Leiſtungen aus § 6 des KVG. einklagt. 

S. 147 $ 33 im Eingang ift die Betriebs krankenkaſſe zu erwähnen 
vergeſſen, da auch für fie die Leiſtungen im Geſetze näher fixirt find. 

Wenn dem Beitreibungsverfahren ein Mahnverfahren, welches 
durch Gemeindebeſchluß oder Kaſſenſtatut eingeführt werden darf, voraus⸗ 
geht, ſo hat meines Dafürhaltens der Beitragspflichtige nicht nur im Falle 
der Erfolgloſigkeit, wie Weyl S. 196 annimmt, die Mahngebühr zu 
tragen, ſondern auch dann, wenn die Mahnung Erfolg gehabt hat. 

Bezüglich des Unfallverſicherungsrechts ift im Allgemeinen 
zu bemerken, daß fich dort, was insbeſondere das Bau⸗Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetz anbelangt, mehrfach nicht ganz zutreffende Auffaſſungen 
finden. So führt Weyl S. 348 als bedingt verſicherungspflichtige Per⸗ 
fonen „ſelbſtändige Gewerbetreibende bei Tief baubetrieben“, welche nicht 
wenigſtens einen Lohnarbeiter beſchäftigen (die ſogenannten „Kleinmeiſter“), 
auf. Dies iſt zu eng, da fich die ſogenannte Kleinmeiſterverſicherung auch 
auf Gewerbetreibende für Hochbauten erſtreckt (zu vgl. Bau⸗UV. § 2 
Abf. 2 u. § 48 Abf. 1). Das Gleiche gilt von der freiwilligen — uns 
abhängig von ſtatutariſcher Ermächtigung erfolgenden Sel bſtverſiche⸗ 
rung der Kleinmeiſter und der freiwilligen Verſicherung „anderer bei der 
Bauausführung beſchäftigten Perſonen“, wo Weyl S. 352 J und II nur 
von Tiefbauten ſpricht. 

Bei der Abfindung der Ausländer mit dem dreifachen der Jahres⸗ 
rente S. 362 und 363 find außer den Tiefbaubetrieben und den Baus 
betrieben des Ausdehnungsgeſetzes auch die Hochbaubetriebe aufzuführen 
(vgl. $ 39 ADİ. 2 u. $ 48 Abſ. 1 des Bau-UVG.’3). Ebenſo find auf 
S. 364 Anm. 6 die Baugewerksberufsgenoſſenſchaften des induſtriellen 
Unfall verſicherungsgeſetzes überſehen, welche gleichfalls zur Einſtellung der 
Rentenzahlung gemäß § 39 Abſ. 1 des Baw1BG.’3 befugt find, ſolange der 
Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Vgl. auch Weyl S. 371 unter 
II 1 und S. 372 unter III. 

In dem Kapitel, welches von der Aufbringung der Mittel für die 
Unfallunterſtützungen handelt, iſt S. 433 nicht ganz zutreffend geſagt, daß 
„bei Baubetrieben im Allgemeinen entweder das Kapitaldeckungsverfahren 
oder das Prämienverfahren eintritt. Das Kapitaldeckungsverfahren gilt 
vielmehr nur für die eine Tiefbauberufsgenoſſenſchaft, nicht dagegen für 
die 12 Baugewerksberufsgenoſſenſchaften, da § 10 des Bau⸗UVG.'8 auf 
die nach dem induſtriellen Unfallverſicherungsgeſetze verficherungspflichtigen 
Bauarbeiten keine Anwendung findet (vgl. § 48 a. a. O.). S. 435 ſpricht 
Weyl bei Erörterung des Kapitaldeckungsverſahrens allerdings nur von 
der Tiefbauberufsgenoſſenſchaft. S. 440 wäre es erwünſcht geweſen, wenn 
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kurz auf die beſtrittene Frage der Zuſtändigkeit zur Entſcheidung bei der 
Haftung des Bauherrn im Falle der Inſolvenz des Bauunternehmers 
(S 27 des Bou: DI. "al eingegangen worden wäre. 

Ein doppelter Reſervefonds, nämlich neben demjenigen der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt auch ein ſolcher der Verſicherungsanſtalt, iſt nicht nur bei der 
Tief bauberufsgenoſſenſchaft, wie Weyl S. 507 annimmt, ſondern auch 
bei den Baugewerksberufsgenoſſenſchaften obligatoriſch (SS 17 Abſ. 2 u. 48 
Nb. 1 des Bau- G.“). 

Der Begriff der „Regiebauten“, welche bei den Verſicherungsanſtalten 
zu verſichern ſind, iſt von Weyl S. 510 nicht ganz klar dargeſtellt. 
Weyl definirt: „Regiebauten, d. h. ſolche Bau betriebe, welche nicht 
für einen Bau betrieb unternehmer, ſondern für einen einzelnen Bau: 
unternehmer ausgeführt werden“. Zunächſt find „Regiebauten“ keine Bau— 
betriebe, ſondern Bauarbeiten, und zwar ſolche, welche nicht für 
(richtiger von) einen Bau bet rie bs unternehmer (richtiger Baug e twe r bc 
treibenden in ſeinem gewerbsmäßigen Baubetriebe) ausgeführt werden. 
Den Hauptfall der „Regiebauten“ bildet, daß ein Bauherr den Bau — 
ohne Uebertragung an einen Baugewerbetreibenden — ſelbſt durch ange: 
nommene Arbeiter oder Taglöhner ausführen läßt. 

Bei den Ausführungen unter III S. 512 und 513 hat Weyl nur 
an die Regiebauarbeiten gedacht, dagegen die ſogenannte Kleinmeiſter— 
verſicherung außer Betracht gelaſſen, auf welche die Unterſcheidung zwiſchen 
Arbeiten unter und über ſechs Tagen nicht paßt. 

Außerdem möchte ich noch auf einige weitere Punkte bei der Tarz 
ſtellung des Unfallverſicherungsrechts kurz hinweiſen. Im Gegenſatz zu 
Weyl S. 2360 muß behauptet werden, daß der Begriff der Erwerbs- 
unfähigkeit im Sinne des Unfallverſicherungsrechts ſich mit demjenigen 
des Krankenverſicherungsrechts nicht deckt. Wenn man im Kranken⸗ 
verſicherungsrecht auf den bisherigen Beruf des Erkrankten beſonderes Ge— 
wicht legt, weil man letzterem nicht zumuthen kann, ſich innerhalb der 
kurzen Zeit, während welcher die Krankenkaſſe Unterſtützungen leiſtet, in einen 
neuen Berufszweig einzuarbeiten, trifft dieſer Geſichtspunkt für die Un⸗ 
fallverſicherung nicht zu, da man hier einem Verletzten, welcher meiſt viele 
Jahre hindurch, oft lebenslänglich, eine Rente bezieht, wohl die Ein⸗ 
arbeitung in einen fremden Berufszweig zumuthen muß. Danach iſt, wie 
auch das Reichs⸗Verſicherungsamt in ſtändiger Rechtſprechung (zu val. 
Handbuch der UV. 2. Aufl. Anm. 34 zu § 5 des UVG.'8) angenommen 
hat, bei Beurtheilung der Erwerbsfähigkeit eines Verletzten auf die Fähig⸗ 
keit zu ſehen, welche der Verletzte auf dem geſammten Arbeitsmarkt nach 
ſeinen geſammten Kenntniſſen und körperlichen wie geiſtigen Fähigkeiten 
beſitzt. Allerdings wird dieſer Grundſatz auf dem Gebiete der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Unfallverſicherung nicht mit voller Schärfe angewendet. 

Mit Unrecht verlangt Weyl S. 368 zu 2a für den Begriff des 


Literatur. 175 


Betriebsunfalls einen Zuſammenhang zwiſchen der beſonderen Gefähr⸗ 
lichkeit des Betriebes und dem Unfall. Er ſtellt ſich hiermit in Wider⸗ 
ſpruch mit der Rechtſprechung des Reichs⸗Verſicherungsamtes, welche für 
die Annahme eines Betriebsunfalles den Nachweis der Einwirkung beſon⸗ 
derer, dem betreffenden Betrieb eigenthümlicher Gefahren nicht verlangt. 
Nach den Unfallverſicherungsgeſetzen iſt Entſchädigung nicht nur in den 
Fällen der Schädigung durch beſon dere Betriebsgefahren zu gewähren, 
ſondern für die Folgen aller bei dem Betriebe ſich ereignender Unfälle. 

Auf S. 380 Ziff. V 1b B wäre unter den mit dem Rechtsmittel 
des Rekurſes anfechtbaren Entſcheidungen des Schiedsgerichts auch der Fall 
der an die Stelle einer dauernden Rente tretenden Krankenhausbehandlung 
zu erwähnen geweſen. 

Im Falle der Beendigung des Anſpruchs des Entſchädigungsberech⸗ 
tigten durch deſſen Tod nimmt Weyl S. 394 ff. die Nothwendigkeit eines 
neuen Feſtſtellungsverfahrens gemäß § 65 des UVG.“ an, fo daß auch in 
dieſem Falle die Aufhebung der Rentenzahlung erſt vom Tage der Zu⸗ 
ſtellung des neuen Beſcheides in Wirkſamkeit treten müßte. Mit Unrecht. 
Ein neues Feſtſtellungsverfahren iſt in dieſem Falle nicht erforderlich. Es 
ergibt fih dies fon aus der Vorſchrift des § 5 Abſ. 2 des 1NG.’Z, wo: 
nach eine Rente nur für „die Dauer der Erwerbsunfähigkeit“, alſo höchſtens 
auf Lebenszeit, zu gewähren iſt und Heilungskoſten nach dem Tode des 
Verletzten nicht mehr erwachſen. 

Bei Eröterung der anſpruchsberechtigten Subjekte ($ 84) ©. 401 find 
die Rechtsnachfolger der Verletzten überſehen worden. Dieſe können die 
bis zum Todestage ihres Erblaſſers rückſtändigen Leiſtungen in Anſpruch 
nehmen. Stirbt z. B. ein Verletzter nach Ertheilung eines Ablehnungs⸗ 
beſcheides, ſo ſind deſſen Erben zur Einlegung der Berufung und des 
Rekurſes berechtigt. Wird in höherer Inſtanz der Entſchädigungsanſpruch 
anerkannt, ſo ſind die Erben bezüglich derjenigen Beträge, welche auf die 
Zeit von Ablauf der Karenzzeit bis zum Todestage entfallen, anſpruchs⸗ 
berechtigt. 

Das Recht, Rekurs bei dem Verſicherungsamt einzulegen, ſteht dem 
Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft ausſchließlich zu, nicht wie S. 488 
geſagt wird: „der Regel nach“ (val. § 63 ADİ. 1 NBG., § 68 Abi. 1 
LUVG., § 71 Abſ. 1 See⸗UVG.). 

Aus dem Gebiete der Invaliditäts⸗ und Alters verſicherung 
möge nur hervorgehoben werden, daß Weyl S. 652 mit Unrecht im 
Gegenſatz zu Boſſe und v. Woedtke I S. 224 und Landmann: 
Raſp S. 134 die Invalidenrente auf jeden Fall ausſchließt, wenn der 
Verletzte eine Unfallrente erhält. Nach § 9 ADİ. 2 Satz 2 des J.⸗ und 
ADG.3 begründet eine durch einen Unfall herbeigeführte Erwerbsunfähig⸗ 
keit den Anſpruch auf Invalidenrente nur inſoweit, als nicht nach 
den Beſtimmungen der Unfallverſicherungsgeſetze eine Rente zu leiſten iſt. 
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Dieſe Beſtimmung iſt von großer praktiſcher Bedeutung für die Karenz⸗ 
zeit, innerhalb welcher Unfallrente nicht zu zahlen iſt, und für den aller⸗ 
dings ſeltenen Fall, daß die Invalidenrente höher iſt als die Unfallrente. 

Durch die vorſtehenden Bemerkungen zu den Einzelausführungen des 
Verfaſſers ſoll der Werth der auf außerordentlichem Fleiß beruhenden ge⸗ 
ſammten Arbeit nicht herabgeſetzt werden, fie find lediglich dazu beſtimmt, 
bei einer neuen Auflage des Lehrbuches berückſichtigt zu werden. 

Schließlich ſei noch bemerkt, daß Weyl die vorhandene Literatur 
eingehend benutzt und angeführt hat, ſowie daß dem Werk ein ausführ⸗ 
liches Quellen- und Sachregiſter beigegeben ift, welches den Gebrauch 
weſentlich erleichtert. 


Berlin⸗ Charlottenburg. Ludwig Lass. 


XI. Illoyale Konkurrenz und Markenſchutz. 
Eine Studie aus dem Immaterialgüterrechte unter 
rechtsvergleichender Berückſichtigung der öſterreichi— 
ſchen und deutſchen Geſetzgebung. Von Dr. J. 
U. Heinrich Mittler jun. gr. 8. (XII und 
254 S.) Wien 1896, Manz'ſche Hofbuchhandlung. 


Der Verfaſſer hat ſeine Arbeit in zwei Theile getheilt, in dem erſten 
beſpricht er die Stellung des Markenrechts und die Lehre vom unlauteren 
Wettbewerb im Syſtem des allgemeinen Civilrechts, im zweiten gibt er 
eine etwas breite Beſprechung des deutſchen Geſetzes zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs unter Heranziehung der vorhandenen analogen 
Beſtimmungen des öſterreichiſchen Rechts. 

Der Verfaſſer betont ganz richtig die Nachtheile, die jede Spezial⸗ 
geſetzgebung hat und die oft dazu führen, daß durch derartige Geſetze ein 
größerer Schaden verurſacht, als abgewehrt wird. Er behauptet, daß der 
Kampf gegen den unlauteren Wettbewerb auf Grund des beſtehenden Civil⸗ 
rechts hätte aufgenommen werden können. Seinem vielfach gegen die 
Praxis ausgeſprochenen Tadel kann ich jedoch nicht völlig zuſtimmen, da 
meiner Meinung die deutſche Praxis mit Recht fordert, daß ihr die Theorie 
den Weg weiſt, auf dem ſie mit dem beſtehenden Rechte den vorhandenen 
Schäden beikommen kann. Was hier Mittler ſelbſt bietet, kann die 
Praxis nicht fördern. Er will durch die Lehre vom Schadenderſatze ders 
ſelben das Hilfsmittel bieten, das fie nur zu ergreifen brauche, um die 
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ſämmtlichen in Betracht kommenden Fragen zu löſen, und er tadelt die deut⸗ 
ſchen und öſterreichiſchen Gerichte herb, daß ſie ſich dieſes einfachen Mittels 
nicht bedient haben. Die Gerichte find aber im Gegentheil dafür zu loben, 
daß fie dies nicht gethan haben; denn mit der Schadendserſatzlehre allein ift 
den bezüglichen Fragen überhaupt nicht beizukommen. Der augenſcheinlich 
von Mittler angenommene Satz, daß der, welcher einem anderen vor⸗ 
ſätzlich oder verſehentlich Schaden zufügt, erſaßpflichtig iſt, iſt in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig. Nur der, der einem anderen widerrechtlich 
Schaden zufügt, iſt erſatzpflichtig. — Die Hauptfrage, um die ſich alles 
dreht, welcher Konkurrent widerrechtlich handelt, und warum er dies in 
dem einzelnen Falle thut, läßt Mittler gänzlich unbeantwortet. — Hier 
hat meiner Meinung die von Mittler ſo ſcheel angeſehene Praxis des 
Reichsgerichts viel mehr geleiſtet. Sie konſtatirt auf Grund des § 1 der 
Gewerbeordnung ein Privatrecht auf Gewerbefreiheit, d. h. auf ungeſtörten 
Gewerbebetrieb gegen widerrechtliche Eingriffe Dritter (Entſch. des RG. 
Bd. XXII S. 93, und Bd. XXVIII S. 238 und ferner bei Bolze 
Bd. XIX S. 117). Die einzelnen Gruppen widerrechtlicher Eingriffe ſyſte⸗ 
matiſch feſtzuſtellen und die Grenzen der erlaubten und unerlaubten Kon⸗ 
kurrenz zu kennzeichnen, das iſt die Aufgabe der Wiſſenſchaft und Praxis, 
zu deren Löſung das Mittler'ſche Werk jedoch keinen Beitrag liefert. 

Verdienſtlich iſt es dagegen, daß der Verfaſſer die übrigens ſchon von 
verſchiedenen Seiten erhobene Forderung, daß das Markenrecht nicht von 
dem übrigen Privatrecht abgeſondert behandelt, ſondern als Theil deſſelben 
angeſehen wird, ausführlich von Neuem vertheidigt. Auch dieſe Frage iſt 
nunmehr wenigſtens für die deutſche Praxis erledigt, da das Reichsgericht 
ſeinen früheren unhaltbaren Standpunkt aufgegeben und in einer neuer⸗ 
lichen Entſcheidung vom 16. Januar 1897 die Unterordnung des Waaren⸗ 
zeichengeſetzes unter die Regeln des allgemeinen Civilrechts als Rechts⸗ 
grundſatz klar und prinzipiell ausgeſprochen hat. 

Der zweite Theil des Buches iſt, wie ſchon geſagt, eine etwas weit⸗ 
ſchichtige kommentarähnliche Beſprechung des neuen deutſchen Geſetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb, die dem Kenner der Frage nichts Neues bietet. 
Mittler ſteht im Allgemeinen den geſetzlichen Beſtimmungen etwas fleps 
tiſch gegenüber und plädirt meiſtens für eine einengende Interpretation 
des Geſetzes. Bei der bekannten Abneigung der deutſchen Gerichte gegen 
die Anwendung neuer Geſetze halte ich die Furcht vor zu weit gehender 
Auslegung für unbegründet. In Wirklichkeit iſt das Gegentheil bereits 
eingetreten. 

Im Einzelnen möchte ich hier nur noch Folgendes bemerken: 

Bei der Reklame hält der Verfaſſer zu große Uebertreibungen für 
nicht geeignet, die Abnehmer zu täuſchen und deshalb das Geſetz auf ſolche 
Fälle nicht für anwendbar. In dieſer Allgemeinheit iſt dies nicht richtig. 
Mittler hat eine zu große Vorſtellung von der Intelligenz der Käufer. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 12 
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Es iſt unglaublich, durch welche thörichte Mittel oft ſonſt gar nicht dumme 
Leute zum Kaufe veranlaßt werden. 

Sehr richtig hebt er dagegen den Widerſpruch zwiſchen $ 6 und 
§ 7 des Geſetzes hervor und folgert aus der Fortlaſſung der Worte „zum 
Zwecke des Wettbewerbs“ im $ 7, daß aus dieſem letzten Paragraphen 
weitere civilrechtliche Folgen hergeleitet werden müſſen wie aus $ 6. Sicher 
ift derjenige, der wider beſſeres Wiſſen über das Erwerbsgeſchäft 
eines anderen ꝛc. unwahre Behauptungen thatſächlicher Art auſſtellt oder 
verbreitet, welche geeignet find, den Betrieb des Geſchäfts zu ſchädigen, 
dem Geſchädigten ſchadenserſatzpflichtig, auch wenn die Behauptungen nicht 
zu Zwecken des Wettbewerbes aufgeſtellt ſind. 

Den Konflikt zwiſchen einer älteren gemäß § 15 des Waarenzeichen⸗ 
geſetzes geſchützten Ausſtattung und dem ſpäter eingetragenen dieſer Aus⸗ 
ſtattung nachgebildeten Waarenzeichen löſt der Verfaſſer irrig mit Selig⸗ 
ſohn und Anderen dahin, daß die Ausſtattung dem eingetragenen Waaren⸗ 
zeichen weichen müſſe. Mit Recht hat das Reichsgericht (Blatt für Patent, 
Muſter und Zeichenweſen 1896 S. 770) umgekehrt entſchieden. Benutzt 
der eingetragene Inhaber ein ſolches Waarenzeichen als Ausſtattung, ſo 
macht er ſich ſtrafbar; die Eintragung ſchützt ihn nicht. 

Berlin. Rausnißz. 


III. Deutſche Juſtiz-Statiſtik. Bearbeitet vom 
Reichs⸗Juſtizamt. Jahrgang VII. 8. (VIII und 
303 S.) Berlin 1895, Puttkammer & Mühlbrecht. 


Die Einrichtung der deutſchen Juſtizſtatiſtik, welche ſich auf die 
Gerichtsverfaſſung, Rechtsanwaltſchaft und das Verfahren (Civilprozeß, 
Strafprozeß, Konkurs) erſtreckt, darf als bekannt vorausgeſetzt werden. 
Die leitenden Grundſätze find in den Jahrg. I und II der Juſtizſtatiſtit 
(1883 und 1885) dargeſtellt. Der vorliegende Band enthält die Zahlen⸗ 
angaben für Gerichtsverfaſſung und Rechtsanwaltſchaft nach dem Stande 
vom 1. Januar 1895, bezüglich des Verfahrens aber für die Geſchäftsjahre 
1892 und 1893 mit vergleichendem Rückblick auf die Durchſchnittsergeb⸗ 
niſſe in den Perioden 1881—1885 und 1886— 1890. Mit Bezug auf 
handelsrechtliche Verhältniſſe ſei hervorgehoben, daß von den 172 Land⸗ 
gerichten im Deutſchen Reich 66 (am 1. Januar 1893 nur 62) mit 
Kammern für Handelsſachen verſehen waren; die Zahl dieſer Kammern 
betrug 107 (am 1. Januar 1893 nur 101), wovon nur 12 ihren Sitz 
nicht am Landgerichtsorte haben. Die Zahl der Civilkammern iſt mit 
451 angegeben. Der Antheil der Kammern für Handelsſachen iſt in 
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ſtetigem Wachſen begriffen; nur hinſichtlich ihrer Betheiligung an der 
Erledigung der ordentlichen Prozeſſe macht fih feit 1891 eine kleine Ab- 
nahme fühlbar. In den Jahren 1892 und 1893 kamen etwas mehr als 
ein Drittel aller vermögensrechtlichen, zur Zuſtändigkeit der Landgerichte 
gehörigen Sachen an dieſe Kammern, obwohl dieſelben noch nicht ein 
Fünftel aller mit Civilprozeſſen beſchäſtigten Abtheilungen der Landgerichte 
repräſentiren, ein Verhältniß, welches ſich wohl daraus erklärt, daß 
Kammern für Handelsſachen gerade an den Verkehrscentren beſtehen, wo 
fih die Prozeſſe häufen; leider ift nicht erfichtlich, in welchem Maße ihre 
Urtheile zu Berufungen Anlaß geben. Die Konkurſe haben in den Jahren 
1885—1892 zugenommen, die Zahl der Zwangsvergleiche dagegen hat ſich 
etwas vermindert. 


Kiel. Kleinfeller. 


XIII. Ascoli, Prospero. La moratoria ed il 
concordato preventivo. 8. (XVIII e 406 p.) 
Milano 1896, Hoepli. 


Die beiden Rechtsbegriffe, welche Ascoli einander gegenüberſtellt, 
werden S. 74 — 76 in folgender Weiſe umſchrieben: Moratorium ift ein 
vollkommen geſetzmäßiger Aufſchub, welcher dem Kaufmann zur Erfüllung 
ſeiner Verpflichtungen unter beſtimmten Umſtänden gewährt wird. Con- 
cordato preventivo iſt ein Vertrag zwiſchen dem Schuldner und ſeinen 
durch eine beſtimmte Mehrheit vertretenen Gläubigern, welcher während 
der Dauer eines Moratoriums unter Prüfung und Genehmigung des Ge⸗ 
richts zu dem Zwecke abgeſchloſſen wird, die Konkurseröffnung und ihre 
Wirkungen zu vermeiden, fo daß an die Stelle der gerichtlichen Ausein⸗ 
anderſetzung eine freundſchaftliche Auseinanderſetzung tritt, wobei die 
Gleichheit der Gläubiger ſoweit aufrecht erhalten wird, als nicht geſetzliche 
Gründe für eine Bevorzugung beſtehen. Das geſetzgeberiſche Motiv für 
beide Einrichtungen, von welchen die erſtere geltendes Recht in Italien iſt, 
die andere von der Kommiſſion für die Reviſion des italieniſchen Handels⸗ 
geſetzbuches vorgeſchlagen wurde, liegt gleichmäßig in dem Beſtreben, dem 
Schuldner die Fortführung ſeines Geſchäftes zu ermöglichen und mit ſeinem 
Ruin zugleich die daraus folgende Schädigung ſeiner Gläubiger, insbeſon⸗ 
dere den Zuſammenbruch anderer Unternehmungen zu verhüten. Dort 
beim Moratorium iſt der Zahlungsaufſchub Selbſtzweck, hier beim Kon⸗ 
kordat nur Mittel zum Zweck. Der von Ascoli in allen Einzelheiten 
durchgeführte Vergleich fällt aber zu Gunſten des Konkordats aus. Das 
ökonomiſche Bedürfniß nach derartigen Hilfsmitteln wird durch die weite 
Verbreitung der Moratorien ſeit dem 16. Jahrhundert bewieſen. Ueber 


180 Literatur. 


die ſchlimmen Folgen derſelben belehrt uns Ascoli beſonders durch das 
Beiſpiel der franzöſiſchen Geſetzgebung aus den Jahren 1870 und 1871, 
wo das allgemeine Moratorium zu vollſtändiger Geſchäftsſtockung und zur 
Nothwendigkeit fortwährender Verlängerung von einem Termin zum an⸗ 
deren führte, da auch die Zahlungsfähigen die vorhandenen Baarmittel 
aufbewahrten, um damit auf die Kursveränderung des Papiergeldes zu 
ſpekuliren. Dagegen zeigt Verfaſſer, wie man bei einem 1893 auf Sizilien 
ausgebrochenen wirthſchaftlichen Nothſtand die ſchlimmen Folgen eines 
allgemeinen Moratoriums durch geeignete Beſchränkungen vermied. Die 
Rechtfertigung für die geſetzliche Zulaſſung ſolcher Ausnahmemaßregeln 
findet Ascoli in der Rückſicht auf die Gläubiger ſelbſt und auf die 
Arbeiter, welche in den vom Zuſammenbruch bedrohten Betrieben beſchäftigt 
find. Den Einwand, daß ſolche Maßregeln ſchlimmer wirken als die 
Konkurseröffnung, und daß die Furcht vor dem Konkurs der Anfang der 
kaufmänniſchen Klugheit ſei, entkräftet er durch den Hinweis auf die 
Gefahr, daß in Ermangelung geſetzlicher Mittel zur Verhütung des Kon⸗ 
kurſes die Gläubiger ſich ſelbſt helfen und daß dabei der Rückſichtsloſeſte 
am meiſten erreiche. 

Der Berichterſtatter glaubt dieſe legislatoriſchen Erwägungen aus 
dem übrigen Inhalte des Buches hervorheben zu müſſen, weil ſie ihm für 
ein Rechtsgebiet wie das Deutſche Reich, welchem beide Einrichtungen 
fehlen, von beſonderem Intereſſe zu ſein ſchienen. 


Kiel. Kleinfeller. 


XIV. Sraffa, Angelo. Il fallimento delle so- 
‘cietà commerciali. 8. (359 p.) Firenze 
1897, fratelli Cammelli. 


Innerhalb der Grenzen feiner Aufgabe: Der Konkurs der Handels⸗ 
geſellſchaften nach dem italieniſchen Handelsgeſetzbuch erörtert der Verfaſſer 
ſehr gründlich die Vorausſetzungen des Geſellſchaftskonkurſes, die Wirkungen 
der Konkurserklärung gegenüber der Geſellſchaft, den Geſellſchaftern und 
dritten Perſonen, endlich die Möglichkeit eines Moratoriums und eines 
Konkordats. Sraffa unterſcheidet vier Syſteme der Konkursgeſetzgebung: 
1. die Möglichkeit des Konkursverfahrens ift durch die Kaufmannseigen⸗ 
ſchaft des Schuldners und bei Geſellſchaften durch die handelsrechtliche 
Natur derſelben bedingt (Frankreich, Italien); 2. das Konkursverfahren 
ift ohne Rückſicht auf die Kaufmannseigenſchaft des Schuldners möglich 
(Deutſches Reich); 3. es wird zwiſchen kaufmänniſchem und bürgerlichem 
Konkurs unterſchieden (Oeſter reich); 4. von der allgemeinen Möglichkeit 
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des Konkursverfahrens wird nur eine Ausnahme, nämlich für Geſellſchaften 
mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, gemacht, welche einem beſonders gearteten 
Liquidationsverfahren unterliegen (England). Dieſe Ueberſicht gibt Sraffa 
Veranlaſſung zu einer Ausführung über die Nothwendigkeit beſonderer 
Rechtsſätze — welche in einzelnen Staaten auch beſtehen — für Geſell⸗ 
ſchaften, mit deren Beſtand ein öffentliches Intereſſe verbunden iſt, wie 
Eiſenbahngeſellſchaften, Panamageſellſchaft, große Banken und ähnliches. 
Eingehend beſpricht Sraffa die Meinungsverſchiedenheit über die Frage, 
ob die Möglichkeit eines ſelbſtändigen Konkurſes der Handelsgeſellſchaften 
und ihre juriſtiſche Perſönlichkeit in einem gegenſeitigen Bedingungsver⸗ 
hältniß ſtehen; er ſelbſt nimmt an, daß aus dem einen logiſch das andere 
folge. Ferner vertritt er auf Grund des italieniſchen Geſetzes die Meinung, 
daß die in Konkurs gerathene Handelsgeſellſchaft nicht von Rechtswegen 
durch die Konkurseröffnung aufgelöſt werde, ſondern daß die Auflöſung 
nur dann eintrete, wenn aus Anlaß der Konkurseröffnung ein Theilhaber 
von ſeinem Rechte, die Auflöſung zu beantragen, Gebrauch mache oder 
wenn der Konkurs zur vollſtändigen Vertheilung des Vermögens geführt 
habe. Dieſe kurzen Mittheilungen aus dem Buche mögen zugleich zeigen, 
daß daſſelbe trotz der Beſchränkung auf ein einzelnes Rechtsgebiet auch 
über die Grenzen dieſes Gebietes hinaus Intereſſe beanſpruchen kann. 


Kiel. Kleinfeller. 
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II. 
Der Eigenthumsübergang beim Kommiſſionseinkauf nad 
dem Inkrafttreten des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Von 


Herrn Dr. jur. et phil. Erich Jung, Privatdozenten der 
Rechte an der Univerſität Gießen. 


Auch das neue Handelsgeſetzbuch hat, wie das alte, 
davon abgeſehen, über den Eigenthumserwerb des Kommit: 
tenten beſondere Vorſchriften zu treffen; es bewendet daher 
bezüglich dieſes Eigenthumserwerbs bei den allgemeinen 
Grundſätzen des bürgerlichen Rechts ). 

Für eine abgegrenzte Gruppe von Fällen der Einkaufs⸗ 
kommiſſion, allerdings für eine beſonders häufige und be: 
ſonders wichtige, für den kommiſſionsweiſen Einkauf von 
Werthpapieren, enthält das Depotgeſetz eine ausdrückliche 
Beſtimmung über das Eigenthum am Kommiſſionsgut. Nach 
S 7 Satz 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1896, betreffend die 
Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werth— 
papiere, ſoll das Eigenthum an den kommiſſionsweiſe ange⸗ 
kauften Werthpapieren mit der Abſendung des Stückever⸗ 
zeichniſſes auf den Kommittenten übergehen. Der zweite 


1) Denkſchrift des Bundesraths, Guttentag'ſche Ausgabe S. 254. 
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Satz des Abſ. 1 des § 7 beſagt dann, daß die Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts, nach welchen der Uebergang des 
Eigenthums ſchon in einem früheren Zeitpunkt eintritt, un- 
berührt bleiben ſollen. Jene Vorſchrift über den Eigen— 
thumsübergang hat alſo nur eine ziemlich begrenzte Trag— 
weite; ſie will nur im Fall der Abſendung eines Stücke— 
verzeichniſſes den ſpäteſten Zeitpunkt des Eigenthumserwerbs 
des Kommittenten feſtſetzen; jedenfalls trägt fie einen burd- 
aus poſitiven Charakter und enthält keine zu ſyſtematiſchen 
Folgerungen benutzbare Regel über das Eigenthum am 
Kommiſſionsgut . 

Es kommen alſo für dieſen Eigenthumsübergang auch 
bezüglich der im Depotgeſetz beſonders berührten Fälle von 
Einkaufskommiſſionen die Vorſchriften des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs über den Beſitz- und Eigenthumserwerb zur An— 
wendung. 

Und danach — ich ſtelle der Ueberſichtlichkeit halber 
die Behauptung, welche zu begründen die Aufgabe dieſer 
Ausführungen iſt, an die Spitze — iſt auf Grund der Be— 
ſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs im deutſchen Rechts— 
zuſtand nach dem 1. Januar 1898 als Regel anzuſehen, 
daß der Kommittent das Eigenthum an der Spezies direkt 
erwirbt, d. h. in dem Augenblick, in welchem der Kommiſſionär 
von dem Dritten Beſitz erwirbt; an der Spezies, d. i. an 
der ſpezialiſirten Sache; alſo nicht nur dann, wenn die Auf— 
tragsſache individuell beſtimmt iſt, ſondern auch dann, wenn 
der bloß generell beſtimmte Auftragsgegenſtand doch im 
Moment, wo ihn der Kommiſſionär erwirbt, aus beſonderen 
Umſtänden ſchon ſpezialiſirt, individualiſirt iſt; der Kom⸗ 
miſſionär hat z. B. nur einen einzigen Auftrag der beſtimmten 
Art zu erledigen, fo daß er ſofort diefe individuelle Stück— 
menge auf den einzelnen Auftrag bezieht, ſchon beim Erwerb 
die Individualiſirung vornimmt; es bedarf dazu, wie hier 
vorweg bemerkt werden mag, nicht unbedingt eines äußerlich 


2) Vgl. die amtlichen Begründungen, Heymann'ſcher Abdruck S. 97. 
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wahrnehmbaren Akts, wie der Bezeichnung, des Legens an 
einen beſonderen Platz. Iſt dagegen der Gegenſtand des 
einzelnen Kaufauftrags noch zur Zeit der Erwerbung des 
Beſitzes durch den Kommiſſionär nur generell bezeichnet, ſo 
kann von einem direkten Eigenthumserwerb des Kommittenten 
an dem in individueller Exiſtenz noch gar nicht vorhandenen 
Auftragsgegenſtand nicht die Rede ſein; ein Eigenthums⸗ 
erwerb durch den Kommittenten iſt erſt möglich nach der 
Individualiſirung. Aber — und das iſt die zweite Be⸗ 
hauptung — mit dieſer Individualiſirung ſind auch die 
Vorausſetzungen deſſelben gegeben; in dem Zeitpunkt, in 
welchem der Kommiſſionär die Individualiſirung der Kom⸗ 
miſſionswaare vornimmt, wird der Kommittent, durch con- 
stitutum possessorium “), Eigenthümer derſelben. 

Die Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches, die hier 
in Betracht kommen und mit denen wir uns daher zum 
Zwecke der Begründung der oben aufgeſtellten Behauptungen 
zu beſchäftigen haben, find die SS 929 und 930, über Tra⸗ 
dition und constitutum possessorium, ſowie die 88 854 ff. 
über den Beſitz, insbeſondere die SS 868 und 855. 

Der bisherige Stand der Frage nach dem Zeitpunkt 
des Eigenthumserwerbs des Kommittenten iſt der folgende. 

Die Verſuche, die Nothwendigkeit direkten Eigenthums⸗ 
erwerbs des Kommittenten aus den Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuchs ſelbſt herauszuleſen, kann man wohl 
ſämmtlich als mißlungen bezeichnen. Der Umſtand, daß der 
Art. 374 dem Kommiſſionär ein Pfandrecht am Kom: 
miſſionsgut einräume, verbunden damit, daß ein ſolches 
begrifflich nur an fremder Sache möglich ſei, beweiſt wohl 
noch nicht, wie man gewollt bat), die Nothwendigkeit direkten 
Eigenthumserwerbs des Kommittenten. Abgeſehen von der 


*) Wäre es nicht möglich, hierfür ein deutſches Wort einzuführen? 
Ich bringe in Vorſchlag „Eigenthumsentſagung“. 
Keyßner. 
3) Auerbach, Das neue Handelsgeſetzbuch S. 257. 
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etwas ſehr an „Begriffsjurisprudenz“ gemahnenden Natur 
dieſes Arguments), ift eine ſolche Beweisführung in dem 
auf dem neuen Handelsgeſetzbuch beruhenden Rechtszuſtand 
vollends abgeſchnitten durch den ausdrücklichen Zuſatz des 
§ 398, daß der Kommiſſionär, auch wenn er Eigenthümer 
des Kommiſſionsgutes iſt, rückſichtlich deſſelben den für die 
Pfandbefriedigung geltenden Vorſchriften unterſteht 5). Auch 
der Verſuch v. Kräwel's “), den direkten Eigenthumserwerb 
des Kommittenten aus Art. 52 in Verbindung mit Art. 298 
zu begründen, den Beauftragten dem direkten Vertreter 
gleichzuſtellen, iſt in dieſer Form wohl nicht überzeugend 
geweſen, jedenfalls nicht durchgedrungen ). Und eine Her: 
leitung ſchließlich der Nothwendigkeit direkten Eigenthums⸗ 


4) Vgl. Entſch. des ROHG.'s Bd. XVI S. 118; Entſcheidung vom 
9. Februar 1875; wo eine Stelle der Begründung ganz beſonders 
charakteriſtiſch iſt, wie mir ſcheint, für die ausgezeichnete, auf den 
Zweck losgehende, nicht aus Begriffen deduzirende Praxis des 
Reichsoberhandelsgerichts. ... An der Auffaſſung, daß der Rom: 
miſſionär, auch wenn er Eigenthümer des Kommiſſionsgutes ſei, 
doch rückſichtlich des Verkaufs zu eigener Deckung in der Regel 
nicht die Rechte des Eigenthümers, ſondern nur die des Pfand⸗ 
gläubigers geltend machen dürfe, müſſe das Reichsoberhandelsgericht 
feſthalten. „Allerdings kann der Kommiſſionär in allen den Fällen, 
in denen er Eigenthümer der eingekauften Waare geworden und 
auch dem Kommittenten gegenüber geblieben iſt, nicht Pfandrecht 
an ſeiner eigenen Sache haben. Es ſcheint alſo ein Wider⸗ 
ſpruch, daß ihm die Verkaufsrechte des Pfandgläubigers beigelegt 
werden. Dennoch hat dieſe Vorſchrift ihren guten Grund.“ 
Es wird ganz einfach ein logiſcher Grund durch einen teleologiſchen 
abgelehnt. 

5) Vgl. Denkſchrift S. 258. 

6) Kommentar zu Art. 369. 

7) Bal. z. B. Reichsgericht, Eutſch. Bd. J S. 314; Entſch. Nr. 116; 
daß an ſich nicht durch das Handeln im Auftrage ohne Verlaut⸗ 
barung deſſelben ein Anſpruch des Auftraggebers kraft fingirter 
Ceſſion entſtehe. Vgl. auch Bd. II S. 167, daß es ſeit der Zu⸗ 
läſſigkeit freier Stellvertretung keine actio quasi institoria mehr 
geben könne. 
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erwerbs des Kommittenten aus Art. 368 Abſ. 2°) konnte 
angeſichts der ausgeſprochenen Abſicht der Redaktoren des 
allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs, daß ſie mit jener 
Beſtimmung über die Forderungen keine prinzipielle Ent⸗ 
ſcheidung geben, ſondern die Entſcheidung über den Zeitpunkt 
des Eigenthumserwerbs des Kommittenten dem bürgerlichen 
Recht überlaſſen wollten ?), nicht gelingen !“); und das neue 
Handelsgeſetzbuch ſteht hierin (vgl. oben) ganz auf dem 
Standpunkt des alten. Daß prinzipiell und de lege ferenda 
die Beſtimmung des § 392 Abſ. 2 über den Erwerb der 
Forderungen für den Kommittenten allerdings meines Er: 
achtens einen weiter drängenden Grundſatz enthält, wird 
unten noch zu beſprechen ſein. 

Die Verſuche alſo, aus den Beſtimmungen des Handels⸗ 
geſetzbuchs ſelbſt die Nothwendigkeit des direkten Beſitz⸗ 
und Eigenthumserwerbs des Kommittenten herzuleiten, ſind 
mißlungen. Die Frage iſt lediglich nach den Grundſätzen 
des bürgerlichen Rechts zu entſcheiden; im bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand alſo nach dem zur Anwendung kommenden territorialen 
Recht; oder, wie das Reichsoberhandelsgericht fih ausdrückt 1), 
„damit das bis dahin rein perſönliche Recht des Kommit⸗ 
tenten in ein ſtärkeres Recht, insbeſondere Eigenthum, über⸗ 


8) Vgl. Auerbach a. a. O. S. 258. 

9) Protokolle der Kommiſſion zur Berathung eines allgemeinen deut⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuchs S. 1451, auch S. 1198 und 1442. 

10) Vgl. z. B. Reichsoberhandelsgericht, Entſch. Bd. XVI S. 212, 
Entſch. Nr. 60; „und darf daher auch die in Art. 368 Abſ. 2 
aufgenommene Beſtimmung, daß die dem Kommiſſionär aus ſeinen 
Abſchlüſſen mit Dritten erworbenen Forderungen im Verhältniſſe 
des Kommittenten zu ihm und ſeinen Gläubigern auch ohne Ab⸗ 
tretungen als Forderungen des Kommittenten zu gelten haben, 
nur als eine ſinguläre Beſtimmung zu Gunſten des 
Kommittenten, nicht als Ausfluß prinzipieller Feſtſtellung des 
Beſitz⸗ und Eigenthumsüberganges an den vom Kommiſſionär 
als ſolchem erworbenen körperlichen Vermögensobjekten betrachtet 
werden.“ 

11) Entſch. Bd. XIX Nr. 24 S. 80. 
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gehe, muß ein thatſächliches Moment hinzukommen, welches, 
da das Handelsgeſetzbuch nichts darüber beſtimmt, nach dem 
in dem betreffenden Lande geltenden bürgerlichen Recht ge— 
eignet iſt, Beſitz reſp. Eigenthum zu übertragen“. 

Mit den hier in Betracht kommenden landesrechtlichen 
Verſchiedenheiten und deren Folgen für den Uebergang des 
Eigenthums, mit dem preußiſchen Erforderniß der Willens: 
erklärung des Kommiſſionärs, die Sache nunmehr für den 
Kommittenten in ſeinem Gewahrſam halten zu wollen, mit 
dem Grundſatz des franzöſiſchen Rechts, daß alle Rechte, 
auch die dinglichen, durch die bloße Uebereinſtimmung der 
Parteien übergehen, mit der gemeinrechtlichen Streitfrage, 
ob für die Wirkſamkeit des Konſtituts das Vorhandenſein 
einer causa detentionis zu fordern ſei, oder nicht, brauchen 
wir uns nun nicht mehr zu beſchäftigen. Deshalb ſind aber 
die hierhergehörigen Ausführungen der Literatur noch nicht 
als antiquirt anzuſehen, oder wenigſtens zu einem großen 
Theile nicht. Erſtens beruhen die betreffenden Beſtimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuchs weſentlich auf dem gemeinen 
Recht; und ſoweit fih die Unterſuchungen mit dem „natür— 
lichen Thatbeſtand“ bei der Bewegung der Kommiſſions⸗ 
waare beſchäftigen, ſo ſind ſie noch ebenſo angebracht, wie 
im bisherigen Rechtszuſtand, da ſich in dieſer Beziehung das 
Kommiſſionsverhältniß weder der thatſächlichen Verkehrsübung 
nach, noch, abgeſehen von der im Depotgeſetz begründeten 
Pflicht zur Abſendung des Stückeverzeichniſſes, durch rechtliche 
Satzung geändert hat. 

Die Frage, mit der wir uns zu beſchäftigen haben, iſt 
nunmehr dieſe: iſt nach den Regeln des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs über den Beſitz- und Eigenthumserwerb, verbunden mit 
den aus der thatſächlichen Natur des Kommiſſionsgeſchäfts ſich 
ergebenden Abſichten der Betheiligten und ihren Beziehungen 
zum Kommiſſionsgut, anzunehmen, daß der Kommiſſionär 
auch an der individualiſirten Auftragsſache zunächſt für ſich 
Beſitz und Eigenthum erwirbt; ſo daß es zum Erwerb des 
Eigenthums durch den Kommittenten noch eines beſonderen 
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Aktes der Uebertragung ſeitens des Kommiſſionärs, entweder 
durch Konſtitut oder durch die ſchließliche reelle Uebergabe 
bei der Abwicklung des Auftrags, bedarf; 

oder iſt anzunehmen, daß der Kommiſſionär das Eigen⸗ 
thum an der im Auftrag gekauften Sache direkt, ohne da⸗ 
zwiſchen noch einmal ſich ſelbſt zum Eigenthümer zu machen, 
für ſeinen Auftraggeber erwirbt. Es iſt dies naturgemäß 
nur bei individualiſirter Auftragsſache möglich; iſt die Auf— 
tragsſache zur Zeit des Beſitzerwerbs des Kommiſſionärs 
nicht individuell beſtimmt, führt dieſer z. B. eine Reihe von 
Einkaufsaufträgen auf preußiſche Konſols gleichzeitig, auf 
einmal, aus, ſo kann der Gegenſatz beziehentlich unſere Frage 
nur folgendermaßen lauten. Macht der Kommiſſionär mit 
der Individualiſirung der Auftragsſache, mit der Feſtlegung 
eines individuellen Gegenſtandes für einen einzelnen Auftrag, 
den betreffenden Auftraggeber zum Eigenthümer, mit anderen 
Worten fällt das Konſtitut in den Augenblick der Individuali⸗ 
ſirung, oder individualiſirt der Kommiſſionär den generell 
beſtimmten Auftragsgegenſtand zunächſt für ſich, um für ſich 
Beſitz und Eigenthum an dem ſo abgeſonderten Kommiſſions⸗ 
gut zu erlangen, und bedarf es dann zum Erwerb des Eigen— 
thums an der Auftragsſache durch den Auftraggeber noch 
des entſprechenden weiteren Akts der Uebertragung, durch 
Konſtitut oder reelle Uebergabe. 

Daß vorgängige Individualiſirung der Auftragsſache 
die unumgängliche Vorausſetzung iſt der Verdinglichung des 
Rechts des Kommittenten, bedarf kaum einer näheren Er⸗ 
örterung. Dem dinglichen Recht, wie wir es kennen, iſt 
das Vorhandenſein eines räumlich exiſtirenden, konkreten 
Herrſchaftsſubſtrats, eine „natürliche“, nothwendige Voraus⸗ 
ſetzung; ich ſcheue mich keineswegs vor dieſem Ausdruck 
und befürchte durchaus nicht, damit in naturrechtliche Be— 
fangenheiten zu gerathen. Daß man von einem dinglichen 
Recht einer beſtimmten Perſon an einer beſtimmten Sache 
reden könne, dazu iſt vor allem nöthig eine Sache, eine 
wirklich, nicht nur dem Artbegriffe nach, in genere, exiſtirende 
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Sache; ein körperliches, einen beſtimmten Platz im Raum 
einnehmendes und damit der räumlichen, dinglichen Beherr— 
ſchung, überhaupt erft einen Gegenſtand bietendes Etwas !*). 
Das fehlt aber, wenn und ſolange die Auftragsſache nur 
eine nach Zahl, Maß oder Gewicht feſtgelegte iſt. Die 
Gattung exiſtirt eben nur in den Individuen !“). 

Die Art nun, wie die Vertheidiger der zweiten Meinung, 
nämlich daß der Kommittent das Eigenthum an der indi— 
viduell beſtimmten Sache ſofort und unmittelbar, das der 
generell beſtimmten Auftragsſache mit der Individualiſirung 
erwerbe, dieſe Meinung begründeten, iſt folgende. 

Was zunächſt das Verhältniß des Kommittenten zum 
Kommiſſionsgut betrifft, ſo iſt im gemeinen Recht anerkannt, 
daß die im Einkaufsauftrag und in der dadurch manifeſtirten 
Abſicht der Erwerbung liegende Beziehung zur Sache zum 
Erwerb des Beſitzes mit Hilfe eines Anderen, der die that: 
ſächliche Gewalt für den erſten ausübt, an ſich ausreicht !)), 
und alſo auch hier dem unmittelbaren Beſitz- und Eigenthums⸗ 
erwerb ſeitens des Kommittenten, inſoweit es auf deſſen 
Verhalten ankommt, nichts im Wege ſteht !“), mag man nun 
dieſe Beziehung nach der älteren Lehre den animus possidendi 


12) Unſer neues bürgerliches Recht hat dies bekanntlich, im Gegenſatz 
zu manchen Kategorien des römiſchen Rechts, wieder beſonders be⸗ 
tont; Bürgerl. Geſ. B. $ 90; Motive Bd. III S. 33. 
Eine gute Erläuterung dazu, wie unumgänglich dieſe „natürliche“ 
Vorausſetzung des dinglichen Rechtserwerbs iſt, bietet die That⸗ 
ſache, wie der Grundſatz des franzöſiſchen Rechts, „daß alle Rechte, 
auch die dinglichen, durch die bloße Uebereinſtimmung der Parteien 
übergehen“ (Zachariä-Dreyer, Franzöſiſches Civilrecht $ 180, 
7. Aufl. Bd. I S. 477), in Theorie und Praxis behandelt wird; 
ſo ſagt Puchelt (Zuſatz a. a. O.) ſehr beſtimmt, er ſei nur wahr 
für das Speziesgeſchäft, nicht ſür das Genusgeſchäft, und Dreyer 
ſetzt weiter hinzu, bei Rechten komme das Prinzip überhaupt nicht 
in Betracht. 
14) Vgl. übrigens dazu allgemein Schloßmann, Der Beſitzerwerb 
durch Dritte nach römiſchem und heutigem Recht, 1881. 
15) Windſcheid, Pandekten $ 155, 6. 
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nennen, mag man in ihr den „Apprehenſionsakt“ ſehen, 
oder mag man mit Bekker überhaupt einen Willensakt der 
Erwerbung nicht für ausnahmslos nöthig halten. 

Daß auch nach dem Recht des bürgerlichen Geſetzbuchs 
dieſe Beziehung des Kommittenten zur Sache zum unmittel⸗ 
baren Beſitz⸗ und Eigenthumserwerb ausreichen würde — 
vorausgeſetzt immer, was die Hauptfrage iſt und was der 
eigentliche Gegenſtand dieſer ganzen Unterſuchung iſt, daß 
nämlich der Kommiſſionär bei dem Erwerb als Beſitzvertreter 
anzuſehen ift —, iſt nicht zweifelhaft 16). 

Was nun den Beſitzerwerb des Kommiſſionärs, und 
die für den Eigenthumserwerb in Betracht kommenden Hand⸗ 
lungen des tradirenden Dritten betrifft, ſo fragt es ſich zu⸗ 
nächſt, wie verhält ſich der Dritte bei dieſem Eigenthums⸗ 
übertragungsvertrag zwiſchen ihm und dem Kommiſſionär, 
der von ihm kauft; muß wirklich, wie man behauptet hat, 
der Kommiſſionär ſchon um deßwillen das Eigenthum zunächſt 
für ſich erwerben, weil der Dritte mit ihm abgeſchloſſen habe 
und daher nur ihn zum Eigenthümer machen wolle, nicht 
den ihm unbekannten Kommittenten. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. b 

Das Intereſſe des Verkäufers ergreift Delen Verkauf 
und dieſe Perſon des Käufers; ſeine wirthſchaftliche Abſicht 
dabei iſt gerichtet auf den Preis; und gegen welche beſtimmte 
Perſon dieſer ſein Anſpruch auf Zahlung geht, weiß er und 
muß es wiſſen. Welche beſtimmte Perſon aber Eigenthümer 
der von ihm verkauften Sache wird, liegt regelmäßig ganz 
außerhalb feines bei dieſem Verkauf engagirten Geſchäfts— 
intereſſes !“). 


16) Vgl. die bei Reatz, Die zweite Leſung unter Gegenüberſtellung 
der erſten, referirten Verhandlungen der zweiten Kommiſſion über 
die Frage, ob als Erforderniß des Beſitzerwerbs der auf die Er⸗ 
langung der thatſächlichen Gewalt gerichtete Wille des Erwerbers 
im Geſetz aufzuſtellen fei; Bd. I S. 407 Anm. 3. Vgl. auch 
Denkſchrift zur Reichstagsvorlage S. 109. 

17) Vgl. Grünhut, Das Recht des Kommiſſionshandels, § 42 
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Die eben angeführte Argumentation trifft alſo für die 
Regel der Fälle ſchon nach der thatſächlichen Seite hin nicht 
zu; aber auch die rechtliche Konſequenz aus der ja immerhin 
im Einzelnen und auch künftighin möglichen Lage, daß der 
dritte Kontrahent bei der Tradition gerade den Kommiſſionär 
zum Eigenthümer der verkauften Sache machen will, erſcheint 
anfechtbar. 


Was zunächſt die rechtliche Lage bei dem regelmäßigen 
Fall betrifft, „daß der Wille des dritten Kontrahenten weder 
auf den Kommiſſionär, noch überhaupt auf eine individuell 
vorgeſtellte Perſönlichkeit als Erwerber des Eigenthums fixirt 
iſt“, ſo iſt es nicht zweifelhaft, daß die Giltigkeit der Eigen⸗ 
thumsübertragung durch einen ſolchen unbeſtimmten Willen 


S. 429: „wie es durch die Bequemlichkeit des Verkehrs geboten, 
daher auch allgemeine Regel iſt, daß ſein (des Dritten Kontrahenten) 
Wille weder auf den Kommiſſionär, noch überhaupt auf eine in⸗ 
dividuell beſtimmte Perfönlichkeit als Erwerber des Eigenthums 
fixixt ift (in incertam personam collocata voluntas), daß er 
zwar mit dem Willen, fein Eigenthum zu übertragen, dem Rom: 
miſſionär liefert, dieſem es aber durchaus überläßt, ob er für fit 
oder für einen Anderen erwerben will, da es ihm als Verkäufer 
vollkommen gleichgiltig iſt, wer durch die Tradition des Gutes, 
welche er mit dem Willen, ſich des Eigenthums daran zu ent⸗ 
äußern, vollzogen, das für ihn jedenfalls verlorene Eigenthum 
erworben habe“. Vgl. Schloßmann, Der Beſitzerwerb durch 
Dritte S. 167: „Bei Traditionen insbeſondere iſt ein Intereſſe 
des Tradenten, ob ſein Kontrahent oder deſſen Mandatar oder 
procurator Beſitz und Eigenthum an der Sache erlangt, nicht im 
Spiel.“ — Vgl. ferner Lenel, Stellvertretung und Vollmacht, 
in IJhering's Jahrbüchern Bd. XXXVI S. 43: „Den Beſitz⸗ und 
Eigenthumserwerb davon abhängig zu machen, daß der Vertreter 
dem Tradenten ſeine Vertreterqualität kundgegeben habe, hätte nur 
dann einen Sinn, wenn der Tradent ein Intereſſe an der Frage 
hätte, wer Beſitz und Eigenthum von ihm erwirbt. Dem Tradenten 
iſt aber in der Regel an der Perſon des Erwerbers nichts gelegen. 
Wohl liegt dem Verkäufer an der Perſon des Käufers, aber nur 
um des obligatoriſchen Verhältniſſes willen; ob dieſer Käufer die 
tradirte Waare für ſich oder für einen Anderen zu Beſitz und 
Eigenthum erwirbt, kann ihm vollſtändig gleichgiltig ſein.“ 
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des Uebertragenden nicht beeinträchtigt wird; insbeſondere 
auch dadurch nicht, daß der Uebertragende nicht weiß, ob der 
Empfänger für ſich oder für einen Anderen, und im letzteren 
Fall, ob er für diefe oder jene Perſon erwerben will 12); 
wie ſchon bisher nach gemeinem Recht, fo erft recht (val. ſo⸗ 
fort unten) für das neue bürgerliche Recht. 

Wollte dagegen der dritte Kontrahent bei der Tradition 
das Eigenthum des Gutes nur gerade dem Kommiſſionär 
übergeben — ein wie geſagt zwar möglicher, aber durchaus 
abnormer Fall, abnorm um ſo mehr, als regelmäßig ja doch 
der dem Dritten Gegenüberſtehende als Kommiſſionär, d. h. 
als ein gewerbsmäßig im Auftrag Anderer Kaufender bekannt 
fein wird —, jo war es nach gemeinem Recht zweifelhaft 19), 
ob dann ein unmittelbarer Erwerb des Kommiſſionsgutes für 
den Kommittenten möglich wäre. Es kommen hier vorzüglich 
die vielumſtrittenen Quellenſtellen J. 13 Dig. 39, 5 und 1. 37 
Dig. 41, 1 in Betracht !°), und es fragt ſich danach ins: 
beſondere, ob und welcher von beiden differirenden Willen, 
des Tradenten oder des Traditionsempfängers, erklärt worden 
iſt oder intern blieb. Wir brauchen uns mit der ziemlich um⸗ 
fangreichen Literatur der ſcheinbar widerſprechenden Stellen?“ 
nicht weiter zu beſchäftigen; für das neue bürgerliche Recht 
liegt die Sache, wie mir ſcheint, weſentlich einfacher. 
17a) Windſcheid, Pandekten Bd. I $ 172 Ziff. 4. Ihering, Mit: 

wirkung für fremde Rechtsgeſchäfte, Jahrbücher für Dogmatik, 

Bd. I S. 330. 

18) Doch vgl. Entſcheidung des Reichsgerichts, Civilſachen Bd. XXX 
Nr. 43: „. .. ſo ſchließt ſich das Reichsgericht der Anſicht der: 
jenigen Rechtslehrer an, welche für das gemeine Recht annehmen, 
daß der Stellvertreter bei einem ſich durch Tradition vollziehenden 
Eigenthumserwerbsgeſchäfte für den von ihm vertretenen Geſchäfts⸗ 
herrn Beſitz und Eigenthum erwerben kann, wenn nur der Stell⸗ 
vertreter im Einverſtändniſſe mit dem Geſchäftsherrn dieſen Willen 
hat, mag auch der Tradent den Stellvertreter zum Beſitzer und 
Eigenthümer zu machen beabſichtigen.“ 

19) Vgl. Windſcheid, Pandekten Bd. I $ 155 Anm. 7. 

20) Vgl. Grünhut a. a. O. Anm. 4, Anm. 6. 
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Es iſt dafür ſehr inſtruktiv, den Text der erſten Leſung 
des Entwurfs mit dem Geſetzestext zu vergleichen, beziehentlich 
mit den durch die zweite Kommiſſion vorgenommenen Aende— 
rungen, welche in den hier in Betracht kommenden Stellen 
endgiltig geblieben find. Der Entwurf I verlangt zum Eigen: 
thumsübergang durch Tradition eine in dem dinglichen Ver: 
trag enthaltene Willenserklärung der Vertragſchließenden, 
„daß das Eigenthum auf den Erwerber übergehen folle“ 2). 
Der Geſetzestext, § 929, beziehentlich ſchon die zweite Leſung, 
S 842, verlangt außer der Uebergabe nur, „daß beide darüber 
einig ſind, daß das Eigenthum übergehen ſoll“. Dieſe von 
der zweiten Kommiſſion getroffene Aenderung iſt offenbar 
nicht nur eine ſolche der Faſſung. In der neuen Form iſt 
die Beſtimmung weſentlich realiſtiſcher, entſprechend der ganzen 
Richtung der zweiten Kommiſſion; realiſtiſcher inſofern, als 
jener erklärte Wille in Richtung auf eine beſtimmte Perſon 
als den künftigen Eigenthumserwerber zum mindeſten in 
dieſer diſtinkten Geſtalt im Leben, in den Thatbeſtänden des 
Verkehrs, regelmäßig nicht gegeben ſein wird, ja, man könnte 
ſagen, eigentlich nur das Produkt bewußt juriſtiſchen Denkens, 
einer gewollten Abſtraktionsarbeit ſein kann??). Das Intereſſe 
des Tradenten, welches ja allein das die Willensrichtung Be— 
ſtimmende iſt, legt, wie oben beſprochen wurde, regelmäßig 
nicht mehr auch die Perſon des künftigen Eigenthümers feſt. 


21) $ 874: „Zur Uebertragung des Eigenthums an einer beweglichen 
Sache durch Rechtsgeſchäft iſt ein zwiſchen dem Eigenthümer und 
dem Erwerber unter Uebergabe der Sache zu ſchließender Vertrag 
erforderlich, welcher die Willenserklärung der Vertragſchließenden 
enthält, daß das Eigenthum auf den Erwerber übergehen ſoll.“ 

22) Ein Schritt iſt das auch, dieſe Umgeſtaltung der Tradition in der 
zweiten Kommiſſion, in dem Fortſchreiten von der dogmatiſchen 
Verehrung des abſtrakten Willens zu einer realiſtiſcheren Auf⸗ 
faſſungsweiſe, die mehr auf den konkreten Gehalt und das Richtung⸗ 
gebende dieſes Willens ſieht, mag man dies „ſubſtantielle Moment“ 
des Rechts nun faſſen wie man will: als „Nutzen, Gut, Werth, 
Intereſſe“ oder als „die praktiſche Verwirklichung, den Genuß“, 
oder mit welcher anderen Formel ſonſt. 
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Der Tradent zieht ſeinen Belit: und Eigenthümerwillen aus 
Anlaß dieſer Uebergabe aus der Sache zurück, und was dann 
mit dieſer geſchieht, überläßt er dem Empfänger, weil ſein 
Intereſſe regelmäßig nicht weiter engagirt iſt, und, ſelbſt wenn 
es das wäre, der neue Eigenthümer ja doch ſofort nach ge: 
ſchehener Tradition dieſes Intereſſe durch weitere Uebergabe 
verletzen könnte. Dem trägt die nunmehrige Faſſung des 
Geſetzes Rechnung; ſie verlangt nur Uebereinſtimmung dar⸗ 
über, „daß das Eigenthum übergehen ſoll“; und ſie bleibt 
damit, im Gegenſatz zur Faſſung des erſten Entwurfs, mit 
ihrer Thatbeſtandsbildung im Rahmen deſſen, was im „natür⸗ 
lichen Thatbeſtand“ gegeben iſt, was in den entſprechenden 
Verhältniſſen des Lebens auch wirklich da zu ſein pflegt. Es 
liegt alſo, wie ſchon berührt, bei einem normalen Abſpielen 
des Vorgangs bei der Tradition, nämlich bei einem die Per⸗ 
ſönlichkeit des neuen Erwerbers unbeſtimmt laſſenden Willen 
des Tradenten, auch nach neuem bürgerlichem Recht oder 
vielmehr erſt recht nach dieſem jedenfalls kein rechtliches 
Hinderniß vor, daß der Kommiſſionär das Eigenthum direkt 
für ſeinen Auftraggeber erwerbe. 

Sollte aber auch — und dies iſt die für unſere Frage 
weſentliche Konſequenz der neuen geſetzlichen Auffaſſung, 
durch welche die oben erwähnte Pandektenkontroverſe erledigt 
wird —, ſollte aber auch in einem einzelnen Falle der Tradent 
gerade den ihm Gegenüberſtehenden zum Eigenthümer machen 
wollen, und dieſer Wille differirt mit dem des Trabitions- 
empfängers, alſo z. B. dieſer, der Kommiſſionär, will ſofort 
für den Kommittenten erwerben, ſo iſt, falls nicht erklärter 
mutuus dissensus vorliegt, d. h. ein Eigenthumsübertragungs⸗ 
vertrag, die Einigung, überhaupt nicht zu Stande gekom⸗ 
men iſt, der Wille des Traditionsempfängers der maßgebende. 
Der Wille des Tradenten, gerade den Traditionsempfänger 
zum Eigenthümer zu machen, hindert nicht, daß der Traditions⸗ 
empfänger das Eigenthum für einen Anderen erwirbt ?“). 


23) Und damit glaubt die hier vorgetragene Begründung des direkten 
Eigenthumsübergangs dem noch von v. Hahn gegen die Grün⸗ 
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Daß der Wille des Traditionsempfängers im Fall des Dif— 
ferirens den Willen des Tradenten in der Beſtimmung des 
neuen Eigenthümers überwiegt, ergibt ſich aus folgender 
Erwägung. 

Das Geſetz verlangt zur vertragsmäßigen Uebertragung 
des Eigenthums an beweglichen Sachen Uebergabe und Eini— 
gung, „daß der Eigenthümer dem Erwerber die Sache über— 
gibt und beide darüber einig ſind, daß das Eigenthum über— 
gehen ſoll“ ($ 929). Das weitere Erforderniß neben der 
Einigung, zu welcher, wie erwähnt und wie aus dem aus— 
drücklichen Eingriff der zweiten Kommiſſion in die Faſſung 
klar erhellt, Uebereinſtimmung über eine beſtimmte individuell 
vorgeſtellte Perſon als den neuen Eigenthümer nicht gehört, 
das weitere Erforderniß des Eigenthumsübertragungsvertrags 
neben der Einigung iſt alſo die Uebergabe, „daß der Eigen: 
thümer die Sache dem Erwerber übergibt“. Und dieſes zweite 
Thatbeſtandsmoment der Tradition iſt dasjenige, welches die 
Perſon des neuen Eigenthümers feſtlegt, nachdem, wie og: 
ſagt, das erſte Moment, die Einigung, nach ausdrücklicher 
Beſtimmung des Geſetzes lediglich in der Einigung darüber 
beſteht, daß das Eigenthum übergehen ſoll. Da iſt aber 
dann kein Zweifel, daß hierfür, für die Frage, welche Perſon 
Beſitz erwirbt, nur das Verhalten des Traditionsempfängers, 
und nicht das des Tradenten entſcheidend ſein kann. Als 
näheres Kriterium des Beſitzerwerbs gibt das Geſetz?“ nur 
die ſehr allgemeine Kategorie der „Erlangung der thatſäch— 
lichen Gewalt“; d. h. ob Jemand die thatſächliche Gewalt 
erlangt hat, iſt „nach den Umſtänden des einzelnen Falles“ 


hut'ſche erhobenen Vorwurf zu entgehen, daß fie „wegen der Mög: 
lichkeit der Unbeſtimmtheit des Willens des dritten Kontrahenten 
betreffs der Perſon des Erwerbers dieſen Willen ganz ignorire“. 

24) Und auch dies nur als heranzuziehenden Anhaltspunkt, nicht als 
geſetzliche Feſtſtellung; denn ausdrücklich wollte die zweite Kom⸗ 
miſſion die Vorſchriften des erſten Abſchnitts des dritten Buchs 
auf die Regelung des Beſitzes als Vorausſetzung des Beſitzſchutzes 
beſchränkt wiſſen; Reatz a. a. O. S. 406 Anm. 1. 


va 
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zu entſcheiden??)). So viel aber ift zweifellos, daß es 
der thatſächlichen Natur des Beſitzes, deſſen Wechſel „nicht 
als begehrte Rechtswirkung rechtsgeſchäftlicher Willenserklä⸗ 
rungen, ſondern wie ein jeder thatſächliche Zuſtand als Folge 
einer Veränderung der realen Verhältniſſe eintritt” 25), doch 
offenbar im Innerſten widerſtreben würde, wenn der Wille 
des Tradenten in Bezug auf die Sache, nach der Uebergabe 
für dieſe erſichtlicher Weiſe ein gänzlich ideeller Faktor, als 
weiter maßgebend angeſehen würde. So erkennt auch Bekker 
für das Recht des bürgerlichen Geſetzbuchs?“ einen „Beſitz⸗ 
erwerb des Vertretenen ohne entſprechenden Willen des Tra⸗ 
denten“ an; „B kann als Vertreter des A von C Beſitz für 
A erwerben, auch wenn C von dem Vertretungsverhältniß 
nichts weiß und vielmehr den Beſitz auf B ſelber zu über: 
tragen meint“. Das heißt für unſere Frage, der Kommiſ—⸗ 
ſionär kann als Beſitzvertreter des Rommittenten — voraus⸗ 
geſetzt, daß er als ſolcher angeſehen werden kann, was gleich 
zu unterſuchen iſt — Beſitz und Eigenthum auch dann dem 
Kommittenten unmittelbar erwerben, wenn der Dritte bei 
der Tradition gerade ihn, den Kommiſſionär, zum Cigen- 
thümer machen wollte?“). 


25) Textausgabe mit Anmerkungen der Schriftführer der zweiten Kom⸗ 
miſſion zu § 854. 

26) Motive Bd. III S. 97. 

27) Der Beſitz beweglicher Sachen nach der zweiten Leſung des Ent⸗ 
wurfs, in Jhering's Jahrbüchern Bd. XXXIV S. 1 ff. 

28) Daß eine ſolche Regelung der durch die oben berührte gemeinrecht⸗ 
liche Kontroverſe bezeichneten Frage auch bisher ſchon, ſoweit ſie 
nach dem territorialen Recht poſitiv möglich war, die erſtrebte war, 
dazu vgl. z. B. Goldſchmidt, Handbuch § 66 S. 614: „Der 
bloße nicht ausgeſprochene Wille des Tradenten iſt nicht maß⸗ 
gebend;“ „liegt dagegen offener Diſſens zwiſchen dem Willen der 
Mittelsperſon und dem des Tradenten vor, ſo erwirbt die erſtere 
den Beſitz für wen ſie erwerben will.“ Dernburg, Lehrbuch 
des Preuß. Privatrechts 2. Aufl. $ 154 Anm. 2 a. E.: „Tradirt 
umgekehrt A die Sache dem B in der Meinung, daß dieſer ſie 
ſelbſt erwerben folle, B hat jedoch im Einverſtändniß mit C die 
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Von dem Verhalten dreier Perſonen und ihren Be— 
ziehungen zum Kommiſſionsgut im entſcheidenden Moment, 
dem Moment der Uebergabe, der Individualiſirung, hängen, 
wie oben ausgeführt, die Eigenthumsverhältniſſe an der Kom: 
miſſionswaare, beziehentlich der Zeitpunkt des Uebergangs des 
Eigenthums auf den Kommittenten ab. In dem Vorher— 
gehenden wurde dargethan: einmal, daß die im Auftrag 
dokumentirte Beziehung des Kommittenten zur Auftragsſache 
zum direkten Eigenthums- und Beſitzerwerb im Moment, wo 
der Kommiſſionär erwirbt oder individualiſirt, an ſich aus: 
reicht, daß in der Perſon des Kommittenten die Voraus: 
ſetzungen der Beſitzvertretung gegeben find, mag diefe nun 
durch „Beſitzdiener“ oder „Beſitzmittler“, wovon gleich, ge⸗ 
ſchehen. Zweitens wurde nachgewieſen, daß in dem Ber: 
halten des dritten Kontrahenten, insbeſondere in der That⸗ 
ſache, daß dieſer es bei der Tradition lediglich mit der Perſon 
des Kommiſſionärs zu thun hat, nicht, wie man behauptet 
hat, und jedenfalls nach dem Recht des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nicht, ein Hinderniß liegt für einen direkten Eigen: 
thumserwerb des Kommittenten an der individualiſirten 
Auftragsſache; daß demnach ein ſolcher Erwerb vielmehr 
lediglich von dem Verhalten des beſitzerwerbenden Kommiſ— 
ſionärs abhängt; und mit dieſem haben wir uns jetzt zu 
beſchäftigen. 

Grünhut kommt bezüglich des Verhaltens des Gin- 
kaufskommiſſionärs beim Erwerb des Kommiſſionsguts zu 


Abficht, den Beſitz unmittelbar feinem Vollmachtgeber C zu er: 
werben, ſo erlangt dieſer ſofort den Beſitz der tradirten Sache. 
Denn A hat den Beſitz unbedingt aufgegeben, C ihn durch B 
ergriffen; ein Grund, den Willen des B, auch wenn er dem A 
nicht erklärt iſt, zu ignoriren, exiſtirt nicht.“ 

Es könne, meinte ein Abgeordneter in der Nürnberger Kom⸗ 
miſſion (f. Grünhut S. 445), bei Entſcheidung der Frage nicht 
darauf ankommen, an wen der Verkäufer die verkaufte Sache und 
deren Eigenthum zu übertragen gewillt ſei, wohl aber darauf, für 
wen der Kommiſſionär Eigenthum zu erwerben beabſichtige. 
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folgender Anſicht??); der Kommiſſionär habe den der Tra- 
dition zu Grunde liegenden Kaufvertrag (causa traditionis) 
allerdings in eigenem Namen abgeſchloſſen; inſoweit ſtehe 
der Kommittent ganz außerhalb des abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrags; allein für den Beſitzerwerb ſei dies nicht ent: 
ſcheidend; das Subjekt des Abſchluſſes des Kaufvertrags könne 
von dem Subjekt des Beſitz⸗ und Eigenthumserwerbs rück⸗ 
ſichtlich der in Folge des Kaufvertrags übergebenen Waare 
verſchieden ſein; da der Kommiſſionär für Rechnung des 
Kommittenten handle, deſſen Wille aber ſeinem Intereſſe 
gemäß darauf gerichtet ſei, ſobald als möglich Beſitz und 
Eigenthum am Kommiſſionsgut zu erwerben, ſo erſcheine es 
als ein Gebot der bona fides für den Kommiſſionär, daß 
er den Willen, die Waare für ſich zu haben und zu behalten, 
den zur Erlangung von Beſitz und Eigenthum erforderlichen 
animus domini als dem Willen und Intereſſe des Kommit⸗ 
tenten widerſprechend nicht faſſe, daß er bei Vollziehung des 
Auftrags ſich nicht ſelbſt auch nur einen Augenblick als Eigen⸗ 
thümer der eingekauften und ihm übergebenen Spezies be⸗ 
trachte oder über dieſelbe zu ſeinen Zwecken verfüge. 

Dieſe Ausführungen Grünhut's ſcheinen mir, ſo richtig 
ſie im Einzelnen ſind, doch noch nicht ganz das zu beweiſen, 
was ſie wollen, nämlich daß bei der Spezies der Kommittent 
direkt das Eigenthum erwirbt; gerade im Sinne ſeiner Aus⸗ 
führungen, die ja auf einen diſtinkten Willen des Kommiſ⸗ 
ſionärs abſtellen, für einen Anderen, den Auftraggeber, zu 
erwerben, bedarf es im einzelnen Fall zum direkten Eigen⸗ 
thumserwerb des Kommittenten immer noch des Umſtandes, 
daß der Kommiſſionär dieſen Willen auch wirklich faſſe. Jene 
Umſtände, welche einen möglichſt baldigen und daher ſo⸗ 
fortigen Beſitz⸗ und Eigenthumserwerb des Kommittenten er: 
fordern, find immerhin nur als Motive für den Kommiſ— 


29) Vgl. Recht des Kommiſſionshandels, § 42, Das Eigenthum am 
Kommiſſiondsgut; ſowie in Endemann's Handbuch Bd. III: 
Mäkler und Kommiſſionsgeſchäfte § 327. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 14 
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ſionär, den entſprechenden Willen zu faſſen, gedacht, und 
eine poſitive Verpflichtung des Kommiſſionärs, den ent⸗ 
ſprechenden Willen zu faſſen, läßt ſich aus den Grundſätzen 
vom Kommiſſionsgeſchäft zweifellos nicht herleiten ?“). Ich 
glaube, man darf hier etwas kühner, realiſtiſcher vorgehen, 
indem man fih von dem Dogma des ausſchließlichen Ab: 
ſtellens auf ein abſtraktes Wollen des autonomen Privat⸗ 
rechtsſubjekts freier macht!). Nicht einem diſtinkten Willen 
des Kommiſſionärs, die Sache für ſich oder für den 
Anderen zu beſitzen, braucht man nachzugehen, und Motive 
zu ſuchen für den letzteren; ſondern in der Thatſache des 
Beauftragtſeins in Bezug auf dieſe Waare, in dem Bewußt⸗ 
ſein des Kommiſſionärs davon und in dem Mangel eines 
eigenen wirthſchaftlichen Intereſſes des Kommiſſionärs am 
Kommiſſionsgut, erfüllt ſich eben der Thatbeſtand der Ver⸗ 


30) Dieſelbe Ausſtellung macht Schloßmann, Beſitzerwerb durch 
Dritte S. 43: „Ein Geſetz aber, welches uns für die Entſcheidung 
der Frage, ob Beſitz und Eigenthum dem Mandanten oder dem 
Mandatar zugefallen fei, auf die Unterſuchung der Parteiabficht 
verweiſt, würde hiernach ein ſtumpfes Inſtrument ſein; der Richter 
würde in den meiſten Fällen zu einem non liquet gelangen; und 
wie wenig auch der Theorie mit einem ſolchen Ausgangspunkt ge⸗ 
dient iſt, das zeigt die alte Streitfrage, wer Eigenthümer des von 
dem Einkaufskommiſſionär erworbenen Kommiſſionsguts wird; vgl. 
beſ. Grünhut, Das Recht des Kommiſſionshandels S. 428 ff., 
beſ. S. 440 ff.“ 

31) Wie dies ja wohl ausgeſprochen in der Richtung der neueren 
Wiſſenſchaft ſowohl wie auch des bürgerlichen Geſetzbuchs liegt, 
was letzteres betrifft, hauptſächlich in Folge des Eingreifens der 
zweiten Kommiſſion. „Abſtrakter Wille“ ſoll natürlich hier nicht 
heißen: von der zu Grunde liegenden rechtsgeſchäftlichen causa 
unabhängiger Wille, ſondern meint nur die Abſtraktion des Willens, 
den Willensbegriff, in dem Sinne, wie Jhering in Bekämpfung 
dieſer Abſtraktion von einem Willensformalismus ſpricht, Geiſt 
des römischen Rechts, III. Theil $ 60. In jenem anderen Sinne 
des von der causa unabhängigen Uebertragungs⸗, Belaſtungs⸗ zc. 
Willens liegt ja der „abſtrakte Wille“ vielmehr ſehr in der Rich⸗ 
tung des neuen bürgerlichen Rechts, z. B. in der Ausgeſtaltung 
des dinglichen Vertrags. 
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tretung im Beſitz, des für einen Anderen, nicht für ſich Er⸗ 
werbenwollens. Faktiſch präziſirt ſich im Leben der rechts⸗ 
erhebliche Wille nur durch das Intereſſe und ſoweit dieſes 
geht. Der Kommiſſionär hat am Genuß und Beſitz des im 
Auftrag gekauften Guts kein eigenes wirthſchaftliches Inter⸗ 
eſſe; ſein bei dieſer Transaktion engagirtes Geſchäftsintereſſe 
geht nicht auf die Waare, ſondern auf ſeine Proviſion. Jeder 
juriſtiſch Handelnde denkt aber dabei zunächſt und am meiſten 
an die wirthſchaftlichen Zwecke ſeines Handelns. Der Kom⸗ 
miſſionär hat keinen Bedarf nach dem Gut, weder zum Kon⸗ 
ſum, noch um an einer Werthſteigerung während ſeines Be⸗ 
ſitzes durch Wiederverkauf zu gewinnen; nur in Folge des 
Auftrags tritt er in Beziehung zu der betreffenden Sache. 
Das Bewußtſein des im Auftrag Handelns, das ihm gegen⸗ 
wärtig ſein muß, weil der Auftrag ſein Motiv iſt bei dieſer 
Transaktion — ohne den Auftrag würde er gar nicht in 
dieſe Aktion treten —, muß ihn dazu führen, beim Erwerb 
ſich das fremde Rechtsſubjekt zu denken; und andererſeits fehlt 
ihm, mangels eines eigenen wirthſchaftlichen Intereſſes an 
der Sache, eine Beziehung zu ſich ſelbſt; es fehlt ihm, um 
es wieder juriſtiſcher, abſtrahirter auszudrücken, wie es ſich 
aber im Lebensverhältniß nicht darſtellt, es fehlt ihm ein 
Grund, fich ſelbſt bei dem Beſitzerwerb als Subjekt zu ſetzen“ ?). 
Während alſo Grünhut „aus dem präſumtiven Willen des 
Kommittenten, der für den Erwerbswillen beſtimmend ſein 
müſſe, argumentirt“, wie v. Hahns?) zuſammenfaßt ), 


32) Vgl. dazu des Verfaſſers: Eigenthumsübergang beim Kommiſſioné⸗ 
einkauf im Gebiet des gemeinen Rechts, Gießener Diſſertation 1892, 
S. 18 ff., S. 24, S. 33. 

33) Kommentar Anm. 2 zu $ 368. 

34) Aus der bona fides, die dem Kommiſſionär den Vertretungs willen 
zur Pflicht mache, Grünhut a. a. O. S. 432; daraus, daß nicht 
einzuſehen ſei, „welchem berechtigten Intereſſe des Kommiſſionärs 
der juriſtiſche Umweg dienen ſolle, daß er zunächſt ſelbſt den Beſitz 
und das Eigenthum der eingekauften species erwerbe und dann 
erſt die Sache dem Kommittenten zu tradiren habe,“ ebenda 
S. 433. 
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glaubt die oben entwickelte Anſicht, die abſtrakte juriſtiſche 
Konzeption eines diſtinkten Willens, für einen Anderen be: 
ſitzen zu wollen, nicht in dieſer Geſtalt, im Einzelnen, im 
„natürlichen Thatbeſtand“ ſuchen zu dürfen? )); fie ſieht viel: 
mehr darin, daß das Inbeziehungtreten des Kommiſſionärs 
zur Waare durch den Anſtoß eines fremden Willens, nicht 
durch eigenes Intereſſe an der Sache, herbeigeführt wird, in 
dem Auftragsbewußtſein, oder wie man es nennen will, nicht 
nur einen Grund für den Kommiſſionär, pflichtmäßig den 
Vertretungswillen zu faſſen; ſondern ſie ſieht in dieſer that⸗ 
ſächlichen Qualifizirtheit der Beziehung des Kommiſſionärs zur 
Sache die Erforderniſſe jenes Vertretungswillens konkret er⸗ 
füllt; eben dasjenige, was man in für die Schule und Doktrin 
berechneter und darum als ſolcher für die Vorgänge des 
Lebens zu abſtrahirter Geftalt?®) animus alieno nomine 
possidendi nennt“ “). 


35) Vgl. Schloß mann a. a. O. S. 40: „Die herrſchende Lehre geht 
von der Annahme aus, daß bei der Benutzung von Mittelsperſonen 
zur Vornahme von wirthſchaftlich und rechtlich bedeutſamen Ge⸗ 
ſchäften die Parteien ſich haarſcharf die verſchiedenen möglichen 
Rechtserfolge ihres Handelns aus einander halten, ... Wer das 
Verkehrsleben nicht bloß von der Studirſtube aus . .. betrachtet, 
. . . der weiß, daß von allen jenen ſcharffinnigen juriſtiſchen 
Diſtinktionen, jenen ,‚präſumirten“ und „ſtillſchweigend erklärten“ 
Abſichten, mit welchen unſere Doktrin ſo häufig rechnet, wenig 
oder nichts in den Köpfen der Parteien ſich findet; daß es den 
Parteien ſtets um einen thatſächlichen wirthſchaftlichen Erfolg zu 
thun iſt, und ſie die Frage, welche Folgen das Geſetz an ihr Thun 
anknüpfe, ſich oder einem Rechtsverſtändigen meiſt erſt bei Hervor⸗ 
treten eines pathologiſchen Zuſtandes, d. h. wenn ſich die Sache 
nicht nach ihren Wünſchen abwickelt, zu ſtelken pflegen. So iſt es 
auch beim Beſitz⸗ und Eigenthumserwerb durch Stellvertreter.“ 

36) Man will überhaupt nicht beſitzen; ſo juriſtiſch beſtimmt iſt der 
Wille des im Verkehr Handelnden nicht; man will nicht die that⸗ 
ſächliche Gewalt, man hat nicht animus possidendi, ſondern man 
will die Sache in nut und gelde haben; ſehr charakteriſtiſch, 
dieſes Kennzeichen der gewere, für die anſchaulichere, realiſtiſchere 
Art des deutſchen Rechts gegenüber der in gewiſſem Sinne fort⸗ 
geſchritteneren, aber oft für die Diagnoſe im Einzelnen allzu ab⸗ 
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Für uns fragt es ſich nun, iſt dieſes ſo geartete Ver⸗ 


hältniß des Kommiſſionärs zur Einkaufsſache und die dadurch 


37 


— 


ſtrakten Art der römiſchen Begriffsbildung. Vgl. zu oben übrigens 
noch Schloßmann am angeführten Ort: „wer eine Sache 
erwirbt, der will eben die Sache haben, zu ſeiner ausſchließlichen 
Benutzung, Verfügung, zu ungeſtörtem Genuſſe, . . Wenn nun 
Jemand durch eine Mittelsperſon erwerben will ..., werden wir 
dann glauben und als Thatſache unſeren rechtlichen Erwägungen 
zu Grunde legen dürfen, daß die Betheiligten ſich dabei fragen: 
wem fällt hier Beſitz und Eigenthum zu? daß die Mittelsperſon 
in dem einen Fall bewußt und abfichtlich jo reden und handeln 
werde, daß der Mandant unmittelbar juriſtiſcher Beſitzer und 
Eigenthümer werde, in dem anderen ſich ſelbſt den Beſitz und das 
Eigenthum verſchaffen werde.“ 

Aehnlich, wenn auch, wie mir ſcheint, etwas mehr „willens dogma⸗ 
tiſch“, in den Gründen eines Antrags in der Nürnberger Rom: 
miſſion; Protokolle der Kommiſſion zur Berathung eines Allg. 
D. HGB.“s S. 1442: „. . . könne der Kommiſfionär keinen anderen 
Willen haben, als die für den Kommittenten gekaufte Sache wie 
deſſen Eigenthum anzuſehen, und müſſe das constitutum possesso- 
rium in den Moment der Beſitzerwerbung ſeitens des Kommiſſio⸗ 
närs verlegt werden.“ Der Antrag auf pofitive Feſtſetzung direkten 
Eigenthumsübergangs wurde bekanntlich in der Nürnberger Kom: 
miſſion wiederholt geſtellt; vgl. Protokolle S. 697— 703, S. 1196 
bis 1198, S. 1201 — 1202, S. 1442 — 1443. Der ſchließlich abs 
gelehnte § 284 des preußiſchen Entwurfs lautete: „Der Kommiſ⸗ 
fionär, welcher eine Einkaufskommiſſion ausführt, erwirbt das 
Eigenthum des Gutes dem Kommittenten in dem Zeitpunkte, in 
welchem der Kommiſſionär baïjelbe erworben haben würde, wenn 
er das Geſchäft für ſeine eigene Rechnung geſchloſſen hätte, jedoch 
geht das Eigenthum an vertretbaren Sachen erſt dann auf den 
Kommittenten über, wenn fie mit hinreichender Bezeichnung aus⸗ 
geſondert oder an den Kommittenten abgeſendet ſind.“ Grünhut 
S 442. 

Wir reden, wie hier nebenbei betont ſei, von der praktiſchen 
Erwünſchtheit oder Nichterwünſchtheit des unmittelbaren Eigen⸗ 
thumsübergangs überall nicht, ſondern nur de lege lata. Man 
hat übrigens, was jenes betrifft, den direkten Eigenthumsübergang 
vielfach poſtulirt; vgl. unter Anderem S. Jacoby, Das Recht der 
Bank und Waarenkommiſſion, 1891, Beſprechung in Bd. XXXIX 
S. 294 der Zeitſchrift für Handelsrecht; ferner Bd. XXIX der⸗ 
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bedingte Geſtaltung feiner Willensſeite, feine Beſitzvertreter⸗ 
ſchaft, eine ſolche, daß pofitiv nach den Grundſätzen des bürger⸗ 
lichen Rechts über den dinglichen Vertrag der Eigenthums— 
übertragung durch Uebergabe, beziehentlich durch Konſtitut, 
das Eigenthum an der Kommiſſionswaare direkt auf den 
Kommittenten übergeht; d. h. im Augenblick, in dem der 
Kommiſſionär Beſitz erwirbt, wenn die Auftragsſache eine 
Spezies iſt oder individualiſirt in deſſen Herrſchaftsſphäre 
eintritt; im Augenblick der Individualiſirung, wenn dieſe zur 
Zeit des Beſitzerwerbs des Kommiſſionärs noch nicht ge⸗ 
geben iſt. 

Daß der Gegenſtand der Unterſuchung nunmehr ein ſo 
begrenzter ſein darf und ſich dieſelbe jetzt lediglich auf die 
Prüfung des Verhaltens der Mittelsperſon unter dem Ge— 
ſichtspunkt des § 929 ff. bezw. § 854 ff. des B. GB.'s be 
ſchränken darf, glaube ich oben dargethan zu haben; nämlich 
daß, ſoweit der tradirende Dritte und der neue Erwerber 
in Betracht kommen, dem direkten Eigenthumserwerb des 
Kommittenten nichts entgegenſteht. 

Will der Kommiſſionär, wie behauptet, Beſitz und Eigen⸗ 
thum an der ihm tradirten Spezies nicht für ſich erwerben, 
fo iſt er entweder Beſitzdiener ($ 855) oder Beſitzmittler 
($ 868). Man hat darauf hingewieſen, daß man über diefe 
Frage, ob einer Beſitzdiener oder Beſitzmittler iſt, in der 
Rechtsanwendung wohl öfters wird zweifelhaft ſein können 
(Bekker a. a. O.). Den Kommiſſionär wird man als 
Beſitzvermittler anzuſehen haben. „Beſitzt Jemand eine 
Sache als Nießbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, Miether, 
Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſe, vermöge 
deſſen er einem Anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitz 
berechtigt oder verpflichtet iſt, ſo iſt auch der Andere Be⸗ 
figer”, § 868; der Kommiſſionär hat bis zur Uebernahme 
des Guts, beziehentlich bis zur Verfügung über daſſelbe 


ſelben S. 305 Keyßner in ſeiner Beſprechung von Lyon-Caen 
et Renault, Précis de droit commercial. > 
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ſeitens des Kommittenten dieſem gegenüber die Pflichten 
und Befugniſſe eines Verwahrers 38), und er ſteht ihm zu: 
gleich aus § 397 als Pfandgläubiger gegenüber. Und 
dieſes letzteren Umſtandes wegen wird man auch nicht etwa 
daraus, daß gemäß § 384 Abſ. 1 der Kommiſſionär die 
Weiſungen des Kommittenten zu befolgen hat, daß er das 
Gut „zu defen Verfügung halten muß“ °°), auf Beſitz⸗ 
dienerſtellung ſchließen können; der § 855 denkt bei einem 
Verhältniß, „vermöge deſſen“ der die thatſächliche Gewalt 
über eine Sache für einen Anderen Ausübende „den ſich auf 
die Sache beziehenden Weiſungen des Anderen Folge zu 
leiſten hat“, an Verhältniſſe anderer Art, bei denen der Be⸗ 
figvertreter Organ des Beſitzers ift, dieſen lediglich in der 
Gewaltausübung durch feine Thätigkeit unterſtützt 4°), jeden⸗ 
falls nicht an ſolche Verhältniſſe, bei denen der Beſitzvertreter 
den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen des Beſitzers 
Einwendungen aus eigenem Recht an der Sache entgegen⸗ 
ſetzen kann, was der Kommiſſionär, z. B. aus ſeinem Pfand⸗ 
recht, zweifellos kann“). 

Aus dieſen Gründen iſt der Kommiſſionär bezüglich der 
von ihm im Auftrag des Kommittenten erworbenen Spezies 


38) Reichsoberhandelsgericht Entſch. Bd. XI S. 11. 

39) Denkſchrift des Bundesraths zum Handelsgeſetzbuch, Guttentag'⸗ 
ſche Ausgabe S. 258. 

40) Bal. Bekker a. a. O. S. 44: „Das Charakteriſtiſche ift durch⸗ 
weg: Verhältniß, bei dem nach den Gebräuchen unſeres Verkehrs 
der Eine dem Anderen gegenüber, ſoweit die thatſächliche Gewalt 
über die Sache in Frage ſteht, durchaus keinen eigenen Willen hat, 
ſondern ſchlechthin den Willen des Anderen zur Ausführung zu 
bringen gehalten ift;" Dienſtboten im Haushalt, Packträger, 
Dienſtmänner. 

41) Hektographirte Protokolle der Kommiſſion für die zweite Lefung 
S. 3341: „Entſcheidend für das fragliche Verhältniß (das Beſitz⸗ 
diener verhältniß) ſei, daß demjenigen, der den Beſitz für den 
Anderen ausübe, ein civilrechtlicher Anſpruch auf Be⸗ 
halten des Beſitzes, insbeſondere auch ein Retentionsrecht, 
nicht zuſtehe.“ 
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als Beſitzvermittler des Kommittenten in Gemäßheit des § 868 
des B. GB.'s anzuſehen. Er macht daher durch die Erlangung 
der thatſächlichen Gewalt über das Einkaufsgut den Kom- 
mittenten zum Beſitzer, und daher, in Gemäßheit des § 929, 
zum Eigenthümer; indem, wie oben beſprochen wurde, in Be⸗ 
zug auf die andere Seite des dinglichen Vertrags, die Eini⸗ 
gung, dem direkten Uebergang des Eigenthums nichts im 
Wege ſteht. 

Wenn dagegen der Gegenſtand des Auftrags nur generell 
bezeichnet iſt, und der Kommiſſionär erwirbt denſelben lediglich 
als Theil einer Quantität der betreffenden Gattung — er 
erwirbt z. B. in Erledigung einer ganzen Reihe von Getreide⸗ 
einkaufsaufträgen eine der Summe dieſer Aufträge ent⸗ 
ſprechende Menge von Getreide der gleichen Beſchaffenheit —, 
ſo kann nicht die Rede ſein von einem direkten Beſitz⸗ und 
Eigenthumserwerb des Kommittenten an der Auftraggſache. 
Und zwar um deswillen nicht, weil dieſe zur Zeit des 
Beſitzerwerbs des Kommiſſionärs, und ſo lange der Gegen⸗ 
ſtand des einzelnen Auftrags noch nicht individuell beſtimmt 
iſt, noch gar nicht exiſtirt; Gegenſtand der thatſächlichen 
Beherrſchung und dinglichen Rechts kann aber nur ein 
räumlich exiſtirendes, einen gewiſſen Platz im Raum ein⸗ 
nehmendes Etwas, nicht eine bloße Abſtraktion ſein; und das 
iſt die Bezeichnung nach Zahl, Maß oder Gewicht, die erſt 
in den Individuen und durch dieſe konkrete Realität gewinnt. 
Zu der unabgetheilten Quantität muß der Kommiſſionär 
nothgedrungen ſich ſelbſt als Subjekt ſetzen, trotz des Bewußt⸗ 
ſeins des Beauftragtſeins und des Handelns auf fremde 
Initiative; weil ihm eben hier keine gegenſtändliche An⸗ 
knüpfung des einzelnen Auftrags möglich iſt und ihm nur 
die eigene Perſönlichkeit als Beziehungsſubjekt für dieſe Güter⸗ 
menge übrig bleibt. Die etwa denkbare Abſicht, nach dem 
Verhältniß der einzelnen Aufträge für die Auftraggeber er⸗ 
werben zu wollen, würde regelmäßig, abgeſehen davon, daß, 
wie mehrfach zu betonen war, die Thatbeſtände des Lebens 
derart komplizirte und bewußte Geſtaltungen der Willensſeite 
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nicht kennen, dieſen den Beſitz zu verſchaffen nicht im Stande 
ſein, weil es für dieſe an einem beſtimmbaren konkreten Ob⸗ 
jekt der Gewaltserlangung fehlen würde. 

Daß der Kommiſſionär nach der Individualiſirung das 
Eigenthum an der Kommiſſionswaare durch Konſtitut auf 
den Kommittenten übertragen kann, alſo vor der reellen 
Ablieferung, war ſchon bisher nicht zweifelhaft. Konſequenz 
der oben entwickelten Auffaſſung, daß das wirthſchaftliche 
Verhältniß des Kommiſſionärs zur Sache, die wirthſchaftliche 
Gleichgiltigkeit derſelben für ſein Vermögen, das Auftrags⸗ 
bewußtſein und ſein auf die Proviſion gerichtetes Intereſſe, 
nothwendig die Geſtaltung ſeiner Willensſeite als der eines 
Befitvermittlers bedinge, daß dadurch von dem Augenblick 
ab, wo der Auftrag einen konkreten Gegenſtand hat und die 
dingliche Beziehung überhaupt zuläßt, ein Eigenbeſitzerbewußt⸗ 
ſein ausgeſchloſſen iſt, Konſequenz dieſer unſerer Auffaſſung 
für die Frage nach dem Uebergang des Eigenthums bei 
generell beſtimmtem Auftragsgegenſtand iſt, daß der Erwerb 
des Eigenthums durch den Kommittenten in den Augenblick 
der Individualiſirung zu verlegen iſt. Alle oben bei der 
Betrachtung des Erwerbs der Spezies durch den Kommiſſionär 
für die Geſtaltung ſeiner Willensſeite im Sinne eines Beſitz⸗ 
vertreters, nicht eines Eigenbeſitzers, vorgebrachten Gründe 
treffen genau in demſelben Umfang auf den die individualiſirte 
Auftragsſache zu beſitzen anſangenden Kommiſſionär zu, ja 
vielleicht in verſtärktem Maß“ 2). Denn die Individualiſirung, 


41a) Wie denn auch ſolche, die den Kommiſſionär das Eigenthum an 
den für den Kommittenten angeſchafften Sachen zunächſt für ſich 
erwerben laſſen, und einen beſonderen Uebertragungsakt erfordern, 
damit der Kommittent Eigenthümer werde, doch zur Uebertragung 
des Eigenthums an Sachen, die nur der Gattung nach beſtimmt 
ſind, die Ausſonderung genügen laſſen; vgl. z. B. Litthauer, 
Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897, Anm. zu § 884, e, II. 
Dieſe Anſicht ſetzt offenbar als ſelbſtverſtändlich voraus, daß im 
Augenblick der Ausſonderung der Kommiſſionär Vertreterwillen 
hat; denn es gibt doch keine Eigenthumsübergangsart der Aus: 
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mag ſie nun durch Ausſonderung, Bezeichnung, oder wie 
ſonſt geſchehen, verlangt regelmäßig eine gewiſſe Thätigkeit 
des Kommiſſionärs in dieſer Richtung, welche Bethätigung 
eben nur als eine Aeußerung des Auftragsbewußtſeins denkbar 
iſt, und die eben darum die Vorſtellung, daß zu dieſem 
Objekt ein fremdes Rechtsſubjekt gehört, beſonders lebhaft 
werden laſſen muß. 

Ziele Eigenthumsübertragung im Zeitpunkt der Indivi⸗ 
dualiſirung könnte nur durch das ſogenannte constitutum 
possessorium erfolgen; es iſt alſo nunmehr zu unterſuchen, 
ob nach den poſitiven Grundſätzen des bürgerlichen Geſetz— 
buchs über den unter Erſatz der Uebergabe ſtattfindenden 
Eigenthumsübergang, § 930, die Vorausſetzungen für den 
Erwerb des Eigenthums durch den Kommittenten in jenem 
Zeitpunkt gegeben ſind. 

„Iſt der Eigenthümer im Beſitz der Sache, ſo kann die 
Uebergabe dadurch erſetzt werden, daß zwiſchen ihm und 
dem Erwerber ein Rechtsverhältniß vereinbart wird, vermöge 
deſſen der Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt“ ($ 930). 

Daß das Kommiſſionsverhältniß, die aus demſelben her⸗ 
vorgehende Verwahrerpflicht ꝛc., ein ſolches Rechtsverhältniß 
darſtellt, it nicht zweifelhaft “?). Dieſes Verhältniß ift im 
Augenblick der Individualiſirung ſchon vereinbart; daß eine 
beſondere Erklärung des Uebertragenden, nunmehr für 
den Anderen beſitzen zu wollen, wie fie bisher partikularrecht⸗ 
lich erfordert wurde, für das Konſtitut des bürgerlichen 


ſonderung, und an ſich heißt Ausſonderung doch nur Bezeichnung 
einer beſtimmten Sachmenge als zu einem beſtimmten Auftrag 
gehörig. 

42) Vgl. Hektographirte Protokolle der zweiten Kommiſſion S. 3687: 
„Danach könne ... der Einkaufskommiſſionär ihm gehörige oder 
von ihm im eigenen Namen, aber für Rechnung des Kommittenten 
erworbene Werthpapiere dem Kommittenten durch Konſtitut über⸗ 
eignen. Auch an dem zur Giltigkeit des Konſtituts erforderlichen 
beſonderen Rechtsverhältniſſe, das den Veräußerer zum 
Behalten der Sachen berechtige oder verpflichte, fehle es in dieſen 
Fällen nicht.“ 


Jung: Der Eigenthumsübergang beim Kommiſſionseinkauf. 209 


Geſetzbuchs nicht weſentlich ift, iſt ebenfalls nicht zweifelhaft. 
Es bleibt natürlich weſentlich für das Zuſtandekommen des 
dinglichen Vertrags der Eigenthumsübergabe aus § 929 die 
Einigung über den Uebergang; nur das andere Moment, 
die Uebergabe, kann, nach § 930, erſetzt werden, nämlich 
durch das Vereintbartwerden beziehentlich Vereinbartſein des 
Rechtsverhältniſſes, vermöge deſſen der Erwerber den mittel⸗ 
baren Beſitz erlangt. Was nun das Gegebenſein jenes 
Beſtandtheils des dinglichen Vertrags betrifft, daß „beide“ 
(Kommiſſionär und Kommittent) „darüber einig ſind, daß 
das Eigenthum übergehen ſoll“, ſo kann hier auf die obigen 
Ausführungen über das Verhalten des Einkaufskommiſſionärs 
beim Erwerb der Spezies verwieſen werden. Thun jene 
Ausführungen dar, was ſie darthun wollen, nämlich, daß 
die wirthſchaftliche Natur der Kommiſſionsthätigkeit und das 
nothwendige Bewußtſein des Kommiſſionärs davon in dieſem 
eine andere Vorſtellungsbeziehung zur Einkaufsſache, als 
daß ſie für einen Anderen, den Auftraggeber, erworben 
werde, gar nicht zuläßt, ſo trifft das, wie für den Zeitpunkt 
des Erwerbs der Spezies, ſo beim Genuskauf für den Zeit⸗ 
punkt der Individualiſirung des Auftragsgegenſtandes zu. 
Vielleicht noch in verſtärktem Maß, weil, wie ſchon erwähnt, 
regelmäßig die Individualiſirung eines Thätigwerdens des 
Kommiſſionärs bedarf und dieſes Thätigwerden nothwendig 
das Bewußtſein des Handelns im Auftrag und für einen 
Anderen verſtärken muß. 

Da faktiſch im Verkehr diejenigen Sachen, die nach 
Zahl, Maß oder Gewicht beſtimmt werden, die größere Rolle 
ſpielen, wird ſich bezüglich des Eigenthumsübergangs am 
Kommiſſionseinkaufsgut die Sache, auch wenn man den hier 
vertretenen Standpunkt acceptirt, praktiſch doch ſo geſtalten, 
daß der direkte Eigenthumserwerb des Kommittenten der 
ſeltenere Fall ſein, in der Mehrzahl der Fälle dagegen der 
Kommiſſionär das Eigenthum am Kommiſſionsgut zunächſt 
für ſich erwerben wird; weil eben der Gegenſtand des Auf: 
trags meiſtens nur generell bezeichnet fein und die Sn: 
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dividualiſirung des Auftraggegenſtandes erft in der Beſitzzeit 
des Kommiſſionärs eintreten, nur ausnahmsweiſe ſchon im 
Augenblick ſeines Beſitzerwerbs gegeben ſein wird. 

Daß die verſchiedene rechtliche Geſtaltung des Vorgangs, 
je nachdem Spezies⸗ oder Genuskauf vorliegt, lediglich durch 
die Individualiſirung bedingt iſt, daß mit deren Eintritt 
die Verſchiedenheit aufhört, ſcheint mir aber gerade die dem 
Weſen der Verſchiedenheit von Spezies: und Genuskauf ent- 
ſprechende Löſung zu ſein. Denn dieſe Verſchiedenheit be⸗ 
ſteht eben lediglich in der verſchiedenen Art der Bezeich 
nung des Gegenſtandes. Auch bei dem Genuskauf will 
man ſchließlich reelle Gegenſtände, alſo Individuen erwerben. 
Man iſt in Verkennung deſſen bis zu der Behauptung ge— 
gangen, wer einen Auftrag generellen Inhalts, z. B. zum 
Einkauf von ſo und ſo viel Stück preußiſchen Konſols, gebe, 
wolle lediglich den obligatoriſchen Anſpruch auf die Lieferung 
der entſprechenden Anzahl Stücke erwerben. Wenn dem 
gegenüber aber das Reichsgericht, im Gegenſatz übrigens 
zu früheren Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts“ ), 
den Kommiſſionär verpflichten will, auch bei generell lauten⸗ 
dem Auftrag die bei Ausführung dieſes Auftrags gekauften 
Spezies zu liefern, ſo ſcheint mir eine derartige Herbeiführung 
der erſtrebten und offenbar im Zug der Entwicklung liegenden 
möglichſt frühzeitigen Fixirung des Anſpruchs des Kommit⸗ 
tenten doch eine willkürliche zu ſein. Warum ſoll ſich, vor⸗ 
ausgeſetzt erſt einmal, daß ſich die aus Anlaß dieſes Auf⸗ 
trags gekauften Stücke überhaupt bezeichnen laſſen, das Recht 
des Kommittenten vor der Verdinglichung aus der generell 
beſtimmten Forderung noch einmal in eine ſpeziell beſtimmte 
verwandeln? 

Der Auftrag lautet generell, und darum iſt auch der 
Anſpruch daraus, ſo lange er obligatoriſch iſt, ein generiſcher; 
es iſt aber das Weſen der Gattungsobligation, daß jeder 


43) Reichsgericht Entſch. in Civilſachen Bd. V S. 1; Reichsoberhandels⸗ 
gericht Entſch. Bd. XIX S. 77 ff. 
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Repräſentant der Gattung, nicht alſo nur die aus dieſem 
Anlaß gekaufte Spezies, zur Erfüllung geeignet iſt. Und 
nicht minder gezwungen ſcheint es mir zu ſein, wenn 
Lepa!) hier eine Unterſcheidung macht zwiſchen mate- 
riellen Werthträgern (Sachen im engeren Sinne) und 
bloßen Werthzeichen und dann für die erſteren den Anſpruch 
des Kommittenten auf Lieferung der eingekauften Spezies 
gehen läßt. 

Beide Verſuche der Herbeiführung einer frühzeitigeren 
Spezialiſirung ſcheinen mir mehr nachträgliche rechtliche Gründe 
für ein von vornherein gewolltes praktiſches Ergebniß, im 
Kampf gegen jene offenbar unrichtige Auffaſſung des generell 
beſtimmten Einkaufsauftrags, zu ſein. 

Das Weſen des Unterſchiedes zwiſchen Spezies⸗ und 
Genusauftrag iſt die Verſchiedenheit der Beſtimmung be⸗ 
ziehentlich das Fehlen der individuellen Fixirung des Gegen⸗ 
ſtandes bei letzterem. Die Abſicht auf den Gegenſtand iſt 
darum qualitativ keine andere beim Genuskauf und die Ab⸗ 
ſicht bei dieſem nicht etwa bloß auf Erwerb eines obliga- 
toriſchen Anſpruchs entſprechenden Inhalts gerichtet. Auch 
derjenige, der einen generell lautenden Auftrag gibt, will 
individuelle Dinge erwerben; er bezeichnet ſie nur nicht ein⸗ 
zeln. Seine wirthſchaftliche Abſicht auf die Sache iſt im 
Uebrigen dieſelbe wie beim Spezieskauf; und darum wird, 
wie ſchon bemerkt, auch rein theoretiſch betrachtet, diejenige 
rechtliche Geſtaltung der Verſchiedenheit zwiſchen Spezies⸗ 
und Genusauftrag die angemeſſenſte ſein, welche die Ver⸗ 
ſchiedenheit der rechtlichen Behandlung lediglich gründet und 
beſchränkt auf den ſachlichen Unterſchied, das Fehlen be⸗ 
ziehentlich Spätereintreten des individuellen Gegenſtandes im 
einen Fall. 

Bei Erwerb des Eigenthums im Augenblick der Indivi⸗ 
dualiſirung wird der Kommittent zwar, wie gejagt, das 
Eigenthum nur ganz ausnahmsweiſe direkt vom Dritten 


44) Die Lehre vom Selbſteintritt des Kommiſfſionärs S. 148. 
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erwerben, aber doch regelmäßig in einem früheren Zeitpunkt 
als nach der herrſchenden Auffaſſung. 

In Beſprechung der Bedeutung des Verzichts auf das 
Stückeverzeichniß behauptet Rießer ““) im Gegenſatz zu 
Anderen *°), jenem Verzicht müſſe die Bedeutung beigelegt 
werden, daß damit der Kommittent den Kommiſſionär ledig⸗ 
lich als Stückeſchuldner betrachten und ſeinerſeits nur einen 
perſönlichen Anſpruch auf Ausfolgung von Papieren gleicher 
Art, Güte und Menge erwerben wolle; der Verkehr ſei zu 
dieſer Geſtaltung gezwungen und werde ſie ergreifen, weil 
der Kommiſſionär keineswegs, wie die Reichstagskommiſſion 
gemeint habe, durch ſein geſetzliches Pfandrecht genügend ge: 
deckt ſei. 

Wir brauchen uns hier nicht näher mit der Frage der 
Bedeutung des Verzichts auf das Stückeverzeichniß zu beſchäf⸗ 
tigen; inſofern man jene Ausführungen Rießer's — in einer 
beſtimmten Richtung, bezüglich des Verſagens des Pfandrechts 
bei Kontokorrentverkehr, iſt im neuen Rechtszuſtand bereits 
Abhilfe geſchaffen, durch § 356 des neuen Handelsgeſetzbuchs 
— auch gegen die praktiſche Erwünſchtheit des Eigenthums⸗ 
übergangs im Augenblick der Individualiſirung verwenden 
könnte, ſo wäre dem, ganz abgeſehen davon, daß wir de 
lege lata handeln und derartige rechtspolitiſche Erwägungen 
gar nicht anzuſtellen brauchen, einfach entgegen zu halten, 
daß die von Rießer angezogenen geſchäftlichen Verhältniſſe 
und Kreiſe nicht gerade diejenigen ſind, auf deren Bedürf⸗ 
niſſe der geſetzliche Geſchäftstypus beſonders zuzuſchneiden 
iſt. Jene Kreiſe von Kommiſſionären werden vermöge ihrer 
Uebung und Geſchäftskenntniſſe auch eventuelle Härten der 
geſetzlichen Auffaſſung im Einzelnen dispoſitiv abzuwenden, 
ſich für ihre beſonderen Bedürfniſſe die angemeſſene rechtliche 
Form zu ſchaffen wiſſen; während der geſetzliche Typ doch 
gerade auf ſolche Kontrahenten, insbeſondere Kommittenten 


45) Das Bankdepotgeſetz S. 35. 
46) Vgl. das ebenda gegebene Citat aus Strohal. 
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zugeſchnitten fein muß, von denen eine ſolche Geſchäfts⸗ 
gewandtheit nicht zu erwarten iſt. 

Es wurde oben betont, daß die hier gegebene Begrün⸗ 
dung für direkten, beziehentlich im Augenblick der Indivi⸗ 
dualiſirung eintretenden Eigenthumserwerb des Kommittenten 
über die Grünhut'ſche, auf der fie ja in Mandem fußt, 
inſofern einen Schritt hinausgegangen zu ſein glaubt, als 
ſie nicht, wie dieſe, ſagt, die Stellung des Kommiſſionärs, 
das Intereſſe des Kommittenten ꝛc. müſſen den Kommiſſionär 
veranlaſſen, den animus alieno nomine possidendi zu faſſen, 
ſondern als ſie in dem wirthſchaftlichen Verhältniß des Kom⸗ 
miſſionärs zur Sache, daß ſein wirthſchaftliches Motiv die 
Abſicht auf die Proviſion iſt, nicht die auf die Waare, ꝛc. 
(vgl. oben S. 200 f.), als fie in dieſer Qualifizirtheit der 
inneren Seite des Verhältniſſes des Kommiſſionärs zur Ein⸗ 
kaufswaare eben die der Beſitzvertreterſchaft ent— 
ſprechende Geſtaltung der Willensſeite ſieht, nicht erſt 
noch einmal auf eine auf Grund dieſer Sachlage vom Kom⸗ 
miſſionär durch beſonderen Entſchluß einzuſchlagende Willens⸗ 
richtung abſtellt. Und dafür, dafür nämlich, daß eine ſolche 
Abkehr von der ſcholaſtiſchen Konzeption eines abſtrakten 
Willens, für ſich beziehentlich für einen Anderen beſitzen zu 
wollen, und ein ſtärkeres Betonen des Realiſtiſchen, des 
eigentlichen Kerns der rechtserheblichen Handlungen, des 
Wirthſchaftlichen, der Genußabſicht, des Intereſſes, zum min⸗ 
deſten für das neue bürgerliche Recht berechtigt iſt, daß 
dieſes die dogmatiſche Verehrung des Willensbegriffs nicht 
mehr in der Weiſe kennt, wie das gemeine Recht, dafür 
ſcheint mir auch der Konſtitutparagraph, beziehentlich die Er⸗ 
wägungen, die bei ſeiner Faſſung in der zweiten Kommiſſion 
angeſtellt wurden, eine erhebliche Stütze abzugeben. Es lag 
in der Kommiſſion der Antrag auf Schaffung eines ab— 
ſtrakten Konſtitutums vor!“); die Kommiſſion hat fih für 
das ſogenannte individualiſirte Konſtitutum entſchieden, trotz 


47) Hektographirte Protokolle S. 3680. 
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mannigfacher Gegeneinwände +8). Und ihre Gründe find 
charakteriſtiſch für dieſe ſo vielfach bemerkbare Abwendung 
des zweiten Entwurfs vom Willensdogmatismus zu einer 
realiſtiſcheren Behandlung der Dinge. „Ein abſtraktes Kon⸗ 
ſtitutum komme in der Wirklichkeit überhaupt nicht vor. Es 
müſſe vielmehr immer irgend ein Rechtsverhältniß zu Grunde 
liegen, wenn die Parteien einerſeits den Eigenthumsüber⸗ 
gang, andererſeits das Verbleiben des Beſitzes beim Ber: 
äußerer wollten.“ Der erſte Entwurf forderte zwar auch das 
Vorhandenſein einer causa detentionis zur Uebertragung 
des Beſitzes !“ durch Konſtitut; aber er verlangte dazu noch 
eine Erklärung (§ 805 Abſ. 1), beziehentlich, wenn der 
Tradent den Erwerber zu vertreten berechtigt iſt, eine Kund⸗ 
gebung ($ 805 Abſ. 2) „des Willens, die thatſächliche Ge: 
walt fortan für den Anderen auszuüben“. Der praktiſche 
Unterſchied gegen die nunmehrige geſetzliche Beſtimmung iſt 
wohl, zum mindeſten für dieſe letzteren Fälle, des Abſ. 2 
des § 805, nicht allzugroß °°); aber die Aenderung der Mus- 
drucksweiſe iſt immerhin charakteriſtiſch. Natürlich wird hier 
nicht behauptet, daß das Konſtitut die Folge ſei des objek⸗ 
tiven Vorliegens des Rechtsverhältniſſes aus § 868; felbit: 
redend muß ein inneres, ein Willensmoment, die Einigung, 
daß das Eigenthum übergehen ſolle, hinzukommen. Aber 
aus der Faſſung des Geſetzes ſowohl wie aus den Erwä— 
gungen der Geſetzgeber geht hervor, daß ſie ſich dieſes innere 
Willensmoment nicht mehr in der abſtrakten ſchematiſchen 
Form eines diſtinkten animus alieno nomine possidendi 
vorſtellen, und dieſer Umſtand unterſtützt auch, wie mir ſcheint, 
die oben vorgetragene Anſicht beziehentlich unſeren Schritt 


48) Z. B. auch daraus, daß das Geſetz doch im Uebrigen das Prinzip 
des dinglichen Vertrags acceptirt habe; vgl. Coſack, Das Sachen⸗ 
recht des Entwurfs, in Bekker und Fiſcher's Beiträgen S. 13. 

49) Entſprechend ſeinem anderen Plan bezüglich der Regelung des Be⸗ 
ſitzes handelte der erſte Entwurf im Konſtitutparagraphen von der 
Uebertragung des Beſitzes, nicht des Eigenthums. 

50) Vgl. Protokolle S. 3686. 
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über Grünhut hinaus, daß die wirthſchaftliche und thatſäch⸗ 
liche Qualifizirtheit des Verhältniſſes des Kommiſſionärs zur 
Auftragsſache eben das Verhältniß des bloß vermittelnden 
Beſitzers iſt, nothwendig eine entſprechende Geſtaltung 
ſeiner Willensſeite bedingt; nicht, wie bei Grünhut, 
lediglich ein Grund für den Kommiſſionär iſt, ein Gebot 
der bona fides für ihn darſtellt, den entſprechenden Willen 
zu faſſen. e 

Was ſchließlich den Fall der Ausführung der Einkaufs⸗ 
kommiſſion durch Selbſteintritt betrifft, ſo iſt darüber noch 
Folgendes zu ſagen. 

Der Selbſteintritt des Kommiſſionärs iſt bekanntlich 
möglich nur „bei Waaren, die einen Börſen⸗ oder Markt⸗ 
preis haben“, ſowie „bei Werthpapieren, bei denen ein Börſen⸗ 
oder Marktpreis amtlich feſtgeſtellt wird“ ($ 400 HGB. 8); 
es handelt ſich alſo hier allemal um generell bezeichnete 
Auftragsgegenſtände. Aber hier wird man vielleicht nicht 
ſo unbedingt ſagen können, daß die Willensbeziehung des 
Kommiſſionärs zur Auftragsſache nach der Individualiſirung 
nur die des Beſitzmittlers, nicht die des Eigenbeſitzers, ſein 
könne. Die aus der wirthſchaftlichen Natur des Kommiſſions⸗ 
verhältniſſes hergenommenen Gründe für dieſe Nothwendig⸗ 
keit treffen hier, beim Selbſteintritt, wird man einwenden 
können, nicht zu. Beim Selbſteintritt werde das Intereſſe 
des Kommiſſionärs an dem betreffenden Umſatz nicht lediglich 
durch das Verdienen der Proviſion abſorbirt; hier habe er 
auch Intereſſe am Waarenumſatz; an der Differenz ſeines 
Einkaufspreiſes gegen den Börſenpreis des Verkaufstages 
hoffe er zu gewinnen. Hier beſitze der Kommiſſionär alſo 
die Waare in eigener Spekulationsabſicht. Wenn das Be: 
wußtſein, für Rechnung eines Anderen in Folge eines von 
dieſem erhaltenen Auftrags eine mich ſelbſt nicht intereſſirende 
Sache gekauft zu haben, die Beziehung dieſes fremden Sub⸗ 
jekts, nicht des eigenen, auf die Sache involvire, ſo laſſe 
das Bewußtſein, daß ich eine beſtimmte Sache, die bisher 
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mir gehörte, Jemanden verkauft habe, doch vollkommen frei, 
ob ich, fo lange ich fie noch ſelber in thatſächlicher Beherr⸗ 
ſchung habe, den bisherigen Eigenthümer, mich, oder den 
neuen Erwerber als Subjekt zu dieſem Objekt denken ſoll. 
Aber dieſe Einwendungen ſind nur ſcheinbar richtig; ſie wären 
richtig, es wäre die Sachlage beim Selbſteintritt eine weſent⸗ 
liche andere und wären daraus andere Folgerungen bezüglich 
des Beſitz- und Eigenthumsübergangs zu ziehen, wenn wirk⸗ 
lich der ſelbſteintretende Kommiſſionär dadurch, durch den 
Selbſteintritt, zum Verkäufer würde. War das ſchon bis 
zum Erlaß des Börſengeſetzes nur theilweiſe der Fall, ſo 
kann ſeitdem und im künftigen Rechtszuſtand, nachdem das 
neue Handelsgeſetzbuch in den SS 400—405 ſich die frag: 
lichen Beſtimmungen des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 
zu eigen gemacht hat !), kein Zweifel fein, daß der Kom: 
miſſionär durch den Selbſteintritt nicht zum Eigenhändler 
wird, „daß der Selbſteintritt, ſowie die Lieferung und Ueber⸗ 
nahme des Kommiſſionsgutes durch den Kommiſſionär als 
Ausführung des Auftrags gelten, daß alſo das Geſchäft bis 
zu feiner Abwicklung von den Grundſätzen des Auftrags⸗ 
verhältniſſes beherrſcht wird“ 5). 

In dem Paragraphen, der die Vorausſetzungen gibt, 
unter denen Selbſteintritt zuläſſig iſt, heißt es: „Die 
Kommiſſion zum Einkauf. .. kann ... von dem 
Kommiſſionär dadurch ausgeführt werden, daß er das 
Gut, welches er einkaufen fol, ſelbſt als Verkäufer liefert ..“ 
($ 400); in beabſichtigtem Gegenſatz zur Faſſung des alten 
Handelsgeſetzbuchs 55). Auch die Beſtimmung des $ 401 muß 
in dieſem Sinne wirken, daß der Ausführung durch Selbſt⸗ 
eintritt der Charakter eines Eigenhandels des Kommiſſionärs 


51) Siehe Dentichrift zum Handelsgeſetzbuch, Guttentag'ſche Auz- 
gabe S. 259. 

52) Begründung zum Börſengeſetz, Heymann'ſche Ausgabe S. 70. 

58) Art. 376: „. .. ift der Kommiſſionär befugt, das Gut, welches er 
einkaufen ſoll, ſelbſt als Verkäufer zu liefern.“ 
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noch mehr entzogen wird; indem der § 401 dem Kommiſſionär 
die Möglichkeit mit dem Einkaufsgut zu ſpekuliren nach 
Kräften beſchneidet, wird das Verdienen der Proviſion auch 
beim Selbſteintritt das vorwiegende Intereſſe des Kom⸗ 
miſſionärs an der Transaktion und muß nothwendig das 
allein mögliche eigene wirthſchaftliche Intereſſe des Kom⸗ 
miſſionärs an dem Haben der Sache ſelbſt, das Intereſſe 
an der in der Zeit ſeines Eigenthums ſich etwa ergebenden 
Preisſteigerung, in den Hintergrund treten. Auch die neue, 
d. h. nicht aus dem Börſengeſetz übernommene, Beſtimmung 
des § 404 liegt in dieſer Richtung „einer ſchärferen Be- 
tonung des Weſens des Selbſteintrittsrechts als einer Art 
der Abwicklung des übernommenen Auftrags“ ), indem 
ſie eine rechtliche Qualifizirtheit des Kommiſſionsverhältniſſes, 
deren Zutreffen beim Selbſteintritt man bisher um deswillen 
verneinte, weil ſich von dem Zeitpunkt des Selbſteintritts 
ab Kommittent und Kommiſſionär als Verkäufer und Käufer 
gegenüberſtünden, für allerdings anwendbar erklärt. 

Es wird alfo auch durch den Selbſteintritt des Kom: 
miſſionärs nicht der ganze wirthſchaftliche Charakter der 
Transaktion verändert; ſie gewinnt dadurch nicht den einer 
Eigenſpekulation des Kommiſſionärs, ſondern bleibt wirth⸗ 
ſchaftlich und rechtlich weſentlich Ausführung eines Auftrags. 
Es ſind daher die oben aus der Natur dieſes Handelns 
auf fremde Initiative und ohne eigenes Intereſſe an dem 
Waarenumſatz gezogenen Folgerungen bezüglich der noth⸗ 
wendigen Geſtaltung der Willensſeite im Kommiſſionär durch⸗ 
aus auch beim Selbſteintritt anwendbar. Auch bei Aus⸗ 
führung des Auftrags durch Selbſteintritt läßt die Indi⸗ 
vidualiſirung — es kann ja da nur von generell beſtimmten 
Aufträgen die Rede ſein —, die Herſtellung einer Beziehung 
zwiſchen dieſem Auftraggeber und einer konkreten Menge 
von Sachindividuen, nur noch für einen Beſitzmittlerwillen 
im Kommiſſionär Raum; mit anderen Worten, mit dieſer 


54) Wermuth⸗ Brendel, Börſengeſetz, Einleitung. 
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Individualiſirung geht Beſitz und Eigenthum auf den Kom: 
mittenten über ). 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die hier ver⸗ 
theidigte Meinung über den Eigenthumsübergang beim Kom: 
miſſionseinkauf in Wiſſenſchaft und Rechtsanwendung ſeltener 
vertreten iſt als die andere Anſicht; nämlich, daß der Kom⸗ 
miſſionär Beſitz und Eigenthum an der Kommiſſionswaare 
zunächſt für ſich erwerbe 6). 

Die Erwägung, welche die Anhänger dieſer Anſicht 
gleichmäßig für ſich anführen, und die zweifellos auf den 
erſten Augenblick etwas Einleuchtendes Hat, ift begrifflich⸗ 
dogmatiſcher Art; daraus, daß der Kommiſſionär im eigenen 
Namen den Vertrag ſchließe, folge naturgemäß, daß 
er ſelber Eigenthümer werde 57); es folge aus dem elen 
der kaufmänniſchen Kommiſſion, daß der Einkaufskommiſſionär 


55) Theilweiſe abweichend, wie ich jetzt glaube, mit Unrecht, noch 
Jung a. a. O. S. 26. 

56) Vgl. v. Hahn zu Art. 368 Zuſ. II § 7; Puchelt zu Art. 360 
Anm. 11; Anſchütz und v. Völderndorff zu Art. 368 IV; 
Makower zu Art. 568 Anm. 136; Gareis-Fuchsberger 
zu Art. 368 Anm. 54. Vgl. ferner Goldſchmidt, Handbuch 
8 66 I; Co ſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 3. Aufl., S. 233; 
Laband, Die Stellvertretung nach dem Handelsgeſetzbuch, in 
Goldſchmidt's Zeitſchrift für Handelsrecht Bd. IX S. 439 ff.; 
Ihering, Mitwirkung für fremde Rechtsgeſchäfte, in den Jahr⸗ 
büchern für Dogmatik Bd. I S. 322 ff.; Lenel, Stellvertretung 
und Vollmacht, in Jhering's Jahrbüchern Bd. XXXVI S. 46; 
Bremer, Beitrag zur Lehre vom Beſitzerwerb durch Stellver⸗ 
treter, in der Zeitſchrift für Civilrecht und Prozeß, Neue Folge, 
Bd. XX S. 92; Lepa, Die Lehre vom Selbſteintritt des Kom⸗ 
miſſionärs S. 144; Rießer, Das Bankdepotgeſetz S. 30, und 
Andere. Vgl. ferner, was die Praxis betrifft: Thöl, Aus⸗ 
gewählte Entſcheidungsgründe 176, 177, 178; die in Gol d⸗ 
ſchmidt's Zeitſchrift Bd. XXI S. 301 ff. mitgetheilten Erkennt⸗ 
niſſe; Entſch. des ROHG.3 Bd. XVI S. 211, S. 269, Bd. XIX 
S. 79 und anderwärts; Entſch. des RG.'s in Strafſachen Bd. Il 
S. 187; in Civilſachen Bd. V S. 2, Bd. XI S. 56, und ander⸗ 
wärts. 

57) Protokolle der Nürnberger Kommiſſion S. 1451. 
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das Gut zunächſt für fich erwerbe, denn er handle in eigenem 
Namen (Puchelt); es widerſpreche direkter Eigenthums⸗ 
übergang dem vom Handelsgeſetzbuch aufgeſtellten Begriff 
der Kommiſſion, inſofern als dieſem das Handeln des Kom⸗ 
miſſionärs in eigenem Namen nothwendig ſei 58). 

Hätte die Nürnberger Kommiſſion jenen den direkten Eigen⸗ 
thumserwerb des Kommittenten beſtimmenden § 284 des preuß. 
Entwurfs übernommen, ſo hätte die Wiſſenſchaft wohl auch 
einen Begriff der Kommiſſion zu Stande gebracht ) und 
das Handeln in eigenem Namen wäre dieſem Begriff genau 
ebenſo nothwendig geweſen. Aber wir wollen uns hier nicht 
auf dieſe methodologiſche Angreiflichkeit der gegneriſchen Argu⸗ 
mentation, als ausgeſprochenſter „Begriffsjurisprudenz“ im 
Ihering'ſchen Sinne, ſteifen; um ſo weniger, als ich in 
einem Argumentiren aus „der Natur der Sache“, aus „dem 
Weſen des Vertrags“, ja ſelbſt in einem Deduziren aus dem 
Weſen des Begriffs an ſich noch nicht, wie Bergbohm, 
naturrechtliche Rückſtändigkeiten, unerlaubte „Begriffsjuris⸗ 
prudenz“ ſehen kann. Aber iſt es denn wirklich wahr, daß 
ſich der direkte Erwerb des Eigenthums für den Kommit⸗ 
tenten mit dem Handeln des Kommiſſionärs in eigenem 
Namen begrifflich nicht verträgt, muß wirklich der Kom: 
miſſionär, weil er in eigenem Namen kauft, auch das 
Eigenthum am Kommiſſionsgut ſelber erwerben? 

Dieſe Folgerung ſcheint mir eine Vermengung der bei 
jedem „Erſatzmannverhältniß“ 5°), auch bei dem, welches ſich 


58) Protokolle S. 1451. 

59) Wie ja auch fremde Rechte jene angebliche begriffliche Nothwendig⸗ 
keit des mittelbaren Erwerbs keineswegs anerkennen. Vgl. Ent⸗ 
ſcheidungen des ROH.“ Bd. VII Nr. 2 S. 22: „Das engliſche 
Recht bafirt darauf, daß die Rechte des Kommiſſionärs (agent, 
factor), wenngleich er in eigenem Namen auftritt, doch in ges 
wiſſem Sinne den Rechten des Kommittenten untergeordnet ſeien, 
der Kommittent ſomit gleichwohl aus dem Kontrakt des 
Kommiſſionärs eigene Rechte gegen Dritte er⸗ 
werbe.“ So auch das franzöſiſche Recht, vgl. Anm. 77. 

60) Khering, der das Wort geprägt hat, gebraucht es in engerem 
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dem dritten Kontrahenten nicht als ſolches verlautbart, in 
Betracht kommenden Zweiheit der Rechtsbeziehungen zu ſein, 
die unberechtigte Uebertragung einer Qualifizirtheit der Außen⸗ 
ſeite auf das Verhältniß zwiſchen Beauftragtem und Auf: 
traggeber. Daß dies Handeln des Kommiſſionärs im eigenen 
Namen poſitiv die Möglichkeit eines Beſitzerwerbs des Kom⸗ 
mittenten ſchon im Zeitpunkt der Tradition an den Kom⸗ 
miſſionär keineswegs behindert, wurde oben eingehender und 
in Bezug auf jede einzelne in Betracht kommende Perſon 
unterſucht. Hier handelt es ſich um den mehr allgemeinen, dog⸗ 
matiſchen Einwand, daß bei einem Handeln des Erſatzmannes 
in eigenem Namen direkte Wirkungen, alſo auch direkter 
Eigenthumserwerb nicht denkbar ſeien, daß ſolche Wirkungen 
nur bei eigentlicher Stellvertretung, Handeln des Erſatz⸗— 
mannes im Namen des Auftraggebers, möglich ſeien. 

Und dem ſetze ich zwei Einwände entgegen; erſtens gibt 
es faktiſch vom poſitiven Recht anerkannte Rechtswirkungen 
dieſer angeblich begrifflich unmöglichen Art, nämlich direkte 
Folgen des Erſatzmannhandelns für den Geſchäftsherrn ohne 
Handeln in fremdem Namen. Und zweitens zeigt ſich bei 
einer genaueren begrifflichen Analyſe des thatſächlichen Vor⸗ 
gangs bei der Kommiſſion und ihrer weſentlichen That: 
beſtandsmerkmale, bei einer Betrachtung, die ſich bemüht, 
induktiv zu bleiben und deduktive Rückwirkungen der Ab— 
ſtraktion auf ihren Gegenſtand zu vermeiden, es zeigt ſich, 
ſagen wir, bei einer ſolchen Betrachtung, daß jene angeblich 
dem Begriff widerſtrebende Beſtimmtheit vielmehr gerade 
durch den Begriff, durch das Weſen desjenigen Erſatzmann⸗ 
verhältniſſes, wobei ſich der Auftraggeber eines Kommiſſionärs 
bedient, gefordert iſt. 

Was zunächſt den erſten Einwand betrifft, fo ift Fol- 
gendes zu ſagen. Man hat den Begriff der ſogenannten 


Sinn; es iſt wohl noch nicht ſo allgemein rezipirt, daß man es 
nicht in dem allgemeineren Sinn für jede Form „der Mitwirkung 
für fremde Rechtsgeſchäfte“ gebrauchen dürfte. 
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mittelbaren oder indirekten Stellvertretung vielfach bekämpft), 
und es iſt wohl auch, wenigſtens in dieſer Prägung, keine 
beſonders fruchtbare Konzeption. Aber die Bildung dieſes 
Begriffs ſcheint mir als Symptom intereſſant. So lediglich 
aus römiſch⸗hiſtoriſchen poſitiven Bedingtheiten erwachſen, 
wie man behauptet hat, iſt er doch wohl nicht. Vielmehr 
liegen ſeiner Bildung meines Erachtens Momente, Beſonder⸗ 
heiten der bezüglichen Thatbeſtände zu Grunde, welche aller⸗ 
dings zu einer begrifflichen Zuſammenfaſſung und zu einer 
Abſonderung von der eigentlich ſogenannten Stellvertretung 
drängen. Neben derjenigen Verwendung von Mittelsperſonen, 
wobei dieſe in fremdem Namen und mit direkter Wirkung 
für den die Mittelsperſon Verwendenden handeln, gibt es 
„Erſatzmannverhältniſſe“, bei welchen die Mittelsperſon nicht 
lediglich an Stelle, im Namen des Anderen handelt, bei 
welchen aber doch — und das iſt das hier Weſentliche 
daran — an ihre Rechtshandlungen dem Dritten gegenüber 
direkte rechtliche Wirkungen auf den Rechtskreis des die 
Mittelsperſon Verwendenden ſich anknüpfen. Zwiſchen dem⸗ 
jenigen Handeln für Zwecke eines Anderen, bei welchem ſich 
die ganze Sache trotz der Dreiheit der ins Spiel kommenden 
Perſonen in einem Akt vollzieht, wie bei der ſpeziell ſo ge⸗ 
nannten direkten Stellvertretung, und demjenigen Handeln 
für Zwecke eines Anderen, das ſich in zwei gänzlich ge— 
trennten rechtlichen Akten, Abſchluß mit dem Dritten und 
darauf folgende Uebertragung des Effekts auf den Auftrag⸗ 
geber, vollzieht, zwiſchen dieſen beiden Formen gibt es aller⸗ 
dings ein Mittleres. Dieſes Dritte liegt dann vor, wenn, 
obwohl der Erſatzmann nicht als direkter Stellvertreter, in 
fremdem Namen handelnd, auftritt, doch an Rechtshand— 
lungen dieſer Mittelsperſon gegenüber dem Dritten direkt 
Veränderungen in dem Rechtskreis des Auftraggebers ge— 
knüpft ſind; Erwerb und Verluſt von individuellen Rechten, 


61) Vgl. z. B. Laband a. a. O. S. 195; Unger, Syſtem des öfters 
reichiſchen Privatrechts Bd. II § 90. 


222 Jung: Der Eigenthumsübergang beim Rommifionseintauf. 


deren Subjekt der Auftraggeber iſt. Und das iſt zweifellos 
bei der Kommiſſion der Fall. Nach § 392 Abſ. 2 erwirbt 
der Kommittent die aus der Ausführung des Auftrages 
erwachſenen Forderungen des Kommiſſionärs im Verhältniß 
zu dieſem und deſſen Gläubigern direkt, ohne daß eine 
Abtretung erforderlich wäre.“) 


62) Die Mitglieder der Nürnberger Kommiſſion wollten mit dieſer 
Beſtimmung, Art. 368 Abf. 2, kein Prinzip ausſprechen, wollten 
daraus keine weiteren theoretiſchen Folgerungen gezogen wiſſen für 
direkten Uebergang anderer Rechte. Aber eine ſo eingreifende Be⸗ 
ſtimmtheit des rechtlichen Vorganges hat eben ihre natürliche 
Schwerkraft, iſt nicht ganz zu iſoliren. Wenn nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung dem Kommiſſionär gegenüber der Kommittent Subjekt 
der durch das Handeln des Kommiſſionärs entſtandenen Forde⸗ 
rungen iſt, „ſo fällt darunter auch der aus dem Kauf erworbene 
Anſpruch des Kommiſſionärs gegen den Verkäufer auf Verſchaffung 
des Beſitzes an der Waare. Dieſer Anſpruch auf Beſitz iſt nicht 
der Beſitz. Iſt ſich aber der Kommiſſionär bei der Beſitzergreifung 
deſſen bewußt, deſſen nämlich, daß er mit dieſem Akt ein Recht 
ausübt, deſſen Subjekt für ihn der Kommittent iſt, ſo wird er 
auch bezüglich des aus dieſer Forderung entſpringenden dinglichen 
Verhältniſſes nicht auf einmal die Subjekte wechſeln, d. h. er wird 
für ſein Subjekt des Anſpruchs auf Beſitzverſchaffung auch den 
Beſitz an der Kommiſſionswaare erwerben wollen; Jung a. a. O. 
S. 8. Regelmäßig find jedoch, wie mehrfach zu betonen war, die 
im Verkehr Handelnden nicht in dieſer Weiſe ſich der rechtlichen 
Qualifizirtheiten ihres Handelns bewußt. 

So kann ſich auch eine Entſcheidung des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts, Bd. XI S. 11, dem natürlichen Gewicht jener Beſtimmung 
nicht entziehen, indem ſie nämlich in ganz unvermittelter Weiſe, 
man könnte faſt ſagen unwillkürlich, die Beſtimmung des § 368 
Abſ. 2 in Verbindung bringt mit der Frage nach dem Rechte des 
Kommiſſionärs am Kommiſſionsgut; ,... dem entſprechend gelten 
nach Art. 368 alle Forderungen, welche der Kommiſſionär durch 
Ausführung des Kommiſſionsauftrags gegen feinen Kontrahenten 
erlangt hat, in ſeinem Verhältniſſe zu dem Kommittenten ohne 
vorherige Abtretung als Forderungen des letzteren, und das 
Geſetz legt dem Rechte jedes Kommiſſionärs an dem 
Kommiſſionsgut, dem Kommittenten gegenüber, nur den 
Charakter des Fauſtpfandrechts bei.“ 
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Und das iſt nicht die einzige pofitive Beſtimmtheit beim 
Kommiſſionsverhältniß, die jener angeblichen dogmatiſchen 
Unmöglichkeit widerſpricht. Es iſt bei der Verkaufskommiſ⸗ 
ſion anerkannt, daß das zu verkaufende Gut Eigenthum des 
Auftraggebers bleibt, auch nachdem es dem Kommiſſionär 
übergeben iſt; und daß jener das Eigenthum erſt verliert, 
wenn der Kommiſſionär die Sache einem Dritten übereignet“). 
Der Kommiſſionär überträgt alſo das Eigenthum an einer 
Sache, die in ſeinem Eigenthum nie geſtanden hat; und 
zwar thut er dies nicht etwa als Vertreter des wahren Eigen⸗ 
thümers, ſondern er handelt bei dieſer Uebertragung eines 
fremden Eigenthums eigenen Namens. Für den Auftrag⸗ 
geber knüpft ſich eine Rechtsveränderung, der Verluſt des 
Eigenthums, wie oben der Erwerb der Forderung, direkt an 
eine Rechtshandlung des Beauftragten dem Dritten gegen: 
über. Der Auftraggeber hat nicht etwa vorgängig ſein Eigen⸗ 
thum dem Beauftragten zwecks Weiterbegebung übertragen. 

Man hat hier den Einwand, daß ein ſolches Sich⸗ 
abſpielen des Vorgangs begrifflich unmöglich ſei, weil der 
Kommiſſionär in eigenem Namen handle, meines Wiſſens 
noch nicht erhoben. Zweifellos iſt aber die Sachlage genau 
entſprechend derjenigen, die beim Kommiſſionseinkauf jenen 
Einwand hervorgerufen. Der Kommiſſionär verfügt, obwohl 
er im eigenen Namen handelt, direkt über das Eigenthum 
eines Anderen. Er erreicht die Abſicht, durch ſein Handeln 
für Zwecke eines Anderen zu wirken, nicht erſt durch eine 
zweimalige Uebertragung, ſondern er verfügt direkt über 
ein Recht des Anderen, ohne je ſelbſt Subjekt dieſes Rechts 
zu werden; mit anderen Worten, er handelt inſoweit für 
den Anderen, wie ein direkter Stellvertreter. Der Einwand 
dagegen, es ſei nicht möglich, daß der Kommiſſionär eigenen 
Namens handelnd ein Recht übertrage, das auf ſeine Perſon 
niemals bezogen geweſen ſei, iſt gewiß mindeſtens ebenſo 
ſcheinbar wie der entſprechende bei der Einkaufskommiſſion; 


63) Vgl. Grün hut a. a. O. § 42 a; Coſack, Lehrbuch, 3. Aufl., § 39. 
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er konnte nur in ſeiner begrifflich-idealen Natur gegen die 
harte Realität der anerkannten pofitiven Rechtslage bei der 
Verkaufskommiſſion nicht aufkommen. 

Es erledigt fih alfo der begrifflich-dogmatiſche Einwand 
gegen direkten Eigenthumserwerb des Kommittenten, daß eine 
ſolche Wirkung des Handelns des Kommiſſionärs mit deſſen 
Auftreten in eigenem Namen unvereinbar ſei, ſchon dadurch, 
daß ſolche Rechtswirkungen poſitivrechtlich beim Kommiſſions⸗ 
verhältniß zweifellos exiſtiren, nämlich bezüglich des Erwerbs 
von Forderungen, bezüglich des Eigenthumsübergangs bei 
der Verkaufskommiſſion; in beiden Fällen find an Hand: 
lungen, die der Kommiſſionär in eigenem Namen einem 
Dritten gegenüber vornimmt, direkte Folgen, die Veränderung 
konkreter Rechte für den Kommittenten, geknüpft, im einen 
Fall der Erwerb der Forderung, im anderen Fall der Ber: 
luſt des Eigenthums. Was aber poſitiv beſteht, das kann 
auch nicht begrifflich unmöglich ſein; das wäre dann aller⸗ 
dings „Begriffsjurisprudenz“. 

Aber nicht nur beim Kommiſſionsverhältniß ſelbſt gibt 
es derartige Rechtswirkungen, welche den erwähnten dog⸗ 
matiſchen Einwand beziehentlich ſeinen Kern, daß direkte 
Wirkungen der Handlungen des Erſatzmanns nur bei Handeln 
im Namen des Anderen möglich ſeien, widerlegen. Wenn 
ich einen Domeſtiken ſchicke, um für mich Einkäufe gegen 
baar zu machen, ſo iſt es — wenigſtens nach der mehr⸗ 
vertretenen Anſicht — nicht zweifelhaft, daß er Beſitz 
und Eigenthum mir erwirbt, auch wenn der Verkäufer 
weder den Domeſtiken perſönlich kennt, noch von dem 
Domeſtikenverhältniß weiß. Ich erwerbe durch dieſen Beſitz⸗ 
diener, um in den Begriffen des neuen bürgerlichen Rechts 
zu bleiben (§ 855), direkt von dem Dritten, obwohl dieſem 
gegenüber der Beſitzdiener ganz allein auftritt, den Geſchäfts⸗ 
herrn völlig aus dem Spiel läßt 54). 


64) Bekker a. a. O. S. 50. Ebenſo Eck in der Sammlung von 
Vorträgen über den Entwurf, Heft 1, erſtes Buch, allgemeiner 
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Mit einem ähnlichen Fall beſchäftigt ſich die ſchon oben 
angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts, Civilſachen, 


Theil S. 66, polemiſirend gegen etwaige Verwendung des § 164 
Abſ. 2 bürgerl. Geſ.B.'s zu Folgerungen im entgegengeſetzten Sinn. 
Exemplifizirt wird ebenfalls auf die Beſorgungen eines Dieners, 
einer Haushälterin; .. .. hatten die Verkäufer in beiden Fällen 
gar nicht die Abſicht, das Eigenthum dem Geſchäftsgegner ſelbſt 
und nur ihm zu übertragen, ſondern ihr Wille war in Bezug auf 
die Richtung des Eigenthumsübergangs indifferent, dem Willen 
des Käufers untergeordnet; warum ſollte alſo das Eigenthum hier 
nicht nach dem Willen des Vertreters dem Vertretenen erworben 
ſein.“ Eck fügt dann hinzu, man werde die Worte des $ 164 
Abſ. 2 einengend dahin auslegen müſſen, daß der Handelnde nur 
dem anderen Theil gegenüber ſich auf den Mangel des 
Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht berufen könne. Und 
damit begegnet uns der Gedanke, der unſeres Erachtens, wie gleich 
zu berühren ſein wird, bei allen derartigen „Erſatzmannverhält⸗ 
niſſen“ die allein angemeſſene Löſung gibt, die Unterſcheidung und 
ſcharfe Auseinanderhaltung der Erſcheinung des Erſatzmannverhält⸗ 
niſſes nach außen von ſeiner Wirkung nach innen. — Anderer 
Meinung bezüglich der Möglichkeit eines direkten Erwerbs durch 
einen als ſolchen fih nicht kundgebenden Befibdiener ift Plank, 
Bürgerliches Geſetzbuch Bd. 1 S. 211 Anm. 2 zu § 164. Direkt 
an die oben angeführte Meinung Eck's anknüpfend, bezeichnet 
Plank jene einengende Auslegung des Abſ. 2 des § 164 als 
unrichtig; wenn der Hausdiener, der für mich, aber ohne mich zu 
erwähnen, filberne Löffel gekauft und von meinem Gelde bezahlt 
habe, auf dem Heimweg ſterbe, ſo gehörten die Löffel zu ſeinem 
Nachlaß und beim Konkurs über denſelben zur Konkursmaſſe. 
Dagegen iſt meines Erachtens Folgendes zu erwidern. Der 
Titel, in dem der § 164 fih findet, ift überſchrieben: Vertretung, 
Vollmacht; er handelt von den Vorausſetzungen, unter denen einem 
Dritten gegenüber rechtsgeſchäftliche Erklärungen des einen Subjekts 
für ein anderes bindend ſind. Beſitz und Eigenthumsveränderung 
treten aber nicht als gewollte Rechtswirkung rechtsgeſchäftlicher 
Erklärungen ein, ſondern nach geſetzlichen Vorausſetzungen; ob 
einer den Beſitz für ſich erwirbt, oder als Beſitzdiener, Befitzmittler 
anzuſehen iſt, beurtheilt ſich nicht nach § 164 ff. Vgl. dazu 
Lenel, Stellvertretung und Vollmacht, in Ihering's Jahrbüchern 
Bd. XXXV, insbeſ. S. A S. 96, daß für die Frage, wer den 
Beſitz erwirbt, die Exiſtenz der Vollmacht ohne Bedeutung iſt; 
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Bd. XXX Nr. 43, S. 141. Klägerin vindizirt ein Pferd, 
Wagen ꝛc., als ihr Eigenthum von dem Beklagten mit der 
Begründung, daß ihr Agent diefe Gegenſtände in ihrem 
Auftrage für ſie angeſchafft habe; der Agent hat dabei in 
eigenem Namen gehandelt. Das Reichsgericht iſt der Anſicht, 
daß ſich hier die causa des eigenen Erwerbs des Stell- 
vertreters von der ſich in dem Erwerb vollziehenden Ueber: 
tragung des Eigenthums auf den Geſchäftsherrn ſehr wohl 
ablöſen und der ſofortige und unmittelbare Eigenthums⸗ 
erwerb des Geſchäftsherrn konſtruiren laſſe; ſelbſt für den 
Fall, der in der betreffenden Entſcheidung vorliegt, daß der 
Geſchäftsherr den Vertreter beauftragt hat, für ihn zu kaufen, 
während derſelbe ſich von dem Dritten ſchenken laſſe; ſofern 
nur feſtſtehe, daß der Agent den ihm ertheilten Auftrag 
eben damit ausführen wollte, daß er die ihm ſchenkungs— 
weiſe übergebene Sache für den Auftraggeber erwerben will, 
um ihm den entſprechenden Kaufpreis anzurechnen. 

Wenn hier von Verhältniſſen der letzterwähnten Art 
und insbeſondere vom Kommiſſionsverhältniß das Vor— 
handenſein direkter Wirkungen des erſatzmänniſchen Handelns, 
direkter Folgen der im eigenen Namen geſchloſſenen Geſchäfte 
für den Rechtskreis des Geſchäftsherrn behauptet wird, 
braucht wohl kaum hervorgehoben zu werden, daß unter 
direkten Wirkungen hier nicht die Begründung rechtlicher 
Beziehungen unmittelbar zwiſchen dem Vertretenen und dem 
Dritten zu verſtehen iſt. Inwieweit ſelbſt die Begründung 
ſolcher Beziehungen möglich iſt, ohne Kontrahiren in fremdem 
Namen)), kann hier dahin geſtellt bleiben; daß von ſolchen 


auch bezüglich des Erwerbs durch den im eigenen Namen kaufenden 
Dienſtboten iſt Lenel der oben vertheidigten Meinung; nicht ſo 
jedoch bezüglich des Einkaufskommiſſionärs. 

65) Vgl. Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts Bd. I S. 348 Anm. 1: 
„Das ſogenannte Kontrahiren in fremdem Namen iſt, auch wenn 
man lediglich das Gebiet des Obligationenrechts ins Auge faßt, 
nur ein Fall der Stellvertretung, an deſſen genauerer Begrenzung, 
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Beziehungen beim Kommiſſionsverhältniß nicht die Rede ſein 
kann, iſt ja nicht zweifelhaft, wenn auch die ausdrückliche 
Ausſprache deſſen im Art. 360 Abſ. 2 des alten Handels⸗ 
geſetzbuchs im neuen geſtrichen iſt. Die einzelnen direkten 
Wirkungen von Handlungen des Kommiſſionärs dem Dritten 
gegenüber, von denen oben die Rede war und zu welchen 
dieſe Ausführungen noch eine dritte hinzufügen wollen, be⸗ 
ſchränken ſich auf das innere Verhältniß. Man könnte die 
entſprechenden Erſatzmannverhältniſſe, alſo jene dritte da⸗ 
zwiſchenſtehende Art, als ſolche mit direkter Wirkung lediglich 
nach innen bezeichnen. Aber — und dies bedarf vielleicht 
einer Hervorhebung gegenüber der üblichen Nomenklatur — 
man darf oder vielmehr muß deshalb doch, alſo obwohl es 
ſich hier nicht um die Begründung obligatoriſcher Beziehungen 
unmittelbar zwiſchen Vertretenem und Drittem handelt, von 
direkter Wirkung ſprechen. Der eigentliche, aus ſeinen 
poſitivhiſtoriſchen Erſcheinungsformen herausgeſchälte Kern 
des Unterſchiedes zwiſchen Stellvertretung und ſonſtigem 
Handeln für einen Anderen kann meines Erachtens nur der 
oben aufgeſtellte ſein; ſind an die Rechtshandlungen des 
Erſatzmannes gegenüber dem Dritten unmittelbare Folgen 
für den Rechtskreis des Auftraggebers, Veränderungen konkret 
bezogener Rechte, deren Subjekt der Auftraggeber iſt, ge— 
knüpft, oder ift das nicht der Fall 55). 


ſeitdem das Prinzip der direkten Stellvertretung allgemein anerkannt 
iſt, kein erhebliches Intereſſe mehr beſteht.“ 

66) Vgl. die Formulirung des Gegenſatzes bei v. Scheurl, Ueber die 
Mitwirkung für fremde Rechtsgeſchäfte, Jahrbücher für Dogmatik 
Bd. II S. 20; er ſchlägt für Ihering's „Erſatzmann“ den Aus⸗ 
druck Zwiſchenperſon vor, wobei man dann Mittelsperſon 
als Bezeichnung des genus, Zwiſchenperſon und Stellvertreter als 
Bezeichnungen für zwei verſchiedene species von Mittelsperſonen 
gebrauchen könne. Er exemplifizirt dann an dem Erwerb des 
juriſtiſchen Beſitzes und dem dadurch bedingten Eigenthumserwerb 
durch freie Perſonen: die Mittelsperſon fei Stellvertreter, wenn fie 
„durch die juriſtiſche Handlung der Apprehenſion Beſitz und Eigen⸗ 
thum an meiner Stelle und mit völlig gleicher Wirkung erwirbt, 
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Das erſtere iſt aber bei der Kommiſſion bezüglich des 
Erwerbs der Forderungen, bezüglich des Verluſts des Eigen⸗ 
thums an der Verkaufskommiſſionswaare und, fügen wir 
hinzu, bezüglich des Erwerbs von Beſitz und Eigenthum an 
der individualiſirten Einkaufsſache, der Fall. Und inſoweit 
kann man deshalb von direkter oder Stellvertretungswirkung 
bei Handlungen des Kommiſſionärs reden £7). 


als wenn ich ſelbſt die Handlung vorgenommen hätte. Ich kann 
mich aber auch zum Beſitz⸗ und Eigenthumserwerb einer Mittels⸗ 
perſon in der Art bedienen, daß ich fie beauftrage, Beſitz und 
Eigenthum derſelben für fih, in ihrem Namen zu erwerben, und 
beides dann mir zu überliefern. Vollzieht der Mittelsmann 
dieſen Auftrag, wie er ihm gegeben iſt, ſo hat er durch ſeinen 
Beſitzerwerb nur fich ſelbſt zum Befitzer und Eigenthümer gemacht; 
erſt nachher muß er durch eine weitere Tradition der Sache 
an mich Beſitz und Eigenthum auf mich übertragen. Hier 
iſt der allgemeine Zweck der Stellvertretung unter Umgehung eigent⸗ 
licher Stellvertretung erreicht worden. Der Mittelsmann iſt nicht 
Stellvertreter, ſondern interposita persona, bloße Zwiſchenperſon, 
oder nach Ihering's Ausdruck Erſatzmann“. Vgl. übrigens 
zur Unterſcheidung von Stellvertretung und anderen Arten des 
Handelns für einen Anderen außer den mehrerwähnten Aufſätzen 
Ihering's und Laband's noch Schliemann, Beiträge zur 
Lehre von der Stellvertretung in Zeitſchrift für Handelsrecht 
Bd. XVI, und Bremer, Beitrag zur Lehre von dem Beſitzerwerb 
durch Stellvertreter, in der Zeitſchrift für Civilrecht und Prozeß, 
Neue Folge, XX. Bd. 

67) Es iſt in unſerer Wiſſenſchaft vielfach mißlich, daß man meiſt nur 
eine Bezeichnung hat für die poſitiv hiſtoriſche Erſcheinungsform 
und für den allgemeinen Begriff davon; alſo z. B. das Wort 
„Stellvertretung“ ſowohl die beſondere Form dieſes Inſtituts im 
römiſchen ꝛc. Recht bezeichnet, als das Allgemeine davon, die That⸗ 
ſache, daß unter Umſtänden Rechtshandlungen des einen Subjekts 
ihrer Wirkung nach als ſolche eines anderen gelten. Doch wir 
können uns hier damit nicht weiter abgeben, und ich bin mir be⸗ 
wußt, daß man ſchon mit dieſer Unterſcheidung den meines Er⸗ 
achtens allerdings unbegründeten Vorwurf naturrechtlicher Be⸗ 
fangenheiten gewärtigen muß. Man berührt allerdings damit 
letzte Fragen unſerer Wiſſenſchaft, die Frage vom Rechtsgrund 
und inwieweit man überhaupt noch von Etwas außer dem pofitiven 
Recht reden kann. 
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Es iſt alſo dem poſitiven Recht gegenüber der Einwand 
der begrifflichen Unverträglichkeit des direkten Eigenthums⸗ 
übergangs mit dem Handeln im eigenen Namen nicht haltbar, 
weil eben ganz analoge direkte Wirkungen bisher ganz fried⸗ 
lich und ohne gegenſeitige Negation mit dem Handeln in 
eigenem Namen zuſammen beſtanden haben. Ich gehe nun 
weiter und ſage, jene angebliche begriffliche Forderung iſt 
nicht nur durch die Thatſachen widerlegt, ſondern ſie iſt 
auch an ſich unrichtig und gerade das Gegentheil richtig; 
das heißt: der Schluß von dem Auftreten nach außen auf 
das Verhältniß nach innen iſt begrifflich falſch, und direkte 
Wirkung nach innen“) bei äußerem Hervortreten 
lediglich des Kommiſſionärs iſt vielmehr gerade der an⸗ 
gemeſſenſte juriſtiſch⸗begriffliche Ausdruck der thatſächlichen 
Natur und der wirthſchaftlichen Funktion des Kommiſſions⸗ 
verhältniſſes. | 

Laband ſagt gelegentlich, als Argument gegen direkte 
Wirkungen eines für fremde Rechnung, aber in eigenem 
Namen abgeſchloſſenen Vertrags, es ſtehe heutzutage der 
Weg wirklicher Stellvertretung frei ö), und wenn die Parteien 
ſolche Wirkungen haben wollten, ſo müſſe der Vertrag im 
Namen des Geſchäftsherrn abgeſchloſſen werden. Dem iſt 
meines Erachtens zu entgegnen, daß eine derartig ſcharf ge⸗ 
ſtellte Alternative zwar juriſtiſch⸗techniſch und für die Theorie 
recht angenehm wäre, daß aber, das Bedürfniß des Ver⸗ 
kehrs differenzirter iſt, daß dieſem mit jenem Entweder⸗ 
Oder nicht gedient iſt und er ſich daher auch nicht daran 
halten wird. 


68) Laband a. a. O. S. 195 citirt aus Albert Schmid, Grund⸗ 
lehren der Gefion, den Ausdruck „ſtille Vertretung“. Eine ſehr 
treffende Bezeichnung, wie mir ſcheint, für das fragliche Ver⸗ 
hältniß. 

69) Und ähnlich auch Jhering, Mitwirkung für fremde Rechts⸗ 
geſchäfte, Jahrbücher für Dogmatik Bd. I S. 322: „... einmal 
weil für die direkte Wirkung die Form der Stellvertretung ja 
vollkommen aus reiche 
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Es gibt Fälle, in denen um deswillen nicht im Namen 
des Geſchäftsherrn gehandelt werden kann, weil dieſer Name 
eben nach außen verdeckt bleiben ſoll, Fälle, bei welchen 
doch im Uebrigen die wirthſchaftliche Lage, Handeln eines 
Subjekts für Zwecke eines Anderen, und demnach Bedürfniß, 
die Wirkungen dieſes Handelns möglichſt bald, alſo auch 
direkt, auf das definitive Subjekt zu beziehen, durchaus die 
gleiche iſt wie bei dem Handeln mittels eines Bevollmäch— 
tigten. 

Die Eigenart und die beſondere wirthſchaftliche Funktion 
desjenigen „Erſatzmannverhältniſſes“, wobei der ſich der Thä⸗ 
tigkeit eines Anderen für ſeine Zwecke Bedienende einen 
Kommiſſionär zu dieſem Zwecke wählt, nicht einen direkt in 
ſeinem Namen Handelnden, einen Prokuriſten, einen Agenten, 
beruht eben in dem Nichthervortreten des eigentlichen Ge— 
ſchäftsherrn; negativ und pofitiv 7%); negativ: daß er, der 
Geſchäftsherr, dem Dritten unbekannt bleibt 1); poſitiv: 
daß der Dritte den Kommiſſionär als Gegenkontrahenten 
hat?). Das ift diejenige wirthſchaftliche Beſonderheit der 


70) Vgl. Jung, Der Eigenthumsübergang beim Kommiſſionseinkauf 
im Gebiete des gemeinen Rechts. I. Der wirthſchaftliche Vorgang 
S. 1 ff. 

71) Vgl. Grünhut a. a. O. S. 35, Die ökonomiſchen Vortheile 
des Kommiſſionsgeſchäfts: „Der Prinzipal reſp. der Vollmacht⸗ 
geber hat aber in der Regel ein großes Intereſſe daran, daß über 
ſeinen geſchäftlichen Beziehungen und Operationen ein, wenn mög⸗ 
lich, undurchdringlicher Schleier gebreitet bleibe; es liegt ihm meiſt 
daran, nicht genannt zu werden, damit ſo einer Nachtheil drohen⸗ 
den Konkurrenz rivaliſirender Handlungshäuſer vorgebeugt werde. 
Nicht ſelten liegt in dieſer Anonymität die Bedingung des Erfolgs 
der eigentlichen Handelsſpekulationen.“ 

72) Grünhut a. a. O. S. 37: „Bei dem Abſchluß durch einen Kom⸗ 
miſſionär iſt daher der Kommittent in der Lage, ſich den Kredit 
des Kommiſſionärs zu Nutze zu machen und ſo Handelsſpekulationen 
an einem entfernten Orte zu unternehmen, an dem er ſelbſt viel⸗ 
leicht ganz unbekannt iſt, wo er alſo auch keinen Kredit genießt 
und wo es daher für einen Stellvertreter ſchwierig, ja unmöglich 
wäre, für den Kommittenten abzuſchließen.“ 
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Thätigkeit des Kommiſſionärs, welche die juriſtiſche Beſonder⸗ 
heit bedingt, daß bei dieſem Erſatzmannverhältniß die Mittels⸗ 
perſon in eigenem Namen handeln muß. Aber durch dieſen 
Zweck, daß dem Dritten gegenüber die Mittelsperſon an 
Stelle des eigentlichen Geſchäftsintereſſenten auftreten ſoll, 
iſt dieſes Moment des juriſtiſchen Begriffs des Kommiſſionärs, 
das Handeln in eigenem Namen, lediglich hervorgerufen; und 
das iſt dann allerdings Begriffsjurisprudenz, widerſpricht 
im innerſten teleologiſcher Rechtsauffaſſung, wenn nun die 
Folge, d. i. dieſe Qualifizirtheit des juriſtiſchen Begriffs der 
Kommiſſion, welche nur durch jenen wirthſchaftlichen Zweck 
hervorgerufen iſt, über dieſen hinaus ein eigenes Leben und 
eigene Konſequenzen haben will. Die Benutzung eines Kom⸗ 
miſſionärs iſt eine Art der Verwendung von Mittelsperſonen, 
die ſich ihrer wirthſchaftlichen Funktion, ihrem Zweck nach 
lediglich durch die beſondere Geſtaltung der Außenſeite von 
anderen derartigen Verhältniſſen unterſcheidet 7°). 

Und darum ſcheint mir eine entſprechende Differenzirung 
auch des juriſtiſchen Begriffs, die getrennte Behandlung von 
innerem Verhältniß und Außenſeite, erſt die eigentlich ent⸗ 


73) Vgl. Artikel „Kommiſſion“ in Holtzendorff's Rechtslexikon, 
R. Koch: „Neben dem Handlungs: und Hilfsperſonal des Kauf⸗ 
manns von mannigfach abgeſtufter Befugniß zur Stell⸗ 
vertretung im Handelsverkehr hat ſich mit der ſteigenden räum⸗ 
lichen Ausbreitung des letzteren aus der Uebernahme des Abſchluſſes 
und der demnächſtigen Abwickelung von Handelsgeſchäften für 
fremde Rechnung in neuerer Zeit ein eigener Geſchäftszweig ge⸗ 
bildet, der Kommiſſionshandel.“ 

Lepa, Die Lehre vom Selbſteintritt des Kommiſſionärs 
S. 35: „Der Kommiſſionsvertrag bezweckt weſentlich die 
Vermittelung von Handelsgeſchäften, wenn wir dieſen Aus⸗ 
druck in weiterem Sinne verſtehen; der Kommiſſionär ſchließt 
nach außen hin die aufgetragenen Geſchäſte für ſich ab, wäh⸗ 
rend der materielle Erfolg derſelben ihn nicht berührt. 
Die Rechte und Pflichten, welche das Ausrichtungsgeſchäft erzeugt, 
gehen durch ſeine Perſon hindurch, um dem Kommittenten 
zu Gute zu kommen, bezw. ihn zu belaſten.“ 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 16 
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ſprechende juriſtiſche Form des wirthſchaftlichen Vorgangs bei 
der Kommiſſion zu ſein. 

Man hat die Beſtimmung des § 392 Abſ. 2 für rein 
poſitiv erklärt, und ihre Urheber verneinten ausdrücklich, 
daß ſie einen prinzipiellen Charakter habe. Aber wenn das 
oben Geſagte richtig iſt, dann kommt gerade in dieſer Be: 
ſtimmung, wenn auch halb nur und gleichſam wider Willen 
des Geſetzgebers, die „wahre Geſtalt des Rechtsverhält— 
nifjes” 7%), der kommiſſionsweiſen Dienſtbarmachung eines 
fremden Rechtsſubjekts, zum Durchbruch. Thatſächlich hat 
ſich die rechtliche Geſtalt des Kommiſſionsverhältniſſes eben 
doch nicht ganz in die dogmatiſche Feſſel des aus dem Han: 
deln im eigenen Namen angeblich ſich ergebenden Prinzips 
ſchlagen laſſen, daß aus dem Vertrag des Kommiſſionärs 
allemal nur der Kommiſſionär und niemals der Kommittent 
Rechte erwerben könne. Denn was heißt es dagegen ſchließ⸗ 
lich, wenn man, wie z. B. die oben citirte Entſcheidung des 
Reichsoberhandelsgerichts in Bd. VII, die Beſtimmung des 
Art. 368 Abſ. 2 (altes Handelsgeſetzbuch) für eine Ausnahme 
lediglich aus Zweckmäßigkeitsrückſichten, für eine rein poſitive 
Durchbrechung des Prinzips erklärt; was iſt ſchließlich nicht 
aus Zweckmäßigkeitsrückſichten eingeführt, und es handelt 
ſich doch gerade darum, ex jure, quod est, die regula 
zu bilden. 

Dahin, unter dieſen Geſichtspunkt der ſich durchringenden 
„wahren Geſtalt des Rechtsverhältniſſes“, gehört weiter die 
ſchon kurz erwähnte Auffaſſung des Reichsoberhandelsgerichts 
bezüglich des Inhalts der Rechte des Kommiſſionärs am Kom: 
miſſionsgut. Nach der Anſicht des Reichsoberhandelsgerichts 
erwirbt der Kommiſſionär, weil er in eigenem Namen handelt, 
das Eigenthum für ſich, nicht für den Kommittenten. Trotzdem 


74) Man braucht kaum beſonders darauf hinzuweiſen, daß wir von 
eigentlichen Konſtruktionsſragen hier überall abgeſehen haben; vgl. 
dazu neuerdings Wandelt, Die rechtliche Natur des Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfts, 1897. 


Jung: Der Eigenthumsübergang beim Kommiſſionseinkauf. 233 


erkennt es nicht ein Recht des Kommiſſionärs an, als Eigen⸗ 
thümer über die Sache zu verfügen; dem Kommittenten 
gegenüber kann der Einkauſskommiſſionär ſein Eigenthums⸗ 
recht nicht geltend machen, hat er im Allgemeinen nur die 
Rechte des Pfandgläubigers 75). Was ift ein Eigenthum, 
das ich nicht geltend machen kann? „Eigenthum“ iſt doch 
nur die begriffliche Zuſammenfaſſung, der Name für gewiſſe 
Befugniſſe. Derartige Nothbehelfe — was iſt ein Recht, 
das ich nicht geltend machen kann; was ift rein poſitiv?? — 
zeigen immer eine Discrepanz an zwiſchen dem lebendigen 
Rechtsgebilde und dem begrifflichen Schema, oder vielmehr, 
dürfen wir heute ruhig fagen, eine Unzulänglichkeit des 
letzteren. 

Darunter gehört ferner die in Bd. V der Entſchei⸗ 
dungen in Civilſachen ausgeſprochene, ebenfalls ſchon oben 
erwähnte Anſicht des Reichsgerichts, daß, im Gegenſatz zu 
früheren Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts 7%), der 
Kommiſſionär verpflichtet ſei, auch bei generell lautendem 
Auftrag die bei Ausführung dieſes Auftrags gekauften Spezies 
zu liefern. Dieſe Aufſtellung iſt doch auch offenbar etwas 
Halbes, ein Nothbehelf (vgl. oben). Warum fol ſich der 
Anſpruch des Kommittenten aus der generell beſtimmten 
Forderung vor der Verdinglichung noch einmal in eine 
ſpeziell beſtimmte verwandeln? Die Entſcheidung ſteht offen⸗ 
bar unter dem Eindruck, daß eine baldige Fixirung des An⸗ 
ſpruchs im Intereſſe des Kommittenten liegt, durch ein 
ausgeſprochenes Bedürfniß und die Natur des Verhältniſſes 
gefordert wird. Aber die dogmatiſche Auffaſſung von dem 
Handeln in eigenem Namen verhindert die Erkenntniß, daß 
die im Auftrag gekaufte Sache, ſobald eine ſolche beſtimm⸗ 
bar iſt, eben dem Kommittenten erworben wird. 

Läßt man Beſitz und Eigenthum direkt übergehen, ſo 
75) Die Entſcheidung des Reichsoberhandelsgerichts ſiehe bei Grün: 

but a. a. O. S. 438 Anm. 9. 
76) Bd. XIX S. 77 ff. 
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ift, wenn man $ 392 Abſ. 2 dazu nimmt, das Kommiſſions⸗ 
verhältniß nach innen direkte Vertretung, während nach außen 
hin die Zwiſchenperſon für ſich handelt. In der That ent⸗ 
ſpringen aber alle die Motive, welche den Geſchäſtsherrn 
veranlaßten, einen Kommiſſionär und nicht etwa einen Be⸗ 
vollmächtigten bei dem beabſichtigten Güterumſatz in Anſpruch 
zu nehmen, nur ſolchen Rückſichten, welche lediglich das Er— 
ſcheinen der Transaktion nach außen betreffen. Keine der— 
ſelben bezieht ſich auf das Bedürfniß nach der Waare ſelbſt, 
keine berührt das Verhältniß zwiſchen Mittelsperſon und 
Geſchäftsherr. Darum liegt für dieſes kein Grund vor, 
dem Handeln des Einen für einen Anderen, das doch wirth— 
ſchaftlich beabſichtigt iſt, die Wirkung der Stellvertretung 
zu verſagen ““). Dieſe ift vielmehr der ſchärfſte und prägnan⸗ 
teſte Ausdruck für das wirthſchaftliche Wollen der Parteien, 
weil er am raſcheſten zur gewollten ökonomiſchen Wirkung 
führt. Die verſchiedene Geſtalt des Verhältniſſes nach außen 
und nach innen iſt die paſſendſte rechtliche Form des bei der 
Kommiſſion in Frage kommenden wirthſchaftlichen Vorgangs; 


77) Grün hut jagt gelegentlich einmal, die Kommiſſion bedeute ans 
ſcheinend einen Rückſchritt gegenüber der direkten Stellvertretung. 
Das bedeutet ſie allerdings, wenn man direkte Wirkungen mit dem 
Handeln im eigenen Namen für unvereinbar hält. 

Das franzöſiſche Recht ſcheidet, inſofern es fih um das Rechts⸗ 
verhältniß zum Dritten handelt, ſcharf darnach, ob im eigenen 
Namen oder im Namen des Kommittenten abgeſchloſſen iſt; da⸗ 
gegen „wird im Weſentlichen kein Unterſchied anerkannt, betreffend 

das Rechtsverhältniß zwiſchen Kommittenten und Einkaufskommiſ— 
ſionär“; vgl. die oben angeführte Beſprechung von Keyßner, 
Zeitſchrift Bd. XXIX. Mit anderen Worten, das innere Verhält⸗ 
niß, das Verhältniß zwiſchen Mittelsperſon und Geſchäftsherrn, iſt 
daſſelbe, ob die Mittelsperſon im eigenen oder im Namen des 
Geſchäftsherrn handelt; oder, bei Handeln des Mittelsmannes im 
eigenen Namen iſt Außen: und Innenſeite des Verhältniſſes bei 
der rechtlichen Betrachtung auseinander zu halten. Das franzöſiſche 
Recht ſtellt es dem entſprechend „als unzweifelhaften Satz hin, daß 
bei der Einkaufskommiſſion das Eigenthum unmittelbar von dem 
Dritten auf den Kommittenten übergeht“. 
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fie Hellt in höchſt typiſcher Weiſe eine „Ausſcheidung lösbarer 
Elemente in Form ſelbſtändiger Begriffe und Verhältniſſe“ 
dar, nach Ihering““) die eigentliche Operation der juriſtiſchen 
Technik, indem ſie das lösbare Moment der Erſcheinung des 
Erſatzmannverhältniſſes nach außen herausnimmt, in Folge 
wovon dann nach innen der reine und allein adäquate 
juriſtiſche Ausdruck des Handelns für einen Anderen, direkte 
Wirkung, beſtehen bleiben kann. 


78) Geiſt des römiſchen Rechts Bd. III $ 55. 


III. 


Wechſel in der Perſon des Eigenthümers der verfiherten 
Sahe. (Alle. Preuß. Landrecht Th. II Zit. 8 5 2163.) 


Von 


Herrn Gerichtsaſſeſſor Dr. Salomonſohn in Frankfurt a. O. 


Die Vorſchrift des $ 2163 II 8 des Allg. LR. “'s: 
„Eine Veränderung in der Perſon des Eigenthümers 
der verſicherten Sache ändert nichts in der Verſicherung, 
wenn nicht damit zugleich eine Veränderung des Ortes, 
der Aufſicht, der Art der Aufbewahrung oder der 

Nachbarſchaft verbunden iſt,“ 
hat verſchiedene Auslegungen gefunden. 

Nach der Deutung des Reichsoberhandelsgerichts beſagt 
ſie, daß der Erwerber eines gegen Feuerſchaden verſicherten 
Gebäudes beim Mangel anderweiter Verabredungen der Par: 
teien mit dem Wechſel des Eigenthums von ſelbſt in den 
laufenden Verſicherungsvertrag eintrete ). Das Reichsgericht 
hat fih dieſer Anſicht auch für bewegliche Gegenſtände an: 
geſchloſſen und ſie unter Ausdehnung auf andere Fälle der 
Schadensverſicherung folgerichtig dahin erweitert, daß der 


1) Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. V S. 8. 


Salomonſohn: Verſicherungsvertrag, Eigenthumswechſel. 237 


neue Eigenthümer auch die Pflichten des bisherigen Ver⸗ 
ſicherungsnehmers überkomme ?). 

Ausgangspunkt für die Erörterungen der beiden oberſten 
Gerichtshöfe ift der § 1983 II 8 des Allg. LR. 's, der be 
ſtimmt: 

„Durch Verſicherungen muß der Verſicherte ſich nur 
gegen Schaden decken, nicht aber Bereicherung dadurch 
ſuchen.“ 

Sie finden hierin den Satz, daß der Verſicherte, der 
den Verſicherungsgegenſtand veräußert, aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage ausſcheide, weil durch die Veräußerung ſein Inter⸗ 
eſſe zur Sache erloſchen ſei, und folgern, es könne dem 
§ 2163 nicht die nach feinem Wortlaute — wie von ihnen 
anerkannt wird — denkbare Auslegung gegeben werden, 
daß der Verſicherungsvertrag trotz des Eigenthumswechſels 
mit dem erſten Verſicherten fortgeſetzt werde. 

Die Mehrzahl der Schriftſteller billigt diefe Auslegung ). 

Demgegenüber hat Munk im 26. Bande der Gruchot'⸗ 
ſchen Beiträge +) folgende Anſicht aufgeſtellt. 

Nach § 1983 II 8 des Allg. LR.'s gehe im Falle einer 
Veräußerung des Verſicherungsobjektes das Recht des Ver⸗ 
ſicherten nicht unter, ſondern werde nur in feiner Geltenb- 
machung gehemmt, weil ihm die Einrede des mangelnden 
Intereſſes entgegenſtehe. Der $ 2163 II 8 treffe hinſicht⸗ 
lich des Ueberganges der Rechte und Pflichten des Ver⸗ 
ſicherten auf den Erwerber der verſicherten Sache überhaupt 


we 


2) Entſch. des RG.'s in Civilſachen Bd. V S. 316, Bd. XXXV S. 176. 
Vgl. Gruchot's Beiträge Bd. XXIX S. 839. 

3) Goldſchmidt, Syſtem des Handelsrechts 2. Aufl. S. 214 a; 
Entwurf zum preußiſchen Handelsgeſetzbuch, Motive zu Art. 343; 
Mommſen, Erörterungen aus dem Obligationenrecht, 1. Heft 
S. 120 Note 18; Koch, Kommentar, Note zu $ 2163 H 8; 
Eccius, Preuß. Privatrecht 6. Aufl. $ 145 Note 93; Benecke, 
Syſtem des Aſſekuranz⸗ und Bodmereiweſens Bd. IV S. 532 und 
Andere. 

4) S. 648 ff. 
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keine Entſcheidung, ſondern regele nur die Frage, ob die 
Veräußerung der verſicherten Sache für ſich allein eine Ber- 
änderung der Pflichten des Verſicherers in ſich ſchließe 
und ſomit ſeine Befugniß zum Riſtorno der Verſicherung 
begründe ). 

Mit dem Wortlaute des Paragraphen find beide Mus- 
legungen vereinbar. Es liegt deshalb nahe, auf ſeine Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte zurückzugehen, um aus ihr und den — 
ſoweit erſichtlich — bisher unbenutzt gebliebenen Vorarbeiten 
des Geſetzbuchs Klarheit über die Abſichten der Redaktoren zu 
gewinnen. 

Das Ergebniß der Einſicht der Materialien zum All: 
gemeinen Landrecht ſoll im Folgenden mitgetheilt werden. 

Das Feuerverſicherungsrecht des Landrechts verdankt 
ſeine erſte, in vielen Punkten endgiltig gebliebene Geſtaltung 
der Thätigkeit des Kammergerichtsraths Goßler. Svarez 
hat ſich ſeinen Vorſchlägen faſt durchweg angeſchloſſen und 
fie nur bei wenigen Paragraphen — unter dieſen aber ge- 
rade bei dem hier beſprochenen — abgeändert. 

Die erſte Faſſung des Verſicherungsrechts ſtammte wahr: 
ſcheinlich von dem Geheimrath Baumgarten‘). Sein Ent- 
wurf behandelte nur die Seeverſicherung und hat von Seiten 
Goßler's“ den Tadel der fehlerhaften Anordnung und der 
Unvollſtändigkeit über ſich ergehen laſſen müſſen. Goßler 
ſagt von ihm in letzterer Beziehung, nachdem er eine neue, 
in der Folge auch beibehaltene Ordnung des Abſchnittes 
vorgeſchlagen hat ). 

„Zweitens fehlt es auch an der Vollſtändigkeit. Die 
ganze Ausarbeitung betrifft einzig und allein die Ver⸗ 
ſicherung für Gefahr bei einer Reiſe zur See, und es 
ſind ganz übergangen worden die Verſicherungen 


— — me EE 


5) S. 649, 661 a. a. O. 

6) Motive Bd. XII S. 5 und 6. 
7) Motive Bd. XII S. 215 ff. 
8) Motive Bd. XII S. 216. 
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a) bei einer Reiſe auf Strömen und Flüßen; 

b) bei einer Reiſe zu Lande; 

c) auf das Leben einer Perſon, die nicht zur See 
geht; 

d) für Feuersgefahr, es ſei nun auf Häuſer und 
Gebäude, oder auf Kaufmannsgüter und Waaren⸗ 
lager, oder auch auf andere Mobilien, Effekten 
und Hausgeräthe. 

„Alle dieſe Arten der Verſicherungen kommen im 
gemeinen Leben häufig vor; gehören ebenfalls zu den 
Geſchäften der Kaufleute, und dürfen nicht ausgelaßen 
werden. Wenn auch gleich die sub a et b mit den 
Seeverſicherungen ziemlich gleiche Grundſätze haben, 
die sub c aber ganz verboten werden ſollte, fo weicht 
doch die Verſicherung für Feuersgefahr ſo merklich ab, 
und iſt von ſo verſchiedener Natur, daß ſie ganz be⸗ 
ſondere Vorſchriften erfordert. Nach dieſen Bemerkungen 
werden bey den einzelnen §phen die etwan nötigen 
Zuſätze vorgeſchlagen werden.“ 


Dieſer Ankündigung gemäß bemerkt Goler?) zu dem 
von der Verſicherung auf „imaginairen Gewinn“ handelnden 
8 1018 des Baumgarten'ſchen Entwurfs, den er vor: 
ſchlägt unter das Marginale „Von den Fällen, da die Ver⸗ 
ſicherung ganz zurückgeht oder von der Riſtorno“ 10 einzu⸗ 
ſchalten: | 

„Wegen der Feuerverſicherung würden hier folgende 

Sätze zu ſuppliren ſein 

1. Wenn die verſicherten Waaren, Güter, oder Mo⸗ 
bilien außer dem Fall einer Feuersgefahr an 
einem anderen, als dem in der Police beſtimmten, 
Ort der Aufbewahrung gebracht werden, hört die 
Gefahr des Verſicherers auf, und er behält die 
Prämie; 


9) Motive Bd. XII S. 226. 
10) Motive Bd. XII S. 216. 
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Eben dies findet ſtatt, wenn durch Veranlaßung 
des Verſicherten eine gefährliche Nachbarſchaft 
entſtehet. 

3. Gleiche Bewandtniß hat es, wenn die verſicherten 

Waaren, Güter und Mobilien ganz oder zum 

Theil verkauft, verſchenkt oder ſonſt veräußert 

werden, und kömmt es nicht darauf an, ob die 

Tradition bereits erfolgt ſei oder nicht.“ 


Man erkennt in den wiedergegebenen Theilen des Go f- 
ler'ſchen Entwurfs unſchwer die § 2157, 2160 und 2163 
II 8 des Geſetzbuchs. Gerade aber die von Goßler für 
den Fall einer Aenderung in der Perſon des Eigenthümers 
der verſicherten Sache vorgeſchlagene Beſtimmung deckt ſich 
mit dem Wortlaute des jetzigen § 2163 nicht, ſondern läßt 
in dieſem Falle die Gefahr des Verſicherers aufhören und 
ihm die Prämie zufallen. 

Die Abänderung dieſer Vorſchrift ſtammt von Spvarez. 
Er billigte den Goßler'ſchen Entwurf, wie aus ſeiner „Ad 
generalia“ benannten Randbemerkung 171) zu ihm hervor⸗ 
geht, im Allgemeinen völlig und regte nur im Einzelnen 
einige wenige Verbeſſerungen an. Die weſentlichſte unter 
ihnen betrifft die unter 3. aufgeführte Beſtimmung. Sparez’ 
Note zu ihr läßt deutlich erkennen, daß er im Gegenſatz zu 
Goßler nicht wollte, daß die Aenderung der Perſon des 
Eigenthümers eine Aenderung in den bisherigen Verhält⸗ 
niſſen des Verſicherten nach ſich ziehe. 

Neben Nr. 3 der Goßler'ſchen Vorſchläge finden ſich 
nämlich die von Svarez geſchriebenen Worte: „Cessat. Es 
kommt nur darauf an, ob die Sache an dem Ort bleibt“ 1). 

Seiner ſich hieraus ergebenden Anſicht entſpricht auch 
die Faſſung der Paragraphen in dem von ihm ſtammenden 
Konzept des erſten (ſogenannten ungedruckten) Entwurfs des 
Geſetzbuchs. 


— 


11) Motive Bd. XII S. 215. 
12) Motive Bd. XII S. 226 vo. 
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Sie ſtehen dort unter dem Marginale: 
„Pflichten aus dem Kontrakt I des Verſicherten“ 100 
und lauten 1): 

„$ 1705 ($ 1707 des gedruckt. Entwurfs). 

„Werden die verſicherten Sachen außer dem Fall 
einer Feuersgefahr an einen anderen, als den in der 
Police beſtimmten Ort der Aufbewahrung gebracht; ſo 
hört die Gefahr des Verſicherers (sic!) und er behält 
die Prämie. 

„$ 1706 ($ 1709 des gedruckt. Entwurfs). 

„Eben dieß findet ſtatt, wenn durch Veranlaßung 

des Verſicherten eine gefährliche Nachbarſchaft entſteht. 
„$ 1707 ($ 1710 des gedruckt. Entwurfs). 

„Entſteht die Nachbarſchaft auch ohne des Verſicher⸗ 
ten Zuthun, er hat aber die davon erhaltene Nach: 
richt dem Verſicherer unverzüglich mitzutheilen verſäumt, 
ſo hört die Gefahr des Letzteren ebenfalls auf. 

„§ 1708 ($ 1711 des gedruckt. Entwurfs). 

„Eine Veränderung in der Perſon des Eigenthümers 
der verſicherten Sache ändert nichts in der Verſiche⸗ 
rung; es wäre denn, daß damit zugleich eine Ber- 
änderung des Orts oder der Art der Aufbewahrung 
verbunden wäre.“ 

Nachträglich hat Svarez am Rande des Konzepts 
zwiſchen den SS 1705 und 1706 folgenden unnumerirten 
Zuſatzparagraphen eingeſchaltet: 


„$ — G 1708 des gedruckt. Entwurfs). 


„Iſt aber die Veränderung durch einen Zufall ohne 
Zuthun des Verſicherten nothwendig geworden, ſo ſteht 
es bei dem Verſicherer, ob er den Kontrakt fortſetzen, 


13) Motive Bd. XIII S. 65 vo. 
14) Motive Bd. XIII S. 66vo. 
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oder davon abgehen und nach Verhältniß der noch 


nicht abgelaufenen Zeit das Riſtorno ſtattfinden laßen 
wolle“ 15). 


Um den durch dieſen Paragraphen unterbrochenen 
Zuſammenhang wieder herzuſtellen, wurden ſodann die 
SS 1705—1708 durch Streichen, Ueberſchreiben und Zuſätze 
von Svarez folgendermaßen abgeändert 1°): 


„$ 1705 ($ 1707 des gedruckt. Entwurfs). 

„Werden die verſicherten Sachen nach bloßer Will— 
kür des Verſicherten an einen anderen als den in der 
Police beſtimmten Ort der Aufbewahrung gebracht, 


ſo hört die Gefahr des Verſicherers auf und er behält 
die Prämie.“ 


Hier folgt der oben mitgetheilte Zuſatzparagraph (ohne 
Nummer! ); daran ſchließt ſich: 


„$ 1706 ($ 1709 des gedruckt. Entwurfs). 


„Wenn durch Veranlaßung des Verſicherten eine 
gefährliche Nachbarſchaft entſteht, ſo iſt die Aſſekuranz 
erloſchen, und die Prämie verfallen. 


„$ 1707 ($ 1710 des gedruckt. Entwurfs). 


„Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die Nachbarſchaft 
zwar ohne des Verſicherten Zuthun entſtanden, die 
davon erhaltene Nachricht aber dem Verſicherer nicht 
unverzüglich mitgetheilt worden iſt.“ 


Man beachte die wörtliche Uebereinſtimmung der erſten 
Niederſchrift der § 1705 und 1706 mit den entſprechenden 
Vorſchlägen Goßler's unter 1. und 2. und die von ihnen 
abweichende, fih dagegen mit dem Inhalt der Sva rez'ſchen 
Randnote zu Goßler's Vorſchlag unter 3. deckende Faſſung 
des § 1708. 


15) Motive Bd. XIII S. 66vo. 
16) Motive Bd. XIII S. 66 vo. 
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In dem erſten gedruckten Entwurfe lautet das Mar⸗ 
ginale zu § 1706 „Pflichten aus dem Kontrakt 1. des Ver⸗ 
ſicherten — Beſonders bey Feuerverſicherungen“, ſonſt ſind 
im Weſentlichen nur die Paragraphenzahlen geändert worden. 
Es entſprechen in wörtlicher Uebereinſtimmung: § 1707 dem 
früheren § 1705 in feiner letzten Faſſung, $ 1708 dem nach⸗ 
träglich zwiſchen den SS 1705 und 1706 eingeſchobenen 
Zuſatzparagraphen, $ 1709 dem früheren § 1706 und $ 1711 
dem früheren § 1708. 

Nur $ 1707 hat unter der Nummer: $ 1710 folgende 
verbeſſerte Form erhalten: 


§ 1710. 


„Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die gefährliche 
Nachbarſchaft zwar ohne des Verſicherten Zuthun ent⸗ 
ſtanden iſt; der Verſicherte aber die davon erhaltene 
Nachricht dem Verſicherer nicht unverzüglich mitgetheilt 
hat“ 17). 


§ 1708 des ungedruckten Entwurfs, bezw. § 1711 des 
gedruckten Entwurfs iſt alſo, ſeit Svarez ihn zuerſt nieder⸗ 
ſchrieb, in den entſcheidenden Worten überhaupt nicht ge- 
ändert worden. Seiner Auslegung muß daher die Svarez— 
ſche Randnote, der er ſeinen jetzigen Inhalt verdankt, zu 
Grunde gelegt werden. Wenn man hiervon ausgehend, den 
Zuſammenhang erwägt, in dem der Paragraph entſtanden 
iſt, und ferner ſeine Stellung im Syſtem unter dem Marginale: 
„Pflichten des Verſicherten bei vorgehenden Veränderungen“ 
in Betracht zieht, erſcheint es außer Zweifel, daß durch ihn 
das Verhältniß des neuen Erwerbers zu dem Verſicherer 
überhaupt nicht geregelt werden ſollte. 

Die §§ 1705 ff. des ungedruckten Entwurfs beſtimmen 
im engſten Anſchluß an Goßler's Vorſchläge und beeinflußt 
durch ihr urſprüngliches Marginale: „Von den Fällen, da 


17) Motive Bd. XVI S. 188 vo. 
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die Verſicherung ganz zurückgeht, oder von der Riſtorno“, die 
Pflichten des Verſicherten in der etwas eigenthümlichen Weiſe, 
daß ſie als allgemeine Folge ſeiner Pflichtverletzung das 
Aufhören der Gefahr des Verſicherers und den Verfall der 
Prämie hinſtellen und ſodann die einzelnen Fälle angeben, 
in denen diefe Folge einzutreten habe. Nach Goßler ge: 
ſchah dies, wenn der Verſicherte: 

1. willkürlich den Ort der Aufbewahrung änderte, 

2. das Entſtehen einer gefährlichen Nachbarſchaft ver- 

anlaßte, 

3. die Verſicherungsobjekte veräußerte. 

Der Grundgedanke dieſer Vorſchriften war, den Ver— 
ſicherer vor einer Vergrößerung der Gefahr zu ſchützen. 
Grundſätzlich trat Svarez bei. Er ließ Nr. 1 und 2 be 
ſtehen, änderte dagegen Nr. 3 dahin ab, daß jene Folge ſich 
nicht an die Veräußerung als ſolche, ſondern nur an eine 
in Verbindung mit ihr eingetretene Veränderung des Orts 
oder der Art der Aufbewahrung knüpfen ſollte. 

Als weiteren Fall der Pflichtverletzung ſchob er mit der 
gleichen Folge wie bei den bereits beſprochenen Paragraphen 
die Verabſäumung der unverzüglichen Benachrichtigung des 
Verſicherers von dem unverſchuldeten Eintritt der Nachbar⸗ 
ſchaft ein. 

Der hiernach unverkennbare, auch in ihrer Reihenfolge 
zu Tage tretende Zuſammenhang der § 1705, 1707 und 
1711 des gedruckten Entwurfs, die ſich als drei Nachſätze 
des Vorderſatzes: die Gefahr des Verſicherers erliſcht und 
die Prämie verfällt, wenn darſtellen, wurde zuerſt 
durch Sparez ſelbſt verwiſcht, indem er zwiſchen die § 1705 
und 1706 den ſpäter unter 1708 gebrachten Zuſatzpara⸗ 
graphen einſchob. Dieſer weicht inſofern von der ihm voran⸗ 
gehenden und der ihm nachfolgenden Beſtimmung ab, als 
er bei einer durch Zufall, ohne Zuthun des Verſicherten 
nothwendig gewordenen Veränderung den Verſicherer wählen 
läßt, ob er den Kontrakt aufheben, oder die Prämie riſtor⸗ 
niren wolle. Es wurde alſo der Schuldloſigkeit des Ver— 
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ſicherten dadurch Rechnung getragen, daß der Verluſt der 
ganzen Prämie für dieſen Fall ausgemerzt und dem Ber- 
ſicherer anheimgeſtellt wurde, den Vertrag ſortzuſetzen. 

Die Folge dieſer Einſchiebung war, die völlige Los⸗ 
löſung des § 1711 des gedruckten Entwurfs von den zu ihm 
gehörigen Beſtimmungen. Der unbefangene Leſer mußte 
im Zweifel ſein, ob § 1707 oder § 1708 des gedruckten 
Entwurfs Platz greifen ſollte, wenn der Eigenthumswechſel 
zu einer Aenderung des Orts oder der Art der Aufbewahrung 
führte. 

Obgleich fih aber zu $ 1711 in der revisio moni- 
torum eine Randbemerkung findet !?), die offenbar mit 
Bezug auf den zweiten Satz des Paragraphen die Frage 
aufwirft: 

„Soll es alsdann nach dem § 1707 oder dem § 1708 
gehalten werden,“ 


wurde eine dementſprechende Aenderung nicht getroffen. Es 
wurde im Gegentheil ſpäter durch Einſchiebung des § 2162 
der Zuſammenhang des jetzigen $ 2163 mit den $$ 2157 
und 2161 in der Folge noch mehr zerſtört. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes beſtätigt alſo die 
von Munk vertretene Anſicht, deren Wahrſcheinlichkeit wächſt, 
wenn man ſich an der Hand der Materialien in die Arbeits⸗ 
und Denkweiſe der Redaktoren vertieft. Ihre einfachen und 
klaren Erörterungen behandeln vorwiegend den Einzelfall 
und ſuchen für ihn eine praktiſche, im täglichen Leben als 
zweckmäßig erkannte Löſung zu finden. Allgemeine, ganze 
Rechtsgebiete umſpannende Sätze werden durch Stellung und 
Ausdruck gebührend hervorgehoben. Hierzu paßt es ſchlecht, 
wenn der beſprochene Paragraph eine jo weitgehende Mus- 
nahme von den allgemeinen Regeln des Obligationenrechts 
feſtlegen ſollte, ohne daß ſich auch nur an einer Stelle der 
Materialien eine hierauf hinweiſende Bemerkung fände. 


18) Motive Bd. LXXV S. 361 vo. Der Urheber dieſer Note war nicht 
feſtzuſtellen. 
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Hätten die Redaktoren eine derart einſchneidende Aenderung 
der allgemeinen Grundſätze des Geſetzbuchs treffen wollen, 
ſo würden ſie dieſe Abſicht ſicherlich nicht nur durch eine 
beiläufige, zwiſchen andere Vorſchriften zuſammenhanglos 
eingeſtreute Beſtimmung und nicht durch die ungenauen und 
zweifelhaften Worte zum Ausdruck gebracht haben: 


„es ändert ſich nichts in der Verſicherung“. 


IV. 


§ 344 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 
und feine Fragweite, insbeſondere bei der Peräußerung 
des Handelsgeſchäfts. 


Von 
Herrn Dr. Martin Wolff, Gerichtsreferendar in Berlin. 


§ 344 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs beſtimmt: 

„Die von einem Kaufmanne gezeichneten Schuld— 
ſcheine gelten als im Betriebe ſeines Handelsgewerbes 
gezeichnet, ſofern nicht aus der Urkunde ſich das Gegen⸗ 
theil ergibt.“ 

Die Vorſchrift ift — faſt wörtlich !“) — dem allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuche entnommen (Art. 274 Abſ. 2). 
Eine Begründung für dieſe Entnahme wird in den Mate⸗ 
rialien nicht gegeben ?). 


Der Inhalt der Vorſchrift, der zunächſt einer kurzen 
Erörterung bedarf è), deckt fih mit dem Inhalte des Art. 274 


1) Das neue Handelsgeſetzbuch ſagt: „im Betriebe ſeines Handels⸗ 
gewerbes“; das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch: „im Betriebe 
des Handelsgewerbes“. Ein ſachlicher Unterſchied iſt damit nicht 
gegeben. ; 

2) Denkſchrift S. 191. 

3) Literatur: Thöl, Handelsrecht 6. Aufl. S. 148. Goldſchmidt, 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 17 
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Abſ. 2 des Allg. D HGB.'s. Der § 344 Abſ. 2 ſpricht aus- 
drücklich und unmittelbar nur von der Schuld urkunde, die 
unter gewiſſen Vorausſetzungen als im Handelsgewerbe— 
betriebe gezeichnet zu gelten hat; er enthält aber ſtill⸗ 
ſchweigend und mittelbar auch eine Beſtimmung über die 
verbriefte Schuld ſelbſt: ſie gilt als im Betriebe des 
Handelsgewerbes begründet, ſofern der Schuldbrief nicht 
das Gegentheil ergibt). 

Der Begriff des Schuldſcheins iſt ſtreitig. Schuld⸗ 
ſchein iſt jede „über eine Forderung ausgeſtellte“ Urkunde 
(Bürgerl. GB. § 371), und es muß gleichgiltig ſein, ob ſie 
ein Werthpapier iſt oder nicht, ob eine konſtitutive oder eine 
Beweisurkunde ), ob fie einen Schuldgrund nennt oder 
nicht, ob ſie über eine ſchon fällige oder über eine befriſtete 
oder bedingte Schuld ), über eine prinzipale oder eine fub- 
ſidiäre Schuld 7) lautet, endlich ob fie nur über eine Schuld 
oder zugleich über eine gegenüberſtehende Forderung“) oder 


— 


Handbuch I 2. Aufl. S. 672 ff. Behrend, Lehrbuch I S. 139 f. 
Endemann in feinem Handbuch I S. 86—88. Coſack, Lehr: 
buch 4. Aufl. S. 40 und die Kommentare zum Allg. D. HGB. 
Art. 274 Abſ. 2. 

4) So Goldſchmidt ea. a. O. und in dieſer Zeitſchrift Bd. IX 
S. 23. 

5) v. Hahn, Kommentar Anm. 5 zu Art. 274 und W. Endemann, 
Das deutſche Handelsrecht 4. Aufl. S. 432 N. 8 nehmen an, daß 
bloße Beweisurkunden keine Schuldſcheine im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift feien. Allein wenn auch Beweisurkunden nicht cirkulations⸗ 
fähig ſind und der Art. 274 Abſ. 2 nur die Cirkulationsfähigkeit 
ſichern wollte, ſo iſt doch dieſer Gedanke des Geſetzgebers im Geſetze 
nicht zum Ausdruck gekommen und kann vollends dem § 344 Abſ. 2 
des neuen HGB.“'s nicht mehr zu Grunde liegen. 

6) Nach RO HG. Bd. XX S. 400 ff. muß die Schuld bereits „exi⸗ 
ſtent“ fein; als Grund wird das in Note 5 angegebene Motiv des 
Geſetzgebers bezeichnet. Mit Recht dawider Behrend a. a. O. 
N. 15. 

7) Z. B. das Wechſelindoſſament, vgl. Goldſchmidt, Handbuch 
a. a. O. 

8) Dies beſtreitet Coſack a. a. O., indem er meines Erachtens ohne 
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die Einräumung eines anderen als eines obligatoriſchen 
Rechts “) lautet. l 

Der Schuldſchein muß gezeichnet fein. Für die Form 
der Zeichnung und die Zuläſſigkeit der Vertretung bei der 
Zeichnung werden künftig die § 126, 127, 793 Abſ. 2 und 
§ 164 des Bürgerl. GB. 's maßgebend fein. Wo es der 
Aushändigung des Scheins an den Berechtigten oder ſeiner 
Mitzeichnung bedarf, damit ein rechtlich wirkſamer Schuld⸗ 
ſchein entſtehe, tritt auch die Wirkung des § 344 Abſ. 2 
nicht ſchon mit der Zeichnung ein. Daß der Schein zur Zeit 
der Geltendmachung des darin verbrieften Rechts noch be: 
ſtehe, ift nicht erforderlich 10. 

Der Ausſteller des Schuldſcheins muß Kaufmann 
ſein. Er muß es zur Zeit der Ausſtellung, nicht nothwendig 
auch zur Zeit der Begründung der verbrieften Schuld fein 1). 

§ 344 Abſ. 2 ſetzt endlich voraus, daß die Urkunde 
nicht ergibt, daß der Schein außerhalb des Handels— 
gewerbebetriebes gezeichnet iſt. Sie ergibt dies, wenn als 
Schuldgrund ein Rechtsgeſchäft angegeben iſt, deſſen Nicht⸗ 
zugehörigkeit zum Gewerbebetriebe offenſichtlich iſt, wie die 
Beſtellung einer Mitgift, die Aufnahme eines Darlehens zu 
einer Vergnügungsreiſe; nicht aber ſchon dann, wenn die 
Urkunde einen Schuldgrund nicht nennt. Streitig iſt, ob die 
verbriefte Schuld als Privatſchuld dann zu gelten hat, wenn 


Grund als Schuldſchein nur den einſeitigen Verpflichtungsſchein 
anſieht. 

9) So der Schuld⸗ und Pfandſchein. Goldſchmidt in dieſer 
Zeitſchrift Bd. IX S. 23. 

10) Vorausgeſetzt, daß das Recht auch ohne die Innehabung der Ur⸗ 
kunde ausgeübt werden kann, alſo bei Nicht⸗Werthpapieren, mögen 
fie konſtitutive Urkunden (3. B. der Bürgſchaftsſchein des Minder: 
kaufmanns; Bürgerl. GB. $ 766; HGB. § 351) oder Beweis⸗ 
urkunden (3. B. der Darlehensſchuldſchein) fein. 

11) Wenn z. B. ein nach § 2 des HGB.'s zur Eintragung Ber: 
pflichteter vor ſeiner Eintragung einen Darlehensſchuldſchein zeich⸗ 
net und begibt, aber erſt nach ſeiner Eintragung das Darlehen 
erhält, jo findet $ 344 Abſ. 2 des HGB.'s keine Anwendung. 
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der Ausſteller mit ſeinem, von der Firma abweichenden, 
bürgerlichen Namen gezeichnet hat. Die herrſchende Theorie 
und Praxis verneinen die Frage; ſie ſtützen ſich auf die 
Protokolle zum allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuch, nach 
welchen ein Antrag abgelehnt worden iſt, der dem Anfange 
des Art. 274 Abſ. 2 die Faſſung geben wollte: „Die von 
einem Kaufmann unter ſeiner Firma gezeichneten Schuld⸗ 
ſcheine ...“ Dieſe Anſicht 12) muß bedenklich erſcheinen. 
In der Regel macht der Kaufmann die Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit eines Rechtsgeſchäfts zu ſeinem Gewerbe⸗ 
betriebe gerade dadurch kenntlich, daß er die auf das Rechts: 
geſchäft bezüglichen Urkunden dort mit ſeiner Firma, hier 
mit ſeinem bürgerlichen Namen zeichnet, bei Identität beider 
oft noch unter Hinzufügung etwa eines in der Firma nicht 
enthaltenen Vornamens oder Angabe anderer Unterſcheidungs⸗ 
merkmale; bei ſolchen Urkunden insbeſondere, bei deren Zeich⸗ 
nung es nicht üblich iſt, durch Aufnahme eines Schuldgrundes 
die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zum Gewerbebetriebe 
zu kennzeichnen, wie bei Wechſeln, wird er ſtets und nur 
durch die Art der Unterſchrift deutlich zu machen ſuchen, ob 
die Urkunde dem Gewerbebetriebe angehört oder nicht. Den 
Geſetzesmaterialien kann — abgeſehen von den ihrer Ver— 
werthbarkeit überhaupt entgegenſtehenden Bedenken — ſchon 
um deswillen keine Bedeutung beigelegt werden, weil der 
aus der Ablehnung jenes Antrages gezogene Schluß kein 
zwingender iſt. 

Liegen die erwähnten Vorausſetzungen vor, ſo gilt der 
Schuldſchein als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet 
und damit die verbriefte Schuld als in dieſem Gewerbe⸗ 
betriebe begründet. Betreibt ein Kaufmann ſein Handels⸗ 


12) So Goldſchmidt a. a. O. S. 676, Behrend a. a. O. Note 16, 
Gareis⸗Fuchsberger, Staub zu Art. 274 Abſ. 2 und 
Andere. ROH G. Bd. II S. 429, Bd. III S. 367 und ſonſt. 
Protokolle (ed. Lutz) III S. 1298. Anderer Meinung: 
v. Kräwel, Handelsgeſetzbuch S. 338, Coſack a. a. O. und die 
Entſcheidung in dieſer Zeitſchrift Bd. XX S. 585 f. 
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gewerbe in mehreren Handelsgeſchäften, ſo geht auch hier 
die geſetzliche Vorſchrift nur dahin, daß ſeine verbrieften 
Schulden als in ſeinem Handelsgewerbe, d. h. in dem 
einen oder dem anderen ſeiner Geſchäfts betriebe, ent⸗ 
ſtanden gelten. Wer behaupten will, daß ſie in dem Be⸗ 
triebe eines beſtimmten Handelsgeſchäfts entſtanden 
feien, kann ſich nicht auf $ 344 Abſ. 2 des HGB.'s berufen, 
ſondern muß es im Falle des Beſtreitens beweiſen. Dies 
gilt nicht nur, wenn der Ausſteller die verſchiedenen Geſchäfte 
unter derſelben Firma, ſondern auch, wenn er ſie unter 
verſchiedenen Firmen betreibt; es beſteht hier insbeſondere 
keine geſetzliche Vermuthung dafür, daß der mit der 
Firma eines Handelsgeſchäfts gezeichnete Schein 
im Betriebe dieſes Handelsgeſchäfts gezeichnet 
ift ““). Die praktiſchen Folgen dieſes Satzes zeigen ſich bei 
der — unten zu beſprechenden — Veräußerung eines von 
mehreren Handelsgeſchäften. | 

Nach dem jetzt geltenden Rechte ift beftritten, ob ſich 
auf die Vorſchrift des § 344 Abſ. 2 auch berufen kann, wer 
wußte, daß die verbriefte Schuld dem Betriebe des Handels- 
gewerbes nicht angehört. Während Puchelt-Förtſch die 
Frage bejaht, geben Goldſchmidt und Andere dem Gegner 
eine exceptio doli generalis 1+). Nach neuem Rechte wird 
die Verneinung der Frage nicht zweifelhaft ſein können. Die 
Vorſchrift bezweckt den Schutz desjenigen, der ſeine Kenntniß 
von der Rechtslage lediglich aus der Urkunde ſchöpft; wer 


13) Dies mag inkonſequent erſcheinen. Die Aufftelung einer ſolchen 
Vermuthung würde aber bei dem klaren Wortlaut des § 344 Abſ. 2 
die Grenzen einer zuläſſigen Extenſivinterpretation überſchreiten, 

. und im Wege der Analogiebildung läßt ſich eine unwiderlegbare 
Rechtsvermuthung nicht ſchaffen. 

14) Einerſeits: Puchelt⸗Förtſch, Kommentar zu Art. 274 Note 10. 
Andererſeits: Goldſchmidt, Handbuch a. a. O. Note 19 a; 
Anſchütz⸗ v. Völderndorff, Kommentar zum allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuch III S. 54 Note 6, Behrend a. a. O., 
Staub, Kommentar zu Art. 274 $ 8 und Andere. 
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das Rechtsverhältniß, auch ſoweit es aus der Urkunde nicht 
erſichtlich iſt, kennt, verletzt Treue und Glauben, wenn er ſich 
auf die Schutzvorſchrift des $ 344 Abſ. 2 beruft; gegen ihn 
iſt der die exceptio doli generalis abſorbirende $ 242 des 
Bürgerl. GB.'s gegeben, nach welchem „der Schuldner die 
Leiſtung ſo zu bewirken hat, wie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern“ 15). Der Zeit: 
punkt, in welchem die Kenntniß vorhanden ſein muß, damit 
§ 242 des Bürgerl. GB.'s Platz greife, ift nicht der Mugen: 
blick der Geltendmachung des Rechts, ſondern der des Rechts: 
erwerbs: eine nach dieſem Zeitpunkte eintretende Kenntniß 
kann die rechtliche Stellung des das Recht geltend Machenden 
nicht verändern. 


Es bedarf noch einiger Worte über die juriſtiſche 
Natur des § 344 Abſ. 2 des HGB.'s. Die Vorſchrift 
enthält eine praesumtio iuris et de iure. Es iſt zu 
eng, wenn man ſie als eine durch eine Beſchränkung des 
Gegenbeweisrechts verſtärkte praesumtio juris auffaßt. Der 
Satztheil: „ſofern nicht aus der Urkunde ſich das Gegentheil 
ergibt“, enthält mehr als eine Beſchränkung des Gegenbeweis— 
rechts, er enthält eine Vorausſetzung für die Schlüſſigkeit des 
Vorbringens der ſich auf die Urkunde berufenden Partei. 
Sache dieſer Partei iſt es, darzulegen, daß die Urkunde nichts 


15) Darüber, daß § 242 des Bürgerl. GB.’3 die exceptio doli gene- 
ralis deckt, vgl. Planck, Kommentar zu § 242, Hachenburg, 
Vorträge zum bürgerlichen Geſetzbuch S. 7, Erich Danz, Die 
Auslegung der Rechtsgeſchäfte (1897) S. 145. Ueber den Begriff 
von Treu und Glauben: Stammler, Das Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe im bürgerlichen Geſetzbuch S. 36 — 54. Man wird unbe» 
denklich über die zu enge Faſſung des § 242 hinausgehen und einen 
Verſtoß gegen Treu und Glauben nicht nur dann in Betracht 
ziehen müſſen, wenn er den Ort, die Zeit, den Gegenſtand oder 
die Art der Leiſtung betrifft, ſondern auch bei der Frage, ob 
überhaupt zu leiſten iſt, und wer zu leiſten hat. Die letztere 
Frage wird auch in der vorliegenden Erörterung noch in Betracht 
kommen; ſiehe unten S. 263 f. 


— „ 


M — — e = 
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Gegentheiliges ergibt, nicht Sache des Gegners, auf ihren 
entgegenſtehenden Inhalt zu verweiſen 1°). 


Eine Auslegungsregel enthält § 344 Abſ. 2 des 


HGB.“'s nicht: wo es ſich darum handelt, den zweifelhaften 
Inhalt eines Vertrages feſtzuſtellen, darf man auf ihn nicht 
zurückgehen 1). 


16) Als praesumtio iuris et de iure wird $ 344 Abſ. 2 von der 


17 


— 


herrſchenden Doktrin aufgefaßt. Vgl. z. B. Staub $ 6 zu 
Art. 274; Buſch's Archiv für Handelsrecht, N. F. Bd. II S. 350 f. 
Zweifelnd: Behrend a. a. O. S. 140 Note 17 („Man kann 
die Vermuthung eine praesumtio juris et de iure nennen“). Als 
verſtärkte Rechtsvermuthung faſſen ihn auf: Gareis⸗Fuchs⸗ 
berger, Kommentar zu Art. 274 Noten 33 und 34, Gareis, 
Handelsrecht 5. Aufl. S. 65, wohl auch Goldſchmidt a. a. O. 
— Dernburg, Preuß. Privatrecht II 5. Aufl. S. 20, Buſch's 
Archiv Bd. XV S. 161—163 bezeichnen die Vorſchrift als Fiktion. 
— Es liegt nicht ein bloßer Werthſtreit vor. Iſt z. B. der Schuld⸗ 
ſchein abhanden gekommen und ſein Inhalt beſtritten, ſo hat — 
wenn die im Texte gemachte Ausführung richtig iſt — die Partei, 
welche die Vermuthung des § 344 Abſ. 2 für ſich geltend machen 
will, auch nachzuweiſen, daß der Schein „nichts Gegentheiliges 
ergab“. Auch im Verſäumnißverfahren wird die obige Ausführung 
praktiſch: beruft ſich der Kläger auf § 344 Abſ. 2, ſo muß er den 
Wortlaut des Schuldſcheins vollſtändig wiedergeben — nicht bloß 
die zu ſeinen Gunſten ſprechende Stelle —, da der Richter auch 
heim Nichterſcheinen des Beklagten zu prüfen hat, ob die Urkunde 
etwas Gegentheiliges ergibt. Iſt § 344 Abſ. 2 dagegen eine 
praesumtio juris, fo gilt fie fo lange, bis fie (vom Gegner oder 
durch das eigene Vorbringen des Klägers) widerlegt iſt. 

So mit Recht: Karl Adler, Archiv für bürgerl. Recht Bd. III 
S. 21. Weder $ 344 Abſ. 1 noch Abſ. 2 find Auslegungsregeln. 
Dies wird vielfach bedeutſam, ſo bei der unten zu erörternden 
Frage, wie der zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber eines 
Handelsgeſchäfts abgeſchloſſene Vertrag, nach welchem dieſer die 
„Geſchäftsſchulden“ übernimmt, auszulegen ift; oder bei der Aus⸗ 
legung des Vertrags, durch welchen A Bürgſchaft leiſtet für das 
von B dem („im geſchäftlichen Verkehr“ Geſchuldete. Vgl. frei- 
lich wegen dieſes letzteren Falles: dieſe Zeitſchrift Bd. VIII 
S. 622 f. 
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Ergibt ſich hiernach, daß der Inhalt des Art. 274 Abſ. 2 
des alten HGB.'s im § 344 Abſ. 2 des neuen unverändert 
wiedergegeben worden iſt, ſo hat ſich andererſeits die Trag⸗ 
weite und praktiſche Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung ſeit 
ihrer Schöpfung weſentlich verändert. 

Die Beſtimmung iſt einer Vorſchrift des code de com- 
merce 1#) entnommen. Sie wurde in das allgemeine deutſche 
Handelsgeſetzbuch aufgenommen, um die Cirkulationsfähigkeit 
der kaufmänniſchen Schuldſcheine zu ſichern, insbeſondere um 
dieſe Urkunden gegen die Gefahren der lex Anastasiana und 
der exceptio und querela non numeratae pecuniae zu 
ſchützen (Art. 299 und 295 des Allg. D. HGB.'s). Ziele 
Gefahren beſtehen zum Theil ſchon jetzt nicht mehr (§ 17 
des Einf. Geſ.'s zur Reichs-Civilprozeßordnung) und werden 
durch das bürgerliche Geſetzbuch für ganz Deutſchland be— 
ſeitigt werden. 

Es waren aber im Laufe der Zeit auch andere Geſichts⸗ 
punkte hervorgetreten, von denen aus die Beſtimmung bedeut⸗ 
ſam war. Abgeſehen von denjenigen Vorſchriften des vierten 
Buchs des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs, die nur 
bei Handelsgeſchäften oder im Betriebe des Handelsgewerbes 
geſchloſſenen Geſchäften anwendbar find !?), kam Art. 274 


18) Art. 638 Abſ. 2: „Néanmoins, les billets souscrits par un com- 
mercant seront censés faits pour son commerce, . .. lors- 
qu'une autre cause n'y sera point énoncée.“ Zur Geſchichte: 
Goldſchmidt, Handbuch a. a. O. S. 672 Note 12, S. 434 f. 
Note 10. — Vgl. Protokolle ©. 1297 f. 

19) Z. B. die Vorſchriften über die Solidarhaft (Art. 280), über die 
Einreden der Theilung und Vorausklage (Art. 281), über die Der: 
tragsſtrafe (Art. 284), über die Draufgabe (Art. 285), laesio 
enormis (Art. 286), Zinſen, Proviſion u. f. w. (Art. 287 — 290, 
292, 293), über die Veräußerung und Verpfändung fremder beweg⸗ 
licher Sachen (Art. 306; vgl. Goldſchmidt in die ſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. IX S. 23), über Pfand- und Retentionsrecht (Art. 309 
bis 316), über Formfreiheit (Art. 317, hier wichtig, inſoweit als 
das Landesrecht gerichtliche oder notarielle Form vorſchreibt) und 
Andere. 


Wolff: 5 344 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs. 255 


Abſ. 2 insbeſondere in Betracht bei der Frage nach der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Handelsgerichts, jetzt der Kammer für Handels⸗ 
faden ?“), bei der Frage nach dem Ausſchluſſe der weiblichen 
Rechtswohlthaten ?!, ferner landesrechtlich bei der Wieder- 
einſetzung in den vorigen Stand wegen Minderjährigkeit? ), 
bei der Frage nach der Länge der Verjährungsfriſt 25), bei 
dem Abſonderungsrecht der Firmengläubiger im Konkurſe 
des Firmeninhabers ?). 

Auch nach dem neuen Rechte wird die Anwendbarkeit 
des § 344 Abi. 2 des HGB.'s nicht auf die Sondervor⸗ 
ſchriften des dritten Buchs 25) beſchränkt fein; fie wird auch 
weiterhin für die Zuſtändigkeit der Kammer für Handels⸗ 
ſachen und für den Ausſchluß der zweijährigen i 
frift 25) in Frage kommen. 

Eine beſondere Bedeutung gewinnt aber $ 344 Abſ. 2 
durch die Beziehung zu dem in den ES 25 ff. des 


20) Gerichtsverfaſſungsgeſetz § 101 Ziff. 1. Vgl. Entſcheid. des 
RO HG.'s Bd. II S. 429 ff., Bd. XII S. 110 f., Bd. XIV S. 282 ff. 
Buſch's Archiv Bd. XI S. 388, Bd. XV S. 161 ff., N. F. 
Bd. II S. 351. | 

21) Allg. D. HGB. Art. 6 Abſ. 2. Entſcheid. des ROH. 
Bd. IX S. 172 ff. 

22) Einführungsgeſetz zum Allg. D. HGB. für Heffen Art. 22 Ent: 
ſcheid. des RO HG.“ Bd. IV S. 28—35. 

23) Z. B. Preußiſches Geſetz vom 31. März 1838 $ 1 Ziff. 1 
Abi. 2. 

24) So nach früherem Hamburger Handelsgewohnheitsrecht. Vgl. 
den Rechtsſpruch in dieſer Zeitſchrift Bd. VI S. 593 N. 59. 

25) In Betracht kommen z. B. die 88 347 (Sorgfalt des ordentlichen 
Kaufmanns), 348 (Höhe der Vertragsſtrafe), 349 (Einrede der 
Vorausklage), 352—354 (Zinſen, Proviſion, Lagergeld), 358 bis 
361 (Zeit und Art der Leiſtung), 366 (Veräußerung und Ver⸗ 
pfändung fremder beweglicher Sachen), 368 — 372 (Pfand⸗ und 
Zurückbehaltungs recht) u. a. 

26) Bürgerl. GB. $ 196 Ziff. 1: „es fei denn, daß die Leiſtung für 
den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt“. Im erſten Entwurfe 
fehlte eine entſprechende Vorſchrift. Vgl. darüber Motive I 
S. 301. 
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H GB.'s geregelten Falle. Nach dieſen Paragraphen 
haftet der Erwerber eines Handelsgeſchäfts, wenn er die Firma 
fortführt, die Paſſivenübernahme handelsüblich bekannt macht 
oder ein ſonſtiger Verpflichtungsgrund vorliegt, ferner wer 
als perſönlich haftender Geſellſchafter oder Kommanditiſt in 
das Geſchäft eines Einzelkaufmanns eintritt, für alle im 
Geſchäftsbetriebe begründeten Verbindlichkeiten des früheren 
Inhabers ?“). Da nun alle verbrieften Verbindlichkeiten eines 
Kaufmannes, wenn die Schuldurkunde nichts Gegentheiliges 
ergibt, als in ſeinem Gewerbebetriebe begründet gelten, 
erſtreckt ſich die Haftung jener Perſonen auch auf dieſe 
Schulden, ſelbſt wenn ſie in Wahrheit Privat: 
ſchulden find. 

Dieſer Schluß — ſo erſtaunlich er ift — erſcheint un: 
abweisbar; es würde willkürlich fein, den E 344 Abſ. 2 des 
HGB.“'s auf das Verhältniß zwiſchen dem Gläubiger und dem 
urſprünglichen Schuldner oder auf die Fälle des dritten 
Buchs, an deſſen Beginn er ſteht, zu beſchränken; man kann 
auch nicht heranziehen, daß § 344 Abſ. 2 nur dem Zwecke 
diene, die Grenzlinien zwiſchen dem Civil: und dem Handels- 
rechte zu präziſiren; denn dieſer Zweck??) — wofern er dem 


27) Die §§ 25—28 gelten nur für Vollkaufleute. F. Makower, 
Kommentar zu $ 25 II b. Dies kann für den Fall des § 25 
Abſ. 3 zweifelhaft ſein. Doch ſetzt auch dieſer voraus, daß der 
frühere Inhaber eine Firma führte; zudem wird man keine der 
Vorſchriften des dritten Abſchnitts „Handelsfirma“ auf die Minder⸗ 
kaufleute anwenden dürfen. — Die im jetzigen Rechte angenommenen 
Grundſätze über die Paſſivenübernahme bei der Veräußerung eines 
Handelsgeſchäfts werden bisweilen ebenfalls nicht auf die Minder⸗ 
faufleute bezogen. Entſcheid. des O LG.'s Roſtock in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXXIV S. 566. Das ROH G. Bd. XXI 
S. 234 f. und das RG. Bd. XVII S. 96 laſſen die Frage dahin⸗ 
geſtellt. Meines Erachtens iſt vom Standpunkte des geltenden Rechts 
aus zutreffend, was Karl Adler, Archiv für bürgerl. Recht 
Bd. III S. 25 ausführt. 


28) Simon in dieſer Zeitſchrift Bd. XXIV S. 95. Karl Adler 
a. a. O. S. 20. 


Ma, — — 


„ * 
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Geſetzgeber vorſchwebte — iſt im Geſetze nicht zum Aus⸗ 
druck gelangt?“ ). 

Wie § 344 Abſ. 2 des HGB.'s im Einzelnen auf die 
Rechtsverhältniſſe beim Erwerbe 3%) eines Handelsgeſchäfts 
einwirkt, iſt kurz darzulegen. 


Durch die Veräußerung eines Handelsgeſchäfts gehen 
an ſich weder die Geſchäftsforderungen noch die Geſchäfts⸗ 
ſchulden auf den Erwerber über, gleichviel ob er die alte 
Firma fortführt, die Uebernahme handelsüblich bekannt macht 
oder nicht. Der § 25 des HGB.'s behandelt nur das Ber: 
hältniß des Erwerbers zu den Gläubigern und Schuldnern, 
nicht das zu dem Veräußerer. Die für das frühere Recht 


29) Die Anregung zur Prüfung des Verhältniſſes von § 344 zu § 15 
verdanke ich Herrn Geheimrath Keyßner. (Vgl. übrigens ſchon 
den Hinweis bei Keyßner, Kommentar zu Art. 274 Note 10.) 
Bisher iſt dieſer Zuſammenhang — der auch für das bisherige 
Recht in Betracht kommen muß —, ſoweit ich ſehe, nicht erörtert 
worden. Nur Adler a. a. O. S. 21 hat gelegentlich die An⸗ 
wendung des Art. 274 Abſ. 2 auf den Fall der Paſſivenübernahme 
zurückgewieſen. Von ſeiner Auffaſſung des geltenden Rechts aus 

mit Grund. Denn nach ihm tritt eine Haftung für die Paſſiva 

nur ein, inſoweit der Erwerber ſie kannte oder kennen mußte 
(S. 23). Anders aber vom Standpunkte der herrſchenden Meinung 
aus, val. insbeſ. Reichsgericht, Entſch. in CS. Bd. XXXVII 
S. 173—177. 
Es wird hier nur der Fall des Erwerbs erörtert werden, und 
zwar unter Zugrundelegung des Abſ. 1 des $ 25. Die Anwendung 
auf die Fälle der § 27, 28 ergibt fih, wie ich glaube, ohne 
Weiteres. — Was Erwerb im Sinne des § 25 ift, ift ſchon 
ſtreitig geworden. F. Makower, Kommentar zu $ 25 Ib, 
nimmt an, daß Erwerb auch bei Erlangung des Fremdbeſitzes 
vorliege, während L. Cohn in Gruchot's Beiträgen Bd. XLII 
S. 52 dies meines Erachtens mit Grund verneint. Die Erlangung 
des Fremdbeſitzes ift im Sprachgebrauche des Handelsgeſetzbuches 
nicht „Erwerb“, ſondern „Uebernahme“ des Geſchäfts ($ 22 Abſ. 2); 
die Uebertragung des Fremdbeſitzes iſt keine „Veräußerung“, wie 
fie § 25 Abſ. 2 vorausſetzt (arg. verb.: „von dem Erwerber oder 
dem Veräußerer . . .). 


30 


— 
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vertretene Anſicht, daß die Veräußerung des Handelsgeſchäfts 
kraft zwingenden Rechts den Paſſivenübergang nach ſich 
ziehe °!), ſcheitert für das jetzige Recht an §S 25 Abſ. 2 des 
DO. "e der eine abweichende Vereinbarung geſtattet. Da- 
mit eine Verpflichtung des Erwerbers, den Veräußerer von 
ſeinen Geſchäftsſchulden zu befreien, eintrete, muß eine Ver⸗ 
einbarung darüber ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchloſſen 
worden ſein. Staub und Coſack nehmen an, daß im 
Zweifel ſchon in dem Abſchluſſe eines Geſchäftsübernahme⸗ 
vertrages der ſtillſchweigende Abſchluß eines Schuldbefreiungs⸗ 
vertrages liege; Staub ſtellt dieſen Satz als Auslegungs— 
regel, Coſack als ergänzenden Rechtsſatz auf 2). Beide 
Annahmen entbehren meines Erachtens der Unterlage. Nur 
unter beſonderen Umſtänden, z. B. wenn ein dahin gehender 
Handelsgebrauch ($ 346 des HGB.“) nachweisbar ift, wird 
man eine ſolche ſtillſchweigende Vereinbarung in dem bloßen 
Abſchluſſe des Geſchäftsübernahmevertrags finden dürfen. 
Iſt eine Befreiung von den Geſchäftsſchulden vereinbart 
worden, ſo wird der Umfang der Befreiungspflicht durch 
Vertragsauslegung feſtgeſtellt. Bei dieſer Auslegung kann 
die Vorſchrift des $ 344 Abſ. 2 nicht herangezogen werden, 
da ſie, wie oben ausgeführt iſt, keine Auslegungsregel iſt. 
Es wird eine Frage der Feſtſtellung von Fall zu Fall ſein, 
welche Schulden nach dem Parteiwillen als übernommen 
gelten ſollen. Meiſt wird man — wenn es an beſonderen 
Abmachungen fehlt und wenn nicht, vielleicht durch Berein- 
barung eines Pauſchpreiſes, klargeſtellt ift, daß alle Geſchäfts— 
ſchulden von dem Erwerber zu tilgen ſind — davon aus— 
gehen dürfen, daß die aus den Handelsbüchern des Veräußerers 


81) Thöl, Theorie und Praxis des Handelsrechts I S. 2. — Die 
hier vertretene Anſicht iſt für das alte Recht die herrſchende. 

32) Staub, Kommentar, Zuſatz zu Art. 22 $ 10. Coſack, Lehr⸗ 
buch des Handelsrechts 4. Aufl. S. 67. Ueber den Unterſchied 
zwiſchen Auslegungsregel und ergänzendem Rechtsſatz und ſeine 
praktiſche Bedeutung vgl. Stammler, Recht der Schuldverhält⸗ 
niſſe nach bürgerlichem Geſetzbuch S. 55—83, insbeſ. S. 64 — 72. 
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erſichtlichen Schulden und nur dieſe übergehen follen, da 
nicht anzunehmen iſt, daß der Erwerber Verbindlichkeiten 
übernehmen will, die ihm weder bekannt ſind noch bekannt 
ſein können. Dem gegenüber wird es in der Regel Sache 
des Erwerbers ſein, darzulegen, daß von den gebuchten 
Schulden einige nach dem Vertragswillen nicht mit zu über⸗ 
nehmen waren, Sache des Veräußerers, darzulegen, daß auch 
nicht gebuchte Schulden übergehen ſollten 271. Eine Verpflich⸗ 
tung des Erwerbers zur Tilgung von Privatſchul⸗ 
den, die nach § 344 Abſ. 2 als Handelsgewerbe⸗ 
ſchulden gelten, dürfte kaum jemals gewollt ſein. 

Das Verhältniß des Gläubigers zum Er— 
werber iſt der Regelung durch Vertrag mit dem Veräußerer 
grundſätzlich entzogen. Dem Gläubiger haftet der Erwerber, 
gleichviel ob er die Schuld übernommen hatte oder nicht, 
ob ſie in den Handelsbüchern des Veräußerers verzeichnet 
war oder nicht, ob ſie endlich von einer Gegenleiſtung des 
Gläubigers abhängig ut °*) oder nicht, wofern fie nur im 
Betriebe des veräußerten Geſchäfts begründet worden iſt oder 


33) Darüber, daß die Buchführung die Grundlage des Vertrags zwiſchen 
dem Veräußerer und dem Erwerber — und ebenſo zwiſchen dem 
Geſchäftsinhaber und dem als Geſellſchafter Eintretenden — bilden 
wird, vgl. ROH G., Entſcheid. Bd. VIII S. 41 ff. 

34) Stehen ſich Forderung und Schuld gegenüber, ſo haftet der Er⸗ 
werber für die Schuld, hat aber dem Dritten gegenüber ein Recht 
auf Einziehung der Forderung nur, wenn der Veräußerer in die 
Fortführung der Firma gewilligt hatte und die Forderung in dem 
Seichäftsbetriebe begründet war. Gilt die Schuld als in dieſem 
Betriebe nach § 344 Abſ. 2 begründet, ſo nicht auch die Forde⸗ 
rung. Für dieſe greift nur die Vermuthung des $ 344 Abſ. 1 
Platz. Wenn ſie widerlegt wird und wenn der Dritte verpflichtet 
iſt, vorzuleiſten, ſo kann der von ihm auf Leiſtung verklagte Ge⸗ 
ſchäftserwerber die Leiſtung ſo lange verweigern, bis der Dritte 
an den Veräußerer geleiſtet hat. § 320 des Bürgerl. GB. 8. 
Er wird dann zur Erfüllung „Zug um Zug“ zu verurtheilen ſein 
($ 322 des Bürgerl. GB. 8), das heißt hier nicht: „gegen Empfang 
der ihm gebührenden Leiſtung“ CS 274), ſondern gegen die Leiſtung 
an den Veräußerer. 


260 Wolff: § 344 Abi. 2 des Handelsgeſetzbuchs. 


als in dieſem Betriebe begründet gilt 35). Sie gilt als im 
Betriebe des veräußerten Handelsgeſchäfts begründet, wenn 
fie nach § 344 Abſ. 2 als Handelsgewerbeſchuld gilt und 
der Betrieb des Handelsgewerbes ſich in dem Betriebe des 
veräußerten Handelsgeſchäfts erſchöpft 271. 

Der in Anſpruch genommene Erwerber kann ſich der 
aus den BR 344 Abſ. 2 und 25 Abſ. 1 des HGB.'s be 
gründeten Haftung in verſchiedener Weiſe entziehen: 

Er kann erſtens geltend machen, daß die Nichtüber— 
nahme der eingeforderten Schuld in das Handelsregiſter 
eingetragen und bekannt gemacht worden ſeis). 
Von dieſer Möglichkeit der Eintragung und Bekanntmachung 
wird der Kaufmann wohl nur da Gebrauch machen, wo die 
Schuldenübernahme gänzlich oder quotativ ausgeſchloſſen wer— 
den ſoll, kaum dagegen da, wo nur einzelne Poſten ausge— 
nommen werden, da hier ſowohl das Handelsregiſter als die 


85) Welche Schuld iſt „im Betriebe begründet“? Meines Erachtens 
zu eng iſt es, wenn man erwidert: nur die in die Zeit des Be⸗ 
triebs fallende und durch denſelben begründete (L. Cohn a. a. O. 
S. 53). Es muß vielmehr auch genügen, wenn die Schuld bes 
hufs des Betriebes eingegangen iſt (Behrend a. a. O. S. 204 
und in ſeiner Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechts⸗ 
pflege Bd. IV S. 432: bei ordnungsmäßiger Geſchäftsführung 

muß für die Handelsſchuld in den Aktivbeſtandtheilen des Ge⸗ 
ſchäftsfonds Deckung vorhanden fein). Vgl. F. Makower zu 
§ 25 III b. 

36) S. oben den Text zu Note 13. Zeichnet der Kaufmann A, In⸗ 
haber der Firmen A und B, einen Schuldſchein mit „A“, einen 
anderen mit „B“, und veräußert er die Geſchäfte an verſchiedene 
Perſonen, ſo kann weder dem Erwerber der Firma A, noch dm 
der Firma B der § 344 Abſ. 2 entgegengehalten werden, vielmehr 
iſt nachzuweiſen, daß der erſtere Schein im Betriebe von A, der 
andere im Betriebe von B gezeichnet worden iſt. 

37) § 25 Abſ. 2, erſte Alternative. — Nach dem Wortlaute des Abſ. 2 
kann er ſich freilich nur auf eine „abweichende Vereinbarung“ be⸗ 
rufen, alſo hier darauf, daß die Nich tübernahme einer Schuld 
vereinbart worden iſt. Allein er muß unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen geltend machen können, daß die Uebernahme der 
Schuld nicht vereinbart worden iſt. 
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Publikationsorgane mit dem Namen aller Gläubiger belaſtet 
werden müßten 8), am wenigſten endlich in den Fällen, in 
welchen die Haftung für Privatſchulden, die als Geſchäfts⸗ 
ſchulden nach § 344 Abſ. 2 gelten, ausgeſchloſſen werden ſoll, 
weil die Betheiligten die Möglichkeit einer ſolchen Haftung 
nicht in Betracht ziehen werden. Findet eine Eintragung 
und Bekanntmachung ſtatt, ſo fragt es ſich, bis zu welchem 
Zeitpunkte ſie geſchehen ſein muß, um dem Erwerber den 
Schutz des § 25 Abſ. 2 zu geben. Keineswegs kann als 
entſcheidend der Zeitpunkt erachtet werden, in welchem der 
Gläubiger ſeine Abſicht, den Erwerber in Anſpruch zu nehmen, 
erklärt hat, da er ja ſein Recht gegen den Erwerber nicht 
erft durch diefe Erklärung erlangt ). Er erlangt dieſes 
Recht nach § 25 Abſ. 1 vielmehr ſchon, ſobald der Erwerber 
das Geſchäft unter der bisherigen Firma fortführt, 
und es müßte daher grundſätzlich dieſer Zeitpunkt der maß⸗ 
gebende fein ““). Praktiſch erſcheint dies aber undurchführ⸗ 
bar. Die Eintragung und Bekanntmachung des Haftungs- 
ausſchluſſes kann erſt erfolgen, wenn der Erwerber den 
Firmenerwerb ſelbſt eintragen läßt, die Eintragung des 
Firmenerwerbs ſetzt aber voraus, daß das Geſchäft unter 
der Firma bereits betrieben wird, und es genügt nicht, daß 
es erft betrieben werden ſol l“ !). Man wird alfo die Wir⸗ 
kung des § 25 Abſ. 2 dann zulaſſen müſſen, wenn die Ein⸗ 
tragung unmittelbar nach der Fortführung des Geſchäfts 
und gleichzeitig mit der Eintragung des Firmenerwerbs und 


38) Vgl. L. Cohn a. a. O. S. 53. Vielleicht werden die Eintragungen 
und Bekanntmachungen dahin lauten: der Erwerber haftet nur für 
die aus den Handelsbüchern des Veräußerers erſichtlichen Schulden, 
oder: er haftet nur für die Schulden, deren Uebergang dem Gläu⸗ 
biger beſonders angezeigt worden iſt. Auf dieſe Weiſe kann ſich 
der Erwerber gegen die Gefahren ſchützen, die ihm aus der Haftung 
für unbekannte Forderungen entſtehen können. 

89) Vgl. ſchon ROH G., Entſch. Bd. VIII S. 381. 
40) Dies nimmt L. Cohn a. a. O. S. 52 an. 
41) Vgl. z. B. § 106 Ziff. 3 des HGB.'s die Worte „begonnen hat“. 
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die Bekanntmachung in der dem ordnungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
gange entſprechenden Zeit nach der Eintragung erfolgt. Vor 
dieſem Zeitpunkte iſt das Recht des Gläubigers gegen den 
Erwerber ein bedingtes. 

Iſt der Ausſchluß der Paſſivenübernahme rechtzeitig 
eingetragen und bekannt gemacht worden, ſo muß der Gläu⸗ 
biger ihn gegen ſich gelten laffen. Nach $ 15 Abſ. 2 des 
HGB. hat er freilich die Einrede, daß er dieſen Ausſchluß 
weder kannte noch kennen mußte ?). Ziele Einrede kann 
aber nicht eine Haftung des Erwerbers für die eingeforderte 
Schuld bewirken; nur inſoweit, als die entſchuldbare Un⸗ 
kenntniß das Verhalten des Gläubigers beeinflußte“), ſteht 
ihm § 15 Abſ. 2 zur Seite: ſo hat er, wenn er in entſchuld⸗ 
barer Unkenntniß gegen den Erwerber geklagt hat und ab: 
gewieſen worden iſt, einen Anſpruch auf Erſtattung der ihm 
erwachſenen Prozeßkoſten “). 


42) § 15 muß meines Erachtens auch auf die Fälle des § 25 Abſ. 2 
und $ 28 Abi. 2 Anwendung finden. Allerdings ſpricht er nur 
von den „einzutragenden Thatſachen“. Dies find aber nicht nur 
die „eintragungspflichtigen“ — fo F. Makower zu $ 15 III 
A b —, d. h. die Thatſachen, deren Eintragung die Betheiligten 
herbeizuführen verpflichtet ſind, ſondern die Thatſachen, die vom 
Richter von Amtswegen oder auf Antrag einzutragen ſind, alſo 
die eintragungsfähigen (vgl. F. Makower zu $ 12 II c). 

43) S. Denkſchrift S. 28. Anderer Meinung Coſack, Handelsrecht 
S. 45, 46. 

44) Wird die Firma von dem Erwerber nicht fortgeführt und tritt 
eine Haftung nach § 25 Abſ. 3 ein, ſo iſt eine Eintragung einer 
abweichenden Vereinbarung in das Handelsregiſter weder erforder⸗ 
lich noch auch zuläſſig. Findet die Haftung ſtatt, weil die Ueber⸗ 
nahme von dem Erwerber in handelsüblicher Weiſe bekannt gemacht 
worden iſt, fo findet fie wegen aller Geſchäftsſchulden ſtatt, 
wenn nicht in den Bekanntmachungen die ausgenommenen Gläu⸗ 
biger beſonders als ſolche hervorgehoben werden oder ihnen ſpäteſtens 
gleichzeitig eine beſondere Mittheilung zugeht. Reichsgericht, 
Entſch. Bd. XXXVIII S. 176 f. Als Geſchäftsſchulden gelten auch 
hier die Privatſchulden unter den Vorausſetzungen des $ 344 ADİ. 2 
des HGB.“. 
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Der in Anſpruch genommene Erwerber kann ſich zwei⸗ 
tens darauf berufen, daß er oder der Veräußerer 
dem Gläubiger die Nichtübernahme der eingeforderten Schuld 
mitgetheilt hat. Auch von dieſer Möglichkeit wird im 
Verkehre ſchwerlich da Gebrauch gemacht werden, wo die 
Nichtübernahme einer nach § 344 Abſ. 2 des HGB.'s als 
Geſchäftsſchuld geltenden Privatſchuld in Frage ſteht. Der 
Zeitpunkt, bis zu welchem die Mittheilung geſchehen muß, 
iſt hier die Zeit, in welcher die Fortführung des Geſchäfts 
unter der bisherigen Firma beginnt, da die für die Ein⸗ 
tragung und Bekanntmachung angeſtellten Erwägungen hier 
wegfallen +5). 

Der Erwerber kann aber drittens auch geltend 
machen, daß dem Gläubiger die Nichtübernahme der einge⸗ 
forderten Schuld bekannt war. Es folgt dies einmal aus 
8 15 Abſ. 1 a. E. des HGB.“'s, aber auch aus der Ber- 
pflichtung zur Beobachtung von Treu und Glauben (§ 242 
des Bürgerl. GB.'s). Denn § 25 dient zum Schutze des- 
jenigen Gläubigers, den die Fortführung der Firma oder die 
handelsübliche Publikation der Uebernahme zu der Annahme 
berechtigen, daß auch ſeine Forderung von dem Erwerber 
mit übernommen worden iſt; wer ſich auf dieſe Vorſchrift 
beruft, obwohl er die Nichtübernahme kennt, verſtößt gegen 
Treu und Glauben. Wenn § 25 Abſ. 2 ſagt, daß „eine 
abweichende Vereinbarung einem Dritten gegenüber nur“ 
in den zuerſt genannten zwei Fällen wirkſam ſei, ſo kann 
dennoch damit die exceptio doli generalis nicht abgeſchnitten 
ſein, die „auch ohne poſitive Anerkennung, gleichſam von 


45) § 25 Abſ. 2, zweite Alternative. — Gehen dem Gläubiger von 
dem Erwerber und dem Veräußerer zwei abweichende Mittheilungen 
zu, ſo gilt die zuerſt ankommende, da ſie ausreicht, um den Rechts⸗ 
zuſtand endgiltig feſtzuſtellen. Kommen beide Nachrichten gleichzeitig 
an, ſo iſt — inſoweit als ſie ſich widerſprechen — nil actum. Für 
den Fall der Haftung aus § 25 Abſ. 3 gilt das in Note 44 Aug: 
geführte. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 18 
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Gottes Gnaden“ +6) gelten müßte. Muß man hiernach den 
Einwand zulaſſen, daß der Gläubiger die Nichtübernahme 
kannte, ſo wird damit die in § 25 Abſ. 2 vorgeſehene Be⸗ 
rufung auf eine Mittheilung des Erwerbers oder des Ver⸗ 
äußerers nicht überflüſſig: die Mittheilung des Erwerbers 
oder des Veräußerers wirkt ſchon, wenn ſie dem Gläubiger 
zugeht, die Mittheilung Dritter erſt, wenn er von ihr Kennt⸗ 
niß nimmt; jene wirkt, auch wenn der Gläubiger ſie für 
wahrheitswidrig hält, dieſe nur, wenn er ihr Glauben ſchenkt. 
Der auf die Kenntniß des Gläubigers gegründete Einwand 
iſt nur durchgreifend, wenn die Kenntniß bereits zur Zeit 
der Geſchäftsfortführung durch den Erwerber vor— 
handen war, eine erſt ſpäter eintretende Kenntniß kann das 
in dieſem Zeitpunkte entſtandene Recht des Gläubigers gegen 
den Erwerber nicht wieder vernichten. Gegenſtand ſeiner 
Kenntniß muß die Nichtübernahme der eingeklagten Schuld 
ſein. Der Beweis für dieſe Kenntniß iſt aber nicht ſtets 
ſchon dann erbracht, wenn feſtſteht, daß der Gläubiger zur 
Zeit der Geſchäftsfortführung den Charakter der eingeklagten 
Schuld als einer Privatſchuld kannte: denn damit ſteht an ſich 
noch nicht feſt, daß er auch die Nichtübernahme dieſer Privat⸗ 
ſchuld kannte, ſondern höchſtens, daß er fie kennen mußte +7). 
Nur wenn der Gläubiger bereits beim Erwerbe des 
verbrieften Rechts wußte, daß der Schuldſchein außer: 
halb des Gewerbebetriebes gezeichnet war, kann er ſich auf 
die Vermuthung des § 344 Abſ. 2 nicht berufen und daher 
den Erwerber des Geſchäfts nicht haftbar machen *°). 
Darauf, ob der Gläubiger wußte, daß der Geſchäfts— 
erwerber die Schuld nicht kannte, kann es nicht ankommen, 


46) Worte Eck's, Vorträge über den Entwurf des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches, Allgemeiner Theil, S. 49. Siehe über den § 242 des 
Bürgerl. GB.'8: oben Note 15. 

47) Doch wird in manchen Fällen ſchon dieſer Umſtand genügen, um 
auf Grund freier Sachwürdigung die Kenntniß feſtzuſtellen. 

48) S. oben S. 252 Text hinter Note 15. 
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da jener nicht verpflichtet iſt anzunehmen, daß dieſer nur 
bekannte Geſchäftsſchulden übernommen hat!). 

Das Verhältniß des Erwerbers, der eine Ge— 
ſchäftsſchuld oder eine als ſolche geltende Privatſchuld getilgt 
hat, zum Veräußerer richtet ſich nach der zwiſchen ihnen 
getroffenen Vereinbarung 5°). Iſt eine ſolche nicht getroffen, 
ſo hat der Erwerber gegen den Veräußerer einen Bereiche⸗ 
rungsanſpruch: der Vermögensvortheil, den dieſer durch die 
Leiſtung und auf Koſten des Erwerbers erlangt hat, beſteht 
in der Tilgung ſeiner Schuld; die Bereicherung iſt ohne. 
Grund erfolgt, da der Erwerber nur dem Gläubiger, nicht 
dem Veräußerer gegenüber zu dieſer Schuldtilgung ver⸗ 
pflichtet war ). 

Das Verhältniß zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Geſchäftsveräußerer bedarf keiner näheren Aus⸗ 
führung. Dieſer haftet auch für die übernommenen Sdul- 
den, der Anſpruch gegen ihn verjährt aber in fünf Jahren 
nach der näheren Beſtimmung des $ 26 des HGB.'3. Be- 
gehrt der Privatgläubiger des Veräußerers von dieſem nach 
Ablauf jener Friſt die Zahlung einer Schuld, welche nach 
§ 344 Abſ. 2 als Geſchäftsſchuld gilt, ſo ſteht dem Ver⸗ 
äußerer, wenn er den Einwand der Verjährung erheben will, 
die unwiderlegbare Vermuthung des § 344 Abſ. 2 zur Seite; 
doch wird regelmäßig dieſer Einwand durch die Darlegung 
lahm gelegt werden, daß der Veräußerer bei Eingehung der 
verbrieften Verbindlichkeit deren außergewerblichen Charakter 
kannte. 


Die entwickelten Sätze erſcheinen, inſoweit ſie auf der 
Vermuthung des § 344 Abſ. 2 des HGB.'s beruhen, praf- 


49) Anderer Meinung für das jetzt geltende Recht: Adler a. a. O. 
S. 22, von ſeinem Standpunkte aus mit Recht. 

50) S. oben S. 258, 259. 

51) $ 812 des Bürgerl. GB.'3. Daß der Erwerber und der Veräußerer 
dem Gläubiger als Geſammtſchuldner haften, läßt nicht etwa den 
$ 426 Satz 1 des Bürgerl. GB.’3 zur Anwendung kommen. 
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tiſch nicht unbedenklich und den Anſchauungen und Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehrs kaum entſprechend. Die Kautel, die 
§ 25 Abſ. 2 des HGB.'s bietet, wird nicht genügen 5, die 
Berufung auf Treu und Glauben des Verkehrs verſagt dem 
gutgläubigen Dritten gegenüber; der Geſchäftserwerber wird 
mannigfach gezwungen ſein, nicht nur ihm unbekannt ge⸗ 
bliebene und nicht übernommene Geſchäftsſchulden, ſondern 
auch Privatſchulden des Veräußerers zu tilgen und ſich wegen 
der Erſtattung des Geleiſteten an dieſen zu halten. 

Es liegt außerhalb des Rahmens dieſer Unterſuchung, 
zu erörtern, ob überhaupt zu einer Aufnahme des Art. 274 
Abſ. 2 des Allg. D. HGB.“s 58) in das neue Handelsgeſetzbuch 
noch ein Anlaß vorlag, nachdem das bürgerliche Geſetzbuch 
die Gefahren beſeitigt hatte, welche das alte Recht der Cir⸗ 
kulationsfähigkeit der Schuldurkunden bereitet hatte. 


52) S. oben Note 38. 

53) Schon dieſen Artikel nennen Bluntſchli⸗Dahn, Deutſches 
Privatrecht 3. Aufl. (1864) S. 367 eine bedenkliche Ueberſteige⸗ 
rung eines richtigen Gedankens, nicht gerechtfertigt dadurch, daß 
viele Schuldſcheine der Kaufleute auch Gegenſtände des Handels⸗ 
verkehrs ſind“. 


= NP MP Cie ue u —— —— — 


y. 


Bemerkungen 
m $17 Abſatz 1 des nenen Handelsgeſetzbuches. 


Von 
Herrn Gerichtsreferendar Dr. Otto Göppert in Berlin. 


Das am 1. Januar 1900 in Kraft tretende neue 
Handelsgeſetzbuch beſtimmt in § 17 Abſ. 2: 
Ein Kaufmann kann unter ſeiner Firma klagen 
und verklagt werden. 


Die Bedeutung dieſer, eine Streitfrage des bisherigen 
Rechts beſeitigenden Vorſchrift fol hier erörtert werden). 

Eine Firma im geſetzlichen Sinne hat nur der Boll- 
kaufmann. Die Vorſchrift bezieht ſich alſo nur auf den 
Vollkaufmann. 

Ob die thatſächlich geführte Firma eine geſetzlich ge— 
ſtattete iſt, und ob ſie im Handelsregiſter eingetragen ſteht, 
iſt unerheblich. 

Der Nichtkaufmann oder Kaufmann minderen Rechts 
kann auch dann nicht unter einer Firma verklagt werden, 
wenn ſie im Handelsregiſter für ihn eingetragen ſteht. 


1) Die Anregung zu dieſer Arbeit verdanke ich dem Herrn Geheimen 
Juſtizrath Keyßner in Berlin. 
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§ 5 des Handelsgeſetzbuchs, der beſagt, daß, wenn eine 
Firma im Handelsregiſter eingetragen iſt, gegenüber dem⸗ 
jenigen, welcher ſich auf die Eintragung beruft, nicht geltend 
gemacht werden kann, daß das unter der Firma betriebene 
Gewerbe kein Handelsgewerbe ſei, oder daß es zu den im 
84 Abſ. ! bezeichneten Kleinbetrieben gehöre, findet keine 
Anwendung. 

Ziele Beſtimmung bezieht fih nur auf die privatrecht: 
lichen Verhältniſſe des Inhabers der eingetragenen Firma 
zu Dritten und hat mit der Frage des Prozeßrechts, unter 
welchem Namen eine Perſon im Prozeſſe aufzutreten hat, 
nichts zu thun. i 

Das Geſetz beſchränkt die Möglichkeit, unter der Firma 
zu klagen und verklagt zu werden, nicht ausdrücklich auf 
Prozeſſe über Anſprüche, die aus dem Betriebe des Handels- 
geſchäftes hergeleitet werden. 

Es kann aber nicht zweifelhaft ſein, daß die Vorſchrift 
in dieſer Weiſe ausgelegt werden muß. 

In dem unmittelbar vorausgehenden Satz wird die 
Firma definirt als der Name, unter dem der Kaufmann 
im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift abgibt. 

Der Grund, den die Denkſchrift für die Vorſchrift an- 
führt, nämlich, daß es zu erheblichen Unzuträglichkeiten führen 
würde, wenn der Kläger, dem die andere Partei bisher nur 
unter ihrer Firma gegenüber getreten iſt, genöthigt wird, 
vor der Anſtellung der Klage erſt noch Ermittlungen darüber 
anzuſtellen, welches der bürgerliche Name des Firmeninhabers 
ſei, rechtfertigt die Zuſtellung von Klagen unter der Firma 
auch nur mit dieſer Beſchränkung. 


Partei in dem Prozeſſe, der von einem Kaufmanne oder 
gegen einen Kaufmann unter ſeiner Firma angeſtellt wird, 
iſt nicht der Inhaber der Firma als ſolcher, ſo daß ein 
im Laufe des Prozeſſes eintretender Wechſel in der Perſon 
der Inhaber ohne Einfluß auf den Prozeß wäre. 


| 
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Der Inhaber einer Firma hat als ſolcher auf dem 
Gebiete des Vermögensrechts keine Rechte und Pflichten. 

Wenn das Handelsgeſchäft mit der Firma übertragen 
wird, ſo beſtimmen die Kontrahenten frei darüber, welche 
Rechte auf den Erwerber übergehen ſollen. Die im Betriebe 
des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten belaſten weiter 
den früheren Inhaber. Der Eintritt einer Mitverhaftung 
des Erwerbers für dieſe Verbindlichkeiten iſt nicht die noth⸗ 
wendige Folge des Firmenüberganges, und die eingetretene 
Mitverhaftung dauert fort, auch wenn der Erwerber auf: 
gehört hat, Inhaber der Firma zu ſein. 

Partei in dem Rechtsſtreite iſt auch nicht das unter der 
Firma betriebene Handelsgeſchäft, ſo daß der Inhaber pro⸗ 
zeſſual nur als deſſen Vertreter anzuſehen wäre. 

Das Handelsgeſchäft iſt kein Rechtsſubjekt und keine 
rechtliche Einheit. Das Handelsvermögen iſt von dem übrigen 
Vermögen des Kaufmannes rechtlich nicht geſondert. Sein 
jeweiliger Beſtand hängt lediglich von der Willkür des Prin⸗ 
zipals ab. N 

Eine Parteifähigkeit des Handelsgeſchäftes wäre aber 
nur denkbar, wenn unabhängig von der Perſon des Kauf— 
mannes feſtgeſtellt werden könnte, daß zu einer beſtimmten 
Vermögensmaſſe eine Forderung gehört und daß eine Schuld 
aus einer beſtimmten Vermögensmaſſe getilgt werden muß. 

Die Deutung, daß die Vorſchrift dem Handelsgeſchäfte 
Parteifähigkeit gegeben habe, verbietet ſich überdies ſchon 
durch die Wortfaſſung. 

Kläger oder Beklagter iſt vielmehr der Kaufmann, von 
welchem oder gegen welchen die Klage angeſtellt iſt. 

Die Firma iſt nur der Name, unter dem er klagt oder 
verklagt wird. * 

Daraus ergibt ſich ohne Weiteres, daß es auch in Zukunft 
widerſinnig ſein wird, als Kläger oder Beklagte erſtens die 
Firma des Einzelkaufmannes, zweitens deren Inhaber zu 
benennen. 

Die Annahme der Denkſchrift, daß Prozeßpartei immer 
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diejenige ſei, der zur Zeit der Klageerhebung Inhaber der 
Firma iſt, kann nicht als ganz richtig anerkannt werden. 

Wenn gegen eine Firma geklagt wird, iſt allerdings 
anzunehmen, daß der Kläger denjenigen verklagen will, der 
zur Zeit der Klageerhebung, alſo der Zuſtellung der Klage— 
ſchrift, Inhaber des Geſchäftes ſein wird. 

Iſt dagegen als klagende Partei eine Firma bezeichnet, 
ſo iſt Kläger derjenige Inhaber der Firma, auf deſſen Willen 
die Zuſtellung der Klageſchrift zurückzuführen iſt. 

Wechſelt die Perſon des Inhabers noch vor der Zu— 
ſtellung, ſo wird der neue Inhaber nicht Prozeßpartei. Es 
treten aber auch nicht dieſelben Folgen ein, als wenn der 
Wechſel nach der Zuſtellung geſchehen wäre. Der Kläger hat 
unter falſchem Namen geklagt. 

Die Bezeichnung der Partei mit der Firma iſt nur ſo 
lange zuläſſig, als ſie die Firma führt. Wenn ſie im Laufe 
des Prozeſſes das Geſchäft mit der Firma veräußert oder 
aufhört, Vollkaufmann zu ſein, ſo iſt ſie weiterhin mit dem 
bürgerlichen Namen zu bezeichnen. 

Im Uebrigen hat die Veräußerung des Geſchäftes auf 
den Prozeß nur unter Umſtänden einen Einfluß, und dieſer 
Einfluß hängt nicht davon ab, daß der Erwerber die Firma 
fortführt. 

Maßgebend find die Vorſchriften der SS 265, 266 der 
Civilprozeßordnung?). Es kommt aljo darauf an, ob der neue 
Inhaber des Geſchäftes die in Streit befangene Sache, das 
Grundſtück, über deſſen Rechtszuſtand geſtritten wird oder 
den geltend gemachten Anſpruch mit erworben hat. Der 
Umſtand, daß er in Folge der Geſchäftsübernahme neben 
dem Beklagten für den geltend gemachten Anſpruch haftet, 
macht den Erwerber nicht zum Rechtsnachfolger im Sinne 
des § 265. 


2) An allen Stellen, wo in dieſer Arbeit die Civilprozeßordnung an⸗ 
gezogen iſt, iſt die vom 1. Januar 1900 ab geltende Faſſung 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1898 Nr. 25 S. 410 ff.) zu Grunde gelegt. 
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Der Erwerber des Geſchäftes, der die Firma unver⸗ 
ändert fortführt, kann, wenn er ſich an dem Rechtsſtreite 
betheiligt, nunmehr unter der Firma auftreten, die bisher 
zur Bezeichnung des Klägers oder Beklagten diente. 

Wenn die mit der Firma bezeichnete Partei ſtirbt, die 
Prozeßfähigkeit verliert oder wenn ihr geſetzlicher Vertreter 
wegfällt, jo treten die in Së 239, 241, 246 der Civil: 
prozeßordnung angeordneten Folgen ein. 


Durch die Beſtimmung in § 17 Abſ. 2 des Handels⸗ 
geſetzbuchs ſind hiernach nur die Vorſchriften über die Art, 
wie die Bezeichnung der Prozeßparteien zu geſchehen hat, 
dahin abgeändert oder, wenn man will, deklarirt, daß in 
Geſchäftsprozeſſen des Kaufmanns ſeine Bezeichnung mit der 
Firma genügt. 

Damit iſt zugleich klargeſtellt, daß ſonſt, wenn die Civil⸗ 
prozeßordnung Bezeichnung mit dem Namen verlangt, ſtets 
die Bezeichnung mit dem bürgerlichen Namen erforderlich iſt. 

Selbſtverſtändlich genügt die Angabe der Firma nicht, 
wenn der Kaufmann nicht in ſeiner Eigenſchaft als Rechts⸗ 
ſubjekt in Betracht kommt, ſondern mit feiner Perſönlichkeit 
für die Wahrheit einer Behauptung einzutreten hat. Bei der 
Leiſtung eines Parteieides muß der bürgerliche Name an— 
gegeben werden. 

Die Vorſchriften über die Bezeichnung der Parteien 
haben den Zweck, die Identität derſelben feſtzuſtellen, ſo daß 
ein Zweifel darüber ausgeſchloſſen wird, zwiſchen welchen 
Perſonen die Wirkungen der Rechtshängigkeit und der Rechts— 
kraft des Urtheils eintreten, und für und gegen wen die 
Staatsgewalt zur Verwirklichung des zugeſprochenen Rechtes 
einzuſchreiten hat. Sie ſind im öffentlichen Intereſſe gegeben. 
Der Willkür der Parteien iſt es nicht überlaſſen, unter 
welchem Namen ſie im Prozeſſe auftreten wollen. Der Richter 
hat vielmehr von Amts wegen dafür zu ſorgen, daß die 
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Parteien dem Geſetze entſprechend bezeichnet werden. Er darf 
alſo auch nicht zulaſſen, daß die Parteien mit einer Firma 
benannt werden, wenn das Geſetz die Angabe ihres Namens 
und Standes oder Gewerbes fordert. 

Die richterliche Prüfung in dieſer Hinſicht hat aber 
meiner Meinung nach nicht ſchon dann ſtattzufinden, wenn 
die Klageſchrift zur Terminsbeſtimmung vorgelegt wird. 

Die Partei wird in der Klage häufig ohne weiteren 
Zuſatz als „Firma X“ oder „Handlung in Firma X” be 
zeichnet ſein. 

Hinter der Firma kann ſich eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft, eine alte Aktiengeſellſchaft 
oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, ein Vollkaufmann 
oder ein zur Firmenführung nicht Berechtigter verbergen, 
ohne daß dies äußerlich erkennbar iſt. 

Die Bezeichnung allein durch die Firma iſt nur korrekt, 
wenn die Partei ein Einzelkaufmann vollen Rechtes iſt und 
der Anſpruch, der den Gegenſtand des Prozeſſes bildet, aus 
ſeinem Geſchäftsbetriebe hergeleitet wird. 

Iſt die Partei eine Geſellſchaft, ſo müßten die Vertreter 
angegeben ſein, der zur Firmenführung nicht Berechtigte und 
der Vollkaufmann in anderen Prozeſſen müßten mit dem 
bürgerlichen Namen bezeichnet ſein (§ 130 Ziffer 1 der 
Civilprozeßordnung). 

Der Vorſitzende iſt nun in der Regel ebenſo wenig in 
der Lage, zu beurtheilen, ob es einen Vollkaufmann oder 
eine Geſellſchaft gibt, die dieſe Firma führt, wie er wiſſen 
kann, ob eine mit einem bürgerlichen Namen bezeichnete 
Partei exiſtirt. 

Selbſt wenn er aber davon Kenntniß hat, daß eine mit 
einer Firma bezeichnete Partei eine Firma im geſetzlichen 
Sinne nicht hat, oder wenn er aus dem Schriftſatz erſieht, 
daß es ſich nicht um einen aus dem Geſchäftsbetriebe her- 
geleiteten Anſpruch handelt, hat er den Termin feſtzuſetzen. 

Auch nach der Anſicht, die dem Vorſitzenden ein weit- 
gehendes Prüfungsrecht zuſpricht, kann er — abgeſehen von 
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dem Fall, daß der Schriftſatz Ungehörigkeiten enthält — die 
Terminsbeſtimmung nur dann verweigern, wenn die Klage 
die Grundlage eines Rechtsſtreites nicht bilden kann. 

Durch Zuſtellung der Klageſchrift kann aber die Wirkung 
der Rechtshängigkeit begründet werden, auch wenn die mit 
der Firma bezeichnete Partei nicht unter der Firma klagen 
und verklagt werden kann. 

Die Erfüllung der in § 130 Ziff. 1 der Civilprozeß⸗ 
ordnung aufgeſtellten Erforderniſſe iſt für die Klage nicht 
weſentlich. Nach § 253 Abſ. 2 Ziffer 1 iſt nur nothwendig 
„die Bezeichnung“ der Parteien. Dieſe Bezeichnung muß 
natürlich ſo beſtimmt ſein, daß die Identität mit Sicherheit 
feſtgeſtellt werden kann. Wer der Kläger oder Beklagte iſt, 
kann nun bei Benennung mit dem Handelsnamen, den er 
thatſächlich führt, zweifellos ſein, auch wenn dieſer Handels⸗ 
name keine Firma im Sinne des Geſetzes iſt. 

Die Feſtſtellung der Identität kann andererſeits, wenn 
ein Vollkaufmann unter der Firma klagt oder verklagt wird, 
unmöglich ſein, da die Firma in der Regel ohne Eintragung 
in das Handelsregiſter entſtehen wird und immer ohne Ein: 
tragung untergehen und übertragen werden kann. 

Ob im einzelnen Falle die Angabe der Firma eine 
ausreichende Bezeichnung der Partei enthält, wird der 
Vorſitzende nie zu überſehen vermögen. 

Ich meine deshalb, daß der Vorſitzende vor der Be- 
ſtimmung des Termines nicht den Nachweis verlangen darf, 
daß die Bezeichnung durch a Firma den geſetzlichen Vor: 
ſchriften entipridt*). 


Im weiteren Laufe des Prozeſſes genügt die Bezeichnung 
der Parteien allein durch die Firma nicht mehr. Es muß 


3) Die entgegengeſetzte Anſicht vertritt Herr Amtsgerichtsrath Dr. 
Dickel in ſeinen Bemerkungen zu dem Entwurf eines Handels— 
geſetzbuchs (Berlin 1897 bei Vahlen) S. 116—117. 
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aufgeklärt werden, ob eine Geſellſchaft oder eine einzelne 
Perſon Partei iſt. 

Wenn es eine Geſellſchaft iſt, ſo muß der Richter, um 
der ihm nach § 56 der Civilprozeßordnung obliegenden 
Prüfungspflicht genügen und ſpäter das Urtheil vorſchrifts— 
mäßig abfaſſen zu können, die Angabe erlangen, wer die 
geſetzlichen Vertreter ſind. 

Iſt eine einzelne Perſon Partei, jo kann er den Nad- 
weis verlangen, daß ſie Vollkaufmann und noch jetzt Inhaber 
der Firma iſt. Die Behauptung, die bereits in der Be— 
zeichnung mit der Firma zu finden iſt, iſt, ſelbſt wenn ſie 
zugeſtanden wird, unzureichend. Der Beweis liegt ſtets der 
klagenden Partei ob. Ebenſo verhält es ſich bezüglich der 
Frage, ob der im Prozeſſe verfolgte Anſpruch aus dem Gez 
ſchäftsbetriebe entſtanden iſt. 

Der Richter wird aber bei der Prüfung, ob eine Partei 
unter der Firma klagen und verklagt werden kann, nicht 
anders verfahren dürfen, als bei der Prüfung, ob die mit 
einem bürgerlichen Namen bezeichnete Partei wirklich ſo heißt. 

Er wird daher den Beweis nur zu verlangen haben, 
wenn ſich in dieſer Hinſicht Zweifel ergeben. 

Gelingt der Beweis nicht, ſo muß der bürgerliche Name 
der mit der Firma bezeichneten Partei angegeben und unter 
Umſtänden nachgewieſen werden, daß von dieſer Perſon oder 
an dieſe unter dem Firmennamen die Klage zugeſtellt iſt. 

Wenn der Richter, ohne feſtzuſtellen, wer hinter der 
Firma verborgen iſt, das Urtheil erläßt, jo fann das Urtheil 
inkorrekt fein. 


§ 313 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung ſchreibt vor: 
Das Urtheil enthält 
die Bezeichnung der Parteien, ihrer geſetzlichen Ver— 
treter und der Prozeßbevollmächtigten nach Namen, 
Stand oder Gewerbe, Wohnort und Parteiſtellung ?). 


Wenn die mit der Firma bezeichnete Partei eine Ge— 
ſellſchaft iſt, ſo fehlt die Angabe der Vertreter, iſt ſie eine 
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einzelne Perſon, ſo hätte ſie, wenn ſie nicht Vollkaufmann 
iſt und ein Geſchäftsprozeß vorliegt, nach Namen, Stand 
oder Gewerbe bezeichnet werden müſſen. Beide Mängel ſind 
in einer Hinſicht unerheblich. 

Wird das Urtheil rechtskräftig, ſo tritt die Wirkung 
der Rechtskraft für und gegen die Perſonen ein, zwiſchen 
denen das Verfahren anhängig war. 

Die Bezeichnung der Parteien muß nur eine ſolche 
ſein, daß die Feſtſtellung ihrer Identität möglich iſt. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo iſt das Urtheil allerdings zur Be⸗ 
gründung der Einrede der Rechtskraft, wie der Judikatsklage 
unbrauchbar. 

Die Möglichkeit der Zwangsvollſtreckung gegen die 
Geſellſchaft wird durch das Fehlen der Angabe, wer die ge: 
ſetzlichen Vertreter ſind, nicht beeinflußt. Ob die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem Urtheil, das eine Firma als Partei 
nennt, für oder gegen eine Perſon ſtattfinden kann, die 
überhaupt oder in dieſem Prozeſſe nicht mit der Firma be⸗ 
zeichnet werden dürfte, ſoll weiter unten beſprochen werden. 


Für den Urkundenprozeß hat die Vorſchrift, daß der 
Kaufmann unter ſeiner Firma klagen und verklagt werden 
kann, weſentliche Bedeutung. In dieſer Prozeßart kann nur 
geklagt werden, wenn die ſämmtlichen zur Begründung des 
Anſpruches erforderlichen Thatſachen durch Urkunden bewieſen 
werden können. Die Urkunden müſſen in Urſchrift oder 
Abſchrift bereits der Klage beigefügt werden. 

Zu den zur Begründung des Anſpruches erforderlichen 
Thatſachen gehören auch diejenigen, die den Kläger und 
Beklagten als aktiv und paſſiv legitimirt erſcheinen laffen. 

Wenn ein Einzelkaufmann gegen einen anderen z. B. 
aus einem Wechſel klagen wollte, der von dem Beklagten 
mit ſeiner Firma acceptirt iſt und ein Indoſſament auf die 
Firma des Klägers trägt, ſo müßte er, wenn er nicht unter 
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ſeiner Firma und gegen den Beklagten unter deſſen Firma 
die Klage anſtellen könnte, bereits der Klageſchrift Urkunden 
darüber beifügen, daß er und der Beklagte die Inhaber der 
beiden Firmen ſind. 

Der Zeitverluſt, den die Beſchaffung dieſer Urkunden 
veranlaſſen würde, könnte für den Kläger empfindlich ſein. 


Für das Mahnverfahren beſtimmt § 690 der Civil 
prozeßordnung, daß das Geſuch um Erlaſſung eines Zahlungs— 
befehls enthalten muß die Bezeichnung der Parteien nach 
Namen und Stand oder Gewerbe. 

Da nur für den Vollkaufmann bei Geltendmachung von 
Anſprüchen, die durch den Geſchäftsbetrieb entſtanden ſind, 
ſtatt deſſen die Bezeichnung mit ſeiner Firma genügt, ſo 
kann der Richter, wenn er weiß, daß der mit der „Firma“ 
Bezeichnete kein Vollkaufmann iſt, oder erſieht, daß der An⸗ 
ſpruch nicht aus dem Betriebe des Handelsgewerbes ent— 
ſtanden iſt, das Geſuch gemäß § 691 zurückweiſen. 

Bloße Zweifel an der Zuläſſigkeit der Bezeichnung mit 
der Firma berechtigen ihn dazu nicht. Das Geſetz gibt ihm 
auch nicht die Möglichkeit, den Nachweis zu erfordern, daß 
es eine Perſon gibt, die unter dieſer Firma klagen oder 
verklagt werden kann, und daß der Anſpruch aus deren Be⸗ 
trieb hergeleitet wird. Die etwaigen Mängel der Partei- 
bezeichnung gehen in den Zahlungsbefehl über. 

Wird dann der Vollſtreckungsbefehl ertheilt, ſo muß 
bezüglich der Rechtskraftwirkung und der Zuläſſigkeit der 
Zwangsvollſtreckung daſſelbe gelten, wie bei dem eine in- 
korrekte Bezeichnung der Parteien enthaltenden Urtheil. 


Die Zwangsvollſtreckung darf nach § 750 der Civil- 
prozeßordnung nur beginnen, wenn die Perſonen, für und 
gegen welche ſie ſtattfinden ſoll, in dem Urtheile oder in der 
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demſelben beigefügten Vollſtreckungsklauſel namentlich be⸗ 
zeichnet ſind. 

Nachdem durch § 17 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs 
klargeſtellt iſt, daß der Vollkaufmann unter ſeiner Firma 
klagen und verklagt werden kann, muß auch für den Beginn 
der Zwangsvollſtreckung die Bezeichnung des Vollkaufmanns 
mit ſeiner Firma genügen, aber nur ſofern es ſich um die 
Verwirklichung von Anſprüchen handelt, die aus dem Be⸗ 
triebe ſeines Handelsgeſchäfts hergeleitet werden. 

Im Uebrigen ift als namentliche Bezeichnung nur die 
mit dem bürgerlichen Namen anzuſehen. Eine ſtreng folge⸗ 
rechte Anwendung dieſer Sätze führt zu folgenden Ergeb: 
niſſen: 

Die Vollſtreckungsorgane dürfen die Vollſtreckung aus 
einem Titel, der als Gläubiger oder Schuldner eine Firma 
nennt, nicht beginnen, wenn der Titel nicht über einen aus 
dem Geſchäftsbetriebe hergeleiteten Anſpruch lautet. Sie 
dürfen ferner die Zwangsvollſtreckung nicht vornehmen, wenn 
der bürgerliche Name oder die Firma derjenigen Perſonen, 
für und gegen welche die Zwangsvollſtreckung beantragt iſt, 
nicht übereinſtimmt mit dem bürgerlichen Namen oder der 
Firma, die zur Bezeichnung des Gläubigers und Schuldners 
in dem Titel gebraucht ſind. Bei der Prüfung der Namens⸗ 
übereinſtimmung ſind natürlich geringe Abweichungen nicht 
zu berückſichtigen. | 

Aus dem Titel muß erſichtlich fein, ob Gläubiger und 
Schuldner mit ihrem bürgerlichen Namen oder mit ihrer 
Firma bezeichnet ſind. Ein Urtheil gegen „Robert Schulz“ 
kann nicht gegen Clara Müller, Inhaberin der Firma Robert 
Schulz, und ein Urtheil gegen die „Handlung“ oder die 
„Firma Robert Schulz“ nicht gegen Robert Schulz, der 
nicht Inhaber einer ſolchen Firma ift, vollſtreckt werden). 

Eine dem Geſetze entſprechende namentliche Bezeichnung 


4) Entſcheidung des Landgerichts Freiberg vom 30. Dezember 1891. 
Bd. XLVI dieſer Zeitſchrift S. 468 Nr. 22. 
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ſtellt die Firma nur dar, wenn die Partei ein Vollkaufmann 
it. Iſt in dem Titel ein Nichtkaufmann oder Minderkauf⸗ 
mann mit einem als Firma kenntlich gemachten Namen be: 
zeichnet, ſo iſt die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig. 

Der Vollſtreckungsbeamte muß alſo auch prüfen, ob der 
mit der Firma bezeichnete Gläubiger oder Schuldner zu der 
Zeit, wo die Zwangsvollſtreckung beginnen fol, Vollkaufmann 
iſt. Man kann meines Erachtens nicht ſagen, daß durch 
die Bezeichnung mit der Firma für den Vollſtreckungsbeamten 
bindend feſtgeſtellt ſei, daß die ſo bezeichnete Partei eine 
Firma im geſetzlichen Sinne habe und in dem einzelnen Falle 
mit dieſer Firma bezeichnet werden könne. 

Der Richter kann einmal nur feſtſtellen, daß die Partei 
zu der Zeit, wo das Urtheil ergeht, mit der Firma bezeichnet 
werden darf. 

Die Bezeichnung mit der Firma enthält aber zweitens 
gar nicht die Feſtſtellung, daß die Partei unter der Firma 
klagen und verklagt werden könne, ebenſo wenig wie dadurch, 
daß ein Schriftſteller in einem Urtheil mit ſeinem Decknamen 
bezeichnet iſt, feſtgeſtellt wird, daß dies ſein bürgerlicher 
Name ſei, unter dem er doch nur klagen und verklagt wer— 
den kann. 

Hiernach fehlt, wenn in dem Titel ein Minderkauf— 
mann oder Nichtkaufmann mit einer Firma bezeichnet iſt, 
oder wenn der ſo Benannte zwar Vollkaufmann iſt, der An— 
ſpruch aber nicht aus dem Geſchäftsbetriebe hergeleitet iſt, 
eine wefentliche Vorausſetzung für den Beginn der Zwangs— 
vollſtreckung. Die Pfändung bewirkt kein Pfandrecht, und 
derjenige, der die Pfandſtücke vorſätzlich der Verſtrickung 
entzieht, macht ſich nicht ſtrafbar. Der Schuldner kann ſich 
gemäß $ 766 der Civilprozeßordnung an das Vollſtreckungs— 
gericht wenden, um die Aufhebung der Vollſtreckungsmaß— 
regeln zu erreichen. 

Die Firma kann mit dem Handelsgeſchäft aufgegeben 
und übertragen werden. 

Iſt dies von Seiten des in dem Titel mit der Firma 
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bezeichneten Gläubigers oder Schuldners geſchehen, ſo iſt die 
Firma nicht mehr eine geſetzlich zuläſſige Bezeichnung für ihn. 

Der Name derjenigen Perſon, für oder gegen welche 
die Zwangsvollſtreckung beantragt iſt, ſtimmt nicht überein 
mit dem Namen, der in dem Titel den Gläubiger oder 
Schuldner bezeichnet. 

Bezüglich der Wirkung einer trotzdem vorgenommenen 
Zwangsvollſtreckung gilt daſſelbe wie im vorigen Falle. 

Die Civilprozeßordnung ſieht die Ertheilung einer voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung für oder gegen den früheren In⸗ 
haber einer Firma unter ſeinem bürgerlichen Namen nicht 
vor. Es bleibt hiernach dem Gläubiger, wenn die Firma 
nicht oder nicht mehr eine zuläſſige Bezeichnung für ihn oder 
den Schuldner bildet, nur übrig, aus dem Urtheile aufs 
Neue Klage zu erheben, um einen vollſtreckbaren Titel zu 
erlangen. 

Der Vollſtreckungstitel, der als Gläubiger oder Schuldner 
eine Firma bezeichnet, ohne daß erkennbar iſt, ob deren 
Inhaber ein Einzelkaufmann oder eine Geſellſchaft iſt, ent⸗ 
hält, wenn das Geſchäft auf einen anderen Einzelkaufmann 
oder eine Geſellſchaft übergegangen iſt und die Firma un⸗ 
verändert fortgeführt wird, eine dem Geſetz entſprechende 
Bezeichnung des neuen Inhabers. 

Die Zwangsvollſtreckung für oder gegen dieſen iſt aber 
ohne Weiteres unzuläſſig. 

Wenn der Inhaber der Firma, die als Gläubigerin 
in dem Titel aufgeführt ift, während des Prozeſſes oder 
nachher gewechſelt hat, ſo darf der neue Inhaber aus dem 
Titel die Zwangsvollſtreckung nur betreiben, ſofern er auch 
bezüglich des Anſpruches, über welchen der Titel lautet, 
Rechtsnachfolger des früheren Inhabers geworden iſt und 
ſich gemäß § 727, 730, 731 der Civilprozeßordnung eine 
vollſtreckbare Ausfertigung hat ertheilen laſſen. 

Wenn die den Schuldner bezeichnende Firma auf einen 
anderen übergegangen iſt, ſo iſt die Ertheilung einer voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung gegen den neuen Inhaber in der 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 19 
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Regel nur zuläſſig, wenn er der Erbe des früheren Inhabers 
geworden iſt oder die in Streit befangene Sache nach Ein⸗ 
tritt der Rechtshängigkeit erworben hat. 

Die Civilprozeßordnung geſtattet in § 729 Abſ. 2 noch 
für einen weiteren Fall die Ertheilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung gegen den neuen Inhaber, nämlich wenn 


1. eine in dem Betriebe des Handelsgeſchäfts begrün— 
dete Schuld gegen den früheren Inhaber rechtskräftig 
feſtgeſtellt ift, 

2. der neue Inhaber das Handelsgeſchäft nach Eintritt 
der Rechtskraft unter Lebenden erworben hat, und 

3. nach 8 25 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 des Handels- 
geſetzbuchs für die im Betriebe des Geſchäfts De- 
gründeten Verbindlichkeiten haftet. 

Uebrigens ſoll die Anwendbarkeit der Beſtimmung da— 
von unabhängig ſein, ob der Titel den Schuldner mit der 
Firma oder mit ſeinem Namen bezeichnet. 

In der vollſtreckbaren Ausfertigung, die für oder gegen 
den neuen Inhaber ertheilt wird, könnte dieſer, wenn er 
die Firma unverändert weiterführt, wieder mit demſelben 
Namen bezeichnet werden, wie der urſprüngliche Gläubiger 
oder Schuldner. 

Der Vollſtreckungsbeamte hat danach auch zu prüfen, 
ob der Inhaber der Firma jetzt noch derſelbe iſt, wie der— 
jenige, der Partei in dem Prozeſſe war oder in der Voll— 
ſtreckungsklauſel mit der Firma bezeichnet werden ſollte. 

Betreibt der neue Inhaber der Firma, ohne daß ihm 
eine vollſtreckbare Ausfertigung ertheilt wird, die Zwangs— 
vollſtreckung, ſo ſteht dem Schuldner der Rechtsbehelf des 
§ 766 der Civilprozeßordnung zu. 

Wird gegen den neuen Inhaber vollſtreckt, ſo kann er 
ebenfalls nach § 766 verfahren, er kann aber auch die 
Interventionsklage nach § 771 erheben, weil er und nicht 
der Schuldner Eigenthümer der von der Vollſtreckung er— 
griffenen Objekte iſt. Die Frage, ob unter Umſtänden dem 
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neuen Inhaber der ſchuldneriſchen Firma der $ 15 Abſ. 1 u. 2 
des neuen Handelsgeſetzbuchs entgegenſteht, iſt meines Er⸗ 
achtens zu verneinen. 

§ 15 lautet: 

„Solange eine in das Handelsregiſter einzutragende 
Thatſache nicht eingetragen und bekannt gemacht iſt, 
kann ſie von demjenigen, in deſſen Angelegenheiten ſie 
einzutragen war, einem Dritten nicht entgegengeſetzt 
werden, es ſei denn, daß ſie dieſem bekannt war.“ 

„Iſt die Thatſache eingetragen und bekannt gemacht, 
ſo muß ein Dritter ſie gegen ſich gelten laſſen, es ſei 
denn, daß er ſie weder kannte, noch kennen mußte.“ 


Eine Aenderung der Firmeninhaber ift nach § 31 zur 
Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Gemäß 
§ 13 iſt die Eintragung zu veröffentlichen. Sie geſchieht in 
den Angelegenheiten des alten und neuen Inhabers. 

Für den Eintritt der durch §S 15 beſtimmten Wirkung 
iſt Folgendes vorausgeſetzt: 

1. Die Thatſache des Wechſels der Inhaber muß dem 
Dritten unbekannt geblieben ſein, und zwar ſofern 
die Eintragung und Bekanntmachung erfolgt iſt, 
ohne ſein Verſchulden. 

2. Es muß die Möglichkeit beſtehen, daß die Kenntniß 
dieſer Thatſache das Verhalten des Dritten beeinflußt 
hätte ). 

3. Das Verhalten des Dritten muß dadurch, daß die 
Thatſache eingetreten war, andere Folgen für ſeine 
Rechtslage gehabt haben, als wenn die Thatſache 
nicht eingetreten wäre. 


Die unter Ziffer 3 aufgeführte Vorausſetzung kann nie 
vorliegen, wenn der Gläubiger das gegen den früheren 


5) Denkſchrift zum Entwurf II des Handelsgeſetzbuchs S. 31. Da⸗ 
gegen Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 4. Aufl. § 10. S. 45 
und 46. 
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Inhaber einer Firma ergangene Urtheil gegen den neuen 
Inhaber vollſtreckt. 

Wenn die Zwangsvollſtreckung gegen den neuen In⸗ 
haber der Firma in das erworbene Handelsgeſchäft, als in 
eine Einheit, ſtattfände, ſo würde allerdings die Urſache, daß 
ſie unzuläſſig iſt, darin liegen, daß der Inhaber des Handels⸗ 
geſchäfts gewechſelt hat. Denn die Vollſtreckung würde wirk⸗ 
ſam ſein, wenn der Wechſel der Inhaber — eine dem Ein⸗ 
tragungszwang unterliegende Thatſache — nicht erfolgt wäre. 

Eine Zwangsvollſtreckung in das Handelsgeſchäft gibt 
es aber nicht. Die Zwangsvollſtreckung findet nur ſtatt in 
die einzelnen Vermögensbeſtandtheile des neuen Inhabers. 

Soweit dieſe nicht mit dem Geſchäft von dem früheren 
Inhaber auf ihn übergegangen ſind, iſt es ohne Weiteres 
klar, daß die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung nicht eine 
Folge des Wechſels der Inhaber iſt, ſondern auch beſtehen 
würde, wenn das Geſchäft noch dem alten Inhaber gehörte. 

Wird die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände vorge: 
nommen, die der neue Inhaber von dem alten übernommen 
hat, ſo liegt die Urſache der Unzuläſſigkeit darin, daß das 
Eigenthum der Sache oder das Recht auf den neuen In⸗ 
haber übergegangen iſt, nicht aber in dem Wechſel der In— 
haber des Geſchäftes. 

Bei der Veräußerung eines Handelsgeſchäfts beſtimmen 
die Kontrahenten frei darüber, welche Aktiva auf den Er— 
werber übergehen ſollen. Es kann nicht einmal geſagt werden, 
daß die Uebertragung eines beſtimmten Aktivum nothwendig 
iſt, damit man den Erwerb des Geſchäftes annehmen kann. 

Für die Uebertragung des Handelsgeſchäftes gibt es 
keinen einheitlichen Akt. 

Der Erwerb der einzelnen Sachen und Rechte erfolgt 
durch Auflaſſung, Uebergabe oder Abtretung. 

Die Urſache der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
liegt alſo darin, daß der alte Inhaber an den neuen In⸗ 
haber den von der Zwangsvollſtreckung ergriffenen Gegenſtand 
veräußert hat. Dies iſt keine eintragungsfähige Thatſache. 
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Der Gläubiger, der gegen den neuen Inhaber ohne 
Kenntniß von dem Uebergange des Geſchäfts die Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorgenommen hat, kann ſich alſo auf § 15 des 
Handelsgeſetzbuchs nie berufen. 

Wenn der Inhaber der ſchuldneriſchen Firma gewechſelt 
hat und eine vollſtreckbare Ausfertigung gegen den neuen 
Inhaber noch nicht ertheilt iſt, ſo wird dieſem, wenn der 
Gläubiger von dem Titel gegen ihn Gebrauch zu machen 
verſucht, das Recht zuſtehen, die Klage auf Feſtſtellung zu 
erheben, daß aus dem Titel keine Rechte gegen ihn geltend 
gemacht werden können. 

Ebenſo wird der Schuldner, wenn die Firma des Gläu⸗ 
bigers auf einen Anderen übergegangen iſt, die Feſtſtellung 
verlangen können, daß der neue Inhaber den Titel nicht 
gegen ihn geltend machen kann. 


VI. 


Zur Frage der kanſmänniſchen Gewerbegerichte. 
Von 
Herrn Landgerichtsrath Dr. Silberſchmidt in Aſchaffenburg. 


Die Anregung des Reichstags, daß von der Geſchäfts⸗ 
aufgabe der ordentlichen Gerichte nun auch diejenigen Streit- 
ſachen losgelöſt und eigenen Sondergerichten überwieſen werden 
ſollen, welche im Handelsgewerbe zwiſchen Inhabern und 
Angeſtellten ausbrechen, iſt von juriſtiſcher Seite, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, bis jetzt von zwei Schriftſtellern bekämpft worden. 

Ein Aufſatz von Metzges (Deutſche Juriſtenzeitung 
Bd. II S. 353 ff.) wendet fih energisch auch gegen die be: 
ſtehenden Gewerbegerichte und kommt zum Endergebniſſe, 
man möge gewerbliche, kaufmänniſche Einigungsämter, aber 
keine Sondergerichte mit ſtändiſcher Vertretung ſchaffen. 

Kaufmänniſche, nach Art der Gewerbegerichte zu be— 
ſetzende Einigungsämter empfiehlt auch eine Schrift über 
die kaufmänniſchen Schiedsgerichte von Dr. Conrad Ernſt 
Rieſenfeld ). Dieſelbe gibt eine Darſtellung des Standes 


— 


1) Kaufmänniſche Schiedsgerichte. Von Dr. jur. Conrad Ernft 
Rieſenfeld. Berlin 1897. Ein nach Abfaſſung und Einſen⸗ 
dung dieſer Studie erſchienener Aufſatz von Dr. Joſef Silber⸗ 
mann im Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik Bd. XI 
S. 658—687 ſpricht fih für die Angliederung an die Gewerbes 
gerichte aus. 
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der Frage, prüft das Bedürfniß auf Grund des Vorbrin⸗ 
gens der Gehilfenvertreter und nach den Gutachten der 
Handelskammern und Handelskorporationen, erwägt die mög⸗ 
lichen Formen dieſer Gerichte (ſelbſtändige Sondergerichte 
neben den Gewerbegerichten, Angliederungen an die Amts⸗ 
gerichte oder an die Kammern für Handelsſachen) und kommt 
zum Schluſſe, daß ſich Sondergerichte nicht empfehlen, weil 
wirthſchaftliche, politiſche und juriſtiſche Gründe dagegen 
ſprächen und die vorgeſchlagenen Wege zur Schaffung dieſer 
Gerichte nicht gangbar ſeien. Rieſenfeld erkennt dagegen 
als berechtigt an die Klage über den Mangel einer einfach, 
raſch und billig arbeitenden Vergleichsinſtanz und tritt des⸗ 
halb für Schaffung einer ſolchen ein, wobei er Einigungs⸗ 
ämter, die an die Handelskammern anzugliedern wären, 
empfiehlt. 

Gegenüber dieſen Vorſchlägen dürfte zunächſt der Hin⸗ 
weis von Intereſſe ſein, daß nicht nur in Oeſterreich, worauf 
Rieſenfeld aufmerkſam macht, bis zur Einführung der 
neuen, die kaufmänniſchen Dienſtſtreitigkeiten mit entſcheiden⸗ 
den Gewerbegerichte die Handelskammern geſetzlich als Schieds⸗ 
gerichte walten, ſondern daß auch in Deutſchland ſeit langer 
Zeit ein ſolches Gericht beſteht: das Merkantil⸗, Friedens- 
und Schiedsgericht der Stadt Nürnberg 2). Daſſelbe beruht 
in feiner jetzigen Verfaſſung auf der Beſtimmung in Art. 7 
Nb. 2 des bayriſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze: 

Das Merkantil⸗, Friedens: und Schiedsgericht der 

Stadt Nürnberg wird als Vermittlungsamt in Handels⸗ 

ſachen in ſeiner bisherigen Einrichtung beibehalten. 

Die bisherige Zuſtändigkeit deſſelben zur öffentlichen 

Beglaubigung der Handelsbuchsauszüge und Handels⸗ 
vollmachten bleibt aufrecht. 

Die Motive zu dieſem Geſetze begründen die Maßregel 


2) Vgl. Theodor Heerdegen, Das Merkantil⸗, Friedens⸗ und 
Schiedsgericht der Stadt Nürnberg. Erlanger Diſſertation 1897. 
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mit der anerkannt ſegensreichen Wirkung des Gerichts, ins- 
beſondere in ſeiner Vermittlungsthätigkeit bei Handelsſtreitig⸗ 
keiten, den Wünſchen des Handelsſtandes und dem Gutachten 
des Appellationsgerichts in Nürnberg. 

Das Gericht wird durch die ausdrücklich zu ſeinen Bei⸗ 
ſitzern ernannten „Marktvorſteher“, Mitglieder der Handels⸗ 
kammer Nürnberg, und einen von den ordentlichen Gerichten 
geſtellten Gerichtsſchreiber gebildet; die vor dem Merkantil⸗, 
Friedens⸗ und Schiedsgerichte geſchloſſenen Vergleiche ſind 
vollſtreckbar. 

Anhängig geworden ſind bei ihm nun nach einer in dem 
„Jahresberichte der Handels- und Gewerbekammer für Mittel: 
franken 1896“ S. 84 enthaltenen Zuſammenſtellung: 

1893 . . . 20 Sachen, 

18944 5 „ 

1895 . . . 10 „ 
im Ganzen in dieſen drei Jahren 35, von denen 14 durch 
Vergleich, die übrigen durch Zurücknahme der Klage oder 
durch Ausbleiben der Parteien erledigt wurden. 

Dieſe Ziffern ſcheinen ſich nach dem Zuſammenhange 
nur auf Streitigkeiten aus dem kaufmänniſchen Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe zu beziehen, aber auch dann iſt die Zahl der 
Sachen keinesfalls eine große. Es iſt aber zu bedenken, daß 
nach einer am gleichen Orte enthaltenen weiteren Erhebung 
am Amtsgerichte in Nürnberg auch nur 


1293 . . . IB 
1894 . . . 23 
1895 . . . 15 


Klagen zwiſchen Prinzipal und Angeſtellten im Kaufmanns- 
gewerbe angebracht wurden, unter denen ſich auch ſolche 
Sachen befinden mögen, die am Merkantilgerichte nicht durch 
Vergleich erledigt wurden. 

Die Handelskammer Nürnberg verneint mit Rückſicht 
auf dieſe Zahlen, deren Richtigkeit allerdings, insbeſondere 
ſoweit fie das Amtsgericht betreffen, Mangels amtlicher be: 
züglicher Statiſtik nicht nachgeprüft werden kann, die Be⸗ 
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dürfnißfrage für ein obligatoriſches kaufmänniſches Sonder⸗ 
gericht, indem ſie hinzufügt: „fakultative können wohl wegen 
ihrer praktiſchen Bedeutungsloſigkeit kaum in Rede gezogen 
werden.“ 

Damit dürfte über fakultative Einigungsämter in unſerer 
Frage von zuſtändigſter Seite, nämlich von Seite gerade 
eines ſolchen Gerichts, welches aber auch allgemein als kauf⸗ 
männiſches Friedensgericht zu dienen hat, der Stab gebrochen 
ſein. In der That dürfte der Schluß berechtigt ſein, daß, 
wenn das Nürnberger Gericht in einer verhältnißmäßig 
großen Stadt nicht mehr in Anſpruch genommen wurde, 
um Streitigkeiten des kaufmänniſchen Dienſtverhältniſſes zu 
ſchlichten, in der großen Anzahl der kleineren Städte und 
auf dem platten Lande das Bedürfniß ein noch weit geringeres 
ſein wird. Dabei mag erwähnt ſein, daß die bayriſche 
Geſetzgebung ſich zwar in einem Geſetze vom 25. Juli 1850 
bereit erklärt hatte, ähnliche Gerichte in anderen Städten 
auf Antrag der betreffenden Handelsinnungen zuzulaſſen, 
einen Erfolg aber auch nicht erzielt hat. 

Zwingt man aber die Leute, vor Angehung der Gerichte 
ſich an das Einigungsamt zu wenden, dann erſchwert man 
ihnen die Erkämpfung ihres Rechts. Wenn Rieſenfeld 
(S. 37) gerade die Trennung der Vergleichsfunktion von 
der Rechtſprechungsthätigkeit fordert und zum Beweiſe an⸗ 
führt, daß die preußiſchen Schiedsmänner günſtigere Vergleichs⸗ 
ziffern ausweiſen als die Gewerbegerichte, ſo überſieht er 
den Unterſchied zwiſchen den beiderſeits in Betracht kommenden 
Sachen und Perſonen. Aus dem gleichen Grunde iſt die 
Analogie des Beleidigungsverfahrens nicht verwendbar. 

Aber auch für ein obligatoriſches Einigungsamt als für 
ſich beſtehendes Sondergericht würde, wenn man nicht allzu 
große Bezirke bilden will, was der Koſten wegen nicht angeht, 
die Zahl der anfallenden Sachen nicht ausreichen, es würde 
daher gegenüber dem jetzigen Verfahren nicht nur überhaupt 
die Vergleichsinſtanz als Hinderniß für die Erledigung der 
Sache ſich einſchieben, ſondern dieſes Hinderniß würde auch 
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ſelbſt eine geraume Zeit beanſpruchen. Nachdem die Handels» 
kammern in Deutſchland ſehr verſchiedenartige Organiſationen 
haben, ſo verweiſt Rieſenfeld (S. 41) ſelbſt darauf, daß 
das Einzelne „der ſtatutariſchen Feſtſetzung durch die Handels— 
kammern überlaſſen bleiben müßte“, und man wäre dann 
ſchließlich bei der Buntſcheckigkeit der Einrichtung angelangt, 
wie fie die deutſchen Gewerbegerichte nach § 120a der 
Gewerbeordnung geboten haben. 

Dieſe Gründe dürften hinreichen, um darzuthun, daß 
der vom Juriſtenſtandpunkte ja ſehr anheimelnde Vorſchlag 
eines Einigungsamtes in keiner Form die Wünſche der— 
jenigen erfüllen kann, welche ein kaufmänniſches Gewerbe— 
gericht erſtreben. 

Sollen nun dieſe Wünſche einfach abgelehnt werden? Vom 
Metzges'ſchen Standpunkte, der auch eine Rückübertragung 
der den Gewerbegerichten überwieſenen Rechtsſtreitigkeiten an 
die ordentlichen Gerichte erſtrebt, wäre das nur konſequent. 
Aber weder dürfte dieſe Rückbildung für die nächſte Zeit in 
Ausſicht ſtehen noch auch das ſtrenge Urtheil von Metzges in 
dieſer Allgemeinheit begründet erſcheinen. Zunächſt wird man 
fordern dürfen, daß das Urtheil über die Gewerbegerichte 
ſich heute nicht allein aus den im Geſetze verwirklichten Grund— 
ſätzen bildet, ſondern vor Allem aus der Wirkſamkeit dieſer 
Gerichte ſelbſt, aus ihrer Thätigkeit, die insbeſondere in dem 
für ſie gegründeten Organ, den Konferenzen der Richter und 
den wirthſchaftlichen Zeitſchriften zu erſehen iſt. Wer die 
Kämpfe um die Handelsgerichte kennt, wer die Mängel nicht 
überſieht, die auch in Deutſchland dieſer Einrichtung an— 
haften, der wird doch ihnen und den Gewerbegerichten gegen— 
über den Satz für richtig halten: Das Vertrauen des Volkes 
in die Unparteiiſchkeit feiner Rechtſprechung ift ein fo toft- 
bares Gut, daß es auch mit Einrichtungen, die Manchem 
als konſtruktive Fehler erſcheinen, nicht zu theuer bezahlt iſt. 
Hiernach aber kann das Gewerbegericht nach den bisherigen 
Erfahrungen nur günſtig beurtheilt werden. Und wenn die 
Betheiligten einer Einrichtung ſo ſehr vertrauen, daß ſie die 
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Unanfechtbarkeit der Entſcheidungen (ſoweit ſie geſetzlich be⸗ 
ſteht) als berechtigt hinnehmen und damit Zeit und Koſten 
für Berufungen ſparen, ſo kann darin nicht nur kein „un⸗ 
erhörter Rückſchritt“, ſondern, da der unmittelbare Eindruck 
des ſofort mit der Sache befaßten Gerichts gewiß der beſte 
iſt, in der That ein Fortſchritt gefunden werden. Schlimm 
wäre es freilich, wenn das Gewerbegericht eine Klaſſenjuſtiz 
begünſtigen würde, aber davon iſt nirgends etwas zu erſehen; 
natürlich muß die Funktion des Gerichts als Einigungsamt 
im Lohnkampf von der gerichtlichen ſtreng geſondert werden. 
Die ſteigenden Ziffern der Gerichte ſelbſt, die Urtheile der 
Verwaltungsbehörden über dieſelben und ihre Rechtſprechung 
ſtellen ihnen ein günſtiges Zeugniß aus. 

Iſt dem aber ſo, dann iſt es begreiflich, daß auch das 
kaufmänniſche Gewerbe und in ihm insbeſondere die Ange⸗ 
ſtellten danach ſtreben, die gleichen Rechte zu erhalten, wie 
ſie dem übrigen Gewerbe gewährt ſind. Die Theilnahme 
an der Rechtſprechung iſt ebenſo ein Vorrecht, wie das koſten⸗ 
loſe, ſchleunige und vereinfachte Verfahren der Gewerbe⸗ 
gerichte. Mag die Novelle zur Civilprozeßordnung Manches 
von dieſen Vereinfachungen ins ordentliche Verfahren herüber⸗ 
nehmen — das ſummariſchere Verfahren beſiegt ſtets das 
langſamere —, es bleibt noch Erſtrebenswerthes genug übrig. 

Wenn Rieſenfeld S. 21 für das kaufmänniſche Gewerbe 
behauptet, daß hier ein Klaſſengegenſatz zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Gehilfe nicht beſtände, da letzterer regelmäßig 
ſelbſt Unternehmer würde, und daß durch die Einrichtung 
der Gewerbegerichte erſt ein Stand der Handlungsgehilfen 
geſchaffen würde, ſo genügt es, darauf hinzuweiſen, daß 
Rieſenfeld gegen gleichartig beſetzte Einigungsämter nichts 
erinnert. In der That beſteht zwiſchen dem Handelsherrn 
und dem Sohne ſeines Geſchäftsfreundes, der bei ihm als 
Volontär lebt, kein Klaſſengegenſatz, wohl aber, ſobald die 
große Reihe von Handlungsgehilfen, Reiſenden und Buch— 
haltern in Frage kommt, die über das Abhängigkeitsver⸗ 
hältniß nicht hinauskommen. Die gemeinſchaftliche Arbeit 
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an der Rechtſprechung hebt dieſe Angeſtellten vielleicht in 
ihrer Lebensauffaſſung und ihrem Selbſtbewußtſein, ſicherlich 
ſchafft fie nicht die Klaſſengegenſätze. Der Gegenbeweis wird 
auch hier durch die Erfolge der Gewerbegerichte geführt. 

Sind aber die Verhältniſſe im Handelsgewerbe bin- 
ſichtlich des Arbeitsvertrags nicht weſentlich verſchieden von 
denen des übrigen Gewerbes (man vergleiche z. B. das Bäcker⸗ 
gewerbe und ein Verſandtgeſchäft), ſo iſt nicht abzuſehen, 
warum man für das ganze Gewerbe nicht ein einheitliches 
Gewerbegericht ſchaffen will. Wenn man bisher die ver— 
ſchiedene Ordnung des Arbeitsvertrags in der Gewerbeord— 
nung und im Handelsgeſetzbuch hätte hervorheben können, ſo 
ſind durch die Novelle zum Handelsgeſetzbuch beide ſo ſehr 
genähert worden, daß man demjenigen, der auf Grund der 
Gewerbeordnung entſcheidet, nicht die Fähigkeit zur Ent- 
ſcheidung nach dem Handelsgeſetzbuche abſprechen kann. Des— 
halb find an den Vorſitzenden des kaufmänniſchen Gewerbe- 
gerichts an ſich keine höheren Anforderungen zu ſtellen, als 
es bisher geſchah, wenn nur die Begrenzung der Zuſtändig— 
keit die gleiche bliebe wie in ES 1 und 3 des Gewerbegerichts— 
geſetzes. Zudem hat man auch jetzt ſchon gewußt, geeignete 
Männer für das Amt zu finden. 

Es wäre deshalb lediglich vorzuſchlagen, für das ganze 
Gebiet des Gewerbeweſens (mit Ausnahme der Apotheken und 
der militäriſchen Betriebe gemäß § 76 des Gewerbegerichts— 
geſetzes) die Beiſitzer aus dem Stande der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer nach den Normen des bisherigen Geſetzes zu 
wählen. Wenn ein Steinbrucharbeiter befähigt iſt, über die 
Verhältniſſe einer chemiſchen Fabrik mit abzuurtheilen, ſo iſt 
nicht abzuſehen, warum der Magazinier in einem Droguen— 
geſchäft dies nicht ä ebenſo gut thun könnte. Macht man aber 
geltend, daß die Intereſſenten ſelbſt eine ſolche Regelung als 
„Herabdrückung des ſozialen Niveaus“ erachten würden, ſo 
kann das nicht anerkannt werden, und die Frage würde ſein, 
ob auf die Forderung verzichtet würde, wenn ſie nur in 
dieſer Form ausführbar wäre. Endlich wäre ein Auskunfts- 
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mittel die Schaffung beſonderer kaufmänniſcher Abtheilungen 
des Gewerbegerichts, ſoweit dies die Verhältniſſe geſtatten. 
In Oeſterreich iſt denn auch die Einrichtung in dieſer Form 
nach dem Geſetze vom 27. November 1896 eingeführt worden. 
Bei der Gleichartigkeit der wirthſchaftlichen Verhältniſſe dies⸗ 
ſeits und jenſeits des Böhmerwaldes dürfte dieſer Umſtand 
für die Einführung auch in Deutſchland von erheblichem 
Gewichte ſein. Damit würden dann auch die gewerblichen 
Arbeiter, die in einem Handelsgeſchäfte beſchäftigt ſind, ſich 
nicht mehr in ſolche ſcheiden, die dem Gewerbegerichte unter⸗ 
ſtehen, und ſolche, die ihm nicht unterſtehen. Wenn end⸗ 
lich zur Begründung für die Abzweigung der Gewerbegerichte 
von der ordentlichen Gerichtsbarkeit auf die gewerbliche Ge⸗ 
richtsbarkeit der Zunftzeit Bezug genommen worden iſt (vgl. 
z. B. Stieda, Das Gewerbegericht 2. Kapitel S. 12—37), 
ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß auch hiſtoriſch neben dieſer 
gewerblichen Gerichtsbarkeit diejenige der Kaufleute über ihre 
Angeſtellten, Boten, Fuhrleute ꝛc. parallel läuft. So wurde 
von den deutſchen Kaufleuten in den Niederlanden ſchon im 
14. Jahrhundert Civil: und Strafjuſtiz über die Mitglieder der 
societas durch ihren capitaneus ausgeübt, und auch ſpäter 
wurden die Profeſſionaldelikte der Befrachter, Fuhrleute ꝛc. 
von der societas abgewandelt (vgl. Silberſchmidt, Ent: 
ſtehung des deutſchen Handelsgerichts 1897 S. 21 und 22). 
So führt die älteſte Geſchichte des Eingangs erwähnten Mer⸗ 
kantil⸗, Friedens⸗ und Schiedsgerichts in Nürnberg zurück 
auf die Entſcheidung von Streitigkeiten wegen der Boten⸗ 
ordnungen und ähnlicher geringer Händel durch die „Markt⸗ 
herren“ vom Jahre 1570 ab (ebenda S. 68; Heerdegen 
a. a. O. S. 9). In dem Streite um die Bozener Markt⸗ 
privilegien 1633—1635 war ein Hauptſtreitpunkt, ob es bei 
dem (kaufmänniſchen) Merkantilmagiſtrat oder bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten auszutragen ſei, wenn ein Faktor oder Kon⸗ 
duktor ſaumſelig ſei; die Frage wurde zu Gunſten der Kauf⸗ 
leute entſchieden (Entſtehung des Handelsgerichts S. 114 ff., 
S. 177). 
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Auch für das Handelsgericht zu Leipzig wird die 
Entſcheidung ähnlicher Streitigkeiten (insbeſondere der Fuhr⸗ 
leute, Makler und Güterbeftatter) ſchon 1681 gefordert, wo- 
bei es in einem Entwurfe vom 11. Mai 1681 heißt: 

„Wenn ſich Differentien, Mißverſtändniſſe oder 
Irrungen unter uns immatrikulirten Kaufleuten, in⸗ 
gleichen zwiſchen den Handlungsdienern und Jungen 
ereignen möchten, ſo ſollen wir verpflichtet ſein, die⸗ 
ſelben den hieſigen Kaufmannsälteſten oder aber nebſt 
denenſelben einigen Subjektis derer übrigen Imma— 
trikulirten zur gütlichen Unterſuchung und womöglich 

Vergleichung vorzulegen, ehe es zur Weitläufigkeit 

geräth.“ 

Schließlich wurde die Kompetenz des Gerichtes 1682 
dahin feſtgeſtellt, daß der Beklagte Kaufmann, Fuhrmann ... 
Handelsdiener oder Junge fein muß (a. a. O. S. 131—137). 

So dürfte auch das Handelsgewerbegericht ſich als 
Sondergericht neben den ordentlichen Gerichten geſchichtlich 
begründen laſſen, und als Abſchluß dieſer hiſtoriſchen Er⸗ 
innerungen dürfte der Hinweis geſtattet ſein, daß auch die 
Verbindung von Handels- und Gewerbegericht ſich ſehr frühe 
nachweiſen läßt, z. B. im Gerichte der Regensburger Hans- 
grafen, dem Hansgerichte, das urſprünglich kaufmänniſches 
Gericht war und dann zugleich das ganze Gewerbsweſen 
umfaßte, insbeſondere die Streitigkeiten zwiſchen Meiſtern 
und Geſellen entſchied. Vgl. jetzt Löß l, Das Regensburger 
Hansgrafenamt 1897 S. 114 und oft. 

Und nun noch die eine Bemerkung. Wenn oben geſagt 
wurde, daß eine andere Form als die vorgeſchlagene nicht 
durchführbar iſt, ſo bedarf das eines Vorbehalts. Denkbar 
iſt es natürlich auch, das Handelsgewerbegericht dem Amts— 
gerichte anzugliedern. Anreihung an die Kammern für Han— 
delsſachen iſt aus einer Reihe von Gründen unmöglich 
(Rieſenfeld S. 30), insbeſondere auch wegen der Be— 
rufungsfragen ꝛc., Anreihung an die Amtsgerichte iſt an 
ſich möglich. Aber man ſtelle ſich die Wirkung vor, 
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wenn unter den vielen anhängigen Sachen plötzlich wegen 
eines geringfügigen Arbeitsvertragſtreites die zwei Beiſitzer 
erſcheinen, während der Richter z. B. vorher eine ſchwierige 
Alimentenklage mit ſehr hoher Klagſumme allein entſchieden 
hatte! Dieſe Einrichtung würde diejenige der allgemeinen 
Civiljury mit Nothwendigkeit nach ſich ziehen, und dann wäre 
allerdings die Frage der Gewerbegerichte endgiltig gelöſt, 
ſie würden aufgehen in dem neuen ordentlichen Gerichte mit 
Beiſitzern aus dem Laienſtande !). 


3) Aufmerkſam ſei hierbei gemacht auf einen Bericht der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin vom 19. Oktober 1897 an den Preußi⸗ 
ſchen Miniſter für Handel und Gewerbe. Dieſer Bericht (abge⸗ 
druckt in der Korreſpondenz der Aelteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin, Jahrg. 1897 Nr. 9 S. 132) betrifft die Frage der Ein⸗ 
ſetzung von Schiedsgerichten zur Entſcheidung der Streitigkeiten 
zwiſchen Geſchäftsherren und Angeſtellten. Eine Schaffung ſelb⸗ 
ſtändiger Gerichte nach Art der Gewerbegerichte ſcheine nicht em⸗ 
pfehlenswerth, wenn der gleiche Zweck durch die Angliederung an 
beſtehende Organiſationen erreicht werden könne. Einer Angliede⸗ 
rung an die Amtsgerichte wird der Vorzug gegeben, wobei nach⸗ 
drücklich die Erwartung ausgeſprochen wird, daß damit den Klagen 
der Handlungsgehilfen über Langwierigkeit und Koſtſpieligkeit des 
Verſahrens wirkſam Abhilfe geſchaffen werde. Am Schluſſe heißt 
es: „Im Uebrigen denken wir uns die Einrichtung ſo, daß unter 
Vorſitz des Amtsrichters beſondere Kammern gebildet werden, derz 
art, daß die Beiſitzer aus der Zahl der Prinzipale durch die zu⸗ 
ſtändigen Handelsvertretungen (Handelskammern, kaufmänniſche 
Korporationen) ernannt, und daß die Beiſitzer aus der Zahl der 
Handlungsgehilfen von den Handlungsgehilfen ſelbſt aus deren 
Kreiſen gewählt werden. Wo keine Handelsvertretungen beſtehen, 
würden die Prinzipalsbeiſitzer aus der Zahl der Prinzipale von 
dieſen zu wählen ſein.“ 

Keyßner. 


VII. 


Ueber die Haft des Rheeders bei Schiffskolliſionen nah 
Engliſchen Recht. 
Von 
Herrn H. Wittmaack, Reichsgerichtsrath a. D. in Leipzig. 


Der Rheder, wie der Schiffer, haftet nach Engliſchem 
Rechte wie ein allgemeiner Frachtführer — common carrier — 
aus dem Frachtvertrage. Er hat alle Gefahren zu vertreten 
mit Ausnahme der Unfälle, welche durch beſondere Ereigniſſe 
der Natur (acts of God) oder durch die Handlungen aus: 
wärtiger Feinde (acts of King's or Queen's enemies) herbei⸗ 
geführt werden. Unter den beſonderen Ereigniſſen der Natur 
(acts of God) werden nur natürliche Ereigniſſe, wie Blitz, 
Erdbeben, Sturm u. ſ. w. verſtanden, dagegen werden Hand⸗ 
lungen dritter Perſonen nicht dazu gerechnet, auch wenn es 
dem Frachtunternehmer unmöglich war, die Ladung vor 
ſolchen zu ſchützen. Die Haft des Rheders aus dem Fracht⸗ 
vertrage geht alſo nach Engliſchem Recht über die in dem 
Artikel 607 unſeres Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene hinaus. 
Nicht alle Fälle der höheren Gewalt ſind acts of God oder 
Queen's enemies. So wurde in dem Falle Morſe versus 
Slue, in welchem ein auf der Themſe liegendes Schiff von 
Räubern überfallen war, entſchieden, daß der Rheder für 
die verladenen Güter, auch wenn ſie geraubt wären, hafte. 
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Im Jahre 1847 wurde der Grundſatz in folgendem 
Falle (Spence v. Chadwich anerkannt: Kläger hatten 
auf dem Schiffe des Beklagten, welches nach London beſtimmt 
war, Waaren verladen. Das Schiff lief in Cadix ein und 
hier wurden die Waaren wegen Kontravention gegen die 
Spaniſchen Steuergeſetze mit Beſchlag belegt. Es wurde 
entſchieden, daß dieſes Ereigniß, woran der Rheder oder eine 
von ihm zu vertretende Perſon keine Schuld hatte, nicht als 
ein act of God angeſehen werden könne, und daß der Rheder 
daher verantwortlich ſei. 

Im Jahre 1876 fand die Frage, welche Zufälle zu den 
acts of God zu rechnen ſeien, in dem Court of Appeal eine 
eingehende Erörterung). Kläger hatte auf dem Dampf: 
ſchiffe der Beklagten zwei Pferde für den Transport von 
London nach Aberdeen verladen. Während der Reiſe ent⸗ 
ſtand ein außergewöhnlich heftiger Sturm. Theils vom Rollen 
des Schiffes in der ſchweren See, theils in Folge des durch 
den heftigen Schrecken verurſachten Herumarbeitens der Pferde 
wurde das eine derſelben verletzt und krepirte. Die Ge⸗ 
ſchworenen verneinten die Frage, ob ein Mangel der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt auf Seiten der Schiffsbeſatzung vorliege, 
ſoweit es ſich darum handelte, ob geeignete Maßregeln zum 
Schutze der Thiere vor den Einwirkungen des ſtürmiſchen 
Wetters getroffen ſeien, und ob alles Mögliche geſchehen ſei, 
um ſie vor den Folgen desſelben nach dem Ausbruche zu 
ſichern, dagegen konnten ſie ſich über die Frage nicht einigen, 
ob es überhaupt Mittel gegeben habe, wodurch der Verletzung 
des Pferdes habe vorgebeugt werden können. Der Richter 
Brett (Lord Eſher) bezeichnete im Anſchluß an eine De⸗ 
finition eines Amerikaniſchen Juriſten den act of God fo, 
daß der Schaden oder Verluſt unmittelbar und ausſchließ⸗ 
lich durch ein ſolches heftiges, plötzliches und unwiderſtehliches 
Naturereigniß herbeigeführt ſein müſſe, welches der Beklagte 


1) Nugent v. Smith. Aspinall, Reports of Cases relating 
to Maritime Law 3b. III S. 198. 
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auch bei noch ſo großer Fähigkeit nicht habe vorherſehen, 
und wenn er es vorherſehen konnte, auch bei noch ſo großer 
Sorgfalt und Geſchicklichkeit nicht habe abwenden können. 
Das Gericht erſter Inſtanz nahm an, daß es Sache der Be— 
klagten ſei, den Beweis der Vorausſetzungen für eine ſolche 
Ausnahme zu führen, und daß die Beklagten dieſer Anforde— 
rung nicht genügt hätten. 

Die Richter des Court's of Appeal waren dagegen über- 
einſtimmend anderer Anſicht. Lord Cockburn verwies auf 
eine Stelle in Story, On bailments, in welcher es heißt: 
„Der Ausdruck ‚Gefahren der See“, mag man ihn in dem 
eingeſchränkten Sinne verſtehen, in welchem er Verluſte durch 
Zufälle, die jenem Elemente eigenthümlich ſind, bedeutet, 
oder in einem weiteren Sinne, in welchem er alle unver— 
meidlichen Ereigniſſe, die auf jenem Elemente eintreten, in 
ſich ſchließt, muß in jedem Falle dahin verſtanden werden, 
daß er nur ſolche Verluſte von Gütern an Bord in ſich 
begreift, welche außergewöhnlicher Natur ſind oder durch 
irgend eine unwiderſtehliche Gewalt, ein unvermeidliches Er— 
eigniß oder durch eine überwältigende Macht entſtehen, gegen 
die man durch eine gewöhnliche Anſtrengung der menſchlichen 
Klugheit und Geſchicklichkeit ſich nicht ſchützen kann.“ Lord 
Cockburn meinte, daß dasjenige, was Story hier von 
den Gefahren der See ſage, ebenfalls für den Begriff „acts 
of God“ zutreffe. Man könne nicht mehr von dem Fracht— 
führer verlangen, als daß er das thue, was vernünftiger 
und zweckmäßiger Weiſe möglich ſei, um die Waaren zu 
ſichern. Wenn er alle bekannten Mittel anwende, zu denen 
ein kluger und erfahrener Frachtführer gewöhnlich ſeine Zu— 
flucht nehme, ſo thue er alles, was vernünftiger Weiſe von 
ihm verlangt werden könne, und wenn er unter ſolchen Um— 
ſtänden von einem Sturme oder einer anderen Naturkraft 
überwältigt werde, ſo liege die Vorausſetzung vor, die ihn 
von der Haft für die Wirkung einer ſolchen vis major als 
eines act of God befreie. Der Richter nahm nicht an, daß 
der Frachtführer verantwortlich gemacht werden könne, weil 


Wittmaack: Rhederhaft bei Schiffskollifionen n. engl. R. 297 


Jemand ein nicht allgemein bekanntes wirkſames Mittel, die 
Waaren zu ſichern, entdeckt haben könne, oder weil nicht zu 
beweiſen ſei, daß etwas Wirkſames auch dann nicht hätte zu 
Wege gebracht werden können, wenn die Geſchicklichkeit oder 
der Scharfſinn von Technikern oder anderen Perſonen ſich 
dem Gegenſtand zugewandt hätte; daß der Beklagte hier alle 
Sorgfalt angewendet habe, welche vernünftiger Weiſe ver⸗ 
langt werden könne, ergebe ſich aus dem Spruche der Ge— 
ſchworenen. 

Die anderen Richter traten dieſen Ausführungen im 
Weſentlichen bei. 

Bedenken erregte der Umſtand, daß der Unfall nicht 
allein durch das ſchlechte Wetter, ſondern zugleich durch den 
Schreck und das dadurch veranlaßte Abmühen des Pferdes 
herbeigeführt fei, da danach das Naturereigniß nicht unwider⸗ 
ſtehlich geweſen zu ſein ſchien. Die Richter nahmen aber 
an, daß, wenn der Verluſt zum Theil durch ein, wenngleich 
an ſich nicht unwiderſtehliches, Naturereigniß, zum Theil 
durch den eigenen Fehler der Sache, obgleich dieſer nicht die 
alleinige Urſache des Unfalls geweſen, entſtanden ſei und 
der Frachtführer keine Mittel verſäumt habe, um die zu: 
ſammentreffende Wirkung der beiden Umſtände zu verhindern, 
er liberirt fei, und daß die Verantwortlichkeit des Fracht⸗ 
führers ſich nicht auf den Schaden beziehe, den das Thier 
ſich ſelbſt zugefügt habe; wenn auch das ungewöhnlich rauhe 
Wetter zu dem Unfall unmittelbar beigetragen haben möge, 
ſo könne doch keine beſtimmte Folgerung auf das Zuſammen— 
wirken der beiden Urſachen geſtützt werden; der jeder einzelnen 
Urſache zukommende Theil könne nicht ausgeſondert werden. 

Die Rechtſprechung über die dem Rheder obliegende 
Verantwortlichkeit für die Ladung geht, wie bemerkt, von den 
Regeln über die Haft des common carrier aus. Lord 
Eſher nahm in dem oben erwähnten Falle an, daß der 
Urſprung dieſer Grundſätze in den Beſtimmungen des Römi— 
ſchen Rechts zu ſuchen fei. Lord Cockburn bekämpfte in 
der Appellationsinſtanz dieſe Anſicht, indem er darauf hin— 
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wies, daß die engliſche Rechtsentwicklung von dem Land: 
transport ausgegangen ſei, und daß die Regel des Römiſchen 
Rechts über das receptum hierauf keine Anwendung finde, 
daß auch die vis major, welche nach Römiſchem Rechte bei 
dem receptum von der Haft befreie, andere unvermeidliche 
Zufälle in ſich begreife, als acts of God. 

Es iſt aber nicht jeder Frachtführer oder Transport⸗ 
unternehmer ein allgemeiner oder common carrier. Der 
Begriff ſetzt voraus, daß Jemand ſich erbietet, Güter auf 
einem beſtimmten Wege von einem beſtimmten Orte zu einem 
anderen ebenfalls angegebenen gegen Lohn zu befördern, und 
daß es ſich nicht um ein einzelnes Unternehmen, ſondern um 
einen gewerbsmäßigen Betrieb (habitude of business) handelt. 
Derſelbe muß ſich rechtlich verpflichtet haben, ſoweit der Raum 
reicht, von Jedem, welcher ſeine Dienſte verlangt und ihm 
die Vergütung anbietet, Güter zum Transport anzunehmen. 
Er übernimmt dadurch zugleich die Verſicherung derſelben 
gegen Gefahren mit Ausnahme derjenigen, welche aus den 
acts of God oder der Feinde des Staates oder aus der 
Beſchaffenheit der Güter ſelbſt entſtehen. Eine Analogie 
mit einem ſolchen Transportunternehmen findet ſich nicht 
bei jedem zur Frachtfahrt benutzten Seeſchiffe, ſondern nur 
bei einem ſolchen, welches ſich allgemein erbietet, Stückgüter 
von einem beſtimmten Orte zu einem anderen gegen Be— 
zahlung zu befördern. Das Schiff muß ein general ship 
ſein. In dem Falle Nugent v. Smith unterhielt die be- 
klagte Geſellſchaft eine regelmäßige Verbindung zur Beförde— 
rung von Paſſagieren und Gütern zwiſchen London und 
Aberdeen. Es handelte ſich alſo um ein ſolches Schiff. Die 
Frage, ob die Grundſätze über die Haftpflicht des common 
carrier auch auf andere Schiffe anzuwenden ſeien, bedurfte 
alſo hier keiner Entſcheidung. Da die Parteien ſelbige aber 
erörtert hatten, ſo glaubte der Richter erſter Inſtanz, ſie 
entſcheiden zu ſollen. Er bejahte ſie. Die darauf bezüg⸗ 
lichen Ausführungen des Lord Eſher wurden in der zweiten 
Inſtanz von Lord Cockburn gemißbilligt. Die anderen 
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Richter des Court of Appeal äußerten ſich über dieſe Frage 
nicht. Sie konnten ſich einer Erklärung hierüber enthalten, 
da, wie erwähnt, das Schiff unbeſtritten ein general ship 
geweſen war, es alſo für die Entſcheidung unerheblich war, 
ob die für den common carrier geltenden Regeln auch auf 
das Frachtgeſchäft anderer Schiffe anwendbar ſeien. Außer⸗ 
dem kam es hierauf nicht an, weil die zweite Inſtanz an⸗ 
nahm, daß die Klage auch bei Anwendung der fraglichen 
Grundſätze abzuweiſen ſei. 

Die früheren Fälle, in denen anerkannt iſt, daß die 
Grundſätze von dem allgemeinen Landfrachtführer auf den 
Seetransport anzuwenden ſeien, ſcheinen ſich ſämmtlich auf 
general ships bezogen zu haben. Lord Eſher beſtritt dieſes 
nicht, glaubte aber dennoch ſeine Entſcheidung auf dieſe Ur⸗ 
theile ſtützen zu können, da die Ausführungen derſelben all⸗ 
gemein lauteten und eine Beſchränkung auf die erwähnte Art 
des Seetransports nicht hervorgehoben hätten. Lord Co d- 
burn nahm dagegen wegen der Beſonderheit der zur Ent⸗ 
ſcheidung gelangten Fälle an, daß ſich hieraus nicht herleiten 
laſſe, daß der Schiffer und Rheder wie allgemeine Landfuhr⸗ 
leute für die Ladung verantwortlich ſeien, daß vielmehr die 
Analogie des common carrier nur für ein general ship 
zutreffe. 

In dem letzten der Fälle (Liver Alkali Company 
v. Johnſon ) handelte es ſich indeſſen nicht um ein general 
ship. Der Beklagte war hier Eigenthümer von Kähnen, in 
denen er die Beförderung von Waaren auf Grund eines 
beſonderen, in dem einzelnen Falle geſchloſſenen Vertrages 
für Andere übernahm. Es fehlten alſo die Vorausſetzungen 
für den Begriff des common carrier, namentlich die regel⸗ 
mäßige Verbindung zwiſchen zwei Orten und die damit in 
Zuſammenhang ſtehende Verpflichtung, jede Waare, ſoweit 
nicht beſondere Gründe für die Ablehnung vorliegen, zum 
Transport zu übernehmen. Deſſen ungeachtet nahm the 
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Exchequer Chamber im Jahre 1879 in Uebereinſtimmung 
mit der erſten Inſtanz an, daß der Beklagte wie ein common 
carrier verantwortlich ſei. Die Richter waren der Anſicht, 
daß durch die Praxis die Regeln über die Haft des all— 
gemeinen Landfrachtfuͤhrers auf alle zum Seetransport be: 
nutzten Schiffe ausgedehnt ſeien. Dieſes Urtheil iſt durch 
kein anderes damit in Widerſpruch ſtehendes außer Kraft 
geſetzt. Lord Cockburn erkannte in dem Falle Nugent 
v. Smith an, daß, da es ſich um eine Entſcheidung eines 
Gerichtshofes zweiter Inſtanz handle, der Court of Appeal 
hieran gebunden ſei, und daß nur ein Urtheil letzter Inſtanz 
die dort ausgeſprochenen Grundſätze wieder beſeitigen könne; 
er erklärte aber, daß er mit denſelben nicht einverſtanden 
ſei. Zum Begriffe des common carrier gehöre, daß er ver— 
pflichtet ſei, den Transport von Gütern für Jeden, der ſich 
deshalb an ihn wende, zu übernehmen. 

Wenn danach auch nicht jeder Zweifel ausgeſchloſſen 
iſt, ſo kann man es doch wohl als feſtſtehend anſehen, daß 
die Grundſätze über die Haft des common carrier jetzt all: 
gemein auf den Gütertransport zur See, nicht bloß auf einen 
ſolchen vermittelſt eines general ship, zur Anwendung ge— 
bracht werden. Abbot (Lord Tenterden) in dem treatise 
of the law relating to merchant's ships etc.) behandelt 
allgemein die Verantwortlichkeit des Rheders und Schiffers 
für die Ladung wie die des common carrier, und er zitirt 
namentlich eine von Lord Holt in der Sache Coggs 
v. Bernard gemachte Aeußerung: „Das Geſetz verpflichtet 
den common carrier, Schutenführer, Schiffer, den Transport 
der ihm anvertrauten Güter zu beſorgen, ohne daß es auf 
Zufälle mit Ausnahme der acts of God and the King's 
enemies Rückſicht nimmt.“ Ebenfalls nehmen die Heraus— 
geber des Buches, Buckwill und Langley, ungeachtet des 
von Lord Cockburn geäußerten Zweifels, insbeſondere ge— 
ſtützt auf die Entſcheidung in der Sache Liver Alkali Co. 


3) 13 ed. S. 376—378. 


Wittmaack: Rhederhaft bei Schiffskolliſionen n. engl. R. 301 


v. Johnſon, an, daß jedes Schiff, welches Güter befördert, 
wie ein common carrier verantwortlich iſt. Auch Kay, The 
law relating to shipmasters and seamen, 2. ed. by Mans- 
field and Duncan (S. 157) iſt derſelben Anſicht. 

Die Verantwortlichkeit des common carrier wird auf 
the custom of the realm gegründet. In der Sache Nugent 
v. Smith machte der Vertreter der Beklagten in erſter 
Inſtanz unter Berufung auf dieſen Ausdruck geltend, daß 
die bezüglichen Grundſätze nicht zur Anwendung kommen 
könnten, weil the custom of the realm nur innerhalb des 
Reiches Geltung haben könne, der Unfall ſich aber auf 
einer Reiſe von London nach Aberdeen (Schottland), alſo 
möglicher Weiſe außerhalb des Reiches, ereignet habe. Lord 
Eſher erklärte den Einwand in folgender Weiſe für un- 
begründet: „Unter dem Ausdruck custom of the realm iſt 
nichts anderes als das gemeine Recht (common law) zu ver⸗ 
ſtehen; wie in einem früheren Urtheile bemerkt, findet das 
common law, d. h. das auf den im Reiche beobachteten Ge- 
brauch (custom of the realm) gegründete Recht, wenn Jemand 
ſich als common carrier anbietet und als ſolcher Güter zum 
Transport in Empfang nimmt, hierin einen ſtillſchweigenden 
Vertrag, die Güter ſicher zu transportiren und gegen Ge- 
fahren, mit Ausnahme der acts of God and Queen's enemies, 
zu verſichern. Es handelt ſich alſo um den Inhalt eines 
ſtillſchweigenden Vertrags; der Vertrag kommt ohne Zweifel 
in dem Augenblick zu Stande, in welchem die Güter in 
Empfang genommen werden. Findet die Annahme an Bord 
eines Engliſchen Schiffes ſtatt, ſo muß der Vertrag nach 
Engliſchem Recht beurtheilt werden; geſchieht ſolches im Aus- 
lande durch einen Engliſchen Kapitän an Bord eines Eng— 
liſchen Schiffes, jo ift es, wie bereits in einem früheren Ur- 
theile anerkannt, immer ein Engliſcher Vertrag, weil er unter 
Engliſcher Flagge geſchloſſen iſt. Es fragt ſich alſo, welche 
Verpflichtungen darin nach Engliſchem Rechte für den Schiffs⸗ 
eigenthümer übernommen werden. In dem zur Entſcheidung 
vorliegenden Falle fehlt es an einem Grunde, welcher die 
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Auffaſſung rechtfertigen könnte, daß die Güter nicht unter 
denſelben Bedingungen außerhalb der Grenzen des Reiches, 
wie innerhalb derſelben befördert werden ſollten. Der Vertrag 
muß in gleicher Weiſe ausgelegt werden, mögen die Güter 
innerhalb des Reiches oder zum Theil innerhalb und zum 
Theil außerhalb oder ganz außerhalb deſſelben transportirt 
werden ſollen.“ 

Für das Verſchulden eines Zwangslootſen iſt der Rheder 
nicht verantwortlich. Dieſe Ausnahme von der Haft hat in 
der Merchant Shipping-Akte von 1854 Anerkennung ge⸗ 
funden. Die Vorſchrift iſt in die Merchant Shipping-Akte 
von 1894 übergegangen und lautet dort folgendermaßen: 
„Der Rheder oder Schiffer haftet Niemandem für einen Ver⸗ 
luſt oder Schaden, welcher durch einen Fehler oder durch die 
Unfähigkeit eines konzeſſionirten Lootſen bei der Führung 
des Schiffes in einem Diſtrikt verurſacht ift, wo die Ber: 
wendung eines ſolchen Lootſen durch Geſetz vorgeſchrieben 
iſt.“ Vorausſetzung für die Ausnahme iſt, daß die Ver⸗ 
wendung eines Lootſen vorgeſchrieben iſt, nicht etwa ohne 
eine ſolche Vorſchrift freiwillig ſtattgefunden hat. 

Auch für das Verſehen der Hafenbehörden ſind Schiffer 
und Rheder nicht verantwortlich, wenn die Schiffsbeſatzung 
der Anordnung jener Folge zu leiſten verpflichtet war, und 
wenn ihr ſelbſt ein Verſehen nicht zum Vorwurf gemacht 
werden kann. 

Eine Schiffskolliſion kann durch einen reinen Zufall oder 
durch die Schuld eines der beiden Schiffe oder beider Schiffe 
herbeigeführt werden. Die beiden letzten Fälle gehören nicht 
zu den acts of God; namentlich liegt ein ſolches, den Rheder 
und den Führer des nicht ſchuldigen Schiffes liberirendes 
Ereigniß auch dann nicht vor, wenn, ohne daß der Beſatzung 
ihres Schiffes ein Verſehen zur Laſt gelegt werden kann, 
der Zuſammenſtoß in Folge eines Verſchuldens auf dem 
anderen Schiffe entſtanden iſt. Auch wenn ein reiner Zufall, 
ohne daß ein Verſchulden dabei mitgewirkt hat, Urſache des 
Zuſammenſtoßes geweſen iſt, liegt nicht immer ein den Rheder 
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von ſeiner Verantwortlichkeit befreiender act of God vor. 
Es iſt indeſſen gebräuchlich, durch Beſtimmungen in der 
Chartepartie oder dem Konnoſſement die Vorſchriften des 
gemeinen Rechts (common law) über die Haft des Rheders 
gegenüber den Ladungsintereſſenten zu mildern. Es findet 
regelmäßig ein contracting out, ein Freikontrahiren ſtatt; 
namentlich wird in Klauſeln dieſer Art die Haft für die 
Gefahren der See ausgenommen (the acts of God, Queen's 
enemies, fire, machinery, boilers, steam and all and every 
other dangers and accidents of the sea, rivers and steam- 
navigation of whatever nature and kind excepted). 

Die Frage, welchen Einfluß eine ſolche Klauſel auf die 
Verantwortlichkeit des Rheders aus dem Frachtvertrage äußere, 
kam zuerſt in dem noch aus dem vorigen Jahrhundert her⸗ 
rührenden Fall Buller v. Fiſher“) zur Entſcheidung. 
Schon damals war es üblich, die Gefahren der See (perils 
of the sea) von der Haft des Rheders kontraktlich aus⸗ 
zunehmen. Bei einer Kolliſion ſank das Schiff „Atlas“. 
Die Ladungsintereſſenten klagten gegen die Eigenthümer auf 
Erſatz für ihren Verluſt, indem ſie behaupteten, der Unfall 
ſei durch Nachläſſigkeit der Mannſchaft des „Atlas“ herbei⸗ 
geführt und könne daher nicht mit unter die Gefahren der 
See fallen. Der Gerichtshof entſchied, die Beklagten würden, 
wenn ſie (d. h. wohl der Kapitän und die Schiffsmannſchaft 
des „Atlas“) ſich irgend eine Nachläſſigkeit hätten zu Schulden 
kommen laſſen und bewieſen werde, daß der Unfall hätte 
vermieden werden können, ſicher haften, aber ſie ſeien frei 
von der Haft für Unfälle, die, ohne daß ein Verſchulden 
auf einer von beiden Seiten vorliege, eingetreten ſeien; hier 
ſei keinem Schiffe ein Vorwurf zu machen. 

Im Jahre 1860 ſank das Dampfſchiff „The Black Prince“ 
in Folge eines Zuſammenſtoßes mit einem anderen Schiffe. 
Die Schuld lag auf Seiten des „Black Prince“, indem dieſes 
Schiff verkehrt geſteuert hatte. Von zwei Ladungsintereſſenten 
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wurde in zwei verſchiedenen Prozeſſen auf Entſchädigung 
geklagt. In den Konnoſſementen war von der Haft der 
Rheder die Seegefahr und die Baratterie ausgenommen. 
Die Klauſel lautete: „The acts of God, Queen's enemies, 
pirates, thieves, baratery of masters or mariners, restraint 
of princes and rulers, fire, accidents or damage from 
machinery, boilers, steam or from other goods by contact, 
sweating, leakage or otherwise and accidents or damage 
of the seas, rivers and steamnavigation of whatever nature 
or kind soever excepted.“ Die Rheder beriefen fich darauf, 
daß der Verluſt durch eine Baratterie und durch Seegefahr 
entſtanden ſei. Der erſte Prozeß (Lloyd v. The General 
Iron Screw Collier Company?) kam im Jahre 1864 
vor dem Court of Exchequer zur Verhandlung. Der Gerichts— 
hof nahm an, daß keine von den ausgenommenen Gefahren 
vorgelegen habe, und verurtheilte die Beklagten zum Schadens— 
erſatz. In Betreff der Seegefahr wurde ausgeführt, daß 
es für die Frage, ob ein Unfall unter die Ausnahmen falle, 
auf die causa remota, nicht auf die causa proxima ankomme. 

In der zweiten Sache (Grill v. The General Iron 
Screw Collier Company 9 entſchied der Court of Common 
Pleas im Jahre 1866 ebenſo. Bezüglich der Frage, ob der 
Verluſt durch Seegefahr herbeigeführt fei, hielt der Gerichts: 
hof ſich durch die Entſcheidung des Court of Exchequer für 
gebunden. Der Richter Willes meinte, daß das Urtheil des 
Court of Exchequer auch durch eine frühere Entſcheidung 
des Court of Common Pleas unterſtützt werde. 

Die Behauptung, daß der Unfall die Folge einer 
Baratterie ſei, wurde darauf geſtützt, daß die Vorſchriften 
zur Verhütung von Zuſammenſtößen auf See nicht beobachtet 
waren, und daß die Merchant Shipping-Akte eine Beſtimmung 
enthielt, wonach in einem ſolchen Falle ein beabſichtigtes 
Verſchulden (wilful default) angenommen werden ſollte. 


5) The Law Times Reports, N. S. Bd. X S. 586 ff. 
6) The Law Times Reports, N. S. Bd. XIV S. 711. 
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Der Gerichtshof war aber der Anſicht, daß dieſe Fiktion nur 
auf das Verhältniß der beiden Schiffe, zwiſchen denen ein 
Zuſammenſtoß ſtattgefunden habe, unter einander maß— 
gebend ſei. 

In dem letzteren Falle wurde ein weiteres Rechtsmittel 
eingelegt. Die Exchequer Chamber ?) wies dasſelbe zurück. 
Bezüglich der Frage, ob der Unfall einer Seegefahr zuzuſchreiben 
ſei, wurde ausgeführt, daß der Gerichtshof an die beiden 
oben erwähnten Entſcheidungen gebunden ſei und ſie nicht 
aufheben dürfe, wenn ſie nicht mit einem Rechtsgrundſatze 
oder der Praxis oder dem geſunden Menſchenverſtand in 
Widerſpruch ſtänden. Abgeſehen hiervon ſei aber auch die 
Auffaſſung der erſten Inſtanz zu billigen; die Rheder hätten 
eine ausdrückliche, fie von der Haft für Verſehen der Schiffs⸗ 
beſatzung befreiende Klauſel in das Konnoſſement aufnehmen 
ſollen. Was die Baratterie anlangt, ſo wurde bemerkt, daß 
dieſe eine abſichtliche Verletzung der Pflichten aus dem Dienſt— 
vertrage (breach of trust) vorausſetze. 

Im Jahre 1883 in dem Falle Woodley and Co. v. 
Michell and Co. hatte der Court of Appeal fih mit der 
Frage zu beſchäftigen, ob die Klauſel, wodurch die Haft für 
Seegefahr ausgeſchloſſen wird, den Rheder auch dann liberire, 
wenn der Schaden an der Ladung durch eine Kolliſion herbei: 
geführt und dieſe von dem anderen Schiffe verſchuldet iſt. 
Der Gerichtshof entſchied, daß im Sinne des Frachtvertrages 
eine ſolche Gefahr bei einem durch eine Kolliſion entſtandenen 
Schaden an der Ladung nicht anzunehmen fei, wenn ein Ber- 
ſchulden auf Seiten eines der beiden betheiligten Schiffe die 
Urſache des Zuſammenſtoßes geweſen ſei, alſo auch dann 
nicht, wenn zwar das aus dem Frachtvertrage in Anſpruch 
genommene Schiff von Schuld frei ſei, der Unfall aber einem 
Verſehen des anderen Schiffes und nicht einem Zufall zu— 
geſchrieben werden müſſe. 


7) The Law Times Reports, N. S. Bd. XVIII S. 485 ff. 
8) Aspinall Bd. V S. 71 ff. 
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In den Jahren 1886 und 1887 gelangte die Frage 
abermals zur Entſcheidung vor dem Court of Appeal und 
vor dem House of Lords). Das Schiff „Xantho“ war in 
Folge eines Zuſammenſtoßes geſunken. Die Labungsinter- 
eſſenten erhoben auf Grund eines Konnoſſements, welches 
die erwähnte Klauſel enthielt, gegen die Eigenthümer deſſelben 
einen Anſpruch auf Erſatz für den Verluſt der verladenen 
Güter. Sie behaupteten, daß der Unfall durch ein Ver⸗ 
ſchulden dieſes Schiffes veranlaßt ſei und daher die Aus⸗ 
nahme in dem Konnoſſement nicht Platz greifen könne. Be⸗ 
klagte beſtritten, daß auf Seiten ihres Schiffes ein Verſehen 
vorliege; ſie ſchoben die Schuld an dem Unfall dem anderen 
Schiffe zu. Der Court of Appeal hielt den in dem Falle 
Woodley and Co., v. Michell and Co. ausgeſprochenen 
Grundſatz aufrecht. In dem Urtheile wurde die Frage der 
Beweislaſt eingehend erörtert. Lord Eſher gab hierüber 
folgende Ausführungen: Der Frachtvertrag gehe dahin, daß 
der Schiffseigenthümer ſich unbedingt verpflichte, die Güter 
in derſelben Beſchaffenheit, in welcher ſie in Empfang ge— 
nommen ſeien, abzuliefern, wenn er hieran nicht durch eine 
der ausgenommenen Gefahren gehindert werde; ſeit langer 
Zeit ſei es gebräuchlich und zweckmäßig, die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche durch Vorlegung des Konnoſſements und durch die 
Behauptung, daß das Schiff angekommen, die Güter aber 
nicht abgeliefert ſeien, zu begründen; der Eigenthümer des 
Schiffes habe hierauf zu antworten; prima facie ſei in der 
Nichtablieferung der Güter eine Pflichtverſäumniß des Schiffers 
zu finden, wenn nicht beſondere Umſtände vorlägen, welche 
die Ablieferung verhindert hätten; Sache des Schiffseigen⸗ 
thümers ſei es, zu beweiſen, daß die Unterlaſſung der Ab⸗ 
lieferung auf einer von den im Konnoſſement ausgenommenen 
Gefahren beruhe; wenn er beweiſe, daß die Güter in Folge 
eines derartigen Ereigniſſes verloren gegangen oder beſchädigt 
ſeien, ſo habe er prima facie ſich unter die Ausnahme ge⸗ 


9) Adpinall Bd. VI S. 207 ff. 
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bracht; habe der Rheder einen ſolchen Beweis geführt, ſo 
bleibe es dem Kläger überlaſſen, darzuthun, daß das Ereigniß, 
welches die Urſache des Schadens ſein ſolle, thatſächlich die 
wirkende Urſache nicht geweſen ſei, ſondern daß dieſe in 
etwas anderem gefunden werden müſſe, welches nicht aus⸗ 
genommen ſei; daher ſei anzunehmen, daß, wenn die wirk⸗ 
liche Urſache des Verluſtes in einer Pflichtverſäumniß auf 
Seiten des Beklagten liege, der Verluſt nicht in Folge einer 
von den ausgenommenen Gefahren eingetreten ſei, weil die 
Pflichtverſäumniß nicht dazu gehöre; auch das Verſehen auf 
Seiten eines anderen Schiffes falle nicht unter die aus⸗ 
genommenen Gefahren: daher könne es zur Entlaſtung des 
Beklagten nicht genügen, daß der Verluſt durch einen Zu⸗ 
ſammenſtoß mit einem anderen Schiffe herbeigeführt ſei, 
da eine ſolche Kolliſion nicht zu den ausgenommenen Gefahren 
gehöre, indem ſelbige ebenſo wohl durch Pflichtverſäumniß, 
wie durch Wind und Wellen herbeigeführt ſein könne. 

Das Urtheil des Court of Appeal wurde hiernach in 
Uebereinſtimmung mit der erſten Inſtanz zu Gunſten des 
Klägers gefällt. Das House of Lords erkannte aber anders. 
Es erklärte, daß der Fall Woodley and Co. v. Michell 
and Co. unrichtig entſchieden ſei, und daß die in Frage 
ſtehende Klauſel den Rheder und Schiffer von der Haft für 
den durch eine Kolliſion an der Ladung entſtandenen Schaden 
befreie, wenn dem Schiffe ſelbſt ein Verſehen nicht zum Vor⸗ 
wurf gemacht werden könne, ohne Rückſicht darauf, ob der 
Zuſammenſtoß von dem anderen Schiffe verſchuldet ſei. Es 
wurde darauf hingewieſen, daß der Schaden durch das Ein— 
dringen von Seewaſſer verurſacht ſei, daß eine ſolche Beſchädi⸗ 
gung immer unter die Gefahren der See falle, wenngleich die 
Oeffnung, welche es verurſacht habe, die Folge eines Zuſammen⸗ 
ſtoßes mit einem anderen Schiffe geweſen ſei; man könne 
doch nicht annehmen, daß die Klauſel von der Haft liberire, 
wenn das Schiff ohne Verſchulden auf einen Felſen aufſtoße, 
daß aber eine ſolche Befreiung nicht eintrete, wenn das 
Scheitern an dem Felſen dadurch herbeigeführt werde, daß 
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es unterlaſſen ſei, ein Leuchtfeuer anzuzünden; übrigens be— 
ſchränke die Seegefahr ſich nicht auf die durch Wind und 
Wellen herbeigeführten Gefahren, eine ſolche liege auch dann 
vor, wenn das Schiff bei ruhigem Wetter auf einen Felſen ſtoße. 

Der Ausdruck „Gefahren der See“ findet ſich auch in 
Verſicherungspolicen, in denen der Verſicherer ſolche zu tragen 
übernimmt. Es wurde in der Lanthoſache erörtert, ob der 
Ausdruck in dem Konnoſſement oder der Chartepartie eine 
andere Bedeutung habe, als in den Policen. Lord Eſher 
äußerte im Urtheil des Court of Appeal, daß es bei einer 
Verſicherung auf die causa proxima ankomme, daß man 
dagegen bei der Auslegung eines Konnoſſements auf die 
wirkliche, wirkende Urſache des Verluſtes ſehen müſſe. Lord 
Herſchell ſprach ſich in dem Urtheile des House of Lords 
folgendermaßen hierüber aus: Er ſtimme damit überein, 
daß es bei der Verſicherung auf die causa proxima des 
Schadens ankomme; wenn das Ereigniß, welches unmittelbar 
den Verluſt verurſachte, zu den Gefahren der See gehöre, 
ſo ſei es unerheblich, von wem es herbeigeführt ſei, ſelbſt 
ob ſolches durch ein Verſchulden der Schiffsmannſchaft oe: 
ſchehen ſei; bei einem Konnoſſement müſſe man mitunter 
hinter die unmittelbare Urſache ſehen; der Schiffseigenthümer 
ſei durch die Ausnahme der Seegefahr nicht in allen Fällen 
geſchützt, in denen er von dem Verſicherer für einen durch 
eine ſolche Gefahr entſtandenen Verluſt Erſatz verlangen 
könne; er ſei aber nicht der Anſicht, daß dieſes daher komme, 
weil der Ausdruck „Gefahren der See“ in den beiden Ur— 
kunden eine verſchiedene Bedeutung habe; ſolches anzunehmen 
müſſe bedenklich ſein, wenn nicht eine wohlbegründete Autorität 
hierzu nöthige; ihm ſcheine die Auffaſſung des Richters 
Willes, welche derſelbe in der Sache Grill v. The General 
Iron Screw Collier Company in folgender Weiſe aus- 
geſprochen habe, richtig zu ſein: 

„Ich kann ſagen, daß eine Verſicherungspolice einen 
unbedingten Vertrag enthält, für den durch eine Seegefahr 
entſtandenen Schaden Erſatz zu leiſten. Es iſt hier nur 
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nöthig, zu unterſuchen, ob der Verluſt unter die Beſtimmungen 
des Vertrages fällt und durch eine Seegefahr verurſacht ift. 
Der Umſtand, daß der Schaden theilweiſe durch etwas her⸗ 
beigeführt iſt, welches nicht beſtimmt zu den Gefahren der 
See gehört, ſchließt die Anwendung des Vertrages nicht aus. 
Bei einem Konnoſſement verhält es ſich anders, weil hier der 
Vertrag dahin geht, den Transport der Güter mit einer 
Sorgfalt, wie ſie vernünftigerweiſe verlangt werden kann, 
zu beſchaffen, wenn nicht die ausgenommenen Gefahren ein 
Hinderniß bilden. Wenn die Beförderung der Güter nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt beſchafft wird und in Folge 
hiervon ein Schaden durch eine Seegefahr entſtanden iſt, 
ſo muß man die beiden Theile der Urkunde vereinigen. Dieſes 
geſchieht, indem man annimmt, daß, wenn ein durch eine See⸗ 
gefahr verurſachter Verluſt durch ein vorhergehendes von dem 
Eigenthümer des Schiffes zu vertretendes Verſehen herbei⸗ 
geführt iſt, der letztere wegen Nichterfüllung des Vertrags 
verantwortlich iſt.“ | 

Lord Brammell fügte diefen Ausführungen des Lord 
Herſchell hinzu, es würde wunderbar ſein, wenn der Ver— 
ſicherer, welcher auf Grund des Konnoſſements im Namen 
der Ladungsintereſſenten gegen den Schiffseigenthümer klage, 
ſollte ſagen können: „Ich habe für den durch Seegefahr 
herbeigeführten Verluſt gezahlt und nehme dich in Anſpruch, 
weil der Verluſt nicht durch eine Seegefahr herbeigeführt iſt.“ 

Im Jahre 1883 entſchied der Court of Appeal in der 
Sache The Chartered Mercantile Bank of India, Lon⸗ 
don and China v. The Netherlands India Steam Na— 
vigation Company (Limited) !“) über folgenden Fall. Zwi⸗ 
ſchen den Schiffen „Willem Kroon Prins der Nederlander“ und 
„Atjeh“ hatte ein Zuſammenſtoß auf hoher See ſtattgefunden, 
in Folge deſſen das erſtere Schiff geſunken war. Beide Schiffe 
gehörten demſelben Eigenthümer, einer Engliſchen Aktien- 
geſellſchaft. 


10) Aspinall Bd. IV S. 523 ff., Bd. V S. 65 ff. 
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Es wurde feſtgeſtellt, daß beide Schiffe Schuld an 
der Kolliſion gehabt hätten. Die Ladungsintereſſenten bean: 
ſpruchten Schadenserſatz. Mit Rückſicht auf frühere Ent⸗ 
ſcheidungen über die Auslegung des Ausdrucks „Gefahren 
der See“ war in den Konnoſſementen die Haft für Schaden 
aus einer Kolliſion und Verluſt aus irgend einer Handlung, 
einer Nachläſſigkeit oder einem Fehler des Lootſen, des Kapi⸗ 
täns, der Seeleute oder anderer im Dienſte der Schiffs⸗ 
eigenthümer befindlichen Perſonen bei der Navigation aus⸗ 
drücklich ausgenommen. Die erſte Inſtanz verurtheilte die 
Beklagte zu vollem Schadenserſatz, indem ſie annahm, daß 
die Klauſel, wodurch in den Konnoſſementen die Haft für 
Schaden aus einer Kolliſion von der Haſt des Rheders aus— 
genommen fei, den Schaden aus einem verſchuldeten Zuſammen⸗ 
ſtoß nicht decke, und daß die Ausſchließung der Haft für das 
Verſchulden der Schiffsbeſatzung bei der Navigation auf die 
Fälle einer Kolliſion nicht bezogen werden könne. 

Der Court of Appeal entſchied dagegen folgendermaßen: 
Es wurde angenommen, daß Engliſches Recht zur Anwendung 
komme, obgleich beide Schiffe unter Holländiſcher Flagge ge— 
fahren waren. Die Frage, ob die Ausnahme der Kolliſion 
von der Haft ſich auch auf Fälle eines verſchuldeten Zu— 
ſammenſtoßes beziehe, wurde in Uebereinſtimmung mit dem 
erſten Richter verneint, da es nicht auf die causa proxima, 
ſondern auf die causa causans, das Verſchulden, ankomme. 
Aber die Beſtimmung, wodurch die Verantwortlichkeit für 
das Verſchulden der Schiffsbeſatzung ausgeſchloſſen war, 
wurde auch auf den Fall bezogen, in dem ein Zuſammenſtoß 
durch einen Fehler derſelben veranlaßt fei. Das Reſultat 
war danach, daß eine Haft aus dem Frachtvertrage nicht als 
begründet anerkannt wurde. Dagegen wurde die beklagte 
Aktiengeſellſchaft auf Grund der Regeln über außerkontrakt— 
liches Verſchulden für verantwortlich erklärt für das Ver— 
ſchulden des anderen, ihr ebenfalls gehörigen Schiffes „Atjeh“ 
und nach den Grundſätzen über den Schadenserſatz bei einer 
durch beiderſeitiges Verſchulden entſtandenen Kolliſion ver— 


Wittmaack: Rhederhaft bei Schiffskollifionen n. engl. R. 311 


urtheilt, die Hälfte des Schadens den Eigenthümern der 
Ladung zu erſetzen. | 

In dem Falle The Sailing Ship Garſton Company 
(Limited) v. Hickie, Borman and Co. ) aus dem Jahre 
1886 hatte der Court of Appeal ſich mit der Frage zu be⸗ 
ſchäftigen, welche Bedeutung eine Klauſel in einer Charte⸗ 
partie, wodurch das Schiff ſich von der Haft für die Gefahren 
der Schiffahrt frei mache (not to be liable for dangers and 
accidents of the seas, rivers and navigation), für die An⸗ 
ſprüche der Eigenthümer der Ladung auf Erſatz eines durch 
eine Kolliſion entſtandenen Schadens habe. Der Zuſammen⸗ 
ſtoß war durch die Schuld eines anderen Schiffes verurſacht; 
das Schiff, gegen deſſen Eigenthümer die Erſatzanſprüche 
aus dem Frachtvertrage erhoben wurden, war frei von Schuld. 
Der Court of Appeal nahm an, daß die Klauſel, wodurch 
eine Verantwortlichkeit für die Gefahren der Schiffahrt ab⸗ 
gelehnt war, weiter gehe als die Ausnahme der Seegefahr, 
und daß eine Kolliſion mit einem anderen Schiffe, nament⸗ 
lich in engeren Gewäſſern, eine große Gefahr der Seefahrt 
bilde, daß alſo die Ladungsintereſſenten nur dann einen 
Anſpruch auf Erſatz des durch einen Zuſammenſtoß entſtandenen 
Schadens erheben könnten, wenn eine Schuld der Beſatzung 
ihres Schiffes vorläge. 

Ein Zuſammenſtoß von Schiffen kann entweder durch 
Verſchulden auf Seiten des einen oder auf Seiten beider 
Schiffe oder durch Zufall entſtanden ſein. In der Engliſchen 
Literatur und Rechtſprechung wird als Grundlage der Normen 
darüber, welche außerkontraktlichen Entſchädigungsanſprüche 
hierdurch begründet werden, ein Ausſpruch des Richters Scott 
(Lord Stowell) angeführt, welcher ſich in einem Urtheile 
aus dem Jahre 1815, betreffend das Schiff „The Woodrop 
Sims“ 1?) findet: „Es gibt vier Möglichkeiten, unter denen 


11) Aspinall Bd. VI S. 71 ff. 

12) Dodson, Reports of Cases, argued and determined in the 
High Court of Admirality Bd. II S. 83 ff. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 21 
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ein Unfall dieſer Art (nämlich Zuſammenſtoß von Schiffen) 
ſich ereignen kann. Erſtens kann es ſich ereignen, ohne daß 
irgend einem Theile ein Vorwurf gemacht werden kann, wie 
wenn der Schaden durch Sturm oder vis major herbeigeführt 
wird. In dieſem Falle muß das Unglück von dem Theile 
getragen werden, welchen es zufällig getroffen hat, indem 
der andere Theil ihm in keiner Weiſe verantwortlich iſt. 
Zweitens kann ein Unglück dieſer Art eintreten, wenn beide 
Theile in Schuld ſind, wenn Mangel an der erforderlichen 
Sorgfalt oder Geſchicklichkeit auf beiden Seiten vorhanden 
geweſen iſt. In ſolchem Falle iſt die geſetzliche Regel, daß 
der Verluſt unter ihnen getheilt werden muß, indem er durch 
die Fehler beider Theile herbeigeführt iſt. Drittens kann 
ein Zuſammenſtoß eintreten durch das unrichtige Verhalten 
des leidenden Theiles allein, dann iſt die Regel, daß der 
leidende Theil ſeine Laſt (burden) tragen muß. Schließlich 
kann der Fehler bei dem Schiffe liegen, welches das andere 
in den Grund bohrte. In dieſem Falle kann der beſchädigte 
Theil Anſpruch auf volle Entſchädigung gegen den anderen 
erheben.“ 

Es iſt eine alte Regel des Seerechts, daß bei einem 
zufälligen Zuſammenſtoß von Schiffen der Schaden, meiſtens 
halbſchiedlich, über beide Schiffe vertheilt wird. Cleirac!?) 
rechtfertigt die Regel durch Berufung auf das 2. Buch Moſis, 
Kap. 21, V. 35: „Wenn Jemandes Ochſen eines anderen 
Ochſen ſtößt, daß er ſtirbt, ſo ſollen ſie den lebendigen Ochſen 
verkaufen und das Geld theilen und das Aas auch theilen.“ 
Außerdem verweiſt er auf einen arrêt des Parlaments von 
Paris, in welchem ein Schaden zwiſchen beiden Parteien 
willkürlich ex aequo et bono getheilt iſt; die alten Juriſten 
bezeichneten eine ſolche Theilung des Schadens über beide 
Schiffe als ein judicium rusticorum oder rusticum, indem 
ſie darauf hinwieſen, daß Schiedsrichter, Verwalter und Ver⸗ 
mittler, namentlich wenn die Sache nicht aufgeklärt werden 


13) Les us et coutumes de la mer. Rouen 1671, S. 56 und 57. 
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könne, in dieſer Weiſe zu verfahren pflegten. Cleirac ver⸗ 
gleicht die Beſtimmung mit dem bekannten Salomoniſchen 
Urtheil. 

Dieſes judicium rusticorum iſt ſeit dem erwähnten 
Ausſpruche des Lord Stowell aus dem Jahre 1815 in 
Fällen, in welchen der Zuſammenſtoß von Schiffen ohne Ver⸗ 
ſchulden der Beſatzung eines derſelben erfolgte, in England 
nicht mehr zur Anwendung gebracht. Jedes Schiff trägt bei 
einem zufälligen Zuſammenſtoße ſeinen eigenen Schaden und 
kann Anſprüche gegen das andere nicht geltend machen. Das 
Schiff, welches aus einem Zuſammenſtoße einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz gegen das andere herleiten will, muß eine Ver⸗ 
ſchuldung auf Seiten des letzteren beweiſen. Das Engliſche Recht 
kennt auch nicht die Unterſcheidung zwiſchen den Fällen, in denen 
der Zuſammenſtoß durch Zufall entſtanden iſt, und ſolchen, 
in denen ein Verſehen vorliegt, es ſich aber nicht ermitteln 
läßt, auf weſſen Seite die Schuld liegt. Das Franzöſiſche 
und Holländiſche Recht laſſen in Fällen der letzteren Art in 
verſchiedener Weiſe eine Theilung des Schadens eintreten, 
obgleich ſie den Grundſatz anerkennen, daß bei einem zu⸗ 
fälligen Zuſammenſtoße ein Schadenserſatzanſpruch nicht be⸗ 
gründet iſt. 

Wenn ein Zuſammenſtoß nicht verſchuldet iſt, ſo können 
auch die Eigenthümer der Ladung von den Rhedern Ent⸗ 
ſchädigung nicht verlangen. Die Fälle, in denen eine Kolliſion 
von beiden Schiffen verſchuldet war, wurden früher nach 
verſchiedenen Grundſätzen beurtheilt je nach dem Gerichte, 
welches über den Anſpruch zu entſcheiden hatte. Nach dem 
common law gilt die Regel, daß eine konkurrirende Schuld 
des Beſchädigten einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens 
ausſchließt. Danach konnte von einem Rheder der Erſatz 
eines durch Kolliſion an ſeinem Schiffe entſtandenen Schadens 
von dem Eigenthümer des anderen Schiſſes nicht verlangt 
werden, wenn ſeinen eigenen Leuten ebenfalls ein mit dem 
Unfall in urſächlichem Zuſammenhang ſtehendes Verſehen 
zum Vorwurf gemacht werden mußte, da er ein ſolches zu 
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vertreten hat. Bei dem Court of Admiralty galt dagegen 
die Regel, daß bei beiderſeitigem Verſchulden der durch eine 
Schiffskolliſion entſtandene Schaden über beide Schiffe halb: 
ſchiedlich zu vertheilen ſei. Es fand das judicium rusti- 
corum Anwendung. Darnah trat eine verſchiedene Be: 
urtheilung ein, je nachdem der Streit über den Schadenserſatz 
bei einem Gerichtshofe des common law oder bei dem Court 
of Admiralty zur Verhandlung gelangte. Die Judikaturakte 
aus dem Jahre 1873 (s. 27 subs. D, g) ſchrieb vor, daß, 
ſoweit die Regeln, die in Bezug auf Schadensanſprüche in 
Anlaß von Schiffskolliſionen, bei denen beiden Theilen eine 
Schuld zur Laſt falle, bei dem Court of Admiralty in Kraft 
feien, von denjenigen der Gerichtshöfe des common law ab: 
wichen, den erſteren der Vorzug gegeben werden ſolle. 

Die Regel ift durch folgendes Beiſpiel illuſtrirt: A und 
B ſind Eigenthümer zweier Schiffe, wovon das eine einen 
Werth von 10,000 Pfd. Sterl., das andere einen Werth von 
50,000 Pfd. Sterl. hat. Stoßen die beiden Schiffe in Folge 
beiderſeitigen Verſchuldens zuſammen, ſo hat B, wenn das 
Schiff des A zu Grunde geht, dieſem 5000 Pfd. Sterl. zu 
zahlen. Sinkt nur das Schiff des B, ſo erhält er von A 
25,000 Pfd. Sterl. Gehen beide Schiffe unter, ſo kann B 
von A 20,000 Pfd. Sterl. verlangen. 

Es war früher im Court of Admiralty zweifelhaft, ob 
nicht der Schaden nach dem Grade des Verſchuldens, welches 
jedes Schiff trifft, über beide Schiffe zu vertheilen ſei. Jetzt 
ſteht es aber, wie Lord Blackburn in einem Urtheile des 
House of Lords aus dem Jahre 188414) ausführt, feſt, 
daß der durch Zuſammenſtoß entſtandene Schaden von beiden 
Schiffen zu gleichen Theilen zu tragen iſt, wenn der Unfall 
durch beiderſeitiges Verſchulden herbeigeführt iſt. Die Frage, 
ob, wenn in einem ſolchen Falle beide Schiffe beſchädigt 
ſind, zwei ſelbſtändige gegenſeitige Anſprüche auf Erſatz der 
Hälfte des jedem Schiffe zugefügten Schadens entſtehen, oder 


14) Aspinall Bd. V S. 371. 
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ob es ſich nur um einen Anſpruch handelt und zwar des— 
jenigen Schiffes, welches den größten Schaden erlitten hat, 
auf Erſatz des Betrages, um welchen die Hälfte ſeines 
Schadens die Hälfte desjenigen, welcher an dem anderen 
Schiffe entſtanden iſt, überſteigt, iſt von Erheblichkeit, wenn 
die vorhandenen Exekutionsmittel zur Befriedigung ſämmt⸗ 
licher Anſprüche nicht ausreichen. Das House of Lords hat 
im Jahre 1882 in dem Falle betreffend den Zuſammenſtoß 
der Schiffe „Voorwarts“ und „Khedive“, abweichend von dem 
Court of Appeal, entſchieden, daß nur ein Anſpruch des 
Eigenthümers des Schiffes, welches am meiſten gelitten hat, 
begründet ſei !“). 

Wenn die Ladung durch einen von beiden Seiten ver⸗ 
ſchuldeten Zuſammenſtoß zweier Schiffe beſchädigt oder ver⸗ 
loren gegangen war, ſo hatten die Eigenthümer derſelben 
aus dem Frachtvertrage einen Anſpruch auf Erſatz gegen die 
Rheder des von ihnen befrachteten Schiffes. Wenn der Un: 
fall durch eine auf beiden Seiten vorhandene Schuld herbei: 
geführt war, ſo muß der Vorwurf eines Verſehens auch die 
Beſatzung dieſes Schiffes treffen. Ob die Ladungeintereſſenten 
auch gegen das andere gleichfalls in Schuld befindliche Schiff 
einen Entſchädigungsanſpruch haben, darüber beſtand nach 
dem common law Zweifel. Die Anſicht, welche dieſes ver⸗ 
neinte, wurde auf ein viel beſprochenes Urtheil aus dem 
Jahre 1849 in der Sache Thorogood v. Bryan geſtützt. 
In dieſem Falle hatte ein Omnibuskutſcher einen Paſſagier 
auf der Straße abgeſetzt, anſtatt ihn bis an den Bürgerſteig 
zu befördern. Der Paſſagier wurde dort von einem anderen 
Omnibus, welcher ſich in einer zu ſchnellen Fahrt befand, 
um ſofort anhalten zu können, überfahren. Die gegen die 
Eigenthümer des letzteren erhobene Entſchädigungsklage wurde 
für unbegründet erklärt, indem angenommen wurde, daß dem 
Kutſcher des Omnibus, welcher den Paſſagier mitten auf der 
Straße abgeſetzt hatte, auch ein Verſehen zur Laſt falle, daß 
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der Paſſagier dieſes zu vertreten habe, und daß deshalb auf 
die Schuld des Kutſchers des anderen Omnibus ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch nicht begründet werden könne. Es wurde 
ausgeführt, daß der Paſſagier dadurch, daß er ſich das Fuhr⸗ 
werk ausgewählt habe, ſich mit dem Eigenthümer deſſelben 
und deſſen Kutſcher ſo identifizirt habe, daß, wenn durch 
deren Verſehen ihm ein Schaden zugefügt werde, er als 
mitſchuldig daran angeſehen werden müſſe; der Paſſagier 
fei ſoweit mit dem Fuhrwerk zu identifiziren, daß die Nach⸗ 
läſſigkeit des Kutſchers deſſelben dem Führer des Wagens, 
welcher unmittelbar den Unfall verurſacht habe, eine Ein⸗ 
rede gewähre. 

Der hier ausgeſprochene Grundſatz wurde zwar noch in 
einem anderen Falle zur Anwendung gebracht, aber vielfach 
angegriffen. In einem Urtheile betreffend das Schiff „Milan“ 
aus dem Jahre 1861 1%) erklärte der Court of Admiralty 
ſich durch dieſes Urtheil für nicht gebunden. Die Eigenthümer 
einer bei einer Schiffskolliſion beſchädigten Ladung ver⸗ 
langten von den Rhedern des anderen, nicht von ihnen be⸗ 
frachteten Schiffes Erſatz. Der Unfall war von beiden 
Schiffen verſchuldet, und die Beklagten leiteten aus dem 
Verſehen des anderen Schiffes eine Einrede gegen den An⸗ 
ſpruch her. Sie drangen aber nicht damit durch, da nicht 
einzuſehen ſei, aus welchem Grunde ſie das Verſehen des 
Kapitäns oder der Mannſchaft zu vertreten hätten. Der 
Richter Luſhington hielt ſich durch das Urtheil in der Sache 
Thorogood v. Bryan nicht für gebunden, weil es ſich um 
eine einzelne Entſcheidung handele, weil er auf ergangene 
Erkundigung erfahren habe, daß ihre Richtigkeit von einer 
hohen Autorität in Zweifel gezogen werde, und weil ſie ihm 
mit anderen Grundſätzen des common law und mit der 
Praxis des Court of Admiralty unvereinbar ſcheine. 

Im Jahre 1887 wurde in dem Falle betreffend das 
Schiff „Bernina“ der in der Sache Thorogood v. Bryan 
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ausgeſprochene Grundſatz von dem Court of Appeal und 
dem House of Lords verworfen 17). Ein Paſſagier und eine 
zur Schiffsbeſatzung gehörige Perſon, welcher eine Schuld 
in Bezug auf den Unfall nicht beigemeſſen werden konnte, 
waren bei einem von beiden Seiten verſchuldeten Zuſammen⸗ 
ſtoß ums Leben gekommen. Die Hinterbliebenen erhoben 
Entſchädigungsanſprüche gegen die Eigenthümer des anderen 
Schiffes. Dieſe beriefen ſich auf das Urtheil in Sachen 
Thorogood v. Bryan. Der Court of Appeal und das 
House of Lords erklärten darauf die Entſcheidung in jenem 
Falle für unrichtig. Es wurde angenommen, daß die Regel, 
qui fecit per alium, fecit per se, nur für Handlungen von 
Angeſtellten und Bedienſteten gelte. Damit iſt die Kontro⸗ 
verſe für England erledigt. In einem Urtheile des höchſten 
Gerichtshofes der Vereinigten Staaten von Nordamerika aus 
dem Jahre 1886 ift daſſelbe Prinzip, wie in dem „Bernina“⸗ 
Fall zur Anwendung gebracht. 

Nach dem common law konnte alſo der durch eine 
Schiffskolliſion geſchädigte Ladungsintereſſent, wenn beide 
Schiffe in Schuld waren, nicht bloß von dem Eigenthümer 
ſeines Schiffes, ſondern auch von demjenigen des anderen, 
welches nicht von ihm befrachtet war, vollſtändigen Erſatz 
verlangen. Durch die Judikaturakte iſt ſeine Lage ungünſtiger 
geworden, indem darnach die Grundſätze des Court of Ad- 
miralty zur Anwendung kommen und dieſe eine halbſchied⸗ 
liche Theilung des Schadens über beide Schiffe vorſchreiben. 
Er kann jetzt alſo von dem nicht mit ihm in einem Vertrags⸗ 
verhältniſſe ſtehenden Eigenthümer des anderen Schiffes nur 
den Erſatz der Hälfte ſeines Schadens verlangen. Dies iſt 
anerkannt in dem bereits angeführten Urtheile des Court of 
Admiralty betreffend das Schiff „Milan“ aus dem Jahre 
1862, wo Luſhington den Grundſatz durch Verweiſung 
auf frühere Entſcheidungen begründete. 

In dem „Bernina“⸗Fall ſcheinen bei dem Court of 
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Appeal Bedenken gegen die Richtigkeit der Entſcheidung in 
der Sache betreffend das Schiff „Milan“ obgewaltet zu haben, 
denn Lord Eſher bemerkte in feinem Urtheile 15): „Wir 
möchten erklären, daß wir uns in dieſem Urtheile nicht bar: 
über ausſprechen wollen, ob kraft der erwähnten Beſtimmung 
in der Judikaturakte eine im common law angeſtellte Klage 
nach der Admiralitätspraxis, wie ſolche im Falle „Milan“ 
feſtgeſtellt iſt, beurtheilt werden muß, oder ob die Anwendung 
der Regel auf Fälle zu beſchränken iſt, in denen es ſich um 
einen an den Schiffen, ſei es an dem einen oder an beiden, 
durch Kolliſion entſtandenen Schaden handelt.“ Die Regel 
iſt aber ſpäter in einem Urtheile der Probate Divorce and 
Admiralty Division aus dem Jahre 1895 betreffend die 
Schiffe „The Engliſhman“ und „The Auſtralia“ 1%) ohne Be- 
denken allgemein zur Anwendung gebracht. 

In dem Falle betreffend das Schiff „Atjeh“ ift dieſer 
Grundſatz ebenfalls in folgender Weiſe angewandt: Bei dem 
Zuſammenſtoß dieſes Schiffes mit dem „Kroonprins Willem“ 
war der letztere geſunken. Beide Schiffe gehörten derſelben 
Rhederei. Die Eigenthümer der Ladung des „Kroonprins 
Willem“ verlangten Entſchädigung. Die Schuld an dem 
Zuſammenſtoß lag bei beiden Schiffen. Wie der Court of 
Appeal annahm, hatte die Rhederei ſich in dem Frachtver⸗ 
trage von der Haft für einen derartigen Unfall frei kontrahirt. 
Gegen die beklagte Rhederei konnte daher als Eigenthümerin 
des „Kroonprins Willem“ ein Anſpruch nicht erhoben werden. 
Sie haftete aber wegen des Verſchuldens ihres anderen 
Schiffes („Atjeh“) außerkontraktlich. Das Schiff „Atjeh“ 
hatte, da dem Schiffe „Kroonprins Willem“ auch ein Ver⸗ 
ſehen zur Laſt fiel, nur die Hälfte des Schadens zu tragen, 
und die Rhederei wurde daher von dem Court of Appeal 
verurtheilt, den Klägern dieſen Betrag zu erſtatten 2). 


18) Aspinall Bd. VI S. 84. 
19) Aspinall Bd. VII S. 603 ff. 
20) Aspinall Bd. V S. 65 ff. 
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Da der Rheder für das Verſchulden eines Zwangs⸗ 
lootſen nicht einzuſtehen hat, ſo kann, wenn durch das Ver⸗ 
ſehen eines ſolchen Lootſen ein Zuſammenſtoß herbeigeführt 
iſt, der Eigenthümer des von demſelben geführten Schiffes 
auf Schadenserſatz nicht in Anſpruch genommen werden, 
vorausgeſetzt daß der Schiffsbeſatzung ein Verſehen nicht zum 
Vorwurf gemacht werden kann. Iſt der Zuſammenſtoß zu⸗ 
gleich durch einen Fehler des Kapitäns oder der Mannſchaft 
des anderen Schiffes veranlaßt, ſo kann der Eigenthümer 
dieſes Schiffes von demjenigen des von dem Zwangslootſen 
geführten Entſchädigung nicht verlangen; er iſt aber ver⸗ 
pflichtet, dem letzteren die Hälfte des ihm durch den Zu: 
ſammenſtoß verurſachten Schadens zu vergüten. „Die Eigen⸗ 
thümer des „Hektor“ (des Schiffes, welches ſich bei der 
Kolliſion unter der Führung des Zwangslootſen befand) 
haben auch nicht einen Pfennig von dem Schaden des „Au⸗ 
guſtus“ (des anderen bei dem Zuſammenſtoße betheiligten 
Schiffes) zu tragen; die Eigenthümer des letzteren müſſen 
ſich an den Lootſen halten und ſehen, was ſie von demſelben 
bekommen können. Es muß daher zu Gunſten des „Hektor“ 
entſchieden werden. Derſelbe hat aber bei dem Court of 
Admiralty geklagt, welcher, ſo lange es Zwangslootſen gibt, 
die feſte Praxis hat, daß der Schiffseigenthümer nur die 
Hälfte ſeines Schadens erſetzt verlangen kann, wenn die 
Führung ſeines Schiffes fehlerhaft war, obgleich es ſich um 
das Verſehen eines Zwangslootſen handelt. Das Urtheil 
muß dem entſprechend gefällt werden.“ So äußerte ſich Lord 
Eſher in einem Urtheil des Court of Appeal aus dem 
Jahre 1883 in der Sache betreffend die Schiffe „Hektor“ 
und „Auguſtus“ 21). Der Grundſatz iſt in einem Urtheile 
des Privy Council's in dem Falle betreffend das Schiff „The 
Halley“ folgendermaßen niedergelegt: Die Mitglieder des 
Gerichtshofes ſind damit einverſtanden, daß die Verantwort⸗ 
lichkeit des Schiffseigenthümers für Handlungen derjenigen, 
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welche in ſeinen Dienſten ſtehen, auf die Annahme gegründet 
iſt, daß der Eigenthümer ſeine Leute auswählt und ihnen 
Anweiſungen gibt, denen ſie zu gehorchen verpflichtet ſind, 
und daß die Handlungen der Bedienſteten, ſoweit die Inter⸗ 
eſſen dritter Perſonen berührt werden, immer als Handlungen 
des Eigenthümers angeſehen werden müſſen. Die wider⸗ 
rechtliche Handlung, für welche Schadenserſatz verlangt wird, 
war durch ein Verſehen oder die Unfähigkeit einer Perſon 
veranlaßt, welche in keiner Weiſe zu den Leuten des Rheders 
gehörte und die an Bord zu nehmen letzterer gezwungen war, 
bei deren Auswahl er keine Stimme hatte und die, weit 
entfernt davon, verpflichtet zu ſein, Befehle von dem Kapitän 
anzunehmen oder ſolchen Folge zu leiſten, dieſem übergeordnet 
war und zur Zeit des Unfalls thatſächlich dieſe übergeordnete 
Stellung zur Geltung gebracht hat (who was entitled to 
supersede and had in fact at the time of the collision 
superseded the authority of the master ??). 

Ein Schiff, welches unter Engliſcher Flagge fuhr, war 
in dem Hafen von Havre, als es ſich unter der Führung 
eines franzöſiſchen Zwangslootſen befand, auf ein anderes, 
— ebenfalls Engliſches — Schiff gefahren und hatte dieſes 
beſchädigt. 

Die Eigenthümer des letzteren und der Ladung deſſelben 
verlangten Erſatz. Die Probate Divorce and Admiralty 
Division of the High Court of Justice und der Court of 
Appeal entſchieden in einem Urtheile aus dem Jahre 188729), 
daß die beklagten Rheder ſich nicht darauf berufen könnten, 
daß ihr Schiff ſich unter der Führung eines Zwangslootſen 
befunden habe, da nach dem Franzöſiſchen Rechte der Lootſe 
dem Kapitän nicht übergeordnet (not entitled to supersede 
the authority of the captain), ſondern nur deſſen Rathgeber 
ſei; dem Kapitän ſtehe es frei, ſeine Rathſchläge zu befolgen 
oder nicht; das Verſehen des Kapitäns liege in einem ſolchen 
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Falle darin, daß er die Führung des Schiffes dem Lootſen 
überlaſſe. 

Ein gleicher Grundſatz wurde im Jahre 1886 von dem 
Richter Butt in der Probate Divorce and Admiralty Divi- 
sion befolgt. Es handelte ſich damals um eine Kolliſion, 
welche die Folge einer Uebertretung des Regulativs für die 
Schiffahrt auf der unteren Donau war. Die Schiffe ſind 
gezwungen, dort einen Lootſen anzunehmen, aber der Kapitän 
wird dadurch nicht frei von ſeiner Verantwortlichkeit, viel⸗ 
mehr iſt beſtimmt, daß der Kapitän, welcher die Führung 
ſeines Schiffes dem Lootſen überläßt, ſolches auf eigene 
Verantwortlichkeit thut. 

Es wurde entſchieden, daß die Rheder ſich damit nicht 
ſchützen könnten, daß das Verſehen dem Zwangslootſen zur 
Laſt falle? )). 

Ueber die Beweislaſt, wenn es ſich darum handelt, ob 
ein Unfall der Schuld eines Zwangslootſen zugeſchrieben 
werden kann, findet ſich eine Erörterung in einem Urtheile 
des Court of Appeal aus dem Jahre 1886 betreffend das 
Schiff „Indus“ 25). Dieſes Schiff war auf ein anderes, vor 
Anker liegendes gefahren; es war daher ein prima facie- 
Beweis für die Schuld des „Indus“ vorhanden. Lord Eſher 
bemerkte, die Rheder hätten ſich dem gegenüber zu exkulpiren; 
ſie hätten ſagen können, daß das Schiff ſich unter der Führung 
eines Zwangslootſen befunden, und daß der Zuſammenſtoß 
durch einen Fehler in der dem letzteren obliegenden Führung 
des Schiffes und dem Steuern verurſacht ſei; wenn ſie be⸗ 
wieſen, daß der Lootſe in dieſer Hinſicht Anordnungen ge- 
troffen habe, und daß ſolche befolgt ſeien, ſo hätten ſie einen 
prima facie-Beweis dafür, daß ein Fehler des Lootſen vor⸗ 
liege, erbracht; aber wenn ſie nur bewieſen, daß der Lootſe 
Anordnungen getroffen habe, ohne darzuthun, daß ſelbige 
ausgeführt ſeien, ſo hätten ſie noch keinen prima facie- 
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Beweis dafür geführt, daß die Kolliſion durch einen Fehler 
des Lootſen herbeigeführt ſei. 

Das Engliſche Recht erkannte bis auf neuere Zeit Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche wegen fahrläſſiger Tödtung nicht an. 
Solche ſind erſt durch ein Geſetz aus dem Jahre 1846, Lord 
Campbells Akte, eingeführt. In dem „Bernina“ -Fall ift 
entſchieden, daß, wenn Menſchenleben in Folge einer Kolliſion 
verloren gehen und biele Kolliſion von beiden Schiffen ver: 
ſchuldet iſt, der Anſpruch auch gegen das andere Schiff, auf 
welchem ſich die verunglückte Perſon als Paſſagier oder als 
Theil der Schiffsbeſatzung nicht befand, auf volle Entſchädi⸗ 
gung gerichtet werden kann, und daß der Rheder nicht nur 
zur Zahlung der Hälfte, wie bei den Anſprüchen der Ladungs⸗ 
intereſſenten, verpflichtet iſt. Der Richter Butt begründet 
dieſes in einem Urtheile der Probate Divorce and Admiralty 
Division in folgender Weiſe: „Die Vorſchrift der Judikatur⸗ 
akte, daß, wenn bei Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche auf 
Schadenserſatz auf Grund einer Kolliſion zwiſchen zwei Schiffen 
ſich herausſtellt, daß beide Schiffe in Schuld ſind, die bisher 
bei dem Court of Admiralty geltenden Regeln, ſoweit fie 
von denjenigen der Gerichtshöfe des common law abweichen, 
den Vorzug haben ſollen, bezieht ſich nicht auf ſolche Fälle. 
Nach dem Wortlaut handelt es ſich nur um Regeln des 
Court of Admiralty, die von denen des common law ver⸗ 
ſchieden ſind. Eine Klage auf Grund der Lord Campbell's 
Akte iſt bei dem Court of Admiralty nicht vorgekommen; 
es findet ſich hier daher keine von dem common law ab: 
weichende Regel dieſes Gerichtshofes.“ Der Court of Appeal 
trat dieſer Ausführung bei ?)). 

In dem Falle betreffend das ſpaniſche Schiff „Vera 
Cruz“ war bei einem Zuſammenſtoße der Kapitän ums Leben 
gekommen. Die Witwe klagte gegen das andere Schiff, 
nämlich „Vera Cruz“, auf Entſchädigung. Es wurde feſt⸗ 
geſtellt, daß die Kolliſion durch Verſehen beider Schiffe herbei⸗ 


26) Aspinall Bd. V S. 279, 280; Bd. VI S. 84, 85, 88. 
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geführt ſei, und daß insbeſondere auch dem verunglückten 
Kapitän ein konkurrirendes Verſehen in Bezug auf den Un⸗ 
fall zur Laſt falle. Der Richter Butt wandte damals den 
im Falle „Milan“ befolgten Grundſatz an und ſprach der 
Klägerin die Hälfte des Schadenserſatzes zu. Die höheren 
Inſtanzen waren aber der Anſicht, daß ein ſolcher Anſpruch 
gegen ein fremdes Schiff nicht unter die Jurisdiktion der 
Admiralty Division falle 2). 

Wenn keinem der beiden in Kolliſion gerathenen Schiffe 
ein Verſehen zum Vorwurf gemacht werden kann, ſo hat 
jedes Schiff ſeinen eigenen Schaden zu tragen; es iſt ein 
Schadenserſatzanſpruch gegen das andere zu irgend welchem 


Betrage nicht begründet. Derjenige, welcher aus einem Zu⸗ 


ſammenſtoße einen Anſpruch auf Entſchädigung gegen den 
Rheder des anderen Schiffes herleiten will, muß beweiſen, 
daß der Unfall durch ein Verſehen einer ſolchen Perſon ver⸗ 
anlaßt iſt, für welche der Beklagte einzuſtehen hat. Der Be⸗ 
weis eines Verſehens iſt geführt, wenn ein Schiff auf ein 
anderes fährt, welches unter Beobachtung der vorgeſchriebenen 
Vorſichtsmaßregeln vor Anker liegt. Für die Schuld des 
in Fahrt befindlichen Schiffes liegt in ſolchem Falle, wie es 
ausgedrückt wird, ein prima facie- Beweis vor, welchem 
gegenüber die Rheder des Schiffes ſich zu exkulpiren haben. 
Sie haben dann darzuthun, daß der Zuſammenſtoß einem 
unvermeidlichen Zufall zuzuſchreiben ſei. Der Ausdruck „un⸗ 
vermeidlicher Zufall“ wird hier in einem weiteren Sinne 
verſtanden, als bei der Haft des Rheders aus dem Fracht⸗ 
vertrage. Es gehören alle Ereigniſſe dahin, die ſich nicht 
durch einen gewöhnlichen Grad von Geſchicklichkeit, Vorſicht 
und Anſtrengung vermeiden laſſen; außerordentliche Geſchick⸗ 
lichkeit oder Vorſicht wird nicht verlangt. 

In einem Urtheile des Privy Council's aus dem Jahre 
1872 betreffend den Zuſammenſtoß der Schiffe „Amerika“ 
und „Marpeſia“ wird unter Bezugnahme auf einen in 


27) Aspinall Bd. V S. 254 ff., 270 ff., 386 ff. 
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einem früheren Urtheile enthaltenen Ausſpruch des Richters 
Dr. Luſhington bemerkt: „Was den unabwendbaren Zu— 
fall anlangt, ſo trifft die Beweislaſt diejenigen, welche gegen 
ein Schiff klagen und Entſchädigung verlangen. Dieſe haben 
zu beweiſen, daß ein Fehler auf Seiten des Schiffes, gegen 
welches der Prozeß geführt wird, vorliegt. Das Schiff hat 
nicht immer einen unabwendbaren Zufall zu beweiſen; ſolches 
iſt nur dann erforderlich, wenn die Kläger einen prima facie- 
Beweis für ein Verſehen oder einen Mangel der ſeemänniſchen 
Geſchicklichkeit erbringen?? ). Der Court of Admiralty war 
bis dahin einer anderen Anſicht gefolgt. Er hatte angenommen, 
daß die Partei, die ſich auf einen unabwendbaren Zufall 
berufe, zunächſt beweispflichtig ſei. In zwei Urtheilen aus 
den Jahren 1873 und 1874, betreffend die Schiffe „Abraham“ 
und „Otter“ hat er dann die Entſcheidung in dem „Mar⸗ 
peſia“⸗Falle zur Richtſchnur genommen?“). 

In einem 1886 vor dem Court of Appeal verhandelten 
Falle betreffend den „Indus“ war dieſes Schiff auf ein 
Feuerſchiff gefahren. Der Richter erſter Inſtanz nahm an, 
daß die Urſache des Unfalls nicht näher aufzuklären ſei, daß 
ſelbige in einem plötzlich hervorgetretenen Mangel an dem 
Steuerapparat liegen könne, und daß nicht feſtzuſtellen ſei, 
daß ſolcher Mangel früher hätte erkannt werden müſſen. 
Er verneinte daher, daß ein Verſchulden auf Seiten des 
„Indus“ vorliege, indem er den Unterſchied von einem 
früheren Falle hervorhob, in welchem mit Rückſicht darauf, 
daß der Steuerapparat ſich ſchon auf einer früheren Reiſe 
fehlerhaft gezeigt hatte, ein Verſehen angenommen war. 
Der Court of Appeal billigte dieſe Entſcheidung nicht, weil 
er es nicht als erwieſen anſah, daß ein Mangel in der 
Steuermaſchinerie vorgelegen habe, indem der Beweis eines 
ſolchen Mangels vorausſetze, daß dem von dem Lootſen in 
Bezug auf das Steuern gegebenen Befehl Folge geleiſtet fei 0). 

28) Aspinall Bb. J S. 264 ff. 
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In einem anderen Falle betreffend das Schiff „The 
Merchant Prince“, in welchem der Zuſammenſtoß bei Tage 
ſtattgefunden hatte, wurde in dem Urtheile des Court of 
Appeal von Lord Eſher Folgendes ausgeführt 51): Es ift 
von dieſem Gerichtshof der Grundſatz aufgeſtellt, daß, wenn 
ein Schiff auf ſeiner Fahrt auf ein anderes vor Anker liegen⸗ 
des auffährt, ein prima facie-Beweis für eine Nachläſſig⸗ 
keit auf ſeiner Seite vorliegt. Das vor Anker liegende Schiff 
hat nur dieſe Thatſache darzuthun, und daß es bei Tages⸗ 
licht geſchehen iſt, oder, wenn es während der Nacht war, 
daß bei ihm genügendes Licht brannte; mehr hat es nicht 
anzuführen. Die bloße Thatſache der Kolliſion ergibt den 
Beweis der Nachläſſigkeit gegen das andere Schiff. Was iſt 
der Grund hiervon? Er liegt darin, daß die Gerichtshöfe 
nach einer langen Erfahrung zu dem Reſultate gekommen 
ſind, daß thatſächlich das eine Schiff vollſtändig unter Kom⸗ 
mando und daher im Stande ſein muß, dem anderen, 
welches ſich in einer hilfloſen Lage befindet und nichts thun 
kann, aus dem Wege zu gehen. Die große Aufgabe der 
Richter in Admiralitätsſachen war, eine klare Regel für die 
Handlungen der Seeleute aufzuſtellen und ſich nicht in Spitz⸗ 
findigkeiten darüber zu ergehen, was ſie zu thun haben. Die 
klare Regel, die ſie niedergelegt haben, iſt folgende: Wenn 
Du Dich nicht entſchuldigen kannſt, ſo iſt eine Nachläſſigkeit 
gegen Dich erwieſen, weil Du auf ein vor Anker liegendes 
Schiff aufgefahren biſt .... Der einzige Weg, ſich in einem 
ſolchen Falle frei zu machen, beſteht darin, daß nachgewieſen 
wird, der Unfall ſei durch einen Zufall herbeigeführt, welcher 
nicht vermieden werden konnte.“ 

Für die Uebertretung der Vorſchriften zur Verhütung 
des Zuſammenſtoßes auf See enthält die Merchant Shipping- 
Akte aus dem Jahre 1854 die Beſtimmung, daß der Eigen⸗ 
thümer eines Schiffes, durch welches eine ſolche Regel ver⸗ 
letzt worden ſei, nicht berechtigt ſein ſolle, für den bei einer 
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Kolliſion erlittenen Schaden Erſatz zu beanſpruchen, wenn 
es nicht erhelle, daß die Umſtände des Falles eine Abweichung 
von der Regel rechtfertigten. Hiernach konnte von dem Schiffe, 
welches die erwähnten Vorſchriften nicht beobachtet hatte, eine 
Entſchädigung nicht verlangt werden, es ſei denn, daß es 
den Beweis führen konnte, daß die Abweichung von der 
Regel nothwendig war. Es wurde alſo in ſoweit der alte 
Grundſatz des Admiralitätsgerichtshofes, daß, wenn beide 
Schiffe an der Kolliſion Schuld feien, der Schaden halb: 
ſchiedlich getheilt werden ſolle, für dieſe Fälle durchbrochen. 
Das Schiff, welches die Vorſchriften zur Verhütung von 
Zuſammenſtößen außer Acht gelaſſen hatte, konnte ſeinerſeits 
Schadenserſatz nicht beanſpruchen; es hatte aber dem anderen 
die Hälfte feines Schadens zu erſetzen 2). Den Anſprüchen 
der Ladungsintereſſenten ſtand, wie in dem „Milan“ -Falle 
ausgeſprochen wurde, die Beſtimmung der Merchant Ship- 
ping-Akte nicht entgegen. In einer Novelle zur Merchant 
Shipping-Akte aus dem Jahre 1862 wurde der Grundſatz 
des Admiralitätsgerichtshofes, der wohl nur aus Verſehen 
im Jahre 1854 aufgehoben worden war, auch für die in 
Rede ſtehenden Fälle des beiderſeitigen Verſchuldens wieder⸗ 
hergeſtellt, indem folgende Beſtimmung getroffen wurde: 
„Wenn es ſich in den Fällen eines Zuſammenſtoßes von 
Schiffen bei der gerichtlichen Verhandlung herausſtellt, daß 
der Unfall durch Nichtbeobachtung einer derjenigen Vorſchriften 
verurſacht iſt, die in Gemäßheit dieſes Geſetzes erlaſſen worden 
ſind, ſo ſoll eine Schuld auf Seiten des Schiffes, welches 
ſolche Vorſchrift vernachläſſigt hat, angenommen werden, 
wenn nicht bewieſen wird, daß die Umſtände eine ſolche Ab: 
weichung von der Regel nothwendig machten.“ 

Gerichtliche Entſcheidungen, welche dahin gingen, daß, 
auch wenn auf Seiten eines Schiffes die Regeln zur Ver⸗ 
hütung eines Zuſammenſtoßes auf See nicht befolgt ſeien, 
aber das andere Schiff bei Beobachtung gehöriger Sorgfalt 


82) Marsden, Collision at sea, 3. ed. S. 89, 40. 
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den Unfall hätte vermeiden können, das erſtere Schiff Schadens⸗ 
erſatz verlangen könne, entſprachen nicht der Abſicht, welche 
man bei Erlaſſung der fraglichen Geſetze gehabt hatte, und 
es wurde deshalb im Jahre 1873 eine Aenderung vor⸗ 
genommen, indem die Beſtimmung getroffen wurde, daß, 
wenn in einem Falle des Zuſammenſtoßes von Schiffen er⸗ 
wieſen fei, daß eine von den Vorſchriften zur Verhütung 
derartiger Zuſammenſtöße vernachläſſigt worden ſei, das 
Schiff, auf welchem dieſe Vernachläſſigung vorgefallen, in 
Schuld ſei, wenn nicht bewieſen werde, daß die Umſtände eine 
Abweichung von der Vorſchrift nothwendig gemacht hätten. 

Wir haben hier eine ähnliche Präſumption, wie im 
§ 25, Theil I, Titel 6 des Allgemeinen Preußiſchen Land: 
rechts, wonach derjenige, der ſich in der Ausübung einer. 
unerlaubten Handlung befunden hat, die Vermuthung wider 
ſich hat, daß ein bei ſolcher Gelegenheit entſtandener Schaden 
durch ſeine Schuld verurſacht worden ſei. Wenn auf Seiten 
eines Schiffes eine der erwähnten Vorſchriften nicht beob: 
achtet und eine Kolliſion eingetreten iſt, ſo iſt zur Begrün⸗ 
dung des Anſpruchs auf Schadenserſatz der Beweis, daß 
der Fehler den Unfall wirklich herbeigeführt oder dazu bei⸗ 
getragen habe, nicht erforderlich; es genügt, daß die Mög⸗ 
lichkeit vorhanden iſt, daß es ſich ſo verhalten habe. 

In einem Urtheile des Judicial Comity of the Privy 
Council aus dem Jahre 1882 betreffend die Schiffe „Ho⸗ 
chung“ und „Laproing“??) ift folgendes ausgeſprochen: „Die 
Beſtimmung des Geſetzes von 1873 macht es unnöthig, daß 
der Kläger den Beweis führt, die Kolliſion ſei durch die 
Nichtbeobachtung des Regulativs verurſacht; er beweiſt den 
Fehler auf Seiten des Beklagten ſchon dadurch, daß er dar⸗ 
thut, die Beſtimmungen des Regulativs ſeien vernachläſſigt.“ 

Ebenſo ſprach ſich derſelbe Gerichtshof im Jahre 1883 
in dem Falle betreffend die Schiffe „Arktow“ und „Bunin“?“) 


33) Aspinall Bd. V ©. 42, 43. 
34) Aspinall Bb. V S. 219 ff. 
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aus: „Der Vorderrichter meint, daß die Frage, ob das 
Schiff „Bunin“ die vorgeſchriebenen Lichter gehabt habe, 
unerheblich ſei, wenn es erhelle, daß das Fehlen derſelben 
die Kolliſion nicht herbeigeführt habe. Hierin kann dieſer 
Gerichtshof ihm nicht beiſtimmen. In Fällen dieſer Art 
gilt der Grundſatz, daß, wo eine Abweichung von einer 
wichtigen Regel der Schiffahrt ſtattgefunden hat, die Partei, 
auf deren Seite das Verſehen vorgekommen iſt, nicht ent: 
ſchuldigt werden kann, wenn der Fehler möglicherweiſe 
irgendwie zu dem Unfall beigetragen haben kann.“ 

In dem Urtheile des House of Lords in der Sache 
betreffend die Schiffe „Voorwarts“ und „Khedive“ 3?) aus 
dem Jahre 1880 äußerte Lord Watſon: „Wenn ein Schiff 
bei einer Kolliſion oder um die Zeit derſelben eine Vor⸗ 
ſchrift, die unter den Umſtänden anwendbar war, vernach⸗ 
läſſigt, und wenn es nicht nachgewieſen wird, daß die Ab- 
weichung von der Regel nothwendig war, ſo muß nach dem 
Geſetze angenommen werden, daß das Schiff, welches die 
Vorſchrift vernachläſſigt hat, in Schuld iſt. Auf ein wirk⸗ 
liches Verſehen kommt es dabei nicht an; entſcheidend iſt 
nur die Abweichung von der Regel, wenn ſie ohne Noth 
ſtattfindet.“ In dem erwähnten Falle handelt es ſich darum, 
ob der „Khedive“ eine Vorſchrift zur Verhütung von Schiffs⸗ 
zuſammenſtößen übertreten habe. Dies wurde bejaht. Lord 
Blackburn bemerkte dabei: „Ich ſehe ein, wie hart es iſt, 
wenn nach der Auffaſſung, die ich von der Sache habe, der 
Kapitän des „Khedive“ ſoviel Geſchicklichkeit und Energie 
gezeigt und ſoviel Gutes gethan hat, ſeine Rheder für ver⸗ 
pflichtet zur Zahlung einer großen Summe zu erklären in 
Folge eines verzeihlichen Irrthums auf ſeiner Seite, aber 
meine Anſicht über den Inhalt der Merchant Shipping- 
Akte zwingt mich dazu“). 

Das Geſetz legt den Schiffen die Verpflichtung auf, in 
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Fällen einer Kolliſion einander beizuſtehen. Eine ſolche Vor⸗ 
ſchrift iſt zuerſt im Jahre 1862 und dann im Jahre 1873 
getroffen. Sie lautet in der Merchant Shipping-Akte von 
1894: „In jedem Falle des Zuſammenſtoßes zwiſchen zwei 
Schiffen ſoll es Pflicht des Kapitäns oder der Perſon, welcher 
die Führung des Schiffes anvertraut iſt (person in charge 
of each vessel) ſein, ſoweit als ſolches ohne Gefahr für 
das eigene Schiff, Mannſchaft und Paſſagiere geſchehen 
kann, dem anderen Schiffe, ſeinem Kapitän, ſeiner Mann⸗ 
ſchaft und ſeinen Paſſagieren einen ſolchen Beiſtand, wie 
ausführbar und nothwendig iſt, um ſie aus der durch die 
Kolliſion verurſachte Gefahr zu retten, zu leiſten und bei 
dem anderen Schiffe zu bleiben, bis er ſich vergewiſſert hat, 
daß kein weiterer Beiſtand nöthig iſt. Wenn der Kapitän 
oder derjenige, welchem die Führung des Schiffes anvertraut 
iſt, dieſe Vorſchrift zu befolgen unterläßt und kein vernünf⸗ 
tiger Grund für eine ſolche Unterlaſſung nachgewieſen wird, 
ſo ſoll angenommen werden, wenn nicht das Gegentheil er⸗ 
wieſen wird, daß der Zuſammenſtoß durch ſein widerrecht⸗ 
liches Verhalten, ſeine Nachläſſigkeit oder ſeinen Fehler ver⸗ 
urſacht ſei? . 

Danach wird vermuthet, daß das Schiff, welches nach 
einer Kolliſion es unterläßt, dem anderen Schiffe den noth⸗ 
wendigen Beiſtand zu gewähren, an dem Unfall ſchuld iſt. 
Sache dieſes Schiffes iſt es, dieſe Vermuthung durch den 
Beweis des Gegentheils zu entkräften. Solches iſt aus⸗ 
geſprochen in einem Urtheile in der Sache betreffend das 
Schiff „Adriatic“ aus dem Jahre 187555). In dieſem Falle 
wurde zur Entſchuldigung des Schiffes, welches nach einer 


37) Marsden (a. a. O. S. 56) hält es für zweifelhaft, ob in dieſem 
Falle auch entſchieden ſei, daß ein Schiff die Schuld zu tragen 
habe, wenn es bei einem unmittelbar drohenden Zuſammenſtoße 
(in the agony of a collision) etwas gethan habe, welches mit 
den Vorſchriften zur Verhütung von Schiffskolliſionen nicht in 
Einklang ſtehe. 
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Kolliſion dem anderen Schiffe nicht geholfen hatte, ange⸗ 
führt, daß es nach ſeiner Beſchaffenheit nicht geeignet ge⸗ 
weſen ſei, wirkſame Hilfe zu bringen, und daß man an⸗ 
genommen habe, ein drittes herankommendes und hierzu 
geeignetes Schiff werde dem anderen, bei dem Zuſammen⸗ 
ſtoße beſchädigten Schiffe den erforderlichen Beiſtand ge- 
währen. Trotzdem wurde die Präſumption zur Anwendung 
gebracht, indem angenommen wurde, daß das Schiff hätte 
Boote ausſetzen müſſen, um ſich von der Lage des be- 
ſchädigten Schiffes zu unterrichten. 

In einem anderen Falle, betreffend das Schiff „Emmy 
Haaſe“ s“), wurde ausgeſprochen, daß, wenn das Schiff, weil 
es ſelbſt ſtark beſchädigt geweſen ſei, keinen Beiſtand habe 
leiſten können, es doch durch Raketen oder anderes in die 
Augen fallendes Licht ſeine Stellung habe markiren müſſen. 

In dem Jahre 1871 fand ein Zuſammenſtoß zwiſchen 
dem Engliſchen Schiffe „J. B. Watt“ und dem Deutſchen 
Schiffe „Thuringia“ ſtatt, in Bezug auf welchen dem letz⸗ 
teren die Schuld beigemeſſen wurde. Bei dem Streite über 
die Höhe der Entſchädigung äußerte ſich der Richter Philli⸗ 
more in einem Urtheile des Court of Admiralty über die 
Verpflichtung, nach dem Zuſammenſtoße dem anderen Schiffe 
Hilfe zu gewähren, folgendermaßen: „Die „Thuringia“ 
fürchtete mit Grund, daß ein weiterer Aufenthalt an der 
Unfallsſtelle die Folge haben könne, daß ſie von der fran⸗ 
zöſiſchen Flotte genommen werde, die damals in Sicht war. 
Außerdem hatte nach meiner Meinung die ‚Thuringia‘ ſich 
verſichert, daß der „J. B. Watt‘ durch feine eigene Be- 
ſatzung gerettet werden könne, wenn dieſe an Bord bliebe.“ 
(Die Beſatzung hatte nämlich nach dem Zuſammenſtoße das 
Schiff verlaſſen). Danach wurde der „Thuringia“ ihr Ver⸗ 
halten nicht zur Schuld angerechnet“). 

Bei der Verhandlung des Rechtsſtreits über den Zu⸗ 
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ſammenſtoß der Schiffe „The Queen“ und „Lord John 
Ruſſel“, welcher Zuſammenſtoß von dem erſteren verſchuldet 
war, kam es zur Sprache, ob das Schiff auch dann, wenn 
es von einem Zwangslootſen geführt ſei, durch die Unter⸗ 
laſſung der Beiſtandsleiſtung nach einer Kolliſion verant⸗ 
wortlich wird. Der Richter Phillimore ſprach in einem 
Urtheile des Court of Admiralty aus dem Jahre 1869 
aus, daß der Kapitän dafür verantwortlich ſei, daß nach 
der Kolliſion dem anderen Schiffe Hilfe gewährt werde, daß 
er die person in charge of the ship, wie der geſetzliche 
Ausdruck lautet, ſei, daß aber, wenn der Zuſammenſtoß 
durch die Schuld eines Zwangslootſen herbeigeführt ſei, wo⸗ 
für der Rheder nicht verantwortlich iſt, die Haft deſſelben 
nicht dadurch begründet werde, daß das Schiff ſich nach dem 
Zuſammenſtoße entfernt habe, ohne ſich um das andere 
Schiff zu kümmern“ )). 

Der Rheder haftete in England urſprünglich unbe- 
ſchränkt für das Verſchulden der Schiffsbeſatzung und nicht 
bloß mit Schiff und Fracht, ſowohl nach dem common law, 
wie nach den Regeln des Admiralitätsgerichtshofs. Erſt 
durch ein Geſetz aus dem Jahre 1734 wurde die Haft für 
einen von dem Kapitän oder der Mannſchaft an der Ladung 
begangenen Diebſtahl auf den Werth des Schiffes und der 
Fracht limitirt. Den Anlaß zu dem Geſetz bot ein ſpezieller 
Fall. Außerdem war es von Einfluß, daß in Kontinental⸗ 
ſtaaten ſchon derartige Vorſchriften beſtanden. Dieſe Limi⸗ 
tirung der Haft wurde ſpäter auf den Verluſt und die Be- 
ſchädigung der Ladung durch Feuer ausgedehnt. Dann wurde 
zur Förderung der Rhederei die unbeſchränkte Haft des 
Schiffseigenthümers für das Verſchulden der Schiffsbeſatzung 
auch für den Schaden aufgehoben, welcher durch einen Zu— 
ſammenſtoß an dem anderen Schiffe oder an der auf den 
betheiligten Schiffen befindlichen Ladung entſteht. Auch in 
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ſolchen Fällen ſollte die Verantwortlichkeit des Rheders 
nicht über den Werth des Schiffes und der Fracht hinaus⸗ 
gehen. 

Die Merchant Shipping-Akte aus dem Jahre 1854 er⸗ 
klärte den Rheder, vorausgeſetzt, daß ihm perſönlich kein 
Vorwurf gemacht werden könne, von jeder Verantwortlichkeit 
frei, wenn die auf ſeinem Schiffe verladenen Güter durch 
Feuer an Bord deſſelben verloren gegangen oder beſchädigt 
ſeien, und wenn verladene Koſtbarkeiten, von deren Be⸗ 
ſchaffenheit und Werth der Rheder oder der Kapitän nicht 
ſchriftlich in Kenntniß geſetzt worden ſei, geraubt, geſtohlen 
oder bei Seite gebracht ſeien. Dieſe Beſtimmungen ſind in 
dem Geſetze von 1894 beibehalten. Außerdem beſchränkte 
das Geſetz aus dem Jahre 1854 die Haft des Rheders für 
den durch Verſchulden der Schiffsbeſatzung verurſachten 
Schaden allgemein auf das Schiff und die Fracht und be⸗ 
ſtimmte, daß, wenn ein Verluſt von Menſchenleben oder die 
Verletzung eines Menſchen eingetreten ſei, der Werth des 
Schiffes auf nicht weniger als 15 Pfd. Sterl. für die Tonne 
des Rauminhalts angenommen werden ſolle. Der Werth 
des Schiffes und der Fracht zur Zeit der Kolliſion iſt ſchwer 
zu ermitteln. Um dieſem Uebelſtande zu begegnen, und 
damit nicht bei einem Zuſammenſtoße minderwerthige Fahr⸗ 
zeuge in eine günſtige Lage im Vergleich mit den werth⸗ 
vollen Schiffen kämen, wurde in der Novelle zur Merchant 
Shipping-Akte aus dem Jahre 1862 eine Aenderung vor⸗ 
genommen, die im weſentlichen in das Geſetz von 1894 
übergegangen iſt. Die bezüglichen Beſtimmungen lauten in 
dem letzteren Geſetze folgendermaßen: „Die Eigenthümer 
eines Britiſchen oder ausländiſchen Schiffes ſind, wenn ohne 
ihr eigenes Verſchulden und Zuthun (without their actual 
fault or privity) folgende Ereigniſſe oder eins von den⸗ 
ſelben eintreten: a) wenn eine Tödtung oder Körperverletzung 
einer auf einem Schiffe befindlichen Perſon ſtattfindet, 
b) wenn Güter, Waaren oder andere Gegenſtände, welche 
ſich an Bord eines Schiffes befinden, verloren gehen oder 
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beſchädigt werden, c) wenn eine auf einem anderen Schiffe 
befindliche Perſon durch eine unrichtige Führung des Schiffes 
(by reason of the improper navigation) getödtet oder ver- 
letzt wird, d) wenn ein anderes Schiff oder Güter, Waaren 
oder andere Gegenſtände, welche ſich an Bord eines anderen 
Schiffes befinden, durch eine unrichtige Führung ihres Schiffes 
verloren gehen oder beſchädigt werden, nicht über die fol⸗ 
genden Beträge hinaus für den Schaden verantwortlich; 
1. für die Tödtung oder Verletzung von Menſchen, ſei es 
allein oder in Verbindung mit dem Verluſte oder einer Be⸗ 
ſchädigung von Schiffen, Waaren oder anderen Gegenſtänden 
nicht über einen Betrag von 15 Pfd. Sterl. für jede Tonne 
des Rauminhalts des Schiffes, 2. für den Verluſt oder die 
Beſchädigung von Schiffen, Gütern, Waaren oder anderen 
Gegenſtänden, einerlei, ob außerdem noch eine Tödtung oder 
Verletzung von Menſchen ſtattgefunden hat, nicht über einen 
Betrag von 8 Pfd. Sterl. für jede Tonne des Rauminhalts 
des Schiffes. 

Dabei iſt als die Tonnenzahl eines Dampfſchiffes die 
Brutto⸗Tonnenzahl ohne Abrechnung des Maſchinenraums 
anzuſehen, die Tonnenzahl eines Segelſchiffes beſteht in der 
regiſtrirten Anzahl, vorausgeſetzt, daß hierin die von den 
Matroſen und Schiffsjungen benutzten und für ſelbige ein⸗ 
gerichteten Räume eingerechnet ſind. Wenn ein ausländi⸗ 
ſches Schiff in Gemäßheit des Britiſchen Geſetzes vermeſſen 
iſt oder vermeſſen werden kann, ſo ſoll die Tonnenzahl auf 
Grund einer ſolchen Meſſung feſtgeſtellt werden. Für Schiffe, 
welche nicht nach dem Britiſchen Geſetze vermeſſen ſind oder 
vermeſſen werden können, iſt vorgeſchrieben, daß die Tonnen⸗ 
zahl für den fraglichen Zweck auf Anſuchen des Gerichts 
durch einen Vermeſſungsbeamten geſchätzt werden ſoll. 

Weiter heißt es in dem Geſetze: „Der Eigenthümer 
eines Seeſchiffes oder eines Antheils an demſelben iſt für 
jeden ſolchen Verluſt an Menſchenleben, jede Verletzung eines 
Menſchen und für den Verluſt oder die Beſchädigung von 
Schiffen und Gütern, Waaren und anderen Gegenſtänden 
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der erwähnten Art, wenn ſie bei verſchiedener Gelegenheit 
eintreten, bis zu demſelben Betrage verantwortlich, als wenn 
kein anderer Verluſt oder keine andere Beſchädigung ein⸗ 
getreten wäre.“ 

Die Beſchränkung der Haft der Rheder findet inſofern 
der Schaden eine Folge der improper navigation, alſo nicht 
etwa vorſätzlich herbeigeführt iſt, Anwendung, einerlei, ob 
beide Schiffe Engliſche, oder beide Schiffe ausländiſche, oder 
das eine ein Engliſches, das andere ein ausländiſches iſt, 
und einerlei, ob die Kolliſion in Engliſchen Gewäſſern oder 
auf hoher See ftatigefunden hat. 

In einem Urtheile des Privy Council aus dem Jahre 
1883 betreffend das Schiff „Amalia“ hatte ein Zuſammen⸗ 
ſtoß zwiſchen einem Engliſchen und einem ausländiſchen Schiffe 
auf offener See ſtattgefunden. Es wurde die Frage auf: 
geworfen, ob das erſtere, auf deſſen Seite die Schuld lag, 
die Vergünſtigung der Beſchränkung der Haft in Anſpruch 
nehmen könne. Von der Rhederei des ausländiſchen Schiffes 
wurde ſolches verneint, da das Engliſche Parlament nicht 
für einen Ort Geſetze geben könne, welcher außerhalb des 
Britiſchen Territoriums liege; man müſſe daher bei den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes die Worte „unter Britiſcher Juris⸗ 
diktion“ oder einen ähnlichen Ausdruck ergänzen. Es handelte 
ſich um die Anwendung der Novelle aus dem Jahre 1862, 
deren Beſtimmungen in die Merchant Shipping-Akte von 
1894 übergegangen ſind. Der Gerichtshof nahm indeſſen 
in Uebereinſtimmung mit der erſten Inſtanz an, daß die 
Beſtimmungen der Novelle von 1862 (abweichend von den⸗ 
jenigen der Merchant Shipping-Akte von 1854) auch für 
Zuſammenſtöße auf hoher See Anwendung finden, und daß 
die darin enthaltenen Vergünſtigungen auch den ausländi⸗ 
ſchen Schiffen zu Hotten kommen!). 

Die Vergünſtigung wird ebenſowohl den im Regiſter 
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nicht eingetragenen, wie den eingetragenen Eigenthümern der 
Schiffe zu Theil“). 

Nach dem Geſetze kann durch eine Königliche Order 
(Order in Council) für einzelne Staaten anerkannt werden, 
daß für die Berechnung der Tonnenzahl ihrer Schiffe, ſoweit 
es ſich um die fraglichen Beſtimmungen über die Haft handelt, 
die Angaben im Certificat maßgebend ſein ſollen. Solches 
iſt in Bezug auf Deutſchland geſchehen. 

In einer Novelle aus dem Jahre 1867 zur Merchant 
Shipping-Akte wurden hauptſächlich im ſanitären Intereſſe 
gewiſſe Beſtimmungen über die Einrichtung der Räume für 
die Unterbringung der Mannſchaft an Bord, Logisräume, 
getroffen. Der Rauminhalt dieſer Räume ſollte von der 
regiſtrirten Tonnenzahl abgezogen werden, wenn der Auf: 
ſichtsbeamte (one of the surveyors appointed by the Board 
of Trade) bei der Regiſtrirung oder Neuregiſtrirung des 
Schiffes ſelbige vorſchriftsmäßig befunden und eine Beſcheini⸗ 
gung darüber ausgeſtellt habe. Die Merchant Shipping- 
Akte aus dem Jahre 1894 enthält entſprechende Vorſchriften. 
Auch nach dieſem Geſetze wird der Rauminhalt der vor: 
ſchriftsmäßigen Logisräume nur dann von der regiſtrirten 
Tonnenzahl abgerechnet, wenn eine Inſpektion und zum 
Theil Genehmigung eines surveyor of ships ſtattgefunden 
hat und von dieſem eine Beſcheinigung über die vorſchrifts⸗ 
mäßige Beſchaffenheit ausgeſtellt iſt. Da eine Inſpektion 
der Mannſchaftsräume auf einem ausländiſchen Schiffe durch 
einen engliſchen surveyor of ships nicht ſtattfindet und für 
dieſe alſo eine ſolche Beſcheinigung, wie ſie in der erwähnten 
Vorſchrift der Merchant Shipping-Akte vorgeſehen iſt, nicht 
ausgeſtellt wird, ſo ſcheint, wenn es ſich bei ſolchen Schiffen 
um die Ermittelung der Tonnenzahl handelt, nach welcher 
das Maximum der zu leiſtenden Entſchädigung zu berechnen 
iſt, eine Kürzung für die Mannſchaftsräume nicht ſtattfinden 
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zu können, auch wenn die Einrichtung derſelben den Eng⸗ 
liſchen Vorſchriften entſpricht. 

Für das Geſetz aus dem Jahre 1867 liegt ein Urtheil 
des Court of Appeal aus dem Jahre 1878 vor. Das 
Deutſche, der Hamburg⸗Amerikaniſchen Packetfahrtaktiengeſell⸗ 
ſchaft gehörige Schiff „Frankonia“ gerieth in der Nähe der 
Engliſchen Küſte mit einem Engliſchen Schiffe in Kolliſion. 
Das letztere wurde in den Grund gebohrt, und es kamen 
dabei auch Menſchen ums Leben. Dem Kapitän der „Fran⸗ 
konia“ wurde die Schuld an dem Unfall zugeſchrieben. Der 
Deutſchen Rhederei wurde das Privilegium des Engliſchen 
Rechts eingeräumt, wonach die Eigenthümer des Schiffes in 
einem ſolchen Falle nur zu einem Betrage von 15 Pfd. Sterl. 
für die Regiſtertonne haften. Nach der Order in Council 
wurde die Deutſche Vermeſſung der Berechnung der Tonnen⸗ 
zahl zu Grunde gelegt. Es entſtand aber Streit darüber, 
ob die mit 154 Tonnen berechneten Mannſchaftsräume in 
Abzug zu bringen ſeien. Die Rhederei der „Frankonia“ 
nahm dieſen Standpunkt unter Berufung auf die Order in 
Council ein. Der Court of Appeal entſchied aber anders. 
Er legte darauf Gewicht, daß die Mannſchaftsräume nicht 
von einem Beamten, welchen die Engliſche Geſetzgebung mit 
einer ſolchen Funktion betraut habe, inſpizirt ſeien; nach 
der Engliſchen Geſetzgebung ſei nur ein surveyor of the 
Board of Trade zur Ausſtellung der bezüglichen Beſcheini⸗ 
gung ermächtigt; unter den obwaltenden Umſtänden würde 
auch ein Engliſches Schiff eine Kürzung des Rauminhalts 
der Mannſchaftsräume nicht beanſpruchen können“). 

Die Geſetzgebung hat in dieſem Punkte keine Aende⸗ 
rung erfahren; es iſt alſo wohl anzunehmen, daß dieſes 
Urtheil auch noch nach dem Erlaß der Merchant Shipping- 
Akte von 1894 als maßgebend angeſehen wird. Die aus⸗ 
ländiſchen Schiffe befinden ſich alſo bei den Engliſchen Ge⸗ 
richten thatſächlich in einer ungünſtigeren Lage, als die Eng: 
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liſchen, obgleich rechtlich ihnen das Privilegium der Limi⸗ 
tation der Haft in gleicher Weiſe zu ſtatten kommt. 

Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haft der 
Rheder beziehen ſich ſowohl auf einen kontraktlichen, wie 
auf einen außerkontraktlichen Schaden. In dem Falle London 
and Southwestern Railway Company v. James hatte der 
Beklagte ein durchgehendes Billet für die Reiſe von einer 
Eiſenbahnſtation in England nach der Inſel Guernſey ge⸗ 
nommen. Das Schiff der Eiſenbahngeſellſchaft, „Normandie“, 
welches zur Beförderung des Beklagten nach der Inſel be⸗ 
nutzt wurde, ſtieß mit einem anderen Schiffe zuſammen, 
wobei das Gepäck des Beklagten beſchädigt wurde. In 
einem Urtheile des Court of Appeal aus dem Jahre 1872 
wurde erkannt, daß die klagende Eiſenbahngeſellſchaft gegen⸗ 
über dem Anſpruche des Beklagten die geſetzliche Limitirung 
ihrer Haft verlangen könne. Es wurde namentlich die An⸗ 
ſicht verworfen, daß die Rheder gegenüber den Anſprüchen 
aus dem Frachtvertrage ſich auf das Privilegium nicht be⸗ 
rufen könnten“). 

In einem anderen von der Common Pleas Division 
des High Court of Justice in dem Jahre 1876 entſchie⸗ 
denen Falle Wahlberg z. v. Young 2c.*°) handelte es 
ſich um Anſprüche aus einem Schleppvertrage. Das Schlepp⸗ 
dampfſchiff hatte durch verkehrte Navigation das im Schlepp⸗ 
tau befindliche Schiff beſchädigt. Der Gerichtshof folgte der 
eben erwähnten Entſcheidung und erkannte an, daß die Vor⸗ 
ſchriften über die Beſchränkung der Haft zu Gunſten des 
Schleppdampfſchiffes zur Anwendung kämen, obgleich eine 
Verletzung des Schleppvertrags vorläge. 

Das Privilegium kann durch Vertrag aufgehoben werden. 
Es ift ein contracting out zuläſſig. Das Statut eines Pacht⸗ 
klubs hatte gewiſſe Regeln aufgeſtellt, die bei dem Wett⸗ 
ſegeln beobachtet werden ſollten und beſtimmt, daß, wenn 


45) Aspinall Bd.] S. 526 ff. 
46) Aspinall Bd. IV S. 27 ff. Note. 


338 Wittmaack: Rhederhaft bei Schiffskolliſionen n. engl. R. 


eine Yacht dieſe Regeln vernachläſſige und eine andere be: 
ſchädige, ſie für allen Schaden hafte. Der Court of Appeal 
lehnte in einem Urtheile aus dem Jahre 1895 das Ver⸗ 
langen einer in einer ſolchen Lage befindlichen Yacht, ihre 
Haft in der geſetzlichen Weiſe zu reduziren, ab, weil eine 
kontraktliche Verpflichtung, allen Schaden zu erſetzen, über⸗ 
nommen feit’). 

Die Vergünſtigung der Beſchränkung der Haft bezieht 
ſich nur auf die Fälle, in denen Schiffe oder Gegenſtände 
auf ſolchen beſchädigt oder Perſonen an Bord eines Schiffes 
verletzt oder getödtet worden ſind. Sie findet keine An⸗ 
wendung, wenn eine Beſchädigung des Ufers oder von 
Tonnen, Bojen, Baaken u. dal. ſtattgefunden hat. Der 
Rheder kann auf die Vergünſtigung der Einſchränkung der 
Haft nur dann Anſpruch erheben, wenn der Schaden ohne 
ſeinen actual fault or privity eingetreten iſt. Der mit „Zu⸗ 
thun“ überſetzte Ausdruck „privity“ iſt etwas unbeſtimmt 
und hat zu Zweifeln Veranlaſſung gegeben, namentlich 
wenn das Schiff im Eigenthum mehrerer Perſonen ſtand 
und ein Mitrheder ein Verſehen ſich hatte zu Schulden 
kommen laſſen. 

In einem Urtheile des Court of Admiralty aus dem 
Jahre 1864 betreffend das Schiff „The Spirit of the 
Ocean“), ſprach der Richter Dr. Luſhington aus, daß 
nach dem Geiſte des Geſetzes das Verſehen eines Rheders 
den Mitrheder nicht präjudiziren könne. Damals war der 
Kapitän als Eigenthümer einiger Parten im Schiffsregiſter 
eingetragen. Er hatte aber ſchon vor der Kolliſion dieſe 
veräußert, und der Richter nahm daher an, daß er über⸗ 
haupt nicht mehr als Mitrheder im Sinne des in Rede 
ſtehenden Geſetzes angeſehen werden könne, wenngleich die 
Veräußerung noch nicht im Schiffs regiſter eingetragen fei. 

Im Jahre 1882 beanſpruchte die Rhederei des Schiffes 
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„Cricket“, welches ein anderes Schiff in den Grund gebohrt 
hatte, die Vergünſtigung der Einſchränkung der Haft. Der 
Kapitän des Schiffes war Mitrheder, zu welchem Theile iſt 
nicht erſichtlich, aber jedenfalls zu einem geringeren, als die 
Hälfte. Die Eigenthümer des geſunkenen Schiffes wider⸗ 
ſprachen dem Antrag, indem ſie anführten, Kläger müßten 
beweiſen, daß der Unfall ohne ein Verſehen und ohne Zu⸗ 
thun des Mitrheders, welcher ſich als Kapitän an Bord be⸗ 
funden habe, eingetreten ſei. Die Kläger beriefen ſich da⸗ 
gegen auf ein früheres Urtheil in Bezug auf eine frühere, 
ähnliche Beſtimmung, nach welchem die Schuld eines Mit⸗ 
rheders der Geſammtheit der Rheder nicht ſchaden könne. 
Der Richter Phillimore entſchied in einem Urtheile der 
Probate, Divorce and Admiralty Division, daß die Kläger 
nur mit der geſetzlichen Beſchränkung zur Entſchädigung ver⸗ 
pflichtet ſeien, wodurch aber den weitergehenden Anſprüchen 
der Beklagten gegen den Mitkläger, welcher das Schiff 
„Cricket“ zur Zeit des Unfalls geführt habe, nicht prü- 
judizirt werde!). 

In dem Schottiſchen Falle Kidſton & Co. v. M. Arthur 
and the Clyde Navigation Truſtees war das Schiff 
„Rio Bento“ in dem Fluſſe Clyde auf den Grund gelaufen. 
Ein anderes Schiff kam mit demſelben in Kolliſion. Dem 
„Rio Bento“ wurde die Schuld an dem Unfall zugeſchrieben, 
weil auf demſelben verſäumt war, die erforderlichen Lichter 
zu zeigen. Als das Schiff aufgelaufen war, ging der Eigen: 
thümer an Bord, um gewiſſe Arrangements zu treffen. Der: 
ſelbe war kein Seemann und hatte keine Beſprechung mit 
dem Kapitän in Bezug auf die anzubringenden Lichter ge⸗ 
habt; er hatte vielmehr die Beleuchtung für genügend ge⸗ 
halten. Es wurde entſchieden, daß ihm die Beſchränkung 
der Haft nicht verſagt werden könne? “). 
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Beſondere Schwierigkeiten in Bezug auf die Anwendung 
der Haftbeſchränkung entſtehen in Fällen, wo beide Schiffe 
bei der Kolliſion beſchädigt worden ſind und auf Seiten 
beider ein Verſehen vorliegt, wenn alſo die Rheder eines 
jeden Schiffes nach der von dem Admiralitätsgerichtshof be⸗ 
folgten Regel für die Hälfte des Schadens verantwortlich ſind. 

Bei einem Zuſammenſtoß der Schiffe „Veſuvius“ und 
„Savernake“, welcher durch beiderſeitiges Verſchulden ver⸗ 
anlaßt war, hatten beide Schiffe gelitten. Der Schaden an 
dem erſteren belief ſich auf 28,000 Pfd. Sterl., derjenige 
an dem letzteren auf ungefähr 4000 Pfd. Sterl. Außerdem 
waren Güter an Bord des „Veſuvius“ beſchädigt. Nach 
der allgemeinen Regel des Admiralitätsgerichtshofs hatte von 
den beiden Schiffen ein jedes die Hälfte des Schadens an 
dem anderen zu erſtatten. Außerdem hatte der „Savernake“ 
die Hälfte des Schadens an den Gütern auf dem „Veſu⸗ 
vius“ zu tragen. Die Eigenthümer des „Savernake“ be⸗ 
antragten, da bei dem Unfall Menſchen nicht ums Leben 
gekommen waren, ihre Haft auf 8 Pfd. Sterl. per Tonne 
zu beſchränken, wobei ſie verlangten, daß der „Veſuvius“ 
gegen die durch Einzahlung eines ſolchen Betrages entſtehende 
Maſſe ſeinen ganzen Schaden liquidire, während ſie dagegen 
2000 Pfd. Sterling als die Hälfte ihres Schadens von den 
Eigenthümern des „Veſuvius“ forderten. Die Rheder des 
„Savernake“ würden dann mit 3200 Pfd. Sterl. frei ge⸗ 
kommen ſein. Ihrer Ausführung lag die Konſtruktion zu 
Grunde, daß die Anſprüche auf Erſatz desjenigen Schadens, 
welcher durch einen in Folge beiderſeitigen Verſchuldens ein⸗ 
getretenen Zuſammenſtoß an beiden Schiffen herbeigeführt 
wird, von einander unabhängig ſeien. Von der anderen 
Seite wurde der Zuſammenhang zwiſchen den auf beiden 
Seiten entſtandenen Schäden hervorgehoben und geltend oe: 
macht, daß nur ein Anſpruch auf Entſchädigung beſtehe, 
nämlich auf Erſatz der Hälfte der Differenz zwiſchen den 
beiderſeitigen Schäden, daß alſo die Eigenthümer des „Saver⸗ 
nake“ den ganzen Limitationsbetrag von 5200 Pfd. Sterl. 
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opfern müßten, ohne ihrerſeits Anſprüche gegen die Eigen⸗ 
thümer des „Veſuvius“ erheben zu können. Dieſe Auf⸗ 
faſſung war auch den Ladungeintereſſenten günſtiger, da 
nach der erſteren die Rheder des „Veſuvius“ die Hälfte des 
ganzen Schadens, nach der zweiten nur die Hälfte der Diffe⸗ 
renz zwiſchen ihrem Schaden und dem des anderen Schiffes 
gegen die Limitationsmaſſe zu liquidiren hatten. Die erſte 
Inſtanz entſchied nach der zweiten Anſicht, der Court of 
Appeal dagegen nach der erſteren !). 

Die Frage kam ſpäter in dem Falle betreffend die 
Schiffe „Voorwarts“ und „Khedive“ nochmals zur Erörte: 
rung. Der Court of Appeal entſchied ebenſo, wie in dem 
eben erwähnten Falle, weil er ſich durch das frühere Urtheil 
für gebunden hielt. Das House of Lords änderte aber das 
Urtheil des Court of Appeal ab und trat der Anſicht der 
erſten Inſtanz in dem früheren Prozeſſe bei, die übrigens 
auch bereits von einem Mitglied des Court of Appeal ver⸗ 
treten worden war?). Damit ift die Frage zum Abſchluß 
gelangt. 

Ein Anſpruch des Rheders auf Limitirung der Haft 
ſetzt, wenn durch ein Verſchulden auf Seiten ſeines Schiffes 
an einem anderen Schiffe oder an den darauf befindlichen 
Perſonen oder Gegenſtänden ein Schaden entſtanden iſt, 
voraus, daß das Verſehen in einer „improper navigation“ 
beſtanden hat. Von dieſem Begriffe findet ſich in einem 
Urtheile des Court of Appeal aus dem Jahre 1884 be⸗ 
treffend das Schiff „Warkworth“ 5°?) eine nähere Erklärung. 
Die Kolliſion wurde auf einen Fehler in dem Dampfſteuer⸗ 
apparat des Schiffes als Urſache zurückgeführt. Die Schuld 
hieran mußte entweder dem Schiffsingenieur oder einem 
Maſchineningenieur, der am Lande, alſo nicht während der 
Fahrt, die Maſchine reparirt oder nachgeſehen hatte, zur Laſt 
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fallen. Die erſte Inſtanz nahm an, daß der Rheder das 
Verſchulden dieſer Perſonen zu vertreten habe, und daß es 
unter den Begriff der improper navigation im Sinn des 
in Rede ſtehenden Geſetzes falle. Dieſe Anſicht wurde von 
dem Court of Appeal gebilligt. Lord Eſher ſprach ſich 
darüber folgendermaßen aus: „Obgleich die Nachläſſigkeit 
begangen wurde, ehe das Schiff in See ging, ſo war doch 
ihre Folge andauernd und wirkend, während das Schiff auf 
der Reiſe war. Nun ſagt das Geſetz, daß der Rheder nur 
beſchränkt verantwortlich ſein ſoll für den Schaden, welcher 
durch improper navigation entſtanden ift. Ich bin der An- 
ſicht, daß man dieſes fo verſtehen muß, wenn der Unfall ` 
durch eine Perſon veranlaßt iſt, für die der Rheder verant⸗ 
wortlich iſt. Es iſt gewiß eine improper navigation, wenn 
ein Schiff auf ein anderes, das vor Anker liegt, los fährt. 
Andererſeits hat man gemeint, daß die Worte „improper 
navigation“ ein Verſehen des Kapitäns oder der Mann⸗ 
ſchaft bedeuten. Es findet ſich aber nichts im Geſetze, 
welches ihren Sinn in dieſer Weiſe einſchränkt. Nach meiner 
Anſicht bedeutet improper verkehrt. Wenn ein Schiff richtig 
geführt wird, ſo läuft es nicht auf andere Schiffe; daher 
komme ich zu dem Satze, ‚daß ein jeder Schaden, welchen 
ein Schiff, während es ſich auf der Fahrt befindet (is being 
navigated), einem anderen widerrechtlich zufügt, unter das 
Geſetz fällt, wenn der Schaden durch das Verſehen einer 
Perſon herbeigeführt iſt, für welche der Rheder einzuſtehen 
hat“.“ Aus dieſem Grunde wurde es gebilligt, daß der 
Rheder in dem damaligen Falle die geſetzliche Einſchränkung 
der Haft für ſich in Anſpruch nehmen könne. Danach kann, 
wie dieſes von dem Richter erſter Inſtanz ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben wurde, auch ein am Lande vorgefallenes Ver⸗ 
ſehen unter den Begriff der improper navigation fallen. 
Improper navigation“) in dieſem Sinne ift auch das 
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Verſehen eines Schleppdampfers, wodurch das im Schlepptau 
befindliche Schiff beſchädigt wird. 

Da die Rheder nicht bloß mit Schiff und Fracht haften, 
ſo ſind ſie nicht frei, wenn ihr Schiff zu Grunde gegangen iſt. 

Ebenfalls ſind ſie von dem Erſatz eines ſpäter durch 
ein Verſchulden der Schiffsbeſatzung entſtandenen Schadens 
nicht liberirt, wenn ſie für einen früheren Unfall die limi⸗ 
tirte Entſchädigung eingezahlt haben. Für den anderen 
ſpäter eingetretenen Schaden müſſen ſie nach den geſetzlichen 
Regeln ebenfalls Erſatz leiſten. In dem im Jahre 1886 
von der Probate, Divorce and Admiralty Division ent⸗ 
ſchiedenen Falle, betreffend das Schiff „Bernina“ 5), hatte 
dieſes Schiff ein anderes in den Grund gebohrt. Die 
„Bernina“ war ſelbſt beſchädigt; ſie konnte ihre Reiſe nach 
England nicht fortſetzen und mußte in Liſſabon einlaufen. 
Wie ſich herausſtellte, war daſelbſt eine vollſtändige Repa⸗ 
ratur nur mit unverhältnißmäßigen Koſten zu bewerkſtelligen; 
man beſchloß daher, das Schiff nothdürftig in Stand ſetzen 
zu laſſen, und die Ladung vermittelſt anderer Schiffe nach 
England zu befördern. Während in dem von der „Bernina“ 
geſchloſſenen Frachtvertrage die Haft der Rheder für Ver⸗ 
ſehen des Kapitäns und der Schiffs mannſchaft nicht aus⸗ 
geſchloſſen war, wurde in die Chartepartie bezüglich der 
Beförderung der Ladung von Liſſabon nach England ohne 
Genehmigung der Ladungsintereſſenten eine derartige Aus: 
nahme aufgenommen. Zwei von den drei Schiffen, auf 
welchen die Waaren in Liſſabon verladen waren, gingen 
durch Verſehen des Kapitäns und der Mannſchaft verloren. 
Die Eigenthümer der „Bernina“ hatten in Anlaß des Zu⸗ 
ſammenſtoßes ihre Schadenserſatzpflicht auf den geſetzlich be⸗ 
ſchränkten, nach der Tonnenzahl zu berechnenden Betrag 
feſtſtellen laſſen und dieſe Summe bei Gericht eingezahlt. 
Sie glaubten auch die Ladungsintereſſenten mit ihren Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüchen für den ſpäter eingetretenen Verluſt 
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auf dieſe Summe verweiſen zu können, drangen aber mit 
dieſem Verlangen bei Gericht nicht durch. Vielmehr wurde 
angenommen, daß ſie ſich in keiner beſſeren Lage befinden 
könnten, als wenn die „Bernina“ ſelbſt in Liſſabon reparirt 
und auf der Reiſe nach England durch improper navigation 
verloren gegangen wäre. 

Anders verhält es ſich dagegen, wenn ein Schiff bei 
demſelben Unfalle zwei Schiffe durch einen Zuſammenſtoß 
beſchädigt. Im Jahre 1872 gerieth das Schiff „Rajah“ 
mit einem Schlepper und dem von demſelben geſchleppten 
Schiffe in Kolliſion, wobei die beiden letzteren beſchädigt 
wurden. Gegen das Verlangen der Rheder des Schiffes 
„Rajah“, daß ihre Verpflichtung zur Entſchädigung nach den 
Vorſchriften der Geſetze limitirt werde, wurde eingewandt, 
daß ein ſolcher Anſpruch nur gegenüber einem Schiffe er⸗ 
hoben werden könne. Der Court of Admiralty entſchied 
indeſſen, daß das Privilegium, wenn es ſich ſozuſagen um 
ein und denſelben Unfall handele, in der Weiſe zur An⸗ 
wendung komme, daß die Limitationsſumme nur einmal zu 
entrichten ſei, und daß es nicht die Abſicht geweſen ſei, eine 
doppelte Haft eintreten zu laſſen, wenn ein Schiff und ein 
anderes von demſelben geſchlepptes Fahrzeug beinahe zu 
gleicher Zeit, in Folge deſſelben Aktes von improper navi- 
gation getroffen würden). 

Die Rheder haben außer dem nach der Tonnenzahl zu 
berechnenden Betrage ſelbſt Zinſen zu 4 Prozent von dem 
Tage des Zuſammenſtoßes ab zu entrichten und die Prozeß: 
koſten zu erſtatten. Daß von der für die Beſchädigung von 
Schiffen und anderen Sachen zu zahlenden Summe von 
8 Pfd. Sterl. für die Tonne Zinſen zu entrichten ſeien, 
war bereits früher wiederholt anerkannt. In dem Falle 
betreffend das Schiff „Crathie“, welches am 13. Juni 1895 
mit der „Elbe“, einem Schiffe des Norddeutſchen Lloyds, au: 
ſammenſtieß, kam es zur Entſcheidung, ob auch Zinſen von 
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den 7 Pfd. Sterl. per Tonne geſchuldet würden, die im 
Falle der Tödtung oder der Verletzung von Menſchen zu 
zahlen find. Von Seiten der Rheder des Schiffes „Crathie“ 
wurde die Verpflichtung zur Zahlung von Zinſen von dieſem 
Betrage beſtritten, indem angeführt wurde, wenn ſeither an⸗ 
genommen ſei, daß von den 8 Pfd. Sterl. vom Tage des 
Verluſts ab Zinſen zu zahlen ſeien, ſo ſei hierbei maß⸗ 
gebend geweſen, daß in dem Admiralitätsgerichtshofe bei 
Anſprüchen auf Entſchädigung für Verluſt von Eigenthum 
immer Zinſen vom Tage des Verluſtes ab bewilligt würden; 
der Anſpruch auf Entſchädigung für Verluſt von Menſchen⸗ 
leben und Körperverletzung gründe ſich aber auf das common 
law, und für dieſes gelte die Regel nicht. Der Richter 
Gorell Barres entſchied jedoch in einem Urtheile der 
Probate, Divorce and Admiralty Division vom 6. April 
189757), daß auch von den 7 Pfd. Sterl. per Tonne in 
gleicher Weiſe Zinſen zu entrichten ſeien, da kein Grund 
vorliege, in dieſer Beziehung zwiſchen den 8 Pfd. Sterl. 
und den 7 Pfd. Sterl. einen Unterſchied zu ſtatuiren, es 
übrigens auch nach dem common law nicht ausgeſchloſſen 
ſei, eine Entſchädigung für den Verzug zuzuſprechen. 

Sind in einem Falle, in welchem Beſchädigungen von 
Sachen und außerdem Tödtung und Verletzungen von Menſchen 
ftattgefunden haben, von dem Rheder die 15 Pfd. Sterl. für 
jede Tonne des Schiffes eingezahlt und reicht dieſer Betrag 
nicht aus, um ſämmtliche Anſprüche zu decken, ſo kommen 
nach einer Entſcheidung des Richters Butt in einem Urtheile 
der Probate, Divorce and Admiralty Division aus dem Jahre 
1888 betreffend das Schiff „Viktoria“ folgende Grundſätze 
zur Anwendung: Die 7 Pfd. Sterl. per Tonne ſind zur Be— 
friedigung der Anſprüche für Tödtung und Körperverletzung 
zu verwenden. Soweit dieſe Anſprüche hierdurch nicht ge— 
deckt werden, nimmt der Reſt mit den ſonſtigen Forderungen 
an der aus den 8 Pfd. Sterl. per Tonne gebildeten Maſſe 
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verhältnißmäßig Theil. In dem fraglichen Falle reichten 
weder die 7 Pfd. Sterl. per Tonne zur Befriedigung der 
Entſchädigungsanſprüche für Tödtung und Körperverletzung, 
noch die 8 Pfd. Sterl. per Tonne zur Deckung der anderen 
Anſprüche aus. Die Ladungsintereſſenten verlangten von 
den eingezahlten 15 Pfd. Sterl. per Tonne einen Antheil 
von 8 Pfd. Sterl. per Tonne für ſich allein und machten 
geltend, daß die Anſprüche wegen Tödtung und Körperver⸗ 
letzung hieraus erſt befriedigt werden dürften, wenn ihre 
Forderungen vollſtändig zur Hebung gelangt ſeien; erſt wenn 
dieſes der Fall ſei, könnten Anſprüche wegen Tödtung und 
Körperverletzung gegen den von den 8 Pfd. Sterl. per Tonne 
verbliebenen Reſt erhoben werden. Dieſe Anſicht wurde von 
dem Richter gemißbilligt 5°). 

Ein Schottiſches Urtheil in Sachen Rankine v. Raſchens)) 
beſchäftigt ſich mit der Frage, wie die Beſtimmungen über 
die Einſchränkung der Haft zur Anwendung zu bringen ſind, 
wenn der Rheder eine Entſchädigungsforderung bezahlt hat 
und dann andere Anſprüche, deren Betrag zuſammengerechnet 
mit der bereits bezahlten Forderung die Limitationsſumme 
überſteigt, hervortreten. 

Im Jahre 1874 fand ein Zuſammenſtoß zwiſchen den 
Schiffen „Albicore“ und „Aurora“ ſtatt, wobei die „Aurora“ 
und ein Theil ihrer Ladung beſchädigt wurden. Die Rheder 
des „Albicore“ bezahlten den Rhedern der „Aurora“ eine 
ſchiedsrichterlich feſtgeſetzte Entſchädigung von 2100 Pfd. Sterl. 
Nach 9 Monaten verlangten die Eigenthümer der Ladung 
Schadenserſatz im Belaufe von 2400 Pfd. Sterl. Die Rheder 
des „Albicore“ beantragten nun, daß die von ihnen im 
Ganzen zu leiſtende Entſchädigung auf 8 Pfd. Sterl. per 
Tonne ihres Schiffes limitirt werde, indem ſie anführten, 
daß die von den Ladungsintereſſenten erhobenen Anſprüche 
zuſammen mit dem bereits an die Rheder der „Aurora“ 
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gezahlten Betrage die Limitationsſumme überſtiegen. Die 
Eigenthümer der Ladung erwiderten, daß es ſich nicht um 
die Anſprüche der Rheder der „Aurora“ handele, und daß 
dieſe ſie nichts angingen. Der Gerichtshof entſchied: Wenn 
die Rheder des ſchuldigen Schiffes einen Anſpruch bezahlt 
hätten, ſo könne dieſer Umſtand ſie der Vergünſtigung der 
Einſchränkung der Haft nicht berauben; wenn der Schiffs⸗ 
eigenthümer den zu zahlenden Betrag noch in Beſitz habe, 
und wenn er, obgleich die Maſſe zur Deckung aller Anſprüche 
nicht ausreiche, einen Geſchädigten, vielleicht aus Unbekannt⸗ 
ſchaft mit den anderen Anſprüchen, vollſtändig auszahle, ſo 
könne er für die Folgen verantwortlich ſein, d. h. er müſſe 
den ſpäter erhobenen Anſprüchen eben ſo weit gerecht werden, 
als ſie zur Hebung gelangt wären, wenn alle Anſprüche ver⸗ 
hältnißmäßig aus der Maſſe befriedigt wären; die Gläubiger, 
welche ſpäter hervorgetreten ſeien, könnten nur ſo viel ver⸗ 
langen, als ſie bekommen haben würden, wenn die Rheder 
des Schiffes „Albicore“ nicht an die Eigenthümer der 
„Aurora“, zwar vorzeitig, aber doch in gutem Glauben, 
ausgezahlt hätten. 

Dem in dieſer Entſcheidung niedergelegten Grundſatze 
folgte das Urtheil der Probate, Divorce and Admiralty 
Division vom 6. April 189760). Es handelt ſich um die 
Vertheilung der Summe, welche die Rheder des Schiffes 
„Crathie“ zur Deckung der Entſchädigungsanſprüche, die aus 
dem Zuſammenſtoß mit der „Elbe“ entſtanden waren, zu 
entrichten hatten. Die „Crathie“ war nach dem Unfall am 
30. Juni 1895 in Rotterdam eingelaufen. Hier erhoben 
der Norddeutſche Lloyd als Eigenthümer des geſunkenen 
Schiffes, ſowie die Atlantic Mutual Insurance Company of 
New York und die British and Foreign Marine Insurance 
Company, welche bei einem Theile der Ladung der „Elbe“ 
intereſſirt waren, Klage auf Schadenserſatz. Das Gericht 
fand, daß dem Schiffe „Crathie“ die Schuld an dem Unfall 


60) Times, Law Report a. a. O. 


348 Wittmaack: Rhederhaft bei Schiffskolliſionen n. engl. R. 


zuzuſchreiben ſei. Das Schiff wurde auf Beſchluß des Gerichts 
in Rotterdam verkauft. Dieſes ergab einen Nettoerlös von 
ungefähr 1000 Pfd. Sterl., der verhältnißmäßig unter die 
Kläger vertheilt wurde. Der Norddeutſche Lloyd erhielt als 
Eigenthümer der „Elbe“ 680 Pfd. Sterl., die New Yorker 
Verſicherungsgeſellſchaft 200 Pfd. Sterl. und die British and 
Foreign Marine Insurance Company 120 Pfd. Sterl. Die 
Rheder des Schiffes „Crathie“ beantragten nun in England, 
daß ihnen die Vergünſtigung der Einſchränkung der Haft 
bewilligt werden möge. Dem Antrage wurde ſtattgegeben 
und die von den Rhedern zu zahlende Entſchädigung auf 
15 Pfd. Sterl. für jede Tonne des Rauminhalts des Schiffes 
feſtgeſetzt, da bei dem Unfall auch Menſchen ums Leben ge— 
kommen waren. Sie hatten darnach 6900 Pfd. Sterl., ab: 
geſehen von den Zinſen, zu zahlen. Der Betrag der Schadens: 
erſatzanſprüche, welche für den Verluſt von Menſchenleben 
erhoben wurden, belief ſich auf 15,870 Pfd. Sterl. und der: 
jenige der Anſprüche auf Entſchädigung für den Verluſt von 
Sachen auf 130,690 Pfd. Sterl., die Forderung des Lloyds 
betrug 47,000 Pfd. Sterl. und der Anſpruch der Engliſchen 
Verſicherungsgeſellſchaft 7600 Pfd. Sterl.; von der New Porter 
Verſicherungsgeſellſchaft, welche in Rotterdam mitgeklagt hatte, 
wurde keine Forderung angemeldet. Von denjenigen, welche 
Entſchädigung für den Verluſt von Sachen verlangten, wurde 
geltend gemacht, daß der Lloyd und die beiden Verſicherungs— 
geſellſchaften keinen Anſpruch an die Maſſe erheben könnten, 
weil ſie ihre Rechte in Holland geltend zu machen gewählt 
hätten. Dieſer Einwand wurde verworfen, da dieſe Gläubiger 
in Holland nicht zur vollſtändigen Befriedigung gelangt ſeien. 
Für die Vertheilung der Maſſe wurden folgende Grundſätze 
aufgeſtellt: Der an jeden Gläubiger zu zahlende Betrag müſſe 
zuerſt ſo berechnet werden, als ob Zahlungen in Holland 
nicht ſtattgefunden hätten, und als ob die New Porker Geſell⸗ 
ſchaft ebenfalls ihre Anſprüche angemeldet hätte; der Eigen⸗ 
thümer der „Elbe“ und die Engliſche Verſicherungsgeſellſchaft 
müßten ſich auf die ihnen darnach zukommende Summe 
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dasjenige, was ſie in Holland erhalten hätten, anrechnen 
laſſen; dieſe beiden Gläubiger hätten alſo nur die etwaige 
Differenz aus der Maſſe zu erhalten; den Rhedern des 
Schiffes „Crathie“ ſei dagegen der Betrag, welcher an dieſe 
beiden Gläubiger und die New Porker Verſicherungsgeſell— 
ſchaft in Holland gezahlt ſei, aus der Limitationsmaſſe zurück 
zu erſtatten. In Betreff der Anſprüche der Angehörigen der 
Perſonen, welche bei dem Unfall ums Leben gekommen 
waren, entſtand das Bedenken, daß dieſe Gläubiger nicht in 
England geklagt hätten, und daß die in der Lord Campbell's 
Akte für ſolche Anſprüche feſtgeſetzte Verjährungsfriſt von 
einem Jahre abgelaufen ſei; es wurde aber bemerkt, daß 
einige von ihnen die Rheder in Schottland, wo ein Theil 
derſelben wohnte, verklagt hätten, und daß die Anſprüche, 
abgeſehen von der Limitationsvorſchrift, in Schottland ein— 
geklagt werden könnten, ſowie, daß dort denſelben die Ver— 
jährungseinrede nicht entgegenſtehe. Daher wurde konzedirt, 
daß die Hinterbliebenen der bei dem Unfall ums Leben ge— 
kommenen Perſonen ihre Forderung gegen die Maſſe geltend 
machen könnten. Die Anſprüche wurden zur Theilnahme an 
der Limitationsmaſſe zugelaſſen, alſo anſcheinend nach dem 
Rechte des Wohnorts des Rheders beurtheilt. 

Iſt damit die Frage entſchieden, ob die Haft des Rheders 
für das Verſchulden der Schiffsbeſatzung nach dem Rechte 
ſeines Wohnorts oder nach jenem des Heimathshafens des 
Schiffes zu beurtheilen iſt? Das Recht des Heimathshafens 
und anſcheinend auch des Wohnorts des Mitglieds der Schiffs— 
beſatzung, welchem die Schuld an dem Unfall zur Laſt fiel 
(darüber, welche Perſon das Verſehen begangen hatte, und 
wo dieſelbe domizilirt war, findet ſich keine Angabe), hatte 
hier eine kürzere Verjährungsfriſt für die Anſprüche der Ge— 
tödteten, als das Recht des Wohnſitzes der Rheder oder eines 
Theiles derſelben. Dieſe kürzere Verjährungsfriſt war an— 
ſcheinend abgelaufen, als an dem Domizil der Rheder die 
Forderungen geltend gemacht wurden. Nach dem dortigen 
Recht waren aber die Anſprüche noch nicht verjährt. Darin, 
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daß unter dieſen Umſtänden die Anſprüche zur Theilnahme 
an der Limitationsmaſſe zugelaſſen wurden, ſcheint der Aus⸗ 
ſpruch zu liegen, daß die Verjährung ſich nach dem Rechte 
des Wohnorts der Rheder richte. Indeſſen darf man wohl 
nicht annehmen, daß der Richter die oben erwähnte Frage 
hat entſcheiden wollen; es war konzedirt, daß die Forderungen 
der Hinterbliebenen in dem Verfahren zugelaſſen würden, 
und die Frage iſt in dem Urtheile gar nicht erörtert. 

Die Angehörigen der Hinterbliebenen ſcheinen nach der 
bereits erwähnten Regel zunächſt die 7 Pfd. Sterl. per Tonne 
für ſich allein erhalten und den Reſt ihrer Anſprüche bei 
der aus den eingezahlten 8 Pfd. Sterl. gebildeten Maſſe 
liquidirt zu haben. 

Der Zuſammenſtoß zwiſchen den Schiffen „Elbe“ und 
„Crathie“ hatte auf offener See ſtattgefunden. Seit undenk⸗ 
baren Zeiten, wie es in dem Urtheile des Lord Eſher in 
der Sache Mercantile Bank of India u. ſ. w. v. The 
Netherlands India Steam Navigation Company 
(Limited) ) heißt, gilt in England die Regel, daß, wenn 
auf offener See ein Zuſammenſtoß von Schiffen ſtattgefunden 
hat, die hierdurch entſtandenen Schadenserſatzanſprüche auch 
gegen Ausländer in England geltend gemacht werden können, 
wenn ihnen dort zugeſtellt werden kann, und daß hierüber 
nach allgemeinen ſeerechtlichen Grundſätzen, wie ſie in Eng⸗ 
land gehandhabt werden, entſchieden wird. In dem in Rede 
ſtehenden Falle hatte ein Holländiſches Gericht, wohl im Gerichts: 
ſtand des Arreſtes, über Entſchädigungsanſprüche, welche aus 
Anlaß des Zuſammenſtoßes entſtanden waren, entſchieden. 
Nach Holländiſchem Recht haftet der Rheder für Verſchulden 
der Schiffsbeſatzung nur mit Schiff und Fracht. Das Eng: 
liſche Recht verpflichtet hier die Rheder zu einem weiter- 
gehenden Erſatz, indem der Werth des Schiffes und der Fracht 
den Betrag von 15 Pfd. Sterl. für die Tonne des Raum: 
inhalts nicht erreichte. Der Engliſche Gerichtshof hat kein 


61) Aspinall Bd. V S. 68. 
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Bedenken getragen den Geſchädigten, welche in Holland ge⸗ 
klagt hatten, die Geltendmachung weiterer Anſprüche in 
England nach dem dort geltenden, ihnen günſtigeren Recht 
zu geſtatten, obgleich es dem oben erwähnten Engliſchen Rechts⸗ 
grundſatz entſprach, daß das Gericht in Rotterdam das 
Holländiſche Recht zur Anwendung brachte. Schließt nun 
der Umſtand, daß die durch die Schuld eines Engliſchen 
Schiffes geſchädigten Perſonen ihre Anſprüche auf Erſatz im 
Auslande mit Erfolg geltend gemacht haben, eine Nach⸗ 
forderung in England nicht aus, wenn nach dem Engliſchen 
Recht eine größere Entſchädigung zu gewähren iſt, ſo muß 
konſequenter Weiſe den Rhedern eines Engliſchen Schiffes in 
England auch eine Zurückforderung desjenigen Betrages ge⸗ 
ſtattet ſein, welchen ſie im Auslande auf Grund des Urtheils 
eines dortigen Gerichts mehr zu zahlen angehalten ſind, als 
wozu ſie nach dem Engliſchen Recht verpflichtet ſind. Dies 
iſt der Fall, wenn das Schiff mit der Fracht im Auslande 
zur Befriedigung der Schadensanſprüche ganz in Anſpruch 
genommen iſt, obgleich die Vorausſetzungen für die Ein⸗ 
ſchränkung der Haft nach dem Engliſchen Geſetz vorlagen 
und der Werth des Schiffes und der Fracht die Limitations⸗ 
ſumme überſtieg. Selbſtverſtändlich könnte eine derartige 
Rückforderung in England nur ſtattfinden, wenn dort ein 
Gerichtsſtand gegen die Empfänger begründet iſt. 


Rechtsquellen. 


III. 
Die belgiſche Handelsgeſetzgebung im Jahre 1895. 
Von 
Herrn Dr. Carl Koehne in Berlin. 


1. Handels verträge. 


Handels- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Belgien in 
Paraguay vom 15. Februar 1894. Geſetz vom 20. Juli 
18941). Ueberſetzt im Deutſchen Handels-Archive 1895 
S. 229, 230. 


Handels- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Belgien und 
Dänemark vom 18. Juni 1895. Geſetz vom 25. Juni 
1895. Ueberſetzt ibid. 1895 S. 675—677. 


Handels- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Belgien und 
Griechenland vom 13/25. Mai 1895. Geſetz vom 26. Juni 
1895. Ueberſetzt ibid. 1895 S. 677—680. 


Handels: und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Belgien und 
Schweden vom 11. Juni 1895. Geſetz vom 25. Juni 
1895. Ueberſetzt ibid. 1895 S. 680 — 682. 


Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Belgien und 
Norwegen vom 11. Juni 1895. Geſetz vom 25. Juni 
1895. Ueberſetzt ibid. 1895 S. 683—686. 


1) Erſt im Moniteur und der Pasinomie von 1895 publiziert und 
deshalb hier nachgetragen. 
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Kündigung des am 31. Auguſt 1858 zwiſchen Belgien 
und Chile geſchloſſenen Schiffahrts- und Handelsvertrages, 
der damit vom 5. Januar 1897 an ſeine Giltigkeit verliert. 
Mittheilung vom 5. Juli 1895. Ueberſetzt im Deutſchen 
Handels⸗Archive 1895 S. 788. 


2. Handelsgerichte. 


Geſetz vom 1. Mai 1895. — Loi modifiant l'ar- 
ticle 5 et l'alinéa 2 de l'article 11 de la 
loi du 2 juin 1884, relative au mode d’elec- 
tion des membres des tribunaux de com- 
merce. 


Article unique. L'article 5 et l'alinéa 2 de Far- 
ticle 11 de la loi du 2 juin 1884 relative au mode 
d'élection des membres des tribunaux de commerce sont 
modifiés comme suit: 


Art. 5. A l'expiration du terme utile pour la 
presentation des candidats, le bureau principal arrête 
la liste des candidats auxquels les suffrages peuvent 
être valablement donnés. 

Lorsque le nombre des candidats, pour chacune 
des diverses catégories de magistrats à élire, ne 
dépasse pas celui des places à conférer, ces can- 
didats sont proclamés élus par le bureau principal, 
sans autre formalité. 

Le procès-verbal de l'élection, rédigé et signé 
séance tenante par les membres du bureau est ad- 
dressé immédiatement au gouverneur de la province, 
avec les actes de présentation. Il en reste un double 
au greffe du tribunal du commerce, certifié conforme 
par les membres du bureau. 

Des extraits du procès-verbal sont immédiatement 
addressés aux élus et publiés par la voie du Mo- 
niteur. 

Lorsque le nombre des candidats dépasse celui 
des magistrats à élire, la liste des candidats est 
immédiatement affichée au chef-lieu de l’arrondisse- 
ment; elle indique séparément les candidatures pré- 
sentées pour les diverses catégories de places à 
conférer. 
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Art. 11 alinéa 2. Les électeurs sont convoqués 
à domicile et par écrit par le gouverneur de la 
province dans le courant du mois de juillet et au 
moins dix jours avant celui de l'élection. 


Das neue Geſetz ändert die in Art. 5 des Geſetzes vom 
2. Juni 1884 geordnete Form der Beſtellung der Handels⸗ 
richter, indem es die Wahlformalitäten für den Fall beſeitigt, 
daß nur ſo viel Kandidaten angemeldet werden, wie über⸗ 
haupt Stellen zu beſetzen ſind. 

Dieſe Neuerung, die in Art. 167 des neuen Wahlgeſetzes 
(code &lectoral) ihr Vorbild hat, iſt inſofern praktiſch, als 
bei zahlreichen belgiſchen Handelsgerichten ein Wettbewerb 
bei der Wahl gar nicht ſtattfindet. 

Gleichzeitig hat man auch Art. 11 des Geſetzes vom 
2. Juni 1884 geändert, indem man die Worte „au moins 
dix jours avant celui de l'élection“ einſchob. Während 
das Geſetz über Bildung der Handelsgerichte vom 18. Juni 
1869 ausdrücklich angeordnet hatte, daß die Wähler die An⸗ 
zeige des Wahltermins mindeſtens zehn Tage vor ſeinem 
Eintritt erhalten mußten, war dieſe Beſtimmung in dem 
Geſetze vom 2. Juni 1884 weggeblieben. Ihre Wieder⸗ 
einführung bezweckt, Willkür und Ueberraſchungen bei der 
Wahl auszuſchließen. 


Cirkular des Juſtizminiſters, das Protokoll der 
Handelsrichterwahlen betreffend. Die Anzeige der 
Wahl an die gewählten Kandidaten ſoll durch das Wahl- 
bureau, die Ueberſendung des Protokolls an den Miniſter 
zur Veröffentlichung im Moniteur durch die Beamten ge⸗ 
ſchehen. | 

Geſetz vom 27. Juni 1895. Errichtung einer dritten 
Kammer beim Handelsgerichte zu Brüſſel und einer 
zweiten Kammer bei den Handelsgerichten zu Gent 
und Lüttich. Vermehrung des Perſonals dieſer Ge⸗ 
richte. Ausführungsverordnung vom 1. Juli 1895. 


Königl. Verordnungen vom 1. Juli, 11. September, 
24. Oktober und 28. November 1895, die Geſchäſtsordnung 
der Handelsgerichte zu Verviers, Brüſſel und Lüttich 
betreffend. 
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3. Poſt. 


Königl. Verordnung vom 25. Januar 1895, Porto: 
freiheit für amtliche Briefe betreffend. 

Miniſterialverordnung vom 21. Juni 1895. Einführung 
von Poſtmarken zu 1 und 2 Centimes, die im Voraus 
entwerthet und zur Frankirung von Druckſachen und Zeitungen 
beſtimmt ſind. | 

Miniſterialverordnung vom 15. Dezember 1895. Ein: 
führung einer Freimarke zu 60 Centimes. 

Miniſterialverordnung vom 8. Oktober 1895 über eine 
neue Art von Nachzahlungsſtempeln (chiffre-taxes) 
für nicht oder nicht genügend frankirte Briefe. 


4. Telegraph und Telephon. 


Geſetz vom 23. Dezember 1895. Loi prorogeant jus- 
qu'au 31 décembre 1899 les dispositions de la loi du 
ler mars 1851 concernant les tarifs et reglements 
des correspondances télégraphiques. 

Königl. Verordnung vom 15. Juni 1895 über D e- 
peſchen, die an der Börſe zugeſtellt werden ſollen. 

Königl. Verordnungen vom 15. Dezember 1894 und 
30. April 1895 über Anſtellung des techniſchen Perſonals 
bei den Telegraphenbehörden. 

Vertrag zwiſchen Belgien und Deutſchland vom 
28. Auguſt 1895, telephoniſchen Verkehr zwiſchen 
Aachen und Köln einerſeits, zwiſchen Verviers, Lüttich, 
Brüſſel und Antwerpen andererſeits betreffend. 

Vertrag zwiſchen Belgien und den Niederlanden 
vom 11. April 1895 über Regelung des Telephondienſtes 
zwiſchen beiden Staaten. 

Königl. Verordnungen vom 21. und 31. Dezember 1895, 
betreffend Wiederübernahme der Telephonanlagen von Ma⸗ 
lines und von Iſeghem-Coutrai-Roulers durch den 
Staat. 


5. Eiſenbahn. 


Königl. Verordnung vom 20. Mai 1895, Eiſenbahn⸗ 
polizei betreffend. 
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Königl. Verordnung vom 4. April 1895. Reglement 
concernant les mesures pour le transport des voya- 
geurs. 


Königl. Verordnung vom 5.November 1895 über Bahn: 
ſteigkarten. 


Miniſterialverordnung vom 28. September 1895, Auf⸗ 
zählung der zum Transporte auf der Eiſenbahn zugelaſſenen 
Explo ſipſtoffe. 

Geſetz vom 19. Dezember 1895, enthaltend die Geneb- 
migung zum Rückkaufe der Konzeſſion der Eiſenbahn 
Hesbaye-Condroz. Ueberſetzt im Archiv für Eiſenbahn⸗ 
weſen XIX (1896) S. 379. 

Zuſatzvereinbarung zum Internationalen Uebereinkommen 
über den Eiſenbahn⸗Frachtverkehr vom 14. Oktober 
1890, betreffend die Beiſügung zuſätzlicher Vorſchriften zu 
8 1 der Ausführungsbeſtimmungen, und die Aenderung der 
Anlage 1 zu dieſen Beſtimmungen. Vom 16. Juli 1895. 
S. Reichs⸗Geſetzblatt 1895 Nr. 45 S. 465—520. 


6. Münze. 


Geſetz vom 19. Juli 1895. — Loi relative à 
l'interdiction des monnaies à billon étran- 
geres et à la faculté d'échanges des mon- 
naies de billon nationales. 


Art. ler. Il est défendu de donner en payement des 
monnaies étrangères de bronze, de nickel ou de cuivre. 

Toutefois dans les localités voisines de la frontière 
qui seront désignées par arrêté royal, ces monnaies 
pourront être données en payement jusqu'à concurrence, 
pour chaque transaction, d’une valeur nominale ne dé- 
passant pas 2 francs. 


Art. 2. II est défendu à tous comptables de l’État, 
des provinces et des communes d'accepter les dites mon- 
naies en payement des sommes qu’ils ont à recevoir en 
vertu de leurs fonctions. 

La même défense s'applique à toutes entreprises de 
transport de voyageurs en commun. 


Art. 3 Les contraventions aux articles ler et 2 
seront punies d’une amende de 5 à 200 francs. 
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Art. 4. Le gouvernement est autorisé à étendre 
aux monnaies de cuivre belge de 1 et de 2 centimes les 
dispositions de l’article 8 de la loi du 20 décembre 1860 
relatives aux monnaies de nickel. 


Das neue Geſetz ſchließt ſich an das Geſetz vom 31. Mai 
1894 und die Maßregeln an, welche die Regierung, durch 
dieſes autoriſirt, traf, um Belgien von der Cirkulation der 
ausländiſchen, beſonders italieniſchen, Scheidemünze zu be⸗ 
freien ). Nachdem dies Ziel erreicht ift, gilt es zu verhüten, 
daß die alten Mißſtände ſich wiederholen. Den Gebrauch 
fremder Scheidemünze ganz zu verbieten, hinderte die Rück⸗ 
ſicht auf die Arbeiter, welche nahe der Grenze wohnend auf 
fremdem, namentlich franzöſiſchem, Gebiete arbeiten und von 
dort fremde Scheidemünze mitbringen, und die Rückſicht auf 
Kaufleute und Krämer der Grenzorte, welche einen Theil 
ihrer Waaren an Ausländer abſetzen, die mit ihrem Gelde 
über die Grenze kommen. Aber dem fremden Gelde konnte 
nur in dem Grenzgebiete, nicht im Inneren des Landes 
Cirkulationsfähigkeit gelaſſen werden. Deshalb hat man den 
Verkehr mit fremder Scheidemünze in Nachahmung der Art. 8 
bis 10 des niederländiſchen Geſetzes vom 28. März 1877 ?) 
in folgender Weiſe geordnet: 


1. Die Regierung wird ermächtigt, in den Grenzgebieten 
den Umlauf der in den benachbarten deutſchen, luxembur⸗ 
giſchen ꝛc. Landestheilen geltenden Scheidemünze zu geſtatten. 
Doch dürfen die Zahlungen in fremder Scheidemünze auch 
dann bei jedem Geſchäfte den Betrag von 2 Franken nicht 
überſteigen (Art. 1 an 2). 
2. Zahlungen in fremder Scheidemünze außer der in 
den einzelnen Grenzgebieten zugelaſſenen ſind verboten. Da 
Privatleute durch Zurückweiſung der fremden Scheidemünze 
oft Schaden erleiden können, ſo wird für ſtrafbar nur 
erklärt: 
a) das Leiſten von Zahlungen in ſolcher Münze (Art. 1 
Abſ. 1 und Art. 3), 

b) die Annahme von Zahlungen in fremder Scheibe: 
münze ſeitens öffentlicher Kaſſen und ſeitens der für 
den Perſonentransport beſtimmten Anſtalten. 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLV S. 190, 191. 
2) Vgl. Beilageheft zu Bd. XXIII dieſer Zeitichrift S. 202. 


358 Rechtsquellen. 


Durch Art. 4 des neuen Geſetzes will man nach dem 
Vorbilde Deutſchlands, der Schweiz und der Niederlande 
den Umtauſch aller einheimiſchen Scheidemünze durch die 
Staatskaſſe zum Nominalwerthe vorbereiten. Bisher fand 
ein ſolcher in Belgien nur bei Nickel münzen nach Art. 8 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1860 ſtatt. Man zog der 
geſetzlichen Einführung des Umtauſches der Kupfer münzen 
zum Nominalwerthe die Ermächtigung der Regierung vor, 
dieſen Umtauſch durch Verordnung herbeizuführen, damit die 
nöthigen Vereinbarungen mit der Nationalbank getroffen 
werden können, um Dienſtſtörung durch zu große Ueber⸗ 
laſtung mit Geldwechſeln zu verhindern. 


Königl. Verordnung vom 6. September 1895. Ver⸗ 
zeichniß der Gemeinden, in denen nach Art. 1 des ſoeben 
beſprochenen Geſetzes die Cirkulation franzöſiſcher, luxem⸗ 
burgiſcher, deutſcher oder niederländiſcher Scheidemünze er⸗ 
laubt iſt. 

Königl. Verordnungen vom 2. Februar und 6. Sep⸗ 
tember 1895. Die Umwechſelung einheimiſcher Nickel⸗ 
münzen in Währungsgeld, welche nach der Königl. Ver: 
ordnung vom 25. Juli 1894 (vgl. diefe Zeitſchr. Bd. XLV 
S. 192) nur in den Bureaus der Staatskaſſenverwaltung 
zu Brüſſel ſtattfinden ſollte, ſoll nach der Verordnung vom 
2. Februar auch in denjenigen von Antwerpen, Gent und 
Lüttich, nach der Verordnung vom 6. September 1895 in 
allen Bureaus der Staatskaſſenverwaltung außer in den 
Agenturen zu Courtrai, Furnes, Tournai und Péruwelz ge: 
ſchehen. 

Königl. Verordnung vom 28. Januar 1895 über Kom⸗ 
petenzen einzelner Münzbeamten. 


7. Maße und Gewichte. 


Königl. Verordnung vom 11. März 1895, enthaltend 
eine Aenderung der Königl. Verordnung vom 24. September 
1894 über Maße und Gewichte aus Zinn, indem im Inter⸗ 
eſſe der Induſtrie der zuläſſige Kupferzuſatz etwas erhöht wird. 

Miniſterialverordnung vom 6. November 1895 über 
Aichung der Maße und Gewichte im Jahre 1896. 
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8. Muſter⸗ und Markenſchutz. 


Geſetz vom 26. Juni 1895. Beſtätigung der am 
13/25. Mai 1895 unterzeichneten Erklärung zwiſchen Belgien 
und Griechenland, betreffend wechſelſeitigen Schutz der 
Fabrik⸗ und Handelsmarken und der induſtriellen 
Muſter und Modelle. 


9. Gegenſeitigkeitsg eſellſchaften. 


Geſetz vom 11. September 1895. Die den Gegenſeitig⸗ 
keitsgeſellſchaften (sociétés mutualistes) in Art. 33 des Ge⸗ 
ſetzes vom 23. Juni 1894 (val. diefe Zeitſchrift Bd. XLV 
S. 181—188) gewährte Friſt, in der fie ihre Statuten den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes entſprechend ändern ſollen, 
wird bis zum 31. Dezember 1896 verlängert. Art. 21 des⸗ 
ſelben Geſetzes ſoll nicht hindern, daß dieſe Aenderungen von 
der Generalverſammlung mit einfacher Mehrheit der er⸗ 
ſchienenen Mitglieder getroffen werden. 


10. Befreiung der Orderpapiere von den 
Regiſtrirungsabgaben. 
Geſetz vom 6. September 1895. — Loi exemptant 
de l’enregistrement les mandats à ordreil 


Article unique. Le no 15 de l’article 70 $ 3 de 
la loi du 22 frimaire an VII est remplacé par la dis- 
position suivante: 

„Les lettres de change ou mandats à ordre, les 
chèques, les bons ou mandats de virement, les ac- 
créditifs, les billets de banque à ordre et générale- 
ment tous titres à un payement au comptant et à 
vue sur fonds disponibles; ceux de ces effets ou 
titres venant de l'étranger; les endossements et ac- 
quits de ces effets ou titres ainsi que des billets 
à ordre et autres effets négociables. “ 


Nach dem in Belgien geltenden franzöſiſchen Geſetze 
vom 22 frimaire an VII über Stempel- und Regiſtrirungs⸗ 


1) Ueberſetzt im Deutſchen Handels⸗Archiv 1895 I S. 861. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 24 
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abgaben (enregistrement) waren nur Diſtanzwechſel („lettres 
de change tirées de place en place“) von der Stempel⸗ 
pflicht und den Regiſtrirungsabgaben befreit. Es erklärt ſich 
dies dadurch, daß nach Art. 110 des bis 1872 in Belgien 
geltenden Code de commerce von 1808 die distantia loci 
als Eſſentiale des Wechſels angeſehen wurde. 

Das Geſetz vom 20. Mai 1872 hat dann das mit den 
geſetzlichen Erforderniſſen verſehene Orderpapier unter dem 
Namen mandat à ordre dem Wechſel vollkommen gleich ge— 
Ge ge Sachs in Beilageheft zu dieſer Zeitſchr. Bd. XXI 


Nichtsdeſtoweniger ift Art. 69 des Geſetzes vom 22 fri- 
maire auf mandats à ordre anwendbar geblieben und die 
hohe Regiſtrirungsgebühr (50 Centimes auf 100 Franken) 
wurde daher auch von Platzwechſeln gefordert. Vielfach 
geäußerte Wünſche des Handelsſtandes riefen eine Geſetzes— 
vorlage der Regierung hervor, welche den mandats à ordre 
Regiſtrirungsfreiheit gab. Durch ein Amendement des De: 
putirten Magnette wurde die Exemption auch auf „Checks, 
Bons oder Giroanweiſungen, Kreditbriefe, Bankbillets an 
Order und überhaupt alle Anweiſungen zur Zahlung in 
baar und auf Sicht auf verfügbare Fonds“ ausgedehnt. 


11. Handel mit Butter und Margarine. 


Königliche Verordnung vom 11. März 1895 über 
Handel mit Butter und Margarine). 


Art. ler. La dénomination de beurre est exclu- 
sivement réservée à la matière grasse extraite par le 
barattage du lait ou de la crème, avec ou sans additions 
de matières colorantes et de sel. 

Les graisses alimentaires autres que le beurre et 
offrant de l’analogie avec cette denrée, seront désignées 
sous la dénomination de margarine. 

Art. 2. Le commerce de la margarine et celui du 
beurre sont soumis aux conditions suivantes: 

„1°. La margarine destinée à la vente ne pourra con- 
tenir, en fait de beurre, que la minime propor- 


1) Ueberſetzt im Deutſchen Handels⸗Archiv 1895 S. 459—461. 


EU 


„40. 
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tion provenant de l’addition de lait ou de crème 
généralement considérée comme indispensable pour 
sa fabrication, soit tout au plus 5 p. c. de beurre, 

„Elle devra se présenter avec sa couleur na- 
turelle. Elle ne pourra offrir une coloration jaune 
plus foncée que celle d’un type arrêté par notre 
ministre de l’agriculture, de l’industrie, du travail 
et de travaux publics. 

, Toutefois cette disposition relative au maxi- 
mum de teneur en beurre ainsi qu’à la coloration 
de la margarine n’est pas applicable aux produits 
sortants des fabriques en destination directe de 
l'étranger; 


. Il est défendu de vendre ou d'exposer en vente 


de la margarine et du beurre dans le même lieu 
(magasin, boutique, échoppe, etc.) ou dans des 
locaux attenant et communiquant entre eux. 

„Il est également interdit aux marchands ou 
producteurs de beurre de détenir de la margarine, 
même pour leur consommation personnelle, dans 
les locaux où du beurre est exposé en vente ou 
détenu pour la vente, ou encore dans des voitures 
servant au transport du beurre pour la vente. 

„La margarine ne pourra être introduite sur 
les marchés, si ce n’est en des endroits spéciale- 
ment désignés à cet effet par l'autorité com- 
munale ; 


Tous établissements (magasins, boutiques, échop- 
pes, etc.) où de la margarine sera vendue, ex- 
posée en vente, détenue ou préparée pour la vente, 
de même que les voitures servant au transport de 
la margarine pour la vente, devront offrir au 
yeux du public à un endroit apparent et en vue, 
l'inscription Vente de margarine‘ tracée en cha- 
racteres bien distincts, dau moins 20 centimètres 
de hauteur, et dégagée de toute autre mention; 


Chacun des récipients ou envellopes dans lesquels 
la margarine est exposée en vente ou détenue 
pour la vente ou pour la livraison, portera en 
vue du public l'inscription ‚Margarine‘, tracée en 
charactères bien distincts, d’au moins 2 centi- 
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mètres de hauteur, et dégagée de toute autre 
mention. 

Si la margarine est en gäteaux ou pains, 
ceux-ci auront tous la forme cubique et seront 
marqués, en outre, d'un empreinte bien lisible 
portant le mot ‚Margarine‘, ainsi que le nom ou 
la raison sociale du fabricant ou du vendeur, & 
moins que les enveloppes qui les recouvrent ne 
portent ces indications; 


Les recipients ou envellopes dans lesquels la mar- 
garine sera livrée ou expédiée porteront, outre 
l'inscription ‚Margarine‘, tracée en caractères di- 
stincts, d’au moins 2 centimètres de hauteur, le 
nom ou la raison sociale, ainsi que l'adresse du 
vendeur. 

L’inobservance des prescriptions formulées au 
30, 4° et 5° ci-dessus, sera considérée comme 
équivalant à l’apposition sur la denrée de léti- 
quette Beurre: 


Lors des expeditions, les factures et les lettres 
de voiture ou connaissements devront indiquer, 
pour chaque envoi, le cas échéant, que la mar- 
chandise est vendue comme margarine.“ 


Art. 3. Il est défendu d'une façon absolue de vendre, 
d'exposer en vente, de détenir ou de transporter pour la 


vente: 


1°. 


20, 
3°. 


40, 


Du beurre fabriqué avec du lait dont la vente 
est interdite par l’article 2, 2° et 3°, de l'arrêté 
royal du 18 novembre 1894; 


Du beurre ou de la margarine gâtés ou cor- 
rompus; 

Du beurre ou de la margarine additionnés d’anti- 
septiques ou de glycerine; 

De la margarine, n’ayant pas été, en tant que 
denrée, préparée au moyen de graisse de bouche- 
rie, fabriquée ou importée conformément aux dis- 
positions de larticle 17 et 20 du règlement re- 
latif au commerce des viandes. 


Art. 4. Les infractions aux dispositions du présent 
arrêté seront punies des peines prévues par la loi du 


Koehne: Belgiſche Handelsgeſetzgebung 1895. 363 


4 août 1890, indépendamment de celles qui sont établies 
par le code pénal. 


Art. 5. Notre ministre de l’agriculture, de l’indu- 
strie, du travail et des travaux publics est chargé de 
l'exécution du présent arrêté qui entrera en vigueur le 
ler juillet 1895. 

L'arrêté royal du 10 décembre 1890, relatif au com- 
merce de la margarine, sera abrogé à partir de cette date. 


Der Handel mit Butter und Margarine war in Belgien 
bereits durch die Königl. Verordnung vom 10. Dezember 
1890 über den Verkauf von Kunſtbutter geregelt; doch er⸗ 
wies ſich dieſe Verordnung als unzureichend, den Betrug im 
Butterhandel zu hemmen. 


Art. 1 der neuen Verordnung bringt hinſichtlich der 
Begriffsbeſtimmung der Butter nur inſofern eine Neuerung, 
als er ausdrücklich erwähnt, daß ein als Butter bezeichneter 
Stoff auch Farbſtoffe und Salz enthalten darf. Indeſſen 
hatte ſchon das Interpretationsrundſchreiben vom 6. Februar 
1891 eine ſolche Beimiſchung erlaubt. 


Art. 2 enthält namentlich folgende Neuerungen: 


1. Verbot des Verkaufs von Margarine, welche mehr 
als 5 Prozent Butter enthält. 

2. Verbot des intenſiven Gelbfärbens der Margarine. 

3. Trennung des Butter: und Margarinehandels. 


Dann werden in Nr. dieſes Artikels die don früher 
beſtehenden Beſtimmungen über den Anſchlag an den Ver⸗ 
kaufsräumen der Margarine durch folgende Anordnungen 
verſchärft: 

. a) Der Anſchlag: „Vente de margarine“ muß min: 
deſtens 20 Centimeter groß ſein. 

b) Dieſer Zettel muß nicht nur da angebracht werden, 
wo Margarine zum Verkauf ausgeſtellt wird, ſondern 
auch da, wo ſie verkauft, aufbewahrt oder für den 
Verkauf hergeſtellt wird, ſowie auch auf den Wagen, 
welche zum Transport der Margarine für den Ber: 
kauf dienen. 

c) Es wird verboten, der Bezeichnung „Margarine“ 
Zuſätze hinzuzufügen, welche geeignet ſind, dieſe Be⸗ 
zeichnung ſelbſt weniger ſichtbar zu machen. Die 
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Etikette „Margarine“ muß ſich künftig nicht nur auf 
der zum Zwecke des Verkaufs ausgeſtellten Marga— 
rine befinden, was ſchon die frühere Verordnung 
feſtſetzte, ſondern auch auf jeder, welche für den 
Verkauf aufbewahrt oder transportirt wird. Dieſe 
Inſchrift muß ſich auf jedem Behälter, reſp. auf 
jedem Gebäck befinden, in dem Margarine enthalten 
iſt. Ferner wird ihre Minimalgröße beſtimmt. End— 
lich ſoll ſich auf dem Behälter oder der Umhüllung 
der Margarine auch Name oder Firma des Ber: 
käufers befinden (Art. 2 Nr. 5 Abſ. 1). 

Nach Art. 2 Nr. 5 Abſ. 2 wird die Nichtbeachtung der 
in Art. 2 Nr. 3 — 5 enthaltenen Vorſchriften der Anfügung 
der Etikette „Butter“ gleichgeachtet, mit anderen Worten: 
die Margarine wird dann in ſtrafrechtlicher Beziehung wie 
verdorbene Butter betrachtet. 

Art. 3 verbietet für die Geſundheit ſchädliche oder ge— 
fährliche Arten von Butter und Margarine. 


Miniſterielles Rundſchreiben vom 21. März 1895 zur 
Erklärung der beſprochenen Königl. Verordnung vom 11. März 
1895. Ueberſetzt im Deutſchen Handels-Archiv 1895 I 
S. 461—463. 

Minifterialverordnung vom 30. März 1895, enthaltend 
die in Art. 2 Nr. 1 Abſ. 2 der Königl. Verordnung vom 
11. März 1895 angekündigte nähere Beſtimmung über Gelb— 
färbung der Margarine. 


12. Handel mit ſonſtigen Nahrungsmitteln. 


Miniſterielles Rundſchreiben vom 31. Dezember 1894, 
den Handel mit Kakao und Schokolade betreffend, zur 
Erklärung der Königl. Verordnung vom 18. November 1894 
über dieſen Gegenſtand. 

Miniſterielles Rundſchreiben vom 31. Dezember 1894, 
den Handel mit Cichorie betreffend, ebenfalls zur Erklärung 
einer Königl. Verordnung vom 18. November 1894. 

Miniſterielle Rundſchreiben vom 31. Dezember 1894, 
2. Oktober und 30. Dezember 1895 über Senf-, Kaffee: 
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und Fleiſchhandel. Ueber letzteres val. Deutſches Handels: 
Archiv 1896 S. 122. 
Königl. Verordnung vom 23. Dezember 1895 über Or⸗ 
ganiſation der Nahrungsmittelaufſicht in den Provinzen. 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1895 über 
Steriliſation tuberkuloſen Fleiſches. 


13. Waffenhandel. 


Königl. Verordnungen vom 18. März und 31. Oktober 
1895, betreffend. die Waffenprüfungsanſtalt (banc 
d’epreuve des armes à feu) zu Lüttich. Vgl. diefe Beit- 
ſchrift Bd. XXXVIII S. 187 und Bd. XLIII S. 576. 


14. Einfuhrverbote und Einfuhrbeſchränkungen ıc. 


Königl. Verordnung vom 12. Februar 1895. Auf⸗ 
hebung der Königl. Verordnungen vom 17. Juni und 
24. September 1894, welche Einfuhr und Durchfuhr be— 
ſtimmter Waaren zur Verhinderung der Einſchleppung der 
Cholera beſchränkten und verboten. 

Königl. Verordnung vom 30. Oktober 1895, enthaltend 
Vorſchriften zur Bekämpfung der Tuberkuloſe beim Rind⸗ 
vieh, hier erwähnenswerth wegen $ 2: „Mesures à prendre 
à l’egard des animaux importés de l'étranger“, und 
wegen § 3 Art. 8, in welchem die Einfuhr fremder Tuber- 
kuline ohne ſpezielle miniſterielle Genehmigung unter— 
ſagt wird. 

Miniſterialverordnung vom 2. März 1895 über die Form 
der Einfuhr von Schweinen aus den Niederlanden. 

Miniſterialverordnungen vom 20. März, 13. April, 
26. November und 24. Dezember 1895, betreffend Einfuhr 
und Durchfuhr von Rindvieh und Schafen aus den 
Niederlanden. 

Miniſterialverordnungen vom 7. Auguſt und 15. No- 
vember über Durchfuhr von Schweinen aus Deutſchland 
und den Niederlanden. 
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15. Fabriken, Arbeiter. 


Königl. Verordnung vom 12. April 1895 über die Or⸗ 
ganiſation des Arbeitsamtes (office du travail), welches 
durch die Königl. Verordnung vom 12. November 1894 er⸗ 
richtet iſt. Vgl. dieſe Zeitſchr. Bd. XLV S. 194. 

Königl. Verordnungen vom 6. April und 5. Auguſt 1895 
über Einſetzung eines Induſtrie- und Arbeitsraths 
(conseil de l'industrie et du travail) zu Poulſeur und zu 
Fléron. 

Königl. Verordnung vom 6. März 1895. Aenderung 
der Zuſammenſetzung und der Kompetenz des Induſtrie⸗ und 
Arbeitsrathes zu Spirmont. 

Geſetz vom 12. September 1895. Errichtung eines 
Schiedsamtes zur Schlichtung von Arbeiterſtreitigkeiten (con- 
seil de prud'hommes) zu Soignies. 

Geſetz vom 23. April 1895. Ausdehnung der örtlichen 
Kompetenz des conseil de prud’hommes zu La Lou: 
vière. 

Königl. Verordnung vom 5. Oktober 1895 betreffs Men: 
derung des Art. 126 der Statuten der Penſions- und 
Unterſtützungskaſſe für Arbeiter. Vgl. Zeitſchrift 
Bd. XLI S. 192. 

Königl. Verordnung vom 9. Oktober 1895 über Orga⸗ 
niſation der durch das Geſetz vom 9. Auguſt 1889 geſchaffe⸗ 
nen Schutzausſchüſſe für Arbeiterwohnungen. Vgl. 
diefe Zeitſchr. Bd. XXXVIII S. 154. 

Königl. Verordnungen vom 19. Februar und 5. Auguſt 
1895. Verbot der Beſchäftigung von Frauen, jugend⸗ 
lichen Arbeitern und Kindern in beſtimmten Arten 
induſtrieller Etabliſſements gemäß Art. 3 und 8 des Geſetzes 
vom 15. Dezember 1889. 

Königl. Verordnung vom 22. Oktober 1895 über Beauf⸗ 
ſichtigung der Arbeit in Bergwerken. 

Königl. Verordnungen vom 22. Oktober und 26. No⸗ 
vember 1895 über Beaufſichtigung von gefährlichen, un— 
geſunden und läſtigen Anſtalten. | 

Königl. Verordnung vom 12. Februar 1895 über Fabri⸗ 
kation von Zündhölzern. 
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Königl. Verordnung vom 28. Januar 1895, enthaltend 
Veränderungen des Reglements für Exploſivſtoffe vom 
29. Oktober 1894. 

Königl. Verordnung vom 17. Juni 1895. Arrêté royal 
portant que les attributions administratives résultant de 
Texécution de l’arret@ royal du 29 octobre 1894, sur la 
police des explosifs, sont distraites du service des 
établissements dangereux, insalubres et incommodes, et 
rattachées à l' administration centrale des mines. 

Andere Verordnungen betreffen ſpeziell den Trans⸗ 
off von Erplofivftoffen und einzelne Exploſiv⸗ 
toffe. 


IV. 


Die italieniſche Hamdelsgefehgebung im Jahre 1895. 
Von 
Herrn Dr. Carl Koehne in Berlin. 


— 


1. Handels vertrag. 


Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Italien und 
Japan vom 1. Dezember 1894. Geſetz vom 4. Auguſt 1895. 


2. Konſulate. 


Königl. Verordnung vom 28. April 1895. Die Kon⸗ 
ſulatsgebühren ſollen mit Benutzung beſonderer Marken, 
welche Konſulatsmarken („marche consolari“) heißen, 
erhoben werden. 

Königl. Verordnung vom 7. Februar 1895. Aufhebung 
des Konſulats zu Paris; Einſetzung eines Vizekonſuls erſter 
Klaſſe bei der Geſandtſchaft in Paris zur Ausübung der 
Funktionen des Kanzlers gemäß Art. 62 des Konſulats⸗ 
geſetzes. 
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Königl. Verordnung vom 24. Februar 1895. Aufhebung 
des Konſulats zu Konſtantinopel (Art. 1). Art. 2 und 3 
(Einſetzung von Vizekonſuln bei der Geſandtſchaft in Kon: 
ſtantinopel betreffend) ſind ſchon durch eine ſofort zu er— 
wähnende ſpätere Verordnung geändert. 
| Königl. Verordnung vom 10. November 1895. Bei der 
Geſandtſchaft in Konſtantinopel werden zwei Konſulats⸗ 
beamte erſter Klaſſe, die im Range den Vizekonſuln nicht 
nachſtehen ſollen, ſowie zwei Volontäre (applicati volontari) 
angeſtellt; von den beiden Konſulatsbeamten ſoll der im 
Range höhere und bei gleichem Range der ältere die Funt- 
tionen des Kanzlers ausüben (Art. 2). 

Königl. Verordnung vom 24. Februar 1895. Aufhebung 
des Konſulats zu Buenos Aires. Einſetzung zweier 
Vizekonſuln erſter Klaſſe bei der dortigen Geſandtſchaft, von 
denen der ältere die Funktionen des Kanzlers ausüben ſoll. 

Königl. Verordnung vom 7. März 1895, enthaltend 
entſprechende Beſtimmungen bezüglich Aufhebung und Erſatz 
des Konſulats zu Rio de Janeiro. 

Königl. Verordnung vom 10. März 1895. Feſtſtellung 
der Jurisdiktionsbezirke der Konſulate in Skutari (Alba⸗ 
nien) und Salonichi. 

Königl. Verordnung vom 10. März 1895. Feſtſtellung 
der Kompetenz des Generalkonſulats in Aegypten und 
Einſetzung zweier Vizekonſuln erſter Klaſſe bei dieſem General⸗ 
konſulate. 

Königl. Verordnung vom 4. April 1895. Verlegung 
des Konſulats in Epirus von Preveſa nach Janina. 

Königl. Verordnung vom 18. April 1895. Ausdehnung 
der Kompetenz des Konſulats in Trapezunt auf das 
Vilajet Siwas, das damit von dem Jurisdiktionsgebiete des 
Konſulats in Erzerum getrennt wird. 

Königl. Verordnung vom 28. April 1895, auf das 
Konſulat in Cadix bezüglich, das mit einem Konſulats⸗ 
beamten zweiter Klaſſe beſetzt werden ſoll. 

Königl. Verordnung vom 5. Mai 1895 über Errichtung 
eines Konſulats in Montreal in Canada. 

Königl. Verordnung vom 25. Mai 1895. Der Poſten 
eines Vizekonſuls erſter Klaſſe in Liverpool mit Aufent⸗ 


haltsverpflichtung in New Caſtle on Tyne wird auf 
gehoben. 


IX. 
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Königl. Verordnung vom 20. Juni 1895. Aufhebung 
des Poſtens eines Vizekonſuls in Salonichi und Errichtung 
eines Konſulates in Monaſtir. 

Königl. Verordnung vom 27. Juni 1895. Die Kon⸗ 
ſulate zu Bordeaux und Havre ſollen von Konſulatsbeamten 
zweiter Klaſſe geleitet werden. 

Königl. Verordnung vom 4. Juli 1895. Ausdehnung 
des Jurisdiktionsgebietes des Konſulates zu e 
in Braſilien auf die Provinz Goyaz. 

Königl. Verordnung vom 31. Oktober 1895. Auſhebung 
des Vizekonſulats in Beirut und Einſetzung eines Bize- 
konſulats in Port Said. 

Königl. Verordnung vom 24. November 1895. Auf⸗ 
hebung der Konſulate in Denver (Nordamerika) und Phila⸗ 
delphia und der Stelle des Vizekonſuls erſter Klaſſe bei 
dem Konſulate in New Mork mit Aufenthaltsverpflichtung 
in Boſton (Art. 1). Begründung der Stellung je eines 
Vizekonſuls erſter Klaſſe beim Konſulate in New York mit 
Aufenthaltsverpflichtung in Philadelphia (Art. 2) und 
beim Konſulate in Smyrna mit Aufenthaltsverpflichtung 
in Usciak (Art. 4). Feſtſtellung der Jurisdiktionsgebiete 
der Konſulate in den Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika (Art. 3). Veränderung in den Jurisdiktionsgebieten 
der Konſulate zu Konſtantinopel und Smyrna (Art. 5). 

Andere Verordnungen betreffen nur das Gehalt von 
Konſuln und Vizekonſuln, ſowie Anſtellung und Gehalt von 
Konſularbeamten und von Dolmetſchern, die den Konſulaten 
beigegeben werden. 


3. Poſt. 


Geſetz vom 3. Auguſt 1895, enthaltend Veränderungen 
in den Linien der Poſtbeförderung zur See. 

Königl. Verordnung vom 1. Auguſt 1895 über Errich⸗ 
tung einer einzigen Poſt- und Telegraphendirektion 
in jeder Provinzialhauptſtadt. 

Königl. Verordnung vom 27. Oktober 1895. Feſtſtellung 
der Amtsbezirke der provinziellen Poſt- und Tele⸗ 
graphendirektionen. 

Königl. Verordnungen vom 1. September und 22. De⸗ 
zember 1895 über Poſtkarten zur Erinnerung an den 
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25. Jahrestag der Vereinigung der Stadt und Provinz Rom 
mit dem Königreiche Italien. 

Königl. Verordnung vom 30. Mai 1895. Beſeitigung 
der in der ſtaatlichen Werkſtätte für Werthpapiere (officina 
delle carte valori) vorgenommenen vorhergehenden 
Frankatur der Poſtkarten, welche von der Privat- 
induſtrie ausgegeben werden. 

Königl. Verordnung vom 8. Dezember 1895, Poft- 
ſparkaſſen betreffend. | 


4. Telegraph und Telephon. 


Königl. Verordnung vom 14. März 1895, den Bei⸗ 
trag von Gemeinden und Privaten bei Errichtung von 
Telegraphenämtern betreffend. 

Königl. Verordnung vom 6. Januar 1895. Aenderung 
der Art. 4 und 5 der Königl. Verordnung vom 10. Oktober 
1890 über Zurückhaltung einer Quote des Gehalts der 
Telegraphenboten (fattorini telegrafici) zur Beförderung 
des Sparens. 

Königl. Verordnung vom 15. Dezember 1895, das 
Reglement für Fernſprechdienſt betreffend. 


— — — a] 


5. Eiſenbahnen. 


Königl. Verordnung vom 23. Juni 1895, enthaltend eine 
neue Faſſung des Art. 56 des Reglements vom 31. Oktober 
1873 über Polizei, Sicherheit und Regelmäßigkeit des Eiſen⸗ 
bahndienſtes. Das ſchon früher für „Billete zu zurückgeſetzten 
Preiſen, das heißt alle diejenigen, welche den Preiſen der 
allgemeinen Tarife gegenüber mit Rabatt abgegeben werden“, 
geltende Prinzip der Unübertragbarkeit wird jetzt auch 
ausdrücklich auf alle anderen Dokumente zum Genuß 
beſonderer Konzeſſionen bei der Eiſenbahnfahrt aus— 
gedehnt. Zugleich wird auch ausdrücklich ausgeſprochen, daß 
auch jedes bezüglich ſolcher Reiſedokumente abgeſchloſſene Ge⸗ 
ſchäft verboten iſt, welches den Zweck verfolgt, Perſonen, die 
den regelmäßigen Preis nach den Eiſenbahntarifen zu erlegen 
haben, billigere Fahrgelegenheit zu verſchaffen. 
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Zuſatzvereinbarung vom 16. Juli 1895 zum Inter- 
nationalen Eiſenbahnfrachtvertrage vom 14. Oktober 
1890. Königl. Verordnung vom 29. Dezember 1895. 


Zuſätzliche Erklärung vom 20. September 1893 zum 
Internationalen Eiſenbahnfrachtvertrage vom 14. Of- 
tober 1890. Geſetz vom 15. Dezember 1895. 


6. Schiffahrt. 


Erklärungen zwiſchen Italien und Schweden vom 
27. Juni 1895 über gegenſeitige Anerkennung ihrer Schiff— 
meßbriefe. Königl. Verordnung vom 18. Juli 1895. 

Königl. Verordnung vom 31. März 1895, eine neue 
Lootſenordnung (regolamento sui piloti pratici) zum 
Erſatze von Kap. VII Tit. 3 der Ausführungsverordnung zum 
Geſetzbuch über die Handelsflotte enthaltend. 


Königl. Verordnung vom 21. April 1895 über Landung 
und Aufenthalt von Schiffen in den am Meere gelegenen 
Feſtungen zu Kriegszeiten. 

Königl. Verordnung vom 9. Mai 1895, die amtliche 
Beſichtigung der Kauffahrteiſchiffe betreffend. 

Königl. Verordnung vom 29. September 1895, ent⸗ 
haltend hygieniſche Maßregeln für Seeſchiffahrt und 
Seehäfen (regolamento sulla sanitä marittima). 

Königl. Verordnung vom 23. Oktober 1895 über die 
Segel und Ausrüſtungsgegenſtände, mit denen Kauf— 
fahrteiſchiffe verſehen ſein müſſen. 

Geſetz vom 26. Dezember 1894, überſetzt im Deutſchen 
Handels⸗Archiv 1896 S. 343. Die in Kap. I und II des 
Geſetzes vom 6. Dezember 1885 enthaltenen Vorſchriften zu 
Gunſten der Handelsmarine (vgl. Mittermaier in 
dieſer Zeitſchr. Bd. XXXI S. 589), ſowie das Geſetz vom 
30. Juni 1889 über Schiffsbauprämien werden bis zum 
30. Juni 1896 verlängert. 

Königl. Verordnung vom 24. September 1895. Ge⸗ 
nehmigung der von den zuſtändigen Miniſtern im Namen 
des Staates mit der „Peninsular and Oriental Steam Na- 
vigation Company“ geſchloſſenen Vereinbarung, die Dampf— 
ſchiffs verbindung zwiſchen Venedig und Port Said 
betreffend. 
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7. Bodenkreditbanken. 


Geſetz vom 8. Auguſt 1895, betreffend die der Regie⸗ 
rung gegebene Ermächtigung, die Gründung von Anſtalten 
und Geſellſchaften zur Gewährung von Bodenkredit in einer 
beftimmten Gegend (la creazione di Istituti e Società re- 
gionali esercenti il credito fondiario) zu geſtatten. 

Das neue Geſetz ift durch das Geſetz über die Neu- 
ordnung der Emiſſionsbanken vom 10. Auguſt 1893 hervor⸗ 
gerufen, indem Art. 12 dieſes Geſetzes jenen Inſtituten alle 
Grundkreditgeſchäfte verbot ). 

In Folge deſſen konnten in den ſüdlichen Provinzen, in 
denen die Banken von Neapel und Sizilien bisher als Boden: 
kreditbanken gedient, die Grundbeſitzer nur ſchwer und gegen 
hohen Entgelt Kredit finden; daſſelbe trat in Sardinien durch 
den Untergang der Cassa di risparmio zu Cagliari ein. Die 
Entſtehung von provinziellen Bodenkreditbanken, welche dieſem 
Uebel abhelfen konnten, wurde durch Art. 1 des Geſetzes 
vom 22. Februar 1885 ?) erſchwert, welches für Bodenkredit⸗ 
banken die Einzahlung eines Grundkapitals von mindeſtens 
10 Millionen Lire forderte. Deshalb ſollen jetzt Banken, 
welche nur in einer beſtimmten Gegend Kredit ge⸗ 
währen wollen, wenn es in dieſer an anderen Anſtalten 
ee auch ohne ein jo hohes Grundfapital begründet werden 
önnen. 


Art. 1. Die Regierung wird ermächtigt, die Gründung 
von Anſtalten und Geſellſchaften zur Gewährung von Boden⸗ 
kredit auch mit einem Kapitale unter zehn, aber nicht unter 
zwei Millionen Lire durch Königl. Verordnung zu geſtatten, 
wenn in der betreffenden Gegend ein Inſtitut für Gewährung 
von Grundkredit fehlt oder aus irgend einem Grunde in 
Zukunft fehlen würde. 

Der Betrag des eingezahlten Kapitals wird in der 
königlichen Konzeſſionsurkunde feſtgeſtellt und die Geſellſchaft 
oder Anſtalt ſoll die Erlaubniß, Pfandbriefe im Betrage des 
Zehnfachen ihres Grundkapitals auszugeben, nur dann er⸗ 
halten können, wenn ſie nachweiſen wird, daß ſie hypothe⸗ 
kariſche Forderungen im Betrage der Hälfte des eingezahlten 
Kapitals beſitzt. Die andere Hälfte darf in hypothekariſchen 


1) Vgl. diefe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 138. 
2) Bal. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXII S. 592. 
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Darlehen, in Schuldſcheinen, die vom Staate ausgegeben 
oder garantirt ſind, in Pfandbriefen anderer Anſtalten oder 
Geſellſchaften, oder auch, aber nicht über den zehnten Theil 
des eingezahlten Kapitals, in eigenen Pfandbriefen beſtehen. 

Die hypothekariſchen Forderungen, in denen dauernd 
eine Hälfte des eingezahlten Kapitals angelegt iſt, ſollen aus 
Darlehen in baarem Gelde auf erſte Hypotheken ſtammen 
und, ſo weit ſie erlöſchen, durch Darlehen derſelben Art er⸗ 
ſetzt werden. 

Die Regierung darf durch Königl. Verordnung Erhöhung 
des eingezahlten Kapitals zulaſſen. 

Für neue Geſellſchaften oder Anſtalten, die ihre Thätig⸗ 
keit auf das ganze Reich zu erſtrecken beabſichtigen, bleiben 
die Beſtimmungen des Art. 1 des Geſetzes vom 22. Februar 
1885 in Kraft ). 


Art. 2. Wenn das eingezahlte Kapital durch Aktien 
aufgebracht iſt, ſollen 10 Prozent der jährlichen Nettoein⸗ 
nahme zum Reſervefonds beſtimmt werden, ſofern dieſer 
nicht die Höhe der Hälfte des eingezahlten Kapitals erreicht. 
Außerdem ſoll den Aktionären zur Verzinſung ihres Kapitals 
eine Dividende von nicht über 5 Prozent des eingezahlten 
Kapitals gegeben werden. Der Reſt der Nettoeinnahme ſoll 
zur Vergrößerung des Reſervefonds dienen. 

Wenn der Reſervefonds die Höhe des eingezahlten Ra- 
pitals erreicht hat, werden die Einnahmen zur Hälfte zur 
Begründung eines ſpeziellen Vorſichtsfonds (fondo speciale 
di previdenza) für eventuelle Geſchäftsverluſte verwandt. 
Ueber die andere Hälfte kann die Generalverſammlung frei 
verfügen. 

Der ſpezielle Vorſichtsfonds muß mindeſtens dem voll⸗ 
ſtändigen Betrage der in einem halben Jahre in Pfand- 
briefen und baar ausgegebenen Darlehen am Schluſſe des 
Rechnungsjahres gleich ſein. 

Dieſelben Regeln gelten, wenn die Ausübung des 
Bodenkredits dieſem Geſetze gemäß einer juriſtiſchen Perſon 


1) Mit anderen Worten: ſie ſollen ein Grundkapital von zehn Mil⸗ 
lionen Lire haben. Im Uebrigen ſei bemerkt, daß die Begrenzung 
des in Pfandbriefen auszugebenden Betrages und die Beſtimmungen 
über die Anlage der Hälfte des Grundkapitals mit dem überein⸗ 
ſtimmt, was das Geſetz von 1885 Art. 1 Abſ. 3 für Bodenkredit⸗ 
banken im Allgemeinen feſtſetzte; dagegen iſt die zur größeren 
Sicherung der Pfandbriefinhaber getroffene Anordnung über die 
Anlage der anderen Hälfte dem neuen Geſetze eigenthümlich. 
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anvertraut wird, mit der Ausnahme, daß der Theil der 
Einnahmen, welcher ſonſt den Aktionären zufällt, zum Beſten 
der juriſtiſchen Perſon, welche die Bank begründet hat, ver⸗ 
wendet wird. 

Der Reſervefonds und der Vorſichtsfonds müſſen in 
Papieren, die vom Staate ausgegeben oder garantirt find, 
oder in Pfandbriefen, die nicht von derſelben Bank ausge: 
geben ſind, angelegt ſein; der Vorſichtsfonds darf auch in 
zinsbarem Kontokorrent bei einem der Emiſſionsinſtitute an⸗ 
gelegt ſein. 

Art. 3. Bezüglich der Begründung der Geſellſchaften 
oder Anſtalten für Bodenkredit müſſen je nach ihrem Weſen 
die Geſetze, welche den Begründungsakt und die juriſtiſche 
Anerkennung der betreffenden Rechtsſubjekte regeln, befolgt 
werden. 

Art. 4. Bodenkreditbanken von weniger als zehn Mil⸗ 
lionen Lire ſollen nicht derſelben Perſon oder Firma Dar⸗ 
lehen im Betrage von mehr als einem Zwanzigſtel des ein⸗ 
gezahlten Kapitals geben. 

Art. 5. Die Regierung kann Bodenkreditbanken, welche 
in anderen Gebieten thätig ſind, ermächtigen, ihre Thätigkeit 
auf dasjenige Gebiet auszudehnen, in dem es an einer Anſtalt 
oder Geſellſchaft für Bodenkredit fehlt. 

Art. 6. Auf Anſtalten oder Geſellſchaften, welche kraft 
des gegenwärtigen Geſetzes begründet ſind, finden die Ver— 
ordnungen der Geſetze vom 22. Februar 1885 und 17. Juli 
1890 Anwendung, ſoweit ſie nicht dem neuen Geſetze wider⸗ 


ſprechen. 


Königl. Verordnung vom 15. November 1895. Die 
Bodenkreditbanken, die bisher in einem einzelnen, ihnen 
ſpeziell zugewieſenen Gebiete thätig waren, werden ermächtigt, 
ihre Thätigkeit auch auf diejenigen Provinzen auszudehnen, 
welche die Königl. Verordnung vom 1. Juli 1891 der Ab⸗ 
theilung für Bodenkredit der Bank von Neapel zuwies. 


8. Emiſſionsbanken, Banknoten und Papiergeld. 


Das grundlegende Geſetz über die Neuordnung der 
Emiſſionsbanken vom 10. Auguft 1893 1), das ſchon im 


1) Bal. diefe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 131—139. 
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vorigen Jahre in manchen Punkten geändert werden mußte), 
iſt, während das von ihm geſchaffene Bankſyſtem ſich weiter 
erhalten hat, 1895 noch wichtigeren Aenderungen unterworfen 
worden. 

Beſonders kommen für die Rechtsverhältniſſe der Emiſ⸗ 
ſionsbanken in Betracht: 

Königl. Verordnung vom 3. Februar 1895. Auflöſung 
des Generalraths der Bank von Neapel und Ueber⸗ 
tragung der Verwaltung der Bank und ihrer Dependenzen 
an einen außerordentlichen königlichen Kommiſſar. 

Königl. Verordnung vom 18. April 1895 über die Bei⸗ 
ſteuer der Emiſſionsbanken zu den Koſten der Ueber: 
wachung durch die Regierung. 

Königl. Verordnung vom 28. April 1895 über Her⸗ 
ſtellung, Erſatz und Aufbewahrung der Banknoten. 


Königl. Verordnungen vom 16. und 30. Mai 1895, 
betreffs Ueberwachung der Zettelbanken und des Umlaufs 
der Banknoten. 


Geſetz über Finanz- und Schatzmaßregeln vom 
8. Auguſt 1895. Legge sui provvidementi di finanza e 
di tesoro. 

Dies zur Beſeitigung des Defizits erlaſſene Geſetz, das 
ſeinen Zweck auch erreicht hätte, wenn nicht der unglückliche 
Krieg mit Abeſſinien eingetreten wäre, wollte das Gleich⸗ 
gewicht im Staatshaushalt durch erhöhte Staatseinnahmen 
und Erſparniſſe erreichen. Von den 42 Artikeln und 19 An⸗ 
lagen dieſes Geſetzes, von denen die Mehrzahl Steuer- und 
Zollerhöhungen, die Einführung einer Steuer auf die bisher 
ſteuerfreien Streichhölzer, Vereinheitlichung der Staats— 
ſchulden, Beſtimmungen über die ſtaatliche Hinter— 
legungs- und Leihkaſſe?), Zinſen der Schatzſcheine, 
die Berechnung der Staatspenſionen ꝛc. betreffen, enthalten 
mehrere auch ſehr wichtige Beſtimmungen über die Emiſſions⸗ 
banken?) 


1) Bal. dieje Zeitſchrift Bd. XLV S. 204 — 206. 

2) Art. 23 und 24. Die Neuerungen beſtehen in Beſtimmungen über 
die Anlage der Depoſiten und in der Anordnung, daß der Schatz⸗ 
miniſter halbjährlich — ſtatt wie nach dem Geſetze vom 27. Mai 
1875 jährlich — den Zins der Spareinlagen ändern kann. 

3) Vgl. über dieſe Beſtimmungen Ferraris im Handwörterbuch der 
Staaisw. Supplementband I S. 192 und 193. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 25 
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Art. 26. Die Königl. Verordnung vom 12. Oktober 
1894, welche die früher von drei Miniſterien gemeinſchaftlich 
geübte Ueberwachung der Emiſſionsbanken dem 
Schatzminiſterium überträgt, fol Anlage N des neuen 
Geſetzes bilden und Geſetzeskraft haben. 

Zum Geſetz erhoben werden auch die Königl. Verord— 
nungen vom 10. Dezember 1894, 16. und 30. Mai 1895 
über die Ueberwachung der Emiſſionsbanken, welche in An— 
lage O des neuen Geſetzes wiedergegeben werden, vorbehalt— 
lich jedoch der in Anlage P enthaltenen Aenderungen. Dieſe 
enthält jetzt den „allein giltigen Text des Regle— 
ments für Ueberwachung des Notenumlaufs und 
der Emiſſionsbanken“. 

Nach Art. 27 des neuen Geſetzes und Art. 2, 3, 5 
dieſes Reglements wird die Aufſicht durch ein bei dem Mi- 
niſterium des Schatzes errichtetes Centralinſpektionsamt 
(officio centrale di ispezione) ausgeübt, neben dem noch 
eine unter dem Vorſitze des Schatzminiſters tagende, aus 
vier Senatoren, vier Deputirten und vier vom Könige er— 
nannten Mitgliedern zuſammengeſetzte ſtändige Kommiſ— 
ſion geſchaffen wird. Sie ſoll der Regierung über wichtige 
Ma des Bankweſens und der Bankinſpektion Gutachten 
geben. 

Art. 28. Die Königl. Verordnung vom 10. Dezember 
1894, welche den wichtigen zwiſchen der Bank von 
Italien und dem Schatzminiſter am 30. Oktober 1894 
geſchloſſenen Vertrag beſtätigt ), wird in Anlage Q des 
neuen Geſetzes wiedergegeben und ſelbſt zum Geſetz erhoben. 

Art. 29 betrifft die in jenem Vertrage von der Bank 
von Italien zu eigener Rechnung und Gefahr übernommene 
Liquidation der Banca Romana. 

Durch Art. 30 werden die Höchſtbeträge der von 
den Banken dem Staate zu gewährenden Vor— 
ſchüſſe bei der Bank von Italien auf 100, bei der Bank 
von Neapel auf 28 und bei der Bank von Sicilien auf 
7 Millionen Lire erhöht und für fie ein Zinsfuß von 1,5 Pro- 
zent beſtimmt. 

Art. 31 betrifft die 7 Prozent im Reſervefonds, 
welche nach Art. 6 des Geſetzes vom 10. Auguſt 1893 auch 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLV S. 206. 
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in Wechſeln auf ausländiſche erſte Firmen beſtehen können !). 
In dieſe 7 Prozent können auch in Gold oder in voller 
Valuta des lateiniſchen Münzbundes zahlbare Depoſiten im 
Kontokorrent bei großen ausländiſchen Emiſſionsbanken oder 
bei ſolchen ausländiſchen Banken und Bankiers eingerechnet 
werden, mit denen die italieniſche Staatsſchatzverwaltung in 
Geſchäftsverbindung ſteht. Näheres über die Erforderniſſe 
der für dieſen Theil der Reſerve zugelaſſenen Effekten ſoll 
eine neue Königl. Verordnung beſtimmen. 


Art. 32. Die Summen, welche die Emiſſions⸗ 
banken nach Art. 12 des Geſetzes vom 10. Auguſt 1893 
in italieniſcher Rente anlegen dürfen), werden 
erhöht, und zwar für die Bank von Italien auf 75, für die 
Bank von Neapel auf 30, für die Bank von Sicilien auf 
8 Millionen Lire. 

In den genannten Summen dürfen außer konſolidirter 
italieniſcher Staatsrente auch andere vom Staate ausgegebene 
oder garantirte Werthpapiere enthalten ſein. 

Auch den freien Theil des Reſervefonds dürfen die 
Banken in italieniſcher Staatsrente oder in den genannten 
Papieren anlegen, ſoweit nicht ſpezielle Verfügungen mit 
Geſetzeskraft Anderes vorſchreiben. 

Art. 33 ſchiebt die Termine, in denen die Banken ihren 
Notenumlauf nach Art. 2 des erwähnten Geſetzes ) um 
beſtimmte Quoten vermindern ſollen, um je ein Jahr auf. 

Art. 34 bezieht ſich auf Annahme verzinslicher 
Depoſiten im paſſiven Kontokorrent, deren zuläſ— 
ſiger Maximalbetrag bei der Bank von Neapel auf 50, bei 
der Bank von Sicilien auf 15 Millionen Lire erhöht wird‘). 


Art. 35. Solange die Banknoten Legalkurs haben, ſoll 
der Zins fuß für alle drei Inſtitute bei den in Nr. 2 des 
Art. 12 des Geſetzes vom 10. Auguſt 1893 (überſetzt dieſe 
Zeitſchr. Bd. XLIV S. 137 Nr. 2) angegebenen Vorſchüſſen 
gleich ſein und nicht ohne Genehmigung der Regierung ge— 
ändert werden. 

Beſtimmte Art. 4 jenes Geſetzes, daß die Banken gegen: 
über Volksbanken und Kreditanſtalten ihren Diskont er⸗ 


1) Vgl. dieſe „ Bd. XLIV S. 134. 
2) Vgl. ibid. S. 137, 138. 

3) Vgl. ibid. S. 133, 134. 

4) Vgl. ibid. S. 138. 
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mäßigen durften ), jo wird nun die Regierung ermächtigt, 
innerhalb dreier Monate von Publikation des gegenwärtigen 
Geſetzes an durch eine Königl. Verordnung?) die Bedingungen 
feſtzuſtellen, unter welchen, ganz abgeſehen von jener Aus: 
nahme, die Emiſſionsbanken Diskont auf Effekten zu ge— 
ringerem Zinsſatze als dem normalen geben dürfen. 


Art. 36. Der Termin, innerhalb deffen die Liqui- 
dation der früher eingegangenen, jetzt nicht 
mehr erlaubten Geſchäfte der Banken nach Art. 13 
des Geſetzes vom 10. Auguſt 1893 3) durchgeführt fein muß, 
wird von 10 auf 15 Jahre verlängert und der zweijährige 
Termin für die Liquidation jedes Fünftels der Immobili⸗ 
ſationen durch einen ſolchen von drei Jahren erſetzt. 

Die Vorſchriften des Art. 13 und Art. 15 jenes Ge- 
ſetzes, welche ſich auf die Beobachtung jener Termine und 
die darüber geübte Staatsaufſicht beziehen, treten jetzt den 
neuen Terminbeſtimmungen gegenüber in Kraft. 


Art. 37 ſetzt an Stelle von Art. 19 Abſ. 1 des früheren 
Geſetzes den Anhang R, welcher Beſtimmungen zur Erleichte: 
rung des Verkaufs der im Beſitze der Emiſſionsbanken be— 
findlichen Grundſtücke, namentlich Verminderung der 
Regiſtrirungsabgaben für fie enthält. 

Art. 39 ermächtigt die Regierung, die Statuten der 
Bank von Neapel und der Bank von Sicilien, ſowie 
der von ihnen abhängigen Verwaltungen durch eine Königl. 
Verordnung unter Bewahrung der Vorſchriften des Geſetzes 
vom 10. Auguſt 1893 und auf Baſis beſonderer Beſtim— 
mungen, welche als Anlage T +) einen Theil des neuen Ge: 
ſetzes bilden folen, zu reformiren. 


Art. 40. Der Termin des Aufhörens jeder Ausgabe 
von Banknoten der gegenwärtig im Umlauf be- 
findlichen Art wird unter Aufhebung der früheren Be— 
ſtimmung auf den 30. Juni 1896 verſchoben. 


Art. 41 bezieht ſich auf die Noten der Römiſchen 
Bank, welche in dem Hauptkontor der Bank von Italien 
zu Rom im Dezember 1895 zum Umtauſch präſentirt werden 
müſſen, wenn ſie nicht völlig werthlos ſein ſollen. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 134, 135. 
2) Dieſe iſt am 23. Oktober 1895 publizirt worden. 
3) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLIV S. 138. 

4) S. unten S. 379. 
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Art. 45 ermächtigt die Regierung, in einem einheit- 
lichen, durch Königl. Verordnung zu beſtätigenden Texte 
alle Geſetzesbeſtimmungen zuſammenzufaſſen, welche 
ſich auf die Emiſſionsbanken und die Banknoten 
beziehen. 


Von den Anlagen fei noch aus der Anlage T: Be- 
ſtimm ungen über die Banken von Neapel und 
Sicilien, Folgendes angeführt: 


Art. 1. „Die Bank von Neapel und die Bank von 
Sicilien ſind öffentliche autonome Kreditanſtalten 
unter Ueberwachung des Schatzminiſters.“ 


Aus Art. 3, welcher in Abſ. 1 die den Banken ge: 
ſtatteten Geſchäfte in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze vom 
10. Auguſt 1893 angibt, iſt bemerkenswerth, daß die Bank 
von Neapel außerdem die Verwaltung der örtlichen Pfand— 
leihanſtalten behält, und daß beide Banken die Thätigkeit 
örtlicher Empfangsſtellen der direkten Steuern 
übernehmen dürfen. 

Art. 4 und 5 betreffen die Zuſammenſetzung der Ge— 
neralräthe der beiden Banken. Dieſe werden aus den 
Bürgermeiſtern von Neapel reſp. Palermo, ſowie Vorſitzen⸗ 
den und Delegirten von Provinzial- und Gemeindevertre⸗ 
tungen in genau beſtimmter Ordnung gebildet. 

Art. 8 ordnet die Zuſammenſetzung der Centralver— 
waltungsräthe. Jeder der beiden Centralverwaltungsräthe 
beſteht aus einem nach Art. 9 von der Regierung ernannten 
Verwaltungsdirektor, drei vom Generalrathe und zwei von 
der Regierung ernannten Verwaltungsräthen. 

Nach Art. 12 hat die Sparkaſſe der Bank von 
Neapel ihr eigenes, von demjenigen der Bank getrenntes 
Vermögen, auf welches die Gläubiger der Bank niemals 
Anſpruch erheben dürfen. Die Bank haftet mit ihrem ganzen 
u. für alle Verpflichtungen der Sparkaſſe gegenüber 

ritten ꝛc. 


Königl. Verordnungen vom 15. Oktober 1895, enthal⸗ 
tend Beſtätigung der Statuten der Bank von Neapel 
und der Bank von Sicilien. 

Königl. Verordnung vom 10. Oktober 1895, enthaltend 
nähere Beſtimmungen über die Wechſel auf das Aus- 
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land, welche für den Reſervefonds der Emiſſionsbanken 
benutzt werden dürfen, und die in gleicher Hinſicht benut- 
baren Forderungen aus Kontokorrent bei ausländiſchen 
Banken. 

Königl. Verordnung vom 25. Oktober 1895, enthaltend 
die in Art. 35 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1895 über Finanz⸗ 
und Schatzmaßregeln vorgeſehenen Beſtimmungen über Ge- 
währung von er mäßigtem Diskont durch die Emiſſions⸗ 
banken. 

Königl. Verordnung vom 25. Oktober 1895, enthaltend 
nähere Beſtimmungen über die Gewährung von Darlehen 
durch die Emiſſionsbanken. 

Königl. Verordnung vom 9. Mai 1895 über Form 
und Zeichen der neuen Staatsnoten zu 25 Lire. 


Königl. Verordnungen vom 31. März und 23. Juni 
über Form und Zeichen der neuen Konſols zu 4 und 
4½ Prozent. 

Königl. Verordnung vom 19. September 1895 über die 
zur Vernichtung beſtimmten Staatsnoten und Kaffen- 
cheine. 


9. Münze. 


Königl. Verordnung vom 27. Januar 1895. Aufhebung 
der Königl. Verordnung vom 12. September 1891 über den 
Transport von Scheidemünze. (Vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLII S. 173.) 

Königl. Verordnung vom 19. Dezember 1895. Ermäch⸗ 
tigung zur Ausmünzung von 3 Millionen Lire in erithrei- 
ſcher Scheidemünze zu 1 und 2 Lire. 


10. Maße und Gewichte. 


Königl. Verordnung vom 10. Januar 1895. Vermin⸗ 
derung der zur Verwaltung des Maß- und Gewichtsweſens 
und zur Prüfung und Stempelung werthvoller Metalle an: 

geſtellten Beamten. 
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11. Fabrik⸗ und Handelsmarken. 


Königl. Verordnung vom 10. Februar 1895, enthaltend 
ein Reglement zur Ausführung des zweiten Protokolls von 
Madrid vom 14. April 1891, die internationale Re: 
giſtrirung der Fabrik- und Handelsmarken be: 
treffend. 


12. Handel mit Butter und Margarine. 


Königl. Verordnung vom 10. September 1895. Aus⸗ 
führungsverordnung zu dem Geſetze vom 19. Juli 1894 zur 
Verhinderung des Betrugs im Butterhandel und 
zur Regelung des Verkaufs von Kunſtbutter. Ueberſetzt 
im Deutſchen Handels-Archiv 1895 S. 907—909, 


13. Einfuhrverbote und Einfuhrbeſchränkungen. 


Königl. Verordnung vom 6. Januar 1895, betreffend 
die Ausführung der Geſetze über das ausſchließliche Recht 
des Staates auf Salz und Tabak. Tit. I Kap. 1 des 
zu dieſem Zwecke erlaſſenen Reglements regelt die Einfuhr 
dieſer Waaren. 

Königl. Verordnung vom 10. März 1895. Erlaubniß 
der Salzeinfuhr nach den nicht dem Monopol unter⸗ 
worfenen Inſeln. Erhebung dieſer Verordnung zum Geſetz 
am 28. Juli 1895. Vgl. Deutſches Handels-Archiv 1895 
S. 585 und 717. 

Geſetz vom 8. Auguſt 1895. Die Königl. Verordnung 
vom 9. Dezember 1894 über zeitweilige Einfuhr von 
Weizen zum Vermahlen und von Rohzucker zum 
Raffiniren wird zum Geſetz erhoben. Ueberſetzt im Deutſchen 
Handels-Archiv 1895 S. 109, 110 und S. 819, 820. 

Königl. Verordnung vom 18. April 1895. Einfuhr— 
und Durchfuhrverbot für beſtimmte Waarengattungen be— 
züglich der Provinz Aleſſandria zur Verhütung der Ein: 
ſchleppung der Phylloxera. 

Königl. Verordnung vom 18. Auguft 1895. Entſprechen— 
des Verbot bezüglich der Provinz Mantua. 
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Königl. Verordnung vom gleichen Tage über Aufſchub 
der Einfuhr und Durchfuhr beſtimmter Waaren bezüg— 
lich der Provinzen Brescia, Verona und Aleſſandria 
zu gleichem Zweck. 


V. 


Geſetze ett. des Jeutſchen Reiches aus den Jahren 1896 
und 1897. 


1. Die Berner Uebereinkunft, betreffend die Bildung eines 
internationalen Verbandes zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunſt vom 9. September 1886 


iſt veröffentlicht im Reichs⸗Geſetzblatt 1887, S. 493 ff., im 
Deutſchen Handels-Archiv 1887 S. 664, in Daude's Lehr— 
buch des deutſchen Urheberrechts (Stuttgart, Ferd. Enke 1888) 
S. 132 ff. Hiezu iſt verordnet: 


Zuſatzaͤkte vom 4. Mai 1896, durch welche die Artikel 2, 3, 

5, 7, 12 und 20 der Uebereinkunft vom 9. September 1886 

und die nummern ! und 4 des zugehörigen Schlußprotokolls 
abgeändert werden. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1897 Nr. 15.) 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, 
im Namen des Deutſchen Reichs; Seine Majeſtät der König 
der Belgier; im Namen Seiner Katholiſchen Majeſtät des 
Königs von Spanien, Ihre Majeſtät die Königin-Regentin von 
Spanien; der Präſident der Franzöſiſchen Republik; Ihre 
Majeſtät die Königin des Vereinigten Königreichs von Groß— 
britannien und Irland, Kaiſerin von Indien; Seine Majeſtät 
der König von Italien; Seine Königliche Hoheit der Groß— 
herzog von Luxemburg; Seine Durchlaucht der Fürſt von 
Monaco; Seine Hoheit der Fürſt von Montenegro; der Bundes— 
rath der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft; Seine Hoheit der 
Bey von Tunis, gleichmäßig von dem Wunſche beſeelt, in 
immer wirkſamerer und gleichmäßigerer Weiſe das Urheber— 
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recht an Werken der Literatur und Kunſt zu ſchützen, haben 
den Abſchluß einer Zuſatzakte zur Berner Uebereinkunft vom 
9. September 1886, betreffend die Bildung eines internatio- 
nalen Verbandes zum Schutze der gedachten Werke, beſchloſſen 
und zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: ꝛc., welche 
nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten, folgende Artikel vereinbart 


haben: 
Artikel 1. 


Die internationale Uebereinkunft vom 9. September 1886) 
wird in folgender Weiſe abgeändert: | 


I. — Artikel 2. Der erſte Abſatz von Artikel 2 erhält 
folgende Faſſung: 

„Die einem der Verbandsländer angehörigen Urheber 
oder ihre Rechtsnachfolger genießen in den übrigen 
Ländern für ihre Werke, und zwar ſowohl für die 
überhaupt nicht veröffentlichten als auch für die in 
einem Verbandslande zum erſten Male veröffentlichten, 
diejenigen Rechte, welche die betreffenden Geſetze den 
inländiſchen Urhebern gegenwärtig einräumen oder in 
Zukunft einräumen werden.“ 

Außerdem wird ein fünfter Abſatz in nachſtehender Faſſung 
angefügt: 

„Die nachgelaſſenen Werke ſind in den geſchützten 
Werken inbegriffen.“ 


II. — Artikel 3. Der Artikel 3 erhält folgende Faſſung: 


„Die Urheber, welche keinem der Verbandsländer 
angehören, aber ihre Werke der Literatur oder Kunſt 
zum erſten Male in einem Verbandslande veröffentlichen 
oder veröffentlichen laſſen, ſollen für dieſe Werke den 
Schutz genießen, den die Berner Uebereinkunft und die 
gegenwärtige Zuſatzakte gewähren.“ 

III. — Artikel 5. Der erſte Abſatz von Artikel 5 
erhält folgende Faſſung: 

„Den einem der Verbandsländer angehörigen Ur— 
hebern oder ihren Rechtsnachfolgern ſteht in den übrigen 
Ländern während der ganzen Dauer ihres Rechtes an 
dem Originale das ausſchließliche Recht zu, ihre Werke 


1) Deutſches Handels⸗Archiv 1887 I S. 664. 
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zu überſetzen oder die Ueberſetzung derſelben zu ge— 
ſtatten. Jedoch erliſcht das ausſchließliche Ueberſetzungs— 
recht, wenn der Urheber davon nicht innerhalb zehn 
Jahren von der erſten Veröffentlichung des Original— 
werkes an gerechnet in der Weiſe Gebrauch gemacht 
hat, daß er in einem Verbandsland eine Ueberſetzung 
in der Sprache, für welche der Schutz in Anſpruch ge— 
nommen werden ſoll, ſei es ſelbſt veröffentlicht hat, ſei 
es hat veröffentlichen laſſen.“ 


IV. — Artikel 7. Der Artikel 7 erhält folgende Faſſung: 


„Feuilletonromane, einſchließlich der Novellen, welche 
in einem Verbandsland in Zeitungen oder periodiſchen 
Zeitſchriften veröffentlicht ſind, können in den übrigen 
Ländern ohne Ermächtigung der Urheber oder ihrer 
Rechtsnachfolger weder im Originale noch in Ueber: 
ſetzung abgedruckt werden? 

Daſſelbe gilt für die übrigen Artikel von Zeitungen 
oder periodiſchen Zeitſchriften, wenn die Urheber oder 
Herausgeber in der Zeitung oder Zeitſchrift, worin 
ſie die Artikel bringen, ausdrücklich erklären, daß ſie 
den Abdruck verbieten. Bei Zeitſchriften genügt es, 
wenn das Verbot allgemein an der Spitze einer jeden 
Nummer ausgeſprochen iſt. 

Fehlt das Verbot, ſo iſt der Abdruck unter der Be⸗ 
dingung geſtattet, daß die Quelle angegeben wird. 

Das Verbot findet jedoch bei Artikeln politiſchen Jn- 
halts, bei Tagesneuigkeiten und vermiſchten Nachrichten“ 
keine Anwendung.“ 


V. — Artikel 12. Der Artikel 12 erhält folgende Faſſung: 


„Jedes nachgedruckte oder nachgebildete Werk kann 
durch die zuſtändigen Behörden derjenigen Verbands— 
länder, in welchen das Originalwerk auf geſetzlichen 
Schutz Anſpruch hat, beſchlagnahmt werden. 

Die Beſchlagnahme findet ſtatt nach den Vorſchriften 
der inneren Geſetzgebung des betreffenden Landes.“ 


VI. — Artikel 20. Der zweite Abſatz von Artikel 20 


erhält folgende Faſſung: 


„Dieſe Kündigung ſoll an die Regierung der Schwei— 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft gerichtet werden. Sie übt 
ihre Wirkung nur in Anſehung des aufkündigenden 


Geſetze ꝛc. des Deutſchen Reichs. 385 


Landes aus, während die Uebereinkunft für die übrigen 
Verbandsländer verbindlich bleibt.“ 


* Artikel 2. 


Das Schlußprotokoll zur Uebereinkunft vom 9. September 
1886 wird in folgender Weiſe abgeändert: 


I. — Nummer 1. Dieſe Nummer erhält folgende Faſſung: 


„1. In Bezug auf Artikel 4 iſt man übereinge⸗ 
kommen, wie folgt: 

A. — In denjenigen Verbandsländern, in welchen 
nicht nur die architektoniſchen Pläne, ſondern auch die 
architektoniſchen Werke ſelbſt Schutz genießen, werden 
dieſe Werke der Wohlthat der Beſtimmungen der 
Berner Uebereinkunft und der gegenwärtigen Zuſatzakte 
theilhaftig. 

B. — Die photographiſchen Erzeugniſſe und ſolche 
Erzeugniſſe, welche durch ein ähnliches Verfahren her⸗ 
geſtellt ſind, werden der Wohlthat der Beſtimmungen 
dieſer beiden Akte theilhaftig, inſoweit die innere Geſetz⸗ 
gebung es zuläßt und in demſelben Maße, in welchem 
Ee gleichartigen einheimiſchen Werken Schutz zu: 

ligt. 

Die mit Genehmigung des Berechtigten angefertigte 
Photographie eines geſchützten Kunſtwerkes genießt in 
allen Verbandsländern den geſetzlichen Schutz im Sinne 
der Berner Uebereinkunft und der gegenwärtigen Zufaß: 
akte ſo lange, als das Recht zur Nachbildung des 
Originalwerkes dauert und in den Grenzen der zwiſchen 
den Berechtigten abgeſchloſſenen Privatverträge.“ 


II. — Nummer 4. Dieſe Nummer erhält folgende 
Faſſung: | 


„Die im Artikel 14 der Uebereinkunft vorgeſehene 
gemeinſame Vereinbarung wird, wie folgt, getroffen: 

Die Anwendung der Berner Uebereinkunft und der 
gegenwärtigen Zuſatzakte auf die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſer beiden Akte in ihrem Urſprungslande noch 
nicht Gemeingut gewordenen Werke ſoll in Gemäßheit 
der Abmachungen erfolgen, welche hierüber in den 
beſtehenden oder zu dem Zwecke abzuſchließenden be⸗ 
ſonderen Abkommen enthalten ſind. 
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In Ermangelung derartiger Abmachungen zwiſchen 
Verbandsländern werden die betreffenden Länder, ein 
jedes für ſich, durch die innere Geſetzgebung über die 
Art und Weiſe der Anwendung des im Artikel 14 ent⸗ 
haltenen Grundſatzes Beſtimmung treffen. 

Die Beſtimmungen im Artikel 14 der Berner Ueber: 
einkunft und der gegenwärtigen Nummer des Schluß— 
protokolls finden in gleicher Weile auf das ausſchließ— 
liche Ueberſetzungsrecht, wie es durch die gegenwärtige 
Zuſatzakte gewährt wird, Anwendung. 

Die vorgedachten Uebergangsbeſtimmungen finden 
auch bei weiteren Beitritten zum Verband Anwendung.“ 


Artikel 3. 


Denjenigen Verbandsländern, welche ſich an der gegen: 
wärtigen Zuſatzakte nicht betheiligt haben, ſoll auf ihren Wunſch 
jederzeit der Beitritt geſtattet fein. Daſſelbe gilt auch für die- 
jenigen Länder, welche ſpäter der Uebereinkunft vom 9. Sep— 
tember 1886 beitreten werden. Es genügt zu dieſem Zwecke, 
wenn eine ſchriftliche Benachrichtigung an den Schweizeriſchen 
Bundesrath erfolgt, der dann ſeinerſeits den anderen Regie- 
rungen von dem erfolgten Beitritte Kenntniß geben wird. 


Artikel 4. 


Die gegenwärtige Zuſatzakte ſoll dieſelbe Giltigkeit und 
Dauer haben, wie die Uebereinkunft vom 9. September 1886. 

Sie ſoll ratifizirt und die Ratifikationsurkunden ſollen 
in der für dieſe Uebereinkunft angenommenen Form ſobald 
als möglich und ſpäteſtens innerhalb eines Jahres in Paris 
ausgetauſcht werden. 

Sie ſoll zwiſchen den Ländern, die ſie ratifizirt haben, 
drei Monate nach dieſem Austauſch in Kraft treten. 


Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
dieſelbe vollzogen und ihre Inſiegel beigedrückt. 


Ausgefertigt in einem einzigen Exemplare zu Paris, am 
4. Mai 1896. 
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Deklaration, durch welche gewiſſe Zeſtimmungen der Berner 

Hebereinkunft vom 9. Sepfember 1886 und der am 4. Mai 

1896 zu Paris unterzeichneten Zuſatzakte erläutert erden, 
Vom 4. Mai 1896. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten von Deutſchland, 
Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Monaco, 
Montenegro, Norwegen, der Schweiz und Tunis, zu dieſem 
Zwecke von ihren Regierungen mit gehörigen Vollmachten ver— 
ſehen, ſind, was die Auslegung der Berner Uebereinkunft und 
der Zuſatzakte vom heutigen Tage anlangt, über Folgendes 
übereingekommen: 


1. Nach dem Wortlaute von Artikel 2 Abſatz 2 der Ueber⸗ 
einkunft iſt der durch die vorerwähnten beiden Akte ge— 
währleiſtete Schutz lediglich von der im Urſprungslande 
des Werkes erfolgten Erfüllung der Bedingungen und 
Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Geſetzgebung 
dieſes Landes etwa vorgeſchrieben ſind. Daſſelbe gilt 
für den in Nummer 1 litera B des abgeänderten Schluß: 
protokolls erwähnten Schutz von photographiſchen Er— 
zeugniſſen. 

2. Unter „veröffentlichten“ Werken ſind ſolche zu verſtehen, 
die in einem Verbandslande „herausgegeben“ ſind. 
In Folge deſſen ſtellen die Aufführung eines dra— 
matiſchen oder dramatiſch-muſikaliſchen Werkes, die 
Aufführung eines muſikaliſchen Werkes und die Aus— 
ſtellung eines Kunſtwerkes keine „Veröffentlichung“ im 
Sinne der vorerwähnten beiden Akte dar. 

3. Die Umgeſtaltung eines Romans in ein Theaterſtück oder 
eines Theaterſtücks in einen Roman fällt unter die Be⸗ 
ſtimmungen von Artikel 10. 


Denjenigen Verbandsländern, welche ſich an der gegenwär— 
tigen Deklaration nicht betheiligt haben, ſoll auf ihren Wunſch 
jederzeit der Beitritt zu derſelben geſtattet fein. Das Gleiche 
jol auch für diejenigen Länder gelten, welche, fei es der Ueber- 
einkunft vom 9. September 1886, ſei es der Uebereinkunft und 
der Zuſatzakte vom 4. Mai 1896, beigetreten. Es genügt zu 
dieſem Zwecke, wenn eine ſchriftliche Benachrichtigung an den 
Schweizeriſchen Bundesrath erfolgt, der dann ſeinerſeits den 
anderen Regierungen von dem erfolgten Beitritte Kenntniß 
geben wird. 

Die gegenwärtige Deklaration ſoll dieſelbe Giltigkeit und 
Dauer haben wie die beiden Akte, auf welche ſie ſich bezieht. 
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Sie foll ratifizirt und die Ratifikationen follen in der für 
jene beiden Akte angenommenen Form ſobald als möglich und 
ſpäteſtens innerhalb eines Jahres zu Paris ausgetauſcht 
werden. 

Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
dieſelbe vollzogen und ihre Inſiegel beigedrückt. 

Ausgefertigt in einem einzigen Exemplare zu Paris, am 
4. Mai 1896. 


2. Verordnung, betreffend die Ausführung der am 9. Sep⸗ 
tember 1886 zu Bern abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen 
Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunſt. 
Vom 29. November 1897). 
(Reichs-Geſetzblatt 1897 Nr. 52 S. 787.) 


$ 1. 

Werden beſondere Abkommen, die mit anderen Verbands- 
ländern über den Schutz von Werken der Literatur und Kunſt 
abgeſchloſſen ſind, außer Kraft geſetzt, ſo unterliegt die An— 
wendung der Uebereinkunft auf Werke, welche bis dahin nach 
Maßgabe dieſer Abkommen zu behandeln und in ihrem Ur— 
ſprungslande beim Inkrafttreten der Uebereinkunft noch nicht 
Gemeingut geworden waren (Artikel 14 der Uebereinkunft), 
den nachſtehenden Einſchränkungen: 


1. Der Druck der Exemplare, deren Herſtellung zur Zeit 
der Aufhebung des Abkommens erlaubter Weiſe im 
Gange war, darf vollendet werden; dieſe Exemplare 
ſowie diejenigen, welche zu dem gedachten Zeitpunkt 
erlaubter Weiſe hergeſtellt waren, dürfen verbreitet und 
verkauft werden. Ebenſo dürfen die zu dem gedachten 


— fü— 


1) Erlaſſen auf Grund des Reichsgefetzes vom 4. April 1888 (Reichs⸗ 
Geſetzblatt 1888 S. 139), betreffend die Ausführung der Berner 
Ucbereinkunft, welches die in $ 4 Abſ. 3 des Schlußprotokolls zu 
der Berner Uebereinkunft, betreffend die Bildung eines inter⸗ 
nationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur und 
Kunſt vorbehaltenen Beſtimmungen über die Art und Weiſe der 
Anwendung des im Art. 14 der Uebereinkunft enthaltenen Grund⸗ 
ſatzes einer mit Zuſtimmung des Bundesrathes zu erlaſſenden 
Kaiſerlichen Verordnung überweiſt. 
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Zeitpunkte vorhandenen Vorrichtungen (Formen, Platten, 
Steine, Stereotypen ꝛc.) noch vier Jahre lang benutzt 
werden; dieſe Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, 
in welchem das Abkommen aufgehoben worden iſt. 

2. Werke, welche vor der Aufhebung des Abkommens in 
einem der übrigen Verbandsländer veröffentlicht ſind, 
genießen den im Artikel 5 der Uebereinkunft vorgeſehenen 
Schutz des ausſchließlichen Ueberſetzungsrechts nicht gegen⸗ 
über ſolchen Ueberſetzungen, welche zu dem gedachten 
Zeitpunkt in Deutſchland erlaubter Weiſe bereits ganz 
oder theilweiſe veröffentlicht waren. 


3. Dramatiſche oder dramatiſch⸗muſikaliſche Werke, welche 
in einem der übrigen Verbandsländer veröffentlicht oder 
aufgeführt und vor der Aufhebung des Abkommens im 
Original oder in Ueberſetzung in Deutſchland erlaubter 
Weiſe öffentlich aufgeführt ſind, genießen den Schutz 
gegen unerlaubte Aufführung im Original oder in einer 
Ueberſetzung nicht. 

§ 2. 


Die im § 1 Nr. 1 gewährte Befugniß zur Verbreitung 
und zum Verkaufe von Exemplaren ſowie zur Benutzung von 
Vorrichtungen unterliegt der Bedingung, daß die Exemplare 
und Vorrichtungen mit einem beſonderen Stempel verſehen 
ſind. Die Abſtempelung iſt nur bis zum Ablaufe dreier Monate 
zuläſſig; dieſe Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Monats, in 
welchem das Abkommen aufgehoben worden iſt. Die näheren 
Anordnungen in Betreff der Abſtempelung ſowie in Betreff der 
Inventariſirung der abgeſtempelten Exemplare und Vor⸗ 
richtungen werden vom Reichskanzler erlaſſen. 


§ 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
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3. Bekanntmachung, betreffend die Feſtſtellung des Börſen⸗ 
preiſes von Werthpapieren. Vom 28. Inni 1898. 
(Deutſcher Reichs- und Kgl. Preuß. Staatsanzeiger vom 2. Juli 1898 

| Nr. 154.) 


Auf Grund des § 35 Ziff. 3 des Börſengeſetzes vom 
22. Juni 1896 (Reichs-Geſetzblatt S. 157) ) hat der Bundes- 
rath nachſtehende Beſtimmungen beſchloſſen: 


Für die Feſtſtellung des Börſenpreiſes von Werthpapieren 
ſind folgende Grundſätze maßgebend: 


S 1. 

Die Preiſe werden nach Prozenten des Nennwerthes 
feſtgeſtellt. Für beſtimmt zu bezeichnende Werthpapiere, 
namentlich für Aktien von Verſicherungsgeſellſchaften, bei 
welchen im Statut die Zahlung von Dividende ausgeſchloſſen 
iſt, für Aktien von liquidirenden oder in Konkurs gerathenen 
Geſellſchaften, wenn auf derartige Aktien bereits eine "Mod, 
zahlung von Kapital ſtattgefunden hat, für Genußſcheine, 
für Kuxe, für Loospapiere, ſind Ausnahmen zuläſſig. 


8 2. 

Bei Werthpapieren, welche gleichzeitig auf die Deutſche 
und auf eine ausländiſche Währung lauten, wird der Preis— 
feſtſtellung die Deutſche Währung zu Grunde gelegt. Aus⸗ 
nahmen für beſtimmt zu bezeichnende Werthpapiere ſind zu— 
läſſig. 

8 3. 


Für die Umrechnung von Werthen, welche in ausländi— 
ſcher oder in einer außer Wirkſamkeit getretenen inländi⸗ 
ſchen Währung ausgedrückt ſind, in die Deutſche Währung 
gelten folgende Umrechnungsſätze: | 


1 Pfund Sterling . = 20,40 Mark 
1 Frank, Lira, Peſeta, LS u . — 0,80 „ 
1 Oeſterreichiſcher Gulden (Gold) . . — 2,00 „ 
(Währg. ).= 10 S 
Defterreidifd- Ungar. Krone . = 0,85 „ 
1 Gulden Holländiſcher . — 0,70 „ 
1 Skandinaviſche Krone. — 1125 „ 


1) Vgl. dieſe Zeitſchriſt Bb. XLVI S. 125 ff. 
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1 alter Gold⸗Rubel — 3,20 Mark 

1 Rubel \ „= 216 

1 alter Kredit⸗Rubel MU g 2 

1 Peſo „ e 

1 Dolar. . — 420 „ 

: Gulden Süddeutſcher Wahrung = 1200 „ 
1 Mark Banko — 1 50 7 


Ausnahmen für beſtimmt zu bezeichnende Werthpapiere 
ſind zuläſſig. s 
4. 


Die Stückzinſen werden bei Werthpapieren mit feſten 
Zinſen nach dem Zinsfuße, bei dividendentragenden Papieren 
mit 4 Prozent berechnet. Für beſtimmt zu bezeichnende 
Werthpapiere, namentlich für Aktien von Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften, für ſolche Aktien von Terraingeſellſchaften, bei 
welchen im Statut die Zahlung von Dividende ausgeſchloſſen 
iſt, für Aktien, welche zur Konvertirung oder zur Zuſammen⸗ 
legung aufgerufen ſind und keinen Dividendenanſpruch haben, 
für Aktien von liquidirenden oder in Konkurs gerathenen 
Geſellſchaften, für Genußſcheine, für Kure, für unverzins— 
liche Looſe, kann der Fortfall von Stückzinſen (der Handel 
franko Zinſen) feſtgeſetzt werden. 


85. 
Bei Berechnung der Stüdzinfen werden das Jahr mit 
360 Tagen, die Monate mit je 30 Tagen angeſetzt. Ab— 
weichend hiervon wird der Monat Februar mit 28, in Schalt⸗ 
jahren mit 29 Tagen angeſetzt, wenn der Endpunkt der 
Zinsberechnung in den Februar fällt. 


§ 6. 
Bei Berechnung der Stückzinſen wird in Kaſſageſchäften 
der Kauftag, in Zeitgeſchäften der Erfüllungstag mitgerechnet. 


87 
Die Stückzinſen von Werthpapieren, deren Zins- und 
Dividendenſcheine am erſten Tage eines Monats nach altem 
Stile fällig werden, werden vom erſten des gleichlautenden 
Monats neuen Stiles berechnet. 


§ 8. 
Der Dividendenſchein von inländiſchen Aktien, welche 
nur im Kaſſageſchäfte gehandelt werden, wird am Schluſſe 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 26 


392 Rechtsquellen. 


des Geſchäftsjahres der Geſellſchaft vom Stücke getrennt. 
Bei den übrigen inländiſchen und bei den ausländiſchen 
Aktien wird der Dividendenſchein erſt dann vom Stücke ge⸗ 
trennt, wenn er zur Auszahlung gelangt. Ausnahmen für 
beſtimmt zu bezeichnende Werthpapiere ſind zuläſſig. In 
allen Fällen, in denen der Dividendenſchein erſt nach Ablauf 
des Geſchäftsjahrs vom Stücke getrennt wird, werden die 
Stückzinſen für den entſprechenden Zeitraum über ein Jahr 
hinaus berechnet. T 


Die im § 1 Abſatz 2, § 2 Abſatz 2, § 3 Abſatz 2, 
§ 4 Abſatz 2, § 8 Abſatz 2 vorgeſehenen Ausnahmen greifen 
nur Platz, wenn darüber zwiſchen den Börſenorganen ſämmt⸗ 
licher Börjen, an denen die betreffenden Werthpapiere zum 
Handel zugelaſſen ſind, Einverſtändniß erzielt wird. Die 
vereinbarten Ausnahmevorſchriften und der Zeitpunkt, mit 
dem ſie Geltung erlangen ſollen, ſind dem Reichskanzler mit⸗ 
zutheilen; fie werden von dieſem im „Reichs-Anzeiger“ be: 
kannt gemacht und erlangen damit für ſämmtliche Deutſche 
Börſen Wirkſamkeit. Ke 

10. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1899 in Kraft. 


VI. 
Deutſche Landes⸗Geſetze ett. aus den Jahren 1896 und 1897. 


1. Preußiſches Geſetz über die Handelskammern. 
Vom 24. Februar 1870. 
19. Auguſt 1897. 
(Preuß. Geſetz⸗Sammlung 1897 S. 355 ff.) 


Das Geſetz vom 24. Februar 1870 iſt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XV S. 487 ff. feinem Wortlaute nach mitgetheilt. 
Daſſelbe hat durch das Geſetz vom 19. Auguſt 1897 weſent⸗ 
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liche Aenderungen erfahren und iſt auf Grund der Ermäch⸗ 
tigung in Art. X durch den Miniſter für Handel und Ge— 
werbe in ſeiner jetzt geltenden Geſtalt bekannt gemacht. — 
Hiernach iſt der Wortlaut folgender: 


Beſtimmung und Errichtung der Handelskammern. 


§ 1. 

Die Handelskammern haben die Beſtimmung, die Gez 
ſammtintereſſen der Handel⸗ und Gewerbetreibenden ihres 
Bezirkes wahrzunehmen, insbeſondere die Behörden in der 
Förderung des Handels und der Gewerbe durch thatſächliche 
Mittheilungen, Anträge und Erſtattung von Gutachten zu 
unterſtützen. | 

§ 2. 


Die Errichtung einer Handelskammer unterliegt der 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

Bei Ertheilung dieſer Genehmigung wird zugleich über 
die Zahl der Mitglieder und, wenn die Errichtung für einen 
über mehrere Orte ſich erſtreckenden Bezirk erfolgt, über den 
Sitz der Handelskammer Beſtimmung getroffen. 


Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 
§ 3. 


Die Mitglieder der Handelskammer werden gewählt. 

Berechtigt, an der Wahl Theil zu nehmen, und ver— 
pflichtet, zu den Koſten der Handelskammer beizutragen, ſind, 
ſofern ſie zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind: 

1. diejenigen Kaufleute (natürliche und juriſtiſche Per- 
ſonen), die als Inhaber einer Firma in einem der 
für den Bezirk der Handelskammer geführten Han⸗ 

deelsregiſter eingetragen ſtehen, 

2. diejenigen ein Handelsgewerbe treibenden Geſell— 
ſchaften und Genoſſenſchaften, die in einem der 
Handels: oder Genoſſenſchaftsregiſter des Handels— 
kammerbezirks eingetragen ſtehen, 

3. die im Bezirke der Handelskammer den Bergbau 
treibenden Alleineigenthümer oder Pächter eines 
Bergwerks, Gewerkſchaften oder Geſellſchaften, auch 
wenn fie nicht im Handels- oder Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragen ſtehen, 
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4. die Beſitzer von im Handelskammerbezirk belegenen 
Betriebsſtätten, welche zu einem außerhalb dieſes 
Bezirkes beſtehenden, im Handelsregiſter eingetrage⸗ 
nen Unternehmen gehören, auch wenn die Betriebs- 
ſtätten nicht im Handelsregiſter eingetragen ſtehen, 
ſofern dieſelben nach Art und Umfang einen in 
kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb 
erfordern. 

Von Wahlrecht und Beitragspflicht ſind ausgeſchloſſen: 

a) die Reichs⸗ und Staatsbetriebe, 

b) die mit einem land- und forſtwirthſchaftlichen Be: 
triebe verbundenen Nebengewerbe, 

c) die landwirthſchaftlichen und Handwerk⸗sgenoſſen— 
ſchaften, 

die zu b und e Genannten, ſoweit nicht die Zu— 
laſſung von ihnen beantragt wird. 


§ 4. 

Die Handelskammer kann beſchließen, daß Wahlrecht 
und Beitragspflicht außer von den Erforderniſſen des § 3 
von der Veranlagung in einer beſtimmten Klaſſe oder zu 
einem beſtimmten Satze der Gewerbeſteuer bedingt ſein ſoll. 
Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe. 

85. 

Befähigt, die Wahlſtimme abzugeben, find Perſonen, die 
im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſind, weder unter 
Vormundſchaft noch unter Pflegſchaft ſtehen und nicht gemäß 
S 9 vom Wahlrechte ausgeſchloſſen find. 

Wahlberechtigte Perſonen, die hiernach zur Abgabe der 
Wahlſtimme befähigt ſind, üben das Wahlrecht perſönlich 
aus. Eine Vertretung bei den Wahlen findet ſtatt: 

1. für offene Handelsgeſellſchaften durch einen zur 
Vertretung befugten Geſellſchafter, für andere wahl- 
berechtigte Geſellſchaften, Gewerkſchaften und juri- 
ſtiſche Perſonen durch einen ihrer geſetzlichen Ver— 
treter und, wenn ſie einen ſolchen nicht haben, durch 
ein Vorſtandsmitglied, 

. für Perſonen weiblichen Geſchlechts, für Perſonen, 
die unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, und 
für Zweigniederlaſſungen und Betriebsſtätten (S 3 
Ziffer 4), die einem Handelskammerbezirke, in dem 
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ihre Hauptniederlaſſung nicht belegen iſt, angehören, 
und nicht von einer nach den vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen wahlberechtigten Perſon geleitet werden, 
durch einen im Handelsregiſter eingetragenen Pro- 
kuriſten oder, wenn ſie einen ſolchen nicht haben, 
durch einen beſonders beſtellten Bevollmächtigten. 


Die Handelskammer kann beſchließen, daß bei den 
Wahlen die Vertretung durch einen in das Handelsregiſter 
eingetragenen Prokuriſten allgemein zugelaſſen werde. Sie 
hat in dieſem Falle auch die zur Ausführung dieſes Beſchluſſes 
etwa erforderlichen Beſtimmungen, namentlich über die Legi- 
timation des die Wahlſtimme abgebenden Prokuriſten, zu 
treffen. | 

$ 6. 


Wer nach vorſtehenden Beſtimmungen (88 3 bis 5) in 
demſelben Handelskammerbezirke mehrfach ſtimmberechtigt iſt, 
darf gleichwohl nur eine Wahlſtimme abgeben und hat ſich, 
wenn er gleichzeitig in mehreren Wahlkreiſen des Handels— 
kammerbezirks (§ 10) ſtimmberechtigt ift, vor Ablauf der zu 
Einwendungen gegen die Wählerliſte beſtimmten Friſt (§ 11) 
zu erklären, in welchem Wahlkreiſe er feine Stimme aus- 
üben will. é 

7. 


Zu Mitgliedern der Handelskammer wählbar find deutſche 
Staatsangehörige, die mindeſtens 25 Jahre alt und nach den 
§§ 3 bis 5 zur Abgabe der Wahlſtimme befähigt find, jedoch 
mit Ausnahme der nach § 5 Abſatz 2 Ziffer 2 beſonders be- 
ſtellten Bevollmächtigten. Mehr als der vierte Theil der 
Mitglieder der Handelskammer darf nicht aus den im § 5 
Abſatz 3 genannten Perſonen beſtehen. 

Mehrere Vertreter derſelben Geſellſchaft, Gewerkſchaft 
oder juriſtiſchen Perſon (Geſellſchafter, geſetzliche Vertreter, 
Vorſtandsmitglieder, Prokuriſten) dürfen nicht gleichzeitig 
Mitglieder derſelben Handelskammer ſein. 


$ 8. 


Die Handelskammer kann Perſonen, die nach § 7 zu 
Mitgliedern der Handelskammer gewählt werden konnten, 
aber ihre die Wählbarkeit begründende Thätigkeit oder Stel⸗ 
lung aufgegeben haben, über die nach § 2 feſtgeſtellte Zahl 
der Mitglieder hinaus zuwählen. 

Die Zuwahl erfolgt auf drei Jahre. 
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Die Zahl dieſer Mitglieder darf den zehnten Theil der 
Mitglieder der Handelskammer nicht überſteigen. 


§9. 


Diejenigen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet 
iſt, ſind bis nach Abſchluß dieſes Verfahrens, und diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, während der Dauer 
der Zahlungseinſtellung weder wahlberechtigt noch wählbar. 


Wahlverfahren. 
$ 10. 


Die Handelskammer kann durch Statut beſchließen, daß 
die Wahlen nach Abtheilungen der Wahlberechtigten vorzu— 
nehmen ſind, ſowie daß eine Abſtufung des Wahlrechts nach 
der Höhe der Handelskammerbeiträge ſtattfindet, oder daß 
die Wahlen durch alle Wahlberechtigten mit gleichem Rechte 
erfolgen. Für die Ausführung der Wahlen können engere 
Wahlbezirke gebildet werden. In dem Statute ſind zugleich 
die zur Ausführung der Beſchlüſſe erforderlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen, insbeſondere über die Abgrenzung der Wahl⸗ 
bezirke und Wahlabtheilungen und die Vertheilung der Mit⸗ 
glieder der Handelskammer auf die Wahlbezirke und Wahl⸗ 
abtheilungen, ſowie über den bei Abſtufungen des Wahlrechts 
anzuwendenden Maßitab. 

Das Statut unterliegt der Genehmigung des Miniſters 
für Handel und Gewerbe. 

So lange ein ſolches Statut nicht erlaſſen iſt, erfolgen 
die Wahlen zur Handelskammer in der Weiſe, daß die nach 
83 Wahlberechtigten unter Zugrundelegung des Ergebniſſes 
ihrer Veranlagung zur Gewerbeſteuer in drei Abtheilungen 
getheilt werden, deren jede ein Drittel der Kammermitglieder 
wählt. Innerhalb der Wahlabtheilungen können mit Ge— 
nehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe Wahl: 
bezirke gebildet werden. 

§ 11. 


Zur Vorbereitung der Wahlen ſtellt die Handelskammer 
eine Liſte der Wahlberechtigten auf, die eine Woche lang 
öffentlich auszulegen iſt. Hat die Wahl nach Wahlbezirken 
oder Wahlabtheilungen zu erfolgen, jo ift für jeden Wahl- 
bezirk und für jede Wahlabtheilung eine beſondere Liſte auf— 
zuſtellen und auszulegen. 
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Die Handelskammer macht Ort und Zeit der Auslegung 
mit dem Hinzufügen bekannt, daß Einwendungen gegen die 
Liſte innerhalb einer Woche nach beendeter Auslegung bei 
ihr anzubringen ſeien. | 

Nach Ablauf dieſer Friſt beſchließt fie über die erhobenen 
Einwendungen und ſtellt die Wahlliſte feſt. Gegen den Be⸗ 
ſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde beim 
Regierungspräſidenten ſtatt. Dieſer entſcheidet endgültig. 

In Wahlbezirken, für welche eine Handelskammer noch 
nicht vorhanden iſt, werden die der Handelskammer durch 
Abſatz 1 bis 3 zugewieſenen Aufgaben von dem Regierungs⸗ 
präſidenten wahrgenommen. 


8 12. 


Nach erfolgter Feſtſtellung der Wählerliſte hat für jeden 
Wahlbezirk bei Einrichtung der Handelskammer ein von dem 
Regierungspräſidenten, ſonſt ein von der Handelskammer aus 
der Zahl ihrer Mitglieder zu ernennender Kommiſſarius den 
Wahltermin zu beſtimmen und öffentlich bekannt zu machen. 


8 13. 


In der Wahlverſammlung führt der ernannte Kom: 
miſſarius (§ 12) den Vorſitz. Es wird ein Wahlvorſtand 
gebildet. Zu demſelben gehören, außer dem Vorſitzenden, 
ein Stimmenſammler und ein Schriftführer, welche von den 
anweſenden Wahlberechtigten aus ihrer Mitte gewählt werden. 


8 14. 


Die Wahl erfolgt nach abſoluter Stimmenmehrheit durch 
geheime Abſtimmung mittelſt Stimmzettel, welche, außer den 
im $ 5 erwähnten Fällen, von den Stimmberechtigten per: 
ſönlich abzugeben ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. Ergibt fih bei einer Wahl in der erſten Ab- 
ſtimmung weder eine abſolute Stimmenmehrheit noch Stimmen⸗ 
gleichheit, ſo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Wählenden auf 
die engere Wahl gebracht. Falls mehr Perſonen, als die 
doppelte Anzahl der zu Wählenden, die relativ meiſten 
Stimmen erhalten haben, entſcheidet bei Feſtſtellung der Liſte 
der auf die engere Wahl zu Bringenden, unter denen, welche 
gleich viele Stimmen haben, das Loos. Ueber die Gültigkeit 
der Wahlzettel entſcheidet der Wahlvorſtand. Das Wahl: 
protokoll iſt von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 
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Durch ein der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe unterliegendes Statut kann ein von den Be⸗ 
ſtimmungen des Abſatzes 1 abweichendes Wahlverfahren be⸗ 
ſchloſſen werden. 

§ 15. 

Die Handelskammer hat das Ergebniß der Wahl öffent— 
lich bekannt zu machen. 

Einſprüche gegen die Wahl ſind innerhalb zweier Wochen 
bei der Handelskammer anzubringen, der die Beſchlußfaſſung 
zuſteht, und die im Uebrigen die Legitimation ihrer Mit⸗ 
glieder von Amtswegen prüft und darüber beſchließt. 

Gegen die Beſchlüſſe der Handelskammer findet inner: 
halb zweier Wochen die Klage beim Bezirksausſchuſſe ſtatt, 
gegen deſſen Endurtheil nur das Rechtsmittel der Reviſion 
zuläſſig iſt. 


Dauer der Funktion und Wechſel der Mitglieder. 
8 16. 


Die Mitglieder der Handelskammer werden auf jechs 
Jahre gewählt. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Dritttheil aus 
und wird durch neue Wahlen (Ergänzungswahlen) erſetzt. 
Soweit die Zahl der Mitglieder nicht durch drei theilbar iſt, 
beſtimmt die Handelskammer, bei welchen Ergänzungswahlen 
die übrig bleibende Zahl der Mitglieder durch Neuwahl zu 
erſetzen iſt. Die Handelskammer hat ferner, wenn die Wahlen 
nach Wahlabtheilungen oder Wahlbezirken erfolgen, die aus: 
ſcheidenden Mitglieder auf die Abtheilungen oder Bezirke 
angemeſſen zu vertheilen. 

Die das erſte und das zweite Mal Ausſcheidenden wer— 
den durch das Loos beſtimmt. 

Die Ergänzungswahlen finden vor Schluß des Kalender- 
jahres ftatt. Die Gewählten beginnen ihre Thätigkeit mit 
dem Beginne des folgenden Jahres. Die Ausſcheidenden 
können wieder gewählt werden. Sie bleiben im Amte, bis 
die Neugewählten die Geſchäfte übernommen haben. 


§ 17. 


Wahlen zum Erſatze von Mitgliedern, die außerhalb der 
regelmäßigen Ergänzung der Handelskammer ausgeſchieden 
ſind (Erſatzwahlen), werden im Anſchluſſe an die nächſten 
Ergänzungswahlen vollzogen. 
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Sie ſind ſchon vorher zu vollziehen, wenn der Miniſter 
für Handel und Gewerbe oder die Handelskammer es für 
erforderlich erachtet, und können alsdann unter Zugrunde— 
legung der bei der letzten Ergänzungswahl feſtgeſtellten Liſte 
der Wahlberechtigten vollzogen werden. 

Der Erſatzmann bleibt bis zum Ende derjenigen Wahl⸗ 
periode in Thätigkeit, für welche der Ausgeſchiedene ge- 
wählt war. 

Die Wahl jedes Erſatzmannes erfolgt in einem befon- 
deren Wahlgange; nur wenn mehrere Erſatzmänner für eine 
gleiche Wahlperiode von derſelben Wahlabtheilung oder dem- 
ſelben Wahlbezirke zu wählen ſind, erfolgt die Wahl in 
einem gemeinſamen Wahlgange. 


818. 


Jeder in der Perſon eines Mitgliedes eintretende Um— 
ſtand, welcher daſſelbe, wenn er vor der Wahl vorhanden 
geweſen wäre, von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen haben 
würde, hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft zur Folge. Die 
Beſchlußfaſſung hierüber ſteht der Handelskammer zu. 


8 19. 


Die Handelskammer kann ein Mitglied, welches nach 
ihrem Urtheile durch ſeine Handlungsweiſe die öffentliche 
Achtung verloren hat, nach Anhörung deſſelben durch einen 
mit einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritttheilen ihrer 
Mitglieder zu faſſenden Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen. 


8 20. 

In derſelben Art ($ 19) kann die Handelskammer ein 
Mitglied, gegen welches ein gerichtliches Strafverfahren er— 
öffnet wird, bis nach Abſchluß deſſelben von ſeinen Funk⸗ 
tionen vorläufig entheben. 

8 21. 

Gegen die nach Maßgabe der SS 18 bis 20 gefaßten 
Beſchlüſſe der Handelskammer findet innerhalb zweier Wochen 
die Klage beim Bezirksausſchuſſe ſtatt, gegen deſſen End— 
urtheil nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig iſt. 


8 22. 


Die Handelskammer kann beſchließen, daß neben den 
Mitgliedern Stellvertreter gewählt werden. In dem Be: 
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ſchluſſe ift über die Zahl der Stellvertreter, über ihre Ber: 
theilung auf Wahlbezirke oder Wahlabtheilungen und über 
die Vorausſetzungen, unter denen ſie in Thätigkeit treten, 
Beſtimmung zu treffen. Im Uebrigen finden auf die Stell⸗ 
vertreter die für Mitglieder geltenden Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Koſtenaufwand. 
§ 23. 


Die Handelskammer beſchließt über den zur Erfüllung 
ihrer geſetzlichen Aufgabe erforderlichen Koſtenaufwand und 
ordnet ihr Kaffen- und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 

Sie nimmt die von ihr für erforderlich erachteten Ar: 
beitskräfte an, ſetzt die Vergütungen für dieſelben feſt und 
beſchafft die nöthigen Räumlichkeiten. 


8 24. 


Die Mitglieder verſehen ihre Geſchäfte unentgeltlich. 
Nur die durch Erledigung einzelner Aufträge erwachſenden 
baaren Auslagen werden ihnen erſtattet. 

Die Handelskammer kann beſchließen, ihren Mitgliedern 
eine den baaren Auslagen für die Theilnahme an den 
Sitzungen entſprechende Entſchädigung zu gewähren. 


§ 25. 


Die Handelskammer hat alljährlich einen Etat aufzu⸗ 
ſtellen, öffentlich bekannt zu machen und dem Regierungs- 
präſidenten mitzutheilen. 


8 26. 


Soweit die in dem Haushaltsplane veranſchlagten Koſten 
der Handelskammerverwaltung nicht durch beſondere Ein— 
nahmen gedeckt werden, werden ſie auf die Wahlberechtigten 
(Ss 3 und 4) umgelegt. Den Maßſtab bildet die ſtaatlich 
veranlagte Gewerbeſteuer. Dabei bleibt derjenige Theil der 
Gewerbeſteuer außer Anrechnung, der auf Niederlaſſungen, 
Betriebe oder Betriebsſtätten entfällt, die ihren Sitz nicht im 
Handelskammerbezirk haben, oder hinſichtlich welcher ihren 
Beſitzern das Recht, an den Handelskammerwahlen Theil zu 
nehmen, nicht zuſteht. 

In Gemeinden, die eine beſondere Gewerbeſteuer ein— 
geführt haben ($ 29 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
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14. Juli 1893), kann auf Grund Beſchluſſes der Handels- 
kammer nach Anhörung der Betheiligten der auf die Wahl⸗ 
berechtigten der Gemeinde entfallende Betrag an Handels: 
kammerbeiträgen durch Zuſchläge zu der beſonderen Ge- 
werbeſteuer aufgebracht werden. Dieſer Beſchluß bedarf der 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 


8.27. 


Das Ergebniß der Veranlagung zur Gewerbeſteuer, 
ſowie etwa ſpäter eintretende Veränderungen werden der 
Handelskammer von den Steuerausſchüſſen koſtenfrei mit⸗ 
getheilt. Inſoweit die Veranlagung ſich auf mehrere Nieder⸗ 
laſſungen, Betriebe oder Betriebsſtätten eines Beitragspflich⸗ 
tigen erſtreckt, die ihren Sitz nicht ſämmtlich im Bezirk einer 
Handelskammer haben oder hinſichtlich welcher ihren Beſitzern 
das Recht, an den Handelskammerwahlen Theil zu nehmen, 
nicht zuſteht, iſt auf Antrag der Handelskammer vom Vor⸗ 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes der auf die abgabepflichtigen 
Niederlaſſungen, Betriebe oder Betriebsſtätten entfallende 
i feſtzuſtellen und den Abgabepflichtigen mitzu⸗ 
theilen. 

Denſelben ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von vier 
Wochen die Berufung an die Bezirksregierung, deren Ent⸗ 
ſcheidung endgültig iſt, zu. 

Die Handelskammer ſtellt die Beiträge feſt. 


8 28. 


Auf Erſuchen der Handelskammer haben die Gemeinden 
und Gutsbezirke die Erhebung der Handelskammerbeiträge 
gegen eine Vergütung von höchſtens drei vom Hundert der 
eingezogenen Beiträge zu bewirken und die Beiträge durch 
Vermittelung der Kreis: (Steuer:) Kaſſen an die Handels: 
kammer abzuführen. 

Die Handelskammerbeiträge ſind öffentliche Laſten. Rück⸗ 
ſtändige Beiträge werden in derſelben Weiſe wie Gemeinde⸗ 
abgaben eingezogen. 

8 29. 


Einſprüche gegen die Heranziehung zu Handelskammer— 
beiträgen ſind innerhalb zweier Wochen nach der Zahlungs— 
aufforderung bei der Handelskammer anzubringen, die dar⸗ 
über beſchließt. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zweier 
Wochen nach der Zuſtellung die Klage beim Bezirksausſchuſſe 


402 Rechtsquellen. 


ſtatt, gegen deſſen Endurtheil nur das Rechtsmittel der Re⸗ 

viſion zuläſſig iſt. 

Der Einſpruch hat keine aufſchiebende Wirkung. 
Einſprüche, welche ſich gegen den dem Handelskammer— 

beitrage zu Grunde liegenden Satz der ſtaatlich veranlagten 

Gewerbeſteuer richten, ſind unzuläſſig. 


$ 30. 


Die Handelskammer iſt befugt, zur Deckung der Koſten 
von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die für einzelne 
Theile des Handelskammerbezirks oder für einzelne Betriebs: 
zweige ausſchließlich beſtimmt ſind, oder ihnen vorzugsweiſe 
zu Gute kommen, die Beitragspflichtigen dieſer Bezirkstheile 
oder Betriebszweige zu beſonderen Beiträgen heranzuziehen. 
Bevor ſolche Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen ins 
Leben gerufen werden, iſt den Betheiligten Gelegenheit zu 
geben, ſich über deren Zweckmäßigkeit zu äußern. 

Zur Verwaltung ſolcher Einrichtungen ſind Vertreter 
der betheiligten Bezirkstheile oder Betriebszweige in ange— 
meſſener Zahl heranzuziehen; ſie kann örtlichen oder ſachlichen 
Ausſchüſſen übertragen werden, die aus Mitgliedern der 
Handelskammer und Vertretern der betheiligten Bezirkstheile 
oder Betriebszweige zu bilden ſind. 

Die auf Grund dieſer Beſtimmungen gefaßten Beſchlüſſe 
unterliegen der Genehmigung des Miniſters für Handel und 
Gewerbe. 

§ 31. 


Einer vorgängigen Genehmigung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe bedarf es, wenn die Beſchaffung des 
Aufwandes für ein Jahr einen zehn Prozent der Gewerbe: 
ſteuer überſteigenden Zuſchlag zu derſelben erfordert. 

In dieſem Falle kann der Miniſter für Handel und 
Gewerbe die etatsmäßigen Koſten in der Geſammtſumme 
ſo weit herabſetzen, daß der zu ihrer Deckung erforderliche 
Zuſchlag nicht mehr als zehn Prozent der Gewerbeſteuer 
beträgt. 


Geſchäftsführung. 
§ 32. 


Zu Anfang jeden Jahres wählt die Handelskammer aus 
ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen oder zwei Stell⸗ 
vertreter deſſelben. Im Falle des Ausſcheidens des Vor⸗ 
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ſitzenden oder ſeiner Stellvertreter vor der geſetzlichen Zeit 
erfolgt eine Neuwahl für den Reſt dieſer Zeit. 


$ 33. 


Die Handelskammern können die Oeffentlichkeit ihrer 
Sitzungen beſchließen. 

Ausgenommen von der öffentlichen Berathung ſind die— 
jenigen Gegenſtände, welche in einzelnen Fällen den Handels⸗ 
kammern als für die Oeffentlichkeit nicht geeignet von den 
Behörden bezeichnet oder von ihnen ſelbſt als zur öffentlichen 
Berathung nicht geeignet befunden werden. 


8 34. 


Die Beſchlüſſe der Handelskammern werden — außer 
den in den Gë 19 und 20 beſtimmten Fällen — durch 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. Bei Wahlen findet das im 
erſten Abſatze des § 14 beſtimmte Verfahren ſtatt. Um 
einen gültigen Beſchluß zu faſſen, iſt die Ladung aller Mit⸗ 
glieder unter Mittheilung der Berathungsgegenſtände und 
die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder 
erforderlich. 

Ueber jede Berathung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 


8 35. 


Die Handelskammer hat die Rechte einer juüriſtiſchen 
Perſon. 

Sie wird nach außen vertreten durch den Vorſitzenden 
oder ſeinen Stellvertreter. 

Urkunden, die die Handelskammer vermögensrechtlich 
verpflichten ſollen, müſſen unter ihrem Namen von dem 
Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter und einem Mitgliede 
der Handelskammer vollzogen werden. 

Sie führt ein den heraldiſchen Adler un Siegel 
mit der Umſchrift: „Handelskammer zu (für). 


$ 36. 


Den Handelskammern iſt geſtattet, ihre Berichte un- 
mittelbar an die Zentralbehörden zu erſtatten. 

Sie haben von den an die Zentralbehörden erſtatteten 
Berichten derjenigen Provinzialbehörde, in deren Geſchäfts⸗ 
kreis der Gegenſtand fällt, Mittheilung zu machen. 
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§ 37. 
Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung 
werden von der Handelskammer in einer dem Regierungs⸗ 
präſidenten mitzutheilenden Geſchäftsordnung getroffen. 


Geſchäftskreis. 
8 38. 


Der Geſchäftskreis der Handelskammern wird im AN- 
gemeinen durch ihre Beſtimmung (§ 1) begrenzt. 

Sie ſind befugt, Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, 
die die Förderung von Handel und Gewerbe, ſowie die tech: 
niſche und geſchäftliche Ausbildung, die Erziehung und den 
ſittlichen Schutz der darin beſchäftigten Gehülfen und Lebr- 
linge bezwecken, zu begründen, zu unterhalten und zu unter- 
ſtützen. 

§ 39. 


Alljährlich bis ſpäteſtens Ende Juni haben die Handels— 
kammern über die Lage und den Gang des Handels während 
des vorhergegangenen Jahres an den Miniſter für Handel 
und Gewerbe zu berichten und den Bericht im Druck zu ver— 
vielfältigen. | 

Außerdem find fie verpflichtet, durch die öffentlichen 
Blätter oder in ſonſt geeigneter Weiſe den Handel- und 
Gewerbetreibenden ihres Bezirks fortlaufende Mittheilungen 
aus den Berathungsprotokollen zu machen, ſowie ſummariſch 
von ihren Einnahmen und Ausgaben Kenntniß zu geben. 


8 40. 


An denjenigen Orten, an welchen Handelskammern ihren 
Sitz haben, werden von dieſen die Handelsmäkler — unter 
Vorbehalt der Beſtätigung des Regierungspräſidenten — 
ernannt. 
§ 41. 

Börſen und andere für den Handelsverkehr beſtehende 
öffentliche Anſtalten können unter die Aufſicht der Handels— 
kammer geſtellt werden. ; 

2. 


Die Handelskammer ift befugt, Dispacheure und folde 
Gewerbetreibende der in § 36 der Reichs- Gewerbeordnung 
bezeichneten Art, deren Thätigkeit in das Gebiet des Handels 
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fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. Auf Auktiona⸗ 
toren findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. Vorſchriften, 
die die Handelskammer für die hiernach angeſtellten Perſonen 
erläßt, ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe vor— 
zulegen. 

Der Handelskammer liegt ferner die Ausſtellung von 
Urſprungszeugniſſen und anderen dem Handelsverkehre dienen⸗ 
den Beſcheinigungen ob. 


Beaufſichtigung. Auflöſung.“ 
$ 43. 


Die Handelskammer unterliegt der Aufſicht des Miniſters 
für Handel und Gewerbe. 

Auf Antrag deſſelben kann eine Handelskammer durch 
Beſchluß des Staatsminiſteriums aufgelöſt werden. Es ſind 
ſodann Neuwahlen anzuordnen, die innerhalb dreier Monate 
vom Tage der Auflöſung an erfolgen müſſen. 

Ueber die Geſchäftsführung und Vermögensverwaltung 
der Handelskammer während der Zwiſchenzeit trifft der Mi⸗ 
niſter für Handel und Gewerbe die erforderlichen Anord— 
nungen. 


Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
& 44. | 


Auf die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Tilſit, Königs: 
berg, Danzig, Memel und Elbing beſtehenden kaufmänniſchen 
Korporationen und auf das Kommerzkollegium zu Altona 
findet dieſes Geſetz mit Ausnahme der §§ 33, 38 und 42 
keine Anwendung. 

Die in Abſatz 1 aufgeführten Körperſchaften ſind befugt, 
ſich in Handelskammern umzuwandeln oder, falls eine Han⸗ 
delskammer für den Bezirk beſteht, ſich mit dieſer zu ver- 
einigen. 

Die Umwandlung erfolgt durch ein von der Körperſchaft 
zu beſchließendes, der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe unterliegendes Statut, in welchem über die 
Verwaltung der Einrichtungen und des Vermögens der Körper: 
ſchaft, ſowie über das für die neue Handelskammer maß⸗ 
gebende Wahlſyſtem Beſtimmung zu treffen iſt. Durch das 
Statut kann die bisherige Bezeichnung der Körperſchaft und 
ihrer Vertretung aufrecht erhalten werden. 
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Zur Vereinigung mit einer ſchon beſtehenden Handels⸗ 
kammer bedarf es eines mit dieſer zu vereinbarenden Sta⸗ 
tuts, welches der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe unterliegt. 

§ 45. 

Alle entgegenſtehenden Geſetze und Verordnungen treten 

außer Kraft. 
§ 46. 


Vor dem 1. April 1898 ſind für die zur Zeit beſtehen⸗ 
den Handelskammern Neuwahlen der Mitglieder mit der 
Maßgabe vorzunehmen, daß die erſten, darauf folgenden 
Ergänzungswahlen (§ 16) vor Schluß des Jahres 1899 ſtatt⸗ 
finden. Bis zur Vollziehung der Neuwahlen bleiben die 
derzeitigen Mitglieder der Handelskammern im Amte. 


8 47. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes if der Miniſter 
für Handel und Gewerbe beauftragt. 


2. Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für Handel 
und Gewerbe über die Beſtallung und Entlaſſung der Kurs⸗ 
makler. Vom 14. November 1896. 


(Deutſcher deer und Kgl. Preußiſcher Staatsanzeiger vom 
9. November 1896 Nr. 175.) 


Auf Grund des § 30 Abſ. 2 des Reichs-Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 157) ) beſtimme ich 
hierdurch das Folgende: 

81. 


Die Kursmakler ($ 30 des Reichs-Börſengeſetzes) werden 
für die Börſe in Berlin durch den Oberpräſidenten der Pro- 
vinz Hannover und der Stadt Berlin und für die übrigen 
Börſen, wo ſolche beſtellt werden, durch den Regierungs- 


1) Das Reichs⸗Vörſengeſetz ift abgedruckt in dieſer Zeitſchr. Bd. XLVI 
S. 125 ff. 


Deutſche Landes⸗Geſetze zc. 407 


präſidenten, in deſſen Verwaltungsbezirk die Börſe belegen 
iſt, beſtellt und in ſeinem Auftrage darauf vereidigt, daß ſie 
die ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen werden ($ 30 
Abſatz 1 a. a. O.). 

§ 2. 


Vor der Beſtellung ſind die Handelsorgane, denen die 
unmittelbare Aufſicht über die Börſe übertragen ift (8 1 
Abſatz 2 des Reichs⸗Börſengeſetzes), und wo eine Vertretung 
der Kursmakler ($ 30 Abſatz 2 a. a. O.) beſteht, auch dieſe 
zu hören. 

§ 3. 


Der zum Kursmakler Beſtellte erhält nach ſeiner Ver⸗ 
eidigung eine von der ihn beſtellenden Behörde ausgefertigte 
Beſtallung. 

§ 4. 


Die Entlaſſung eines Kursmaklers kann erfolgen, wenn 
er ſich einer groben Verletzung der ihm obliegenden Pflichten 
ſchuldig macht oder ſich durch ſein Verhalten in oder außer 
dem Amt der Achtung, des Anſehens und des Vertrauens, 
die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt, oder zur Erfüllung 
ſeiner Amtspflicht dauernd unfähig wird. Die Entlaſſung 
erfolgt durch dieſelbe Behörde, welche die Beſtellung vorge: 
nommen hat. Vor der Entlaſſung ſind die in $ 2 bezeich⸗ 
neten Organe zu hören. 

§ 5. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die bei ein: 
tretendem Bedürfniß zu beſtellenden Stellvertreter von Kurs: 
maklern mit der Maßgabe Anwendung, daß ſolche auch für 
eine im voraus beſtimmte Zeit beſtellt werden können. 

Die Stellvertreter haben für die Dauer der Stellvertretung 
die Rechte und Pflichten von Kursmaklern. 


8 6. 

Die für die Börſenbeſucher geltenden Vorſchriften des 
Reichs⸗Börſengeſetzes und der Börſenordnung, insbeſondere in 
Betreff des ehrengerichtlichen Verfahrens, der Zulaſſung und 
der Ausſchließung vom Börſenbeſuche und der Handhabung 
der Ordnung in den Börſenräumen finden auch auf die 
Kursmakler Anwendung. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 27 
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87. 

Ueber die Pflichten der Kursmakler, über die Organi- 
ſation ihrer Vertretung, über ihr Verhältniß zu den Staats⸗ 
kommiſſaren und den Börſenorganen, ſowie darüber, in 
welcher Weiſe die Beobachtung der Vorſchrift des $ 32 Ab: 
ſatz 1 des Reichs-Börſengeſetzes zu überwachen iſt, bleibt der 
Erlaß von Beſtimmungen für die einzelnen Börſen vor— 
behalten. 


3. Börſen⸗Ordnung für Berlin ). Vom 22. Juni 1896. 
(Deutſcher Reichs- und Kgl. Preußiſcher Staatsanzeiger vom 30. Dezember 
1896 Nr. 309.) 


J. Börſen-Aufſicht und Börſen-Leitung. 


81. 
Die unmittelbare Aufſicht über die Börſe zu Berlin 
ſteht den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin zu. 
Ihrer Aufſicht unterliegen auch die auf den Berliner 
Börſenverkehr bezüglichen Einrichtungen, insbeſondere die 
Kündigungsbureaux, Liquidationskaſſen, Liquidationsvereine 
und ähnliche Anſtalten. Dieſe Anſtalten haben ihre Statuten 
und die Abänderungen derſelben, ſowie die von ihnen zu 
erlaſſenden, auf den Börſenverkehr bezüglichen Reglements 
den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin zur Genehmi— 
gung einzureichen. , 
2. 


Die Börſenleitung liegt dem Börſenvorſtande ob. Der- 
jelbe beſteht aus 32 Mitgliedern, von denen 24 von den an 
dem Börſenverkehr direkt theilnehmenden Mitgliedern der 
Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin aus deren Kreiſe 
und 8 von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin aus 
ihrer Mitte gewählt werden. 

Die finanzielle Verwaltung der Börſe ſteht nach Maß⸗ 
gabe des Korporationsſtatuts den Aelteſten der Kaufmann- 


1) Das Börſengeſetz vom 22. ou 1896 iſt abgedruckt in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVI S. 125 ff. 
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ſchaft von Berlin zu, welche dem Börſenvorſtande die für 
die Erledigung ſeiner Geſchäfte erforderlichen Beamten über⸗ 
weiſen. 

§ 8. 


Die Wahl der von den Korporationsmitgliedern zu 
wählenden Mitglieder des Börſenvorſtandes erfolgt im Monat 
Dezember auf 3 Jahre mittels relativer Stimmenmehrheit 
durch Stimmzettel, und zwar werden 


1. 15 Mitglieder von den an dem Verkehr der Fonds⸗ 
börſe und 

2. CN von den an dem Verkehr der Produkten⸗ 

örſe 
theilnehmenden Korporationsmitgliedern in getrennten Wahl⸗ 
gängen gewählt. 

Von den auf dieſe Weiſe gewählten Korporationsmit⸗ 
gliedern ſcheiden für die Fondsbörſe jährlich 5, für die Pro- 
duktenbörſe jährlich Z aus und werden durch neue Wahlen 
auf je 3 Jahre erſetzt. Die das erſte und zweite Mal aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder werden durch das Loos beſtimmt. 

Die Wählerliſten werden auf Grund der Hebeliſten für 
die Zuſchlagsbeiträge der korporirten Börſenbeſucher aufgeſtellt 
und in der Börſenregiſtratur acht Börſentage hindurch zur 
Einſicht ausgelegt. Der Tag, an welchem die Auslegung 
beginnt, iſt durch Aushang in den Börſenſälen bekannt zu 
machen. Beſchwerden über die Wählerliſte, welche nach Ablauf 
der achttägigen Friſt eingehen, haben keinen Anſpruch auf 
Berückſichtigung. 

Die Berufung der Wähler erfolgt durch eine von den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin zu erlaſſende, den 
Wahlmodus angebende öffentliche Bekanntmachung. Dieſelbe 
muß mindeſtens während acht Börſentagen vor dem Wahl: 
termine in den Sälen der Börſe aushängen. 

Die von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
aus ihrer Mitte zu entnehmenden Mitglieder des Börſen— 
vorſtandes, 


3. in der Zahl von 5 für die Fondsbörſe und 
4. in der Zahl von 3 für die Produktenbörſe, 


werden im Monat Dezember auf ein Jahr gewählt. 
§ 4. 
Nach vollzogener Wahl konſtituirt ſich der Börſenvorſtand 
für das folgende Kalenderjahr, indem er aus ſeiner Mitte 
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einen Vorſitzenden und zwei Stellvertreter wählt. Der Vor⸗ 
ſitzende und der erſte Stellvertreter müſſen Mitglieder des 
Aelteſtenkollegiums ſein. 

§ 5. 


Der Börſenvorſtand beſteht aus zwei Abtheilungen: 

1. dem Vorſtand der Fondsbörſe, welchem die in § 3 
unter 1 und 3, und 

2. dem Vorſtand der Produktenbörſe, welchem die in 
$ 3 unter 2 und 4 bezeichneten Mitglieder ange: 
hören. 


Der Vorſtand der Fondsbörſe ſowohl, wie derjenige der 
Produktenbörſe wählt alljährlich einen Vorſitzenden und zwei 
Stellvertreter. Der Vorſitzende und der erſte Stellvertreter 
müſſen Mitglieder des Aelteſtenkollegiums ſein. 

Scheiden im Laufe der Wahlperiode gemäß $ 3 Abſ. 1 
gewählte Mitglieder aus, jo ergänzt fih die betreffende Ab: 
theilung des Börſenvorſtandes bis zum Ablauf der Wahl— 
periode durch Zuwahl. Scheiden im Laufe der Wahlperiode 
gemäß § 3 Abſ. 5 gewählte Mitglieder aus, fo werden die 
Ausſcheidenden für die betreffende Abtheilung von den Ael— 
teſten der Kaufmannſchaft von Berlin aus ihrer Mitte erſetzt. 
Die auf dieſe Weiſe neu eintretenden Mitglieder werden 
gleichzeitig Mitglieder des Börſenvorſtandes. 


8 6. 
Dem Börſenvorſtand liegt die Börſenleitung nach Maß: 
gabe der geſetzlichen Beſtimmungen ob. Insbeſondere hat 
nn folgende Aufgaben: 


1. er erläßt mit Genehmigung der Aelteſten der Kauf: 
mannſchaft von Berlin Beſtimmungen über die 
äußere Regelung des Geſchäftsverkehrs an der Börſe; 

2. er hat die Befolgung der in Bezug auf die Börſe 
erlaſſenen Geſetze und Verwaltungsbeſtimmungen zu 
überwachen; 

Jer beſchließt über die Zulaſſung zum Börſenbeſuche 
und über den Ausſchluß von demſelben; 

. er übt die Disziplinargewalt an der Börſe aus; 

. er beſorgt die amtliche Notirung der Börſenkurſe 

und deren Veröffentlichung (§ 9); 

. er theilt nach gutachtlicher Anhörung der Makler- 
kammer die zum Handel zugelaſſenen Werthpapiere 
und Waaren den Kursmaklern zu; 


D am Co 
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7. er übernimmt nach Maßgabe der von den Aelteſten 
der Kaufmannſchaft von Berlin zu erlaſſenden Ge⸗ 
ſchäftsordnung die bisher von der Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion der Fondsbörſe und der Ständigen De: 
putation der Produktenbörſe ausgeübten Funktionen, 
betreffend die Entſcheidung von Streitigkeiten aus 
Geſchäften an der Fonds: und Produktenbörſe und 
betreffend die Vereinbarung und Aufhebung von 
Börſengeſchäfts⸗ und Börſenverkehrs⸗Bedingungen. 

Gegen die Beſchlüſſe und Anordnungen des Börjen- 

vorſtandes und ſeiner Abtheilungen findet Beſchwerde an 
die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin ſtatt, inſofern 
dieſelbe durch die Börſenordnung nicht ausdrücklich ausge: 
ſchloſſen iſt. 5 


Der Börſenvorſtand und ſeine Abtheilungen können 
einzelne Mitglieder oder aus ihrer Mitte gebildete Kommiſ⸗ 
ſionen mit der Vorbereitung und Erledigung der Geſchäfte 
betrauen. E 


Die Mitglieder des Börſenvorſtandes haben für die 
Erhaltung und Handhabung der äußeren Ordnung, der Ruhe 
und des Anſtandes in den Verſammlungsräumen der Börſe 
und den dazu gehörigen Nebenräumen zu ſorgen. 

Jedes Mitglied des Börſenvorſtandes iſt befugt, Börſen⸗ 
beſucher, welche die Ordnung, die Ruhe oder den Anſtand an 
der Börſe oder in den dazu gehörigen Nebenräumen verletzen 
oder der Anordnung eines Mitgliedes des Börſenvorſtandes 
nicht ungeſäumt Folge leiſten, ſofort und ohne Erörterung der 
Urſache von der Börſe entfernen zu laſſen. Das betreffende 
Mitglied des Börſenvorſtandes muß in dieſem Falle noch an 
demſelben Tage dem Vorſitzenden des Börſenvorſtandes 
ſchriftlichen Bericht erſtatten. 

Der Vorſitzende, oder in deſſen Behinderung fein Stell: 
vertreter, iſt nach Anhörung des betreffenden Börſenbeſuchers 
berechtigt, dieſem den Zutritt zu den Börſenverſammlungen 
bis zur Beendigung des nach § 19 und 20 einzuleitenden 
Verfahrens zu verſagen. 

Zur Unterſtützung des Börſenvorſtandes bei der Auf— 
rechterhaltung der Ordnung, der Ruhe und des Anſtandes 
ſind Börſenbeamte anzuſtellen, welche den Anordnungen der 
Mitglieder des Börſenvorſtandes Folge zu leiſten haben. 
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| 8 9. 

Die amtliche Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe erfolgt 
Namens des Börſenvorſtandes durch ein Mitglied oder mehrere 
Mitglieder der betreffenden Abtheilung. 

Die Namen dieſer Mitglieder und ihrer Stellvertreter 
ſind von den Abtheilungen des Börſenvorſtandes am Anfang 
des Monats durch einen bis zum Schluß deſſelben an Ort 
und Stelle verbleibenden Aushang in der Börſe bekannt zu 
machen. 

§ 10. 

Der Börſenvorſtand beſtellt aus ſeiner Mitte alljährlich 
eine Kommiſſion zur Vorprüfung der Geſuche um Zulaſſung 
zum Börſenbefuch. 

Dieſe Kommiſſion fungirt zugleich als Unterſuchungs— 
kommiſſion in Disziplinarſachen. 


§ 11. 


Der Börſenvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn 17, der 
Vorſtand der Fondsbörſe, wenn 11, der Vorſtand der Bro: 
duktenbörſe, wenn 7 Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzen⸗ 
den oder eines ſeiner Stellvertreter, anweſend ſind. 


II. Geſchäftszweige an der Berliner Börſe. 
§ 12. 

Die Börſe zu Berlin hat zum Zwecke die Erleichterung 

des Betriebes von Handelsgeſchäften in: 

1. Münzen und Edelmetallen, Banknoten, Papiergeld, 
Staats: oder anderen für den Handelsverkehr geeig— 
neten Werthpapieren, Kupons und Dividendenſcheinen, 
ſowie in Wechſeln, Checks, Anweiſungen und Aus— 
zahlungen (Fondsbörſe); 

2. Getreide, Mehl, Braumalz, Stärke, Zucker, Saat, 
Rüböl, Petroleum, Spiritus, Holz und anderen 
Produkten und Waaren (Produktenbörſe). 


Es ſoll in Berlin nur eine Börſe zugelaſſen werden. 

Die Börſenverſammlungen finden in dem der Korporation 
der Kaufmannſchaft von Berlin gehörigen Börſengebäude 
ſtatt. Bei künftig in dieſem Verſammlungsraume etwa ein— 
tretenden Hinderniſſen wird der Verſammlungsort von den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin mit Genehmigung 
der Landesregierung beſtimmt und öffentlich bekannt gemacht. 
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III. Zulaſſung zum Börſenbeſuch und Ausſchluß 
von demſelben. 


8 13. 


Der Zutritt zu den Börſenverſammlungen ſteht nur 
denjenigen Perſonen zu, welche vom Börſenvorſtand eine 
Eintrittskarte erhalten haben. 

Die Eintrittskarte iſt nur für diejenige Perſon giltig, 
auf deren Namen ſie lautet. Sie wird koſtenfrei ertheilt 
an die Beamten der Korporation ſowie an alle diejenigen 
Perſonen, welche, ohne am Börfen: oder Kursmaklergeſchäfte 
theilzunehmen, nach den beſtehenden Vorſchriften vermöge 
ihres Amts den Börſenverſammlungen beizuwohnen berechtigt 
oder verpflichtet ſind. Die Höhe der Beiträge der übrigen 
Börſenbeſucher wird von den Aelteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin feſtgeſetzt. 

Telegraphiſche Depeſchen, Rohrpoſtbriefe und Rohrpoſt⸗ 
karten, welche in den Börſenräumen an Börſenbeſucher zur 
Beſtellung gelangen ſollen, werden durch Börſendiener, welche 
dieſe Sendungen im Poſt⸗ und Telegraphenamt der Börſe 
in Empfang nehmen, an die Adreſſaten beſtellt. 


8 14. 


Die Eintrittskarte darf, inſoweit nicht die in § 18 auf: 
geführten Fälle vorliegen, nicht verſagt werden denjenigen 
Perſonen, welche entweder 

a) Mitglieder der Korporation der Kaufmannſchaft von 

Berlin ſind, oder 

b) als Inhaber einer Handelsfirma, als Geſellſchafter 
einer offenen Handelsgeſellſchaft, als Vorſtandsmit⸗ 
glieder einer Aktiengeſellſchaft, als perſönlich haftende 
Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder Kom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien, als Geſchäftsführer 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder als 
Prokuriſten einer der vorgedachten Firmen oder Ge— 
ſellſchaften in das Handelsregiſter, oder als Vor— 
ſteher einer eingetragenen Genoſſenſchaft in das 
Genoſſenſchaftsregiſter Berlins oder eines ſeiner 
Vororte eingetragen ſind, oder 
als Handlungsgehilfen bei einer der unter a und b 
bezeichneten Perſonen oder Firmen im Dienſte ſtehen, 
und deren Zulaſſung zum Börſenbeſuche durch den 
Prinzipal beantragt wird, oder 


— 


C 
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d) vermöge ihrer Amts: oder Dienſtpflicht die Börſe 

zu beſuchen haben. 

Handlungsgehilfen iſt der Eintritt in die Börſe nur 
inſoweit zu geſtatten, als ſie von ihren Prinzipalen mit der 
Ausführung der Börſengeſchäfte derſelben oder mit der Hilfe⸗ 
leiſtung dabei betraut ſind. Sie dürfen an der Börſe nur 
Geſchäfte auf den Namen ihrer Prinzipale und für dieſelben 
abſchließen. 

8 15. 


Die Einlaßkarte darf nach dem Ermeſſen des Börſen⸗ 
vorſtandes und ohne daß gegen den diesbezüglichen Beſchluß 
deſſelben die Beſchwerde zuläſſig iſt, ertheilt und wieder ent⸗ 
zogen werden: 

a) den in § 14 a und b aufgeführten Perſonen, welche 
nicht in Berlin oder ſeinen Vororten wohnhaft ſind 
(Fremden), 

b) ſolchen Perſonen, welche ein dem Börſenhandel 
dienendes Hilfsgewerbe betreiben, 

c) Berichterſtattern der Preſſe. 


Die Einlaßkarte ift den unter a bis c bezeichneten Ber: 
ſonen insbeſondere dann zu entziehen, wenn ſie gewerbemäßig 
an der Börſe Geſchäfte abſchließen. 

Finden ſich an der Börſe Perſonen zu Zwecken ein, 
welche mit der Ordnung oder dem Geſchäftsverkehr an der⸗ 
ſelben unvereinbar ſind, ſo iſt ihnen der Zutritt zu unter⸗ 
ſagen. 

Für Perſonen, welche nicht in Berlin oder deſſen Bor: 
orten wohnen, kann durch Beſchluß der Aelteſten der Kauf— 
mannſchaft von Berlin für jeden einzelnen Beſuch der Börſen⸗ 
verſammlungen ein Eintrittsgeld erhoben werden. 

Dieſe Perſonen dürfen, auch ohne Ertheilung einer 
Eintrittskarte, jedoch höchſtens monatlich dreimal, durch Kor: 
porationsmitglieder in die Börſe eingeführt werden, nachdem 
die Namen des Einführenden und des Einzuführenden in das 
am Eingang zu den Börſenſälen ausliegende Fremdenbuch 
eingetragen ſind. 

§ 16. 


Der Antrag auf Zulaſſung zum Beſuch der Börſe iſt 
ſchriftlich zu ſtellen und muß von drei Gewährsmännern, 
welche ſeit mindeſtens 2 Jahren ununterbrochen zum Beſuche 
der Berliner Börſe zugelaſſen ſind, unterſtützt werden. 
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§ 17. 


Nach Eingang des Antrages iſt derſelbe mit Namhaft⸗ 
machung der Gewährsmänner durch Aushang an der Börſe 
während einer Woche zur Kenntniß der Börſenbeſucher zu 
bringen. Nach Ablauf dieſer Friſt entſcheidet der Börſen⸗ 
vorſtand nach Anhörung der Aufnahmekommiſſion über den 
Antrag, nachdem die Gewährsmänner zu Protokoll erklärt 
haben, daß ſie nach ſorgfältiger Prüfung den Aufzunehmen⸗ 
den für einen Mann halten, welcher der Zulaſſung zum 
Beſuche der Börſe und der Achtung ſeiner Berufsgenoſſen 
würdig iſt. 

Wird der Antrag auf Zulaſſung endgiltig abgelehnt, ſo 
darf derſelbe innerhalb 6 Monaten nach der Ablehnung nicht 
wiederholt werden. 

Wird gegen ein Mitglied der Börſe auf Ausſchließung 
von derſelben auf die Dauer von 3 Monaten oder länger 
erkannt, ſo iſt zugleich ſeitens des Börſenvorſtandes zu prüfen, 
ob der Gewährsmann bei der Empfehlung Thatſachen gekannt 
hat, oder bei ernſter Erfüllung der ihm durch die Empfehlung 
auferlegten Pflicht hätte kennen müſſen, wonach der Ausge— 
ſchloſſene der Zulaſſung zum Börſenbeſuche und der Achtung 
ſeiner Berufsgenoſſen unwerth geweſen. Iſt dies der Fall, 
ſo kann gegen den Gewährsmann zeitweiſe oder dauernd auf 
Abſprechung des Rechts, als Gewährsmann zu fungiren, 
erkannt und dieſes Erkenntniß durch Aushang an der Börſe 
veröffentlicht werden. Ein Verfahren gegen den Gewährs⸗ 
mann tritt nicht ein, wenn zwiſchen der Gewährſchaft und 
der Ausſchließung mehr als 3 Jahre liegen. 


8 18. 


SC Börſenbeſuche find ausgeſchloſſen: 


1. Perſonen weiblichen Geſchlechts und Minderjährige; 
2. Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befinden; 
3. Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind; 
4. Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerutts 
rechtskräftig verurtheilt ſind; 
5. Perſonen, welche wegen einfachen Bankerutts rechts— 
kräftig verurtheilt ſind; 
6. Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungs- 
unfähigkeit befinden. Der Zuſtand der Zahlungs— 
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unfähigkeit gilt bei einem Börſenbeſucher bereits 
dann für eingetreten, wenn er ſeinen Gläubigern 
Vergleichsvorſchläge macht oder wenn er eine liquide 
und fällige Schuldverbindlichkeit unberichtigt ge— 
laſſen hat; 

7. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für 
ſofort wirkſam erklärte ehrengerichtliche Entſcheidung 
auf Ausſchließung von dem Beſuche einer Börſe 
erkannt iſt. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche 
kann in den Fällen unter 2 und 3 nicht vor der Beſeitigung 
des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter 5 nicht vor 
Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Straſe verbüßt, ver: 
jährt oder erlaſſen iſt, erfolgen; ſie darf in dem letzteren 
Falle und ebenſo in dem Falle unter 6 nur ſtattfinden, wenn 
der Börſenvorſtand durch die vorgelegten Handelsbücher den 
Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe 
ſämmtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß 
oder Stundung geregelt ſind. Einer Perſon, welche im 
Wiederholungsfalle in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs 
gerathen iſt, muß die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung min— 
deſtens für die Dauer eines Jahres verweigert werden. In 
dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß ein dauernder. 

Tritt einer der zu 2 bis 7 gedachten Fälle erſt nach der 
Zulaſſung ein, ſo erfolgt die Ausſchließung mittels eines 
ſchriftlich auszufertigenden Beſchluſſes des Börſenvorſtandes. 


8 19. 


Von dem Beſuche der Börſenverſammlungen ſind ferner 
mittels ſchriftlich auszufertigenden Beſchluſſes des Börfen- 
vorſtandes auszuſchließen: 

Diejenigen, welche in den Börſenſälen oder den zu— 
gehörigen Nebenräumen von dem Zeitpunkte der et: 
nung bis zu dem der Schließung der Eingangsthüren 
ſich einer der nachſtehend bezeichneten Handlungen 
ſchuldig machen: 

a) der Beleidigung oder Verleumdung eines anderen 
Börſenbeſuchers oder eines Beamten der Korpo— 
ration; 

b) der Erregung von Lärm, der Verletzung des An— 
ſtandes, der Störung der Ordnung oder des Ge— 
ſchäftsverkehrs an der Börſe, oder der Zuwider— 
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handlung gegen eine Anordnung eines Mitgliedes 
des Börſenvorſtandes, ferner 

c) diejenigen, welche einer nach 3 Uhr erlaſſenen Auf⸗ 

forderung des Börſendieners zum Verlaſſen der 
Börſe nicht Folge geleiſtet haben. 

Die Ausſchließungsfriſt iſt auf mindeſtens 3 Tage bis 
höchſtens 1 Jahr zu beſtimmen. Statt der Ausſchließung 
iſt die Verhängung einer Geldſtrafe von mindeſtens 50 bis 
höchſtens 1500 Mark zuläſſig. Die auf Grund dieſer Strafen 
eingehenden Gelder fließen in die Unterſtützungskaſſe der 
Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. 

Die Ausſchließung von der Börſe und die Verhängung 
einer Geldſtrafe ſind durch vierzehntägigen Aushang an der 
Börſe bekannt zu machen. 

Gegen die Verhängung der Strafen findet innerhalb 
einer Friſt von 14 Tagen nach Zuſtellung des Beſchluſſes 
die Beſchwerde an die Aelteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin ſtatt; dieſelbe hat aufſchiebende Wirkung. 


$ 20. 


Vor Feſtſetzung eines Strafbeſchluſſes wird der Beſchul⸗ 
digte vor der Unterſuchungskommiſſion ($ 10) und einem 
Syndikus der Korporation mit ſeiner Vertheidigung gehört. 

Erſcheint er auf ſchriftliche Vorladung nicht, ſo wird 
gegen ihn nach Lage der Akten verfahren. An denjenigen, 
deſſen Aufenthalt nicht bekannt iſt, gilt die Vorladung und 
die Mittheilung des Beſchluſſes für rechts verbindlich bewirkt, 
wenn dieſelben während acht Börſentagen an der Börſe aus— 
gehangen haben. 

§ 21. 


Für die Berliner Börſe wird ein Ehrengericht gebildet. 
Daſſelbe beſteht: 

1. aus fünf Mitgliedern des Aelteſtenkollegiums, welche 
von letzterem auf 3 Jahre gewählt und im Falle 
Ausſcheidens eines Mitgliedes für dieſen Zeitraum 
ergänzt werden, und 

2. einem Syndikus der Korporation mit berathender 
Stimme. 

Hinſichtlich der Zuſtändigkeit des Ehrengerichts und des 

bei demſelben zu beobachtenden Verfahrens gelten die §§ 10 
bis 28 des Börſengeſetzes. 
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IV. Zulaſſungsſtelle. 
8 22. 


Die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel 
erfolgt durch eine Kommiſſion von 22 Mitgliedern (Zu: 
laſſungsſtelle), von welchen mindeſtens 11 Mitglieder nicht 
ins Börſenregiſter für Werthpapiere eingetragen ſind. 

Die Ernennung der Mitglieder erfolgt auf die Dauer 
von 3 Jahren durch die Aelteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin, welche auch die Geſchäftsordnung der Zulaſſungsſtelle 
feſtſetzen. 

Von der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zu— 
laſſung eines Werthpapiers zum Börſenhandel ſind diejenigen 
Mitglieder ausgeſchloſſen, welche an der Einführung dieſes 
Werthpapiers in den Börſenhandel betheiligt ſind. Dieſe 
haben dem Vorſitzenden der Zulaſſungsſtelle von ihrer Be— 
hinderung rechtzeitig Kenntniß zu geben. An ihrer Stelle 
werden Stellvertreter berufen; zu dieſem Zwecke werden acht 
Stellvertreter auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. 

Die Zulaſſungsſtelle ift beſchlußfähig, wenn neun Mit- 
glieder oder Stellvertreter anweſend ſind. 


8 23. 


Die Zulaſſungsſtelle hat nach Maßgabe des Börſengeſetzes 

die Aufgabe und die Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage 
für die zu emittirenden Werthpapiere bilden, zu 
verlangen und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu ſorgen, daß das Publikum über alle zur 
Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere noth- 
wendigen thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe 
ſoweit als möglich informirt wird, und bei Unvoll: 
ſtändigkeit der Angaben die Emiſſion nicht zuzu— 
laſſen; 

c) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche 
allgemeine Intereſſen geſchädigt werden oder welche 
offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führen. 

Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiſſion ohne Angabe 

von Gründen ablehnen. | 

Die Zulaſſungsſtelle ift befugt, zum Börſenhandel zuge: 

laſſene Werthpapiere von demſelben auszuſchließen. 
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Die Zulaſſung Deutſcher Reichs- und Staatsanleihen 
darf nicht verſagt werden. 

Gegen die Entſcheidung der Zulaſſungsſtelle findet binnen 
14 Tagen nach Bekanntgabe des Beſchluſſes die Beſchwerde 
an die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin ſtatt. 


8 24. 


Nach Einreichung des Antrages auf Zulaſſung von 
Werthpapieren iſt derſelbe von der Zulaſſungsſtelle unter 
Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages ſowie der 
Art der einzuführenden Werthpapiere zu veröffentlichen. 
Zwiſchen dieſer Veröffentlichung und der Einführung an der 
Börſe muß eine Friſt von mindeſtens 6 Tagen liegen. 

Vor der Zulaſſung iſt, ſofern es ſich nicht um Deutſche 
Reiche: oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt zu ver: 
öffentlichen, welcher die für die Beurtheilung des Werthes 
der einzuführenden Papiere weſentlichen Angaben enthält. 
Das Gleiche gilt für Konvertirungen und Kapitalserhöhungen. 
Der Proſpekt muß den Betrag, welcher in den Verkehr ge: 
bracht, ſowie den Betrag, welcher vorläufig vom Verkehr 
ausgeſchloſſen werden ſoll, und die Zeit, für welche dieſer 
Ausſchluß erfolgen ſoll, erſichtlich machen. 

§ 25. 

Wird von der Zulaſſungsſtelle der Antrag auf Zulaſſung 
von Werthpapieren zum Börſenhandel abgelehnt, ſo hat die 
Zulaſſungsſtelle den Vorſtänden der übrigen deutſchen Börſen 
für Werthpapiere Mittheilung zu machen. Dabei ift anzu: 
geben, ob die Ablehnung mit Rückſicht auf örtliche Verhält⸗ 
niſſe oder aus anderen Gründen erfolgt iſt. 

Von dem Erfolge einer etwaigen Beſchwerde gegen einen 
Beſchluß der Zulaſſungsſtelle iſt den Vorſtänden der übrigen 
deutſchen Börſen für Werthpapiere Kenntniß zu geben. 

Der Antragſteller hat anzugeben, ob das Geſuch um 
Zulaſſung bereits bei einer anderen Börſe eingereicht iſt oder 
gleichzeitig eingereicht wird. Iſt dies der Fall, ſo ſollen die 
Werthpapiere nur mit Zuſtimmung der anderen Zulaſſungs— 
ſtelle zugelaſſen werden. , 

26. 


Ueber die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſen— 
Terminhandel entſcheidet nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des Börſengeſetzes der Vorſtand der Fondsbörſe, über die 
Zulaſſung von Waaren der Vorſtand der Produktenbörſe. 
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Der letztere iſt verpflichtet, vor der Zulaſſung von Waaren 
zum Börjen-Terminhandel in jedem einzelnen Falle Vertreter 
der betheiligten Erwerbszweige gutachtlich zu hören und das 
Ergebniß dem Reichskanzler mitzutheilen. Die Zulaſſung darf 
erſt erfolgen, nachdem der Reichskanzler erklärt hat, daß er 
zu weiteren Ermittelungen keine Veranlaſſung finde. 


V. Feſtſtellung der Börſenpreiſe. 
§ 27. 


Die amtliche Feſtſtellung der Börſenpreiſe für Edelmetalle, 
Wechſel und Werthpapiere (§ 12 Nr. 1) ſowie für Produkte 
und Waaren (§ 12 Nr. 2) geſchieht durch die Abtheilungen 
des Börſenvorſtandes oder die von denſelben beſtimmten 
Mitglieder derſelben (§ 9). Sie erfolgt: 

1. für Werthpapiere und Geldſorten an einem jeden 

Börſentage; 

2. für Wechſel auf ausländiſche Plätze mindeſtens drei- 
mal wöchentlich; 

3. für Getreide, Spiritus, Oel, Oelſaaten, Petroleum, 
Mehl und Kartoffelſtärke an einem jeden Börſen⸗ 
tage; außerdem werden am letzten Börſentage jeden 
Monats die Durchſchnittspreiſe der an dem gedachten 
Tage über Lieferung auf laufenden Monat an der 
Produktenbörſe geſchloſſenen Geſchäfte feſtgeſtellt. 

Aenderungen dieſer Vorſchriften werden mit Genehmigung 
der Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin von dem 
Börſenvorſtande oder ſeinen Abtheilungen angeordnet und 
bekannt gemacht. 

Findet an einem für die Kurs- und Preisfeſtſtellung 
beſtimmten Wochentage keine Börſenverſammlung ſtatt, ſo 
erfolgt die Feſtſtellung am nächſtvorhergehenden Tage. 


§ 28. 


Bei Geſchäften in Waaren oder Werthpapieren kann 
ein Anſpruch auf Berückſichtigung bei der amtlichen Feſt— 
ſtellung des Börſenpreiſes nur erhoben werden, wenn ſie 
durch Vermittlung eines Kursmaklers geſchloſſen ſind. Die 
Berechtigung der Mitglieder des Börſenvorſtandes, auch 
andere Geſchäfte zu berückſichtigen, bleibt hierdurch unberührt. 
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8 29. 


Als Börſenpreis ift derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher 
der wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs an der Börſe ent- 
richt. 


Die amtliche Feſtſtellung der Kurſe und der Preiſe ge⸗ 
ſchieht unmittelbar nach 2 Uhr in den dazu beſtimmten 
Räumen. Dort haben die Kursmakler, die in den betreffen: 
den Werthpapieren oder Waaren Geſchäfte vermitteln, an 
denjenigen Tagen, an denen für ihren Geſchäftszweig Kurſe 
oder Preiſe feſtzuſtellen ſind, pünktlich um 2 Uhr zu erſcheinen 
und anweſend zu bleiben, bis ſie von den amtirenden Mit⸗ 
gliedern des Börſenvorſtandes entlaſſen werden. 

Dieſe ſind berechtigt, von den Kursmaklern wahrheits— 
getreue und nach dem Ermeſſen der erſteren ausdrücklich auf 
ihren Amtseid zu nehmende Auskunft zu fordern, zu welchen 
Kurſen und Preiſen in Effektiv- und Kaſſa⸗ ſowie in Zeit: 
geſchäften Waaren, Werthpapiere, Geldſorten und Wechſel 
gefordert oder angeboten und zu welchen Kurſen und Preiſen 
und über welche Quantitäten Geſchäfte durch ihre Vermitt⸗ 
lung abgeſchloſſen ſind. 

Die Kursmakler find auch verpflichtet, dem Börfenvor: 
ſtande oder einem von dieſem dazu beſtimmten Mitgliede 
Einſicht in ihre Bücher zu geſtatten, und ihm auf Erfordern 
gutachtlich Auskunft über die feſtzuſtellenden Kurſe und Preiſe 
zu geben. Die Entſcheidung über die Höhe des amtlich feſt— 
zuſtellenden Kurſes oder Preiſes ſteht den Mitgliedern des 
Börſenvorſtandes allein zu, und es bleibt ihnen überlaſſen, 
auf welchem Wege fie fih die zu ihrer Entſcheidung erforder: 
liche Information, abgeſehen von den Angaben der Kurs— 
makler, ſonſt noch verſchaffen wollen. 


§ 30. 

Die Protokolle über Feſtſtellung der Kurſe und der 
Preiſe ſind von den Börſenſekretären zu führen. 

Die Mitglieder des Börſenvorſtandes haben diejenigen, 
die fih unbefugter Weiſe bei der Feſtſtellung und Proto- 
kollirung der Kurſe und Preiſe einfinden, ſofort entfernen 
zu laſſen und die zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


8 31. 


Der amtliche Kurszettel für Werthpapiere, Geldſorten 
und Wechſel, ſowie der amtliche Preiskurant für Waaren, 
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welcher mit dem nach § 30 aufzunehmenden Protokoll genau 
übereinſtimmen muß, wird ſofort nach geſchehener Feſtſtellung 
der im § 29 gedachten Börſenkurſe und Börſenpreiſe gedruckt, 
zur Beglaubigung mit dem Stempel der Korporation der 
Kaufmannſchaft von Berlin und demjenigen der betreffenden 
Abtheilung des Börſenvorſtandes, ſowie mit der Ueberſchrift 
„Börſe zu Berlin“ verſehen und noch an demſelben Nach— 
mittag ausgegeben. Dem amtlichen Kurszettel wird ein nicht— 
amtlicher Theil hinzugefügt, in welchem ſolche Werthpapiere 
Aufnahme finden, welche zwar zum Börſenhandel zugelaſſen 
ſind, bezüglich deren ſich aber erſt aus der Erfahrung ergeben 
muß, ob ſie geeignet erſcheinen, dem amtlichen Theil dauernd 
einverleibt zu werden. 

Ob und in welcher Weiſe noch außerdem amtliche Be— 
kanntmachungen über feſtgeſtellte Kurſe und Preiſe von einer 
Abtheilung des Börſenvorſtandes zu erlaſſen ſind, beſtimmt 
dieſe ſelbſt nach den Bedürfniſſen des Verkehrs. 


VI. Allgemeine Ordnungsvorſchriften. 
§ 32. 

Die Börſenverſammlungen finden täglich, mit Ausnahme 
der Sonn- und Feſttage, von Mittags 12 Uhr bis Nachmit⸗ 
tags 2 Uhr ſtatt. Behufs Erledigung der Arbeiten, welche 
aus den abgeſchloſſenen Geſchäften ſich ergeben, bleibt die 
Börſe bis 3 Uhr geöffnet. 

Sollte die Feſtſetzung einer anderen Börſenzeit im Dn: 
tereſſe des Handels nöthig werden, ſo erfolgt dieſe durch 
Beſchluß des Börſenvorſtandes, welcher der Genehmigung der 
Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin unterliegt. Dieſer 
Beſchluß tritt in Kraft, nachdem er mindeſtens während acht 
Börſentagen an der Börſe ausgehangen hat und durch drei— 
malige Inſertion in wenigſtens vier Berliner Zeitungen be— 
kannt gemacht iſt. Bei außerordentlichen Veranlaſſungen, 
wie allgemeinen Feſtlichkeiten, Wahltagen zc., ift der Börjen- 
vorſtand befugt, einzelne Börſenverſammlungen ausfallen zu 
laſſen. 

§ 33. 

Der Anfang und das Ende einer jeden Börſenverſamm— 
lung wird durch ein Glockenzeichen kundgemacht. Nach 3 Uhr 
en Börſenbeſucher der Aufenthalt in der Börſe mehr 
geſtattet. 
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Iſt uſancemäßig die Zuläſſigkeit der Kündigungen oder 
die Abgabe von Erklärungen von der Innehaltung einer 
gewiſſen in die Zeit der Börſenverſammlung fallenden Friſt 
abhängig, ſo kann auf Anordnung einer Abtheilung des 
Börſenvorſtandes der Ablauf dieſer Friſt durch ein Glocken⸗ 
zeichen verkündet werden. 


8 34. 


Bekanntmachungen werden durch Aushang im Börſen⸗ 
lokal bewirkt. 

Außer den Bekanntmachungen der Aelteſten der Kauf— 
mannſchaft von Berlin, des Börſenvorſtandes und ſeiner 
Abtheilungen und der Zulaſſungsſtelle können auf dieſe Weiſe 
auch andere amtliche und private Bekanntmachungen ver⸗ 
öffentlicht werden. 

Amtliche Bekanntmachungen werden auf Erſuchen der 
betreffenden Behörde in der angegebenen Form veröffentlicht. 
Daß dies geſchehen, wird demnächſt von einem Börſenbeamten 
beſcheinigt. 

Der Aushang von privaten Bekanntmachungen erfolgt 
nur dann, wenn eine Abtheilung des Börſenvorſtandes Die 
ſelben nach Form und Inhalt zur Publikation geeignet und 
dem Zwecke des Börſenverkehrs oder dem Intereſſe des 
Handelsſtandes entſprechend findet. 


8 35. 


Von allen Sitzungen des Börſenvorſtandes und ſeiner 
Abtheilungen, der Zulaſſungsſtelle und der Maklerkammer 
iſt dem Staatskommiſſar Kenntniß zu geben. 


8 36. 


Vorſtehende Börſenordnung tritt am 1. Januar 1897 
in Kraft. 


Vorſtehende Börſenordnung wird mit folgenden, von 
mir auf Grund des § 4 Abſatz 2 des Börſengeſetzes vom 
22. Juni d. J. (Reichs⸗Geſetzblatt Nr. 157) angeordneten 
Abänderungen genehmigt: 

1. In 85 iſt als Abſatz 2 einzuſchalten: 

„Für die den Handel mit landwirthſchaftlichen 
Produkten betreffenden Angelegenheiten treten zu 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 28 
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dem Vorſtande der Produktenbörſe !) als weitere 

Mitglieder hinzu: 

a) fünf Vertreter der Landwirthſchaft und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Nebengewerbe, die der Miniſter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten auf 
je 3 Jahre ernennt; 

b) zwei Vertreter der Müllerei oder anderer zu dem 
Geſchäftsverkehr an der Börſe in Beziehung 
ſtehenden Gewerbe, die der Miniſter für Handel 
und Gewerbe auf je 3 Jahre ernennt.“ 


2. An Stelle der Nr. 6 in $ 6 tritt folgende Beſtimmung: 


„er überwacht die von der Maklerkammer vorzu: 
nehmende Vertheilung der Geſchäfte unter die Kurs⸗ 
makler nach Maßgabe der in der Maklerordnung 
erlaſſenen Beſtimmungen.“ 


3. In § 8 Abſatz 2 ift in der erſten Zeile hinter „Jedes“ 


und vor „Mitglied“ einzuſchalten: 


„gemäß 983 gewählte“. R 


4. In § 9 Abſatz 1 it am Schluſſe hinzuzufügen: 


„Bei der Preisfeſtſtellung für landwirthſchaftliche 
Produkte ſind mindeſtens zwei der als Vertreter der 
Landwirthſchaft, der landwirthſchaftlichen Neben⸗ 
gewerbe oder anderer Berufszweige ernannten Mit⸗ 
glieder des Börſenvorſtandes zur Mitwirkung zu 
berufen. 

Die Leitung der Preisfeſtſtellung iſt immer einem 


1) Dieſe Beſtimmungen veranlaßten die Mitglieder der Berliner Pro⸗ 


duktenbörſe, ſich nicht weiter zu Börſenverſammlungen zu vereinigen. 
Sie traten zu einer freien Verſammlung vom 2. Januar 1897 ab 
in einem nahe der Börſe gelegenen Gebäude (ſog. „Feenpalaſt“) 
zuſammen. Durch Verfügung des Königl. Polizeipräſidiums von 
Berlin vom 11. Mai 1897 wurde dieſe Verſammlung geſchloſſen. 
Der hiergegen ergriffene Rechtsweg wartet jetzt (Juni 1898) der 
Entſcheidung durch das Oberverwaltungsgericht. 

Der Begriff „Börſe“ hat zu wiſſenſchaftlichen Erörterungen 
Anlaß gegeben. Namentlich Senatspräſident Dr. Wiener in der 
Deutſchen Juriſten⸗Zeitung Jahrg. II Nr. 8. Dagegen Keyßner 
in Berliner Börſen⸗Zeitung 1897 Nr. 178 vom 15. April 1897; 
derſelbe in Berliner Börſen⸗Zeitung 1897 Nr. 90 vom 23. Fe⸗ 
bruar 1897. Bedeutung des ſtaatlichen Genehmigungsrechts für 
die kaufmänniſchen Börſen von Amtsgerichtsrath H. Jaſtrow in 
der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 1897 und Berliner Börſen⸗Zeitung 
Nr. 218 vom 29. Mai 1897. Der Begriff der Börſe und die 
1805 Vereinigungen von Hugo Alexander Katz, Berlin 
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der gemäß § 3 gewählten Mitglieder des Börſen⸗ 
vorſtandes zu übertragen. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten unter den mit: 
wirkenden Mitgliedern des Börſenvorſtandes ent: 
ſcheidet die Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des die Preisfeſtſtellung leitenden Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes den Ausſchlag.“ 

5. In § 11 ift hinter „7“ und vor „Mitglieder“ ein- 
zuſchalten: 
„und in Angelegenheiten des Handels mit land— 
wirthſchaftlichen Produkten, wenn 9“. 
6. Abſatz 2 im § 12 fällt fort. 
7. In § 15 Abſatz 1 fallen die Worte 
„und ohne daß gegen den diesbezüglichen Beſchluß 
deſſelben die Beſchwerde zuläſſig iſt,“ 
und in § 19 Abſatz 2 a die Worte 
for „oder Verleumdung“ 
ort 


8. In 8 19 Abſatz 3 Satz 2 ift zwiſchen die Worte „iſt“ 
und „die“ einzuſchieben: 
„gegen Perſonen, welche die Ordnung oder den Ge- 
ſchäftsverkehr an der Börſe geſtört haben“. 

9. In § 22 Abſatz 4 iſt am Schluſſe hinzuzufügen: 
„von denen mindeſtens fünf nicht im Börſenregiſter 
für Werthpapiere eingetragen ſind“. 

10. In § 23 Abſatz! ift hinter „Börſengeſetzes“ und vor 

„die Aufgabe“ einzuſchalten: 
„und der dazu ergehenden Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen“. 


11. Hinter § 25 ift einzuſchalten: 
„S 25a. 


Ein Antrag auf Zulaſſung ſolcher Werthpapiere 
zum Börſenhandel, die gemäß § 38 Abſatz 2 des 
Börſengeſetzes vom 22. Juni d. J. vom Proſpekt⸗ 
zwang entbunden ſind, darf nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil der Antragſteller nicht zu den Beſuchern 
der Börſe gehört oder nicht in Berlin wohnt.“ 

12. In § 26 ift hinter Abſatz 2 aufzunehmen: 

„Anträge auf Zulaſſung von Werthpapieren zum 
Börſen⸗Terminhandel ſind, ſoweit ſie nicht zurück⸗ 
gewieſen werden, mindeſtens 14 Tage vor der Be⸗ 
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ſchlußfaſſung durch Aushang an der Börſe und 
Veröffentlichung in der Preſſe bekannt zu machen. 

Die Zulaſſung ſetzt voraus, daß bereits während 
eines längeren Zeitraums ein regelmäßiger Handel 
in dem Werthpapiere ſtattgefunden hat. Die Prüfung 
hat ſich über dieſe Vorausſetzung hinaus auch darauf 
zu erſtrecken, ob dem Intereſſe des Börſenhandels 
an der Zulaſſung andere erhebliche wirthſchaftliche 
Bedenken entgegenſtehen. 

Vor der Zulaſſung iſt der Vorſtand des Unter⸗ 
nehmens, um deſſen Werrhpapiere es bé handelt, 
über den Antrag zu hören. 

Die ergehenden Beſchlüſſe ſind dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe einzureichen. 

Die erfolgte Zulaſſung kann wegen Aufhörens 
eines erheblichen Börſen-Termingeſchäfts ſowie aus 
wichtigen anderen Gründen jederzeit von dem Börſen⸗ 
vorſtande zurückgenommen werden.“ 

13. In § 29 Abſatz 3 find die Worte „durch ihre Ver: 
mittlung“ zu ſtreichen. 

14. In § 29 Abſatz 4 tritt an Stelle des erſten Satzes 
folgende Beſtimmung: 

„Die Kursmakler ſind auch verpflichtet, dem die 
Feſtſtellung der Preiſe leitenden Mitgliede des 
Börſenvorſtandes nach Maßgabe der Maklerordnung 
Einſicht in ihre Bücher zu geſtatten und ihm auf 
Erfordern gutachtlich Auskunft über die feſtzuſtellen⸗ 
den Kurſe und Preiſe zu geben.“ 

15. Hinter § 29 iſt Folgendes einzuſchalten: 
„$ 29a. 


In den zur Veröffentlichung gelangenden amt⸗ 
lichen Preisnotirungen ſind die bei den verſchiedenen 
Getreidegattungen (Weizen, Roggen, Gerſte u. a. m.) 
nach Lage des Geſchäftsverkehrs an der Börſe haupt⸗ 
ſächlich in Betracht kommenden Sorten nach Urſprung 
(Provenienz), Gattung, Qualitätsgewicht, Beſchaffen⸗ 
heit (Farbe, Trockenheit, Geruch) und Erntezeit 
(alte oder neue Ernte) zu bezeichnen. Die Beſtim⸗ 
mung über die hiernach in Betracht kommenden 
Sorten bleibt dem Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe nach Anhörung des Vorſtandes der Produkten⸗ 
börſe vorbehalten. Bis zum Erlaß dieſer Beſtim⸗ 
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mung erfolgt die Notirung nach beſtem Ermeſſen 
des Börſenvorſtandes. 


Für jede einzelne der gemäß § 29 a zur Notirung 
gelangenden Getreideſorten ſind außer dem höchſten 
und niedrigſten Preiſe, der dafür bezahlt worden 
iſt, ſoweit möglich, die gehandelten Mengen zu 
notiren. 

§ 290 


Hat in einzelnen der gemäß der Beſtimmung in 
§ 29a in Betracht kommenden Sorten kein Umſatz 
ſtattgefunden, ſo iſt dies in der Kursnotiz zum Aus⸗ 
druck zu bringen. 

§ 29d. 


Inſoweit Getreidegeſchäfte keine derjenigen Sorten 
betreffen, für die eine beſondere Notirung des 
Börſenpreiſes ſtattfindet, ſo iſt wenigſtens zwiſchen 
inländiſcher und ausländiſcher Provenienz, ſoweit 
möglich, zu unterſcheiden, z. B. ‚ſonſtiger auslän⸗ 
diſcher Weizen‘. 

§ 29e. 

Die Notirung eines wirklich gezahlten Preiſes 
darf nicht aus dem Grunde allein unterlaſſen werden, 
weil er der allgemeinen Lage des Geſchäftsverkehrs 
nicht entſpricht. Es iſt aber zuläſſig, durch einen 
kurzen Zuſatz auf etwaige beſondere Verhältniſſe 
hinzuweiſen, welche die Abweichung von der KS 
meinen Preislage erklären. 

§ 29f. 


Nur die wirklich gezahlten Preiſe dürfen notirt 
werden. Die Notirung eines auf bloßer Schätzung 
beruhenden Preiſes iſt unzuläſſig.“ 

16. In 8 36 iſt am Schluß Folgendes hinzuzufügen: 
„die erſte Wahl des Börſenvorſtandes kann bereits 
im Dezember 1896 erfolgen; die Friſtbeſtimmungen 
des § 3 Abſatz 3 und 4 finden auf dieſe erſte Wahl 
keine Anwendung.“ 

Berlin, den 23. Dezember 1896. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 
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4. Verfaſſung der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. 
Vom 19. Februar 1898). 


Erſter Abſchnitt. 


Zweck der Korporation. 


8 1. 

Die Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin hat 
die Beſtimmung, die Geſammtintereſſen des Handels und 
der Induſtrie ihres Bezirkes wahrzunehmen, insbeſondere 
die Behörden in der Förderung von Handel und Induſtrie 
durch thatſächliche Mittheilungen, Anträge und Erſtattung 
von Gutachten zu unterſtützen. 


§ 2. 

Die Korporation ift befugt, Anſtalten, Anlagen und 
Einrichtungen, welche die Förderung von Handel und Ge: 
werbe, ſowie die techniſche und geſchäftliche Ausbildung, 
die Erziehung und den ſittlichen Schutz der darin beſchäftig⸗ 
ten Gehülfen und Lehrlinge bezwecken, zu begründen, zu 
unterhalten und zu unterſtützen. 


8 8. 

Im Uebrigen werden die Aufgaben der Korporation 
durch die Geſetzgebung und die dazu ergehenden Ausführungs⸗ 
verordnungen geregelt. 
i Sie ift insbeſondere befugt, Dispacheure und folde 
Gewerbetreibende der in § 36 der Reichs-Gewerbeordnung 
bezeichneten Art, deren Thätigkeit in das Gebiet des 
Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. Auf 
Auktionatoren findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 
Vorſchriften, welche die Korporation für die hiernach an⸗ 
geſtellten Perſonen erläßt, ſind dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe vorzulegen. 


1) Genehmigt durch Allerh. Erlaß vom 21. März 1898, mitgetheilt 
durch Kundmachung des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
29. März 1898. Das frühere Statut vom 20. Februar 1874 iſt 
in dieſer Zeitſchrift Bd. XV S. 494 ff. abgedruckt und findet fi 
daſelbſt auch der Bericht über das frühere Statut vom 2. März 
1820 und deſſen Nachträge. 
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Die Korporation ernennt die Handelsmakler unter Vor⸗ 
behalt der Beſtätigung des Oberpräſidenten von Berlin, 
ſoweit nicht dieſe Ernennung anderen Stellen übertragen 
worden iſt. 

Der Korporation liegt die Ausſtellung von Urſprungs⸗ 
zeugniſſen und anderen dem Handelsverkehre dienenden Be⸗ 
ſcheinigungen ob. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bezirk und Mitgliedſchaft. 


84. 

Der Bezirk der Korporation umfaßt die Stadtkreiſe 
Berlin und Charlottenburg, den Kreis Teltow mit Ausſchluß 
der Gemeinden Nowawes und Neuendorf und den Kreis 
Niederbarnim, ſowie die aus letzteren beiden Kreiſen ſpäter 
etwa ausgeſchiedenen Stadtkreiſe. 


8 5. 
Zum Eintritt in die Korporation ſind, ſoweit nicht die 
Beſtimmungen des § 6 entgegenſtehen, berechtigt: 

1. diejenigen Kaufleute (natürliche Perſonen), die als 
Inhaber einer Firma, welche im Korporationsbezirke 
eine Niederlaſſung hat, in einem der für dieſen Be⸗ 
zirk geführten Handelsregiſter eingetragen ſtehen; 

2. die Leiter derjenigen im Korporationsbezirke ein 
Handelsgewerbe betreibenden Geſellſchaften, Gewerk⸗ 
ſchaften, Genoſſenſchaften und ſonſtigen juriſtiſchen 
Perſonen, die in einem der Handels- oder Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter des Korporationsbezirkes eingetragen 
ſtehen, und zwar: 

a) die Geſellſchafter von offenen Handelsgeſell⸗ 


ſchaften, 

b) die perſönlich haftenden Geſellſchafter von Kom⸗ 
manditgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, 

c) die Vorſtandsmitglieder von Aktiengeſellſchaften 
und eingetragenen Genoſſenſchaften, 

d) die Geſchäftsführer von Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung, 

e) die Repräſentanten oder die Grubenvorſtands⸗ 
mitglieder von Gewerkſchaften, 
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f) die geſetzlichen oder ſtatutenmäßigen Vertreter 
anderer als der vorgenannten juriſtiſchen Per- 
ſonen. 

Prokuriſten der vorbezeichneten Kaufleute und Ge- 
ſellſchaften. 


Die Mitgliedſchaft iſt auf natürliche Perſonen be— 


ſchränkt; 


ſie kann von einer Geſellſchaft, Gewerkſchaft, 


Genoſſenſchaft oder anderen juriſtiſchen Perſon als ſolcher 
nicht erworben werden. 


§ 6. 


Ausgeſchloſſen von dem Eintritt in die Korporation ſind: 


1. 
2. 


3. 


ot 


Perſonen, die unter Vormundſchaft oder Pfleg- 
ſchaft ſtehen, 

Perſonen, die ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, 

Perſonen, die wegen betrüglichen Bankerotts rechts⸗ 
kräftig verurtheilt worden ſind, 


Perſonen, die wegen einfachen Bankerotts rechts: 


kräftig verurtheilt worden ſind, es ſei denn, daß 
mindeſtens 6 Monate vergangen ſind, nachdem die 
Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, und daß 
die Aelteſten der Kaufmannſchaft (§ 15) durch die 
vorgelegten Handelsbücher den Nachweis für ge: 
führt erachten, daß die Schuldverhältniſſe ſämmt⸗ 
lichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß 
oder Stundung geregelt ſind, 


Perſonen beſcholtenen Rufes, 
Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet 


iſt, bis zum Abſchluß des Konkursverfahrens, 


Perſonen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, 


und Leiter ($ 5 Ziff. 2) von Geſellſchaften, Gewerk⸗ 
ſchaften, Genoſſenſchaften oder anderen juriſtiſchen 
Perſonen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, 
ſowie Prokuriſten der Vorgenannten, während der 
Dauer der Zahlungseinſtellung, 


Perſonen, welche durch rechtskräftiges oder für 


ſofort wirkſam erklärtes Erkenntniß eines Börſen⸗ 
Ehrengerichtes vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen 
worden ſind, für die Dauer des Ausſchluſſes. 
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87. 

Wer in die Korporation eintreten will, hat an die 
Aelteſten der Kaufmannſchaft ($ 15) ein ſchriftliches Ge- 
ſuch um Aufnahme zu richten und demſelben die vom 
Gerichte ausgeſtellte Beſcheinigung über ſeine erfolgte Ein⸗ 
tragung im Handels- oder Genoſſenſchaftsregiſter beizufügen. 
Das Geſuch muß von drei Mitgliedern der Korporation 
unterſtützt ſein. 

Die Aelteſten beſchließen darüber, ob der Genehmigung 
des Antrages aus SS 5 oder 6 ein Hinderniß entgegenſteht 
(vgl. § 13). Die Mitgliedsrechte treten in Kraft, nachdem 
die Aelteſten den Antrag genehmigt haben und der erſte 
Jahresbeitrag ($ 49 Abſatz 1) entrichtet worden iſt. 


§ 8. 

Die Mitglieder der Korporation der Kaufmannſchaft 
ſind verpflichtet, nach Maßgabe des § 49 dieſer Verfaſſung 
jährliche Beiträge zu den Koſten der Korporation zu leiſten. 

Sie ſind berechtigt, nach Maßgabe der bezüglichen 
näheren Beſtimmungen: 

1. die Mitglieder des Aelteſtenkollegiums und der 
Finanzkommiſſion der Kaufmannſchaft (SS 15, 37) 
zu wählen; 

2. an Hauptverſammlungen der Korporation ($ 40) 
theilzunehmen; 

3. die gemäß § 2 getroffenen gemeinnützigen Ein⸗ 
richtungen der Korporation zu benutzen, insbeſondere 
auch unter Beobachtung der jeweilig geltenden Börſen⸗ 
ordnung die Börſenverſammlungen zu beſuchen. 

Sie können nach Maßgabe der bezüglichen näheren 
Beſtimmungen zu Mitgliedern des Aelteſtenkollegiums ($ 15), 
der Finanzkommiſſion (§ 37) und berathender Ausſchüſſe 
($ 45) gewählt werden. 

Das Stimmrecht der Korporationsmitglieder iſt gleich. 


89. 


Weibliche Mitglieder dürfen fih in Hauptverſamm⸗ 
lungen durch einen männlichen Bevollmächtigten vertreten 
laſſen, der den Aelteſten anzuzeigen iſt. Das Recht zum 
Börſenbeſuch können ſie nicht anders als durch einen ſolchen 
Bevollmächtigten ausüben; derſelbe iſt dem Börſenvorſtande 
anzuzeigen. Der Bevollmächtigte braucht nicht Mitglied der 
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Korporation zu ſein, darf ſich aber in keinem der in 8 6 
bezeichneten Verhältniſſe befinden. 


8 10. 


Wählbar zu Mitgliedern des Aelteſtenkollegiums, der 
Finanzkommiſſion und berathender Ausſchüſſe find männ⸗ 
liche Korporationsmitglieder, die mindeſtens 25 Jahre alt, 
deutſche Staatsangehörige und nicht nach § 11 zeitweilig 
der Wählbarkeit verluſtig ſind. 

Mehrere Vertreter derſelben Geſellſchaft, Gewerkſchaft, 
Genoſſenſchaft oder anderen juriftiiden Perſon (Geſell⸗ 
ſchafter, Vorſtandsmitglieder, Geſchäftsführer, geſetzliche oder 
ſtatutenmäßige Vertreter, Prokuriſten) dürfen nicht gleich: 
zeitig Mitglieder des Aelteſtenkollegiums oder der Finanz⸗ 
kommiſſion ſein, noch auch darf gleichzeitig je ein Vertreter 
derſelben Geſellſchaft, Gewerkſchaft, Genoſſenſchaft oder 
anderen juriſtiſchen Perſon dem Aelteſtenkollegium und der 
Finanzkommiſſion angehören. 


§ 11. 


Das Stimmrecht und die Wählbarkeit (S 8) ruhen bei 

einem Mitgliede, welches 
1. durch gerichtlichen Beſchluß unter Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft geſtellt iſt, oder 

2. gegen welches das gerichtliche Hauptverfahren eröffnet 

iſt wegen Bankerotts, wegen eines Verbrechens oder 
wegen eines Vergehens, das mit dem Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte bedroht iſt, oder 

3. welches durch rechtskräftiges oder für ſofort wirkſam 

erklärtes Urtheil eines Börſenehrengerichtes zeit⸗ 
weilig vom Börſenbeſuche ausgeſchloſſen worden iſt. 

Außerdem können die Aelteſten Stimmrecht und Wähl- 
barkeit einem Mitgliede zeitweilig entziehen, welches 

4. ohne in Konkurs zu gerathen (S 12), feine Zahlungen 

eingeſtellt, oder überhaupt fällige Verpflichtungen 
aus Handelsgeſchäften nicht erfüllt hat. Dem Mit⸗ 
gliede iſt vor Faſſung eines ſolchen Beſchluſſes 
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

Dieſe Rechtsentziehung kann auch dann erfolgen, wenn 
nicht das Mitglied ſelbſt, ſondern die Geſellſchaft, Gewerk⸗ 
ſchaft, Genoſſenſchaft oder andere juriſtiſche Perſon, als 
deren Leiter (§ 5 Ziff. 2) oder Prokuriſt es der Korporation 
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angehört, ihre Zahlungen eingeſtellt oder fällige Verpflich⸗ 
tungen aus Handelsgeſchäften nicht erfüllt hat. 
Stimmrecht und Wählbarkeit werden wieder hergeſtellt: 

im Falle zu 1 durch Aufhebung der Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft; 

im Falle zu 2 wenn das Verfahren beendet iſt, ohne 
zu einer Verurtheilung wegen Bankerotts, zu einer 
Zuchthausſtrafe oder zum Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte geführt zu haben; 

im Falle zu 3 durch Ablauf der vom Ehrengericht 
erkannten Friſt der Ausſchließung vom Börſen⸗ 
beſuche; 

im Falle zu 4 durch Beſchluß der Aelteſten, welcher 
erfolgen muß, wenn der Beweis der geſchehenen 
Abfindung der Gläubiger, ſei es durch Zahlung, 
Erlaß oder Befriſtung, geführt worden iſt. 


8 12. 


Die Mitgliedſchaft erliſcht: 

1. durch den Tod; 

2. durch freiwilligen Austritt aus der Korporation, der 
aber nur erfolgen kann am Ende eines jeden Kalender⸗ 
jahres, für welches die Mitgliedſchaft erlangt oder 
fortgeſetzt iſt; S 

3. durch Konkurseröffnung über das Vermögen des 
Mitgliedes oder der Geſellſchaft, Gewerkſchaft, Ge⸗ 
noſſenſchaft oder anderen juriſtiſchen Perſon, als 
deren Leiter ($ 5 Ziff. 2) oder Prokuriſt es der 
Korporation angehört; 

4. durch rechtskräftige Verurtheilung des Mitgliedes 
wegen Bankerotts zu Zuchthausſtrafe oder zum 
Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte; 

5. durch rechtskräftige ehrengerichtliche Verurtheilung 
e SCHER zu dauerndem Ausſchluß vom Börſen⸗ 

eſuch. 

Der Erklärung des freiwilligen Austritts aus der Kor⸗ 
poration (Abſ. 1 Ziff. 2) ſteht es gleich, wenn ein Mitglied 
feinen fälligen Jahresbeitrag ($ 49) trotz dreimaliger Mahnung 
unbezahlt läßt. In dieſem Falle hat das Mitglied ſein Stimm⸗ 
recht vom achten Tage nach erfolgter dritter Mahnung an 
verwirkt, während ſeine Verpflichtungen gegen die Korporation 
für das laufende Jahr beſtehen bleiben. Ausnahmsweiſe 
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können die Aelteſten einen Jahresbeitrag ſtunden oder nieder: 
ſchlagen mit der Wirkung, daß die Mitgliedſchaft erhalten 
bleibt. | 

$ 13. 


Gegen den Beſchluß der Aelteſten, durch den die Auf— 
nahme in die Korporation verſagt ($ 7) oder auf Ruhen 
der Mitgliedsrechte (S 11) oder auf Erlöſchen der Mitglied- 
ſchaft (§ 12) erkannt wird, ſteht dem Betroffenen die Klage 
beim Bezirksausſchuſſe offen (§ 51). 


S 14. 


Ein Verzeichniß der jedesmaligen Mitglieder der Kor— 
poration iſt im Sekretariate der Korporation auszulegen 
und fortdauernd darin eine jede vorkommende Veränderung 
nachzutragen. Alljährlich einmal iſt ein vollſtändiges Ver⸗ 
zeichniß der Korporationsmitglieder dieſen gedruckt zu 
übermitteln und zugleich dem Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe, ſowie dem Oberpräſidenten von Berlin einzureichen. 


Dritter Abſchnitt. 
Organe der Korporation. 
I. Das Aelteſtenkollegium. 

1. Geſchäftskreis. 
§ 15. 


Die Mitglieder der Korporation wählen gemäß den 
§§ 8— 11, 23—29 aus ihrer Mitte einen Vorſtand von ſieben⸗ 
undzwanzig Mitgliedern, der den Namen „Aelteſte der Kauf: 
mannſchaft von Berlin“ führt. 

Die Aelteſten haben alle für die Erfüllung der Kor: 
porationsaufgaben (§§ 1—3) erforderlichen Handlungen jelb: 
ſtändig vorzunehmen. Sie vertreten die Korporation in allen 
Beziehungen und verfügen über deren Vermögen vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmungen der §§ 37, 43. Sie ſind kraft dieſer 
Verfaſſung zu allen Handlungen und Rechtsgeſchäften für die 
Korporation, dritten Perſonen und Behörden gegenüber, 
ermächtigt, zu denen nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht 
erforderlich iſt. 

Auch innerhalb der Korporation beſchließen und ver⸗ 
fügen die Aelteſten über alle Angelegenheiten derſelben 
ſelbſtändig, inſoweit nicht die Zuſtimmung oder Mitwirkung 
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der Finanzkommiſſion (§ 37) nach den Beſtimmungen 
dieſer Verfaſſung nothwendig iſt. 


8 16. 


In Verfolgung der Korporationszwecke haben die 
Te insbeſondere auch folgende Aufgaben: 

1. Sie wählen alljährlich aus ihrer Mitte eine Kommiſſion 
von fünf Mitgliedern, welche berufen iſt, diejenigen 
Streitigkeiten in Handelsangelegenheiten, die von 
Korporationsmitgliedern freiwillig an ſie gebracht 
werden, durch Vergleich, oder, falls ein ſolcher 
nicht zu erzielen iſt, durch ſchiedsrichterlichen Aus: 
ſpruch zu ſchlichten. Im letzteren Falle ſind für 
die Kommiſſion die allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über das ſchiedsrichterliche Verfahren 
maßgebend. Zur Vertretung von verhinderten 
oder im Laufe des Jahres ausſcheidenden Mitgliedern 
werden alljährlich fünf Stellvertreter gewählt. Für 
Benutzung des Schiedsgerichtes können zum Beſten 
der Korporationskaſſe nach näherer Beſtimmung 
der Aelteſten Gebühren erhoben werden. 

2. Die Aelteſten haben für einzelne Geſchäftszweige 
nach Anhörung von Vertretern derſelben ſolche Ge— 
ſchäftsbedingungen aufzuſtellen und den Betheiligten 
zur allgemeinen Anwendung in ihren Verträgen zu 
empfehlen, deren Ausbildung zum Handelsgebrauch 
zweckmäßig erſcheint. 

3. Die Aelteſten haben die von ihnen für erforderlich 
erachteten Beamten der Korporation anzuſtellen und 
zu beaufſichtigen. Die Beamten werden, ſoweit noth- 
wendig, durch das Präſidium ($ 30) vereidigt. 

4. Alljährlich bis ſpäteſtens Ende Juni haben die 
Aelteſten den Mitgliedern der Korporation eine Ueber: 
ſicht über die Lage und den Gang des Handels 
und der Induſtrie während des vorhergegangenen 
Jahres, ſowie eine ſummariſche Ueberſicht über die 
Einnahmen und Ausgaben der Korporation während 
derſelben Zeit gedruckt zu übermitteln. Dieſe Ueber: 
ſichten ſind zugleich dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe einzureichen. 

6. Sofern ihre Berathungen nicht öffentlich find ($ 32), 
haben die Aelteſten über den für die Oeffentlichkeit 
geeigneten Theil derſelben fortlaufende Berichte den 
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öffentlichen Blättern zur Verfügung zu ſtellen, ſowie 
auch in einem eigenen, den Mitgliedern der Kor— 
poration zuzuſtellenden Amtsblatt abzudrucken. In 
dieſem Amtsblatt haben ſie auch ſoweit thunlich 
ihre den Behörden erſtatteten u im Wortlaut 
befannt zu geben. 


2. Amtsdauer und Wechſel der Mitglieder. 
§ 17. 

Die Aelteſten werden auf drei Jahre gewählt. All⸗ 
jährlich ſcheidet ein Drittel aus und wird durch neue 
Wahlen (Ergänzungswahlen) erſetzt. Die Ergänzungswahlen 
finden in der erſten Hälfte des Dezembers ſtatt. Die Ge— 
wählten treten mit dem Beginn des folgenden Jahres ihr 
Amt an. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. Sie 
bleiben im Amte, bis die Neugewählten die Geſchäfte über: 
nommen haben. 

§ 18. 


Scheidet ein Aelteſter innerhalb ſeiner dreijährigen 
Amtszeit aus, ſo findet für ihn eine Erſatzwahl ſtatt. 
Dieſelbe erfolgt zuſammen mit den nächſten Ergänzungs— 
wahlen, ſofern nicht die Aelteſten eine frühere Vornahme. 
anordnen. Der Erſatzmann bleibt bis zum Ende derjenigen 
Wahlperiode in Thätigkeit, für welche der Ausgeſchiedene 
gewählt war. 

Findet die Erſatzwahl mit den regelmäßigen Ergänzungs- 
wahlen ſtatt, ſo gelten diejenigen neun Perſonen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, als für dreijährige Amts⸗ 
dauer gewählt. Wer nach ihnen die meiſten Stimmen erhalten 
hat, erſetzt den ausgeſchiedenen Aelteſten. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. Sind mehrere Erſatzwahlen 
gleichzeitig vorzunehmen und iſt die noch übrige Amtsdauer 
der Ausgeſchiedenen verſchieden, ſo kommt dem mit höherer 
Stimmenzahl Erwählten die längere Amtsdauer zu. 


§ 19. 


Ein Aelteſter ſcheidet aus ſeinem Amte aus, ſobald in 
ſeiner Perſon ein Umſtand eintritt, welcher, wenn er vorher 
vorhanden geweſen wäre, die Uebertragung des Amtes ge— 
hindert haben würde. Die Beſchlußfaſſung hierüber ſteht 
dem Aelteſtenkollegium zu. 
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$ 20. 


Die Aelteſten können ein Mitglied, welches nach ihrem 
Urtheile durch ſeine Handlungsweiſe die öffentliche Achtung 
verloren hat, nach Anhörung deſſelben durch einen mit 
einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritttheilen des Kollegiums 
zu faſſenden Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen. 


8 21. 


In derſelben Art ($ 20) können die Aelteſten ein Mit⸗ 
glied, gegen welches das gerichtliche Hauptverfahren wegen 
eines Vergehens eröffnet wird, bis nach Abſchluß des Ver: 
fahrens vorläufig ſeines Amtes entheben, ſoweit es nicht 
nach SS 11, 19 überhaupt auszuſcheiden hat. 


& 22. 


Gegen die nach Maßgabe der SS 19—21 gefaßten 
Beſchlüſſe der Aelteſten findet die Klage beim Bezirksaus⸗ 
ſchuſſe ſtatt ($ 51). 


3. Wahlverfahren. 
8 23. 


Zur Vorbereitung der Wahlen ſtellen die Aelteſten eine 
Liſte der Wahlberechtigten auf, die eine Woche lang öffent⸗ 
lich auszulegen iſt. 

Die Aelteſten machen Ort und Zeit der Auslegung mit 
dem Hinzufügen bekannt, daß Einwendungen gegen die 
Liſte innerhalb einer Woche nach beendeter Auslegung bei 
ihnen anzubringen ſeien. 

Nach Ablauf dieſer Friſt beſchließen ſie über die er⸗ 
hobenen Einwendungen und ſtellen die Wählerliſte feſt. 
Gegen den Beſchluß findet innerhalb 2 Wochen die Be: 
ſchwerde beim Oberpräſidenten von Berlin ſtatt. Dieſer 
entſcheidet endgiltig. g 

24. 


Die Aelteſten haben den Wahltermin ($ 17) und das 
Wahllokal zu beſtimmen und öffentlich bekannt zu machen. 
Die Bekanntmachung ift gemäß § 36 zu bewirken und muß 
ſpäteſtens 8 Tage vor Ablauf der Stimmabgabefriſt gehörig 
geſchehen ſein. 

Zur Ausübung des Wahlrrechtes ift eine Friſt von drei 
Geſchäftstagen offen zu laſſen. An dieſen Tagen findet die 
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perſönliche Stimmabgabe zwiſchen 10 Uhr Vormittags und 
4 Uhr Nachmittags ſtatt; eingeſandte Stimmzettel ($ 25) 
werden bis 4 Uhr Nachmittags des letzten Wahltages ent: 
gegengenommen. 

$ 25. 


Die Wahlen ſind durch Stimmzettel, welche mit dem 
Korporationsſiegel bedruckt den Wählern von den Aelteſten 
zugeſtellt werden, ſo zu vollziehen, daß jeder Wähler auf 
einem Zettel die Namen ſämmtlicher von ihm Gewählten 
bezeichnet. 

Jedem Wähler ſteht es frei, ſeinen Stimmzettel entweder 
ſelbſt in den dazu im Wahllokal aufgeſtellten verſchloſſenen 
Kaſten zu werfen, oder ihn den Aelteſten zu überſenden; 
im letzteren Falle aber hat er den Stimmzettel mit ſeinem 
Namen zu unterzeichnen. 

Das Wahlrecht kann durch Bevollmächtigte nicht aus- 
geübt werden. 

Ueber Abgabe und Einſendung der Stimmzettel wird vom 
Sekretariat der Korporation eine Liſte geführt. Dieſe, ſowie 
die geſammte Wahlhandlung wird durch den Syndikus der 
Korporation oder, in deffen Behinderung, durch einen Stell- 
vertreter deſſelben oder durch einen der nicht zur Wahl 
ſtehenden Aelteſten überwacht. 


§ 26. 


Nach beendeter Wahl wird deren Ergebniß in einer 
Verſammlung der Aelteſten ermittelt, an welcher jedoch die 
ausſcheidenden Mitglieder nicht Theil nehmen. Sofern hier⸗ 
nach weniger Aelteſte als der dritte Theil des Kollegiums 
an der Feſtſtellung des Wahlergebniſſes mitwirken können, 
wird die Zahl von den Aelteſten durch Zuwahl anderer 
Korporationsmitglieder auf ein Drittel der Mitgliederzahl 
des Aelteſtenkollegiums ergänzt. 

Die vorbezeichnete Verſammlung entſcheidet über die 
Giltigkeit der abgegebenen Stimmen. 

Ungiltig ſind Stimmzettel, welche 

a) keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, oder 

b) mehr Namen enthalten, als Aelteſte zu wählen 
ſind, oder 

c) einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

Ungiltig ſind diejenigen auf einem giltigen Stimm⸗ 
zettel abgegebenen Stimmen, welche die Perſon des Gewählten 
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nicht unzweifelhaft erkennen laſſen oder den Namen einer 
nicht wählbaren Perſon enthalten. 
Ueber das Wahlergebniß wird ein Protokoll aufge- 
nommen. 
§ 27. 


Gewählt ſind diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
auf ſich vereinigt haben, auch wenn nicht die abſolute Mehr⸗ 
heit dadurch erreicht iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. 

8 28. 


Wenn ein Gewählter die Wahl nicht annimmt, ſo iſt 
binnen 14 Tagen nach beendeter Wahl eine Nachwahl zu er⸗ 
öffnen. Sie findet auf Grund der für die Hauptwahl auf⸗ 
geſtellten Wählerliſte nach Maßgabe der § 24 — 27 ſtatt, 
jedoch mit der Aenderung, daß die zur Wahl einladende 
Bekanntmachung ($ 24) erſt bei Beginn der Friſt zur Stimm: 
abgabe gehörig geſchehen zu ſein braucht. 


8 29. 


Die Aelteſten haben das Ergebniß der Wahl dem Ober⸗ 
präſidenten von Berlin anzuzeigen und öffentlich bekannt 
zu machen. 

Einſprüche gegen die Wahl ſind innerhalb zwei Wochen 
beim Aelteſtenkollegium anzubringen, dem die Beſchluß— 
faſſung zuſteht, und das im Uebrigen die Legitimation ſeiner 
Mitglieder von Amtswegen prüft und darüber beſchließt. An 
den Beſchlüſſen nehmen diejenigen Aelteſten, deren Wahl 
in Frage ſteht, nicht Theil. 

Gegen die Beſchlüſſe der Aelteſten findet die Klage 
beim Bezirksausſchuß ſtatt (§ 51). 


4. Geſchäftsführung. 
8 30. 


Zu Anfang jeden Jahres wählt das Kollegium aus 
feiner Mitte einen Präſidenten und zwei Stellvertreter des: 
ſelben. Scheidet der Präſident oder einer ſeiner Stellver⸗ 
treter während des Jahres aus, ſo iſt für die noch übrige 
Amtsdauer eine Neuwahl vorzunehmen. 

Die Amtszeit des Präſidiums läuft von ſeiner Wahl 
bis zur nächſtjährigen Neuwahl. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 29 
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§ 31. 

Der Präſident wird, wenn er behindert iſt, in allen 
ihm nach dieſer Verfaſſung zuſtehenden Amtshandlungen 
durch den erſten Stellvertreter oder, falls auch dieſer be— 
hindert wäre, durch den zweiten Stellvertreter, und inſofern 
auch der letztere behindert ſein ſollte, durch die übrigen Mit⸗ 
glieder des Aelteſtenkollegiums in der nach ihrer Amts— 
dauer und, ſofern dieſe eine gleiche ſein ſollte, nach ihrem 
Lebensalter zu beſtimmenden Reihenfolge vertreten. 

In gleicher Weiſe erfolgt die Vertretung der Stellver— 
treter des Präſidenten, wenn dieſe behindert ſind. 

Für die Unterzeichnung von Urkunden, welche die Kor— 
poration vermögensrechtlich verpflichten ſollen, ſind jedoch 
die Beſtimmungen des § 35 maßgebend. 

§ 32. 

Die Aelteſten verſammeln ſich an regelmäßigen Sitzungs— 
tagen, welche ſie durch Beſchluß feſtſetzen, und außerdem, 
ſo oft es ihre Geſchäfte erfordern, auf ſchriftliche Ein— 
ladung des Präſidenten. Der Präſident iſt verpflichtet, 
eine Verſammlung zu berufen, wenn mindeſtens drei Mit⸗ 
glieder des Kollegiums darauf antragen oder wenn die vor: 
geſetzte Behörde es verlangt. 

Die Verſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 
vierzehn Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden an— 
weſend ſind. 

Die Aelteſten können die Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen 
beſchließen. Ausgenommen von der öffentlichen Berathung 
ſind diejenigen Gegenſtände, welche in einzelnen Fällen den 
Aelteſten als nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmt von den 
Behörden bezeichnet oder von ihnen ſelbſt als zur öffent: 
lichen Berathung nicht geeignet befunden werden. 


8 33. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und 
ſchließt die Sitzungen und handhabt die Ordnung in den 
Verſammlungen. Im Uebrigen regelt eine von den Aelteſten 
zu beſchließende Geſchäftsordnung den Gang der Geſchäfte, 
ſoweit dieſe Verfaſſung nicht beſondere Beſtimmungen dar— 
über enthält. 

§ 34. 


Die Beſchlüſſe der Aelteſten werden — außer den in 
SS 20 und 21 bezeichneten Fällen — durch einfache Stimmen⸗ 
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mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet bei Wahlen das Loos, ſonſt die 
Stimme des Vorſitzenden. 

An Verhandlungen und Beſchlüſſen des Kollegiums 
über Geſchäfte, bei denen das Intereſſe eines Aelteſten mit 
dem Intereſſe der Korporation kollidirt, darf dieſer Aelteſte 
weder Theil nehmen, noch darf er dabei gegenwärtig ſein. 

Ueber jede Aelteſtenſitzung iſt ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, das die Namen der erſchienenen Aelteſten und 
die gefaßten Beſchlüſſe enthalten muß. Es iſt von dem 
Vorſitzenden und wenigſtens zwei in der Sitzung zugegen 
geweſenen Mitgliedern des Kollegiums zu vollziehen. 


8 35. 


Urkunden, welche die Korporation vermögensrechtlich 
verpflichten ſollen, müſſen unter dem Namen der Aelteſten 
der Kaufmannſchaft von Berlin unter Beifügung des Amts⸗ 
ſiegels derſelben ausgeſtellt und von zwei Aelteſten, dar: 
unter mindeſtens einem Mitgliede des Präſidiums (LG 30), 
mit ihren Namensunterſchriften verſehen werden. 

In welcher Weiſe andere Urkunden, Ausfertigungen 
und Erklärungen des Aelteſtenkollegiums verbindlich zu 
vollziehen find, beſtimmen die Aelteſten in ihrer Geſchäfts— 
ordnung ($ 33). 

§ 36. 


Ale Bekanntmachungen und Mittheilungen, welche 
die Aelteſten an die Geſammtheit der Korporationsmit⸗ 
glieder zu erlaſſen haben, gelten für gehörig geſchehen, 
wenn ſie entweder jedem Mitgliede überſandt, oder an 
3 Tagen je in mindeſtens zwei geleſenen Berliner Zeitungen 
abgedruckt und außerdem 8 Tage lang an der Börſe ausge— 
hängt geweſen ſind. Die Aelteſten geben diejenigen Blätter 
bekannt, in die ſie hiernach ihre Bekanntmachungen ein— 
rücken laſſen. 

Der Zuſtellung an die einzelnen Mitglieder ſteht der 
Abdruck im Amtsblatt ($ 16 Ziff. 5) gleich. 

Bekanntmachungen, welche lediglich Börſenangelegen⸗ 
St betreffen, bedürfen nur des achttägigen Börjenaus: 
anges. 
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II. Die Finanzkommirfion. 


8 37. 


Außer den Aelteſten wird eine Finanzkommiſſion ge: 
wählt, welche berufen iſt: 

1. die von den Aelteſten alljährlich abzulegende Rech— 
nung über die Einnahmen und Ausgaben der Kor: 
poration, ſowie über die Verwaltung des Korpora— 
tionsvermögens zu prüfen und gegebenen Falles 
die Entlaſtung zu ertheilen; 

2. erforderlichen Falles (§ 50 Abſ. 2) die Einſchätzungen 
in die Klaſſen der Börſengebühren zu bewirken. 

Außerdem bedarf es der Zuſtimmung der Finanz— 
kommiſſion: 

3. zur Aufnahme von Anleihen für die Korporation; 

4. zum Erwerb und zur Veräußerung von Grund— 
ſtücken oder ſolchen Gerechtigkeiten, die geſetzlich 
den Immobilien gleichſtehen; 

5. zur Feſtſtellung des alljährlich von den Aelteſten 
aufzuſtellenden Haushaltsplanes; 

6. zu Ausgaben und Einnahmen, für welche im Haus: 
haltsplane ein Titel nicht vorgeſehen iſt; 

7. zur Feſtſtellung der Börſengebührenordnung (§ 50). 


§ 38. 


Die Finanzkommiſſion beſteht aus neun Mitgliedern, 
welche gleichzeitig mit den Aelteſten auf drei Jahre ge— 
wählt werden. Auf Amtsdauer und Wechſel der Mitglieder, 
ſowie auf das Wahlverfahren finden die entſprechenden, für 
die Aelteſten geltenden Beſtimmungen (SS 17—29) finn- 
gemäße Anwendung mit der Maßgabe, daß die in SS 23, 
24, 25, 29 den Aelteſten zugewieſenen Befugniſſe von ihnen 
auch für die Finanzkommiſſion ausgeübt werden, die in den 
SS 18, 19, 20, 21, 26 erwähnten Befugniſſe dagegen der 
Finanzkommiſſion ſelbſt zuſtehen. Gegen die Entſcheidung 
der letzteren findet binnen einer Friſt von 2 Wochen Be— 
ſchwerde an das Aelteſtenkollegium, und gegen deſſen Be— 
ſchlüſſe die Klage beim Bezirksausſchuß ſtatt. 

Niemand kann zugleich Aelteſter und Mitglied der 
Finanzkommiſſion ſein. Hat bei der Wahl Jemand für 
beide Aemter die Stimmenmehrheit erhalten, ſo gilt er als 
Aelteſter gewählt. 
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8 39. 


Die Mitglieder der Finanzkommiſſion wählen alljährlich 
einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben aus 
ihrer Mitte und geben von dem Reſultat der Wahl den 
Aelteſten Nachricht. Der Vorſitzende beruft die Kommiſſion 
und leitet die Verhandlungen. Die Kommiſſion iſt be 
ſchlußfähig, wenn mindeſtens fünf Mitglieder, darunter der 
Vorſitzende oder ſein Stellvertreter, anweſend ſind. Die 
Beſchlüſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit der 
anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Beſchlüſſe 
werden protokollirt, die Protokolle von dem Vorſitzenden 
und einem Mitgliede unterſchrieben. 

An Verhandlungen und Beſchlüſſen der Finanzkommiſſion 
über Geſchäfte, bei denen das Intereſſe eines Mitgliedes der 
Kommiſſion mit dem Intereſſe der Korporation kollidirt, 
darf dieſes Mitglied weder Theil nehmen, noch darf es dabei 
gegenwärtig ſein. 


III. Die Hauptverſammlung. 
§ 40. 


Die Aelteſten können Hauptverſammlungen der ſämmt— 

lichen ſtimmfähigen Mitglieder der Korporation berufen. 

Sie ſind dazu verpflichtet, wenn die Beſchlußfaſſung 

der Hauptverſammlung beantragt wird: 

1. über Abänderungen dieſer Verfaſſung, über die 
Auflöſung der Korporation oder deren Umwandlung 
in eine Handelskammer (§ 44 des Geſetzes über 

24. Februar 1870 

die Handelskammern vom 19. Auguft 1897 Preußi⸗ 
Ihe Geſetzſammlung 1897 S. 343) 1) von minde- 
ſtens dem fünften Theile, oder 

2. über andere Angelegenheiten der Korporation von 
mindeſtens dem zehnten Theile 

der jeweiligen Mitglieder der Korporation. Nach Ein— 
bringung eines ſolchen Antrages muß die Hauptverſamm— 
lung binnen ſechs Wochen ſtattfinden. 


1) In dieſem Bande der Zeitſchrift S. 460. 
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S 41. 

Die Berufung erfolgt unter Angabe der Tagesordnung 
durch Bekanntmachung gemäß § 36. 

Die Leitung der Hauptverſammlung liegt dem Prä— 
ſidenten des Aelteſtenkollegiums oder ſeinem Stellvertreter 
($ 31) ob. 

Eine Hauptverſammlung kann nur über ſolche Gegen— 
ſtände beſchließen, welche auf der Tagesordnung ſtehen. 

Die Beſchlüſſe der Hauptverſammlung werden in ein 
Protokoll aufgenommen, das vom Vorſitzenden und zwei 
anderen ſtimmfähigen Theilnehmern der Verſammlung unter— 


zeichnet wird. 
§ 42. 


Abänderungen der Verfaſſung, ſowie die Umwandlung 
der Korporation in eine Handelskammer können von einer 
Hauptverſammlung beſchloſſen werden, in der mindeſtens 
der dritte Theil aller Korporationsmitglieder anweſend oder 
vertreten (S 9) ift. Iſt eine Hauptverſammlung hiernach 
nicht beſchlußfähig, ſo haben die Aelteſten binnen 14 Tagen 
eine neue Hauptverſammlung mit gleicher Tagesordnung 
zu berufen, die ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen 
beſchlußfähig iſt. 7. 


Die Auflöfung der Korporation kann nur von einer 
Hauptverſammlung beſchloſſen werden, in der mindeſtens 
die Hälfte aller Korporationsmitglieder anweſend oder ver: 
treten (§ 9) ift. 

Eine Hauptverſammlung, welche die Auflöſung der 
Korporation beſchließt, hat auch über die Verwendung des 
Vermögens der Korporation Beſtimmung zu treffen. 


8 44. 


In den Fällen der BS 42 und 43 kann ein giltiger 
Beſchluß nur mit einer Mehrheit von mindeſtens drei 
Vierteln der an der Abſtimmung theilnehmenden Korporations— 
mitglieder gefaßt werden. 


IV. Ausſchüſſe. 
§ 45. 


Zur Wahrnehmung der Intereſſen einzelner Handels— 
oder Induſtriezweige und zur Förderung beſtimmter all— 
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gemeiner Intereſſen des Handels und der Induſtrie können 
aus den nach § 10 wählbaren Mitgliedern der Korporation 
Ausſchüſſe gebildet werden, welche auf ihrem Gebiete die 
Aelteſten auf Befragen mit thatſächlichen Auskünften und 
Rathſchlägen zu unterſtützen haben, ſowie auch aus eigenem 
Antriebe Anträge an die Aelteſten richten können. 

Die erforderlichen näheren Beſtimmungen, namentlich 
über die Berufung der Mitglieder, die Arbeitsgebiete und die 
Geſchäftsführung der Ausſchüſſe, werden von den Aelteſten 
getroffen. 


Vierter Abſchnitt. 
Finanzweſen. 
§ 46. 


Das Kalenderjahr iſt das Rechnungsjahr der Kor⸗ 
poration. 

Alljährlich bis ſpäteſtens Ende Juni legen die Aelteſten 
der Finanzkommiſſion Rechnung über Einnahmen und Aus⸗ 
gaben der Korporation im vergangenen Jahre. Der Ned: 
nung ſind die Belege beizufügen, auch können die Mitglieder 
der Finanzkommiſſion Einſicht in die Bücher verlangen. 

Alljährlich bis ſpäteſtens Ende November legen ſie 
der Finanzkommiſſion den Entwurf eines Haushaltsplanes 
über Einnahmen und Ausgaben der Korporation im folgen⸗ 
den Jahre vor. 


$ 47. 


Ergibt ſich eine Meinungsverſchiedenheit über die Feſt⸗ 
ſtellung des Haushaltsplanes, oder über die Nothwendigkeit 
einer Einnahme oder Ausgabe, für die im Haushaltsplane 
ein Titel nicht vorgeſehen iſt, oder über die Nothwendigkeit 
der erfolgten Ueberſchreitung der in einem Titel des Haus: 
haltsplanes ausgeworfenen Summe, ſo treten Delegirte der 
Aelteſten mit der Finanzkommiſſion zu einer Beſprechung 
zuſammen, um eine Einigung zwiſchen beiden Kollegien über 
die ſtreitigen Punkte herbeizuführen. Findet die Einigung 
nicht ſtatt, ſo entſcheidet die der Korporation vorgeſetzte 
Behörde. 


8 48. 


Die Aelteſten, die Mitglieder der Finanzkommiſſion und 
der Ausſchüſſe verſehen ihre Geſchäfte unentgeltlich. Sie 
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haben jedoch Anſpruch auf Erſtattung der ihnen durch Er- 
ledigung einzelner Aufträge erwachſenen baaren Auslagen. 


9 49. 


Jedes Mitglied der Korporation zahlt einen jährlichen 
Koſtenbeitrag von achtzehn Mark. 

Die Aelteſten ſind befugt, zur Deckung der Koſten 
von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die für einzelne 
Betriebszweige ausſchließlich beſtimmt ſind, oder ihnen vor— 
zugsweiſe zu Gute kommen, die Korporationsmitglieder 
dieſer Betriebszweige zu beſonderen Beiträgen heranzuziehen. 
Bevor ſolche Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen ins Leben 
gerufen werden, iſt den Betheiligten Gelegenheit zu geben, 
ſich über deren Zweckmäßigkeit zu äußern. 

Zur Verwaltung ſolcher Einrichtungen ſind Vertreter 
der betheiligten Betriebszweige in angemeſſener Zahl heran: 
zuziehen; He kann örtlichen oder fachlichen Ausſchüſſen über: 
tragen werden, die aus Aelteſten und Vertretern der be— 
theiligten Betriebszweige zu bilden ſind. 

§ 50. 

Soweit die anderweitigen Einnahmen der Korporation 
zur Beſtreitung ihrer Ausgaben nicht hinreichen, wird der 
Bedarf durch Gebühren gedeckt, welche für den Beſuch oder 
für die Benutzung der Einrichtungen der Börſe (der Börſen— 
ſchiedsgerichte, der Zulaſſungsſtelle u. f. w.) von den Be: ` 
theiligten ohne Rückſicht auf deren Zugehörigkeit zur Kor— 
poration, nach Maßgabe einer von den Aelteſten unter 
Zuſtimmung der Finanzkommiſſion zu erlaſſenden Ordnung 
erhoben werden. 

Falls nach dieſer Gebührenordnung eine Einſchätzung 
in verſchiedene Beitragsklaſſen ſtattfindet, liegt dieſelbe 
der Finanzkommiſſion ob. Dieſe iſt ermächtigt, bei der 
Einſchätzung Korporationsmitglieder, die mit den Börſen— 
verhältniſſen bekannt ſind, zuzuziehen. Einſprüche gegen 
die Einſchätzungen werden von den Aelteſten entſchieden, 
gegen deren Entſcheidung die Klage beim Bezirksausſchuſſe 
(S 51) ſtattfindet. Der Einſpruch ift binnen einer Aus: 
ſchlußfriſt von vier, die Klage binnen einer ſolchen von zwei 
Wochen, vom Tage der Behändigung des dazu Veranlaſſung 
gebenden Beſcheides an gerechnet, zu erheben. Bis die 
abändernde Entſcheidung erfolgt, muß der Beſchwerdeführer 
den von den Aelteſten eingeforderten Betrag zahlen. 
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Fünfter Abſchnitt. 


Klagen, Aufſicht über die Korporation, Ueber: 
gangs- und Schlußbeſtimmungen. 


8 51. 


Die in beier Verfaſſung (Gë 13, 22, 29, 38, 50) oe: 
gebenen Klagen ſind innerhalb einer Ausſchlußfriſt von zwei 
Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes, gegen den ſie 
ſich richten, beim Bezirksausſchuſſe für Berlin zu erheben. 
Gegen deſſen Endurtheil iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. | | 

Die Erhebung der Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 52. 


Die Korporation unterliegt der Aufſicht des Miniſters 
für Handel und Gewerbe. Die ihr zunächſt vorgeſetzte Be⸗ 
hörde iſt der Oberpräſident von Berlin. 


8 53. 


Dieſe Verfaſſung tritt, ſoweit ſie ſich auf die Wahlen 
zum Aelteſtenkollegium und zur Finanzkommiſſion und auf 
die Bildung von Ausſchüſſen bezieht, mit dem 1. Oktober 
1898, im Uebrigen mit dem 1. Januar 1899 an Stelle des 
- revidirten Statuts der Korporation der Kaufmannſchaft von 
Berlin vom 26. Februar 1870 (Amtsblatt der Kgl. Regierung 
zu Potsdam S. 84) in Kraft. 


8 54. 


Diejenigen Mitglieder des Aelteſtenkollegiums und der 
Finanzkommiſſion, deren Amtsdauer ſich nach dem revi— 
dirten Statut der Korporation vom 26. Februar 1870 über 
den 31. Dezember 1898 hinaus erſtreckt, bleiben im Amte 
bis zu deſſen ſtatutenmäßigem Ablaufe. Sofern ſie etwa 
vorher ausſcheiden ſollten, ſind für ſie Erſatzwahlen gemäß 
§ 18 dieſer Verfaſſung vorzunehmen. 

Von ſolchen Erſatzwahlen abgeſehen, ſind im Dezember 
1898 dreizehn Aelteſte zu wählen, davon neun auf drei, zwei 
auf zwei Jahre und zwei auf ein Jahr. 

Durch die Wahlen vom Dezember 1898 ſind auf drei 
Jahre zu Aelteſten gewählt diejenigen neun Kandidaten, 
welche die meiſten Stimmen erhalten haben. Die zwei- 
jährigen und einjährigen Mandate werden unter die übrigen 
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Kandidaten nach der Zahl der erhaltenen Stimmen gemäß 
S 18 Abſatz 2 vertheilt. 

Die auf Grund des Artikel 30 des revidirten Statuts 
der Korporation vom 26. Februar 1870 niedergeſetzten Aus⸗ 
ſchüſſe und Kommiſſionen treten mit Ende des Jahres 1898 
außer Wirkſamkeit. 


Die vorſtehende, von der Korporation der Kaufmann— 
ſchaft von Berlin in der Generalverſammlung von 19. Fe: 
bruar 1898 beſchloſſene Verfaſſung der Korporation iſt 
unter Vorbehalt Allerhöchſter Genehmigung!) auf Grund des 
Art. 27 des revidirten Statuts vom 26. Februar 1870 von 
uns ausgefertigt und vollzogen worden. 


Berlin, den 19. Februar 1898. 


Die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin. 


5. Geſchäftsordnung für den Vorſtand der Fondsbörſe zu 
Berlin. Vom 15. Februar 1897. 


81. 

Der Vorſtand der Fondsbörſe zu Berlin beſteht aus 
20 Mitgliedern. 

Fünfzehn Mitglieder werden von den an dem Verkehr 
der Fondsbörſe direkt theilnehmenden Mitgliedern der Kor⸗ 
poration der Kaufmannſchaft von Berlin aus deren Kreiſe 
im Monat Dezember für die nächſten drei Kalenderjahre 
mittelſt relativer Stimmenmehrheit durch Stimmzettel ge— 
wählt. Von den auf dieſe Weiſe gewählten Rorporations- 
mitgliedern ſcheiden alljährlich im Monat Dezember 5 Mit- 
glieder aus und werden durch neue Wahlen auf je drei Jahre 
erſetzt. Die das erſte und zweite Mal ausſcheidenden Mitglieder 
werden im Monat November durch das Loos beſtimmt. 

Fünf Mitglieder werden von den Aelteſten der Kauf— 
mannſchaft von Berlin aus ihrer Mitte im Monat Dezember 
für das nächſte Kalenderjahr gewählt. 


1) Ertheilt am 21. März 1898, |. oben S. 485. 
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§ 2. 

Nach vollzogener Wahl konſtituirt fih der Vorſtand der 
Fondsbörſe im Monat Dezember für das folgende Kalender: 
jahr, indem er aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
zwei Stellvertreter wählt. Der Vorſitzende und der erſte 
Stellvertreter müſſen Mitglieder des Aelteſten⸗Kollegiums ſein. 


S 3. f 

Scheiden im Laufe der Wahlperiode Mitglieder aus, 
welche gemäß § 1 Abſ. 2 gewählt ſind, ſo ergänzt ſich der 
Vorſtand der Fondsbörſe bis zum Ablauf der Wahlperiode 
durch Zuwahl. Scheiden im Laufe der Wahlperiode Mit⸗ 
glieder aus, welche gemäß § 1 Abſ. 3 gewählt find, Io werden 
dieſelben von den Aelteſten der Kaufmannſchaft aus ihrer 
Mitte erſetzt. e 4 


Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt durch den 
Vorſitzenden ſchriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung. 
Steht ein zur Verhandlung vorgeſchlagener Gegenſtand nicht 
auf der Tagesordnung, ſo entſcheidet die Verſammlung ſelbſt 
darüber, ob in die Berathung und Beſchlußfaſſung einge⸗ 
treten werden ſoll. SR 


Der Vorſitzende, in feiner Behinderung einer feiner 
Stellvertreter, leitet die Verhandlungen. Sind auch die 
Stellvertreter behindert, ſo übernimmt das dem Lebensalter 
nach älteſte der anweſenden Mitglieder den Vorſitz. 

Die Abſtimmung erfolgt durch Handaufheben oder, falls 
dies von einem Viertel der anweſenden Mitglieder beantragt 
wird, durch Stimmzettel. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, 
falls durch Handaufheben abgeſtimmt wird, die Stimme des 
Vorſitzenden; bei Abſtimmung durch Stimmzettel gilt bei 
Stimmengleichheit der Antrag als abgelehnt. 


§ 6. 
Der Vorſtand der Fondsbörſe iſt beſchlußfähig, wenn 
11 Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden oder eines feiner 
Stellvertreter anweſend ſind. 


87 
Den Sitzungen wohnt in der Regel als juriſtiſcher Bei: 


rath ein Syndikus der Korporation der Kaufmannſchaft von 
Berlin bei. 
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Ein Protokollführer ſowie die ſonſtigen für die Erledi— 
gung der Geſchäfte erforderlichen Beamten werden dem 
Börſen⸗Vorſtand von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin überwieſen. T 


Dem Vorſtand der Fondsbörſe liegt die Leitung der 
Fondsbörſe ob. Er hat die Befolgung der in Bezug auf 
die Börſe erlaſſenen Geſetze und Verwaltungsbeſtimmungen 
zu überwachen. Er iſt befugt, einzelne Mitglieder oder aus 
ſeiner Mitte gebildete Kommiſſionen mit der Vorbereitung 
und Erledigung der Geſchäfte zu betrauen. 


§ 9. 
Der Vorſtand erläßt mit Genehmigung der Aelteſten 


der Kaufmannſchaft Beſtimmungen über die äußere Regelung 
des Geſchäftsverkehrs an der Börſe. 


8 10. 


Der Vorſtand beſchließt über die Zulaſſung zum Börſen— 
beſuch und über den Ausſchluß von demſelben nach Maß— 
gabe der SS 13 bis 20 der Börſen⸗Ordnung!). Zur Vor: 
bereitung der dem Plenum zu unterbreitenden Beſchlüſſe 
wird eine aus 5 Mitgliedern beſtehende Kommiſſion gebildet. 


S 11. 


Der Vorſtand übt die Disziplinargewalt an der Börſe 
aus und hat für die Erhaltung und Handhabung der äußeren 
Ordnung, der Ruhe und des Anſtandes in den Verſamm— 
lungsräumen der Börſe und den dazu gehörigen Neben— 
räumen zu ſorgen. 

Jedes Mitglied des Vorſtandes der Fondsbörſe iſt be— 
fugt, Börſenbeſucher, welche die Ordnung, die Ruhe oder 
den Anſtand an der Börſe oder in den dazu gehörigen 
Nebenräumen verletzen oder der Anordnung eines Mitgliedes 
des Börſen-Vorſtandes nicht ungeſäumt Folge leiſten, ſofort 
und ohne Erörterung der Urſache von der Börſe entfernen 
zu laſſen. Das betreffende Mitglied des Börſen-Vorſtandes 
muß in dieſem Falle noch an demſelben Tage dem Vor— 
ſitzenden des Börſen-Vorſtandes ſchriftlichen Bericht erſtatten. 

Der Vorſitzende oder in deſſen Behinderung einer ſeiner 
Stellvertreter iſt nach Anhörung des betreffenden Börſen— 
beſuchers berechtigt, dieſem den Zutritt zu den Börſenver— 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVII S. 466 ff. 
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ſammlungen bis zur Beendigung des nach § 19 und 20 der 
Börſen⸗Ordnung einzuleitenden Verfahrens zu verſagen. 

Zur Unterſtützung des Börſen-Vorſtandes bei der Auf: 
rechterhaltung der Ordnung, der Ruhe und des Anſtandes 
werden von den Aelteſten der Kaufmannſchaft Börſenbeamte 
beſtimmt, welche den Anordnungen der Mitglieder des Börſen⸗ 
Vorſtandes Folge zu leiſten haben. 

Zur Vorbereitung der vom Plenum zu faſſenden Be— 
ſchlüſſe in Disziplinar⸗ Angelegenheiten fungirt die Kommiſſion 
zur Vorprüfung der Geſuche um Zulaſſung zum Börfen- 
beſuch (§ 10), welche in einer Beſetzung von zwei Mitglie⸗ 
dern unter Zuziehung eines Syndikus der Korporation der 
Kaufmannſchaft den Sachverhalt ermittelt, insbeſondere den 
Angeſchuldigten mit ſeiner Vertheidigung hört. 


8 12. 


Der Vorſtand entſcheidet über die Zulaſſung von Werth: 
papieren zum Börſenterminhandel. 

Anträge auf Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſen⸗ 
terminhandel ſind, ſoweit ſie nicht zurückgewieſen werden, 
mindeſtens 14 Tage vor der Beſchlußfaſſung durch Aushang 
an der Börſe und Veröffentlichung in mindeſtens zwei Zei⸗ 
tungen bekannt zu machen. 

Die Zulaſſung ſetzt voraus, daß bereits während eines 
längeren Zeitraumes ein regelmäßiger Handel in dem Werth: 
papiere ſtattgefunden hat. Die Prüfung hat ſich über dieſe 
Vorausſetzung hinaus auch darauf zu erſtrecken, ob dem 
Intereſſe des Börſenhandels an der Zulaſſung andere er— 
hebliche wirthſchaftliche Bedenken entgegenſtehen. Vor der 
Zulaſſung iſt der Vorſtand des Unternehmens, um deſſen 
Werthpapiere es ſich handelt, über den Antrag zu hören. 
Die erfolgte Zulaſſung kann wegen Aufhörens eines erheb— 
lichen Börſen-Termingeſchäfts ſowie aus wichtigen anderen 
Gründen jeder Zeit von dem Börſen-⸗Vorſtande zurückge⸗ 
nommen werden. 

Die ergehenden Beſchlüſſe ſind dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe einzureichen. 

$ 13. 

Der Vorſtand beſorgt die amtliche Feſtſtellung der 
Börſenpreiſe und deren Veröffentlichung. Die amtliche No— 
tirung erfolgt Namens des Vorſtandes der Fondsbörſe durch 
ein bis höchſtens drei Mitglieder deſſelben. Die Namen 
dieſer Mitglieder und ihrer Stellvertreter ſind vom Vorſtand 
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der Fondsbörſe durch einen vom Anfang des Monats bis 
zum Schluß deſſelben an Ort und Stelle verbleibenden Aus— 
hang in der Börſe bekannt zu machen. 

§ 14. 

Die amtliche Feſtſtellung der Börſenpreiſe erfolgt 

1. für Werthpapiere und Geldſorten an einem jeden 
Börſentage, 

2. für Wechſel auf ausländiſche Plätze mindeſtens drei: 
mal wöchentlich; findet an einem für die Kurs— 
feſtſtellung beſtimmten Wochentage keine Börſenver— 
ſammlung ſtatt, fo erfolgt die Feſtſtellung am nächſt— 
vorhergehenden Börſentage. 

Aenderungen dieſer Vorſchriften werden mit Genehmi— 

gung der Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin von dem 
Vorſtand der Fondsbörſe angeordnet und bekannt gemacht. 


§ 15. 


Bei Geſchäften in Werthpapieren kann ein Anſpruch 
auf Berückſichtigung bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſen⸗ 
preiſes nur erhoben werden, wenn ſie durch Vermittelung 
eines Kursmaklers geſchloſſen ſind. Die Berechtigung der 
Mitglieder des Börſen⸗Vorſtandes, auch andere Geſchäfte zu 
berückſichtigen, bleibt hierdurch unberührt. 

§ 16. 

Als Börſenpreis iſt derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher 
der an Geſchäftslage des Verkehrs an der Börje ent- 
ſpricht. 

Die amtliche Feſtſtellung der Kurſe geſchieht unmittelbar 
nach 2 Uhr in den dazu beſtimmten Räumen. Dort haben 
die Kursmakler, die in den betreffenden Werthpapieren Ge: 
ſchäfte vermitteln, an denjenigen Tagen, an denen für ihren 
Geſchäftszweig Kurſe feſtzuſtellen ſind, pünktlich um 2 Uhr 
zu erſcheinen und anweſend zu bleiben, bis ſie von den am— 
tirenden Mitgliedern des Vorſtandes der Fondsbörſe ent⸗ 
laſſen werden. 

Die Mitglieder des Börſen-Vorſtandes find berechtigt, 
von den Kursmaklern wahrheitsgetreue und nach dem Er— 
meſſen der erſteren ausdrücklich auf ihren Amtseid zu 
nehmende Auskunft zu fordern, zu welchen Kurſen in Kaſſa— 
und in Zeitgeſchäften Werthpapiere, Geldſorten und Wechſel 
gefordert oder angeboten und zu welchen Kurſen und über 
welche Beträge Geſchäfte abgeſchloſſen ſind. 
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Die Entſcheidung über die Höhe des amtlich feſtzu— 
ſtellenden Kurſes ſteht den Mitgliedern des Vorſtandes der 
Fondsbörſe allein zu, und es bleibt ihnen überlaſſen, auf 
welchem Wege ſie ſich die zu ihrer Entſcheidung erforderliche 
Information, abgeſehen von den Angaben der Kursmakler, 
ſonſt noch verſchaffen wollen. 

Der Börſen⸗Vorſtand hat die Ausführung der von den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft getroffenen Anordnungen zur 
Regelung des Geſchäftsverkehrs der Kursmakler zu über: 
wachen. 

§ 17. 

Die Protokolle über Feſtſtellung der Kurſe ſind von 
Börſen⸗Sekretären zu führen. 

Die Mitglieder des Vorſtandes der Fondsbörſe haben 
diejenigen, welche ſich unbefugter Weiſe bei der Feſtſtellung 
und Protokollirung der Kurſe einfinden, ſofort entfernen zu 
laſſen und die zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung er⸗ 
forderlichen Anordnungen zu treffen. 

§ 18. 


Der amtliche Kurszettel für Werthpapiere, Geldſorten 
und Wechſel wird ſofort nach geſchehener Feſtſtellung der 
Börſenkurſe gedruckt, zur Beglaubigung mit dem Stempel 
der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin und dem— 
jenigen des Vorſtandes der Fondsbörſe ſowie mit der Ueber⸗ 
ſchrift „Börſe zu Berlin“ verſehen und noch an demſelben 
Nachmittag ausgegeben. Dem amtlichen Kurszettel kann ein 
nichtamtlicher Theil hinzugefügt werden, in welchem ſolche 
Werthpapiere Aufnahme finden, welche zwar zum Börſen⸗ 
handel zugelaſſen ſind, bezüglich deren ſich aber erſt aus der 
Erfahrung ergeben muß, ob ſie geeignet erſcheinen, dem 
amtlichen Theil dauernd einverleibt zu werden. 

Ob und in welcher Weiſe noch außerdem amtliche Be- 
kanntmachungen über feſtgeſtellte Kurſe von dem Vorſtande 
der Fondsbörſe zu erlaſſen ſind, beſtimmt dieſer ſelbſt nach 
den Bedürfniſſen des Verkehrs. 

8 19. 


Der Vorſtand iſt befugt, die Einführung und Aufhebung 
von Börſen⸗Geſchäfts⸗ und Börſen⸗Verkehrs-Bedingungen zu 
beſchließen. Die Beſchlüſſe find dem Aelteſten-Kollegium zur 
Genehmigung mitzutheilen. Nach erfolgter Genehmigung 
find fie zu veröffentlichen und treten alsdann als Platz⸗ 
gebrauch in Kraft. 
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§ 20. 


Der Vorſtand entſcheidet durch eine im Börſenhauſe 
tagende Kommiſſion von drei Mitgliedern (ſog. Dreimänner: 
Kommiſſion) über Rechtsſtreitigkeiten aus an der Berliner 
Fondsbörſe abgeſchloſſenen Geſchäften. Die Mitglieder der 
Kommiſſion ſowie drei Stellvertreter werden vom Vorſtand 
der Fondsbörſe für je einen Monat beſtimmt, und zwar 
möglichſt nach einem Turnus ſämmtlicher Mitglieder. Die 
Namen der Mitglieder der Kommiſſion und deren Stellver- 
treter ſind durch Aushang in der Börſe zu veröffentlichen. 

In etwaigen Verhinderungsfällen ergänzt fih die Rom- 
miſſion durch Zuwahl. 


Die Zuſtändigkeit der Dreimänner-Kommiſſion iſt be⸗ 
gründet, wenn die Werthpapiere, über welche Streit herrſcht, 
an der hieſigen Börſe zum Handel zugelaſſen ſind. 

Die Dreimänner⸗Kommiſſion muß, inſofern nicht durch 
Vertrag etwas anderes beſtimmt iſt, angerufen werden in 
denjenigen Streitigkeiten, welche ihr nach den jeweilig gelten⸗ 
den vom Vorſtand der Fondsbörſe zu erlaſſenden Bedingungen 
für die Geſchäfte an der Berliner Fondsbörſe zugewieſen 
ſind. In anderen Streitigkeiten kann die Kommiſſion auf 
Antrag der Parteien entſcheiden. 


8 22. 


Schriftliche Klagen oder ſchriftliche Klagebeantwortungen 
ſowie Vertretungen durch andere Bevollmächtigte als Proku— 
riſten und Handlungsgehilfen find unzuläſſig. Als Beweis: 
mittel ſind nur Urkunden oder Zeugen, welche ſofort zur 
Stelle ſind, ſtatthaft. Eideszuſchiebung oder Vereidigung 
von Zeugen iſt nicht zuläſſig. 

§ 23. 

Die Dreimänner⸗Kommiſſion entſcheidet nach freiem Er⸗ 
meſſen. Sie iſt jederzeit berechtigt, die Entſcheidung einer 
bei ihr angebrachten Streitſache abzulehnen. Protokolle über 
die Verhandlung und Beweisaufnahme werden nicht geführt. 
Dagegen wird das Ergebniß der Verhandlung auf Antrag 
einer Partei oder eines Mitgliedes der Kommiſſion in einem 
Protokollbuche regiſtrirt, 

wenn ein Erkenntniß gefällt oder 
ein Vergleich geſchloſſen worden iſt. 
Dieſe Regiſtratur iſt von den Parteien zu unterzeichnen. 
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8 24. 


Die Entſcheidung erfolgt in der Regel ſofort nach ge⸗ 
ſchloſſener Verhandlung durch Stimmenmehrheit. Gegen die 
ergangene Entſcheidung iſt ein Rechtsmittel oder Rechtsbehelf 
nicht zuläſſig. 


& 25. 
Das Verfahren iſt in allen Fällen mündlich und ge⸗ 
bührenfrei. | 
§ 26. 


Nichterfüllung der gefällten Entſcheidung oder eines vor 
der Kommiſſion geſchloſſenen Vergleiches begründet neben 
den ſonſtigen Rechtsfolgen den Antrag auf Ausſchließung 
von den Börſenverſammlungen. Der Antrag iſt an den 
Börſen⸗Vorſtand zu richten. 


8 27. 


Die Veröffentlichungen des Vorſtandes find vom Bor- 
ſitzenden oder einem ſeiner Stellvertreter oder in deſſen Be⸗ 
hinderung von zwei anderen Mitgliedern zu vollziehen. 

Der Vorſtand führt alle Korreſpondenzen mit vorge— 
ſetzten Behörden durch Vermittelung der Aelteſten der Kauf- 
mannſchaft von Berlin. 


§ 28. 


Von allen Sitzungen des Vorſtandes iſt den Staats⸗ 
kommiſſaren Kenntniß zu geben. 


8 29. 

Vorſtehende Geſchäfts-Ordnung gilt auch für den Ge- 
ſammt⸗Vorſtand der Börſe zu Berlin, inſoweit nicht Be: 
ſtimmungen des Börſengeſetzes entgegen ſtehen und ſolange 
kein Vorſtand der Produktenbörſe gebildet iſt. Bis dahin 
iſt der Börſen⸗Vorſtand beſchlußfähig, wenn 11 Mitglieder 
anweſend ſind. 


Berlin, den 15. Februar 1897. 


Die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 30 
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6. Geſchäftsordnung für die Zulaſſungsſtelle an der Börſe 
zu Berlin. Vom 15. Februar 1897. 


S 1. 

Die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel!) 
erfolgt durch eine Kommiſſion von 22 Mitgliedern (Zu— 
laſſungsſtelle), von welchen mindeſtens 11 Mitglieder nicht 
ins Börſenregiſter für Werthpapiere eingetragen ſind. Zur 
Vertretung der auf Grund § 2 Abſ. 1, 2, 3 ausſcheidenden 
Mitglieder werden acht Stellvertreter ernannt. 

Die Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter er— 
folgt im Monat Dezember für die Dauer der nächſten drei 
Jahre durch die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin. 

Scheiden Mitglieder oder Stellvertreter während der 
Wahlperiode aus, ſo werden an deren Stelle durch die Aelte— 
ſten der Kaufmannſchaft für den Reſt der Wahlperiode an— 
dere Mitglieder oder Stellvertreter ernannt. 

Die Zulaſſungsſtelle konſtituirt ſich alljährlich im Monat 
Dezember, indem ſie für das nächſte Jahr einen Vorſitzenden 
und zwei Stellvertreter deſſelben wählt. Der Vorſitzende 
und der erſte Stellvertreter müſſen Mitglieder des Aelteſten⸗ 
Kollegiums ſein. , 

Ä 2. 


Von der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zu: 
laſſung eines Werthpapiers zum Börſenhandel ſind diejenigen 
Mitglieder ausgeſchloſſen, welche an der Einführung dieſes 
Werthpapiers in den Börſenhandel direkt oder als Konſortial⸗ 
betheiligte Intereſſe haben. 

Als an der Einführung eines Werthpapieres in den 
Börſenhandel intereſſirt gelten auch die Mitglieder des Auf— 
ſichtsraths derjenigen Geſellſchaften, deren Werthpapiere zum 
Börſenhandel zugelaſſen werden ſollen, ſowie ſolcher Geſell— 
ſchaften, welche die Zulaſſung des Werthpapieres zum Börjen- 
handel beantragt haben. 

Hat ein Mitglied der Zulaſſungsſtelle Bedenken, ob es 
wegen eines anderen als der vorſtehend bezeichneten Gründe 


1) Die Beſtimmungen des Bundesrathes, betreffend die Zulaſſung von 
Werthpapieren zum Börſenhandel, vom 11. Dezember 1896 ſind 
abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 170 ff. — Ueber 
d SE Verhältniſſe vgl. Bb. XLIII S. 533 ff. dieſer Zeit⸗ 

rift. 
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bei der Berathung und Beſchlußfaſſung über einen Antrag 
anweſend ſein darf, oder wird ein ſolches Bedenken von 
einem anderen Mitgliede angeregt, fo entſcheidet die Zus 
laſſungsſtelle endgültig, ob ein Grund zur Befangenheit 
vorliegt. 

Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen von der 
Berathung und Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſenen Mitglieder 
haben dem Vorſitzenden von ihrer Behinderung rechtzeitig 
Kenntniß zu geben; an ihrer Stelle werden Stellvertreter 
berufen. 

Die Einberufung von Stellvertretern an Stelle aus⸗ 
ſcheidender Mitglieder kann noch während der Sitzung aus 
der Anzahl der Stellvertreter erfolgen. 

Die nicht einberufenen Stellvertreter ſind berechtigt, den 
Sitzungen der Zulaſſungsſtelle mit berathender Stimme bet: 
zuwohnen. Sie erhalten Abſchrift der Einladungen zu den 
Sitzungen ſowie alle Druckſachen und Schriftſtücke, welche 
den Mitgliedern zugehen. 


Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt durch den Vor— 
ſitzenden unter Bekanntgabe der Tagesordnung; ob in die 
Berathung oder Beſchlußfaſſung eines nicht auf der Tages- 
ordnung ſtehenden Gegenſtandes eingetreten werden ſoll, ent: 
ſcheiden die in der Sitzung anweſenden Mitglieder der Zu— 
laſſungsſtelle. 

Der Vorſitzende, in ſeiner Behinderung einer ſeiner 
Stellvertreter, leitet die Verhandlungen. Sind auch die 
Stellvertreter behindert, ſo übernimmt das dem Lebensalter 
nach älteſte der anweſenden Mitglieder den Vorſitz. 

Die Abſtimmungen erfolgen in der Regel durch Hand— 
aufheben; ſie müſſen durch Stimmzettel vorgenommen werden, 
wenn dies von einem Viertel der anweſenden Mitglieder be— 
antragt wird. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet, falls durch Hand— 
aufheben abgeſtimmt wird, die Stimme des Vorſitzenden; 
bei Abſtimmung durch Stimmzettel gilt bei Stimmengleich⸗ 
heit der Antrag als abgelehnt. 

S 4. 

Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig, wenn neun Mit⸗ 
glieder oder Stellvertreter anweſend ſind, von denen minde⸗ 
ſtens fünf nicht im Börſenregiſter für Werthpapiere ein- 
getragen ſind. 
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§ 5. 

Den Sitzungen der Zulaſſungsſtelle wohnt in der Regel 
als juriſtiſcher Beirath ein Syndikus der Korporation der 
Kaufmannſchaft von Berlin bei. 

Ein Protokollführer ſowie die ſonſtigen zur Erledigung 
der Geſchäfte erforderlichen Beamten werden der Zulaſſungs— 
ſtelle von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin über: 
wieſen. | 

8 6. 


Die Zulaſſungsſtelle hat nach Maßgabe des Börfen- 
geſetzes und der dazu ergehenden Ausführungsbeſtimmungen 
die Aufgabe und die Pflicht: 

a) Die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage 
für die zu emittirenden Werthpapiere bilden, zu 
verlangen und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu ſorgen, daß das Publikum über alle zur 
Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere noth- 
wendigen thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe 
ſoweit als möglich informirt wird und bei Unvoll⸗ 
Be der Angaben die Emiſſion nicht zuzu⸗ 
aſſen; 

c) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche 
allgemeine Intereſſen geſchädigt werden oder welche 
offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führen. 

Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiſſion ohne Angabe 

von Gründen ablehnen. 

Die Zulaſſungsſtelle ift befugt, zum Börſenhandel zu- 
gelaſſene Werthpapiere von demſelben auszuſchließen. Die 
Zulaſſung deutſcher Reichs- und Staatsanleihen darf nicht 
verſagt werden. 

Gegen die Entſcheidung der Zulaſſungsſtelle findet binnen 
14 Tagen nach Bekanntgabe des Beſchluſſes die Beſchwerde 
an die Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin ſtatt. 


§ 7. 

Der Antrag auf Zulaſſung von Werthpapieren zum 
Börſenhandel ift bei der Zulaſſungsſtelle ſchriftlich einzu: 
reichen. Der Antrag muß diejenigen Angaben enthalten, 
welche nach § 38 Abſ. 1 des Börſengeſetzes in die Ber: 
öffentlichung des Antrags auſzunehmen ſind. 

Dem Antrage ſind der Proſpekt in 50 Exemplaren 
und die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers betreffend 
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die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel vom 
11. Dezember 1896 (Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 40 S. 763 ff.) 
bezeichneten Nachweiſe beizufügen. Soweit die letzteren nicht 
in Urſchrift bei den Akten verbleiben, ſind auf Verlangen 
der Zulaſſungsſtelle beglaubigte Abſchriften einzureichen. 

Der Proſpekt muß von denjenigen, welche ihn erlaſſen, 
unterſchriftlich vollzogen ſein. 

Soweit die Verpflichtung zur Einreichung des Proſpektes 
in Wegfall kommt (§ 38 Abſ. 2 und 3 des Börſengeſetzes), 
erübrigt auch die Vorlage von Nachweiſen. 


§ 8. 

Nach Eingang des Zulaſſungsantrags verfügt der Vor- 
ſitzende der Zulaſſungsſtelle die Veröffentlichung deſſelben, 
ſofern er den Erforderniſſen des $ 38 Abſ. 1 des Börſen⸗ 
geſetzes entſpricht, unter Bezeichnung der Einführungsfirma, 
des Betrages ſowie der Art der einzuführenden Werthpapiere. 
Zwiſchen dieſer Veröffentlichung und der Einführung an der 
Börſe muß eine Friſt von mindeſtens ſechs Kalendertagen 
liegen. 

Die Veröffentlichung erfolgt auf Koſten des Antrag: 
ſtellers im Reichsanzeiger und in mindeſtens zwei anderen 
inländiſchen Zeitungen. Dieſe werden von dem Vorſitzenden 
der Zulaſſungsſtelle mit der Maßgabe beſtimmt, daß ſich 
unter ihnen eine Zeitung, welche am Börſenplatze erſcheint, 
und, wenn es ſich um Aktien oder Schuldverſchreibungen 
einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien handelt, eine Zeitung befinden muß, welche 
in dem engeren Wirthſchaftsgebiet erſcheint, dem die Gefell- 
ſchaft angehört. Außerdem iſt der Antrag durch Aushang 
in der Börſe bekannt zu machen. 

§ 9. 

Nachdem die Veröffentlichung verfügt ift, tritt die Zu: 
laſſungsſtelle alsbald in die Prüfung darüber ein, ob der 
Proſpekt die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers be— 
treffend die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel 
vom 11. Dezember 1896 und in den von der Zulaſſungs— 
ſtelle etwa veröffentlichten Beſtimmungen vorgeſehenen An— 
gaben enthält. Ergeben ſich Anſtände in Betreff der Voll— 
ſtändigkeit oder Deutlichkeit der Angaben, ſo fordert ſie den 
Antragſteller zu deren Beſeitigung auf. 

Die Zulaſſungsſtelle beſtimmt ferner nach Maßgabe des 
§ 36 Abſ. 3a und b des Börſengeſetzes, welche ſonſtigen 
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Angaben in den Proſpekt aufzunehmen, oder welche ſonſtigen 
Urkunden, abgeſehen von den in der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 11. Dezember 1896 erwähnten Nad: 
weiſen, ihr zur Prüfung vorzulegen ſind und richtet an den 
Antragſteller die entſprechende Aufforderung. 

Kommt der Antragſteller der Aufforderung nicht nach, 
ſo wird, vorbehaltlich des in der Börſenordnung vorgeſehenen 
Beſchwerderechts, der Antrag zurückgewieſen. 


8 10. 


Zwiſchen der Veröffentlichung des Antrags durch die 
am Börſenplatz erſcheinende Zeitung und dem Zulaſſungs— 
beſchluß muß eine Friſt von mindeſtens drei Kalender⸗Tagen 
liegen. 

$ 11. 


Bei der Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung find die in 
Folge der Veröffentlichung des Antrags etwa erhobenen Er— 
innerungen zu prüfen und die im § 36 Abſ. 3c des Börſen⸗ 
geſetzes bezeichneten Geſichtspunkte zu beachten. 

In dem Zulaſſungsbeſchluß iſt unter Berückſichtigung 
der Vorſchrift in § 38 Abſ. 1 Satz 2 des Börſengeſetzes der 
Tag zu beſtimmen, von welchem ab die Einführung an der 
Börſe erfolgen darf. 

Der Zulaſſungsbeſchluß iſt durch dreitägigen Aushang 
in der Börſe zu veröffentlichen. 

Die Beweisſtücke ſind von der Veröffentlichung des Zu⸗ 
laſſungsbeſchluſſes ab bis zur Einführung an der Börſe, in 
der Börſen⸗Regiſtratur öffentlich auszulegen. 


8 12. 


Wird von der Zulaſſungsſtelle der Antrag auf Zulaſſung 
von Werthpapieren zum Börſenhandel abgelehnt, ſo hat die 
Zulaſſungsſtelle den Vorſtänden der übrigen deutſchen Börſen 
für Werthpapiere Mittheilung y machen. Dabei iſt anzu- 
geben, ob die Ablehnung mit Rückſicht auf örtliche Verhält⸗ 
niſſe oder aus anderen Gründen erfolgt iſt. 

Von dem Erfolge einer etwaigen Beſchwerde gegen 
einen Beſchluß der Zulaſſungsſtelle iſt den Vorſtänden der 
übrigen deutſchen Börſen für Werthpapiere Kenntniß zu geben. 

Der Antragſteller hat anzugeben, ob das Geſuch um 
Zulaſſung bereits bei einer anderen Börſe eingereicht iſt oder 
gleichzeitig eingereicht wird. Iſt dies der Fall, ſo ſollen die 
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Werthpapiere nur mit Zuſtimmung der anderen Zulaſſungs⸗ 
ſtelle zugelaſſen werden. 
$ 13. 

Ein Antrag auf Zulaſſung ſolcher Werthpapiere zum 
Börſenhandel, die gemäß § 38 Abſ. 2 des Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896 vom Proſpektzwang entbunden ſind, 
darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil der Antragſteller 
nicht zu den Beſuchern der Börſe gehört oder nicht in Berlin 
wohnt. 

§ 14. 


Die Veröffentlichung des Proſpekts muß von dem An: 
tragſteller in denſelben Zeitungen, mit Ausnahme des Reichs⸗ 
anzeigers, bewirkt werden, in denen der Antrag auf Zu— 
laſſung veröffentlicht worden iſt. 


815. 


Zugelaſſene Werthpapiere dürfen früheſtens am dritten 
Werktage nach dem Tage des Zulaſſungsbeſchluſſes und nach 
dem Tage, an welchem der Proſpekt zuerſt veröffentlicht 
worden iſt, an der Börſe eingeführt werden; die Einführung 
muß ſpäteſtens einen Monat nach dem Tage, an welchem 
der Proſpekt zuletzt veröffentlicht worden iſt, erfolgen. 

Der Zulaſſungsbeſchluß tritt außer Kraft, wenn drei 
Monate nach Bekanntgabe deſſelben die Veröffentlichung des 
Proſpekts und die Einführung an der Börſe nicht erfolgt iſt. 

8 16. 

Die Veröffentlichungen der Zulaſſungsſtelle ſind von 
dem Vorſitzenden oder einem ſeiner Stellvertreter oder in 
deren Behinderung von zwei anderen Mitgliedern zu voll- 
ziehen. 

8 17. 


Die Zulaſſungsſtelle führt alle Korreſpondenzen mit vor: 
geſetzten Behörden durch die Vermittlung der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin. 

§ 18. 
Von den Sitzungen der Zulaſſungsſtelle ift den Staats- 
kommiſſaren Kenntniß zu geben. 
Berlin, den 15. Februar 1897. 
Die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin. 
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7. Maklerordnung für die Kursmakler an der Berliner Börſe. 
Vom 6. Dezember 1896. 


(Deutſcher Reichs⸗ und Kgl. Preußiſcher Staatsanzeiger vom 
8. Dezember 1896 Nr. 291.) 


Auf Grund der SS 30 Abſ. 2 und 32 Abſ. 1 des Reids- 
Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 !) beſtimme ich für die 
Kursmakler an der Berliner Börſe, was folgt: 


Beſtellung und Entlaſſung der Kursmakler. 


81. 

Die Beſtellung und Entlaſſung der Kursmakler ($ 30—34 
des Reichs⸗Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896) erfolgt nach 
Maßgabe meines Erlaſſes vom 14. November 1896, welcher 
lautet: 


88 1. 

Die Kursmakler ($ 30 des Reichs-Börſengeſetzes) werden für die 
Börſe in Berlin durch den Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg 
und der Stadt Berlin und für die übrigen Börſen, wo ſolche beſtellt 
werden, durch den Regierungspräſidenten, in deſſen Verwaltungs⸗ 
bezirke die Börſe belegen iſt, beſtellt und in ſeinem Auftrage darauf 
vereidigt, daß ſie die ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen werden 
($ 30 Abſ. 1 a. a. O.). 


88 2. 

Vor der Beſtellung find die Handelsorgane, denen die unmittels 
bare Aufſicht über die Börſe übertragen ift (§ 1 Abſ. 2 des Reichs⸗ 
Börſengeſetzes), und wo eine Vertretung der Kursmakler (§ 30 Ab}. 2 
a. a. O.) beſteht, auch dieſe zu hören. 

§ 3. 

Der zum Kursmakler Beſtellte erhält nach feiner Vereidigung 

eine von der ihn beſtellenden Behörde ausgefertigte Beſtallung. 


88 4. 

Die Entlaſſung eines Kursmaklers kann erfolgen, wenn er ſich 
einer groben Verletzung der ihm obliegenden Pflichten ſchuldig macht 
oder ſich durch ſein Verhalten in oder außer dem Amt der Achtung, 
des Anſehens und des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig 
zeigt oder zur Erfüllung ſeiner Amtspflicht dauernd unfähig wird. 
Die Entlaſſung erfolgt durch dieſelbe Behörde, welche die Beſtellung 
vorgenommen hat. Vor der Entlaſſung ſind die in § 2 bezeichneten 
Organe zu hören. 


88 5. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die bei eintretendem 
Bedürfniß zu beſtellenden Stellvertreter von Kursmaklern mit der 
Maßgabe Anwendung, daß ſolche auch für eine im Voraus beſtimmte 
Zeit beſtellt werden können. 


1) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 128 ff. 
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Die Stellvertreter haben für die Dauer der Stellvertretung die 

Rechte und Pflichten von Kursmaklern. 
$$ 6. 

Die für die Börſenbeſucher geltenden Vorſchriften des Reichs⸗ 
Börſengeſetzes und der Börſenordnung, insbeſondere in Betreff des 
ehrengerichtlichen Verfahrens, der Zulaſſung und der Ausſchließung 
vom Börſenbeſuche und der Handhabung der Ordnung in den Börſen⸗ 
räumen finden auch auf die Kursmakler Anwendung. 


§8 7. 

Ueber die Pflichten der Kursmakler, über die Organiſation 
ihrer Vertretung, über ihr Verhältniß zu den Staatskommiſſaren und 
den Börſenorganen, ſowie darüber, in welcher Weiſe die Beobachtung 
der Vorſchrift des §S 32 Abſ. 1 des Reichs⸗Börſengeſetzes zu über: 
wachen iſt, bleibt der Erlaß von Beſtimmungen für die einzelnen 
Börſen vorbehalten. 


Maklerkammer. 


§ 2. 

Die Kursmakler an der Berliner Börſe werden durch 
eine aus elf Mitgliedern beſtehende Maklerkammer vertreten, 
für die zugleich fünf Stellvertreter zu wählen ſind. Von den 
Mitgliedern müſſen zwei und von den Stellvertretern muß 
einer an der Produktenbörſe thätig ſein. 

Die Stellvertreter werden erforderlichenfalls durch den 
Borfigenden der Kammer einberufen. 


8 3. 

Die Mitglieder und die Stellvertreter werden von den 
Kursmaklern aus ihrer Mitte gewählt. 

Schwebt gegen einen Kursmakler ein ehrengerichtliches 
oder wegen einer ſtrafbaren Handlung, welche die Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann, ein 
ſtrafrechtliches Verfahren, ſo ruht das Wahlrecht während der 
Dauer dieſes Verfahrens. 


Die Wahlen zur Maklerkammer erfolgen auf vier Jahre. 
Nach zwei Jahren ſcheiden ſechs Mitglieder und drei Stell: 
vertreter, nach weiteren zwei Jahren die übrigen fünf Mit— 
glieder und zwei Stellvertreter aus. Die zuerſt ausſcheidenden 
ſechs Mitglieder und drei Stellvertreter werden durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 


§ 5. 
Die Wahl zur Maklerkammer wird vom jeweiligen 
Kammervorſtande anberaumt und geleitet. 
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Für die erſte Wahlverſammlung ſowie für die Form der 
Einladung zu den Wahlen treffen die Aelteſten der Kaufmann— 
ſchaft die erforderlichen Beſtimmungen, die durch Aushang an 
der Börſe bekannt zu machen ſind. Die Wahl erfolgt durch 
Stimmzettel in geheimer Abſtimmung, ſofern die Verſammlung 
nicht einſtimmig ein Anderes beſchließt. 

Gewählt ſind diejenigen, die die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erhalten haben. 

Inſoweit ſich im erſten Wahlgang eine abſolute Mehrheit 
nicht ergiebt, ſind diejenigen Perſonen, welche abgeſehen von 
den etwa mit abſoluter Mehrheit gewählten die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in der doppelten Anzahl der noch 
zu wählenden in eine engere Wahl zu bringen, bei welcher 
diejenigen als gewählt zu betrachten ſind, welche die meiſten 
Stimmen auf ſich vereinigt haben. 

Das Wahlergebniß iſt nach Abſchluß der Wahl durch 
Aushang an der Börſe bekannt zu machen. 

Einſprüche gegen die Gültigkeit des Wahlergebniſſes ſind 
binnen acht Tagen nach Verkündigung desſelben an die Makler⸗ 
kammer zu richten. Gegen die Entſcheidung der Maklerkammer 
findet Beſchwerde an die Aelteſten der Kaufmannſchaft ſtatt, 
deren Entſcheidung endgültig iſt. 


$ 6. 


Scheidet ein Mitglied der Maklerkammer früher als drei 
Monate vor Ablauf ſeiner Wahlperiode aus, ſo ergänzt ſich 
die Maklerkammer bis zum nächſten Wahltermin durch Zus 
wahl aus der Reihe der Stellvertreter. 

In dem nächſten Wahltermin wird für den Ausgeſchiedenen, 
ſofern deſſen Wahlperiode noch nicht abgelaufen iſt, für deren 
Dauer ein Erſatzmann gewählt. Iſt die Wahlperiode ab⸗ 
gelaufen, ſo findet Neuwahl ſtatt. 


§ 7. 


Der Vorſtand der Maklerkammer beſteht aus einem Vor: 
ſitzenden, einem ſtellvertretenden Vorſitzenden, einem Schrift⸗ 
führer, einem ſtellvertretenden Schriftführer und einem Schatz⸗ 
meiſter. Der Vorſtand wird von der Maklerkammer aus ihrer 
Mitte gewählt. 

Von den Mitgliedern des Vorſtandes müſſen vier an der 
Fondsbörſe und eines an der Produktenbörſe thätig ſein. 
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§ 8. 

Ueber die Kammer: und Vorſtandsſitzungen, ſowie über 
die Wahlhandlungen der Kursmakler find Protokolle auf: 
zunehmen, die von dem Vorſitzenden und dem mit der 
Protokollführung beauftragten Mitgliede zu unterzeichnen ſind. 

Die Ergebniſſe der Maklerkammer⸗ und der Vorſtands⸗ 
wahlen ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe, dem 
Staatskommiſſar, den Aelteſten der Kaufmannſchaft und dem 
Börſenvorſtand mitzutheilen. 


989. 

Die Maklerkammer hat 

a) auf Erfordern des Ober⸗Präſidenten Gutachten abzu⸗ 
geben über die Beſtellung ($ 30 Abſ. 2 des Reichs⸗Börſen⸗ 
gelebes) und Entlaſſung von Kursmaklern und über eine 
etwaige Stellvertretung behinderter Kursmakler; 

b) die Vertheilung der Geſchäfte unter die einzelnen 
Kursmakler (Gruppenbildung) vorzunehmen und dem Börſen⸗ 
vorſtand wie dem Staatskommiſſar mitzutheilen, welche da- 
gegen binnen einer Woche Einſpruch bei den Aelteſten der 
Kaufmannſchaft einzulegen befugt ſind. Iſt Einſpruch erfolgt, 
ſo entſcheiden die Aelteſten der Kaufmannſchaft; 

c) die Aufſicht über die Erfüllung der den Kursmaklern 
als ſolchen obliegenden Pflichten auszuüben und bei Pflicht⸗ 
verletzungen die geeigneten Disziplinarſtrafen zu verhängen; 

d) Streitigkeiten unter den Kursmaklern auf Antrag 
zu ſchlichten; 

e) Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältniß zwiſchen 
einem Kursmakler und dem Auftraggeber auf Antrag des 
letzteren zu ſchlichten; 

f) auf Erfordern der ſtaatlichen Behörden Gutachten, 
insbeſondere über Geſetzgebungs⸗ und Verwaltungsfragen, 
welche die Intereſſen der Kursmakler berühren, zu erſtatten. 


$ 10. 


Die Maklerkammer kann die in § 9 unter d und e be: 
zeichneten Aufgaben einzelnen ihrer Mitglieder oder Unter⸗ 
kommiſſionen übertragen. 

§ 11. 

Der Vorſtand hat 

a) die Maklerkammer nach außen hin zu vertreten; 

b) die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben der 
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Maklerkammer zu beſorgen und ihr über die Verwaltung 
jährlich Rechnung zu legen; 

c) die Sitzungen der Maklerkammer vorzubereiten, zu 
berufen und zu leiten und deren Beſchlüſſe zur Ausführung 
zu bringen; 

d) die für die Verwaltung erforderlichen Beamten an- 
zuſtellen und zu beaufſichtigen. 


8 12. 


Rechtsverbindliche Erklärungen der Maklerkammer müſſen 
mit der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters, 
des Schriftführers oder ſeines Stellvertreters und eines ferneren 
Mitgliedes der Maklerkammer verſehen ſein. 

Der Vorſtand kann einzelne ſeiner Mitglieder oder andere 
Kammermitglieder oder Beamte der Maklerkammer zur Vor⸗ 
nahme beſtimmter Geſchäfte oder beſtimmter Arten von 
Geſchäften auf eine beſtimmte Zeit ermächtigen. 


§ 13. 


Die Mitglieder des Vorſtandes und der Maklerkammer 
verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Baare Ausgaben werden 
aus den Einnahmen erſtattet. 


8 14. 


Die Berufung der Maklerkammer muß erfolgen, wenn 
der Staatskommiſſar oder die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
oder fünf Mitglieder der Maklerkammer oder zwanzig Kurs: 
makler unter Angabe des zu behandelnden Gegenſtandes es 
beantragen. 

8 15. 


Die Einladung zu den Sitzungen der Maklerkammer und 
des Vorſtandes erfolgt ſchriftlich durch den Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreter. Gleichzeitig iſt dem Staatskommiſſar 
von der Anberaumung der Sitzung Mittheilung zu machen. 

Die Gegenſtände, über die in der Sitzung Beſchluß gefaßt 
werden ſoll, müſſen in der Einladung und in der Mittheilung 
an den Staatskommiſſar bezeichnet werden. Ueber andere 
Gegenſtände, mit Ausnahme des Antrags auf abermalige 
Berufung der Maklerkammer, darf ein Beſchluß nur dann 
gefaßt werden, wenn nicht mehr als zwei Kammermitglieder 
widerſprechen. 

Der Staatskommiſſar iſt berechtigt, an den Sitzungen 
mit berathender Stimme theilzunehmen. 
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8 16. 


Die Maklerkammer und der Vorſtand ſind beſchlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. Muß 
eine Beſchlußfaſſung wegen Beſchlußunfähigkeit vertagt werden, 
ſo erfolgt die Einladung zu einer Sitzung unter Hinweis auf 
dieſe Thatſache mit einer Friſt von mindeſtens 24 Stunden. 
In der neuen Sitzung erfolgt die Beſchlußfaſſung über den 
betreffenden Gegenſtand ohne Rückſicht auf die Zahl der An⸗ 
weſenden, wenn mindeſtens drei Mitglieder anweſend ſind. 


$ 17. 


Die Beſchlüſſe der Maklerkammer und des Vorſtandes 
werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die bei 
einer Beſchlußfaſſung betheiligten Mitglieder ſind von der 
Abſtimmung ausgeſchloſſen. 

Im Uebrigen regeln die Maklerkammer und der Vorſtand 
ihre Geſchäftsordnung ſelbſt. 


8 18. 


Der Vorſtand hat jährlich dem Staatskommiſſar und den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft über ſeine Thätigkeit und die 
der Kammer Bericht zu erſtatten. Dieſer Bericht iſt allen 
Kursmaklern der Berliner Börſe in je einem Druckexemplar 
mitzutheilen. T 


Am Anfang jedes Jahres ift ein Voranſchlag für die 
Einnahmen und Ausgaben der Maklerkammer vom Vorſtande 
aufzuſtellen und von der Maklerkammer zu genehmigen. Zur 
Deckung der veranſchlagten Koſten können erhoben werden 

a) in den Fällen des $ 9 d und e Gebühren nach einem 
aufzuſtellenden Gebührentarif; 

b) Beiträge der Kursmakler. Die Maklerkammer be- 
ſchließt über deren Erhebung und über den Fuß, nach dem 
ſie erhoben werden. 


Rechte und Pflichten der Kursmakler. 
§ 20. 


Die Kursmakler ſind verpflichtet, in allen Börſenver⸗ 
ſammlungen während ihrer ganzen Dauer anweſend zu fein. 

Eine Beurlaubung vom Börſenbeſuch, die beim Börſen⸗ 
vorſtand zu beantragen iſt, kann für eine Woche von dieſem, 


468 Rechtsquellen. 


für längere Zeit nach Anhörung der Maklerkammer von den 
Aelteſten der Kaufmannſchaft bewilligt werden. 
§ 21. 

Die Kursmakler haben den Mitgliedern des Börſen⸗ 
vorſtandes, die mit der Feſtſtellung der im amtlichen Kurszettel 
der Berliner Börſe zu notirenden Kurſe und Preiſe beauftragt 
ſind, alle hierzu von ihnen zu erfordernden Erklärungen nach 
beſtem Wiſſen der Wahrheit gemäß abzugeben. 

Ergeben ſich Zweifel oder Differenzen über die Feſtſtellung 
der Kurſe oder Preiſe, ſo iſt das die Feſtſtellung leitende 
Mitglied des Börſenvorſtandes befugt, eine ausdrückliche proto- 
kollariſche Erklärung der Kursmakler über ihre Angaben auf 
ihren Amtseid zu fordern und nach ſeinem Ermeſſen auch 
ſpäter die Richtigkeit derſelben durch Einſicht der Tagebücher 
der Kursmakler oder in anderer Weiſe zu prüfen. Inſoweit 
hierbei die Vorlegung der Tagebücher gefordert wird, iſt der 
Kursmakler befugt, die Namen der Kontrahenten zu verdecken. 

§ 22 

Im Uebrigen regeln ſich die Rechte und Pflichten der 
Kursmakler nach den Beſtimmungen in §§ 30, 32, 33 und 
34 Abſ. 2 des Reichs⸗Börſengeſetzes.“) 

§ 23. 

Zur Vornahme der nach den Beſtimmungen des Handels— 
geſetzbuchs durch einen Handelsmakler zu bewirkenden Ver⸗ 
käufe ſind die Kursmakler befugt. 

§ 24. 

Die Kursmakler müſſen diejenigen Handelsgeſchäfte, die 
fie nach Maßgabe des § 32 des Reichs⸗Börſengeſetzes!) für 
eigene Rechnung oder in eigenem Namen abgeſchloſſen haben, 
ſowie die von ihnen nach Maßgabe derſelben Vorſchrift für 
vermittelte Geſchäfte übernommenen Bürgſchaften in ihren 
Tagebüchern täglich vor Vollziehung der Unterſchrift über⸗ 
ſichtlich zuſammenſtellen. 


Geſchäftsvertheilung. 
§ 25. 
Die Geſchäftsvertheilung gemäß § 9b iſt jährlich in der 
erſten Hälfte des Monats Dezember für das nächſte Kalender⸗ 
jahr vorzunehmen. 


1) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 133 ff. 
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Sie kann auch im Laufe des Jahres nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des § 9b von der Maklerkammer abgeändert 
werden, wenn die Zahl der Kursmakler ſich verändert. 

Der Staatskommiſſar und der Börſenvorſtand ſind jeder⸗ 
zeit befugt, eine Aenderung der Geſchäftsvertheilung zu be— 
antragen. | 

Die über ſolche Anträge von der Maklerkammer zu 
faſſenden Beſchlüſſe unterliegen dem Einſpruch bei den Aelteſten 
der Kaufmannſchaft gemäß § Ib. 


Aufſicht und Disziplin. 
§ 26. 


Die Kursmakler unterſtehen wie alle Börſenbeſucher der 
Börſenleitung des Börſenvorſtandes und dem Ehrengericht. 

Die Aufſicht über die Kursmakler führt die Maklerkammer 
und der Staatskommiſſar. 

Die Aelteſten der Kaufmannſchaft ſind befugt, zur 
Regelung des Geſchäftsverkehrs der Kursmakler an der Börſe 
Anordnungen zu treffen. 


Der Staatskommiſſar und die Maklerkammer find jeder: 
zeit befugt, in die Hand⸗ und Tagebücher der Kursmakler 
Einſicht zu nehmen, um die Beobachtung der Vorſchriften 
des § 32 des Börſengeſetzes und des vorſtehenden § 24 zu 
überwachen. 

§ 28. 

Die Maklerkammer iſt berechtigt, für die amtliche Thätig⸗ 
keit der Berliner Kursmakler Grundſätze und Regeln feſtzu⸗ 
ſtellen, ſoweit nicht die Beſtimmungen des Börſengeſetzes, der 
Börſenordnung und der von der Landesregierung erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen entgegenſtehen. 


8 29. 


Ein Kursmakler, der die ihm als ſolchen obliegenden 
Pflichten bezw. die von der Maklerkammer aufgeſtellten Grund- 
ſätze und Regeln verletzt, unterliegt der Disziplinarbeſtrafung 
durch die Maklerkammer. 

Disziplinarſtrafen kommen insbeſondere zur Anwendung, 
wenn ein Kursmakler ohne genügende Entſchuldigung oder 
ohne Urlaub die Börſenverſammlung oder die Feſtſetzung der 
Kurſe oder Preiſe verſäumt oder aus Fahrläſſigkeit bei dieſer 
Feſtſtellung unrichtige Angaben macht. 
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§ 30. 
Die Disziplinarſtrafen ſind: 
a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldſtrafe bis zu 500 Mark, 
d) Zeitweiſe Verſagung des Zutritts zu den Börjen- 
verſammlungen bis zur Dauer von drei Monaten. 
§ 31. 
Die Geldſtrafen werden von dem Vorſtand der Makler- 
kammer eingezogen und zu einem abgeſonderten Fonds ge— 


ſammelt, aus welchem der Vorſtand Unterſtützungen an Kurs: 
makler oder deren Hinterbliebene gewähren kann. 


Verfahren in Disziplinarſachen. 
§ 32. 
Beſchwerden über die Amtsthätigkeit der Kursmakler 


können an den Staatskommiſſar, an den Börſenvorſtand oder 
an die Maklerkammer gerichtet werden. 


§ 33. 


Die Maklerkammer beſchließt über die Eröffnung des 
Verfahrens. Sie iſt nicht zuſtändig in denjenigen Fällen, 
welche nach den § 9 bis 27 des Reichs⸗Börſengeſetzes vor 
das Ehrengericht gehören. 

§ 34. 

Iſt gegen einen Kursmakler ein ehrengerichtliches oder 
wegen einer ſtrafbaren Handlung ein ſtrafrechtliches Verfahren 
eingeleitet, ſo iſt während der Dauer des ehrengerichtlichen 
oder Strafverfahrens wegen der nämlichen Thatſache das 
Disziplinarverfahren nicht zu eröffnen und ein bereits eröff— 
netes auszuſetzen. 

§ 35. 


Zu den Disziplinarverhandlungen der Maklerkammer iſt 
ein Syndikus der Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
und im Falle der Behinderung desſelben ein anderer Redts- 
kundiger als Beirath der Kammer zuzuziehen. 

Zur Fällung eines Urtheils iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens ſieben Kammermitgliedern erforderlich. 


§ 36. 
Die Disziplinarverhandlungen ſind nicht öffentlich. 
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§ 37. | 
Soweit in Vorſtehendem keine Beſtimmung getroffen ift, 
finden die Beſtimmungen des Börſengeſetzes über das Ver⸗ 
fahren vor den Ehrengerichten ($$ 9 bis 27) ) entſprechende 
Anwendung. 
§ 38. 


Der Staatskommiſſar hat dieſelben Befugniſſe wie im 
ehrengerichtlichen Verfahren. ($$ 9 bis 27 a. a. O.)) 
§ 39. 

Gegen die Entſcheidung der Maklerkammer ſteht ſowohl 
dem Staatskommiſſar als dem Beſchuldigten binnen 14 Tagen 
die Beſchwerde an die Aelteſten der Kaufmannſchaft zu. Die 
Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. | 

§ 40. 

Dieſer Erlaß tritt am 1. Januar 1897 in Kraft. Die 
Maklerkammer wird nach Maßgabe desſelben ſchon im Dezember 
1896 gebildet. 

Berlin, den 4. Dezember 1896. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


8. Berliner Bedingungen für den Handel in Spiritus 

einſchließlich Gebinde mit 70 Mark Verbranchsabgabe 

auf Lieferung innerhalb zweier Kalendermonate, giltig für 
Geſchäfte anf Jannar⸗Februar 1897 und ſpätere Termine. 


§ 1. Gegenſtand des Geſchäfts ift die Lieferung von: 
10,000 Litern reinen Alkohols, guten, rohen 
Kartoffel-Spiritus, mit 70 Mark Verbrauds- 
abgabe einſchließlich Gebinde, frei hier (d. h. frei 
innerhalb der Berliner Weichbildgrenze von 

Ende 1896). 

(Die ſeitherigen Bedingungen ſind Bd. XLII S. 477 
abgedruckt und wird dorthin verwieſen. 

GR 2 und 3 unverändert.) 


1) Bd. XLVI S. 133 ff. dieſer Zeitſchrift. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 31 
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§ 4. Der verkaufte Spiritus muß dem Käufer mit 
einem durchſchnittlichen Alkoholgehalt von mindeſtens 73 Ge— 
wichtsprozenten in nur einem Poſten von 9750 bis 10 250 Litern 
reinen Alkohols mit höchſtens zwei Verſendungsſcheinen gegen 
Zug um Zug zu leiſtende baare Zahlung effektiv ge— 
liefert werden. 

Die Lieferung hat auf dem Hofe oder unter einem mit 
höchſtens einer Wand verſehenen Schuppen zu erfolgen. 
Zur Empfangnahme auf öffentlicher Straße und auf den 
Eiſenbahnhöfen iſt der Käufer nicht verpflichtet. 

SS 5 bis 7 unverändert. 


S H Der Kündigungsſchein muß das Datum der Kün⸗ 
digung, ſowie die genaue Bezeichnung des Orts enthalten, 
wo der Spiritus lagert. Ferner muß dem Kündigungsſchein 
eine Beſcheinigung der Sachverſtändigen über die Lieferbar— 
keit des angekündigten Poſtens beigefügt werden. (§ 10.) 

Der Ausſteller hat bei Uebergabe des Kündigungsſcheins 
dem Kündigungsamte eine zweite Ausfertigung zu übergeben. 


S 9. Entſpricht die Kündigung nicht den vorſtehenden 
Beſtimmungen, ſo wird ſie als nicht erfolgt angeſehen. 

S 10. Der Spiritus muß in guten, dichten, bandfeſten 
Gebinden — Pipenform ausgeſchloſſen — geliefert werden 
und von der Kündigung an bis zur Ablieferung auf dem 
Hofe oder unter einem Schuppen ($ 4) lagern. Die Ge: 
binde müſſen aus eichenen Stäben von mindeſtens 100 und 
höchſtens 115 Centimeter Länge und aus eichenen Boden— 
ſtücken gefertigt und mit einem Beſchlage von mindeſtens 
acht eiſernen Reifen verſehen ſein; ſie dürfen nicht weniger 
als 400 Kilogramm Netto und nicht mehr als 575 Kilogramm 
Netto wiegen. 

Für den Nachweis dieſer Gewichtsgrenzen, der Menge 
und des durchſchnittlichen Alkoholgehaltes (S 4) find, inſoweit 
die Kontraktlichkeit in Frage kommt, die der Kündigung zu 
Grunde liegenden Verſendungsſcheine maßgebend. Etwaige 
Abweichungen von den in letzteren enthaltenen Angaben, 
welche bei der Uebergabe feſtgeſtellt werden, kommen nur 
für die Berechnung des gelieferten Poſtens in Betracht. 

Für die Richtigkeit der von ihm angegebenen Tara der 
Gebinde leiſtet der Lieferer Gewähr. Wird die Taraangabe 
des Lieferers vom Empfänger bemängelt, ſo hat Empfänger 
dem Lieferer den von ihm behaupteten Gewichtsunterſchied 
innerhalb 8 Tagen nach der Abnahme aufzugeben. Erkennt 
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der Lieferer die Gewichtsbemängelung nicht an, fo ift die 
Tara innerhalb fernerer 2 Tage im Beiſein von Lieferer 
und Empfänger auf dem Hofe des Empfängers und auf deſſen 
Koſten feſtzuſtellen. Findet ſich der Lieferer zu dieſer Feſt⸗ 
ſtellung nicht ein, ſo wird die Bemängelung des Empfängers 
als anerkannt angeſehen. 

Taraunterſchiede, welche 2 Kilogramm für ein Gebinde 
nicht überſteigen, berechtigen den Empfänger nicht zur For⸗ 
derung einer Vergütung. Höhere Taraunterſchiede hat Lieferer 
zu dem am Kündigungstage feſtgeſetzten Kündigungspreiſe 
dem Empfänger zu vergüten. 

Jeder Poſten Spiritus muß vor der Kündigung von 
vereideten Sachverſtändigen beſichtigt und für lieferbar be— 
funden worden ſein. 

Die Beſichtigung erfolgt auf des Waareninhabers Antrag, 
der an der Börſe bis 1½ Uhr ſchriftlich beim Sachverſtän⸗ 
digenamt zu ſtellen iſt. Die Beſichtigung muß dann bis 
zum nächſten Vormittag 12 Uhr durch zwei Sachverſtändige 
geſchehen; bei Meinungsverſchiedenheit entſcheidet ein Obmann, 
welcher dann innerhalb weiterer 24 Stunden ſein Urtheil 
abzugeben hat. Die Sachverſtändigen dürfen mit dem Antrag— 
ſteller bis zum vierten Grade nicht verwandt ſein. 

Wenn die gelieferten Gebinde nicht tadellos ſind, ihr 
Minderwerth aber nach dem Urtheil der Sachverſtändigen 
40 Mark nicht überſteigt, ſo iſt die Partie mit der von den 
Sachverſtändigen feſtzuſetzenden Vergütung für die minder— 
werthigen Gebinde lieferbar. 

Die dem Kündigungsſcheine beizufügende Beſcheinigung 
der Sachverſtändigen über die Lieferbarkeit des angekündigten 
Poſtens (§ 8) muß die Höhe der feſtgeſtellten Vergütung 
für minderwerthige Gebinde, ſowie die Nummern der zu dem 
betreffenden Poſten gehörigen ſteueramtlichen Verſendeſcheine 
($ 4) enthalten. Die lieferbar erklärte Partie bleibt unter 
gleichen Bedingungen, außer am Beſichtigungstage, noch an 
den zwei nächſtfolgenden Werktagen kündigungsfähig. 

Für Beſichtigung einer Partie von 10000 Litern iſt 
eine Gebühr von 10 Mark, wenn nur zwei Sachverſtändige 
thätig ſind, und eine Gebühr von 15 Mark, wenn ein Ob— 
mann nöthig iſt, an das Sachverſtändigenamt zu zahlen. 
Dieſelbe iſt vom Antragſteller zu entrichten, gleichviel ob die 
Partie lieferbar iſt oder nicht; er erhält von dem Abnehmer 
der Waare die Hälfte der Gebühren, alfo 5 bezw. 7 Mark 
zurückvergütet. 
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An den letzten 5 Börſentagen des Termins ſind Gebinde, 
ſobald ſolche transportfähig ſind, auch mit größerem Minder— 
werth als 40 Mark lieferbar. Der Abnehmer hat dann aber 
das Recht, nach ſeiner Wahl, 

entweder die Gebinde unter Abzug des von den Sach⸗ 
verſtändigen feſtgeſetzten Minderwerthes zu behalten, 

oder den Spiritus ohne Faß zu übernehmen und dann 
die Gebinde nach längſtens 14tägiger unentgeltlicher 
Benutzung zurückzugeben. 

In letzterem Falle wird ihm bei der Berechnung für 
die nicht zu übernehmenden Gebinde der für den betreffenden 
Termin feſtgeſetzte Gebindepreis (ſ. Geſchäftsordnung der Sach⸗ 
verſtändigen) zuzüglich 50 Pfennig per 100 Liter r. A. Extra⸗ 
vergütung von dem Kündigungspreiſe in Abzug gebracht. 
Bis zur Rückgabe der Gebinde hat der Empfänger dem 
Lieferer den von den Sachverſtändigen feſtgeſetzten Werth 
der Gebinde in baarem Gelde zu hinterlegen, auch darf er 
die Gebinde zu keiner anderen als der urſprünglichen Füllung 
benutzen, ebenſo iſt der Verſand der Gebinde nach außerhalb, 
d. h. auf eine Entfernung von mehr als 7 Kilometer vom 
Börſengebäude, verboten. 

Welche Wahl er trifft, hat der Empfänger bei Ueber: 
nahme des Poſtens zu erklären. 


§ 11. Die Abnahme und Bezahlung des gekündigten 
Poſtens muß ſpäteſtens am zweiten Werktage nach dem Kün⸗ 
digungstage bis 10 Uhr Mittags erfolgen. 

S 12. Der Verzug eines der beiden Vertragſchließen⸗ 
den berechtigt den anderen Theil nicht zum Rücktritte vom 
Vertrage. 


8 13. Iſt der Käufer mit der Abnahme im Verzuge, 
ſo iſt der Verkäufer berechtigt, den Spiritus am Tage nach 
der letzten Abnahmefriſt an der Börſe durch einen Kurs— 
makler für Rechnung des Käufers verkaufen zu laſſen. 


§ 14. Iſt der Verkäufer mit der Lieferung im Ber: 
zuge, ſo hat der Käufer das Recht, die Zwangsregulirung 
des „ in der Art zu bewirken, daß er nach ſeiner 
Wahl: 
a) den Spiritus für Rechnung des Verkäufers durch 
einen Kursmakler beſtmöglichſt ſpäteſtens am nächſten 
Werktage nach dem letzten Erfüllungstage ankauft, 


oder 
b) mit dem Verkäufer den Preisunterſchied zwiſchen 
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dem Vertragspreiſe und dem amtlich feſtgeſetzten 
Durchſchnittspreiſe des letzten Werktages der Lie- 
ferungsfriſt berechnet. 
§ 14 Abſ. 23 ift gleichlautend mit § 13 Abſ. 2 und 3 
der ange für den Handel mit Weizen Bd. XLII 
©. 


+ à und 16 gleichlautend mit SS 14 und 15 a. a. O. 

§ 17. Für den Fall des Erlaſſes neuer Steuergeſetze 
oder ſteuerbehördlicher Anordnungen räumen die Vertrag— 
ſchließenden den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
das Recht ein, nach Anhörung der berufenen Börſenorgane 
in Bezug auf die Erfüllung des Vertrages und die wechſel— 
ſeitigen Verpflichtungen aus demſelben anderweite Beſtim⸗ 
mungen mit verbindlicher Kraft für alle Betheiligten zu treffen. 

§ 18. Die Rechte aus dem Vertrage können nur mit 
Zuſtimmung des anderen Theils an einen Dritten abgetreten 
werden. 


9. Berliner Bedingungen für den Handel in Rüböl auf 
Lieferung innerhalb eines Kalendermonats, giltig für Geſchäfte 
auf Jannar 1897 und ſpätere Termine. 


— e eraa 


S 1. Gegenſtand des Geſchäfts ift die Lieferung von: 
gutem, rohem Rüböl, frei hier (d. h. innerhalb 
der Berliner Weichbildgrenze von Ende 1896) auf 

dem Hofe frei über die Waage. 

Zur Empfangnahme auf öffentlicher Straße und auf 
den Eiſenbahnhöfen iſt der Käufer nicht verpflichtet. 

§ 2. Das verkaufte Rüböl muß dem Käufer in Poſten 
von 5000 Kilogramm Netto, einſchließlich eiſenbändiger Ge— 
binde (ebe § 6), gegen Zug um Zug zu leiſtende baare 
Zahlung des bedungenen Preiſes effektiv geliefert werden. 

§ 3. Der Verkäufer iſt verpflichtet, die Lieferung des 
verkauften Oeles durch Uebergabe eines Kündigungsſcheines 
an einem ihm beliebigen Werktage innerhalb der bedungenen 
Friſt dem Käufer nach Maßgabe der jeweilig geltenden Kün— 
digungsordnung anzukündigen. 
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Endet die Lieferungsfriſt an einem Feiertage, ſo muß 
die Kündigung ſpäteſtens am vorhergehenden Werktage ge— 
ſchehen. — Die beiden jüdiſchen Neujahrstage und der jüdiſche 
Verſöhnungstag werden hierbei wie überall in dieſem Ver— 
trage als Feiertage gerechnet. 

Beide Theile ſind an die Beobachtung der an der 
Börſe aushängenden jeweiligen Kündigungsordnung gebunden. 

§ 4. Der Kündigungsſchein muß enthalten: 

das Datum der Kündigung, die genaue Bezeichnung 

des Orts, wo das verkaufte Oel lagert, ſowie die 

Garantie für die angegebene Tara der Gebinde. 

Ferner muß dem Kündigungsſchein eine Beſcheinigung 
der Sachverſtändigen über die Lieferbarkeit des angekündigten 
Poſtens, ſowie das vom Lieferer ausgeſtellte Nummern— 
verzeichniß der einzelnen Gebinde beigefügt werden. (§ 7.) 

Der Ausſteller hat bei Uebergabe des Kündigungsſcheins 
dem Kündigungsamte eine zweite Ausfertigung zu übergeben. 


§ 5. Entſpricht die Kündigung nicht den vorſtehenden 
Beſtimmungen, ſo wird ſie als nicht erfolgt angeſehen. 

8 6. Der Verkäufer hat das Oel in guten, dichten 
Gebinden, welche mit eiſernen Reifen verſehen ſein müſſen 
und nicht unter 150 Kilogramm und nicht über 1000 Kilo: 
gramm Brutto wiegen dürfen, zu liefern. 

Der zu überweiſende Poſten darf nicht unter 5800 Kilo— 
gramm und nicht über 6150 Kilogramm Brutto wiegen. 


S 7. Bei Ermittelung des vom Empfänger zum Kün- 
digungspreiſe baar zu bezahlenden Nettogewichts kommt die 
vom Lieferer aufzugebende Tara in Anſatz. Der Lieferer 
haftet für die Richtigkeit der aufgegebenen Tara jedes ein⸗ 
zelnen Gebindes auf die Dauer von 6 Wochen vom Tage 
der Uebergabe des Oels. Der Anſpruch auf etwaige zum 
Kündigungspreiſe zu bezahlende Taradifferenz kann nur inner— 
halb dieſer Friſt begründet werden durch hier in Berlin zu 
vollziehende gleichzeitige Verwiegung aller derjenigen leeren 
Gebinde des Poſtens, betreffs welcher der Empfänger einen 
Anſpruch zu erheben beabſichtigt. Die Koſten der Verwiegung 
differirender Gebinde trägt der Lieferer, bezw. hat derſelbe 
die Verwiegung auf eigener Waage koſtenfrei zu beſorgen. 

Jeder Poſten Rüböl muß vor der Kündigung von ver: 
eideten Sachverſtändigen beſichtigt und für lieferbar befunden 
worden ſein. 

Die Beſichtigung erfolgt auf Antrag des Waareninhabers, 
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der an der Börſe bis 1½ Uhr ſchriftlich beim Sachver⸗ 
ſtändigenamt zu ſtellen iſt. Die Beſichtigung muß dann bis 
zum nächſten Vormittag 12 Uhr durch zwei Sachverſtändige 
geſchehen; bei Meinungsverſchiedenheit entſcheidet ein Obmann, 
welcher dann innerhalb weiterer 24 Stunden ein Urtheil ab: 
zugeben hat. Auf Wunſch des Antragſtellers hat die Be— 
ſichtigung aber auch gleich durch drei Sachverſtändige während 
der erſten 24 Stunden zu erfolgen. Die Sachverſtändigen 
dürfen mit dem Antragſteller bis zum vierten Grade nicht 
verwandt ſein. 

Den Sachverſtändigen iſt vor der Beſichtigung eine genaue 
Spezifikation mit Signum und Nummern der Gebinde zu 
übergeben. 

Die lieferbar erklärte Partie bleibt außer am Be⸗ 
ſichtigungstage noch an den zwei nächſtfolgenden Werktagen 
kündigungsfähig. | 

Für Belichtigung einer Partie von 100 Centner Rüböl 
iſt eine Gebühr von 5 Mark für jeden Sachverſtändigen an 
das Sachverſtändigenamt zu zahlen. Dieſelbe iſt vom An⸗ 
tragſteller zu entrichten, gleichviel ob die Partie lieferbar 
iſt oder nicht; er erhält von dem Abnehmer der Waare die 
Hälfte der Gebühren zurückvergütet. 

An den letzten drei Börſentagen des Termins iſt eine 
Partie Rüböl auch lieferbar, wenn die Gebinde, ſobald ſolche 
transportfähig ſind, einen Minderwerth von nicht über 
30 Mark haben. Der Minderwerth der Gebinde iſt dann 
in der von den Sachverſtändigen zu ertheilenden Beſcheinigung 
anzuführen. 

§ 8. Die Abnahme und Bezahlung des gekündigten 
Oels muß ſpäteſtens am zweiten Werktage nach dem Kün- 
digungstage bis 12 Uhr Mittags erfolgen. 

S 9. Der Verzug eines der beiden Vertragſchließenden 
berechtigt den anderen Theil nicht zum Rücktritte vom Ver⸗ 
trage. 

§ 10. Sit der Käufer mit der Abnahme im Verzuge, 
ſo iſt der Verkäufer berechtigt, das Rüböl am Tage nach 
der letzten Abnahmefriſt an der Börſe durch einen vereideten 
Makler für Rechnung des Käufers verkaufen zu laſſen. 


S 11. Iſt der Verkäufer mit der Lieferung im Ber: 
zuge, ſo hat der Käufer das Recht, die Zwangsregulirung 
0 in der Art zu bewirken, daß er nach ſeiner 

ahl: 
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a) das Rüböl für Rechnung des Verkäufers durch einen 
vereideten Makler beſtmöglichſt ſpäteſtens am nächſten 
ale nach dem letzten Erfüllungstage ankauft 
oder 

b) mit dem Verkäufer den Preisunterſchied zwiſchen 
dem Vertragspreiſe und dem amtlich feſtgeſetzten 
Durchſchnittspreiſe des letzten Werktages der Lie⸗ 
ferungsfriſt berechnet. 


Die aus der Zwangsregulirung ſich ergebende Forderung 
ift unter Berüdfichtigung etwaiger Portoauslagen und Stempel 
ſofort zu begleichen. 

Von welchem Rechte er Gebrauch gemacht hat, muß der 
Käufer dem Verkäufer ſpäteſtens am nächſten Werktage nach 
Ablauf der Lieferungsfriſt anzeigen. 


§ 12. Stellt einer der beiden Vertragſchließenden feine 
Zahlungen ein, ſo ſoll der vereinbarte Lieferungstermin 
augenblicklich abgelaufen und der Erfüllungstag ſofort ein- 
getreten ſein. Beide Theile müſſen ſich alsdann unwider⸗ 
ruflich der Preisbeſtimmung unterwerfen, welche an derjenigen 
Börſe, vor bezw. während welcher die Zahlungseinſtellung 
ſich erwieſen hat oder bekannt geworden iſt, nach dem Durch— 
ſchnitt der amtlichen Preisfeſtſtellung für den in dieſem 
Vertrage bedungenen Lieferungstermin feſtgeſetzt iſt. Der 
zur Erfüllung bereite Theil iſt berechtigt, die übliche Courtage 
und Stempel zu berechnen. 

Eine Zahlungseinſtellung gilt ſchon dann als eingetreten, 
wenn Umſtände vorliegen, aus denen erhellt, das der Ver— 
pflichtete ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet. 

Eine ſpäter etwa erfolgte Eröffnung des gerichtlichen 
Konkurſes macht eine derartige Regulirung nicht rückgängig. 


§ 13. Alle aus dem Vertrage entſtandenen Streitig— 
keiten werden durch ein Schiedsgericht entſchieden. 

Die Schiedsrichter werden in einer von den Aelteſten 
der Berliner Kaufmannſchaft berufenen Generalverſammlung 
der korporirten Mitglieder der Produktenbörſe auf 3 Jahre 
gewählt. Die Namen der gewählten Schiedsrichter ſind 
durch Aushang an der Börſe bekannt zu machen. 

Diejenige Partei, welche einen Streit zur Entſcheidung 
bringen will, hat eine Klageſchrift in zweifacher Ausfertigung 
an das Bureau des Aelteſtenkollegiums mit dem Antrage 
auf Beſtellung des Schiedsgerichts zu richten. 

Der Präſident des Aelteſtenkollegiums, bezw. deſſen 
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Stellvertreter, ernennt alsdann drei Schiedsrichter, von denen 
das älteſte Mitglied die Leitung des weiteren Verfahrens 
übernimmt. 

Jeder Schiedsrichter kann aus denſelben Gründen und 
unter denſelben Vorausſetzungen abgelehnt werden, welche 
zur Ablehnung eines Richters berechtigen. 

Das Schiedsgericht entſcheidet ſelbſt über ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit. 

Wenn ein Schiedsrichter die Uebernahme des Schieds⸗ 
richteramtes ablehnt oder an der Ausübung deſſelben aus 
irgend einem Grunde behindert iſt, ſo wird ein Erſatzmann 
durch den Präſidenten des Aelteſtenkollegiums oder deſſen 
Stellvertreter beſtimmt. 

§ 14. Die Rechte aus dem Vertrage können nur mit 
Zuſtimmung des anderen Theils an einen Dritten abgetreten 
werden. 


10. Börſenordnung für Breslau. Vom 12.23. Dezember 1896. 
(Amtsblatt der Kgl. ann a vom 2. Januar 1897 
r. 1. 


Zweck der Börſe. 


§ 1. Die Börſe — eine unter Genehmigung des 
Staates ſtattfindende Verſammlung von Kaufleuten, Mäklern 
und anderen Perſonen — ſoll zur Erleichterung des Betriebes 
von Handelsgeſchäften in 
Werthpapieren, Wechſeln, Banknoten, Geldſorten und 
Edelmetallen in Barren einerſeits 
und Produkten andererſeits 

dienen. 

Bis auf Weiteres fol ſich der Börſenhandel in Pro: 
dukten auf Spiritus beſchränken. Eine Ausdehnung des— 
ſelben auch auf andere Produkte bleibt der Genehmigung 
der Handelskammer vorbehalten. 

§ 2. Die unmittelbare Aufſicht über die Börſe iſt der 
Handelskammer übertragen. Dieſe ernennt zur Leitung der 
Börſenverſammlungen und zur Handhabung der Ordnung 
an der Börſe einen Vorſtand der Fondsbörſe und einen 
ſolchen der Produktenbörſe; erſterer hat aus mindeſtens 7, 
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letzterer aus 4 Mitgliedern zu beſtehen, welche von der 
Handelskammer alljährlich aus der Zahl der Börſenbeſucher 
neu gewählt werden. 


S 3. Der Landwirthſchaftskammer der Provinz Schleſien 
ſteht es frei, nach näherer, im Einvernehmen mit dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe zu erlaſſender Anweiſung des 
Miniſters für Landwirthſchaft, Domainen und Forſten in den 
Vorſtand der Produktenbörſe — ſolange an derſelben nur 
Spiritus börſenmäßig gehandelt wird — einen Vertreter 
der landwirthſchaftlichen Spiritusbrennerei, — ſo— 
fern künftig auch anderweite landwirthſchaftliche Produkte an 
derſelben börſenmäßig gehandelt werden ſollten — drei 
Vertreter der Landwirthſchaft und der landwirthſchaftlichen 
Nebengewerbe zu entſenden. 


§ 4. Die Börſenvorſtände wählen bei ihrer Konſtituirung 
je einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter desſelben. 

Die Verhandlungen der Börſenvorſtände werden von 
deren Vorſitzenden oder deren Stellvertretern geleitet, falls 
dieſe an den Berathungen nicht Theil nehmen, beſtimmt den 
Vorſitz das Amts: event. das Lebensalter. Der Börſenvor⸗ 
ſtand der Fondsbörſe iſt bei Anweſenheit von mindeſtens 
4 Mitgliedern, der der Produktenbörſe bei Anweſenheit von 
mindeſtens 3 Mitgliedern beſchlußfähig. Stimmenmehrheit 
entſcheidet; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor: 
ſitzenden den Ausſchlag. 


Befugniſſe der Börſenvorſtände. 


§ 5. Die Börſenvorſtände haben die Aufgabe und die 
Befugniß: 

a) die Ordnung in den Börſenverſammlungen aufrecht 
zu halten; 

b) die Notirung der Kurſe für Effekten bezw. der Preiſe 
der an der Börſe gehandelten Produkte zu beſorgen; 

c) Schlußzettelbedingungen und andere allgemeine, zur 
Förderung des Handelsverkehrs beſtimmte Geſchäfts⸗ 
normen unter den betheiligten Börſenbeſuchern zu 
vereinbaren; | 

d) die Anweſenheit der Kursmakler in der Börſenver— 
ſammlung und ihre Mitwirkung bei den Kursnotirungen 
zu kontrolliren; 

e) über die Zulaſſung zur Börſe bezw. die Ausſchließung 
von derſelben zu entſcheiden. 
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Eintrittsrecht. 


§ 6. Der Börſenbeſuch ſteht nach Bezahlung der Cin- 
trittskarte und unter den nachſtehend aufgeführten Bedin- 
gungen Jedermann zu, mit Ausnahme von: 


a) Perſonen weiblichen Geſchlechts; — Handelsfrauen 
können ſich für die Zwecke des Börſenbeſuchs männ⸗ 
liche Stellvertreter beſtellen; 

b) Perſonen, welche nicht Handelsgeſchäfte betreiben, 
ſondern andere, nach dem Ermeſſen des Börſenvor— 
ſtandes mit dem Börſenbeſuche nicht vereinbare Zwecke 
verfolgen; 

c) Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden; 

d) Perſonen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt ſind; 

e) Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerotts rechts⸗ 
kräftig verurtheilt ſind; 

f) Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechts⸗ 
kräftig verurtheilt ſind; 

g) Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungs— 
unfähigkeit befinden; 

h) Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für 
ſofort wirkſam erklärte ehrengerichtliche Entſcheidung 
auf Ausſchließung von dem Beſuche einer Börſe 
erkannt iſt. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche 
kann in den Fällen unter c und d nicht vor Beſeitigung 
des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter k nicht vor 
Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, ver⸗ 
jährt oder erlaſſen iſt, erfolgen; ſie kann in dem letzteren 
Falle und ebenſo in dem Falle unter g nur ſtattfinden, 
wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, 
daß die Schuldverhältniſſe ſämmtlichen Gläubigern gegen⸗ 
über durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind. 
Einer Perſon, welche im Wiederholungsfalle in Zahlungs: 
unfähigkeit oder Konkurs gerathen iſt, wird die Zulaſſung 
oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines Jahres 
verweigert. In dem Fall unter e iſt der Ausſchluß ein 
dauernder. 

Minderjährigen kann, ſofern ſie nicht als Angeſtellte 
eines Börſenbeſuchers fungiren, der Zutritt zu den Börſen⸗ 
verſammlungen verſagt werden. 
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Der Handelskammer bleibt vorbehalten, in befonberen 
Fällen bei der Königlichen Staatsregierung die Zulaſſung 
von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ausſchließung 
vom Börſenbeſuch zu beantragen. 


Beitrag. 


§ 7. Wer die Börſe beſuchen will, hat ein für jedes 
Jahr pränumerando zu zahlendes Eintrittsgeld zu entrichten, 
deſſen Betrag die Handelskammer feſtſetzt. Eine Rückerſtattung 
des einmal gezahlten Eintrittsgeldes bei event. Austritt im 
Laufe des Jahres findet nicht ſtatt. 

Die Kursmakler zahlen einen ermäßigten, gleichfalls von 
der Handelskammer feſtzuſetzenden Beitrag. 

Eine Handlungsfirma entrichtet für alle ihre Inhaber 
rejp. im Handelsregiſter eingetragenen Vertreter nur ein: 
fachen Beitrag, dagegen hat dieſelbe für jeden anderen ihrer 
Angeſtellten, welcher die Börſe beſucht, eine beſondere Ein: 
trittskarte zu löſen. 

Die gegen Entrichtung des Beitrags auszufertigenden 
Eintrittskarten dienen zugleich als Legitimation und Quittung. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht mit dem Ablaufe des Ka— 
lenderjahres, für welches der Beitrag entrichtet iſt, ſonſt 
4 Wochen nach erfolgter Meldung des Austritts. | 

Die im dienſtlichen Intereſſe während der Börſenſtunden 
in den Börſenräumen verkehrenden Beamten, ſowie der 
Delegirte der Landwirthſchaftskammer zum Vorſtand der 
Produktenbörſe — ſofern fie an der Börſe keine Handels- 
geſchäfte betreiben — ſind von der Zahlung eines Börſen— 
eintrittsgeldes befreit. 


Fremden- Meldung. 


§ H Auswärtige, welche nicht Mitglieder find, können 
entweder von einem Theilnehmer der Börſe durch Eintragung 
in das auf der Börſe ausliegende Fremdenbuch unter Bei— 
fügung des Datums eingeführt oder von einem der von der 
Handelskammer beſtellten Mitglieder des Börſenvorſtandes 
auf ihre perſönliche Meldung zugelaſſen werden. Den ſo 
eingeführten Perſonen iſt im Laufe eines Kalenderjahres der 
Zutritt zur Börſe dreimal koſtenfrei geſtattet; wer dieſelbe 
öfter zu beſuchen wünſcht, hat gegen Erlegung des von der 
Handelskammer feſtgeſetzten Fremdeneintrittsgeldes eine 
Fremdenkarte zu löſen, welche vom Datum der Ausſtellung 
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an auf eine Woche zum Börſenbeſuche berechtigt. Nach Ver⸗ 
lauf dieſer Friſt iſt eine Meldung beim Börſenvorſtande 
erforderlich, welcher darüber zu entſcheiden hat, ob und 
event. auf wie lange eine Verlängerung eintritt. Wird 
dieſelbe gewährt, ſo iſt hierüber ein Vermerk im Fremden⸗ 
buche zu machen. 


Ausſchließung von der Börſe. 


8 9. Jedes von der Handelskammer beſtellte Mitglied 
der Börſenvorſtände iſt befugt, Perſonen, welche entweder 
nach den Vorſchriften dieſer Börſenordnung zum Beſuche 
nicht berechtigt ſind oder ſeinen Anordnungen nicht Folge 
leiſten oder die Ruhe der Börſe ſtören oder den Anſtand 
durch Worte oder Handlungen verletzen, ohne Erörterung 
der Urſache von der Börſe entfernen zu laſſen und ihnen 
den Beſuch für den laufenden Tag zu unterſagen. Abgeſehen 
von den in $ 6 bezeichneten Fällen der Ausſchließung iſt 
der Börſenvorſtand, und zwar auch ohne Antrag der Be⸗ 
theiligten, befugt, durch beſonderen Beſchluß denjenigen Per⸗ 
ſonen den Zutritt zu den Börſenverſammlungen zu unter⸗ 
ſagen, welche: 

a) ohne in Konkurs verfallen zu ſein, ihre an der Börſe 
eingegangenen Geſchäfte nicht erfüllen; 

b) den Beſtimmungen der Börſenordnung zuwiderhandeln; 

c) der Ruheſtörung oder Anſtandsverletzung in den Börſen⸗ 
räumen ſich ſchuldig gemacht haben; 

d) ohne eine Ruheſtörung begangen zu haben, den An⸗ 
ordnungen der Mitglieder des Börſenvorſtandes Wider⸗ 
ſtand geleiſtet haben. 

In dem Falle ad a erfolgt die Ausſchließung bis zum 
Nachweiſe der abgeſchloſſenen Regulirung mit den Gläubigern, 
in allen übrigen Fällen auf höchſtens 3 Monate. 

In den Fällen ad b—d kann der Börſenvorſtand ſtatt 
der Ausſchließung auf eine Geldſtrafe bis zur Höhe von 
500 Mark erkennen. 

§ 10. Beſchlüſſe des Börſenvorſtandes über Ausſchluß 
vom Börſenbeſuche oder Verhängung von Geldſtrafen müſſen 
den davon Betroffenen durch eingeſchriebenen Brief mit⸗ 
getheilt werden. Beſchwerden gegen ſolche Beſchlüſſe ſind 
bis zum Ablauf des 14. Tages nach dem Datum des Poft- 
ſcheins bei der Handelskammer anzubringen. Außer dem im 
$ 9 ad a und c vorgeſehenen Falle wird durch die Be- 
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ſchreitung des Beſchwerdewegs die Ausführung des Beſchluſſes 
des Börſenvorſtandes bis zur endgiltigen Entſcheidung auf— 
geſchoben. 

Ehrengericht. 


S 11. Die Handeskammer zu Breslau bildet das 
Ehrengericht für die Breslauer Börſe. Dasſelbe faßt ſeine 
Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gilt 
die Anklage als abgelehnt. 


Feſtſtellung des Börſenpreiſes und Maklerweſen. 


§ 12. Bei Fonds, Aktien und Geld, ſowie bei Waaren, 
deren Kurs amtlich feſtgeſtellt wird, erfolgt dieſe Feſt— 
ſtellung und zwar durch die zuſtändigen Börſenvorſtände 
täglich, die der Wechſelkurſe dreimal wöchentlich in folgen— 
der Weiſe: 

Zu der von den Börſenvorſtänden beſtimmten Zeit be— 
geben ſich mindeſtens zwei Mitglieder der zuſtändigen Vor— 
ſtände, ferner die erforderlichen Börſenbeamten in das für 
die betreffenden Notirungen beſtimmte Zimmer, wohin ihnen 
auf das mit der Glocke gegebene Zeichen ſämmtliche für 
die Vermittelung dieſer Geſchäfte beſtellten Kursmakler zu 
folgen haben. 

Dem Staatskommiſſar ſteht der Zutritt zu dem No— 
tirungszimmer jederzeit frei. Andere als die oben bezeich— 
neten Perſonen dürfen während der Preisfeſtſtellung das 
Notirungszimmer nicht betreten. 

Als Börſenpreis iſt derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher 
der wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs an der Börſe 
entſpricht. 

Die jeweilig amtirenden Mitglieder des Börſenvor— 
ſtandes erfordern von den Kursmaklern pflichtmäßige und 
auf ihren Amtseid zu nehmende Anzeige, zu welchen Kurſen 
Wechſel, Geldſorten, Fonds und Aktien, und zu welchen 
Preiſen Waaren an der Börſe gehandelt worden ſind event. 
was dafür geboten iſt und wie ſolche zu haben geweſen ſind. 
Die Börſenvorſtände können die Kursmakler auffordern, ihre 
Meinung darüber, wie die Kurſe und die Preiſe zu notiren 
ſeien, gutachtlich auszuſprechen, haben aber nicht nöthig, ſich 
darüber in irgend welche Diskuſſion mit ihnen einzulaſſen, 
noch eine ſolche überhaupt unter Anweſenden zu geſtatten. 
Das die Preisfeſtſtellung leitende Mitglied des Börſenvor— 
ſtandes iſt befugt, von den Handbüchern der Kursmakler, 
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jedoch unter Verdeckung der Namen der Kontrahenten, Ein- 
ſicht zu nehmen, insbeſondere — ſofern es zur Beurtheilung 
der richtigen Notirung nothwendig — zu ermitteln, welche 
Summen oder welches Quantum wirklich abgeſchloſſen iſt. 
Unter Berückſichtigung des ſolchergeſtalt geſammelten Materials 
beſtimmen die amtirenden Mitglieder des Börſenvorſtandes 
die Preiſe und Kursnotirungen. 

Vor dem Schluſſe der Notirungen dürfen die Makler 
das Kurszimmer nicht verlaſſen. 

Die feſtgeſtellten Preiſe und Kurſe werden von dem 
betreffenden Börſenbeamten in die amtlichen Bücher ein⸗ 
getragen, von den zwei amtirenden Mitgliedern des Börſen⸗ 
vorſtandes unterzeichnet und in dem amtlichen Kurszettel 
publizirt. 

Amtliche Zeugniſſe über die Preiſe und Kurſe werden 
auf Grund der im Gewahrſam der Handelskammer befind— 
lichen Bücher reſp. auf Grund des Berichts des Börſen⸗ 
vorſtandes von der Handelskammer unter Beifügung ihres 
Siegels ertheilt. 

Beſchwerden über die Preisfeſtſtellung ſind innerhalb 
24 Stunden an die Handelskammer ſchriftlich einzureichen 
und werden von dieſer ſpäteſtens binnen drei Tagen ent⸗ 
ſchieden. 


$ 13. Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feſtſetzung 
der Börſenpreiſe werden Kursmakler ernannt, welche — ſo 
lange ſie die Thätigkeit als Kursmakler ausüben — die 
Vermittelung in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren 
betreiben müſſen. Sie werden von dem Regierungspräſi⸗ 
denten nach Maßgabe des Erlaſſes des Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 14. November 1896 beſtellt und entlaſſen 
und leiſten vor Antritt ihrer Stellung den Eid, daß ſie die 
ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen werden. 

Ueber die Beſtellung neuer Kursmakler und die Ber- 
theilung der Geſchäfte unter die einzelnen Makler iſt eine 
Vertretung der Kursmakler (Maklerkammer) gutachtlich zu 
hören. 


8 14. Bei Geſchäften in Werthpapieren oder Waaren 
kann ein Anſpruch auf Berückſichtigung bei der amtlichen 
Feſtſtellung des Börſenpreiſes nur erhoben werden, wenn ſie 
durch Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſ en ſind. 
Die Berechtigung des Börſenvorſtandes, auch andere Geſchäfte 
zu berückſichtigen, bleibt hierdurch unberührt. 
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§ 15. Die Kursmakler dürfen in den Geſchäftszweigen, 
für welche ſie bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſen— 
preiſes mitwirken, nur inſoweit für eigene Rechnung oder 
in eigenem Namen Handelsgeſchäfte ſchließen oder eine Bürg- 
ſchaft für die von ihnen vermittelten Geſchäfte übernehmen, 
als dies zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge 


nöthig iſt. 
Die Kursmakler dürfen — ſoweit nicht die Landes⸗ 
regierung Ausnahmen zuläßt — kein ſonſtiges Handels⸗ 


gewerbe betreiben, auch nicht an einem ſolchen als Komman⸗ 
ditiſt oder ſtiller Geſellſchafter betheiligt ſein; ebenſowenig 
dürfen ſie zu einem Kaufmann in dem Verhältniß eines 
Prokuriſten, Handelsbevollmächtigten oder Handelsgehilfen 
ſtehen. 

8 16. Die im Artikel 67, Abſatz 2, im Artikel 71, 
Abſatz 1 und in den Artikeln 72—74, 76, 79—83 des 
Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften finden auf die 
Kursmakler Anwendung. 

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebuch muß 
vor dem Gebrauche Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen 
bezeichnet und dem Börſenvorſtande zur Beglaubigung vor: 
gelegt werden. 

Wenn ein Kursmakler ſtirbt oder aus dem Amte ſcheidet, 
iſt ſein Tagebuch bei dem Börſenvorſtande niederzulegen. 

Zur Vornahme der nach den Artikeln 311, 343, 348, 
354, 357, 365, 366 und 387 des Handelsgeſetzbuchs durch 
einen Handelsmakler zu bewirkenden Verkäufe ſind auch die 
Kursmakler befugt. 

Oeffentliche Verkäufe dürfen im Börſenlokal zur Börſen⸗ 
zeit nur durch Kursmakler nach eingeholter Genehmigung 
des Börſenvorſtandes abgehalten werden. 


Zulaſſungsſtelle. 


§ 17. Die gemäß § 36 des Börſengeſetzes zu errichtende 
Zulaſſungsſtelle für Werthpapiere wird in der Zahl von 
neun Mitgliedern und fünf Stellvertretern, von denen min: 
deſtens die Hälfte nicht ins Börſenregiſter für Werthpapiere 
eingetragen ſind, von der Handelskammer je auf 3 Jahre 
gewählt, für inzwiſchen ausſcheidende Mitglieder bezw. Stell⸗ 
vertreter find fpäteltens binnen 3 Monaten nach erfolgtem 
Ausſcheiden Neuwahlen durch die Handelskammer vorzunehmen. 
Die Wiederwahl Ausgeſchiedener iſt zuläſſig. 
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Von der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zu⸗ 
laſſung eines Werthpapieres zum Börſenhandel find die: 
jenigen Mitglieder ausgeſchloſſen, welche an der Einführung 
dieſes Werthpapieres in den Börſenhandel betheiligt ſind. 

Die Zulaſſungsſtelle hat nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Reichs⸗Börſengeſetzes und der dazu ergehen: 
den Ausführungsbeſtimmungen die Aufgabe und die Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage 
der zu emittirenden Werthpapiere bilden, zu verlangen 
und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu ſorgen, daß das Publikum über alle zur 
Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere noth- 
wendigen thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe jo: 
weit als möglich informirt wird, und bei Unvollſtändig⸗ 
keit der Angaben die Emiſſion nicht zuzulaſſen; 

c) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erheblich all: 
gemeine Intereſſen geſchädigt werden, oder welche offen: 
bar zu einer Uebervortheilung des Publikums führen. 
Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiſſion ohne Angabe von 

Gründen ablehnen, ſie iſt befugt, zum Börſenhandel zuge— 
laſſene Werthpapiere von demſelben auszuſchließen. 

Beſchwerden über die Entſcheidungen der Zulaſſungsſtelle 
werden durch die Handelskammer entſchieden. 


Zulaſſung zum Terminhandel. 


§ 18. Ueber die Zulaſſung von Waaren und Werth: 
papieren zum Börſenterminhandel entſcheidet ebenfalls die 
Zulaſſungsſtelle für Werthpapiere, bezüglich des Termin: 
handels in Waaren nach gutachtlicher Anhörung von Ver— 
tretern der betheiligten Erwerbskreiſe. 

Anträge auf Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſen— 
terminhandel ſind, ſoweit ſie nicht zurückgewieſen werden, 
mindeſtens 14 Tage vor der Beſchlußfaſſung durch Aushang 
an der Börſe und Veröffentlichung in der Preſſe bekannt zu 
machen. Die Prüfung hat ſich auch darauf zu erſtrecken, ob 
dem Intereſſe des Börſenhandels an der Zulaſſung andere 
erhebliche wirthſchaftliche Bedenken entgegenſtehen. 

Vor der Zulaſſung iſt der Vorſtand des Unternehmens, 
um deſſen Werthpapiere es ſich handelt, über den Antrag 
zu hören. 

Die ergehenden Beſchlüſſe ſind dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe einzureichen. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XL VII. 32 
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Die erfolgte Zulaſſung kann wegen Aufhören eines er: 
heblichen Börſenterminhandels ſowie aus wichtigen anderen 
Gründen von der Zulaſſungsſtelle auf Antrag des Börfen: 
vorſtandes zurückgenommen werden. 


Bekanntmachungen. 


§ 19. Bekanntmachungen, welche auf Requiſition der 
Behörden an der Börſe zu veröffentlichen find oder von Pri- 
vaten gewünſcht werden, ſind dem Bureau der Handelskammer 
einzureichen. Für jede Privatanzeige iſt pro Woche eine 
Gebühr von 2 Mark zu entrichten. 

Die Handelskammer hat für Aushang und für die er⸗ 
forderliche Aufbewahrung zu ſorgen und demnächſt die ge— 
ſchehene Veröffentlichung zu beſcheinigen; es ſteht ihr jedoch 
bezüglich der Privatanzeigen eine vorgängige Prüfung reſp. 
die Zurückweiſung zu. 


Schriftlicher Verkehr mit den Börſenvorſtänden. 


S 20. Für die Börſenvorſtände beſtimmte Schriftſtücke 
werden im Handelskammerbureau abgegeben, können aber 
auch während der Börſenzeit in dringenden Fällen den Vor— 
ſitzenden der Vorſtände oder Mitgliedern derſelben perſönlich 
übergeben werden. 


Etat der Börſe. 


§ 21. Die Verwaltung und Verwendung der Börjen- 
eintrittsgelder erfolgt ſeitens der Handelskammer unter Zus 
ziehung des Börſenvorſtandes. Die erſtere ſorgt für Anſtellung 
der erforderlichen Beamten, für ausreichende und geeignete 
Räumlichkeiten, Beſchaffung der nöthigen Mobilien und Uten⸗ 
ſilien, für Druckſachen und Bureauarbeiten. 

Der Börſenetat wird jährlich veröffentlicht. 


Abänderung der Börſenordnung. 


§ 22. Aenderungen dieſer Börſenordnung erfolgen 
durch Beſchluß der Handelskammer unter Genehmigung des 
Herrn Handelsminiſters und werden gleich der gegenwärtigen 
Börſenordnung durch Börſenaushang und durch das hieſige 
Amtsblatt publizirt. 

§ 23. Dieſe Börſenordnung tritt mit dem 1. Januar 
1897 in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkte tritt die Börſen⸗ 
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2. Oktober 
ordnung vom 16. Dezember 1876 und der Nachtrag vom 


9.25. Oktober 1888 außer Kraft. 
Breslau, den 12. Dezember 1896. 
Die Handelskammer. 
Vorſtehende Börſenordnung wird hiermit genehmigt. 
Berlin, den 23. Dezember 1896. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


11. Maklerordnung für die Kursmakler an der Breslauer 
Börſe. Vom 23. Dezember 1897. 
(Amtsblatt der Kgl. Regierung zu Breslau vom 2. Januar 1897 Nr. 1.) 


Uebereinſtimmend mit der betreffenden Maklerordnung 
für die Berliner Börſe vom 6. Dezember 1896, ſ. oben 
S. 462 dieſes Bandes der Zeitſchrift. 


VII. 


Franzöſiſches Geſetz, betreffend die Errichtung einer amtlichen 
Auskunſtsſtelle für den auswärtigen Handel. 
(Journal vom 7. März 1898. Deutſches Handels⸗Archiv 1898 S. 369.) 


Ein franzöſiſches Geſetz vom 4. März 1898 verordnet: 

Art. 1. Es wird eine Landesſtelle für den auswärtigen 
Handel errichtet, die als Staatseinrichtung erklärt wird. 

Dieſe Stelle gehört zum Geſchäftsbereich des Miniſteriums 
für Handel, Gewerbe, Poſten und Telegraphen. 

Art. 2. Aufgabe des Amts iſt, franzöſiſchen Gewerbe⸗ 
und Handeltreibenden kommerzielle Auskünfte jeder Art zu 
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ertheilen, die zur Entwickelung des auswärtigen Handels und 
zur Förderung ſeines Abſatzes im Auslande, ſowie in den 
franzöſiſchen Kolonien und Schutzgebieten beitragen können. 


Art. 3. Zur Unterhaltung der Landesauskunftsſtelle für 
den auswärtigen Handel ſind folgende Geldmittel vorgeſehen: 

1. eine jährliche Beihilfe von 70000 Franken, welche 
vom Jahre 1898 ab in das Budget des Miniſteriums für 
Handel und Gewerbe unter einem beſonderen Titel: „Landes⸗ 
auskunftsſtelle für den auswärtigen Handel“ einzuſtellen iſt; 

2. die Beihilfe der Handelskammer zu Paris nach Maß: 
gabe der Beſtimmungen in der dieſem Geſetze angeſchloſſenen 
Vereinbarung!); 

3. der Ertrag der in den folgenden Artikeln 8 und 9 
vorgeſehenen Ergänzungsſteuer zur Gewerbeſteuer; 

4. die Beihilfen, Schenkungen, Legate und Geſchenke 
aller Art von Staatsverwaltungen, Handelskammern, Syn: 
dikaten oder einfachen Privatperſonen; 

5. alle anderen Geldmittel, welche durch Geſetze ange— 
wieſen werden. 


Art. 4. Die Rechnungslegung dieſer Landesſtelle geſchieht 
nach denſelben Vorſchriften wie die Rechnungslegung der 
Handelskammern. 


Art. 5. Die zwiſchen dem Miniſter für Handel, Ge— 
werbe, Poſten und Telegraphen und der Handelskammer zu 
Paris getroffene Vereinbarung vom 14. November 1897 
nebſt dem Nachtrag vom 2. Januar 1898, betreffend die 
Annahme und Feſtſetzung der Bedingungen für die durch 
dieſe Vereinigung angebotene Mitwirkung bei der Einrichtung 
und Thätigkeit der Landesauskunftsſtelle für den auswärtigen 
Handel, werden genehmigt ?) ꝛc. 


Art. 6. Die Einrichtung und der Betrieb der Landes⸗ 
ſtelle, die Satzungen für die Beamten und Agenten, die Ab: 
rechnung im Falle der Aufhebung der Landesſtelle werden 
gemäß Artikel 9 und folgenden der vorerwähnten Verein⸗ 
barung und des Nachtrages feſtgeſetzt, unter Vorbehalt der 
Abänderungen und Ergänzungen, welche an den ſo feſtge⸗ 
ſtellten Bedingungen durch Verordnungen vorgenommen wer: 


1) Hier weggelaſſen. 

2) Weitere Abänderungen der Vereinbarung vom 14. November 1897 
ſind durch Verordnung vom 25. April 1898 (Journal officiel vom 
27. April 1898) genehmigt worden. 
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den können, die in Form von Reglements der Staatsver⸗ 
waltung im Einverſtändniß mit der Handelskammer zu Paris 
zu erlaſſen ſind. 


Art. 7. Wird die Aufhebung der Landesauskunftsſtelle 
für den auswärtigen Handel beſchloſſen, ſo werden die Werthe 
aus Schenkungen, Legaten und Geſchenken, deren Zuwendung 
an die Landesſtelle mit beſonderer Beſtimmung geſchehen iſt, 
auf den Bericht des Handelsminiſters durch Verordnungen 
des Staatsraths an öffentliche oder der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt dienende Anſtalten überwieſen, um den Abſichten der 
Geber zu entſprechen. 

Die auf den Namen lautenden Renten oder Werthe aus 
der Anlegung der Schenkungen, Legate oder Geſchenke, welche 
der Landesſtelle ohne beſondere Beſtimmung gemacht ſind, 
gehen in das Eigenthum des Staates über. 


Art. 8. Abgeſehen von der alljährlich auf Grund des 
Finanzgeſetzes vom 23. Juli 1820 erhobenen Abgabe wird 
vom 1. Januar 1898 ab im Bezirke der Handelskammer 
zu Paris von den nach Artikel 38 des Geſetzes vom 
15. Juli 1880 Gewerbeſteuerpflichtigen unter Berückſichtigung 
der durch die ſpäteren Gewerbeſteuergeſetze erlaſſenen Zu: 
ſchläge und Abänderungen ein weiterer Zuſchlag zu der 
Grundquote der Gewerbeſteuer erhoben, deffen Ertrag zu: 
ſammen mit den für dieſen Zweck vorgeſehenen anderen Geld⸗ 
mitteln eigens für die verſchiedenen Dienſtzweige der amt⸗ 
lichen Auskunftsſtelle für den auswärtigen Handel beſtimmt iſt. 

Dieſer Zuſchlag wird auf einen Viertel⸗Centimen von 
Franken (0,25 Centimen) jährlich feſtgeſetzt. 

Art. 9. Sofern durch die Handelskammer zu Paris im 
Hinblick auf die Erweiterung der Thätigkeit des Landesamtes, 
insbeſondere zur Tilgung von Anleihen, die zu neuen Er⸗ 
werbungen und zur Bebauung von Grundſtücken beſtimmt 
ſind, neue Geldmittel bewilligt werden ſollten, kann dieſer 
Zuſchlag auf einen Centimen feſtgeſetzt werden. 

Art. 10. In dem in dem vorhergehenden Artikel vor⸗ 
geſehenen Falle wird der Theilbetrag des Centimen, welcher 
zur Erhebung gelangen ſoll, alljährlich auf den Bericht des 
Miniſters für Handel, Gewerbe, Poſten und Telegraphen 
durch eine in Form der Reglements der Staatsverwaltung 
erlaſſene Verordnung feſtgeſetzt. 
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VIII. 


Norwegiſches Geſetz über gewiſſe Anweiſungen (Checks). 
Vom 3. Auguft 1897. 


§ 1. Ein Check ſoll enthalten: 


die ausdrückliche Benennung als Check im Text; 

den Geldbetrag, welcher bezahlt werden ſoll; 

an wen die Bezahlung erfolgen ſoll; 

den Namen deſſen, der den Check einlöſen ſoll (den 
Traſſaten); 

den Ort, wo die Bezahlung ſtattfinden ſoll; 

den Tag der Ausſtellung ſowie 

die Unterſchrift des Ausſtellers. 


Er kann nur lauten auf Bezahlung gegen Vorzeigung 
(auf Sicht, auf Erſuchen oder dergleichen); wenn keine Zah⸗ 
lungszeit angegeben iſt, wird er gleichfalls als zahlbar bei 
der Vorzeigung angeſehen. 

Als Bezahlungsort gilt beim Fehlen einer anderen An⸗ 
gabe der bei dem Namen des Traſſaten angeführte Ort. 

Iſt die Summe, welche bezahlt werden ſoll, mehrere 
Male genannt, aber mit verſchiedenen Beträgen, ſo gilt der 
Betrag, der am geringſten iſt. 

Enthält ein Check das Verſprechen von Zinſen, ſo wird 
dieſes als ungeſchrieben betrachtet. 


§ 2. Ein Check kann auf Bezahlung an den Inhaber 
lauten. Lautet derſelbe auf Bezahlung an eine beſtimmte 
Perſon oder den Inhaber, ſo wird derſelbe, abgeſehen von 
der Vorſchrift in § 10, als auf den Inhaber ausgeſtellt 
angeſehen. 

§ 3. Die Regeln, welche im Geſetz vom 7. Mai 1880, 
betreffend Wechſel !), gegeben find 


1) Vgl. Dr. Oskar Borchardt, Sammlung der feit 1871 publi⸗ 
zirten Wechſelgeſetze. Berlin 1883, R. v. Decker's Verlag (Mar⸗ 
quardt & Schenk) S. 171 ff., 244 ff. Dazu Pappenheim, „Die 
Uniformirung des Wechſelrechts auf der Grundlage der Allgemeinen 
Deutſchen Wechſelordnung“, in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVIII 
S. 525 ff., woſelbſt die Abweichungen des Skandinaviſchen Wechſel⸗ 
geſetzes von der Allg. Deutſchen Wechſelordnung en find. 

eyßner. 
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über Uebertragung von Wechſeln, 
über die Haftung des Ausſtellers und der In⸗ 
doſſanten, 
über die Bezahlung der Wechſel, 
über den Regreß mangels Zahlung, ſowie über die 
Verjährung von Wechſelforderungen, 
ſollen mit den Abweichungen, die ſich aus den Beſtimmungen 
des vorliegenden Geſetzes ergeben, auch auf Checks Anwendung 
finden. 


§ 4. Ein Indoſſament eines Checks auf einer Ched- 
abſchrift (Kopie) iſt ungültig. 

§ 5. Daß ein Check auf den Inhaber ausgeſtellt iſt, 
hindert nicht, daß er durch Indoſſament an eine beſtimmte 
Perſon zahlbar gemacht wird. 


§ 6. Durch Uebertragung eines Checks an den Traſſaten 
wird nicht das Recht auf Regreß gegen den Ausſteller oder 
die Indoſſanten übertragen, wenn nicht der Traſſat mehrere 
Geſchäftsabtheilungen hat und die Uebertragung an eine 
andere Abtheilung als diejenige ſtattfindet, auf welche der 
Check gezogen iſt. 

Ein Check, welcher an den Traſſaten übertragen iſt, 
darf nicht weiter übertragen werden. 


§ 7. Bezahlung eines Checks darf an keinen Anderen, 
als an eine Bank oder einen Bankier ſtattfinden, wenn 
zwiſchen zwei ſchräg über der Vorderſeite des Checks befind⸗ 
lichen Strichen die Worte „an Bank oder Bankier“ ange⸗ 
bracht ſind oder durch einen anderen Vermerk daſſelbe be⸗ 
zeichnet wird; iſt der Name einer beſtimmten Bank oder 
eines beſtimmten Bankiers zwiſchen den Strichen angeführt, 
ſo darf die Bezahlung nur an dieſe geſchehen. 

Eine ſolche Anordnung kann ſowohl durch den Aus: 
ſteller, als auch durch jeden Checkbeſitzer getroffen werden. 
Sie kann nicht mit Rechtswirkung zurückgenommen oder ver⸗ 
ändert werden; jedoch kann, wenn eine beſtimmte Bank oder 
ein beſtimmter Bankier nicht bereits genannt iſt, der Name 
derſelben ſpäter zugefügt werden. 


S H Wird auf einen Check ein Accept gegeben, jo ift 
ein ſolcher Vermerk ohne Rechtswirkung. 

§ 9. Will der Checkbeſitzer fein Recht auf Regreß 
gegenüber dem Ausſteller und dem Indoſſanten wahren, ſo 
muß er den Check innerhalb einer ſolchen Friſt zur Bezahlung 
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vorzeigen, wie ſie im § 10 beſtimmt iſt. Daß die Vorzeigung 
geſchehen iſt, ohne daß Bezahlung ſtattgefunden hat, wird 
entweder durch einen innerhalb des Ablaufs der Vorzeigungs— 
friſt gemäß den Regeln für Wechſelproteſte aufgenommenen 
Proteſt nachgewieſen oder durch eine auf dem Check ange— 
brachte, vom Traſſaten oder von einem Anderen an ſeiner 
Stelle unterſchriebene Erklärung, welche gleichzeitig den Tag 
angiebt, an welchem die Vorzeigung ſtattgefunden hat. Im 
letzteren Falle wird die Friſt für die Uebermittelung der im 
S 45 des Wechſelgeſetzes vorgeſchriebenen Benachrichtigung 
von dem Tage an gerechnet, an welchem in Folge des Ver— 
merks die Vorzeigung ſtattgefunden hat. 

Bezüglich der Wirkung einer Aufforderung, einen Proteſt 
nicht aufzunehmen, gelten die Beſtimmungen des § 42 des 
Wechſelgeſetzes. 


§ 10. Ein Check, welcher an ein und demſelben Platze 
des Landes ausgeſtellt und zahlbar iſt, ſoll ſpäteſtens am 
dritten Tage nach dem Ausſtellungstage zur Bezahlung vor— 
gezeigt werden, ſofern er auf Bezahlung entweder an den 
Inhaber oder an eine andere am ſelben Orte wohnhafte 
namentlich bezeichnete Perſon (mit oder ohne Zuſatz „oder 
Inhaber“) lautet. Andere hier im Lande bezahlbare Checks 
ſollen ſpäteſtens am zehnten Tage nach dem Ausſtellungstage 
zur Bezahlung vorgezeigt werden, oder ſofern zur Verſendung 
des Checks auf gewöhnliche Weiſe vom Ausſtellungsorte nach 
dem Bezahlungsorte ein längerer Zeitraum als fünf Tage 
nöthig iſt, ſpäteſtens am fünften Tage nach Verlauf der 
zur Verſendung nothwendigen Zeit. Sit der Ausſtellungsort 
im Check nicht angegeben, ſo wird angenommen, daß er am 
Bezahlungsorte ausgeſtellt iſt. Iſt auf einem Check, welcher 
auf Bezahlung an eine namentlich benannte Perſon (mit 
oder ohne Zuſatz „oder Inhaber“) lautet, eine Ortsangabe 
zu dem Namen der letzteren hinzugefügt, ſo wird angenommen, 
daß ſie an dem angegebenen Orte wohnt. 

Läuft die oben beſtimmte Friſt an einem Sonntage oder 
an einem anderen gewöhnlichen Feiertage ab, ſo kann die 
Vorzeigung gültig am nächſten Wochentage geſchehen. Die 
Regeln im § 92 des Wechſelgeſetzes finden entſprechende 
Anwendung. 

Die Zeit für die Vorzeigung eines Checks, welcher im 
Auslande zahlbar iſt, wird nach den am Bezahlungsorte 
geltenden Regeln beſtimmt. 
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811. Die Friſt von ſechs Monaten oder einem Jahre, 
in welcher die Regreßforderung des Checkbeſitzers verjährt 
(Wechſelgeſetz $ 78) wird vom Ausſtellungstage des Checks 
gerechnet. 


§ 12. Iſt die Regreßforderung verjährt, oder ift das 
zu ihrer Wahrung vorgeſchriebene Verfahren verſäumt worden, 
ſo finden die Beſtimmungen des § 93 des Wechſelgeſetzes 
entſprechende Anwendung. Wenn etwas Anderes nicht er— 
wieſen werden kann, ſo wird vermuthet, daß der Ausſteller 
ſich auf Koſten des Checkbeſitzers mit der Summe, auf welche 
der Check lautete, bereichert hat. 


813. Iſt ein Check abhanden gekommen, fo kann bere 
ſelbe, gleichgiltig, ob er auf Namen oder auf Inhaber lautet, 
nach den für die Mortifikation von Schuldbriefen im Allge⸗ 
meinen gegebenen Regeln für ungiltig erklärt werden; die 
beſonderen Bedingungen und Vorſchriften, welche für die Un⸗ 
giltigkeitserklärung von Schuldbriefen, die auf den Inhaber 
lauten, gelten, kommen für Checks nicht zur Anwendung. 


8 14. Die Beſtimmungen in ER 84 bis 86 des Wechſel⸗ 
geſetzes über das Verhältniß zur ausländiſchen Geſetzgebung 
ſollen auch für Checks entſprechende Anwendung finden; jedoch 
wird bei der Anwendung des vorliegenden Geſetzes eine Geld— 
anweiſung auch dann als ein giltiger Check angeſehen, wenn 
dieſelbe in Uebereinſtimmung mit den Regeln abgefaßt iſt, 
welche am Bezahlungsorte für Checks gelten. 

S 15. Bei den Regreßklagen mangels Zahlung gegen 
den Ausſteller oder die Indoſſanten eines Checks kommen die 
Vorſchriften im Geſetze vom 17. Juni 1880, betreffend das 
Gerichtsverfahren in Wechſelſachen ꝛc., zur Anwendung. 


8 16. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar nächſten Jahres 
in Kraft. 


Literatur. 


XV. Das bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche 
Reich. Vom 18. Auguſt 1896. 


Es wird nicht unternommen, im Nachſtehenden einen vollſtändigen 
Literaturnachweis zu geben, auch nicht über die einzelnen angezeigten Werke 
mit einer etwaige Gegenanſichten entwickelnden Beurtheilung einzutreten. 
Es muß eine Anzeige vom Daſein genügen, wobei die Kenntnißgabe an 
dieſer Stelle immerhin auch ohne beſonders darauf hindeutende Worte 
als eine Anerkennung von der Bedeutſamkeit aufgefaßt werden darf. 

Ein vollſtändiges Verzeichniß der Vorarbeiten zum bürgerlichen 
Geſetzbuch iſt gegeben von 

Dr. jur. Georg Maas, Bibliotheksaſſiſtent bei dem Reichs⸗ 
gericht. Bibliographie zum bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch für das Deutſche Reich und ſeine Einführungs⸗ 
ge ſetze. Berlin 1897, J. Guttentag. 8. 35 ©. 

Es wird ſich empfehlen, hienach die Bibliotheken rechtzeitig zu ver⸗ 
vollſtändigen. 

Angeſchloſſen ſei: 

C. F. Reatz, Juſtizrath, Rechtsanwalt in Gießen. Die Li⸗ 
teratur über den Entwurf eines bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches für das Deutſche Reich. Leipzig 1895, 
J. C. Hinrich. 

Die Buchhandlung für Staats⸗ und Rechtswiſſenſchaft zu Berlin 
von Puttkammer & Mühlbrecht, welche eine Ueberſicht der geſammten 
ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlichen Literatur in Zweimonatsheften ausgibt, 
jetzt als XXX. Jahrgang für das Jahr 1897 zuſammengefaßt und mit 
einem ABC⸗Regiſter ſorgſam verſehen, aus welcher die Erſcheinungen in 
den benannten Gebieten unter Angabe des Verlegers, des Umfanges und 
Preiſes des Werkes erſehen werden können, verſendet 

Bibliographie des bürgerlichen Geſetzbuches des 
Deutſchen Reiches. 

Ein Autoren⸗ und Sachregiſter ift beigefügt. Für Buchhandlungen und 
Bibliotheken ſind dieſe ſorgfältigen und, wie mit Recht gerühmt wird, 
vollſtändigen Zuſammenſtellungen unentbehrlich und bei wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten zur Anſammlung des Materials förderlich. 
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Das im Reichsgeſetzblatt Nr. 21, Jahrgang 1896 verkündete bür⸗ 
gerliche Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz iſt in einer großen Anzahl 
durch die verſchiedenen Buchhandlungen veranſtalteter Abdrucke bereits 
verbreitet. Einer Mehrzahl dieſer Bücher ift ein ABC⸗Regiſter ange: 
ſchloſſen, welches nach den im Geſetzbuch vorfindlichen Worten zurecht⸗ 
weiſen ſoll. Ein anderer Weg iſt eingeſchlagen durch das 


Wörterbuch zum bürgerlichen Geſetzbuch von Hein⸗ 
rich Bernhardi, erſter Staatsanwalt in Göttingen. 8. 
866 S. Berlin 1898, Franz Vahlen. 


Den Gedanken und die Anregung zu dieſer Arbeit gab der Prä⸗ 
fident der Preußiſchen Juſtizprüfungskommiſſion Prof. Dr. Stölzel, 
der in einem Vorwort darlegt, welche Bedeutung dieſes Wörterbuch für 
die Ueberleitung aus den heutigen Landrechten in das Reichsrecht haben 
ſoll. Das bürgerliche Geſetzbuch iſt ſelbſtändig in ſeinen Bezeichnungen 
und konnte nicht die landläufigen Wörter übernehmen. Die Folge iſt, 
daß in dem oben erwähnten ABE-Regifter diefe Wörter fehlen, wie z. B. 
Kondiktion, Legatar, Mandat u. f. w., und daß denjenigen, welche fi 
aus einem Regiſter zunächſt und raſch zurecht finden wollen, keine Hilfe 
gewährt iſt. Dem ſchafft das Handwörterbuch gründlich und vollſtändig 
Abhilfe. Mit peinlicher Sorgfalt ſind aus den verſchiedenen deutſchen 
Rechtsgebieten die gebräuchlichen Wörter angeſammelt und in das Wörter⸗ 
buch aufgenommen, ihr Aufenthalt iſt durch Angabe des Paragraphen 
nachgewieſen oder bemerkt, daß der Begriff nicht aufgenommen ſei (z. B. 
laesio enormis, longa manu traditio). Unter den einzelnen Wörtern 
ift dann ſyſtematiſch mit Vollſtändigkeit geordnet (3. B. ungerechtfertigte 
Bereicherung, Veräußerung). Es wird hieraus erſichtlich fein, von welcher 
Bedeutung das Wörterbuch für die Ueberleitung in das neue Recht, und 
zwar nicht minder auch für diejenigen ift, welche fachmäßig ſich mit dem 
bürgerlichen Geſetzbuch zu befaſſen haben. Vielleicht ſteigert der Verfaſſer 
bei einer neuen Auflage ſeine Aufmerkſamkeit auf ſich neu einführende 
Wörter, z. B. Beſitzdimer ($ 855, Bekker), Eigenthumsaufgabe (für 
conditium possessorium, $ 930), Fremdbeſitz (§ 868) u. f. w., und er: 
weitert das Gebiet auf das in unlöslichem Zuſammenhang ſtehende Han⸗ 
delsgeſetzbuch. 

Für die Anregung zu der Bearbeitung und für die ſorgfältige Aus⸗ 
führung ſei hier Dank kundgegeben. 

Eine Gegenüberſtellung nach Zahlenangabe der einzelnen Paragraphen 
der Entwürfe und Berathungen iſt bearbeitet von Wilh. Ernſt Helm 
rich als Paragraphen⸗Schlüſſel zum bürgerlichen Geſetzbuch (Otto Baß⸗ 
mann, Jena und Leipzig). 

Weſentlich zur Vorbereitung des Ueberganges aus dem heutigen 
Recht in das des neuen Jahrhunderts iſt beſtimmt: 
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Vergleichende Darſtellung des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches für das Deutſche Reich und der Landes⸗ 
rechte. In Einzelndarſtellungen. Berlin, Otto Liebmann, 


wobei vorweg zu bemerken, daß die drei Arbeiten durchaus unabhängig 
von einander ſind. 


Dr. Gebhard v. Buchka, Oberlandesgerichtsrath zu Roſtock, 
Mitglied der Reichstagskommiſſion zur Vorberathung des bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs, hat die vergleichende Darſtellung mit dem gemeinen Recht be: 
arbeitet. In kurzgedrängter Darſtellung iſt eine vergleichende Gegenüber⸗ 
ſtellung der Normen des bürgerlichen Geſetzbuchs und der gemeinrechtlichen 
Rechtsſätze in ihrem inneren Zuſammenhange nach der Legalordnung des 
bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben, welche nur in einigen wenigen Punkten im 
Intereſſe der ſyſtematiſchen Ueberfichtlichkeit verlaſſen iſt (Vorwort S. 1). 
Welche Anerkennung dieſe treffliche auf voller Beherrſchung des Stoffes 
beruhende Arbeit gefunden hat, beweiſt ſich dadurch, daß ſeit dem Er⸗ 
ſcheinen (September 1897) bereits Juni 1898 eine zweite Auflage 
erforderlich geworden iſt. 


R. Förtſch, Reichsgerichtsrath, hat die vergleichende Darſtellung 
mit dem code civil bearbeitet (369 S.). Zutreffend konnte hier die 
Legalordnung des c. c. zu Grunde gelegt werden. „Wenn durch dieſe 
Anordnung des Stoffes — heißt es in der Vorrede — vielfach das, was 
nach dem deutſchen Geſetzbuch zuſammengehört, auseinandergeriſſen wird, 
und anderſeits zur Vermeidung von Verweiſungen Wiederholungen noth⸗ 
wendig wurden, ſo wird es auf dieſe Weiſe doch dem auf dem Boden des 
franzöſiſchen Rechts Stehenden weſentlich erleichtert, ſich über das Gemein⸗ 
ſame wie über die Verſchiedenheiten des Geſetzbuchs zu unterrichten. Ob⸗ 
wohl innerhalb der einzelnen Materien ſelbſtverſtändlich die Reihenfolge der 
Artikel des c. c. nicht beobachtet werden konnte, ſo iſt es im Ganzen 
und Großen doch möglich geweſen, am Rande des Werkes dieſe Reihen⸗ 
folge beizubehalten und ſo das Nachſchlagen weſentlich zu erleichtern; 
wer freilich Rechtsſtoffe ſucht, die dem c. c. gänzlich fremd find, wie z. B. 
die Anweiſung, die Schuldverſchreibung auf den Inhaber, wird fich am 
ſchnellſten durch Benutzung des alphabetiſchen Regiſters oder des Regiſters 
zur Auffindung der Paragraphen des bürgerlichen Geſetzbuchs zurechtfinden.“ 

Dr. Franz Leske, Geheimer Juſtizrath, vortragender Rath im 
kgl. preußiſchen Juſtizminiſterium, iſt der Bearbeiter der vergleichenden 
Darſtellung des bürgerlichen Geſetzbuchs und des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts. Hiervon liegt erſt Lieferung 1 vor. Verfaſſer folgt der An⸗ 
ordnung des bürgerlichen Geſetzbuchs. Es kann der mit Beherrſchung des 
Stoffes begonnenen Arbeit die Vollendung im laufenden Jahr 1898 ges 
wünſcht werden, damit ſie als Lohn für den aufopferungsvollen Fleiß 
den beabſichtigten Nutzen bringe. 
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Wenn die drei vorſtehend angezeigten Werke zur Zeit überleitend 
in die Zukunft ſein werden, ſo bleibt ihnen der Werth erhalten, indem 
ſie ſpäter einen Rückblick in die Vergangenheit ſichern. 


Dr. M. Scherer, Rechtsanwalt am Reichsgericht. Allgemeiner 
Theil des bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich. 8. 
519 S. Erlangen 1897, Palm & Enke. 

Dieſe Bearbeitung zeichnet ſich dadurch aus, daß in derſelben der 
Wortlaut des Entwurfes I. Leſung neben dem bürgerlichen Geſetzbuch zum 
Abdruck gelangt iſt, was die Benutzung der vortrefflichen Motive zu dem⸗ 
ſelben (Ausgabe von J. Guttentag, Berlin) weſentlich erleichtert. So⸗ 
dann iſt mit großer Sorgſalt die Rechtsſprechung berückſichtigt und damit 
der neue Rechtsgang, welchen das Geſetz nimmt und darauf hin die Recht⸗ 
ſprechung nehmen wird, klar geſtellt. Vom Recht der Schuldverhältniſſe 
liegt in gleicher Bearbeitung Heft 1 SS 241—332 vor. 

Eingeſchaltet ſei hier: | 

E. Goldmann und L. Lilienthal, Rechtsanwälte in Berlin. 
Das bürgerliche Geſetzbuch. Syſtematiſch dargeſtellt nach der 
Legalordnung des allgemeinen Landrechts. Berlin 1897, 1898, 
J. J. Heine's Verlag. 

Zur Zeit liegen die Hefte 1 und 2 vor, welche nach der überaus 
ſchwierig zu bearbeitenden Einleitung bis Thl. 1 Tit. 8 $ 32 führen. Ein 
weiteres Gedeihen ſei der mühevollen Arbeit gewünſcht mit einem Abſchluß, 
welcher den Entſchluß rechtfertigen möge, daß die Verfaſſer das Syſtem 
des Allgemeinen Preußiſchen Landrechts zu Grunde gelegt haben. 

Bereits im letzten Vierteljahr des Jahres 1896 erſchienen folgende 
zwei Ausgaben des bürgerlichen Geſetzbuchs nebſt Einführungsgeſetz, 
herausgegeben von: 


1. A. Achilles, Reichsgerichtsrath a. D. in Verbindung mit 
Dr. F. André, a. o. Profeſſor in Göttingen, M. Greiff, 
Amtsrichter in Fürſtenwalde, F. Rittgen, Gerichtsaſſeſſor 
in Berlin und Dr. K. Unzner, Staatsanwalt in München. 
Berlin 1896, J. Guttentag. 

Achilles hat fich durch feine Bearbeitung der Preußiſchen Geſetze 
über Grundeigenthum und Hypothekenrecht (jetzt 4. Auflage, bearbeitet 
durch Gerichtsaſſeſſor Strecker. Berlin, J. Guttentag) einen guten 
Namen in der Literatur geſichert; er war thätig als Kommiſſar des 
Reichsjuſtizamts von der Entſtehung bis zum Abſchluß des bürgerlichen 
Geſetzbuchs, feine Mitarbeiter waren feiner Zeit Schriftführer bei der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfes eines bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs. 

2. Dr. Otto Fiſcher, ord. Profeſſor der Rechte in Breslau, 

Wilhelm Henle, Regierungsrath im kgl. bayer. Miniſte⸗ 
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rium der Juſtiz, in Verbindung mit Eugen Ebert, Amts⸗ 
gerichtsrath in Breslau und Heinrich Schroeder, kgl. 
bayer. Regierungsrath. München 1897, C. H. Beck'ſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung (Oskar Bed). 

Oberlandesgerichtspräſident Dr. Küntzel⸗ Marienwerder, nach Dr. 
Boſſe, Dr. v. Oehlſchläger, Hanauer, Vorſitzender der Kommiſſion 
für die zweite Leſung eines bürgerlichen Geſetzbuchs (vgl. Leske a. a. O. 
S. 6 Anm. 2) hat dieſe beiden Ausgaben einer eingehenden, zum Theil 
ſehr ſcharfen Beurtheilung unterzogen in Gruchot's Beiträgen zur Er⸗ 
läuterung des deutſchen Rechts Bd. XLI S. 429 ff. Es ſei darauf hin⸗ 
verwieſen und hier bemerkt, daß fich beide Kommentare volle Anerkennung 
bereits erworben haben, die ich aus eigenem Gebrauch der Werke meiner⸗ 
ſeits auch ausſpreche ). 

Von beſonderer dauerhafter Bedeutung iſt folgendes Werk: 

Landgerichtsrath Dr. Haidlen, Bürgerliches Geſetzbuch 
nebſt Einführungsgeſetz. Mit den Motiven und ſon⸗ 
ſtigen geſetzgeberiſchen Arbeiten herausgegeben. 4 Bände. 8. 
(Bd. I 980 S., Bd. II 498 S., Bd. III 813 S., Bd. IV 616 
und 179 S.) Stuttgart 1896, 1897, W. Kohlhammer. 

Mit der zuverläſſigſten Sorgfalt hat der Verfaſſer die ſämmtlichen 
Vorarbeiten durchforſcht und unter Angabe derſelben bei jedem einzelnen 
Paragraphen, bezw. Artikel aus denſelben eine Erläuterung gegeben, wie 
ſie nur mit voller Kenntniß des Rechts der einzelnen Gliedſtaaten bei 
durchdringendem Fleiß hergeſtellt werden konnte. Gleich mir fehlt, ich darf 
fagen, der Mehrzahl in Richter: oder Anwaltsthätigkeit beſchäftigten Juriſten 
die Zeit zu einer ſolchen Quellenausnutzung. Der Verfaſſer hat dieſe 
mühevolle Arbeit für Alle bewältigt, und zwar mit ſolcher Ausdauer und 
Beſchleunigung, daß bereits vor Ende 1897 das Werk abgeſchloſſen vorlag. 
Ich bezeichne daſſelbe als einzigen bereits vollſtändigen und ausgiebigen 
Kommentar als unentbehrlich. Namentlich ſei auch das Ausland auf 
das Werk aufmerkſam gemacht, denn wenn dort von dem deutſchen bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuch Kenntniß genommen werden ſoll, ſo bedarf es eines 
zuverläſſigen Leiters. 


Im erſten Beginne durch Ausgabe eines erſten Heftes find folgende 
zwei Werke: 
Dr. H. Rehbein, Reichsgerichtsrath. Das bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch. Mit Erläuterungen für das Studium und die 
Praxis. Berlin 1898, H. W. Müller. 


1) Inzwiſchen bereits in 2. Auflage erſchienen, welche räumlich auf 
1199 S. verſtärkt iſt und damit auch bereichert im Inhalt. Nament⸗ 
lich ift die Erweiterung des ABC-Regiſters mit Anerkennung Der 
vorzuheben. 
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Der Verfaſſer hat ſich durch feinen Kommentar zur Wechſelordnung 
in dieſem Gebiet der rechtswiſſenſchaftlichen Thätigkeit einen anerkannten 
Namen erworben, der für Preußen durch den verbreiteten Kommentar zum 
Allgemeinen preußiſchen Landrecht in Verbindung mit Reichsgerichtsrath 
Reinecke herausgegeben (bereits 5. Auflage, Berlin H. W. Müller) 
und durch die Zuſammenſtellung der Entſcheidungen des Obertribunals 
(4. Bd., Berlin H. W. Müller) geſichert iſt. Lieferung 1 führt bis 
$ 129. Zu einer Reihe durch ihren Inhalt zuſammengehöriger Para: 
graphen werden in ſyſtematiſcher Anordnung Erläuterungen gegeben, 
welche ſich ſofort über das ganze bürgerliche Geſetzbuch erſtrecken und da⸗ 
durch erfreulich belehrend ſind. Jedem dieſer Abſchnitte iſt durch alpha⸗ 
betiſch geordnete Stichwörter eine Inhaltsangabe vorangeſchickt. Die 
Vollendung des Werkes ift für das Jahr 1898 in ſichere Ausficht geſtellt. 


Dr. Hugo Neumann, Rechtsanwalt am kgl. Kammergericht zu 
Berlin. Herausgabe des bürgerlichen Geſetzbuchs 
für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz, unter 
ausführlicher Berückſichtigung der mit dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch in Zuſammenhang ſtehenden Reichsgeſetze. Für Studium 
und Praxis. Berlin 1898, Franz Vahlen. 

Der Verfaſſer iſt in rechtswiſſenſchaftlichen Kreiſen bekannt durch ſeine 
kritiſchen Berichte über die Literatur zum bürgerlichen Geſetzbuche, welche 
er in Gruchot's Beiträgen vom Jahre 1888 fortlaufend bis zum 
Beginn der Berathungen der zweiten Geſetzbuchskommiſſion gegeben hat, 
ſowie durch ſeine von der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin preisgekrönte 
Arbeit: Internationales Privatrecht (in Form eines Geſetzent⸗ 
wurfes nebſt Motiven und Materialien. Ein Beitrag zur Kodifikation 
des deutſchen bürgerlichen Rechts. Berlin 1896). Nach der vorliegenden 
Lieferung 1, umfaſſend SS 1—204, wird mit möglichſter Raumbeſchränkung 
eine fortlaufende Erläuterung gegeben werden, für deren Zuverläffigfeit 
durch die zur Zeit erſchienenen 7 Bogen die beſte Ausſicht eröffnet wird. 


Dr. G. Planck, Wirkl. Geh. Rath und ord. Honorarproſeſſor 
an der Univerſität Göttingen, in Verbindung mit A. Achilles, 
Reichsgerichtsrath a. D., Dr. F. André, a. o. Profeſſor, 
M. Greiff, Amtsrichter, F. Rittgen, Gerichtsaſſeſſor, 
Dr. K. Unzner, Landgerichtsrath. Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch und Einführungsgeſetz. Erläutert. Berlin 1896, 
1897, J. Guttentag. 

Der Name Planck genügt, um die allgemeine Aufmerkſamkeit auf 
dieſes Werk zu richten. Bereits bei der Entſtehung des erſten Entwurfes 
unter dem Vorſitz des damaligen Präſidenten des Reichsoberhandelsgerichts 
Dr. Pape war Planck bis zum Schluß der Berathungen unter 
Dr. Küntzel überhaupt und als Generalreferent von anerkannt bedeu⸗ 
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tendſter Mitthätigkeit. (Vgl. Einleitung S. 13.) Es darf fih Niemand 
ihm gleichſtellen in der Beherrſchung des Stoffes. Die von ihm für das 
Werk herangezogenen Mitarbeiter ſind die Herausgeber der oben ange⸗ 
zeigten Handausgabe unter der Leitung des Reichsgerichtsraths a. D. 
Achilles. Bd. I (VIII S. 291) ift geſchmückt mit dem Bildniß des 
Geh. Raths Planck. Dieſer Band gibt, verfaßt vom Herausgeber, in 
. einer Einleitung einen Bericht über den zeitherigen Rechtszuſtand, die 
Entſtehung des bürgerlichen Geſetzbuchs und Inhalt desſelben und der 
Nebengeſetze im Allgemeinen, der techniſchen Behandlung des Stoffes mit 
einem Verzeichniß techniſcher Ausdrücke, Auslegung des bürgerlichen Ge: 
ſetzbuchs, Literatur. Es folgt Buch I: Allgemeiner Theil, bearbeitet von 
Geh. Rath Planck. 

Von Bd. II find bisher 2 Lieferungen erſchienen, enthaltend Buch II 
Abſchn. 1—4, bearbeitet von Geh. Rath Planck; Abſchn. 7 Tit. 1—3, 
bearbeitet von Amtsrichter Greiff; Abſchn. 4—6, bearbeitet von Prof. 
Dr. André. 

Nachdem jetzt im Reichsgeſetzblatt 1898 Nr. 25 das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz, Civilprozeßordnung, Konkursordnung !), Gerichtskoſtengeſetz, 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sachverſtändige, 
für Rechtsanwälte in ihrer durch die beſchloſſenen Abänderungen ge⸗ 
wonnenen neuen Geſtalt bekannt gemacht ſind, desgleichen die Geſetze be⸗ 
treffend die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaſften, die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchifffahrt, darf ein beſchleunigter Fortgang des Werkes erwartet werden. 


Dr. J. Meißner, Oberlandesgerichtsrath. Das Recht der 

Schuldverhältniſſe. Kommentar zum zweiten Buch des 

deutſchen bürgerlichen Geſetzbuchs. 8. (317 S.) Breslau 1898, 
M. & H. Marcus. 

Verfaſſer iſt mit der Veröffentlichung des „praktiſch beſonders wich⸗ 
tigen Rechts der Schuldverhältniſſe“ zuerſt vorgegangen, nach dem Vor⸗ 
wort iſt ein Kommentar zu dem allgemeinen Theil in Vorbereitung und 
zu den übrigen Theilen und dem Einführungsgeſetz in Ausſicht genommen. 
Dieſe Theilveröffentlichung, welche das an ſich abgeſchloſſenſte Gebiet des 
bürgerlichen Geſetzbuchs umfaßt, iſt durchaus willkommen. 

Dr. F. Fidler, Amtsgerichtsrath in Münſter i. W. Leit⸗ 
faden zur Einführung in das bürgerliche Geſetz⸗ 
buch und ſeine Nebengeſetze für Gerichtsſchreiber. 
Berlin 1898, J. Guttentag. | 

Es liegt Theil I (8. 147 S.) vor, welcher dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch gewidmet iſt. Dadurch, daß die Arbeit weſentlich für einen be⸗ 


1) Sorgfältig gedruckte Textausgaben nebſt gutem Sachregiſter. Berlin, 
J. Guttentag und Berlin, Franz Vahlen. 


Literatur. 503 


ſtimmten Kreis von Gerichtsbeamten beſtimmt iſt, durfte Verfaſſer zu einer 
Beſchränkung des Stoffes gelangen (Familienrecht, Erbrecht) und einer 
verſchiedenen Ausführlichkeit unter Heranziehung des Handelsgeſetzbuchs. 
Die Arbeit möge Verbreitung finden und damit nutzbringend werden. 
Für den II. Theil iſt in Ausſicht genommen: Civilprozeßordnung, das 
Konkursverfahren, Grundbuchweſen, freiwillige Gerichtsbarkeit, Vormund⸗ 
ſchaftsrecht, Regiſterführung, Teſtament, Hinterlegung. 


Eine Reihe von Abhandlungen, welche nahezu das geſammte bür⸗ 
gerliche Geſetzbuch dem Inhalt nach umfaſſen, ſind durch die Verlags⸗ 
buchhandlung von J. Guttentag, Berlin 1896 — 1898 veröffentlicht. Es 
ſei durch deren Aufzählung auf dieſelben beſonders aufmerkſam gemacht: 


Dr. Ph. Niemeyer, Profeſſor der Rechte an der Univerſität 
Kiel. Das internationale Privatrecht. 44 S. 

Dr. Eck, Geh. Juſtizrath und Profeſſor der Rechte an der Uni⸗ 
verſität Berlin. Erſtes Buch. Allgemeiner Theil. 82 S. 
Dr. Rudolf Stammler, Profeſſor an der Univerſität Halle a. S. 
Das Recht der Schuldverhältniſſe in ſeinen allgemeinen Lehren. 
262 S. — Das Recht der einzelnen Schuldverhältniſſe. 122 S. 


Dr. Otto Fiſcher, Profeſſor der Rechte an der Univerſität 
Breslau. Das Sachenrecht. 62 S. 


O. Strecker, Amtsrichter. Die Rechte an Grundſtücken. 121 S. 


Dr. Leonard Jacobi, Juſtizrath, Univerfitätsprofeſſor in Berlin. 
Das perſönliche Eherecht. 90 S. ö 


Dr. Schröder, Profeſſor der Rechte an der Univerfität Heidel⸗ 
berg. Das eheliche Güterrecht. 36 S. 


Dr. Emil Strohal, Proſeſſor der Rechte an der Univerfität 
Leipzig. Das deutſche Erbrecht. 148 S. 


Dr. Ernſt Eck, Geh. Juſtizrath, Profeſſor der Rechte an der 
Univerfität Berlin. Vorträge über das Recht des 
bürgerlichen Geſetzbuchs. Berlin 1898, J. Guttentag. 


Auf Anſuchen des Anwaltsvereins zu Berlin hat der berühmte 
Rechtslehrer vor einer aus Anwälten, Richtern und Verwaltungsbeamten 
zuſammengeſetzten Hörerſchaſt im Oktober 1897 begonnen, Vorträge über 
das bürgerliche Geſetzbuch zu halten, welche in Anerkennung und Mir: 
digung der Bedeutung des Vortragenden einen nach Hunderten zählenden 
Zuhörerkreis, von denen Viele allwöchentlich zureiſten, verſammeln. Dieſen 
Vorträgen wird durch ihre Drucklegung eine weitere Verbreitung gegeben 
und ein dauernder Beſtand geſichert. Erwägt man, daß die Zuhörer un⸗ 
mittelbar berufen ſind, mit dem 1. Januar 1900 das neue Recht aus⸗ 
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zuüben, ſo wird man erkennen, welchen Einfluß die Vorleſungen auf die 
Rechtsentwicklung haben werden. Durch die hier angezeigte Berôffent- 
lichung wird dieſer Einfluß erfreulich erweitert. 

Zur Zeit liegt Lieferung 1 vor. In einer Einleitung iſt zunächſt 
behandelt: § 1. Die älteren Beſtrebungen auf Herſtellung eines deutſchen 
bürgerlichen Geſetzbuchs. § 2. Die Entwicklung feit 1887 und der En! 
wurf erſter Leſung. § 3. Die Literatur zu dem erſten Entwurf. § 4. Der 
Entwurf zweiter Leſung. § 5. Der Abſchluß des Werkes. Es folgt der 
„Allgemeine Theil“ mit zunächſt nachſtehenden Abſchnitten: Kap. I. Das 
objektive Recht. Kap. II. Die Perſonen; Abſchn. 1: Die natürlichen Per⸗ 
ſonen. Abſchn. 2: Die juriſtiſchen Perſonen. Kap. III. Die Sachen. 
Kap. IV. Die Rechtsgeſchäſte. Die Vorleſungen werden noch bis in das 
Jahr 1899 hinein währen und mit einer Darſtellung des geſammten bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches zum Abſchluß und zur Vollendung gelangen. Kenn: 
zeichnend darf die Selbſtändigkeit und Friſche der Entwicklung, die Ver⸗ 
bindung der Grundlagen des alten mit dem neuen Aufbau hervorgehoben 
werden, ſowie die kernig ſichere, muſtergültige Sprache. Mögen dieſe 
Zeilen für eine noch weitere Verbreitung des Werkes, für deſſen Durch⸗ 
führung dem Verfaſſer friſche Kraft gewünſcht ſei, förderlich ſein. 

Zum Abſchluß ſei auf eine kleinſte Ausgabe des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs aufmerkſam gemacht, welche von der Verlagsbuchhandlung — Otto 
Liebmann, Berlin — zutreffend Liliputausgabe benannt iſt. Das kleine, 
feſt eingebundene Buch, welches in jeder Weſtentaſche Raum findet, wiegt 
nur 135 Gramm, alſo ein Begleiter auf Reiſen und Spazierwegen. 


Juli 1898. Keyßner. 


XVI. Das neue Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897. 


Der Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs mit Aus⸗ 
ſchluß des Seehandelsrechts nebſt Denkſchrift, aufge⸗ 
ſtellt im Reichsjuſtizamt, 

liegt in zwei Ausgaben vor: Berlin 1894, Franz Vahlen, und Berlin 
1896, J. Guttentag. 

Der Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs und eines 
Einführungsgeſetzes nebſt Denkſchriſt zu dem Entwurf 
eines Handelsgeſetzbuchs und eines Einführungsgeſetzes in der 
Faſſung der dem Reichstage gemachten Vorlage erſchien Berlin 
1897, J. Guttentag. 

Eine forgfältig auf Schreibpapier gedruckte Ausgabe mit Raum zu 
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Randbemerkungen und Sachregiſter hat der Geh. Regierungsrath G. A. 
Grotefend herausgegeben. Düſſeldorf 1898, L. Schwann. 


Die unter 1—3 aufgeführten Ausgaben des mit dem 1. Januar 
1900 in Kraft tretenden umgearbeiteten Handelsgeſetzbuches haben das 
4. Buch „Seehandel“ bei Seite gelaſſen. 


1. F. Litthauer, Juſtizrath und Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht. Berlin 1898, J. Guttentag. 


In der äußeren Geſtalt iſt der kleine Litthauer des Allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs, deſſen Anerkennung und Brauchbarkeit durch 
neun Auflagen ſich erweiſt, unverändert geblieben. Inhaltlich mußte eine 
völlige Umgeſtaltung vorgenommen werden. Selbſt in denjenigen Theilen, 
in welchen zeither das Handelsgeſetzbuch als ein ſelbſtändiges Werk er: 
ſchien, iſt es jetzt mit dem bürgerlichen Recht verwachſen. Um eine Aus⸗ 
gabe des Handelsgeſetzbuchs für Pé brauchbar zu machen, mußte das 
bürgerliche Geſetzbuch hineingezogen werden; dies iſt durch Einfügung 
betreffender Paragraphen geſchehen, auch find einzelne Abſchnitte voll: 
ſtändig abgedruckt (Buch 11 Tit. 14 Geſellſchaften). 

Die erläuternden Anmerkungen gründen fich weſentlich auf die Vor⸗ 
arbeiten, ziehen aber auch mit vorfichtiger Auswahl die Entſcheidungen 
des Reichsoberhandelsgerichts und des Reichsgerichts heran. Ein Sach⸗ 
regiſter gibt den Abſchluß. 


2. Dr. Heinrich Frankenburger, Rechtsanwalt in Müncher. 
München 1898, J. Schweitzer (Joſ. Eichbichler). 


In einer Einleitung wird des Handelsgewohnheitsrechts unter Hin⸗ 
weis auf die Denkſchrift (Guttentag, S. S. Vahlen S. 153) gedacht. 
und mit Nachdruck auf Art. 3 des Einführungsgeſetzes verwieſen. Im 
Anhange find abgedruckt das Depoſitengeſetz (ebenſo bei Litthauer), das 
Börſengeſetz und das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
Das bürgerliche Geſetzbuch iſt zutreffend zur Vollſtändigkeit hineingenom⸗ 
men. Die Ausſtattung iſt erfreulich. 


3. Dr. C. Gareis, Geh. Juſtizrath und ord. Profeſſor der 
Rechte in Königsberg. München 1898, C. H. Beck (Oskar 
Beck). 


Durch eine erweiterte ſchaffende Thätigkeit des Verſaſſers zeichnet 
fih diefe Ausgabe aus, was ſofort aus der Einleitung empfunden wird, 
woſelbſt ein „geſchichtlicher Ueberblick“ von der Entſtehung des Allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs bis zum jetzt vorliegenden Geſetzeswerk gegeben 
iſt, worauf folgt „Orientirender Ueberblick über den Inhalt, die Stoff⸗ 
anordnung und die Neuerungen des neuen Handelsgeſetzbuchs im All⸗ 
gemeinen“. 
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Wenn den einzelnen Paragraphen die bezüglichen Paragraphen des 
bürgerlichen Geſetzbuchs nicht angeſügt werden, ſo dürfte damit zum Aus⸗ 
druck gebracht ſein, daß die beiden Geſetzbücher unlösliche Theile eines 
Ganzen find. Es wird nur eines in der Zukunft liegenden Entſchluſſes 
bedürfen, um das jetzt noch Getrennte in ein Geſetzeswerk zu vereinigen, 
wobei dann durch zufällige, bedauerliche Umſtände verſprengte Einzeln⸗ 
ſatzungen (Börſengeſetz) eingezogen, d. h. verſchwinden werden. Die Gr 
läuterungen ſind nicht etwa Rückerinnerungen aus Entſcheidungen zu an⸗ 
klingenden Artikeln des Allg. D. Handelsgeſetzbuchs, ſondern Darlegungen, 
wie die Verbindung des Rechts des jetzigen Jahrhunderts mit dem künf⸗ 
tigen emporgediehen iſt. In dieſer Beziehung ſeien die Anmerkungen 
zu Së 1, 2, 3, 4 hervorgehoben, ſowie die Vorbemerkungen zu einzelnen 
Abſchnitten, z. B. Buch I Abſchn. 5, 7, 8, Buch II Abſchn. 3, Buch HI 
Abſchn. 1. 

Die Benutzung des Buches ſei hiermit empfohlen. 


Handelsgeſetzbuch mit Kommentar, herausgegeben von 
H. Makower. Buch I-III neu bearbeitet unter Zugrunde⸗ 
legung der Faſſung des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 
und des bürgerlichen Geſetzbuchs von F. Makower, Rechts⸗ 
anwalt. 12. (der neuen Bearbeitung 1.) Auflage. Berlin 
1898, J. Guttentag. 


Des Vaters Name, der durch die 11 Auflagen (1. Abth. 1852 in 
Verbindung mit Gerichtsaſſeſſor S. Meyer, vgl. dieſe Zeitſchrift S. 325, 
ferner Bd. VIII S. 206, IX 642, XIII 346, XVII 352, XIX 332, XX 
657, XXIII 347, XXV 410) des Kommentars zum Aug. deutſchen Yan: 
delsgeſetzbuch ein weit bekannter und gerühmter geworden iſt, ſoll von 
dem Sohn auch für das neue Handelsgeſetzbuch erhalten werden. Zur 
Zeit liegt Liefg. 1, umfaſſend SS 1 103, vor. Es läßt ſich hieraus er⸗ 
kennen, daß es das Ziel des Verfaſſers iſt, ſür das neue Handelsgeſetzbuch 
aus der bisherigen Literatur und Rechtſprechung eine ſichernde Erläuterung 
zu geben. 

Daß mit voller Sachkenntniß und gediegenem Fleiß auf dieſes Ziel 
hingearbeitet wird, kann hier bezeugt werden, ebenſo wie, daß die Ver⸗ 
bindung mit dem bürgerlichen Geſetzbuch mit Sicherheit erörtert wird. 
Hiermit ſei der Arbeit des Sohnes der Erfolg des Vaters gewünſcht. 

Der Umſtand, daß durch Art. 1 des Einführungsgeſetzes zum Han⸗ 
delsgeſetzbuch der 6. Abſchnitt des J. Buches mit Ausnahme des § 65 
bereits mit dem 1. Januar 1898 in Kraft geſetzt wurde, hat dem Recht 
der Handlungsgehilfen beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. 


Es ſei hier eingeſchaltet eine Ueberſicht über die verſchiedenen Mei⸗ 
nungen, welche vertreten werden, betreffend die durch die vorzeitige In⸗ 
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kraftſetzung des Abſchn. 6 Buch I des Handelsgeſetzbuchs hervorgeruſene 
Geſetzeskraft des bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Rechtsanwalt Dr. Eugen K. Wolff vertritt in Holdheim's 
Monatsſchrift für Handelsrecht Bd. VI S. 234 ff., 355 ff. die Anſicht, 
daß der Art. 1 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum neuen Handelsgeſetz⸗ 
buch für den Bereich des 6. Abſchn. des I. Buchs des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buchs das bürgerliche Geſetzbuch mit dem 1. Januar 1898 in Kraft ge⸗ 
ſetzt hat, und begründet dieſelbe einmal aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Abſ. 2, ſodann aus dem Inhalt der Denkſchrift zu dem Entwurf des 
neuen Handelsgeſetzbuchs. Dieſer Anſicht ſchließt ſich an Franken⸗ 
burger, Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich (München 1898) 
Anm. zu Abſ. 2 des Art. 1 Einf. G.'s S. 340. 

Dem gegenüber ſteht Kahn (Deutſche Juriſtenzeitung II S. 400 ff.) 
mit der Anſicht, daß auch die im 6. Abſchnitt ſelbſt in Bezug genom⸗ 
menen Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mit dem 1. Januar 
1898 in Kraft getreten ſind, ſondern bis zum Inkrafttreten des bürgerlichen 
Geſetzbuchs überhaupt durch die bezüglichen Vorſchriften des bis dahin 
geltenden bürgerlichen Rechts zu erſetzen ſeien. Dem ſchließt ſich anſchei⸗ 
nend an Gareis, Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 Anm. 4 zu 
$ 62 (S. 77). 

Die Mehrzahl der Schriftſteller iſt der Meinung, daß mit dem 
6. Abſchnitt zugleich für deſſen Gebiet nur diejenigen Vorſchriften des 
bürgerlichen Geſetzbuchs zur Anwendung zu bringen ſind, auf die er aus⸗ 
drücklich in dieſem Sinne hinweiſt, ſowie die in dieſem wiederum angezogenen 
Beſtimmungen, mit dem Unterſchiede jedoch, daß die Einen als ſolche Vor⸗ 
ſchriften nur die vom $ 62 Ab. 3 HGB.'s in Bezug genommenen 
SS 842—846 B. GB.'s (jo Pappenheim in dieſer Zeitſchr. Bd. XLVI 
S. 377 ff. Anm. 3; derſelbe in Raſſow und Küntzel's Beiträgen 
Sechſte Folge, 2. Jahrg. S. 309 ff.; Staub, Deutſche Juriſtenzeitung 
Bd. II S. 333 Sp. 2 Nr. 2, Supplement zum Kommentar zum Allg. d. 
HGB. S. 5 Nr. 2, S. 191 ff.; Cohn, Deutſche Juriſtenzeitung II 
S. 443 ff.; Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts“ S. 769 sub 9 b), die 
Anderen daneben auch die vom § 75 Abſ. 2 Satz 2 angezogene Vorſchriſt 
des § 343 B. GB. betrachten (jo v. Specht, Deutſche Juriſtenzeitung II 
S. 261; Horrwitz. Das Recht der Handlungsgehilfen u. f. w. S. 4 
sub II ©. 81; Moſes, Das Recht der Handlungegehilſen u. ſ. w. 
[Breslau 1897] f. S. 14 Anm. 1, 21, 38 ff.). 


Hermann Staub hat ſeinem Kommentar zum Allg. d. Handels⸗ 
geſetzbuch 5. Aufl. (Berlin 1897, J. J. Heine's Verlag) eine Ergänzung 
folgen laſſen, enthaltend: 


1. eine Erläuterung der Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetzbuchs 
über die Handlungsgehilfen, 
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2. eine vergleichende Darſtellung des alten und des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buchs. 


In Nr. 1 ift ein Kommentar zu den neuen § 59—82 gegeben in 
derſelben Art, Anordnung und Ausführlichkeit, wie es an dem Kommentar 
im Reich geſchätzt wird. In Nr. 2 ſind der Reihe nach die Artikel des 
Buchs 1—4 des Allg. D. Handelsgeſetzbuchs auſgeführt, welche eine Aen⸗ 
derung, Erledigung oder anderweite Stellung erhalten haben. Eine zuver⸗ 
läſſige Begründung iſt beigefügt, womit dieſem Theil des Ergänzungs⸗ 
heftes beſonderer Werth gegeben iſt. 


Das Recht der Handlungsgehilfen. Zwei Vorträge, 
gehalten im Berliner Sortimenterverein von R. L. Prager. 
Berlin 1898, Berliner Sortimenterverein. 


Eine Ueberſicht des Geſetzesinhalts iſt gegeben. 


Das Recht der Handlungsgehilfen und Handlungs⸗ 
lehrlinge 
iſt der Titel der nachbenannten Schriften von 


a) Dr. Leo Moſes, Rechtsanwalt in Breslau. Breslau 1897, 
M. und H. Marcus. 


In 7 Kapiteln wird der Gegenſtand in zweckmäßiger, überfichtlicher 
Darſtellung kurz behandelt. Kap.7 ift der Uebergangszeit gewidmet. 


b) Hugo Horrwitz, Rechtsanwalt in Berlin. Berlin 1897, 
J. J. Heine's Verlag. 

Die Darſtellung iſt für Juriſten und Kaufleute beſtimmt und wird 
namentlich in den Kreiſen der letzteren Anerkennung finden wegen ihrer 
guten Anordnung, ſorgfältigen Rückſichtnahme auf die Gutachten der 
Aelteſten der Kaufmannſchaft in Berlin, eingehenden Erörterung aus dem 
Verkehr ſich ergebender Fälle und den Beziehungen zu den Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzen. Mit gewohnter Umſicht wird der Gegenſtand behan⸗ 
delt von 

Dr. Ludwig Fuld, Rechtsanwalt und Notar. Hannover 1897, 
Helwing'ſche Verlagsbuchhandlung. 


In der Einleitung wird zutreffend auf den Gang der Geſetzgebung 
hingewieſen, durch beſondere Schutzvorſchriften ſich derjenigen Perſonen 
ſchützend anzunehmen, welche nicht die Kraft beſitzen, ſich ſelbſt in aus⸗ 
nehmendem Maße der unſtatthaften Ausnutzung ihrer Arbeitskraft und 
der Auferlegung von Arbeitsbedingungen zu widerſetzen. (S. 3). 

Der Handlungsgehilfe ſoll gegen unbillige Vertragsbeſtimmungen 
geſchützt werden (S. 5; Denkſchrift, Ausgabe Guttentag S. 62, Vahlen 
S. 263). Hierbei ſei auf folgende Frage eingegangen: Kann in dem 
Dienſtvertrage zwiſchen Geſchäftsherrn und Handlungsgehilfen dem Erſteren 
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das Recht ausbedungen werden, dem Letzteren wegen unbedeutender Ver⸗ 
fehlungen ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen; z. B. wegen 
einmaliger nur einhalbſtündiger Verſpätung in den beſtimmten Dienſtſtunden. 
Für die Bejahung ſpricht die Vertragsfreiheit. Ich trete für die Verneinung 
ein. Das Geſetz (Art. 62 $ 71) beſagt, daß die ſofortige Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes zuläſſig ſein ſoll, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Der hiermit dem Handlungsgehilfen gewährte Schutz wird vernichtet, wenn 
vertraglich von dem geſetzlichen Erforderniß der Wichtigkeit abgeſehen werden 
kann, und erfahrungsmäßig unterwirft ſich der Stellung Suchende harten 
Bedingungen. Zwingendes Geſetz iſt, daß nur wichtige Gründe zur Kün⸗ 
digung des Dienſtverhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt be: 
rechtigen ſollen. 

Die hiermit angezeigte Schrift wird im Verkehr zwiſchen Geſchäfts⸗ 
herren und Handlungsgehilfen führend ſein und in Streitfällen Anwalt 
und Richter einen guten Anhalt gewähren. 


Das deutſche Seerecht. Auf Grund des Kommentars von 
Dr. William Lewis unter Berückſichtigung ausländiſcher 
Seerechte neu bearbeitet von Emil Boyens, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht. Mit einer Einleitung über örtliche Gel⸗ 
tung ſeerechtlicher Geſetze. Leipzig 1897, Duncker & Humblot. 
Bd. I. 8. 460 S. 


Die erſte Auflage der Lewis'ſchen Arbeit, der der Verfaſſer feine 
volle Anerkennung widmet (Vorrede S. V), iſt von Goldſchmidt 
Bd. XXIII S. 349 ff. beſprochen. Das vorliegende Werk bringt als Ge⸗ 
ſetzeswortlaut das heute in Kraft ſtehende Buch 5 des Handelsgeſetzbuchs; es 
find aber bei den einzelnen Artikeln die mit dem 1. Januar 1890 be⸗ 
werkſtelligten Neugeſtaltungen überall berückſichtigt, ebenſo das Reichsgeſetz 
vom 24. März 1897, betreffend die Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung. Aus der Vorrede ſei die Anmerkung über das Gewohnheits⸗ 
recht hervorgehoben. Durch Art. 2 des Einführungsgeſetzes „werden dem 
bürgerlichen Geſetzbuch widerſtrebende partikuläre Gewohnheitsrechte aus⸗ 
geſchloſſen. Dagegen iſt es der Wiſſenſchaft überlaſſen, wie weit Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs durch allgemeines Gewohnheitsrecht 
beſeitigt bezw. durch allgemeines oder partikuläres Gewohnheitsrecht er⸗ 
gänzt werden können.“ 

Von hervorragender Bedeutung erſcheint mir die Einleitung mit 
folgendem nach den Ueberſchriften angegebenen Inhalt: 1. Die ſeerecht⸗ 
lichen Geſetze Deutſchlands. 2. Die ſeerechtlichen Geſetze anderer Länder. 
3. Oertliche Geltung der ſeerechtlichen Geſetze. Nach einer Einleitung 
Recht der Flagge, Recht des Ortes, wo ſich das Schiff aufhält, Recht der 
Vertragsverhältniſſe, Recht der außerkontraktlichen Schadenserſatzpflicht, 
Recht des Paßortes. 
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Es folgt Kommentar zu Art. 432—527. Eine Vergleichung mit 
Lewis' 2. Lieferung weiſt nach, daß das vorliegende Werk durchaus eine 
Neuarbeit iſt, auf deſſen Titel dem Verfaſſer der früheren Auflagen ein 
ehrendes Andenken gewidmet wird. Wenn ich mit Lewis der Praxis 
des Seerechts fernſtehe, fo gehe ich zurückhaltend nicht auf Einzelnheiten 
ein; ſpreche aber meine Freude darüber aus, daß der Verfaſſer Scharf⸗ 
finnigfeiten, wo das Geſetzeswort etwa mißverſtanden werden könnte, bei 
Seite fegt. Angeſchloſſen ift Abſchnitt VIII des Vereinszollgeſetzes vom 
1. Juli 1869: „Beſtimmungen über die Waareneinfuhr und Ausfuhr ſee⸗ 
wärts“, ſodann „Landesgeſetzliche Vorſchriften über geſundheitspolizeiliche 
Kontrole der Seeſchiffe“. Abgeſchloſſen wird mit Titel 4 unter Hinweis 
auf die von Lewis gegebene Erläuterung der Seemannsordnung vom 
27. Dezember 1872 mit einer Inhaltsangabe derſelben in Erwartung 
einer neuen Seemannsordnung. Möge der zweite Band des Werkes bald 
erſcheinen! 


Das deutſche Seerecht. Kommentar zum IV. Buch des 
Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 und den ſeerechtlichen 
Nebengeſetzen von Dr. Georg Schaps, Landrichter in Ham: 
burg. Berlin 1897, J. J. Heine's Verlag. Liefg. 1. 2. 


Die in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 591 ff. beſprochene 1. Lieferung 
iſt mit Rückſicht auf die inzwiſchen erfolgte Umgeſtaltung des ſeerecht⸗ 
lichen Theiles des Handelsgeſetzbuchs durch eine Neubearbeitung erſetzt, 
welche eine volle Berückſichtigung des bürgerlichen Geſetzbuchs nachweiſt, 
in den ſchiffspfandrechtlichen Beſtimmungen deſſelben SS 1259 — 1271. 
Die vorliegenden Lieferungen 1. 2 führen bis $ 512. Eine Sorgfalt im 
Druck kann dieſer Neubearbeitung bezeugt werden. Gegenüber der früheren 
1. Lieferung S. 15 wird jetzt S. 60 die Bedeutung des $ 366 Art. 306 
HGB.'s für Seeſchiffe anerkannt und ift das ſchwierige Gebiet der Eigen: 
thumsübertragung durch Vertrag bezw. durch Uebergabe mit ſorgfältiger 
Klarheit entwickelt (Le wis-Boyens S. 138 ff.). Rüſtiger Fortgang 
wird der Arbeit gewünſcht. 


Lehrbuch des Handelsrechts von Conrad Koſack, Proz 
feſſor der Rechte an der Univerſität Bonn. 4. auf Grundlage 
des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 umgearbeitete Auf⸗ 
lage. 1898. Stuttgart, Ferdinand Enke. 


Die 1. Auflage dieſes Werkes ift von dem Begründer dieſer Beit- 
ſchrift, dem unerreichten Meiſter und Lehrer Gol dſchmidt, angezeigt 
(Bd. XXXVI S. 303 ff.); die 2. Auflage von Dr. M. Pappenheim, 
Profeſſor der Rechte in Kiel (Bd. XLII S. 299 ff.), in deſſen geſchickter 
Hand, ſeitdem Goldſchmidt ſeine Behinderung empfand, die Leitung 
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dieſer Zeitſchrift lag. Meine Anzeige ſoll ſich auf das beſchränken, was 
nach der Wortbedeutung erwartet werden darf. 

Es iſt bekannt, daß der Verfaſſer ein Lehrbuch des Deutſchen bür⸗ 
gerlichen Rechts auf der Grundlage des bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutſche Reich in Arbeit hat, wovon die Abth. 1 Bd. 1 (Jena 1897, 
Guſtav Fiſcher) erſchienen ift. Hieraus ergibt ſich, auf welch ficherer 
Grundlage das Handelsrecht des künftigen Jahrhunderts gelehrt wird. 
Die Anordnung der früheren Auflagen iſt vom Verfaſſer feſtgehalten. Der 
Inhalt iſt allumfaſſend und gibt das Seerecht, Verſicherungsrecht und 
Wechſelrecht. Ueberall iſt das heutige Recht mit dem des neuen Jahr⸗ 
hunderts in Verbindung geſetzt. 

Wenn Bemängelungen im Einzelnen nicht ausbleiben können, ſo 
wird doch die Anerkennung eine allgemeine ſein und darf Dank dem Ver⸗ 
faſſer ausgeſprochen werden, daß er die Schwierigkeiten der Uebergangs⸗ 
zeit und Mühen der Vorbereitung für die Neuzeit durch feine Arbeit er⸗ 
leichtert. 


Berlin, Juli 1898. Keyßner. 


XVII. Essai historique sur le droit des marchés 
et des foires par P. Huvelin, avocat à la 
cour de Paris, docteur en droit, laureat de la 
faculté de droit de Paris. 8. (634 p.) Paris 
1897, Arthur Rousseau. 


Die Arbeit Huvelin's bedeutet den erſten Verſuch, auf Grund der 
bisherigen überreichen Spezialliteratur, ſowie eigener Quellenforſchung eine 
Univerſalgeſchichte des Marktrechtes und zugleich des Marktweſens zu 
geben. Man wird der Art und Weiſe, wie ſich der Verfaſſer ſeiner un⸗ 
gemein ſchwierigen Aufgabe erledigt hat, ſeine Anerkennung nicht verſagen 
können. Vor Allem iſt zu loben die klare, knapp und ſachlich gehaltene 
und dabei gewandte Darſtellung, die ſich ebenſo frei von Phraſen wie von 
pedantiſcher Trockenheit hält. Und ebenſo iſt lobend hervorzuheben die 
ſolide, nüchterne Forſchungsmethode des Verfaſſers an den Stellen, wo 
ſeine Abhandlung auf eigener Quellenunterſuchung fußt. Neben dieſen 
Vorzügen finden ſich allerdings weſentliche Schwächen, wie ſie bei einer 
derartigen Arbeit ſchwer zu vermeiden ſind. Der Verfaſſer hat ſich gewiß 
redliche Mühe gegeben, die Spezialliteratur möglichſt vollſtändig zu ver⸗ 
arbeiten; ſeine Anmerkungen zeugen von einer großen Beleſenheit, auch 
in der ausländiſchen, insbeſondere der deutſchen Literatur. Aber feine 
Literaturkenntniſſe ſind ungleichmäßig. Während für das Alterthum und 
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das frühe Mittelalter wohl kaum ein wichtigeres Werk dem Verfaſſer ent⸗ 
gangen ift, met feine Kenntniß der ausländiſchen Literatur für die ſpä⸗ 
teren Zeiten recht erhebliche Lücken auf; man vermißt z. B. die Benutzung 
von Werken, wie Gothein's Wirthſchaftsgeſchichte des Schwarzwaldes, 
Falke's Geſchichte des deutſchen Handels c. Auch die kleine Abhand⸗ 
lung von Nitzſch über den älteſten Marktverkehr des deutſchen Binnen: 
landes in den Hanfiſchen Geſchichtsblättern 1880/81 und die zwar ver⸗ 
altete, aber als Materialſammlung immer noch brauchbare F if A e r'ſche 
Geſchichte des deutſchen Handels ſind dem Verfaſſer entgangen. Der Un⸗ 
gleichmäßigkeit in der Literaturkenntniß entſpricht die Ungleichmäßigkeit 
in der Behandlung des Stoffes. Während Huvelin die franzöſiſchen 
Marktverhältniſſe ziemlich eingehend erörtert, werden die anderer Länder 
vielfach nur geſtreift; manche Rechtsinſtitute werden bis auf kleine Ein⸗ 
zelheiten beſprochen, andere nicht minder wichtige mit einigen Worten ab⸗ 
gefertigt. Ein abgerundetes Bild des Marktweſens und Marktrechtes er⸗ 
hält alſo der Leſer nicht. Dazu kommt, daß Huvelin den Ergebniſſen 
der älteren Forſchung zum Theil mit einer gewiſſen Zaghaftigkeit gegen⸗ 
überfteht und nur ungern von ihnen abweicht. Ein tieferes Eindringen 
in ſein Material hätte ihn wohl an manchen Stellen zu Reſultaten ge⸗ 
führt, die von denen der herrſchenden Lehre erheblich abweichen. Bei der 
Quellenbenutzung wäre zuweilen eine größere Präziſion wünſchenswerth 
geweſen; bei einer forgfältigen Ueberarbeitung wäre jedenfalls vermieden 
worden, daß die Kapitularien ohne jede Konſequenz bald nach Pertz, 
bald nach Boretius citirt werden. Die Zeumer'ſche Ausgabe des 
Weſtgothenrechtes iſt von Huvelin überſehen. Seine Urkunden führt 
der Verfaſſer vielfach nach veralteten Drucken an. Vor Allem aber hätte 
ihn eine gründliche Verwerthung der Boehmer-Mühlbacher'ſchen 
Karolingerregeſten davor bewahrt, ſeine Beweiſe zweifelhaften Diplomen 
oder gar jo offenbaren Fälſchungen wie der Urkunde Lothar's I. für 
St. Stephan in Straßburg zu entnehmen (vgl. S. 171). 

Die Arbeit zerfällt in zwei Haupttheile, von denen der erſte nach 
einer kurzen Einleitung über die Urſachen und Bedingungen der Markt⸗ 
gründung überhaupt die Geſchichte des Marktweſens nach den einzelnen 
geſchichtlichen Perioden geordnet gibt. Die Marktverhältniſſe im alten 
Orient, ſowie im griechiſchen und römiſchen Alterthum werden ausführ⸗ 
lich dargeſtellt; im Verhältniß zu den übrigen Abſchnitten iſt dieſe Partie 
faſt zu eingehend behandelt. Das Hauptgewicht ruht ſelbſtverſtändlich auf 
der nun folgenden, allein 140 Seiten langen Darſtellung der mittelalter⸗ 
lichen Marktverhältniſſe. Hier weiſt bereits die Behandlung eine auf⸗ 
fallende Ungleichmäßigkeit auf. Am gelungenſten iſt die Schilderung der 
fränkiſchen Marktverhältniſſe, die allerdings kaum eine nennenswerthe Ab⸗ 
weichung von den gangbaren Anſchauungen zeigt. Dagegen gibt das 
nächſte Kapitel über das Marktweſen der Feudalzeit zu erheblichen Be⸗ 
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denken Anlaß. Der Verfaſſer ſpricht ganz im Allgemeinen vom régime 
seigneurial und féodal, ſchildert aber dabei ſpezifiſch franzöfiſche Verhältniſſe. 
Die im 11. und 12. Jahrhundert in Frankreich ſtattfindende Uſurpation 
des Rechtes der Marktverleihung durch die Barone und die im 13. Jahr⸗ 
hundert beginnende Wiedergewinnung des ausſchließlichen Marktverleihungs⸗ 
rechtes durch die Krone find richtig charakteriſirt (S. 183), aber mit keinem 
Worte wird der gegentheiligen Entwicklung in Deutſchland gedacht. Die 
Art der Darſtellung des Verfaſſers erweckt vielmehr den Anſchein, als 
ſei die von ihm gezeichnete Entwicklung ein allgemeines Kennzeichen der 
Feudalperiode. Aehnliches gilt von der Behandlung der Sondergerichts⸗ 
barkeit des Marktes, die wohl in Frankreich, aber nicht in Deutſchland 
im früheren Mittelalter nachweisbar iſt. In einem beſonderen Kapitel 
wird auch der Zuſammenhang zwiſchen Markt: und Städteweſen ein- 
gehender behandelt; der Verfaſſer bringt manche ganz intereſſante Einzel⸗ 
heiten, kommt aber in der Hauptſache nicht über die Reſultate Sohm's 
hinaus und läßt die Kenntniß der neueſten Erſcheinungen auf dieſem 
Gebiete, insbeſondere der Arbeiten Gothein's nnd Keutgen's ver⸗ 
miſſen. Während in dieſem und in den vorhergehenden Kapiteln neben 
den franzöſiſchen die deutſchen Verhältniſſe noch verhältnißmäßig leidlich 
berückſichtigt find, vermißt man faſt völlig ein Eingehen auf die Marktver⸗ 
hältniſſe der übrigen Länder, beſonders Italiens. Vom 14. Jahrhundert 
ab beſchränkt ſich die Darſtellung überhaupt faſt ganz auf Frankreich. 
Die Märkte des Auslandes werden immer nur am Schluſſe jedes Kapi⸗ 
tels mit einigen kurzen Sätzen abgemacht. Aber auch die Darſtellung 
des franzöſiſchen Marktweſens befriedigt nicht recht; an vielen Stellen 
wird ſie zu einer dürren Aufzählung der einzelnen bedeutenderen Jahr⸗ 
märkte und Meſſen, dabei fehlt vollſtändig eine Schilderung der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung des Wochenmarktsverkehrs. Man hat bei der Lektüre 
dieſes erſten Theiles das Gefühl, daß dem Verfaſſer im Laufe feiner Arbeit 
ſein Material über den Kopf gewachſen iſt; je ſpätere Epochen Hu vel in 
behandelt, deſto unzureichender wird ſeine Darſtellung. Trotz alledem iſt 
dieſer Verſuch einer Geſchichte des Marktweſens dankenswerth, beſonders 
da er neben manchem Anfechtbaren eine Reihe guter und brauchbarer 
Einzelunterſuchungen enthält. 

Wichtiger iſt der zweite Theil des Buches, der die einzelnen Rechts⸗ 
inſtitute des Marktrechts ſchildert. Allerdings bilden auch hier die fran⸗ 
zöſiſchen Quellen die hauptſächliche, für manche Kapitel ſogar die aus⸗ 
ſchließliche Grundlage, aber die aus denſelben gewonnenen Reſultate ſind 
vielfach neu und durchaus beachtenswerth. Werthvoll iſt gleich das 
erſte Kapitel, das den Marktfrieden behandelt; derſelbe wird als ein be⸗ 
reits in den älteſten Kulturepochen bei faſt allen Völkern vorhandenes 
Rechtsinſtitut gekennzeichnet. Die Polemik allerdings, die Huvelin 
gegen den Zuſammenhang des Marktfriedens mit dem deutſchen Königs⸗ 
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frieden eröffnet, ſchießt über das Ziel hinaus. Eine ſchmerzlich empfuns 
dene Lücke in unſerer rechtsgeſchichtlichen Literatur wird theilweiſe aus⸗ 
gefüllt durch das nächſte Kapitel, welches eine brauchbare Darſtellung des 
Geleitrechtes enthält. Ein folgendes Kapitel beichäftigt ſich mit der Frage 
der Markt⸗ und Meßgerichtsbarkeit und ſchildert den allmählichen Ueber⸗ 
gang derſelben von der öffentlichen Gewalt auf die Kaufleute, wie er ſich 
auf den großen Meſſen nachweiſen läßt, ſowie die Geſtaltung dieſer faufs 
männiſchen Gerichtsbarkeit. Wünſchenswerth wäre allerdings auch ein 
näheres Eingehen auf die Jurisdiktionsverhältniſſe der kleineren Märkte 
geweſen. 

Den Gegenſtand der beiden nächſten Kapitel bildet das eigentliche 
Marktrecht, deſſen Rechtsſätze Huvelin, je nachdem die Strenge des ge⸗ 
wöhnlichen Rechts gemildert oder verſchärft wird, in franchises und 
privileges ſcheidet. Die „Freiheiten“ des Marktes, die Aufhebung des 
Zinsverbotes, die Aſylfreiheit und ihre juriſtiſchen Konſequenzen werden 
in klarer, treffender Weiſe gekennzeichnet, dann wendet ſich die Darſtellung 
dem verſchärften ſtrafrechtlichen Schutze des Marktes zu, um am Schluſſe 
eingehend die beſonderen für die auf dem Markte abgeſchloſſenen Verträge 
geltenden Rechtsſätze zu erörtern. Selbſtverſtändlich war es in An⸗ 
betracht der lokalen Verſchiedenheiten nicht möglich, eine allgemein 
gültige Darſtellung zu geben; Huvelin hat bei ſeiner Darſtellung im 
Weſentlichen die franzöſiſchen Märkte und zwar vor Allem die großen 
Meſſen der Champagne im Auge. Jedenfalls iſt es ihm aber gelungen, 
für dies engere Gebiet ſeiner Forſchung eine Reihe von wichtigen Er⸗ 
gebniſſen zu Tage zu fördern. Auch die beiden folgenden Kapitel, welche 
von den usages commerciaux handeln, betreffen in erſter Linie die 
Verhältniſſe der Champagner Meſſen. Huvelin hat in ihnen im 
Großen und Ganzen denſelben Gegenſtand behandelt, den vor ihm bes 
reits Goldſchmidt im Bd. XL dieſer Zeitſchrift eine eingehende 
Erörterung gewidmet hatte, und iſt dabei in Vielem über die Ergebniſſe 
Goldſchmidt's hinausgelangt. Ein beſonderes handelsrechtliches 
Intereſſe gewähren die Erörterungen über den Wechſelverkehr und die 
Skontration auf den Meſſen der Champagne, ſowie auf den Lyoner, 
Genueſer und ſpaniſchen Meſſen. Daraus, daß Huvelin den längſt 
gedruckten, aber erſt neuerdings von Schaube in der Zeitſchrift für 
Soziale und Wirthſchaftsgeſchichte Bd. V wiſſenſchaftlich verwertheten 
Kursbericht des Tolomei aus dem 13. Jahrhundert nicht benutzt hat, 
wird man ihm wohl kaum einen erheblichen Vorwurf machen; immerhin 
iſt es zu bedauern, daß er ſich dieſe wichtige Quelle hat entgehen laſſen. 
Das letzte Kapitel behandelt kurz die Marktabgaben, ohne zu nennens⸗ 
werthen neuen Refultaten zu gelangen. Auf den Schlußſeiten wird noch 
ein kurzes Reſumé der Unterſuchungen gegeben. Dankenswerth iſt der 
ſynoptiſche Abdruck von ſechs verſchiedenen Manuſkripten der divisions 
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der Champagner Meſſen, ſowie — trotz mancher Lücken — der annähernd 
600 Nummern zählende bibliographiſche Index. | 

Eine ungemein ſchwierige Aufgabe war es, die ſich der Verfaſſer 
geſtellt hatte; wenn er in manchem derſelben nicht völlig gerecht geworden 
iſt, ſo bedeuten jedenfalls ſeine Unterſuchungen eine dankenswerthe Be⸗ 
reicherung unſerer Kenntniſſe und nehmen unter den Erſcheinungen auf 
dem Gebiete der Handelsgeſchichte eine ehrenvolle Stelle ein. 


Halle a. S. | Siegfried Rietf Hel. 


XVIII. Die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften 
und der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
von Dr. Hermann Veit Simon, Rechtsanwalt 
am Kammergericht. Zweite, völlig umgearbeitete 
und vermehrte Auflage. 8. (XVIII und 490 S.) 
Berlin 1898, J. Guttentag. 


Die erſte Auflage dieſes Werkes ift 1886 erſchienen und in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXXIII S. 138 ff. beſprochen. Längſt im Buchhandel ver⸗ 
griffen iſt endlich die neue Auflage erſchienen. Wenn die Beſprechung 
der 1. Auflage mit den Worten beginnt: „Um die vorliegende Schrift 
überall vollſtändig zu würdigen, müßte man Juriſt und Kaufmann ſein“, 
ſo gilt das in gleicher Weiſe für die neue Auflage. Der Verfaſſer, kundig 
der kaufmänniſchen Verhältniſſe und erfahren in dem Betriebe und Getriebe 
des Handelsverkehrs und der Aktiengeſellſchaften, klärt hier mit juriſtiſchem 
Scharfblick. Dieſe ſelten vereinte Kenntniß zeichnet das hier in Rede ſtehende 
Werk aus, wie nicht minder das Werk deſſelben Verfaſſers „Die Staals⸗ 
einkommenſteuer der Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
Berggewerkſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und Konſumvereine in 
Preußen nach dem Geſetze vom 24. Juni 1891 ſyſtematiſch dargeſtellt.“ 
(Berlin 1892, S. Guttentag. Beſprochen in dieſer Zeitſchrift Bd. XLII 
S. 346.) Gleich verbreitet und anerkannt ſind dieſe Werke deshalb im 
Volk wie in den Gerichtshöfen, wozu die klare, ſichere Ausdrucksweiſe 
mitwirkſam am Erfolge iſt. 

Die neue Auflage iſt gegen die erſte auf etwa das Doppelte ver⸗ 
mehrt, ein Kapitel (das achte: Beſondere Arten von Bilanzen) hinzu⸗ 
gefügt; auch im Uebrigen find vielfach neue Fragen angeregt und beant⸗ 
wortet, überall aber das Material erweitert und die Unterſuchung einer 
Ueberarbeitung unterzogen. Das Neue Handelsgeſetzbuch ift in gleicher 
Weiſe berückſichtigt, wie das geltende Handelsgeſetzbuch. 
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Im erſten Kapitel — „Die rechtliche Bedeutung der Bilanz und 
ihre Feſtſtellung“ — find völlig neu $ 5 (Prüfung der Bilanzgrund⸗ 
lage, Verhältniß der Prüfung zum Entlaſtungsbeſchluß) und $ 6 (Be⸗ 
deutung des Rechts der „Genehmigung der Bilanz“). Gegenüber der 
herrſchenden Auffaſſung, welche in der Generalverſammlung allein den 
wahren Willen der Geſellſchaft verkörpert ſieht und ſie daher zum Träger 
der wichtigſten Rechte macht, legt der Verf. dar, wie traurig fih that: 
ſächlich die Generalverſammlungen abzuſpielen pflegen und wie wenig 
dieſe thatſächlich geeigenſchaftet ſind, Bilanzen zu prüfen und daraufhin 
zu genehmigen. Nach Anſicht des Verf. liegt dies in der Natur der 
Sache. „Wenn die Generalverſammlungen ſich als Aktionärparlamente 
aufthun und den Geſellſchaften auf Grund des weitverbreiteten, aber recht⸗ 
lich und thatſächlich gleich unhaltbaren Dogmas von der ‚Omnipotenz 
der Generalverſammlung“ eine parlamentariſche Regierung aufzwängen 
würden, ſo würden an Stelle der zielbewußten verantwortlichen Organe 
ſchwankende Mehrheiten unverantwortlicher Aktionäre treten und die Ge⸗ 
ſellſchaft würde gewiß darunter am meiſten leiden.“ Hieraus wird weiter 
abgeleitet, daß die eigentliche Prüfung der Bilanz für die Generalver⸗ 
ſammlung durch den Aufſichtsrath bezw. die Reviſoren vorgenommen wird 
und daß die Geſellſchaft nicht die Bilanzgenehmigung anfechten kann, 
wenn der Aufſichtsrath bezw. die Reviſoren die Anfechtungsgründe kannten 
oder zu kennen in der Lage waren. 

Das zweite Kapitel gewährt den geſchichtlichen Ueberblick bezüglich 
der kaufmänniſchen Bilanz überhaupt und bezüglich der Bilanz der Aktien⸗ 
geſellſchaften, insbeſondere die neueren Unterſuchungen von Schück, Ring 
und Lehmann ſind dabei ſorgfältig berückſichtigt. 

Das dritte Kapitel behandelt „Aufbau und Grundzüge der 
Bilanz’. Gegenüber der erſten Auflage iſt überall eine noch plaſtiſcher 
hervortretende Darſtellung zu beobachten, durch welche namentlich dem 
Juriſten die Durcharbeitung des ihm an ſich fremdliegenden Stoffs er⸗ 
leichtert wird. Beachtenswerth ſind die Erörterungen über das von den 
Bücherreviſoren in ihren Gutachten vielfach unklar wiedergegebene Prinzip 
der Perſonifikation. „Die Perſonifikation der Konten iſt nicht das Prinzip, 
ſondern die bildliche Erklärung des Prinzips (der doppelten Buchführung). 
Sachlich iſt als ſolches die Idee der Aequivalente zu bezeichnen.“ Der 
Durchführung des Satzes, daß auf der — zuerſt von Goldſchmidt ſo 
genannten — Idee der Aequivalente die doppelte Buchhaltung beruht, iſt 
eingehende Erörterung gewidmet und das Prinzip im Einzelnen erörtert. 
Aus dem weiteren Inhalt des Kapitels ſei noch erwähnt: Es gibt zwei 
Arten von Reſervefonds: Gewinnreſervefonds (aus Gewinnen) und Kapital⸗ 
reſerveſonds (aus Agio bei Aktienausgabe und aus Zuzahlungen von 
Aktionären); aus dieſer begrifflichen Gegenüberſtellung ergibt ſich von 
ſelbſt, daß das Agio kein Gewinn ift. Gegen die von Staub auf: 


Literatur. 517 


geſtellte Theorie der „Vertheilungsbilanz“ wird mit zutreffenden Gründen 
angekämpft; dieſe Theorie erſcheint ſchon deswegen völlig unhaltbar, weil 
ſie ſich über die Thatſache hinwegſetzt, daß die Bilanz der Aktiengeſellſchaft 
ſich begrifflich von der kaufmänniſchen in keiner Weiſe unterſcheidet 
und eine Vermögensbilanz iſt, auch nach geſetzlicher Vorſchrift eine Ver⸗ 
mögensbilanz ſein ſoll. Von praktiſcher Bedeutung find die Erörterungen 
über die Eröffnungsbilanz bei Umwandlung induſtrieller Geſell⸗ 
ſchaften. Man wird auch hier den Darlegungen des Verſaſſers beiſtimmen 
müſſen, nach denen es in ſolchen Fällen nicht nur zuläſſig, ſondern auch 
geboten iſt, die Bilanz auf einen früheren Zeitpunkt als den Zeitpunkt 
der Eintragung in das Handelsregiſter zu ziehen, ſofern nur dabei 
die durch die Umwandlung des Unternehmens entſtandenen Veränderungen 
berückfichtigt werden. 

Aus dem vierten Kapitel (Allgemeines über die Bilanzpoſten) 
iſt von beſonderem Intereſſe der Nachweis, daß die neuen Beſtimmungen 
des HGB.'s von 1897 über Rücklagen und Reſervefonds für die begriff: 
liche Erfaſſung des Rechtsſtoffs belanglos find, weil die Reichstags⸗ 
kommiſſion, welcher diefe Beſtimmungen zu verdanken find, über die Res 
deutung der Abſchreibungen in der Bilanz anſcheinend im Unklaren ge⸗ 
blieben iſt. 

„Die einzelnen Bilanzpoſten“ werden im fünften Kapitel ein⸗ 
gehend erörtert. Ueberall wird auch für Feſtſtellung des Bilanzobjekts 
einerſeits die wirthſchaftliche Bedeutung, andererſeits die überlieferte kauf⸗ 
männiſche Auffaſſung zu Grunde gelegt und die rechtliche Bedeutung klar⸗ 
geſtellt. Auf dieſe Weiſe gelingt es für einzelne Streitfragen neue all⸗ 
gemeine Geſichtspunkte zu gewinnen. So z. B. bezüglich der Prämien⸗ 
reſerve, welche nach der Anſicht des Verfaſſers lediglich iſt: die Schuld 
der Verficherungsgeſellſchaft aus den noch laufenden Verſicherungsverträgen, 
deren Zeitwerth durch Schätzung gefunden werden muß und auf Grund⸗ 
lage der Sterblichkeitstabellen und des muthmaßlichen Erträgniſſes der 
Anlagen mathematiſch berechnet wird. Hervorzuheben find hier weiter 
die eingehenden und vielfach neuen Erörterungen über den Neſervefonds, 
insbeſondere auch bezüglich der von dem Verfaſſer unter dem Namen 
„Wohlfahrtsfonds“ zuſammengefaßten Rücklagen für Unterſtützungszwecke 
aller Art. 8 
Betreffend den Vortrag auf neue Rechnung wird zunächſt auf die 
im Verhältniß zum Aktienkapital unvertheilbaren kleinen Beträge hin⸗ 
gewieſen, dann heißt es S. 248 ff.: 

„Uebrigens kommt der Vortrag auf neue Rechnung auch aus an⸗ 
deren mannigfachen Gründen vor. So z. B., weil baare Mittel zur Ver⸗ 
theilung des Bilanzgewinnes als Dividende nicht vorhanden ſind, weil 
die Konjunktur im neuen Jahr ungünſtig iſt und man den Gewinn des 
verfloſſenen Geſchäfts jahres erforderlichen Falles zur Deckung der Verluſte 
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des laufenden verwenden will, weil die Geſellſchaft im neuen Jahre über 
größere Beträge verfügen kann oder gar, weil ſie ſich vor etwaigen Vor⸗ 
kommniſſen der Zukunft ſchützen will. Mit Rückſicht auf die — übrigens 
durchaus berechtigte — Neigung der Geſellſchaften, eine gewiſſe Ständig⸗ 
keit in der Höhe der Dividenden eintreten zu laſſen, finden wohl auch die 
Vorträge auf neue Rechnung vielfach in guten Jahren deswegen ſtatt, 
um dadurch in ſchlechten Jahren die Zahlung einer erhöhten Dividende 
zu ermöglichen.“ 

Im Ergebniß ſtimmt hiermit ein Urtheil des Reichsgerichts I. Civ.: 
Senat vom 26. Januar 1898 überein, ob man fo weit die Wortbedeu⸗ 
tung „Reſervefonds“ erweitert oder nicht, ift bedeutungslos. . 

Im ſechſten Kapitel „Allgemeines über den Werthanſatz in der 
Bilanz“ verficht der Verfaſſer wiederum die in der erſten Auflage auf⸗ 
geſtellte Anſicht, daß der Werthanſatz nur in jedem einzelnen Fall indi⸗ 
viduell zu finden ſei und daß die Theorie, wonach nur der „objektive 
Werth“ in die Bilanz gehöre, nicht haltbar fei. Die Anſicht wird gegen 
die inzwiſchen erhobenen Einſprüche energiſch vertheidigt und mit neuen 
Beweismitteln geſtützt, insbeſondere aus der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts, welches an der früheren Meinung auch nicht mehr ganz feſthält, 
und aus der Entſtehungsgeſchichte des Handelsgeſetzbuchs von 1897. Daß 
die von Simon bekämpfte, zuerſt vom Reichsoberhandelsgericht aufgeſtellte 
Anſicht in der Praxis vollſtändig Schiffbruch erlitten hat, wird nunmehr 
auch von Fürſting (im Preuß. Verwaltungsblatt XIX S. 255) an⸗ 
erkannt, der den Simo n'ſchen Ausführungen rückhaltlos beitritt. 

„Der Werthanſatz der einzelnen Bilanzpoſten“ iſt im ſiebenten 
Kapitel vollſtändig neu bearbeitet. Im § 97 wird mit Recht die Recht⸗ 
ſprechung des Oberverwaltungsgerichts (Entſch. in Staatsſteuerſ. IV 
S. 174 ff.) bekämpft, nach deſſen Anſicht Aktiengeſellſchaften keine Ab⸗ 
ſchreibungen für Abnutzung vornehmen dürfen, ſofern der Verkaufspreis 
niedriger iſt als der Buchwerth. Faſt wie eine Entdeckung wirkt der In⸗ 
halt des § 105. Hier wird dargelegt, daß die Abnutzung, wegen deren 
in der Bilanz eine Abſchreibung vorgenommen werden muß, nur eine 
Spezies des Allgemeinbegriffs „Brauchbarkeitsminderung“ iſt und daß bei 
jeder derartigen Brauchbarkeitsminderung, und nicht nur in dem in 
Art. 185a vorgeſehenen Fall der Abnutzung, eine Abſchreibung erfolgen 
muß. Verwieſen wird hierbei auf die Verhältniſſe bei Straßenbahnen, 
welche nur auf beſtimmte Zeit das Einbaurecht für ihre Schienen haben, 
ſowie auf ähnliche Verhältniſſe bei Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitätsgeſell⸗ 
ſchaften, in denen Werthe ſchwinden, ohne daß man von der „Abnutzung“ 
von Gegenſtänden ſprechen kann. 

Im achten Kapitel werden als beſondere Bilanzen die Bilanzen 
während der Liquidation, die Bilanz bei Umwandlung der Aktienkom⸗ 
mandite in die Aktiengeſellſchaft, die Bilanz bei Umwandlung der Aktien⸗ 
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geſellſchaft in die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und die Bilanzen 
des Art. 240 HGB.“8 dargeſtellt. Ueberall werden die vielfach zu Zweifeln 
anregenden Verhältniſſe lichtvoll erörtert; gerade die Zuſammenſtellung 
trägt zum Erfolge dieſer Erörterungen nicht wenig bei. 

Wenn ich mit beſonderer Freude das Werk eines jugendlichen Freundes 
betrachte, fo hat das feinen Grund darin, daß ich vor länger als 25 Jahren!) 
mich mit „Bilanz, Erneuerungsfonds, Reſervefonds der Aktiengeſellſchaften“ 
beſchäftigt habe, ſodann endlich darin, daß der Verfaſſer mir ſein Werk in 
erſter und zweiter Auflage gewidmet hat. Ich danke ihm für dieſe ehren⸗ 
volle Auszeichnung, durch die er meinem Namen in ſeinem Werk eine Dauer 
geſichert hat. 

Juni 1898. Keyßner. 


XIX. Das Geſetz, betreffend die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Werthpapiere, vom 5. Juli 1896, 


welches Bd. XLVI S. 149 ff. mitgetheilt ift, hat das Glück gehabt, drei 
hervorragende Bearbeiter zu finden. Es liegen Ausgaben vor von 


F. Luſensky, Geh. Regierungsrath und vortragender Rath im 
preußiſchen Miniſterium für Handel und Gewerbe. Berlin 
1896, J. Guttentag. kl. 8. 93 S. 

Der Verfaſſer hat an der Entſtehung des Geſetzes von ſeiner erſten 
Ausarbeitung bis zu ſeiner Fertigſtellung im Reichstage fortdauernd An⸗ 
theil gehabt. Nach einer Einleitung, welche in § 3 die „Unzulänglichkeit 
der bislang für das kaufmänniſche Depotgeſchäft gültigen Vorſchriften“ 
zur Darſtellung bringt, folgt der Text des Geſetzes, dem die Erläuterungen 
nach den einzelnen Paragraphen angefügt find. Mit Klarheit iſt dar⸗ 
gelegt, aus welchen Erfahrungen der Geſetzgeber geſchöpft hat, und welches 
Ziel zur Abwendung von Schädigungen, es zu erreichen, er angeſtrebt hat. 


Dr. Rieſſer, Juſtizrath und Bankdirektor. Berlin 1897. Otto 
Liebmann. 8. 74 S. 

„Aus der Praxis und für die Praxis insbeſondere des Handels⸗ 
ſtandes“ hat der Verfaſſer, deſſen Beirath in allen Fragen der handels⸗ 
rechtlichen Geſetzgebung nachgeſucht wird, auf das Vorblatt geſetzt. Wenn 
der Verfaſſer dem Geſetz eine einſichtsvolle Erklärung beigefügt hat, fo 
iſt daneben mit ſcharfem Blick eines Kaufmanns und eines im Handels⸗ 
verkehr erfahrenen Juriſten auf die Lücken und Mängel hingewieſen. Die 


1) Die Aktiengeſellſchaften und die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
$ 12 Berlin 1873, Karl Heymann. 
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im Anhange beigefügten Formulare haben nach allſeitiger Prüfung Ver⸗ 
breitung und Anerkennung gefunden ). 


1) Zu $8 S. 49 der Erläuterungen fei folgender Rechtsſall mitges 
theilt, der von befreundeten Banken zur Eutſcheidung des Reiches 
gerichts gebracht worden iſt: 

Nach dem Klageantrage hat die klagende Bank bei der be— 
klagten Bank zwei Depots von Werthpapieren A. „für eigene 
Rechnung“, B. „für fremde Rechnung“. (Zu vergleichen das bei 
Rieſſer S 47 mitgetheilte Uebereinkommen Berliner Bankinſtitute 
vom 21. Juli 1896.) Auf dem Konto B. waren 2000 Mark 
Zprozentiger preußiſcher Konſols verzeichnet und im Gewahrſam 
der Beklagten. Die Klägerin verlangte von der Beklagten die 
Uebertragung dieſer Werthpapiere aus dem Depot B. in Depot A. 
Die Beklagte lehnte die Uebertragung unter Hinweis auf §§ 8, 9 
des Depotgeſetzes ab. In dem Prozeß war darüber zu entſcheiden, 
ob der klagenden Bank (dem erſten Kommiſſionär) ein ſolches 
Recht zuſtände. Das Reichsgericht hat den Anſpruch der klagen⸗ 
den Bank für unberechtigt erklärt. Aus den Gründen des Ur⸗ 
theils des Reichsgerichts (I. Civilſenat vom 26. Februar 1898, 
J. 576, 97) ift Folgendes hervorzuheben: „Nach § 8 Abi. 2 des 
Geſetzes knüpft fih an die weitere Mittheilung, daß die Anſchaf⸗ 
fung für fremde Rechnung geſchehe, unabhängig von dem Willen 
der Betheiligten, die geſetzliche Folge, daß der zweite Kommiſſionär, 
der jene Mittheilung erhalten hat, an den angeſchafften Papieren 
ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungs recht nur wegen ſolcher 
Forderungen an den erſten Kommiſſionär geltend machen kann, 
die mit Bezug auf dieſe Papiere entſtanden ſind. Damit iſt von 
ſelbſt gegeben, daß es, ſo lange nichts weiter vorliegt als der 
Thatbeſtand, an welchen ſich die bezeichnete Rechtswirkung knüpfte, 
dem erſten Kommiſſionär nicht zuſtehen kann, dieſe zu Gunſten 
ſeines Auftraggebers eingetretene Rechtswirkung wieder zu beſeitigen, 
mithin nicht zuſtehen kann, die angeſchafften Papiere einem un⸗ 
eingeſchränkten Pfandrecht des zweiten Kommiſſionärs zu unter: 
werfen. Nur dann alfo, wenn die Befugniß anderweit begründet 
iſt oder wenigſtens der zweite Kommiſſionär ſich in der Lage be⸗ 
findet, redlicher Weiſe annehmen zu dürfen, daß dies der Fall iſt, 
kann letzterer von ſeinen Auftraggebern ein erweitertes Pfandrecht 
an den angeſchafften Papieren erwerben, deſſen Gültigkeit entweder 
nach dem allgemeinen bürgerlichen Recht oder mit Rückſicht auf 
die Beſtimmungen der Art. 306, 307 des HGB.'s anzuerkennen 
ſein würden. Darüber, unter welchen Vorausſetzungen der zweite 
Kommiſſionär ungeachtet der ihm gewordenen Mittheilung, daß 
die Anſchaffung für fremde Rechnung geſchehe, redlicher Weiſe an⸗ 
nehmen kann, daß ſeinem Auftraggeber nunmehr die freie Ver⸗ 
fügung über die angeſchafften Papiere zuſtehe, läßt ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich eine allgemeine Regel nicht aufſtellen, das hängt vielmehr 
von den Umſtänden des einzelnen Falles ab. Und hervorzuheben 
iſt ferner, daß der Centralbankier ſich auf eine Prüfung der ihm 
etwa von ſeinem Auftraggeber vorgelegten Nachweiſung nicht ein⸗ 
zulaſſen braucht. Er kann die damit für ihn verbundene Gefahr 
von fih ablehnen und feinem Auftraggeber überlaffen, die Papiere 
nach Erledigung der Forderung, für ſie nach § 8 Abſ. 2 des Ge⸗ 
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W. Freiherr v. Pechmann, Direktor der bayeriſchen Hypo⸗ 
thekenbank in München. Erlangen 1897, Palm & Enke (Carl 
Enke). 8. 67 S. 


Der Verfaſſer kennzeichnet zutreffend das Geſetz als ein Gelegenheits⸗ 
geſetz, deſſen ausgeſprochener Zweck er dahin angibt, in der Behand⸗ 


ſetzes zu haften, aus dem Depot zurückziehen.. Wenn Klägerin 
auszuführen verſucht hat, daß ſie doch die Beklagte beauftragen 
konnte, die fraglichen Papiere zu veräußern und den Erlös ihr, 
der Klägerin, gutzufchreiben, ſo iſt dies nicht zutreffend. Auch 
die Befugniß hierzu mußte nach dem angegebenen Thatbeſtande 
der Klägerin abgeſprochen werden, denn jeder Auftrag wäre gleich⸗ 
bedeutend mit der Anweiſung, die Papiere ſo zu behandeln, als 
ob ſie dem allgemeinen Pfandrecht der Beklagten unterliegen. Zu⸗ 
zugeben iſt, daß die Beſtimmungen des § 8 Abſ. 1 dadurch wir⸗ 
kungslos gemacht werden können, daß der erſte Kommiſſionär ſich 
die angeſchafften Papiere herausgeben läßt und ſie demnächſt, ohne 
fie als fremde zu bezeichnen, wieder einliefert. Mindeſtens der 
Fall der Kolluſion zwiſchen ihm und dem zweiten Kommiſſionär 
wäre indeß auszunehmen. Und abgeſehen davon kann jene Mög⸗ 
lichkeit keinen Grund dafür abgeben, die Wirkſamkeit des Geſetzes 
noch dadurch weiter abzuſchwächen, daß man dem Erſtkommiſſionär 
auch die Befugniß einräumt, welche die Klägerin für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt.“ — 

Der Rechtsfall und ſeine Entſcheidung wird klarſtellen, daß 
im redlichen Verkehr durch die SS 8 und 9 nur Erſchwerungen 
entſtanden find. Ertheilt der Rommittent dem Kommiſſionär eine 
Anweiſung, betreffend die Verwerthung der im Fremddepot des 
Zweitkommiſſionärs befindlichen Werthpapiere, ſo wird die Aus⸗ 
führung deſſen erſchwert und hingezögert durch den Nachweis, 
welchen der Erſtkommiſſionär dem Zweitkommiſſionär zu führen 
hat. Iſt Letzterer ſich der Zuverläſſigkeit des Erſtkommiſſionärs 
ficher, fo wird er ohne weiteren Nachweis die Verfügung über die 
Werthpapiere ausführen. — Mit Rückſicht auf die Parteien des 
Prozeſſes, über welchen hier berichtet wird, hätten die Gerichte ſehr 
wohl dahin entſcheiden können, daß aus der gerichtsbekannten 
Stellung der Klägerin das von ihr beanſpruchte Verfügungsrecht 
ohne weiteren Nachweis als zuſtändig angenommen werden könne. 
Eine Kolluſion zwiſchen Erft- und Zweitkommiſſionär kommt in 
den von dem Geſetze etwa zu ſchützenden Fällen nicht in Frage, 
ſondern nur Untreue des Erſtkommiſſionärs gegen feinen Kommit— 
tenten. Die hier nach der Auslegung des Geſetzes durch das Reichs⸗ 
gericht dem Kommittenten in Ausſicht genommene Sicherung wird 
dadurch erledigt, daß der Erſtkommiſſionär die Werthpapiere ſich 
zurückſchicken läßt, wodurch er thatſächlich in der Verfügung 
unbehindert iſt. Mit Aufwendung einiger Mark Porto iſt alſo 
dort, wo Sicherung nöthig ſein könnte, doch dasjenige zu erreichen, 
was das Geſetz verhindern möchte. Das Depotgeſetz gehört zu den 
Gelegenheitsgeſetzen, welche auf dem Boden beſonderer Ereigniſſe 
on Ziele erſtreben, welche für Geſetzesworte unerreich⸗ 
ar ſind. 
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lung fremder Werthpapiere den weniger ſoliden Bankgeſchäften diejenige 
Uebung aufzuzeigen, welche in den ſoliden Häuſern von jeher als ſelbſt⸗ 
verſtändlich beobachtet wurden. In den eingehenden Erläuterungen konnten 
die beiden vorſtehenden Arbeiten bereits benutzt werden, was mit einſichts⸗ 
voller Kritik unter Entwicklung der eigenen Anficht geſchehen iſt. 


Keyßner. 


XX. Willenbücher. Die Reichs-Konkursord⸗ 
nung. Mit Erläuterungen. 2. umgearbeitete Aufl. 
8. (VIII und 384 S) Berlin 1896, H. W. Müller. 


Der kleine Kommentar verbindet mit dem geringen Umfang einen 
durch knappe Darſtellung und durch Beſchränkung auf das praktiſche Be⸗ 
dürfniß ermöglichten Reichthum an Erläuterungen, welcher ihm die Kon⸗ 
kurrenz mit größeren Werken erlaubt. Die 2. Auflage, von der erſten 
durch eine Friſt von 11 Jahren getrennt, läßt eine vollſtändige Berück⸗ 
fichtigung der in dieſem Zeitraum erwachſenen Literatur und oberſtrichter⸗ 
lichen Rechtſprechung erkennen; ganz neu ſind die Erläuterungen zu den 
die Konkursordnung abändernden und ergänzenden Beſtimmungen des Ge⸗ 
noſſenſchaftsgeſetzes (SS 91—119, 122 — 124, 134, 135). Dagegen hat 
der Verfaſſer die konkursrechtlichen Vorſchriften des Geſetzes betreffend die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ohne Erläuterung aufgenommen. 
Unter den landesrechtlichen Beſtimmungen werden von ihm beſonders die 
des preußiſchen und des franzöſiſchen Rechts berückfichtigt. Auch den Be⸗ 
ziehungen zum Handelsrecht, welche ſich im Gebiete der Konkursordnung 
faſt überall ergeben, hat Verfaſſer ſeine Aufmerkſamkeit geſchenkt, wie z. B. 
die Erläuterungen zu den SS 1, 14, 20, 36, 44, 134, 193 ff. beweiſen. 

Kleinfeller. 


XXI. Weishut, Dr. Albert, kgl. Hof⸗ und Gerichts⸗ 
advokat in Wien. Effektenumſatz und die 
Börſengeſchäfte, ſowie deren Beſteuerung 
nach dem Geſetze vom 9. März 1897, mit 
beſonderer Berückſichtigung der bezüglichen deutſchen 
Geſetzgebung und Rechtſprechung ſyſtematiſch dar⸗ 
geſtellt. Zweite, umgearbeitete und verm. Aufl. 
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8. (XIV und 404 S.) Leipzig und Wien 1898, 
M. Breitenſtein. 


Die erſte Auflage dieſes Buches, welche mir nicht bekannt geworden 
ift, hat fi mit dem Geſetz vom 18. September 1892, durch welches eine 
Beſteuerung des Umſatzes von Effekten in Oeſterreich eingeführt wurde 
(RGBl. Nr. 182), befaßt. Das ältere Geſetz iſt aufgehoben durch das 
im Titel bezeichnete Geſetz, daſſelbe iſt im Anhang II nebſt einer dazu 
ergangenen Inſtruktion (S. 342 — 393) abgedruckt. Das vorliegende Werk 
iſt nicht etwa ein zu den einzelnen Paragraphen verfaßter Kommentar, 
ſondern eine ſyſtematiſch geordnete wiſſenſchaftliche Darſtellung, hervor⸗ 
gerufen durch das neue Geſetz unter ſorgſamer Bezugnahme auf das dem 
gleichen Gebiet angehörige deutſche Reichsgeſetz vom 27. April 1894). 
Während letzteres die Steuerpflicht im Momente des Abſchluſſes entſtehen 
laſſe und unter Einführung des Urkundenzwanges die dem Abſchluß des 
Geſchäfts beurkundeten Schriftſtücke für abgabepflichtig erklären, die eigent⸗ 
lichen Steuerobjekte aber der „Kauf und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäfte“ 
ſeien, geht das öſterreichiſche Geſetz von dem Grundſatz aus, daß nicht das 
Geſchäft ſelbſt das eigentliche Steuerobjekt ſei, ſondern die Erfüllung, die 
Abwicklung dieſes Geſchaſts, die durch das abgeſchloſſene Geſchäft be- 
zweckte Güterbewegung, der Verkehrsakt (S. 52). Allerdings habe dies 
nicht ſchroff feſtgehalten werden können. Immerhin ſei nicht das Umſatz⸗ 
geſchäft, ſondern der Geſchäftsumſatz das Steuerobjekt. „Es gilt als 
Regel, daß nicht das Umſatzgeſchäft, ſondern der Geſchäftsumſatz das 
Steuerobjekt bilde, derart, daß dieſer Geſchäftsumſatz auf einem Umſatz⸗ 
geſchäft beruhen müſſe“ (S. 41). Die Frage, ob bei Differenzgeſchäften 
im Sinne des Geſetzes von einem Umſatze geſprochen werden könne, wird 
($ 62—111) einer eingehenden Unterſuchung unterzogen. Von ganz be: 
ſonderem Intereſſe ſind die der Zeitfolge nach mitgetheilten Entſcheidungen 
des oberſten öſterreichiſchen Gerichtshofes und des deutſchen Reichsgerichts, welche 
in gleichmäßiger Weiſe endlich zur Unklagbarkeit wegen des betriebenen 
lediglichen Spieles gelangen. Wie wenig berechtigt die Annahme ſei, daß 
eine Effektiverfüllung nicht geleiſtet werden kann, wird unter Darlegung 
der Börſeneinrichtungen und Arrangementordnung nachgewieſen. Die Er⸗ 
forderung eines Börſenregiſters im deutſchen Börſenngeſetz') wird als verfehlt 


1) Das erſte deutſche Reichsſtempelgeſetz La 1. Juli 1881 iſt abge: 
druckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVII ©. 441 ff. 

Die Abänderungen durch das Reichsgeſetz vom 29. Mai 1885 
find abgedruckt Bd. XX XII S. 151. Die neueſte Geſtaltung durch 
Reichsgeſetz vom 27. April 1894, welche eine neue Bezifferung der 
e gegeben hat, iſt abgedruckt Bd. XLIV S. 144. 

Empfohlen ſei die Handausgabe von P. SE SE 
rath. 7. Aufl. Berlin 1897, J. Guttentag. (3 M 
2) Abgedruckt in dieſer Zeitschrift Bd. XLVI S. 125 e 
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bezeichnet. An die Stelle des Börſenterminhandels ſei das außerbörsliche 
Kaſſa⸗Zeitgeſchäft getreten und dem Terminregiſter ſeitens der betheiligten 
Kreiſe paſſiver Widerſtand entgegengeſtellt. Die Eingetragenen könnten 
ſpielen ſo viel ſie wollten. Man müſſe eine andere Löſung ſuchen, welche 
eine Grenze zwiſchen Spekulation und Spiel ziehe, die von Juriſten nicht 
formulirt werden könne, wiewohl im praktiſchen Leben der Unterſchied in 
jedem einzelnen Falle nahezu ſicher herausgefühlt werde. Das Mittel 
ſcheine in der Regelung der Deckungsfrage zu liegen. Es ſolle als un⸗ 
giltiges Geſchäft jeder Kauf und Lieferungsgeſchäft in Effekten, bedingtes 
und unbedingtes, behandelt werden, wenn nicht der Kauf oder Verkaufs⸗ 
preis der Effekten mit mindeſtens 20 Prozent des Werthes in Geld oder 
Werthpapieren gedeckt werde. Durch die Zwangsdeckung wäre von allem 
Anfange an die Betheiligung der kleinen Leute am Börſenſpiel verhindert, 
und was die Hauptſache ſei — jeder könne ſich nur nach Verhältniß ſeiner 
Mittel engagiren (S. 110). Das von den Gerichtshöfen und namentlich 
vom deutſchen Reichsgericht als Kennzeichen des reinen Differenzgeſchäfts 
bezeichnete Mißverhältniß zwiſchen Vermögen und Betrag des Zeitkauf⸗ 
geſchäfts ſoll ſomit durch die Deckung im Voraus widerlegt werden. 
Mir ſcheint eine ſolche Hinterlegung der Deckungsbeträge wirthſchaftlich 
ausgeſchloſſen. — Mit der gleichen Gründlichkeit wird das Koſtgeſchäft 
(Report, Prolongationsgeſchäft) behandelt (S. 122, 157 ff.). Die früher 
in der öſterreichiſchen Gerichtspraxis herrſchende Auffaſſung als eines 
Pfandgeſchäfts !) ift durchaus aufgegeben; es wird als ein fiduciariſches 
Geſchäft sui generis bezeichnet (S. 132, 134). In richtiger Erkenntniß 
des wirthſchaftlichen einheitlichen Charakters erkenne das Geſetz in dem 
Koſtgeſchäft nur einen Umſatz; es erblicke in deren Rückläufern der in 
Koſt gegebenen Effekte ebenſo wenig einen neuen Umſatz, wie etwa in dem 
Rückſtellen von Depoteffekten an den Eigenthümer eine beſondere ſteuer⸗ 
pflichtige Transaktion zu erblicken ſei ?). 

S. 216 ff. wird das Kommiſſionsgeſchäft behandelt und dargelegt, 
daß wirthſchaftlich bei der Ausführung eines Kommiſſionsauftrages nur 
ein Umſatz vorliege. „Allein ſteuerrechtlich ſteht die Sache anders.“ Nach 
§ 1 Abſ. 5 ift die Steuer nicht nur für das Geſchäft zwiſchen dem Roms 
miſſionär und dem Dritten, ſondern auch das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen 
dem Kommiſſionär und dem Kommittenten zu entrichten. Somit gleich⸗ 


1) Vgl. meine Anmerkung zum Urtheil des Ob. Landgerichts Wien 
vom 8. Februar 1876 in dieſer Zeitſchrift Bd. XXVI S. 254. 
Adler, Die juriſtiſche Konſtruktion des Koſtgeſchäfts, ebenda]. 
Bd. X XXV S. 418 ff. Ofner, Zur Lehre vom Koſtgeſchäft, 
ebendaſ. Bd. XXX VII S. 437 ff. Gareis, Das deutſche Handels⸗ 
recht 5. Aufl. S. 496 Anm. 

2) Ebenſo nach deutſchem Reichs⸗ 5 18 12 Abſ. 3. Abge⸗ 
druckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S 
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lautend mit der Beſtimmung in $ 8 Abſ. 3 des deutſchen Reichsſtempel⸗ 
geſetzes !). Die durch § 122) Abſ. 2 für Kommiſſionsgeſchäfte für einen 
auswärtigen Kommittenten gewährte Steuererleichterung wird im öſter⸗ 
reichiſchen Geſetz vermißt. Verfaſſer erkennt an, daß dieſe Beſtimmung 
dem Bedürfniß entſpreche (S. 223 Anm. 18). Dem Eigenthumserwerb 
am Einkaufskommiſſionsgut iſt die Anm. 12 S. 220 ff. gewidmet. Trotz⸗ 
dem berichtet iſt, daß nach der franzöſiſchen Rechtsanſchauung dem Ein⸗ 
kaufskommittenten unmittelbar das Eigenthum erworben wird?), geht Ber- 
faſſer auf das Reichsgeſetz vom 5. Juli 1896 betreffend die Pflichten 
der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werthpapiere $ 7 ein. Mit 
der Abſendung des Stückeverzeichniſſes ſeitens des Einkaufskommiſſionärs 
an den Kommittenten geht das Eigenthum an den verzeichneten Werth⸗ 
papieren auf den Kommittenten über. Man wird der einſeitigen Eigen⸗ 
thumsentſagung — constitutum possessorium — für dieſen Fall die 
Wirkung des Eigenthumserwerbs nicht verſagen können, wenn man nicht 
das nach § 181 des deutſchen bürgerlichen Geſetzbuches zuläſſige Ab⸗ 
ſchließen eines Rechtsgeſchäfts des Vertreters mit ſich ſelbſt behufs Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit aus dem ſich nahenden neuen Jahrhundert 
vorzieht. 

Es ſei hiermit der Bericht über das Werk abgeſchloſſen. Wenn 
daſſelbe ſeine Entſtehung der öſterreichiſchen Steuergeſetzgebung verdankt, 
ſo ragt es weit über die von dem Empfinden und der Bedürfnißfrage 
des Geſetzgebers abhängigen Satzungen hinaus und iſt ein vortrefflicher 
Beitrag zum Verſtändniß der Verkehrsordnung mit Werthpapieren, welche 
von der die Neuzeit angehenden Steuergeſetzgebung mit ihren fiskaliſchen 
Zwecken dienenden Zwange vielfach abhängig ift. Dem deutſchen Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz, welches jetzt in ſeiner dritten Wandlung vorliegt, iſt eine 
dem vorliegenden Werk ſich nur annähernde Vearbeitung nicht zu Theil 
geworden. Der Stoff der Stempelſteuer mag wenig anziehend ſein und 
doch ſteckt in ihm ein Stück Kulturgeſchichte. 


1) Im früheren deutſchen Reichs⸗Stempelgeſetz vom 15. April 1885 
§ 7 Abſ. 3. In dieſer Zeitſchrift Bd. XXXII S. 152. 

2) Bd. XLIV S. 147 dieſer Zeitſchrift. 

3) Ich geſtatte mir hierzu auf meine Anmerkungen, betreffend den 
Eigenthumserwerb ſeitens des Einkaufskommiſſionärs und die Ges 
fahren, welche ſich hiermit für den Kommittenten ergeben, in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXIX S. 305 bei Beſprechung des Droit com- 
mercial par Ch. Lyon-Caen et L. Renault und meine 
Ausgabe des Handelsgeſetzbuches Art. 360 Anm. 14 Bezug zu 
nehmen. Die Rechtsauffaſſung nähert ſich immer mehr dem un⸗ 
mittelbaren Eigenthumserwerb durch den Kommittenten. Zum 
Beweiſe deffen fei auf den oben angeführten § 7 des Reichsgeſetzes 
vom 5. Juli 1896 hingewieſen und auf Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch Bd. 1 S. 211 Anm. 2 — Jetzt namentlich Jung in 
dieſem Bande der Zeitſchrift S. 183 ff. 
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Erfreuliches iſt in dieſem Gebiet geleiſtet von Dr. Richard Schück 
und Dr. Georg Cruſen in der beſchichtlichen Darſtellung der preußiſchen 
Erbſchaftsſteuergeſetzgebung ). 

Keyßner. 


XXII. F. Leske und W. Löwenfeld. Die Rechts⸗ 
verfolgung im internationalen Verkehr. 
Darſtellung der Juſtizorganiſation, des Civilprozeß⸗ 
rechts, des Konkursrechts, der Erbſchaftsregulirung 
und der Konſulargerichtsbarkeit in den europäiſchen 
und außereuropäiſchen Staaten. 2. Bd. 8. (XXII 
und 1124 S.) Berlin 1897, Heymann. 


Mit dem im Jahre 1897 abgeſchloſſenen 2. Bd. (über Bd. 1 vgl. 
dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 318) iſt die Darſtellung des Rechtes der euro⸗ 
päiſchen Staaten zu Ende geführt. Der 2. Bd. umfaßt die Bearbeitung 
des Rechtes der Staaten im Oſten und Norden Europas, ferner einen 
Exkurs über das engliſche Konkursrecht nach der neuen bankruptcy act 
(v. J. 1890), in zwei Anhängen Vollmachtformulare ſowie eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der in Preußen erlaſſenen, den internationalen Rechts⸗ 
verkehr in Civilſachen betreffenden Miniſterialverfügungen, endlich Nach⸗ 
träge mit Quellen: und Literaturangaben für die Jahre 1894— 18969), 
Berichtigungen und Sachregiſter. Das Recht der außereuropäiſchen 
Staaten, zunächſt von Nordamerika, ſoll in weiteren Bänden behandelt 
werden; ebenſo iſt ein Nachtrag in Ausſicht geſtellt, welcher die neuen 
öſterreichiſchen Civilprozeßgeſetze zum Gegenſtand haben ſoll. Der 2. Bd. 
zeichnet ſich vor dem erſten durch die Gleichmäßigkeit der einzelnen Ab⸗ 
handlungen aus, welche mit übereinſtimmender Dispoſition über 1. Civil⸗ 
prozeß, 2. Konkursverfahren, 3. Erbſchaftsregulirung und 4. Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit berichten. Kleinfeller. 


XXIII. Die deutſche Kolonialgeſetzgebung. Samm⸗ 
lung der auf die deutſchen Schutzgebiete bezüglichen 


1) Kommentar zum preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetz Th. II Syſte⸗ 
matiſche Darſtellung (Berlin 1896, J. J. Heine's Verlag. 

2) Nur bei dem letzten Artikel: Dänemark und Norwegen, erſtrecken 
die Nachträge ſich in das Jahr 1897. 
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Geſetze, Verordnungen, Erlaſſe und internationalen 
Vereinbarungen mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
Zweiter Theil. 1893—1897. Auf Grund 
amtlicher Quellen und zum dienſtlichen Gebrauch 
herausgegeben von Dr. Alfred Zimmermann. 
Berlin 1898, C. S. Mittler & Sohn. 


Der erſte Theil dieſer Sammlung, herausgegeben von Riebow, 
weil. Gerichtsaſſeſſor, erſchien 1893 und umfaßt die Zeit bis 1892. Der 
vorliegende Band enthält eine chronologiſch geordnete Sammlung der Ge⸗ 
ſetze, Verfügungen u. ſ. w. betreffend die deutſchen Schutzgebiete, 287 an 
Zahl. Vorangeſchickt ift ein gut überſichtliches Sachregiſter; den Ab- 
ſchluß macht ein ausgiebiges ABCRegiſter. Da die beiden Bände ein 
Ganzes darſtellen, ſei bemerkt, daß dieſelben zum Preiſe von 22 Mark 
bezogen werden können. Keyßner. 


XXIV. Die Börſe in ihren wirthſchaftlichen Funktionen 
und in ihrer rechtlichen Geſtaltung vor und unter 
dem Börſengeſetz. Von Dr. Kurt Wiedenfeld, 
Gerichtsaſſeſſor. 8. (67 S.) Berlin 1898, K. Hoff: 
mann. 


Die Schrift iſt hervorgerufen durch das Börſengeſetz, welches in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVI S. 125 ff. abgedruckt iſt; als Zweck der Veröffentlichung 
gibt das Vorwort an, „in gedrängter Kürze die Verhältniſſe zu ſchildern, 
in die das Börſengeſetz klarſtellend und ändernd eingegriffen hat und dar⸗ 
zulegen, wie das Geſetz ſeiner Aufgabe gerecht geworden iſt“. Einen Börſen⸗ 
begriff anzugeben lag ſomit nicht im Plan, es darf jedoch angenommen 
werden (3. B. S. 10 oben), daß Verfaſſer auch dem Gedanken, daß was 
unter einer Bôrie zu verſtehen fei, nach Zeit und Raum verſchieden und 
ſchwankend ift!). Als weſentliches Erforderniß wird bezeichnet, „daß aus 
den kaufmänniſchen Verſammlungen heraus — die ſich übrigens regel⸗ 
mäßig und mit einiger Häufigkeit wiederholen müſſen — Preisnotirungen 
veröffentlicht werden, die, gedeckt durch die Autorität der ganzen Ver⸗ 
ſammlung oder ihres Vertreters, beſtimmt ſind, den Preisſtand maßgeblich 
zum Ausdruck zu bringen; wo nur private, in keiner Weiſe von der Der: 
ſammlung kontrollirte Preiskundgebungen vorlagen, da beſteht keine Börſe, 


1) Vgl. die Anmerkung zur Börſenordnung für Berlin oben S. 423. 
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weil derartige Verſammlungen nicht die weittragende unmittelbare Be⸗ 
deutung für weite Kreiſe haben, die das charakteriſtiſche Anzeichen für 
eine Börſe bilden.“ Dem ſtimme ich für die Bedeutung der Börſe unter 
dem Reichsbörſengeſetz zu, ohne ein gleiches Erforderniß unabhängig von 
Zeit und Raum anzuerkennen. Berechtigt ſagt dann Verfaſſer weiter und 
mit Unterſtellung unter das Börſengeſetz: „Nur die kaufmänniſchen Ver⸗ 
ſammlungen, die wirthſchaftlich eine Börſe darſtellen, aber dafür auch 
alle ohne Rückſicht auf ihre Benennung und Organiſationsform, unter⸗ 
liegen der Staatsaufſicht und der Genehmigungspflicht.“ Dem Börjen: 
termingeſchaäft tft ein längerer Abſchnitt gewidmet, § 23—32, welche 
Wirkung daſſelbe ausübe, ſei noch mit der ein abſchließendes Urtheil ver⸗ 
miſſenden Gründlichkeit auf die Thatſache hin nicht unterſucht worden 
(S. 39). 

Ein Urtheil über die volkswirthſchaftliche Funktion des Termin⸗ 
handels, ſoweit es überhaupt gefällt werden könne, iſt S. 45 zuſammen⸗ 
gefaßt. Am Schluß heißt es: „Wie weit der Terminhandel ſeinem Weſen 
nach auf die Preisbildung einwirkt, läßt ſich mangels Thatſachenmaterial 
nicht feſtſtellen; die ihm beigelegte Begünſtigung der Baiſſetendenz iſt 
bisher nicht erweifen.“ Verfaſſer iſt jedenfalls ſehr vorſichtig; welches 
Thatſachenmaterial abzuwarten iſt, bedarf aber doch der genauen Feſt⸗ 
ſtellung. Ueberraſchend war es, daß Verfaſſer S. 59 die Anſicht aus⸗ 
ſpricht, daß mit dem Börſenregiſter ein vorausſichtlich günſtiger Griff ge- 
than fei. Erwünſcht wäre es geweſen, feſtzuſtellen, wie hoch fih die 
Zahl der Eintragungen in die Börſenregiſter bisher beläuft. Eine Er⸗ 
mittlung, wie viele Perſonen ſich nach einer ähnlichen Beſtimmung des 
Allgem. Preuß. LR.'s Th. II. Tit. 8 § 731 ff. die Wechſelfähigkeit ers 
worben haben, iſt ſeither nicht möglich geweſen. Möchten ſich zahlreiche 
theilnahmsvolle Leſer der Schrift mir anſchließen. 

Juni 1898. Keyßner. 


XXV. 1. Die Frage der Checkgeſetzgebung auf 
dem europäiſchen Kontinent. Mit beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der ſchweizeriſchen, deutſchen, 
öſterreichiſchen und franzöſiſchen Verhältniſſe unter 
vergleichender Herbeiziehung des engliſchen Geſetzes 
und der übrigen ausländiſchen Geſetze und Uſancen 
dargeſtellt von Dr. jur. Fritz Fick. 8. (448 S.) 
Zürich 1807, Art. Inſtitut Orell Füßli. (5 Fres.) 

Wenn der Verfaſſer im Vorwort bekennt, daß ihm Erfahrungen 
aus dem Verkehr mangelten und er deshalb gezwungen geweſen ſei, Erkun⸗ 
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digungen bei verſchiedenen Bankdirektoren der großen ſchweizeriſchen Bank⸗ 
häuſer einzuziehen, ſo darf es überraſchen, wenn die Frage: „Iſt die geſetz⸗ 
liche Regelung des Checkweſens ein Bedürfniß?“ verneint wird. So heißt 
es im Vorwort S. VI: „Ausgehend von den Erfahrungen der ſchweizeri⸗ 
ſchen Bankpraxis bin ich nun im Großen und Ganzen zu der Verneinung 
der Zweckmäßigkeit einer Checkgeſetzgebung gekommen.“ In Einklang Dier: 
mit ſteht der Schlußſatz des Werkes: „Meines Erachtens würde es dem 
Bedürfniſſe völlig genügen, wenn man überall ſämmtliche auf Sicht lauten⸗ 
den und keine langen Präſentationsfriſten anſetzenden Urkunden ſtempelfrei 
erklärte.“ Die im deutſchen Handelsverkehr herrſchende Befürchtung, ein 
Checkgeſetz möchte die zeitherig durch § 24 des deutſchen Wechſelſtempel⸗ 
geſetzes geſicherte Stempelfreiheit beſeitigen, welche die Stimmung für ein 
Checkgeſetz zurückhält, hat hier Ausdruck gefunden. 

In dem allgemeinen Theil iſt im Kap. 2 eine Geſchichte des Checks 
überſichtlich und kurz gegeben. Der ſpezielle Theil (S. 133—448) dürfte 
auf alle das Checkweſen betreffende Fragen erörternd eingehen. Die Arbeit 
kann empfohlen werden auch denen, welche ſich für eine Checkgeſetzgebung 
entſcheiden möchten. Keyßner. 


2. Der Check. Eine vergleichende Studie mit be: 
ſonderer Berückſichtigung des öſterreichiſchen Ent: 
wurfes. Von Dr. Anton Paulicek. 8. (138 S.) 
Wien 1898, Manz'ſche Verlagsbuchhandlung. 


Der Verfaſſer bekennt ſich mit dem Präſidenten der Reichsbank, 
Dr. R. Koch, „dem erfahrenften Meiſter des Checkweſens“ und des erſten 
Vorkämpfers für ein deutſches Checkgeſetz“ (Vorwort S. IV) allgemein 
für eine geſetzliche Regelung. 

Mit einer Vollſtändigkeit, der eine Lücke nirgends nachweisbar ſein 
möchte, ſind in überſichtlicher Anordnung drei verſchiedene Checkgeſetze und 
Entwürfe mit einander in Vergleichung geſtellt. Ich darf die Arbeit als 
eine vortreffliche bezeichnen, von der Jeder, der ſich mit dem Gegenſtande 
befaßt, erfreut Nutzen ziehen kann. Möchten auch für andere Rechtsgebiete 
derartig vergleichende Arbeiten gefördert werden; ich vermiſſe eine ſolche 
durchaus für das Wechſelrecht. Keyßner. 


XXVI. 1. Fleiſchmann, M. Das pignus in causa 
judicati captum. Eine civiliſtiſche Studie. 
8. (VII und 104 S.) Breslau 1896, Köbner. 
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2. Neſſel, Th. Das Pfändungsp fandrecht 
und der Interventionsprozeß nach preußi— 
Idem Recht. Unter Berückſichtigung des gez 
meinen und rheiniſchen Rechts ſyſtematiſch und 
kritiſch erörtert. 8. (101 S.) Berlin 1897, 
Vahlen. 


Dieſe beiden Abhandlungen ergänzen ſich gegenſeitig, inſoferne beide 
das nämliche Rechtsinſtitut zum Gegenſtand haben, aber Fleiſchmann 
das Pfändungspfandrecht in einer der Geſchichte angehörenden Geſtalt, 
Neſſel daſſelbe als Vollſtreckungseinrichtung des geltenden Rechts be⸗ 
trachtet: beide kommen zu dem Ergebniß, daß durch die Pfändung keine 
ſachenrechtliche Verbindung zwiſchen dem die Vollſtreckung betreibenden 
Gläubiger und der gepfändeten Sache hergeſtellt wird, daß der Gläubiger 
nicht durch den Vollzugsbeamten im Beſitz vertreten wird. Auf dieſer 
gemeinſamen Eigenſchaft der römiſchen und der modernen Pfändung be⸗ 
ruht zunächſt die Annahme, daß in dieſem Punkte das römiſche Recht 
die Grundlage des heutigen Rechtes bildet. Weiter geht Fleiſchmann 
nicht. Die Civilprozeßordnung gewährt, wie Neſſel anerkennt, dem 
Gerichtsvollzieher nur Detention, und nach der herrſchenden Anficht ſtimmt 
darin das geltende Recht mit dem römiſchen überein. Fleiſchmann 
aber folgert aus der Verwandtſchaft des Pfändungspfandrechts mit dem 
Vertragspfandrechte, insbeſondere aus den Worten der e. 1 C. 8, 22: 
pignoris jure teneri, daß dem Magiſtrat juriſtiſcher Beſitz zuſtand. Als 
weitere Eigenthümlichkeiten des römiſchen Vollſtreckungsrechtes treten in 
der Darſtellung von Fleiſchmann hervor: die Reihenfolge, welche in 
der Art der Vermögensgegenſtände bei der Pfändung einzuhalten war, in: 
dem zuerſt die beweglichen körperlichen Sachen, dann unbewegliches Ver⸗ 
mögen, zuletzt erſt die Rechte dem Zugriff unterlagen; ferner die Arten 
der Beendigung: Verkauf durch den Magiſtrat, addictio an den Gläu⸗ 
biger, dominii impetratio; bei Forderungen: Beitreibung oder Verkauf 
mit der Wirkung einer Ueberweiſung an Zahlungsſtatt. 


Die Schrift von Neſſel benützt das Pfändungspfandrecht nur als 
Ausgangspunkt und verbreitet ſich hauptſächlich über den Interventions⸗ 
prozeß (Widerſpruchsklage nach $ 690 CPO.). Wie bei Auslegung des 
§ 709 Abſ. 1 zieht Neſſel auch bei Beantwortung der Frage, ob die 
Widerſpruchsklage auf perſönliche Rechtsverhältniſſe geſtützt werden könne, 
die Konkursordnung zur Auslegung heran. Weil die Konkursordnung 
nur das der Vollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners 
ergreiſt und deshalb auch obligatoriſche Rechtsverhältniſſe zur Begrün⸗ 
dung des Ausſonderungsanſpruches genügen, ſoll der Nachweis obligatori⸗ 
ſcher Rechtsverhältniſſe auch zur Begründung der Widerſpruchsklage ge: 
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nügen, es ſoll nicht die Frage, ob der widerſprechende Dritte die gepfän⸗ 
dete Sache zu ſeinem Vermögen rechnen darf, ſondern die Frage, ob die 
gepfändete Sache zum Vermögen des Schuldners gehört, den Gegenſtand 
des Interventionsprozeſſes bilden; alſo nicht das Recht des Dritten, ſon⸗ 
dern das Nichtrecht des Schuldners ſoll das Entſcheidende ſein. Dieſer 
Auffaſſung widerſpricht aber direkt 8 690 CPO., der die pofitive That: 
ſache, nicht die negative zur Vorausſetzung für die Sachlegitimation des 
Widerſpruchsklägers macht. Der Darlegung ſeiner grundſätzlichen Auf⸗ 
foung läßt Neſſel reichhaltige caſuiſtiſche Betrachtungen folgen, wobei 
er unter den Einreden beſonders die der Anfechtung und der Simulation 
berückſichtigt. Neſſel hält ferner an einer ſchon früher aufgeſtellten 
Anſicht feſt, daß der Dritte ſein Recht nicht auf dem Wege des § 685 
CPO. verfolgen kann. Bezüglich der Vorſchriften des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bemerkt Verfaſſer, daß dieſe an der Natur der Widerſpruchsklage 
nichts ändern; daß aber durch Geſtattung der Verpfändung beweglicher 
Sachen mit constitutum possessorium der ſogen. Sicherheitsverkauf und 
die daraus entſpringende Widerſpruchsklage überflüſſig wird. 
Kleinfeller. 


XXVII. Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlau: 
teren Wettbewerbes). Auf Grund der amt⸗ 
lichen Materialien unter Berückſichtigung der Literatur 
und Rechtſprechung erläutert von Chr. Finger, 
Amtsrichter. Berlin 1897, Franz Vahlen.?) 


Noch im Jahre 1881 waren die Wörter „unlauterer Wettbewerb“ 
unbekannt. Rechtsanwalt Dr. Otto Mayer, Privatdozent in Straß⸗ 
burg, konnte in ſeinem verdienſtvollen, grundlegenden Aufſatz (in dieſer 
Zeitſchrift Bd. XXVI S. 343 ff., namentlich 437) ſich eines deutſchen 
Wortes nicht bedienen; er führte den Begriff concurrence deloyale in 
Deutſchland ein und ſagt: „Man muß das Wort in feiner heimiſchen 
Sprache verfolgen, dort zeigt ſich ungezwungen ſein Zuſammenhang und 
ſeine rechtſchaffene Bedeutung.“ Meines Wiſſens iſt die deutſche gute 
Bezeichnung „unlauterer Wettbewerb“ zuerſt in Oeſterreich in Verwen⸗ 
dung und Gebrauch gekommen (vgl. Juriſtiſche Blätter von Burian 
und Johanny, Jahrgang 1882 S. 277). Das deutſche Reiche gericht 


1) Abgedruckt Bd. XLVI S. 119 ff. dieſer Zeitſchrift. 
2) Weitere Literaturüberſicht über dieſes Geſetz ſ. Bd. XLVI S. 309 ff., 
Bd. XLVII S. 176 dieſer Zeitſchrift. 
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fand in den im Deutſchen Reich geltenden Rechten keinen dem c. c. Art. 1382 
entſprechenden Boden (z. B. nach Urtheil vom 24. Januar 1895, Entſch. 
des RG.'s in CS. Bd. XXXV S. 169, Gierke, „Der Rechtsgrund des 
Schutzes gegen unlauteren Wettbewerb“, Zeitſchrift für gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz Jahrg. III Nr. 7 S. 112, Geller's Oeſterr. Centralblatt Bd. XIII 
S. 558 ff., Valleton, La concurrence déloyale et la concurrence 
illicite Lausanne 1895 S. 55, Keyßner, „Das Recht am eigenen 
Bilde“ S. 51 Anm. 10), ſchloß damit eine freie Rechtsentwicklung, wie 
fie die franzöſiſche Rechtſprechung nachweiſt, aus, und drängte zu einem 
Reichsgeſetz. 

Der Verfaſſer, welcher bereits einen anerkannt tüchtigen Kommentar 
für das Reichsgeſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen veröffentlicht 
hat (Berlin 1895, Franz Vahlen), bietet jetzt eine gleiche Arbeit für das 
Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. In einer 
Einleitung, in welcher ſchonend der Rechtſprechung des Reichsgerichts keine 
Erwähnung geſchieht, wird der Entwicklungsgang des Reichsgeſetzes an⸗ 
gegeben. Es folgt der Wortlaut des Geſetzes, deſſen einzelne Paragraphen 
mit kennzeichnenden Ueberſchriften verſehen find, jo z. B. E 8 „Mißbrauch 
mit (von?) Bezeichnungen“; es folgen ausführlichſte Erläuterungen, welche 
Alles, was die Literatur und Rechtſprechung bisher geboten hat, in ge⸗ 
wiſſenhafter Behandlung und guter Anordnung erſchöpfen dürften. Die 
Plötzlichkeit, mit welcher ein bisher verſagter Schutz zuſtändig geworden 
ift, hat eine große Anzahl von Progzeſſen hervorgerufen; es wird noch 
längere Zeit vergehen, bis herrſchende Grundſätze die Anſtrengung ge⸗ 
dankenloſer Anſprüche verhindern werden. Ein Satz dürſte bereits fi 
Geltung verſchafft haben, der in dem letzten Abſatz der Anmerkung zu 
8 17 S. 347 enthalten ift, wonach das Reichsgeſetz keine rückwirkende 
Kraft hat. War in der Vorzeit die Bezeichnung einer Druckſchrift, Zeit⸗ 
ſchrift gewählt worden, um von einem älteren gleichartigen Unternehmen 
deſſen Leſer und Theilnehmer an ſich zu ziehen, ſo können aus § 8 des 
Reichsgeſetzes hiergegen keine Rechte geltend gemacht werden (vgl. S. 212 ff.), 
wenn bei Eintritt der Rechtskraft des Reichs geſetzes fih ein Wettbewerb 
in der Erwartung auf Verwechslung nicht mehr gründete. (Entſch. des 
RG. II CS. vom 25. März 1898. II. 375. 1897. Gartenlaube — neue 
Gartenlaube.) 

Es kann bezeugt werden, daß das hier angezeigte Buch an den Ges 
richtshöfen mit Anerkennung benützt wird. Keyßner. 
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XXVIII. Das Reichsgeſetz, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 
20. April 1892, nebſt den in den Einführungs⸗ 
geſetzen zum Handelsgeſetzbuch enthaltenen, mit dem 
1. Januar 1900 eintretenden Aenderungen erläutert 
von Robert Eſſer, Geheimer Juſtizrath in Köln. 
2. vermehrte Auflage. 8. (128 S.) Berlin 1898, 
Julius Springer. (2 Mark.) 

Die erſte Auflage dieſer mit erläuternden Anmerkungen verſehenen 
Handausgabe iſt Bd. XLVI S. 345 dieſer Zeitſchrift angezeigt. Die 
vorliegende 2. Auflage iſt in der Einleitung erweitert, es wird daſelbſt 
eine Ueberſicht über den Bau dieſer Geſellſchaftsform gegeben bei gleich⸗ 
zeitiger Aeußerung von Bedenken (S. 14). In den Erläuterungen ſind 
Meinungsverſchiedenheiten mit anderen Bearbeitern berückſichtigt, wie 
namentlich zu $ 48 gegen Neukamp betreffend den Nennwerth des Ge⸗ 
ſchäftsantheils und die Theilbarkeit durch hundert. Die Beweisführung 
dürfte überzeugend ſein. Die Abänderungen, welche das Geſetz durch das 
Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch Art. 11 erfährt, ſind einge⸗ 
ſchaltet. Wenn daſelbſt unter IV Abſ. 2 beſtimmt iſt, daß beſondere Beſtim⸗ 
mungen über die Befugniß der Geſchäftsführer oder der Liquidatoren zur 
Vertretung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter einzutragen ſind, ſo 
ſoll damit keine Aenderung in dem bisherigen Gebiet bewerkſtelligt werden 
(Förtſch, Kommentar zu $35 Anm. 7); es kann nur von dem Erfor⸗ 
derniß der Sammtvertretung abgeſehen werden; Beſchränkungen im Um: 
fang der Vertretungsrechte anders (B. GB. § 26) bleiben auch fortan 
dem Dritten gegenüber ausgeſchloſſen, es ergibt ſich das unzweifelhaft 
aus § 37, wie das auch von Eſſer in keiner Weiſe in Zweifel gezogen 
wird. Da ſich in dem Handelsregiſter die Eintragungen von Beſchrän⸗ 
kungen des Vertretungsrechts, wie die Bekanntmachungen im Reichs⸗ 
anzeiger ergeben, immer wieder finden, ſo wurde hier dieſe Bemerkung 
eingeſchaltet. - 

Nachdem im Handelsgeſetzbuch die Verbindung eines offenen Handels: 
geſellſchafters mit einem Prokuriſten (§ 125 Ab}. 3), des Vorſtandmitgliedes 
einer Aktiengeſellſchaft mit einem Prokuriſten (§ 238 zu vergleichen Bd. XIV 
S. 442 ff. dieſer Zeitſchrift) geſetzlich anerkannt und nur für die Ge⸗ 
noſſenſchaſten die Prokurabeſtellung ohne zwingenden Grund ausgeſchloſſen 
iſt, dürfte die Verbindung des Geſchäftsführers einer G. m. b. H. mit 
einem Prokuriſten auch nicht weiter bedenklich ſein. S. 66 Abſ. 5. 

Die Kürze der Erläuterungen, verbunden mit Klarheit und Er⸗ 
ſchöpfung des Gegenſtandes, ſei wiederholt auch für dieſe Arbeit beſonders 
anerkannt. Keyßner. 
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XXIX. Handbuch des deutſchen Aktiengeſellſchafts— 
rechts. Für die Praxis bearbeitet von Dr. Lu d⸗ 
wig Weyl, Rechtsanwalt in Karlsruhe i. B. In 
drei Theilen. 8. (Erſter Theil: X und 147 S., 
zweiter Theil: XVI und 245 S.) Freiburg i. B. 
und Leipzig 1896, Akademiſche Verlagsbuchhandlung 
von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


Dieſes Werk betrifft nur das Recht der Aktiengeſellſchaft, nicht auch 
das der Aktienkommanditgeſellſchaft. Der erſte Theil enthält eine ſyſte⸗ 
matiſch geordnete Zuſammenſtellung der für jene geltenden Artikel des 
HGB.'s8 Buch 2 Titel 2—4 in der zur Zeit noch in Kraft befindlichen 
Faſſung, der zweite Theil den Text des HGB.3 Buch 2 Titel 3 und A 
in der Legalordnung mit Einſchaltung der für die Aktiengeſellſchaft gel⸗ 
tenden Beſtimmungen des Tit. 2 und eine Erläuterung der einzelnen 
Artikel. Der dritte Theil ſoll in der Hauptſache enthalten „eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der reichs⸗ und landesgeſetzlichen Nebenbeſtimmungen zum 
Recht der Aktiengeſellſchaft, Formulare der für die Gründung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft erforderlichen Rechtsakte und einen Leitfaden durch die Theorie 
des Aktiengeſellſchaftsrechts“ (Vorwort S. VII). 

Ueber den Geiſt, in dem der Kommentar geſchrieben iſt, gibt das 
Vorwort Auskunft. Die beträchtliche Zahl der Kommentare und die Reihe 
der ſyſtematiſchen Bearbeitungen laſſen nach der Anſicht des Verfaſſers 
„für eine weitere theoretiſche Auslegung der Grundſätze des Aklienrechts 
kaum noch Raum“; für eine weitere Bereicherung der Literatur liege 
ein Bedürfniß nicht vor; es fehle aber eine lediglich ſür den praktiſchen 
Handgebrauch eingerichtete Zuſammenſtellung und Erläuterung der Be⸗ 
ſtimmungen über das Recht der Aktiengeſellſchaft; für den Praktiker 
nehmen die Entſcheidungen der Gerichte die erſte Stelle ein, für ihn heiße 
es in den entſchiedenen Fragen: Roma locuta, — bis eine abändernde Ent⸗ 
ſcheidung (!) ergehe, ſei für ihn causa finita; die Ergebniſſe der Doktrin 
kommen für ihn in zweiter Linie und nur inſoweit in Betracht, als ſie 
von praktiſcher Bedeutſamkeit erſcheinen und keine Erkenntniſſe vorliegen. 
Demgemäß ſcheidet der Verfaſſer die Erläuterung eines 
jeden Artikels in zwei Theile; im erſten Theile will er „ſämmt⸗ 
liche zu den Beſtimmungen des Artikels ergangene bedeutſame Gerichts⸗ 
entſcheidungen“ ſoweit thunlich in ihrem Wortlaute mittheilen, im 
zweiten Theile „die für die Praxis wichtigen Ergebniſſe der Dok⸗ 
trin, ſoweit keine Erkenntniſſe vorliegen“. Der Verfaſſer 
will auf dieſe Weiſe „ohne Vertiefung in die Streitfragen dem Praktiker 
für einzelne Fragen raſch und ſicher den gegenwärtigen Stand des Rechts 
der Aktiengeſellſchaft vor Augen führen, ihm neben der ſchnellen Orien⸗ 
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tirung über die Vorſchriften des Geſetzes ermöglichen, ohne Umſtände die 
Antwort auf Zweifelfragen zu finden, welche ſich aus dem Geſetze oder 
neben dem Geſetze erheben.“ 

In ſeiner Meinung über die Bedeutung der Theorie geht 
der Verfaſſer zwar nicht ganz ſo weit wie einzelne Geſetze, welche thö⸗ 
richter Weiſe die freie Autorität der Theorie zu verkümmern ſuchten (bay⸗ 
riſches Landrecht I c. 2 $ 14, preußiſches Landrecht Einl. § 6), aber er 
betrachtet doch die Theorie nicht als der Praxis ebenbürtig. Die prak⸗ 
tiſche Thätigkeit hat zwar zunächſt ein anderes Ziel im Auge, als die 
theoretiſche, jene die Rechtsanwendung, dieſe die Rechtserkenntniß. Aber 
ſie ſind keine Gegenſätze, wollen ſie beide rechtswiſſenſchaftlich ſein. Der 
Praktiker, der einem öden Präjudizienkultus huldigend die Lehren der Wiſſen⸗ 
fait nicht berückſichtigt, ift nicht wahrer Juriſt, und der Theoretiker, 
der ſich dem Leben, wie es ſich in Wirklichkeit geſtaltet und wie es nament⸗ 
lich in den gerichtlichen Entſcheidungen zu Tage tritt, verſchließt, kann 
ſeine Wiſſenſchaft, die ja eine eminent praktiſche Wiſſenſchaft iſt, nicht 
weit fördern. So dient die Praxis der Theorie in gleichem Maße wie 
dieſe jener. Darum kommt den Ergebniſſen der Theorie kein geringerer 
Werth zu, als denen der Praxis; jene haben nicht bloß fubfidiäre Be: 
deutung, wie der Verfaſſer wähnt, find nicht gerade gut genug dazu, dem 
Praktiker, der in Ermangelung eines Präjudiz in Nöthen iſt, aus der 
Verlegenheit zu helfen, ſondern ſind auch dann zu berückſichtigen, wenn 
ſie in Uebereinſtimmung mit der Praxis ſtehen, ganz beſonders aber, wenn 
ſie dieſer widerſprechen — denn wie die Theorie, ſo kann auch die Praxis 
irren. Deshalb wird die in dem vorliegenden Werke beliebte Methode 
nicht nur bei den Theoretikern auf Widerſpruch ſtoßen, ſondern auch bei 
der bei Weitem überwiegenden Mehrzahl der Praktiker, die ſicherlich zu 
ſelbſtändig denkt, als daß ſie mit dem Verfaſſer einfach ſagt: Roma 
locuta. 

Zu der wiſſenſchaftlichen Unhaltbarkeit kommt die Unzulänglichkeit 
der Methode für die Praxis, die um ſo ſchwerer ins Gewicht fällt, als 
der Kommentar gerade für die Praxis beſtimmt iſt. Denn dem Praktiker, 
der einen Kommentar benutzt, kommt es darauf an, möglichſt ſchnell den 
Inhalt der Sätze des Geſetzes feſtzuſtellen, und deshalb iſt eine leicht 
überſichtliche, möglichſt ſyſtematiſche Anordnung der Erläuterungen ge⸗ 
boten ſtatt eines wirren Durcheinanders und der Zerreißung von inner⸗ 
lich Zuſammengehörendem, die für den vorliegenden Kommentar charak⸗ 
teriſtiſch ſind. 

Daß die Methode nicht zweckentſprechend durchführbar iſt, beweiſt 
der Verfaſſer ſelbſt, indem er nicht ſtets gemäß ſeinem im Vorworte kund⸗ 
gegebenen Programme gehandelt hat. Denn bisweilen werden in dem 
zweiten Theile der Erläuterungen dieſelben Sätze an der Hand der Theorie 
aufgeſtellt, die ſchon in dem erſten Theile aus gerichtlichen Entſcheidungen 
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abgeleitet find (3. B. II S. 126 Abſ. 4 und S. 127 3.1), Entſchei⸗ 
dungen erſt im zweiten Theile angeführt (3. B. IT S. 70, 100, 105, 114, 
135, 142, 148, 161, 179, 182), Entſcheidungen im erſten Theile als 
unzutreffend bezeichnet (3. B. II S. 88, 151, 172) oder Widerſprüche der 
Schriftſteller dagegen erwähnt (3. B. II S. 130). 

Der Verfaſſer verzichtet, wie ſich aus dem Vorworte ergibt, darauf, 
die Wiſſenſchaft bereichern zu wollen, obgleich entgegen ſeiner Meinung 
für die weitere wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Aktienrechtes noch ein 
breiter Raum vorhanden iſt!). In der That treten neue Gefichtspunkte 
in ſeinem Werke kaum auf, und die Streitfragen werden ohne Begrün⸗ 
dung (meiſt im Sinne der Mehrheit) entſchieden. Ein Eingehen auf Ein⸗ 
zelheiten erübrigt daher, obgleich auch hier manche Einwendungen zu 
machen wären. 

Es iſt recht bedauerlich, daß der Verfaſſer einen gänzlich falſchen 
Weg nach ſeinem Ziele gegangen iſt. Bei der Sorgſalt, mit der er ge⸗ 
arbeitet hat, hätte er Beſſeres leiſten können. 

Dr. Paul Rehme. 


XXX. Dr. Wilhelm Bernſtein, Rechtsanwalt. All⸗ 
gemeine Deutſche und Allgemeine Oeſter⸗ 
reichiſche Wechſelordnung. Breslau 1898, 
E. Morgenſtern. 


Von dieſem Werke, deſſen erſte beide Lieferungen ich im Bd. 46 
S. 356 beſprochen habe, iſt nunmehr die Schlußlieferung erſchienen. Der 
wiſſenſchaſtliche Ernſt ift der gleiche geblieben, auch das — nach meiner 
Anſicht übertriebene — Beſtreben nach Vollſtändigkeit. Sehr zu rühmen 
iſt, daß der Verfaſſer auch ſchon den Einfluß des bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf das Wechſelrecht in dieſer Schlußlieferung berührt hat. Freilich war 
dies in den erſten beiden Lieferungen noch nicht geſchehen und dadurch 
entſtand eine gewiſſe Ungleichmäßigkeit der Behandlung. 

Auf Einzelheiten kann nicht eingegangen werden. Unzutreffend iſt 
es, wenn der Verfaſſer es für zuläſſig hält, die Behauptung, der Kläger 
habe eine Thatſache gekannt, durch Eideszuſchiebung zu erhärten, ehe die 
Thatſache ſelbſt feſtſteht. Ich habe mich in meiner Wechſelordnung ($ 71 


1) Insbeſondere eine eingehende ſyſtematiſche Darſtellung des geſammten 
Aktienrechts iſt dringend erwünſcht; eine ſolche iſt nunmehr von 
Karl Lehmann begonnen worden. 
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zu Art. 82) eingehend gegen dieſen Irrthum gewendet, und das Reichs⸗ 
gericht fertigt denſelben kurz und bündig mit den Worten ab: „Die Eides⸗ 
zuſchiebung über das Wiſſen einer Thatſache, die als ſolche nicht feſtſteht, 
ift unzuläſſig, wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat“ (Dr 
theil vom 14. Juni 1897, in der Juriſtiſchen Wochenſchrift S. 419; 
vgl. auch Bolze 20 Nr. 798 d). 

Dr. Staub. 


XXXI. Gaupp:Wagener, Dr. Eberhard. Blanko⸗ 
wechſel und Blankoaccept im deutſchen 
Wechſelrechte. 8. (77 S.) Berlin 1898, 
J. Guttentag. 


Die fleißige und fließend geſchriebene Abhandlung zerfällt in drei 
Theile, von denen der erſte nach Feſtſtellung des Begriffes (S. 9) ſich 
über die praktiſche Verwendung des Blankowechſels und des Blanko⸗ 
acceptes verbreitet und den Nachweis führt, daß beide auch nach Art. 7 
WO. zuläſſig find. Im zweiten Theile wird die rechtliche Natur der 
Wechſelblankette erörtert. Der dritte Theil behandelt die rechtlichen Wir⸗ 
kungen. Der Verfaſſer verlangt zur Kreation eines Wechſelblanketts die 
Herſtellung einer Blankourkunde und die Uebertragung des Ausfüllungs⸗ 
rechts, wofür ein Vertrag nicht unbedingt erforderlich iſt. Die Scheidung 
der wechſelmäßigen Haftung des Blankettzeichners von dem civilrechtlichen 
Ausfüllungsvertrage wird ſtreng durchgeführt. 

Schück. 


XXXII. Dr. L. Gaupp. Die Civilprozeßordnung 
für das Deutſche Reich nebſt den auf den 
Civilprozeß bezüglichen Beſtimmungen des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes und des Einführungsgeſetzes. 
3. Aufl. Unter Mitwirkung von Dr. Heinrich 
Stein in Halle a. S. 8. (Bd. I: XXVIII und 
890 S.; Bd. II: 773 S.) 

Die erſte Auflage erſchien bereits 1879, die zweite 1890. Wenn 


jetzt die dritte Auflage erſchienen iſt (Febr. 1898), ſo iſt dem Werk damit 
ein großer Erfolg bezeugt. Angeſchloſſen ſei die Bemerkung, daß dieſer 
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Kommentar ſich einer gleichen Verbreitung in allen Theilen des Reiches 
erfreut, alſo eine Begrenzung und Beſchränkung auf ein Rechtsgebiet 
überwunden hat. In 7 Anhängen zu dem Werk ſind die auf den 
Civilprozeß bezüglichen Normen der Landesrechte dargelegt und zwar für 
Bayern von Dr. Schleſinger, Landgerichtsrath in Augsburg; für Württem⸗ 
berg von Dr. L. Gaupp; für Baden von Dr. B. Behringer, Amts⸗ 
gerichtsrath in Waldshut; für Rheinpreußen von Dr. C. Cretſchmer, 
Staatsanwalt in Düſſeldorf; für das Gebiet des Allg. Preuß. Landrechts 
von Reitzenſtein, Landrichter in Breslau; für Elſaß⸗Lothringen von 
Richard Michaelis, Landgerichtsrath in Zabern; für das ſächſiſche 
bürgerliche Geſetzbuch von Dr. Grengel, Landrichter in Plauen i. V. 
Nachdem jetzt die Civilprozeßordnung in ihrer neuen Geſtalt verkündet 
iſt, ſteht ein Nachtrag, welcher für die neuen Beſtimmungen eine Ueber⸗ 
leitung in das Jahrhundert des bürgerlichen Geſetzbuches ſichert, in 
Ausſicht. Keyßner. 


XXXIII. Bruschettini, A., Avvocato. Trattato dei 
Titoli al Portatore. 8. (532 p.) Torino 
1898, Fratelli Bosca. 


Durch das vorliegende Werk hat der Verfaſſer eine Lücke in der 
italieniſchen Literatur ausgefüllt, wozu ihm die in den letzten Jahren in 
Italien ſich mannigfach entwickelnde Ausgabe von Inhaberpapieren 
die Veranlaſſung gab. Ein Schüler Gold ſchmidt's, hat er auch deſſen 
Methode befolgt, ein Rechtsinſtitut in feiner geſchichtlichen Entwicklung 
und im Zuſammenhang mit der Entwicklung des wirthſchaftlichen Lebens 
darzuſtellen. Der Verfaſſer hat ſein Werk auf eingehende Studien be⸗ 
gründet und ſowohl wiſſenſchaftlichen wie praktiſchen Erforderniſſen voll⸗ 
kommen genügt. Gerade bei einer Abhandlung über dieſes für den Ver⸗ 
kehr beſtimmte Rechtsinſtitut war es nothwendig, auch die Ergebniſſe 
benachbarter Staaten zu berückſichtigen. Mit großer Vollſtändigkeit ſind 
deshalb die deutſche Literatur, welche ſich mit dem Inhaberpapier ſchon 
ſeit mehr als einem halben Jahrhundert beſchäftigt, ſerner Geſetze und 
hauptſächlich die zahlreichen gerichtlichen Entſcheidungen in den An⸗ 
merkungen angeführt. Das Werk zeichnet ſich aus durch juriſtiſche Schärfe 
und Klarheit der Darſtellung. Bezüglich der rechtlichen Natur kommt 
der Verfaſſer zu folgendem Ergebniß: Die Obligation, die in einem Sn: 
haberpapier enthalten iſt, beruht auf einer einſeitigen Willenserklärung, 
die in ihrer Wirkung beſtimmt und begrenzt iſt durch die Aufſchrift auf 
dem Papier; der Eintritt der Rechtswirkung iſt vollendet und unwider⸗ 
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ruflich, ſobald der Ausſteller des Papiers in irgend einer Weiſe den Beſitz 
deſſelben verloren hat. Um den Kredit der Inhaberpapiere zu ſichern 
und die Verkehrsfähigkeit zu vergrößern, wird mit aller Entſchiedenheit 
dafür eingetreten, daß der gute Glaube ſtets geſchützt werden muß. 
L. Keyßner. 


XXXIV. 1. Die Reichsgeſetze, betreffend die pri⸗ 
vatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen: 
ſchiffahrt und der Flößerei vom 15. Juni 
1895. Erläutert von R. Förtſch, Reichs⸗ 
gerichtsrath. Leipzig 1895. 

2. Reichsgeſetze, betreffend die privat: 
rechtlichen Verhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchiffahrt und der Flößerei. Für die 
Praxis erläutert von Dr. Joſef Landgraf. 
Berlin 1896. 

3. Die Reichsgeſetze, betreffend die privat— 
rechtlichen Verhältniſſe der Binnen: 
ſchiffahrt und Flößerei. Erläutert von 
Dr. jur. Max Mittelſtein, Oberlandesgerichts⸗ 
rath in Hamburg. Leipzig 1895. 

4. Das Reichsgeſetz, betreffend die privat- 
rechtlichen Verhältniſſe der Binnen: 
ſchiffahrt. Erläutert von S. Goldmann, 
Juſtizrath, Rechtsanwalt und Notar in Danzig. 
Berlin 1896. 

Das Zuſtandekommen der am 1. Jan. 1896 in Kraft getretenen 
Reichsgeſetze, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiff⸗ 
fahrt und der Flößerei, iſt ein auf dem Gebiete der Geſetzgebung ſehr 
wichtiges Ereigniß, das auch im Auslande, namentlich im Nachbarſtaate 
Niederland, die Aufmerkſamkeit von Juriſten und Fachmännern in einem 
hohen Grade erregt hat. Dem Umſtande, daß ich ſchon im Nov. 1895 
einen in Harlem erſchienenen holländiſchen Kommentar der beiden Geſetze 
geſchrieben habe, verdanke ich wohl die Auszeichnung, von der verehrten 
Redaktion dieſer Zeitſchrift zur Beſprechung der obengenannten vier Werke 
eingeladen zu ſein. 
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Mit großem Vergnügen habe ich die Einladung angenommen, weil 
ich darin eine Veranlaſſung ſah, die beiden höchſt merkwürdigen deutſchen 
Geſetze von Neuem durchzuarbeiten und zwar unter der werthvollen Lei⸗ 
tung von vier trefflichen deutſchen Juriſten. 

Zu meinem großen Bedauern aber war es durch verſchiedene Um: 
ſtände mir bis heute nicht möglich, mein Verſprechen zu erfüllen, und 
habe ich auch jetzt auf eine kurze Notiz mich beſchränken müſſen. 

Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt bilden in 
Holland ſchon ſeit 1838 den Gegenſtand eines ſpeziellen Titels des Handels⸗ 
geſetzbuchs (Buch H Titel 13). Die Form der Reglementirung iſt jedoch diefe, 
daß von jedem Titel des Seerechts, der Reihe nach, die für die Binnen: 
ſchiffahrt geltenden Ausnahmen angedeutet werden. Obzwar alſo eine ſyſte⸗ 
matiſche geſetzgeberiſche Behandlung des Gegenſtands in Holland noch 
fehlt, iſt dennoch der erwähnte Titel des Handelsgeſetzbuchs als der erſte 
Verſuch eines die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt be⸗ 
treffenden Geſetzes zu betrachten. 

Hierbei muß aber bemerkt werden, daß laut Art. 748 des nieder⸗ 
ländiſchen Handelsgeſetzbuchs auf alle internationale Binnenſchiffe 
das See recht Anwendung findet, jo daß das im erwähnten Titel des 
Geſetzbuchs enthaltene exceptionelle Recht bloß für die ausſchließlich inner⸗ 
halb der niederländiſchen Grenzen fahrenden Binnenſchiffe gilt. 

Berückſichtigung der Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, was den 
Frachtvertrag betrifft, finden ferner im italieniſchen Handelsgeſetzbuch 
(Art. 383, 3) und im rumäniſchen (Art. 413, 3) ſtatt. Es wird dabei 
das Seerecht ausdrücklich auf die Frachtverträge der Binnenſchiffahrt an⸗ 
wendbar erklärt. 

Eine dergleiche Anwendbarkeitserklärung der Seerechte auf die Ver⸗ 
hältniſſe der Binnenſchiffahrt findet man auch in vielen Beſtimmungen 
der engliſchen Merchant Shipping Act. 

Im allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuch hat bekanntlich das 
Binnenſchiffahrtsrecht keine Aufnahme gefunden, obzwar die Nürnberger 
Konferenz in der Sitzung vom 1. Mai 1859 beſchloſſen hatte, in einem 
beſonderen Abſchnitte zu verordnen, daß und welche Beſtimmungen des 
Seerechts auch auf die Flußſchiffahrt Anwendung zu finden hätten. 
Später war ſogar ein als Anlage C des Protokolls der Sitzung vom 
11. Februar 1861 bezeichneter, dem erwähnten Titel des holländiſchen 
Handelsgeſetzbuchs nachgebildeter Entwurf vorgelegt, welcher unter der 
Ueberſchrift: „Von den Schiffen, welche Fluß- und Binnengewäſſer bez 
fahren,“ in 26 Paragraphen von dem Schiffseigenthümer, dem Schiffer, 
dem Frachtgeſchäft, der Havarie und der Bergung und Hilfeleiſtung 
handelte. Der Antrag wurde aber abgelehnt. 

Nachdem nun der Bundesrath im Jahre 1874 den Beſchluß gefaßt 
hatte, es ſollten gelegentlich der Einführung des allgemeinen bürgerlichen 
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Geſetzbuches in das allgemeine Handelsgeſetzbuch einige neue hinzuzufügende 
Theile und unter denen auch das Recht der Binnenſchiffahrt aufgenommen 
werden, wurde ſpäter, nach Veranlaſſung der vielen Klagen aus den 
Kreiſen der Schiffahrts- und Handelsintereſſenten über den beſtehenden 
Rechtszuſtand, beier Standpunkt verlaſſen und im Jahre 1893 ein im 
Reichsjuſtizamt ausgearbeiteter Geſetzesvorſchlag einer Kommiſſion von 
ausgezeichneten Sachverſtändigen, unter welchen auch der Verfaſſer einer 
der oben erwähnten Schriften, Herrn Dr. Landgraf, damals Syndikus 
der Handelskammer in Mannheim, vorgelegt. 

Die beiden vom Reichstag im Jahre 1895 angenommenen und am 
1. Jan. 1896 in Kraft getretenen Geſetze, aus den verſchiedenen Ent» 
würfen zuſammengeſetzt — betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchiffahrt und betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Flößerei — haben zu der Herausgabe von mehreren erläuternden Arbeiten 
und Kommentaren Veranlaſſung gegeben. 

Das obengenannte Werk des Herrn Reichsgerichtsraths Förtſch iſt 
ſchon bald nach Verkündung der beiden Geſetze dem Druck übergeben 
worden, wozu der verehrte Verfaſſer, der früher ſchon eine gute Hand— 
ausgabe der Geſetze beſorgt hatte, dadurch im Stande war, daß er ſofort 
nach der Veröffentlichung des erſten Entwurfs eines die Binnenſchiffahrt 
und die Flößerei umfaſſenden Geſetzes, welche im Sommer 1893 durch 
die Reichskanzlei erfolgte, ſich mit demſelben beſchäftigt und die weiteren 
Schickſale deſſelben genau verfolgt hat. Sein Werk iſt alſo die Frucht 
einer zweijährigen Arbeit und hat ohne Zweifel das große Verdienſt, 
daß es eine vollſtändige Darſtellung des Binnenſchiffahrts- und des 
Flößereirechts bietet und ſich dabei auf die dieſes Recht ergänzenden Vor— 
ſchriften des Handelsgeſetzbuchs und der Gewerbeordnung mit erſtreckt, 
wobei jedoch andererſeits eine Ausdehnung auf die allgemeinen Grundſätze 
des Handels⸗ und des Gewerberechts vermieden werden mußte. 

Dieſem im Vorworte angedeuteten Arbeitsplan iſt der Verfaſſer ge— 
treu geblieben. Der Werth dieſes gediegenen Kommentars beſteht haupt— 
ſächlich in der mit großer Vollſtändigkeit bearbeiteten Erläuterung einer 
jeden Beſtimmung, — was die wichtigeren betrifft ſowohl in abstracto 
wie auch in Vergleichung mit anderen Beſtimmungen. 

Auch Dr. Joſeph Landgraf, der wohlbekannte, eifrige und 
um die Entwicklung der Rheinſchiffahrt hochverdiente Sekretär des Vereins 
zur Wahrung der Rheinſchiffahrtsintereſſen in Frankfurt a. M., hat in 
ſeinem obenerwähnten Buch hauptſächlich das Bedürfniß der Praxis 
ins Auge gefaßt. Nach einer Einleitung, die Geſchichte der neuen Ge— 
ſetze betreffend, wird deren Inhalt auf ſehr intereſſante Weiſe erläutert. 
Der Verfaſſer gibt uns hierbei viel mehr als einen eigentlichen Kom: 
mentar der Geſetzesbeſtimmungen. In der Form von einfachen Anno— 
tationen zu den Artikeln enthält dieſes Werk über viele die Binnenſchiff— 


542 Literatur. 


fahrt betreffenden Gegenſtände höchſt beachtenswerthe Auseinanderſetzungen 
und die Löſung mancher Streitfrage. Schon zu § 1 der Binnenſchiffahrts⸗ 
geſetze findet man eine gründliche Beantwortung der vom Verfaſſer ge⸗ 
ſtellten Frage: „Was iſt denn ein Schiff?“; zu § 4: „Haftung des Schiffs⸗ 
eigners mit beſtimmten Vermögenswerthen“, sub 22, 23, 24 und 25 eine 
ausgezeichnete Abhandlung über die perſönliche Haftung; und passim 
erfolgen noch viele dergleichen, wovon mehrere als kurze Monographien 
über den behandelten Gegenſtand zu betrachten ſind. Es wird dabei 
meiſtens in einer beſonderen Anmerkung auch das fremde Recht be⸗ 
rückſichtigt. 

Die Schrift des Herrn Oberlandesgerichtsraths Dr. Max Mittel 
ſtein bildet den 53. Band von Meinhold's Juriſtiſcher Handbibliothek. 
Nach einer kurzen Ueberſicht der Entſtehungsgeſchichte der Geſetze werden 
die Beſtimmungen derſelben eingehend erläutert, auch durch die Erörterung 
von Erkenntniſſen der deutſchen Gerichte, namentlich des Hanſ. Ober⸗ 
landesgerichts, in ſeerechtlichen Prozeſſen. Ueberhaupt ſind die in dieſem 
Kommentar vorkommenden Erörterungen über die Abweichungen des 
Binnenſchiffahrtsrechts vom Seerecht großentheils höchſt intereſſant. 

Herr Juſtizrath Dr. S. Goldmann hat, wie er im Vorwort zum 
obengenannten Kommentar mittheilt, ſich bemüht, in wiſſenſchaftlich und 
praktiſch brauchbarer Weiſe das Binnenſchiffahrtsgeſetz zu erläutern, und 
dabei der Erörterung der das Geſetz ergänzenden Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuchs beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. Die Begründung 
des Geſetzentwurfes und der Kommiſſionsbericht find überall ſorgfältig 
benutzt. Die Arbeit des Herrn Goldmann zeichnet ſich durch kurze 
Faſſung und klare Darſtellung aus. 

Die vier hier beſprochenen Schriften ſind ohne Zweifel für alle, 
die ſich mit der Anwendung der neuen Geſetze zu beſchäftigen haben, von 
großem Nutzen. Gerade bei dieſer Anwendung wird ſich herausſtellen, 
zu welchen neuen Streitfragen die Geſetze Veranlaſſung geben, und welche 
Lücken darin noch beſtehen. 

So wäre es eine werthvolle Arbeit, wenn die tüchtigen Verfaſſer 
der Kommentare nach einigen Jahren in neuen Ausgaben auch die dann 
bekannt gewordenen richterlichen Entſcheidungen über den Inhalt der Ge⸗ 
ſetze und überhaupt die Reſultate der Erfahrung in dieſer Hinſicht prüfen 
würden. 

Haag, Nov. 1897. T. M. C. Aſſer. 
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XXXV. Dr. Ernſt Jäger, geprüfter Rechtspraktikant in 
München. Der Konkurs der offenen Handels— 
geſellſchaft. 8. (XII und 186 S.) Freiburg i. B. 
und Leipzig 1897, J. C. B. Mohr. 


Eine vortreffliche, klar geſchriebene Arbeit, die aus der Kreuzung 
handelsrechtlicher und konkursrechtlicher Fragen den Antrieb nimmt zu 
eindringenden und erfolgreichen Unterſuchungen nach beiden Seiten, dabei 
aber auch — ein guter Wegweiſer für die Praxis — den Gegenſtand in 
erſchöpfender Vollſtändigkeit bis in die feinſten Einzelheiten hinein be⸗ 
handelt. Litteratur und Judikatur ſind ſorgfältig verwerthet. Der Dar⸗ 
ſtellung liegt das gegenwärtig geltende deutſche Handels⸗ und Konkurs⸗ 
recht zu Grunde; doch iſt ſowohl das neue Handelsgeſetzbuch im Entwurf 
als auch, was an Neuerungen in der Denkſchrift zu dieſem Entwurf für 
die Reviſion der Konkursordnung in Ausſicht genommen iſt, genügend 
berückſichtigt, ſodaß die Ausführungen des Verfaſſers auch für das künftige 
Recht ihren Werth behalten werden. Außer dem deutſchen wird noch 
das öſterreichiſche, das ſchweizeriſche und namentlich das franzöſiſche Recht 
herangezogen, deſſen Litteratur auf dem hier in Betracht kommenden Ge⸗ 
biete, wie die vorliegende Schrift zeigt, beſonders ergiebig iſt. 

Die bis ins Einzelne ſcharf und überſichtlich gegliederte Arbeit 
erörtert zunächſt die Vorausſetzungen des Geſellſchaftskonkurſes, und 
zwar die begriffliche (Konkursmöglichkeit), die fachliche (Konkursgrund) 
und die formelle (Konkursveranlaſſung, nämlich Konkursgericht, Antrag 
und Eröffnungsverfahren). In dem erſten, umfangreichſten dieſer drei 
Unterabſchnitte (S. 1—40) ſucht der Verfaſſer die Statthaftigkeit eines 
Sonderkonkurſes über das Geſellſchaftsvermögen der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft theoretiſch zu rechtfertigen. Während ſie in Frankreich aus 
der zur gemeinen Lehre gewordenen Annahme einer Verbandsperſönlichkeit 
ſich von ſelbſt ergiebt, muß man in Deutſchland, wenn dort auch gerade 
die von der franzöſiſchen Litteratur über den Geſellſchaftskonkurs ent⸗ 
wickelten Sätze auf die pofitive Geſtaltung des Rechts Einfluß gehabt 
haben, doch eine andere Löſung des Problems ſuchen. Denn die offene 
Handelsgeſellſchaft, mindeſtens in der Geſtalt, die unſer Recht ihr ge⸗ 
geben hat, beſitzt — richtig angeſehen — keine eigene Rechts perſönlichkeit; 
die bekannten Gründe für dieſe bei uns herrſchende Lehre werden von 
Jaeger (S. 65, 81 ff.) noch um einen neuen, recht beweiskräftigen 
Grund vermehrt: Zuſammenhalt ber SS 209—211 mit $ 214 KO. — 
wo bliebe ſonſt die Beſtraſung der offenen Geſellſchaſter wegen Bankerutt⸗ 
handlungen, die fie in Bezug auf das Geſellſchaſtsvermögen begangen 
haben? Jaeger führt nun diejenige Selbſtändigkeit des Geſellſchafts⸗ 
vermögens, aus welcher die Zuläſſigkeit eines Sonderkonkurſes abzuleiten 
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iſt, nicht mit der überwiegenden Meinung auf das im Uebrigen auch von 
ihm für die offene Handelsgeſellſchaft voll anerkannte (S. 63) Geſammt⸗ 
handprinzip zurück, nicht auf die dingliche Zweckgebundenheit jenes Ver⸗ 
mögens, kraft deren die ſelbſtnützige Verfügung des Einzelnen über feinen 
Antheil, die Theilungsklage, die Aufrechnung ausgeſchloſſen ift c. Dem 
ſtehe künftig ſchon entgegen, daß bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs gleichfalls das Geſammthandprinzip mit feinen Konſequenzen ans 
genommen, nach $ 728 aber die Möglichkeit eines Geſellſchaftskonkurſes 
nicht eröffnet ſei. Der Grund liege auch nicht in der „echten Solidarität“ 
im Sinne Karl Adlers („Zur Entwicklungslehre und Dogmatik des 
Geſellſchaftsrechts“ 1895), deffen Theorie der offenen Handelsgeſellſchaft 
mit ihren unſerer gegenwärtigen Doktrin und Praxis ins Geſicht ſchla— 
genden Folgerungen Jaeger (S. 30--39) eingehend bekämpft. Der 
Grund ſoll vielmehr, wie für jeden Sonderkonkurs, z. B. auch den Nach⸗ 
laßkonkurs, die Haftungsſonderung fein, „eine kraft Rechtsſatzes aus: 
ſchließliche Haftung einer Sondermaſſe gegenüber einer Mehrheit perſön⸗ 
licher Gläubiger“ (S. 3), hier durch Art. 122 HGB.“ inſofern verordnet, 
als die Geſellſchaftsgläubiger bei konkursmäßiger Unzulänglichkeit des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens in erſter Reihe ausſchließlich auf dieſes angewieſen 
ſind und erſt in zweiter Reihe, d. h. lediglich wegen des Ausſalls, ſich 
an das Privatvermögen der Geſellſchafter halten können. Dieſe Erklärung 
hat aber ſchon das eine große Bedenken gegen ſich, daß fie gegenüber 
dem künftigen Recht verſagt, da dieſes ausdrücklich jene Subfidiarität der 
Geſellſchafterhaftung im Verhältniß nur zu einem in Privatkonkurs or: 
rathenen, nicht zu einem neben dem Geſellſchaftskonkurs zahlungsfähig 
gebliebenen Socius gelten laſſen will. Hierin mit unſerem Verfaſſer eine 
theoretiſch nicht zu rechtſertigende poſitive Ausnahmevorſchrift zu ſehen, 
iſt kein befriedigendes Ergebniß. Da halte ich die bisherige Herleitung 
aus dem Geſammthandprinzip, aus der Geſchloſſenheit des Geſellſchafts⸗ 
vermögens, ſeiner Unzugänglichkeit für die Privatgläubiger der Geſell⸗ 
ſchafter, alfo die vom Standpunkt der Privat-, nicht der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger ausgehende Betrachtungsweiſe, immer noch für entſchieden an⸗ 
nehmbarer. Daß nicht überall, wo hiernach die begriffliche Möglichkeit 
für einen Sonderkonkurs vorliegt, ein ſolcher auch durch das poſitive 
Recht zugelaſſen iſt, wie bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
läßt ſich leicht erklären, wenn man bedenkt, daß in den übrigen Fällen 
regelmäßig auch nicht die Vergemeinſchaftung inhaltlich und gegenſtändlich 
ebenſo weit reicht, wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft, daß alſo dort 
auch nicht in gleichem Maße die Eröffnung des Konkursverfahrens mit 
ſeinem komplizirten und koſtſpieligen Apparat am Platze iſt. 

Aber auch ſür Jemand, der ſich mit uns im theoretiſchen Aus⸗ 
gangspunkt dem Verfaſſer nicht ganz anſchließt, behalten die folgenden 
Ausführungen faſt durchweg ihren Werth. Das gilt zunächſt für die 
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ausführliche und verdienſtvolle Erörterung der ſehr wichtigen Frage, wer 
im Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft Gemeinſchuldner iſt. 
Mit überzeugender Begründung wird dieſe Rechtsſtellung allen Geſell⸗ 
ſchaftern zugeſchrieben, und zwar unter Wegfall der früheren, auf Geſetz 
oder Vertrag beruhenden Vertheilung der Geſchäftsführungs⸗ und Ver⸗ 
tretungsbefugniſſe (S. 68, 158). Es beſteht alſo eine Mehrheit von Ge⸗ 
meinſchuldnern — nach Jaeger in dem Sinne, daß jeder Einzelne unter 
ihnen zur Ausübung der Gantſchuldnerrechte und Erfüllung der Gant⸗ 
ſchuldnerpflichten berufen iſt. Auch ich halte dies, und nicht die Noth⸗ 
wendigkeit eines Zuſammenhandelns Aller, für das Richtige und meine 
mit dem Verfaſſer, daß die gegentheilige Anſicht ſich im Einzelnen gar 
nicht praktiſch durchführen ließe (S. 160 N. 1), hätte aber auf S. 68 
eine nähere prinzipielle Klarlegung darüber, wie ſich dieſes Reſultat ver: 
hält zu der vom Verfaſſer im Anſchluß an Gierke angenommenen Fort⸗ 
dauer der perſonenrechtlichen Verbundenheit, willkommen geheißen. Unter 
den Konſequenzen der vorgetragenen Meinung iſt beſonders eingehend das 
gemeinſchuldneriſche Beſtreitungsrecht jedes Geſellſchafters gegenüber den 
angemeldeten Konkursforderungen mit den Rechtsfolgen der Ausübung 
und Nichtausübung behandelt. So ſcheint mir z. B. die unmittelbare 
(ohne actio judicati) Vollſtreckbarkeit einer tabellariſch ſeſtgeſtellten Forde⸗ 
rung in das Privatvermögen jedes Einzelnen der Geſellſchafter für den 
Fall, daß keiner von ihnen im Prüfungstermin die Forderung beſtritten 
hatte, aus der Gemeinſchuldnerſchaft der Geſellſchafter und der Bedeutung 
ihres Beſtreitungsrechtes überzeugend hergeleitet zu ſein. Weniger will 
es mir einleuchten, daß, wenn nur ein Socius beſtritten hatte, damit 
Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit der feſtgeſtellten Forderung auch in Bezug 
auf das Privatvermögen der übrigen, paſſiv gebliebenen Socien ges 
hindert fein fol (S. 76 N. 1); der Hinweis auf die „Natur der Geſell⸗ 
ſchaftsſchuld als Korrealſchuld der Geſellſchafter“ kann in dieſer Richtung 
ficher nicht genügen (vgl. $ 425 B. GB. '8). Billigenswerth dünkt mir 
(anders Coſack) die folgerechte Annahme, daß der Geſellſchaſtskonkurs 
allein für jeden Geſellſchafter die capitis deminutio (in Anſehung der 
Reichstagswahl, Vormundſchaft ꝛc.) herbeiführe (S. 85 ff.). 

Aus der Fülle der in den weiteren Abſchnitten der Schrift entz 
haltenen Erörterungen, welche die Konkursgläubiger, die Konkursmaſſe, 
die Wirkungen des Geſellſchaftskonkurſes, ſeine Beendigung, insbeſondere 
durch Zwangsvergleich, die Privatkonkurſe und den Rückgriff der Maſſen 
(sc. wegen Erſtattung des durch einen Geſellſchafter oder feine Privat: 
konkursmaſſe auf eine Geſellſchaftsſchuld im Hinblick auf das innere Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältniß zu viel Gezahlten) betreffen, mögen hier beiſpiels⸗ 
halber noch folgende hervorgehoben ſein: Der einzelne Geſellſchafter iſt 
wegen eines Erſtattungsanſpruches aus Art. 93 HGB.'s ($ 110 des neuen 
HGB.“'s) Konkursgläubiger im Geſellſchaftskonkurſe (S. 966, 182 f. — 
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mit dem Reichsgericht, gegen Coſack). Die Anmeldung einer Forderung 
zum Geſellſchaftskonkurs unterbricht die Anſpruchsverjährung gegenüber 
den einzelnen dermaligen Geſellſchaftern (S. 98). Zu der Konkursmaſſe 
des Geſellſchaftskonkurſes gehören nach Jaeger ſelbſt diejenigen von 
einem Socius im Geſellſchaftsvertrage als Einlage in specie verſprochenen 
Fahrnißſachen, an welchen der Beſitz noch nicht vom Socius auf die Ge⸗ 
ſellſchaft übertragen iſt; denn die Einbringung von Fahrnißſachen bedürfe 
nach Art. 317 HGB.'s keiner Form, alfo auh nicht der Beſitzübergabe, und 
falle folglich mit dem im Geſellſchaftsvertrag enthaltenen Einbringungs⸗ 
verſprechen zuſammen, ſo daß ſchon mit dieſem das Eigenthum an die 
Geſellſchaft gelange (S. 103 ff.). Dieſe, der herrſchenden gemeinrechtlichen 
Lehre bewußt widerſprechende Anſicht ift ganz unhaltbar, die Beſitzüber⸗ 
gabe iſt keine Förmlichkeit im Sinne des Art. 317, die ſich alſo bei einem 
Uebereignungsgeſchäſt, das Handelsgeſchäft iſt, entbehren ließe; vielleicht 
hat die Rückſicht auf das franzöſiſche Recht den Verfaſſer hier zu weit 
getrieben; leider geht er an dieſer Stelle auf das künftige deutſche Recht 
nicht ein, nach welchem SS 929 ff. B. GB.“? auch für die Illation bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft gelten werden. 

Den breiteſten Raum (S. 119—156) nehmen die Ausführungen über 
die ſchwierigen, an Art. 122 HGB.'s und $ 201 KO. fih anknüpfenden 
Streitfragen ein, die zum Theil freilich für das geplante künftige, in die 
Reviſion der Konkursordnung verwieſene Recht gegenſtandslos werden, in⸗ 
ſofern darin nämlich die Subſidiarität der perſönlichen Geſellſchafterhaftung 
auf den Fall gleichzeitigen Privatkonkurſes beſchränkt wird (vgl. oben). 
Daß hier für dieſen Fall dem Geſellſchaftsgläubiger auch weiterhin, wie 
in dem jetzigen § 201 Abſ. 2 KO., durch Heranziehung des § 57 ebenda 
die Möglichkeit eröffnet wird, auf Geltendmachung ſeiner Forderung im 
Geſellſchaftskonkurſe zu verzichten und fie im vollen Betrage im Privats 
konkurs zu verfolgen, wird von Jaeger (S. 156) als eine ungerecht⸗ 
fertigte Benachtheiligung der Privat- zu Gunſten der Geſellſchaftsgläubiger 
angeſehen, und man wird dieſer Polemik beizuſtimmen haben. Eine noch 
größere Verſchiebung zu Ungunſten der Privatgläubiger würde die 
Kohler'ſche Anſicht zur Folge haben, daß ſelbſt der am Geſellſchafts⸗ 
konkurs fih betheiligende Geſellſchaftsgläubiger im Privatkonkurs eines 
Geſellſchafters die Berechnung der auf ihn kommenden Konkursdividende 
nach Höhe feiner ganzen Forderung, und nicht bloß des im Geſellſchafts— 
konkurs ausgefallenen Theils, verlangen könne. Den hierin liegenden Ans 
griff gegen die herrſchende Meinung weiſt unſer Verfaſſer (S. 152 ff.) mit 
durchſchlagenden Gründen zurück. 

Jena, den 2. April 1898. Alfred Schultze. 
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XXXVI. Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer: 
gerichts in Sachen der nichtſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit und in Strafſachen. Herausgegeben von 
Reinhold Johow, Geheimem Ober⸗Juſtizrath. 
8. (Bd. XV: 500 S.; Bd. XVI: 588 S. und 
Bd. XVII: 567 S.) Berlin 1896, 1897, 1898, 
Franz Vahlen. 


Betreffend die Anzeige der früheren Bände iſt dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLII S. 333, Bd. LXIV S. 616 zu vergleichen. 

Die Anordnung iſt gegen die früheren Bände unverändert, auch die 
Bearbeitung durch Mitglieder des Gerichtshoſes, deſſen Entſcheidung ver⸗ 
öffentlicht wird. Der vorliegende Band bringt 156 Entſcheidungen, 
darunter 15, welche die „gewerblichen Regiſter“ betreffen. Die für Preußen 
hergeſtellte Einheitlichkeit der bezüglichen Entſcheidungen in letzter In⸗ 
ſtanz!) ift wirkungsvoll geweſen, bei der ſonſt im Regiſterweſen herrſchen⸗ 
den Mannigfaltigkeit, für welche die Bekanntmachungen im Reichsanzeiger 
täglich Belege geben. Die in den deutſchen Gliedſtaaten nach Geſetz be⸗ 
ſtehenden Verſchiedenheiten?) ſollten bei der Umarbeitung des Handels⸗ 
geſetzbuches beſeitigt werden, worauf Oberlandesgerichtsrach Rudorff— 
Hamburg in einer Abhandlung: „Die ſtreitige Gerichtsbarkeit in Han⸗ 
delsſachen nach dem Entwurſe eines Handelsgeſetzbuches“?) nachdrücklich 
hinweiſt. Hierbei wäre dann auch die Einheitlichkeit der Entſcheidung 
in letzter Inſtanz in Betracht zu ziehen. Bei der Beſchleunigung, mit 
welcher ſich die Durcharbeit und Durchberathung vollzieht, ſcheint hierſür 
zunächſt keine Ausſicht zu fein, obwohl der Umfang des Prüfungsſtoffs 
des Regiſterrichters einer geſetzlichen Sicherung bedürftig iſt“). Das Re- 
giſterweſen für die Fälle, in denen die Eintragung nicht lediglich be⸗ 
urkundend, ſondern rechtsbegründend iſt — namentlich für Aktiengeſell⸗ 
ſchaften —, für große Bezirke bei einem Gericht zuſammenzuziehen — 
wie in England, — dürſte gleichmäßig für das Deutſche Reich keine Aus⸗ 
ſicht haben; ich würde hierin eine weſentliche Auflaſſung des heutigen, 
nach den Bekanntmachungen im Reichsanzeiger zu beurtheilenden Zuſtandes 
erkennen, möchte mich alſo gegen eine allgemeine Beſtimmung ausſprechen, 
„das Handelsregiſter wird von den Amtsgerichten geführt“ 5). 


1) Vgl. Keyßner: „Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz für das Deutſche 
Reich und das Verfahren in Handelsſachen“ in dieſer Zeitſchrift 
S. 513 (auch Sonderabdruck S. 47). 

2) Keyßner a. a. O. S. 522 ff., bezw. S. 78 ff. 

3) Gruchot — jetzt Ruſſow, Rünbel, Eccius — Beiträge 
zur Erläuterung des deutſchen Rechts. Bd. XLI S. 57 ff. 

4) Rudorff an dem in Anm. 3 a. O. S. 68. 

5) Rudorff a. a. O. S. 67. 
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Schließlich ſei behufs Weiterbildung deutſcher Wörter und Beſeiti⸗ 
gung unnöthiger Fremdwörter, namentlich geſchmackloſer Miſchwörter, 
vorgeſchlagen, in Gebrauch zu nehmen: 

Einheitsgründung ſtatt Simultangründung. 
Zeichnungsgründung ſtatt Succeſſivgründung. 


Dezember 1896. Keyßner. 


Inzwiſchen ſind zwei weitere Bände dieſes Jahrbuches erſchienen. 
Bd. XVI enthält 7 und Bd. XVII 4 Entſcheidungen des Kammergerichts I 
Civilſenat, betreffend das Firmenrecht, die Führung des Handelsregiſters 
und das kaufmänniſche Pfandrecht. 

In der Begründung dieſer Entſcheidung wird dem Zweck, auf eine 
gleiche Geſtaltung in Preußen hinzuwirken, durch die Rückſicht auf die 
Literatur in ſorgfältigſter Weiſe Rechnung getragen. 

Juni 1898. K. 


XXXVII. Geſetz über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870 — 18. Auguſt 1897. 
Erläutert von Dr. jur. Reitz, Kaiſerl. General⸗ 
konſul a. D. und Syndikus der Handelskammer 
in Nordhauſen. 8. (156 S.) Berlin 1897, 
Franz Vahlen. (3 Mark.) 

Das Geſetz in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt iſt S. 447 dieſes Bandes 
abgedruckt. Verfaſſer gibt in einer Einleitung (S. 1—34) eine Ueberficht 
über die Entwicklung der Einrichtung überhaupt und eine zuverläſſige 
Darlegung der Entſtehung des Geſetzes. Es folgt der Wortlaut des Geſetzes 
mit eingehenden Erläuterungen, von denen die zu § 38 „Geſchäftskurs“ 
beſonders hervorzuheben find. Den Abſchluß macht ein ausgiebiges ABC: 
Regiſter. Die Arbeit wird in den betheiligten Kreiſen als eine nutzen⸗ 
bringende und verdienſtvolle bezeichnet werden. Keyßner. 


XXXVIII. Das Geſetz über Kleinbahnen und Privat⸗ 
anſchlußbahnen. Erläutert von Georg Eger. 
Nebſt einem Anhange, enthaltend alle wichtigeren 


Literatur. 549 


bezüglichen Geſetze, Ausführungsbeſtimmungen und 
Erlaſſe. 8. (XXXII und 716 S.) Hannover 
1897, Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 


Das preußiſche Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 hat die dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Bahnen beſtimmten Normen in Bezug auf 
Genehmigung, Anlage, Betrieb und Verwaltung unterworfen, dagegen die 
Öffentlichen Bahnen lokalen Charakters nur polizeilich adminiſtrativer 
Regelung überlaſſen. Dies hemmte den Aufſchwung der Lokalbahnen und 
das Bedürfniß nach einer geſetzlichen Regelung führte in Preußen zum 
Erlaſſe des ſogen. Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892. Wie ſehr dieſes 
Geſetz ſeinen Zweck einer Förderung des Lokalbahnweſens erreichte, erhellt 
aus der Mittheilung des Miniſters Thielen (in der Sitzung des preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſes vom 25. April 1898), daß ſeit dem Erlaſſe des 
Geſetzes 180 Kleinbahnen in einer Länge von 3948 Kilometern angelegt 
worden find; 120 find ſchon im Betrieb, 60 noch in der Ausführung 
begriffen. Dieſe Zahlen beweiſen auch, welch große praktiſche Bedeutung 
dieſem Geſetze zukommt, und daß Eger mit ſeinem Kommentar zu dieſem 
Geſetze, das wegen der Neuheit des darin behandelten Rechtsſtoffs große 
Schwierigkeiten bietet und vielen Zweifeln in der Handhabung Raum gibt, 
ſich den Dank all der Kreiſe, die ſich mit der Anwendung des Geſetzes zu 
befaſſen haben (Kaufleute, Induſtrielle, Juriſten, Verwaltungs⸗ und Eiſen⸗ 
bahnbeamte), verdient hat. 

Der Inhalt des Kleinbahngeſetzes gehört zwar nicht dem Handels⸗ 
rechte, ſondern dem öffentlichen Rechte an, aber immerhin erſcheint es bei 
der großen Bedeutung des Geſetzes für das Verkehrsleben angemeſſen, die 
Aufmerkſamkeit der Leſer dieſer Zeitſchriſt auf dieſen Kommentar zu lenken. 
Speziell handelsrechtliches Intereſſe bietet hauptſächlich § 16 des Geſetzes, 
der für die Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung die ausgehändigte Genehmigung erſt 
nach Führung des Nachweiſes der Eintragung in das Handelsregiſter in 
Wirkſamkeit treten läßt. Dieſe Geſellſchaften erlangen erſt mit der Ein⸗ 
tragung ihre rechtliche Exiſtenz, und Vorausſetzung dieſer Eintragung 
iſt die Vorlegung der ſtaatlichen Genehmigungsurkunde. Die von Eger 
S. 235 geäußerten Zweifel, ob der Regiſterrichter auf Grund einer der⸗ 
artigen, noch nicht rechtswirkſamen Genehmigungsurkunde die Eintragung 
vollziehen wird, erſcheinen mir begründet, denn Art. 210 Abſ. 2 Nr. 4 
und Art. 176 Abſ. 2 Nr. 4 des HGB.“'s fordern ebenſo wie § 8 Nr. 4 des 
RG.'s vom 20. April 1892 eine unbedingte Genehmigungsurkunde, nicht 
eine ſolche, deren Rechtswirkſamkeit noch bedingt iſt. Eine ſolche landes⸗ 
rechtliche Einſchränkung reichsgeſetzlicher Beſtimmungen halte ich für un⸗ 
zuläſſig. 

Der ganze Kommentar legt Zeugniß ab für die vollſtändige Be⸗ 
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herrſchung des Eiſenbahnrechtsſtoffs durch den Verfaſſer. Die Anordnung 
iſt höchſt zweckmäßig. Prinzip und Entſtehungsgeſchichte eines jeden Para⸗ 
graphen wird dargelegt und für den Inhalt das geſammte Auslegungs⸗ 
material, wie es in den Motiven des Geſetzes, in Kommiſſionsberichten 
und Landtagsverhandlungen, in Literatur und Rechtſprechung aufgeſpeichert 
iſt, herangezogen. So wird Gelegenheit geboten, die Anſichten des Ver⸗ 
faſſers nachzuprüfen. Die Intereſſenten werden kaum einmal vergeblich 
für eine Frage Aufklärung in dem Kommentar ſuchen, deſſen praktiſche 
Brauchbarkeit erhöht wird durch den Abdruck der Ausführungsanwei⸗ 
ſungen, Verordnungen und Miniſterialerlaſſe und durch ein ausführliches 
Sachregiſter. | 


Jena, im Juli 1898. Eduard Roſenthal. 


XXXIX. W. Gleim. Das Recht der Eiſenbahnen in 
Preußen. 1. Bd., 1. und 2. Hälfte. 8. (V und 
340 S.) Berlin 1891, 1892, Verlag von Franz 
Vahlen. 


Gleich den Werken von Endemann und Eger ift auch das vor⸗ 
liegende, aus Vorleſungen über Eiſenbahnrecht, die der Verfaſſer, und 
zwar an der Berliner Univerſität, gehalten hat, hervorgegangen. Es be⸗ 
zeichnet ſich ſelbſt nicht wie das Eger'ſche als ein Handbuch, von dem 
man eine vollſtändige Sammlung des einſchlagenden Materials, eine er⸗ 
ſchöpſende Aufzählung und Verarbeitung der Literatur und Rechtſprechung 
erwarten muß, die ein ſolches auch als Nachſchlagewerk für Detailfragen 
brauchbar erſcheinen läßt. 

Man kann die Gleim’iche Darſtellung eher als Lehrbuch Harat: 
teriſiren. Sie führt ſehr gut alle diejenigen, die ſich berufsmäßig mit 
dem Eiſenbahnrechte zu beſchäftigen haben, in dieſe, die verſchiedenſten 
Rechtsmaterien berührende Disciplin ein. Den Beamten der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, der inneren Verwaltung und den Gerichten wird hier ein 
vortreffliches Hilfsmittel geboten, um die rechtliche Geſtaltung des Eiſen⸗ 
bahnweſens in ihrer Eigenart kennen zu lernen. Der Verfaſſer iſt in der 
Lage, auf Grund ſeiner langjährigen Erfahrungen auch das ungeſchriebene 
Recht, das auf der Verwaltungspraxis beruhende, zur Darſtellung zu 
bringen. 

Daß der Zweck im Recht, die wirthſchaftlichen Grundlagen und Be» 
dürfniſſe, für die die Eiſenbahnrechtsnormen aufgeſtellt ſind, eingehende 
Berückſichtigung finden, erhöht den Werth der Darſtellung. 

Das Buch lieſt ſich angenehm und iſt klar disponirt. Der Ver⸗ 
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faſſer verſteht es, das Weſentliche herauszuheben, läßt Detailausführungen 
bei Seite, ſo daß es möglich iſt, ſich leicht über die einzelnen Inſtitute 
zu informiren. 

Wenn der Verfaſſer ſein Werk auch nur zum praktiſchen Gebrauche 
beſtimmt hat und in Folge deſſen theoretiſchen Erörterungen nur hier und 
da Eingang gewährt, ſo wird ſeine Darſtellung doch auch für die Theorie 
des Eiſenbahnrechts manch beachtenswerthen Fingerzeig bieten gerade wegen 
der ſteten Berückſichtigung der Verwaltungspraxis, deren Kenntniß doch 
auch für theoretiſche Betrachtungen auf dieſem Gebiete von Werth iſt. 
Zu bedauern iſt, daß der Verfaſſer mit Literaturangaben gar zu ſehr 
kargt. Dieſe Enthaltſamkeit wirkt an manchen Stellen recht ſtörend. 
Sie zwingt den, der einer Frage nachgehen will, ſich aus einem anderen 
Werke die Kenntniß der einſchlägigen Literatur zu verſchaffen. 

Der Verfaſſer gliedert meines Erachtens den Stoff ſyſtematiſch richtig 
in einen öffentlichrechtlichen und einen privatrechtlichen und ordnet die 
einzelnen Theile ſo, daß dieſe prinzipiell richtige Anordnung zugleich auch 
praktiſchen Anforderungen entſpricht, indem er die Rechtsſätze, welche den 
Bau, und diejenigen, welche den Betrieb der Bahnen betreffen, thunlichſt 
auseinander zu halten ſucht. 

Die erſte Hälſte des 1. Bandes iſt einer Darſtellung der allgemeinen 
Grundlagen des preußiſchen Eiſenbahnrechts gewidmet. 

Begriff, techniſche und wirthſchaftliche Grundlagen, Entwicklung, 
Quellen und Literatur des Eiſenbahnrechts ſchildert die Einleitung. — 
Nach einer Skizzirung des Verhältniſſes der Eiſenbahnen zur Staatsgewalt 
im Allgemeinen (1. Abſchnitt) wird Begriff, Arten, rechtliche Natur des 
Eiſenbahnunternehmungsrechts und die Begründung deſſelben für Privats, 
preußiſche Staats⸗ und Reichseiſenbahnen im 2. und 3. Abſchnitt aus⸗ 
einander geſetzt. 

In der zweiten Hälfte des 1. Bandes wird dann zuerſt das Eiſen⸗ 
bahnbaurecht, die Rechte und Pflichten des Eiſenbahnunternehmers und 
der Einfluß der öffentlichen Intereſſen auf die Anlage der Eiſenbahnen 
erörtert, wobei namentlich die Intereſſen der Polizei (Wege⸗, Strom⸗, 
Deich⸗, Bau⸗ und Feuerpolizei) Berückſichtigung finden. Mit einer Be⸗ 
ſprechung des Einfluſſes des Intereſſes des Privat-, beſonders des Berg: 
werkeigenthums und der Beziehungen der Poft- und Zollverwaltung zur 
Eiſenbahnunternehmung ſchließt dieſe Abtheilung. 

Da in dieſem 1. Bande nur Fragen des öffentlichen Rechts be⸗ 
ſprochen werden, ſo können wir an dieſer Stelle davon abſehen, Einzel⸗ 
heiten hervorzuheben und unſere etwaige Nichtübereinſtimmung mit ein⸗ 
zelnen der vorgetragenen Anſchauungen zu betonen. Erſt der 3. Band, 
der das Eiſenbahnprivatrecht behandeln ſoll, wird auch handelsrechtliche 
Materien beſprechen und Gelegenheit bieten, auf dieſe in dieſer Zeitſchrift 
näher einzugehen. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 36 
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Wir glaubten aber nicht, deſſen Erſcheinen abwarten zu ſollen, ſon⸗ 
dern wollten ſchon jetzt die Aufmerkſamkeit der Leſer auf den vorliegenden 
wohlgelungenen 1. Band hinlenken. 

Jena, September 1897. ' Eduard Roſenthal. 


XL. 1. Rümelin, Dr. M., Profeſſor des römiſchen Rechts 
in Tübingen. Die Gründe der Schadens— 
zurechnung und die Stellung des deutſchen 
bürgerlichen Geſetzbuchs zur objektiven 
Schadenserſatzpflicht. 8. (VII und 97 S.) 
Freiburg i. B. und Leipzig 1896, Akadem. Ver⸗ 
lagsbuchhandlung von J. C. B. Mohr. 


2. Jung, Erich, Regierungsaſſeſſor, Dr. jur. et phil. 
Delikt und Schadensverurſachung. Ein Bei⸗ 
trag zur Lehre vom gußerkontraktlichen Schadens⸗ 
erſatz mit beſonderer Berückſichtigung der Beſtim⸗ 
mungen des bürgerlichen Geſetzbuchs. 8. (XI und 
164 S.) Heidelberg 1896, C. Winter's Univer⸗ 
ſitätsbuchhandlung. 


Die beiden gleichzeitig erſchienenen Schriften bieten einen erfreu⸗ 
lichen Beleg dafür, daß das lange Zeit in Anbetracht ſeiner eminenten 
praktiſchen Bedeutung ganz erſtaunlich vernachläſſigte Problem der 
Schadenderſatzpflicht jetzt zum Gegenſtand lebhaften Meinungsaustauſches 
geworden iſt. Beiden Schriften iſt gemeinſam, daß fie mit beſonderer 
Berückſichtigung des bürgerlichen Geſetzbuchs geſchrieben ſind. Angeſichts 
der meines Dafürhaltens recht unvollkommenen Regelung des Schadens⸗ 
erſatzrechts im bürgerlichen Geſetzbuch iſt die wiſſenſchaftliche Behand⸗ 
lung der Materie gerade auch im Hinblick auf die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuchs von beſonderer Bedeutung für deren richter⸗ 
liche Anwendung wie für ihre Weiterbildung. 

J. Ich wende mich zuerſt der Schrift von Rümelin zu. Rü- 
melin unterzieht zunächſt die im poſitiven Recht anerkannten, ſowie 
die von der Theorie vorgeſchlagenen Haftungsprinzipien einer Kritik. 
Seinen Ausgangspunkt bildet die Frage, „welche Thatſachen genügenden 
Anlaß bieten, um einen entſtandenen Schaden mit einem beſtimmten 
Vermögen in Verbindung zu bringen“. (Daß man bei Beantwortung 
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dieſer Frage nicht von vornherein die Fälle des Schadenserſatzes und 
der „Schadensvertheilung“ trennen darf, darin ſtimme ich Rümelin 
entſchieden zu.) 

Zunächſt unterſucht Rümelin die Stellung des vom Verſchul⸗ 
dungsprinzip beherrſchten römiſchen Rechts und wendet ſich gleichzeitig 
gegen die Gegner des Verſchuldungsprinzips als ſolchen, Mataja, 
Binding und Sjögren (S. 3 ff.). Rümelin wirft mir vor, 
daß ich (in meiner Schrift „Die Kollifion rechtmäßiger Intereſſen und 
die Schadenserſatzpflicht bei rechtmäßigen Handlungen“, S. 106 ff.) 
das römiſche Recht nicht richtig beurtheile, wenn ich annehme, daß die 
Anerkennung einer Erſatzpflicht unabhängig vom Verſchulden des Han⸗ 
delnden im römiſchen Recht auf formelle Schwierigkeiten ſtieß, indem 
Kontrakt und Delikt hier als die Grundpfeiler des Obligationenrechts 
daſtehen und nur aus den einzelnen pofitiv formulirten Kontrakts⸗ und 
Deliktsthatbeſtänden regelmäßig Klagen gewährt wurden, von dem 
Klagenſyſtem aber wiederum die materiellen Rechte abhingen. Rümelin 
ſelbſt hebt aber doch hervor, daß nur ein „beſtimmtes“ Delikt oder die 
ſchuldhafte Uebertretung einer „beſtimmten Kontrakts⸗ oder Quaſi⸗ 
kontraktspflicht“ eine Erſatzpflicht zu begründen vermochte. Und im 
Uebrigen betone auch ich, daß die römiſchen Juriſten über Kontrakt 
und Delikt als Haftungsgründe thatſächlich hinausgegangen find, daß 
ſie durch beſonders dringende praktiſche Bedürfniſſe ſich über ihre eigene 
Theorie hinausdrängen ließen (S. 107, 157 meiner Schrift vgl. mit 
Rümelin S. 18), nur daß ſie hier eben lediglich kaſuiſtiſch⸗taſtend 
vorangegangen, dagegen zu einer Zuſammenfaſſung der vom Verſchulden 
unabhängigen Haftungsfälle, zur Ausprägung und Formulierung eines 
dieſen Fällen gemeinſamen Rechtsgedankens nicht durchgedrungen find. 
Daß hierbei aber formelle Schwierigkeiten mitgewirkt haben, ſcheint mir 
u. A. die Hilfloſigkeit der römiſchen Juriſten gegenüber den Notſtands⸗ 
handlungen (S. 107 m. Schr.) deutlich zu zeigen. Weshalb in einer 
Zeit weniger entfalteter Technik und weniger engen Zuſammenlebens 
der Menſchen es theoretiſch eher zu rechtfertigen ſein ſoll, bei jedem 
Schaden, der aus einer „außergewöhnlichen“ Anlage entſpringt, „von 
Verſchuldung zu ſprechen“ (S. 16), will mir nicht recht einleuchten; 
und daß durch das römiſche Schadenserſatzrecht „auch vom Standpunkt 
moderner Anſchauung aus die Bedürfniſſe des Verkehrs weſentlich ge⸗ 
deckt waren“, iſt — wie Rümelin ſelbſt ſagt — eine kühnliche Be⸗ 
hauptung. 

Rümelin betrachtet ſodann (S. 20 ff.) die Fortſchritte, welche 
das Schadenserſatzrecht über den Standpunkt des römiſchen Rechts 
hinaus gemacht hat, die es freilich im Allgemeinen nicht der romaniſti⸗ 
ſchen Wiſſenſchaft verdankt und die innerhalb des gemeinen Rechts auch 
nur vereinzelte find, während fie ſonſt, in der Spezialgeſetzgebung wie 
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in den landesrechtlichen Kodifikationen (beſonders code civil) erheblich 
weiter reichen. 

Die Frage iſt, ob dieſen, über den culpa⸗Standpunkt hinaus⸗ 
gehenden Rechtsſätzen ein einheitliches Haſtungsprinzip zu Grunde liegt, 
welches als leitender Geſichtspunkt für Auslegung und Weiterbildung 
des Rechts aufgeſtellt werden kann. 

Rümelin wendet ſich der Reihe nach gegen die verſchiedenen, 
in der neueren Doktrin entwickelten Haftungsprinzipien. 

Ausgeſchieden wird zunächſt mit Recht der Geſichtspunkt der 
„Schadensvertheilung“, welcher unbeſchadet ſeiner großen ſozialpolitiſchen 
Bedeutung nicht geeignet iſt, ein juriſtiſches Prinzip an die Hand 
zu geben. 

Rümelin verwirſt aber auch das (die Geltung eines alum: 
faſſenden Haftungsprinzips beanſpruchende) „Veranlaſſungsprinzip“, 
daſſelbe in dem Sinne genommen, daß die rein äußerlich-objektive Ver: 
urſachung für die Schadenshaftung entſcheidend ſein ſoll, und hier be⸗ 
finde ich mich wieder in voller Uebereinſtimmung mit ihm; auch ſeine 
Ausführungen gegen die Anknüpfung des Veranlaſſungsprinzips an das 
altgermaniſche Recht (S. 28) decken ſich durchaus mit den meinigen 
(S. 146). Dieſes „Veranlaſſungsprinzip“ wird in der That getroffen 
von der Erwägung, mit welcher die Geſetzgebungskommiſſion ſeine Durch⸗ 
führung im bürgerlichen Geſetzbuch ablehnte: daß dieſelbe „ſich als 
Rückſchritt zu den überwundenen Anſchauungen niederer Kulturſtufen 
darſtellen würde“. Wie das Kind, welches ſich am Tiſche anſtößt, 
gegen den Tiſch ſchlägt, wie neulich mein junger Hund, als er, auf dem 
Parkettboden ausgleitend, ſich gegen ein Stuhlbein geſtoßen hatte, wüthend 
gegen das böſe Stuhlbein ſchnappte, ſo iſt die Reaktion ſchlechthin gegen 
denjenigen, von welchem eine ſchädliche Wirkung ausgeht, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Beteiligung ſeines Willens, der naive Standpunkt eines 
unentwickelten Rechtes. 

Was die folgenden Bemerkungen Rümelins gegen Sjögren 
betrifft („Formen des Unrechts und Thatbeſtände der Schadenſtiftung“ 
in Ihering's Jahrb. 35, 343 ff. Zur Vervollſtändigung ſeines Ge⸗ 
dankengangs iſt aber ſein größeres Werk „Om rättsstridighetens for- 
mer med särskild hänsyn till skadeständs problemet“ heranzu⸗ 
ziehen), jo laufen Sjögrens Ausführungen, wie mir ſcheint, ſchließlich 
doch weſentlich auf die Betonung des Intereſſes als des (neben dem 
Verſchulden) für die Haftung maßgebenden Momentes hinaus. Nur 
muß nach ihm dieſes Intereſſe fingulärer Natur ſein, um den Zuſam⸗ 
menhang eines entſtandenen Schadens mit dem Intereſſenten herzu⸗ 
ſtellen; er betrachtet alſo die Art des Intereſſes als entſcheidend. 

Das „Intereſſeprinzip“, wenn ich es kurz ſo zuſammenfaſſen darf, 
hat ſeine Formulirung insbeſondere gefunden in dem Satze in meines 
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Vaters Encyklopädie: „Jeder hat die Koſten der Geltendmachung feiner 
Intereſſen zu tragen“ (er betont aber S. 287 auch ſchon die „Ge— 
fahren“, mit denen gewiſſe Handlungen und Unternehmungen ihrer 
Natur nach verbunden find), und in Un gers Billigkeitsprinzip: „Eigenes 
Intereſſe, eigene Gefahr; fremdes Intereſſe, fremde Gefahr.“ Rümelin 
findet, daß der Gedanke der Verknüpfung von Schaden und Intereſſe 
für ſich allein nicht Grundlage eines juriſtiſchen Prinzips abzugeben 
vermöge. Dieſes zur Verknüpfung eines entſtandenen Schadens mit 
dem Träger eines beſtimmten Intereſſes noch erforderliche weitere Mo— 
ment habe ich klar zu ſtellen verſucht in meiner vorhin citirten Schrift, 
indem ich neben dem Verſchuldungsprinzip (nicht an Stelle deſſelben, 
wie ich gegenüber Einwendungen von anderer Seite betonen möchte) 
das „Prinzip des aktiven Intereſſes“ aufſtellte, demzufolge „derjenige, 
welcher ſein Intereſſe zum Nachtheil oder unter Gefährdung eines legi— 
timen fremden Intereſſes geltend macht, der ‚aktiv‘ wird ... zum Bor: 
theil ſeines, auf Koſten eines fremden Intereſſes, auch wenn ſeine Hand— 
lung mit Rückſicht auf das Ueberwiegen ſeines im Notſtand oder ſonſt 
in einer Kolliſion befindlichen Intereſſes ſich als rechtmäßig darſtellt, 
dem Anderen den Schaden erſetzen muß, der dieſem durch die ihm von 
der Geſamtheit diktierte Unterordnung ſeines Intereſſes unter das— 
jenige des Handelnden erwachſen iſt“ (S. 160). Rümelin fragt 
(S. 55), ob „irgend welche“ mit der Handlung verbundene Gefahren 
genügen ſollen zur Begründung der Erſatzpflicht. Durch meine ganze 
Schrift zieht fiH aber (S. 151, 164 a. a. O.) die Betonung der Not: 
wendigkeit einer generellen Vorherſehbarkeit der Gefahren ſeitens des 
Handelnden, der Erkennbarkeit wenigſtens der generellen Bedeutung 
ſeines Handelns als eines für Andere gefährlichen. (Auch im „Zufall 
im Recht“ S. 33 wirft Rümelin mir merkwürdiger Weiſe „nicht ge: 
nügende Hervorhebung“ des Erforderniſſes genereller Vorherſehbarkeit 
vor.) Daß dieſe Erſatzpflicht „ſo weit gehe, als die Kauſalität der 
Willensbethätigung reicht“ (Rümelin S. 34), behaupte ich feines: 
wegs, im Gegentheil iſt mein 4. Kapitel (S. 186 ff.) dem Verſuch einer 
prinzipiellen Abgrenzung dieſer Erſatzpflicht kraft aktiven Intereſſes 
gewidmet. 

Auch dieſes mein „Prinzip des aktiven Intereſſes“ findet nun 
Rümelins Beifall nicht (S. 34 ff.). Ich möchte aber von vorn: 
herein betonen, daß mir weit mehr der Uebereinſtimmung zwiſchen 
Rümelin und mir zu beſtehen ſcheint, als der Differenzen. 

Rümelin nimmt zunächſt Anſtoß an meinem Ausdruck „Prin— 
zip“; man dürfe nur von gewiſſen „Tendenzen“ ſprechen. Mir ſcheint 
diefje Differenz mehr formell⸗terminologiſcher Natur zu fein, denn auch 
ich betone, daß es ſich um kein abſolut durchführbares Prinzip Han: 
delt, daß eine formaliſtiſche Konſequenzmacherei auf dem Gebiete des 
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Schadenserſatzrechts weniger denn irgend wo angebracht iſt (S. 179 
a. a. O.); ich bezeichne jenes „Prinzip“ an anderen Stellen als den 
„Grundgedanken“, welcher die Erſatzpflicht in den Fällen von Kolli⸗ 
fionen rechtmäßiger Intereſſen beherrſche, als den „allgemeinen Ge: 
danken“, welcher die „Richtſchnur“ abgeben ſolle für Geſetzgeber und 
Richter. Eine ernſtliche ſachliche Differenz würde ſich nur dann er⸗ 
geben, wenn hinter Rümelins Ablehnung meines „Prinzips“ die (von 
anderer Seite vertretene) Auffaſſung ſtehen ſollte, daß auch der Nach⸗ 
weis eines, den zerſtreuten Beſtimmungen des geltenden Rechts über 
Erſatzpflicht ohne Verſchulden zu Grunde liegenden einheitlichen Rechts⸗ 
gedankens nicht die Aufſtellung eines Prinzips rechtfertige, aus welchem 
ſich (ſoweit natürlich nicht poſitive Beſtimmungen im Wege ſtehen) die 
richterliche Anerkennung einer Erſatzpflicht auch in analogen Fällen 
ergeben würde. (Man denke z. B. an die bekannten Entſcheidungen 
über die Haftbarkeit der Eiſenbahnen für einen durch den Funkenwurf 
der Lokomotive bewirkten Schaden.) Aber dieſe Auffaſſung kann ich 
in Rümelins Ausführungen nicht finden. 

Sachlich findet Rümelin ſodann einen „wunden Punkt“ meiner 
Theorie in der „Rechtmäßigkeit“ des gegenüberſtehenden Intereſſes 
(S. 35). Wenn er aber fragt, worin fih denn diefe Rechtmäßigkeit 
zeige, und mir vorwirft, „den entſcheidenden Geſichtspunkt ... welcher 
das objektive Recht veranlaßt, die Verfolgung des einen Intereſſes zwar 
zu geſtatten, aber den dadurch gegenüberſtehenden Intereſſen zugefügten 
Schaden als Koſten der Intereſſenwahrnehmung zu berechnen“, „ledig⸗ 
lich vorauszuſetzen“, aber „keine Kriterien dafür anzugeben“, ſo ſcheint 
er mir doch das meinen Ausgangspunkt bildende, von mir ſo genannte 
„Prinzip des überwiegenden Intereſſes“ einfach zu überſehen, das ich 
in zahlreichen Einzelbeſtimmungen des geltenden Rechts ausgedrückt 
finde und mit dem Verſuch von deſſen Darlegung ſich der erſte Theil 
meiner Schrift befaßt. 

Rümelin faßt die Fälle einer Verbindung von Intereſſenbethäti⸗ 
gung und Schadenserſatz einzeln ins Auge. Er beginnt gleich mit der 
Erſatzpflicht bei der Notſtandshandlung, in Bezug auf welche er meine 
(jetzt ja auch legislativ ſanktionirte) Auffaſſung im Reſultat durchaus 
theilt, daß dieſelbe unter Vorausſetzung eines von der Geſamtheit 
höher gewertheten, eines „überwiegenden“ Intereſſes rechtmäßig iſt, 
nichtsdeſtoweniger aber zu einer Erſatzpflicht Veranlaſſung gibt. (Zu⸗ 
gleich hat Rümelin mir hier die Vertheidigung gegen die Einwen⸗ 
dungen v. Blumes gegen meinen Ausdruck „Kolliſion rechtmäßiger 
Intereſſen“ abgenommen S. 38.) Soweit Rümelin aber in ſeiner 
theoretiſchen Begründung jenes Reſultats von mir abweicht, kann ich 
ihm nicht folgen: der in einem Notſtand Handelnde iſt zwar der vom 
„Unfall“ (S. 39), oder genauer geſagt, von der Gefahr eines Scha⸗ 
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dens, aber doch nicht der vom Schaden ſelbſt „zunächſt Betroffene“; 
daß alſo ſchon ohne Weiteres, in Ermangelung eines Haftungsgrundes 
für einen Anderen, der Schaden am Notſtandsthäter „hängen bleiben 
muß“, kann ich nicht zugeben; ohne einen beſonderen Haftungsgrund 
für den Notſtandsthäter — den ich eben in feinem „aktiven Intereſſe“ 
finde — würde der Schaden vielmehr an dem zunächſt von ihm be: 
troffenen Verletzten „hängen bleiben“, wie ſich dies ja auch in der Be⸗ 
handlung des Falles im römiſchen Recht zeigt. Was Rümelin 
übrigens an ſpäterer Stelle (S. 43) als „eigentliches Fundament“ der 
Notſtandshaftung bezeichnet, nämlich „die Abwägung kollidierender 
Intereſſen, welche in der Erlaubniß des Uebergreifens in eine fremde 
Intereſſenſphäre gegen Erſaßpflicht gipfelt“, entſpricht durchaus meiner 
Auffaſſung. 

Die von mir der Notſtandshaftung an die Seite geſtellten Be⸗ 
ſtimmungen über Expropriationsrecht und Nachbarrecht will Rümelin 
(S. 44) völlig abſeits ſtellen. Daß in ſolchen Fällen, wo die Abgren⸗ 
zung der kollidierenden Intereſſen nicht mehr dem richterlichen Ermeſſen 
überlaſſen iſt, ſondern durch den Geſetzgeber bereits vollzogen iſt und 
als Reſultat dieſer geſetzgeberiſchen Abwägung eine in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen geregelte Erſatzpflicht fih ſtatuirt findet, der Gedanke an die 
(zweifellos aber doch auch hier vorliegende!) Kolliſion rechtmäßiger 
Intereſſen „zurücktritt“ und die Relativität der ſtatuirten Rechte „in 
den Vordergrund tritt“, gebe ich gern zu; es bleibt deswegen aber doch 
die Frage, ob nicht für jene Entſcheidung des Geſetzgebers derſelbe Ge⸗ 
danke (nämlich der Haftung kraft aktiven Intereſſes) beſtimmend iſt, 
welcher in anderen Fällen für die Entſcheidung des Richters maßgebend 
ſein ſoll. 

Rümelin (S. 45 ff.) bezeichnet neben der Notſtandshaftung 
als weiteres Gebiet, auf welchem „die gleiche Art des Intereſſenaus⸗ 
gleichs“ zur Verwendung komme, das Gebiet der „Gefährdungshaftung“, 
welches diejenigen Fälle begreife, „in denen die Verfolgung des einen 
Intereſſes nicht notwendig, ſondern nur möglicher Weiſe eine Ver⸗ 
letzung anderer Intereſſen mit ſich bringt“, und von denen als die 
praktiſch bedeutſamſten hervorgehoben werden die modernen Großbetriebe; 
aber auch das Halten von Tieren, das Beſitzen von Häuſern u. A. 
werden hierher gezählt. Dieſe Auffaſſung deckt ſich nun durchaus mit 
der meinigen, wie ſie insbeſondere S. 58 meiner Schrift formuliert iſt, 
nur daß ich als das zuſammenfaſſende Band, welches dieſe Fälle mit der 
Notſtandshaftung vereinigt, das „überwiegende Intereſſe“ betone, welches 
der ein rechtmäßiges fremdes Intereſſe verletzenden, bezw. gefährdenden 
Handlung zu Grunde liegt (. .. „Kategorie von Kolliſionsfällen, die 
den Notſtandsfällen nächſt verwandt iſt, indem hier eine, rechtmäßige 
fremde Intereſſen in erkennbarer Weiſe gefährdende Handlung den 
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Charakter der Rechtmäßigkeit aus demſelben Grunde bekommt, aus 
welchem die im Notſtand erfolgende Verletzung eines rechtmäßigen 
fremden Intereſſes dieſen Charakter erhalten kann: um des ihr zu 
Grunde liegenden überwiegenden Intereſſes willen“), wäh⸗ 
rend Rümelin hier zwar auch den Geſichtspunkt des überwiegenden 
Intereſſes heranzieht, aber die von mir gerade erſtrebte Vereinigung 
all dieſer Fälle unter einem umfaſſenden Rechtsgedanken aus mir nicht 
recht erfichtlichen Gründen preisgibt, und die Kategorie der „Gefähr- 
dungshaftung“, welche ich nur als eine beſonders qualifizirte Unter⸗ 
gruppe auffaſſe, als die vom Verſchulden unabhängigen Haftungsfälle 
xat’ 880% % zu betrachten ſcheint. Sachlich ſtimme ich mit feinen 
Ausführungen über die einzelnen hierher zu ziehenden Fälle faſt durch⸗ 
weg überein. 

Auch dem, was Rümelin über die Schranken dieſer Haftung 
ſagt (S. 48 ff.), daß die gefährdende Handlung über das Niveau 
der „ganz gewöhnlichen normalen Vorgänge“ hinausgehen müſſe, da⸗ 
mit man eine Erſatzpflicht anknüpfen könne, ſtimme ich zu (ich habe 
dieſes Moment meinerſeits nicht hervorgehoben; dagegen ſpricht Sjögren 
S. 399 von der dem Thatbeſtand des Schadenderſatzes eigenthümlichen 
„Regelwidrigkeit“, und ſchon Steinbach in den „Grundſätzen des 
heutigen Rechts über den Erſatz von Vermögensſchäden“ S. 91 betont, 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung eines Erſatzes in der Regel durch 
eine „Abweichung von dem Gewöhnlichen“ bedingt wird). Offenbar 
bringt die Abgrenzung dieſer „ganz gewöhnlichen Vorgänge“ eine ge⸗ 
wiſſe Unficherheit in unſere Lehre — man wird ſie wohl beſchränken 
müſſen auf die alltäglichen, weſentlichen Lebensfunktionen — aber dieſe 
relative Unſicherheit muß in den Kauf genommen werden, wie ja über⸗ 
haupt (wie ich auch früher betont habe) in unſerer ganzen Materie 
niemals ganz abſtrakt präzifirte Formeln durchgeführt werden können, 
ſondern immer, nicht bloß von dem Geſetzgeber ein gewiſſes Macht⸗ 
wort, ſondern auch nach dieſem für den Richter ein gewiſſer Spielraum 
von der Mannigfaltigkeit der hier ſich aufdrängenden Erwägungen ge⸗ 
radezu gefordert wird. (Die „Uebertreibungen“ v. Blumes in dieſer 
Richtung hat Rümelin bereits glücklich zurückgewieſen, A. 99; wie 
wenig man auskommt mit bloßen „Billigkeitserwägungen“ und fub- 
jektivem „Rechtsgefühl“, das zeigt doch, wie ich glaube, die Betrach⸗ 
tung der ſchwankenden Rechtſprechung in Schadenserſatzprozeſſen zur 
Genüge.) i 

Wenn aber dieſes von Rümelin betonte Moment die Abgren⸗ 
zung der Haftung gewiſſermaßen nach unten ergibt, fo bedarf es doch 
auch einer Abgrenzung nach oben, denn ſchließlich kann jede Handlung 
in Folge irgend welcher merkwürdigen Kombination von Umſtänden 
ex post als eine andere Perſonen gefährdende ſich herausſtellen: des⸗ 
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halb ift auch bei ben im obigen Sinne ungewöhnlichen und alfo an 
und für ſich eine Erſatzpflicht begründenden Handlungen eine Grenze für 
dieſe Haftung zu ziehen hinſichtlich der rein fingulären Verkettungen 
von Schaden und gefährdender Handlung. (Daß man mit der Betonung 
des normalen Kauſalzuſammenhanges als Vorausſetzung der Haftung 
notwendig auf einen jubjektiven Standpunkt komme, wie Rümelin 
im „Zufall“ S. 30 behauptet, muß ich entſchieden beſtreiten, vgl. S. 208 ff. 
m. Schr.). 

Wenn Rümelin als legislative Folgerung aus ſeinen Aus⸗ 
führungen zu einem „praktiſchen Gegenſatz“ zu mir zu gelangen meint 
(S. 55), ſo ſcheint mir derſelbe durchaus nicht ſo erheblich zu ſein. In 
erſter Linie iſt allerdings eine entſprechende Geſtaltung der geſetzlichen 
Einzelbeſtimmungen (betreffend Tiere, Gebäude zc.) notwendig, neben 
welcher ein (auch von mir S. 182 betonter) ziemlich weiter Spielraum 
für den richterlichen Analogieſchluß bleibt; zu einem ſolchen wird jetzt 
insbeſondere (wie ich hoffe) auch der neu in den Abſchnitt über das 
Eigenthum aufgenommene § 904 des bürgerlichen Geſetzbuchs Anlaß 
geben, wodurch fon für eine große Zahl von Kollifionsfällen eine 
Erſatzpflicht des Handelnden unabhängig von einem Verſchulden des⸗ 
ſelben herbeigeführt werden kann. Ob man aber daneben eine in ihrer 
Formulirung freilich (wie ich mir nie verhehlt habe) außerordentlich 
ſchwierige, jubfidiäre generelle Beſtimmung hinſichtlich der Erſatzpflicht 
ohne Verſchulden auf die Dauer wird entbehren können, iſt mir zweifel⸗ 
haft; Rümelin ſelbſt ſcheint eine ſolche wenigſtens Hinfichtlich der 
gefährlichen Unternehmungen und „ſonſtigen gemeingefährlichen Hand⸗ 
lungen“ doch als notwendig zu empfinden. 

Wie hinſichtlich dieſes angeblichen „praktiſchen Gegenſatzes“ kann 
ich auch gegenüber Rümelins Ablehnung meines allgemeinen Ge⸗ 
fichtspunktes der „abſtrakten Einwirkungsmöglichkeit“, des univerſelleren 
Gedankens, daß derjenige für Schäden haften ſoll, in deſſen Wirkungs⸗ 
und Einflußſphäre ſie wurzeln (unter welchen ich die Haftung aus 
aktivem Intereſſe ſubſumiren möchte), keine tiefgehende Differenz der 
Anſchauungen anerkennen. Gibt Rümelin doch ſelbſt einen „gewiſſen 
Zuſammenhang“ zu zwiſchen feiner „Gefährdungshaftung“ und dem 
„namentlich innerhalb der Kontrakte zum Ausdruck kommenden Gedanken, 
daß man für diejenigen Ereigniſſe aufzukommen habe, die innerhalb der 
eigenen Herrſchafts⸗ und Wirkungsſphäre ihren Urſprung nehmen“. Was 
Rümelin gegen meine Auffaſſung vorbringt, iſt nur, daß er auch hier 
von einem „allgemeinen Prinzip“ nichts wiſſen will, weil ſich überall eine 
Einwirkungsmöglichkeit in abstracto ſtatuiren laſſe: eine Haftung würde 
fich dann, meint Rümelin, auch ergeben, wenn der Sturm einen 
Ziegel vom Dache losreiße (S. 57). Dieſer Vorwurf trifft mich nicht, 
denn ich ſelbſt ſcheide dieſen Fall (S. 151) aus dem Verantwortlich⸗ 
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keitsgebiet aus, weil hier kein typiſcher, normaler Kauſalzuſammenhang 
mehr vorliegt, aus dem ſich für mich eben die von Rümel in vermißte 
allgemeine Grenze der Haftung ergibt, weil hier, in der üblichen Ter⸗ 
minologie geſprochen, ein Fall von „vis major“ vorliegt. Daß die 
Gefahrvertheilung in Kontraktsverhältniſſen ganz auszuſcheiden ſei von 
dieſem Geſichtspunkt (S. 57), iſt mir nicht überzeugend; man vergleiche 
die Beiſpiele Strohals (in Ihering's Jahrb. 33, 386 ff.; z. B. 
den Fall des verbrannten Porträts), auf den fih übrigens auch R iü- 
melin beruft. Daß in Kontraktsverhältniſſen auch noch andere Mo⸗ 
mente als die Einwirkungsmöglichkeit für das Tragen der Gefahr be: 
ſtimmend ſein können, daß ſpeziell der Tod eines Kontrahenten „auch 
als ſeiner Sphäre angehörig“ bezeichnet werden kann, ſcheint mir kein 
Gegenargument zu bilden. 

Ziemlich eingehend beſchäftigt ih Rümelin mit der Haftung 
Unzurechnungs fähiger (S. 63 ff.), die „überwiegend auf ganz anderem 
Boden ſtehe“. Nur überwiegend” fo fie nach Rümelin auf ans 
derem Boden ſtehen, denn die „Gefährdungshaftung“ bei Unzurechnungs⸗ 
fähigen ſtehe „in engſter Berührung mit der Gefährdungshaftung der 
handlungsfähigen Perſonen“, weil bei erſterer nur das „unterftüßende 
Moment“ wegfalle, daß man dem Haftpflichtigen ſagen könne: Du haſt 
ja die freie Wahl, fo daß hier mehr die Bedeutung des Intereſſes her: 
vortrete. Rümelin nähert ſich damit dem in der nordiſchen Literatur 
(vgl. S. 158 f. m. Schr.) gemachten Verſuche, die Schadenstragung 
durch Unzurechnungsfähige auf das maßgebende Intereſſe zu ſtützen, 
nur daß Rümelin dieſe Begründung mit dem Intereſſe nur für jene 
ſpeziellen Fälle der Gefährdungshaftung gelten läßt; dagegen im Uebrigen, 
bei der „quafi deliktiſchen Haftung“ Unzurechnungsfähiger, ſoll nach R it- 
melin „die Sache ganz anders liegen“, und zwar ſoll dieſe Haftung 
ihre Begründung finden in dem von Strohal (in den „Drei Gutachten, 
dem öſterreichiſchen Advokatentag erſtattet“, 1880) entwickelten Geſichts⸗ 
punkt, daß jeder für die Anlage ſeiner Individualität einzuſtehen habe. 
Auf Strohals determiniſtiſche Grundauffaſſung iſt hier nicht einzu⸗ 
gehen; mit der Verwertung derſelben zur Begründung der Haftung 
Unzurechnungsfähiger und mit der Ausführung, welche Rümelin 
dieſem Gedanken gibt, kann ich mich jedenfalls nicht befreunden. Nach 
Rümelin handelt es ſich um eine Art der „Zurechnung“, nämlich 
um die Zurechnung „zu der von einem beſtimmten Normaltypus ab⸗ 
weichenden Individualität. Da Rümelin überhaupt in jeder Ab: 
weichung von einem beſtimmten Durchſchnitts⸗ oder Normaltypus ſchon 
ein Verſchulden fiebt (S. 5), jo ift es ja in der That für ihn nur ein 
Schritt weiter in derſelben Richtung, wenn er davon ſpricht, man müſſe 
„den civilrechtlichen Schuldbegriff auch auf das Handeln des Unzu: 
rechnungsfähigen ausdehnen“. Mir ſcheint darin aber eine Ueberſpan⸗ 
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nung des Schuldbegriffs zu liegen, bei welcher fich derſelbe überhaupt 
verflüchtigt. (Allerdings finden ſich auch ſchon im römiſchen Recht An⸗ 
ſätze zu einer ſolchen Abſchwächung des eulpa- Begriffs, wie denn die 
„levissima“ culpa ex lege Aquilia kaum mehr ein ernſthaftes Ver⸗ 
ſchulden darſtellt.) 

Gerade für dieſe Haftung Unzurechnungsfähiger — und nur für 
ſie — will Rümelin nun ein eigentliches „Prinzip“ anerkennen: das 
Prinzip der „Haftung für die eigene, von einem Normaltypus ab⸗ 
weichende Individualität“. In dieſem Punkte ſehe ich eine der wenigen 
ernſtlichen Differenzen unſerer Auffaſſungen: für mich iſt die Haftung 
Unzurechnungsfähiger völlig abgeſondert zu betrachten, ihre Hinein⸗ 
ziehung in das Problem der Schadenderſatzpflicht ſchuldloſer Zurech⸗ 
nungsfähiger erſchwert meines Erachtens nur die Aufdeckung eines all: 
gemeinen Rechtsgedankens für dieſe Haftung ohne Verſchulden, wie ich 
ihn in der freien Intereſſenbethätigung finde. Mir iſt eben entſchei⸗ 
dend als Haftungsgrund — das kommt in Rümelins Darftellung 
vielleicht nicht recht Scharf zum Ausdruck — ſtets eine beſtimmt quali⸗ 
fizirte Willens bethätigung, auf welche ſich das ſchädliche Ereigniß 
zurückführen läßt (S. 151, 154, 164): neben der ſchuldhaften Willens⸗ 
bethätigung die zwar nicht ſchuldhafte, aber trotz genereller Vorher⸗ 
ſehbarkeit der Verletzung oder Gefährdung fremder rechtmäßiger Inter⸗ 
eſſen erfolgende bewußte Geltendmachung (überwiegender) eigener Inter⸗ 
eſſen. Ob und inwieweit dagegen durch poſitive Geſetzesbeſtimmung 
eine Schadenshaftung Unzurechnungsfähiger feſtgeſetzt werden ſoll, das 
hängt meines Erachtens ab von ſozialen Billigkeits⸗ und Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen (auf welche ſich auch die „Denkſchrift“ zu § 829 des 
bürgerlichen Geſetzbuchs allein beruft); man wird ſich hier in der 
That zufrieden geben müſſen mit der Haftung „ex lege“, deren geſetz⸗ 
geberiſches Motiv eben in jenen Erwägungen ſozialer Billigkeit liegt. 

Neben jenes „Prinzip“ hinſichtlich der Unzurechnungsfähigen ſtellt 
Rümelin in der Zuſammenfaſſung ſeiner Reſultate (S. 70) als eine 
„Tendenz zur Löſung von Intereſſenkolliſionen“, welche aber kein „Prinzip 
im ſtrengen Sinne des Wortes“ ſei, die „Haftung zum Ausgleich für 
die Durchführung des als überwiegend anerkannten Intereſſes“. Ich 
möchte meinen, dem gedanklichen Inhalt nach decke ſich dieſe „Tendenz“ 
durchaus mit meinem Prinzip des aktiven Intereſſes; ich war daher 
einigermaßen erſtaunt, im Anſchluß daran die Bemerkung zu finden, 
daß „Durchführung des Intereſſes und Haftung zuſammengehören und 
nicht ‚auseinander geriſſen“ werden dürfen, wie dies in der Merkel⸗ 
ſchen Darſtellung geſchieht“: Ich knüpfe doch gerade an die bewußte 
Durchführung des Intereſſes die Haftung, der Vorwurf der „Aus⸗ 
einanderreißung“ iſt mir deshalb nicht recht verſtändlich. 

Zum Schluſſe betrachtet Rümelin die Stellung des bürgerlichen 
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Geſetzbuches zu den beſprochenen Haftungsprinzipien. Ich kann hier 
nicht im Einzelnen ſeinen Ausführungen folgen; in den meiſten Punkten 
ſcheinen mir dieſelben durchaus zutreffend. Ueberein ſtimme ich mit 
ihm insbeſondere darin, daß die Regelung der Haftung von Unter⸗ 
nehmern gefährlicher Gewerbebetriebe und der Haftung für Angeſtellte 
keine befriedigende iſt (S. 83 ff.). Auf entgegengeſetztem Standpunkt 
wie Rümelin ſtehe ich dagegen in der Beurtheilung der Streichung 
des § 752 Abſ. 1 der zweiten Leſung, wonach ein nicht verſchuldeter 
Schade doch inſoweit erſetzt werden ſollte, „als die Billigkeit nach den 
Umſtänden des Falles, insbeſondere nach den Verhältniſſen der Be⸗ 
teiligten, eine Schadloshaltung erfordert“. Trotz ihrer praktiſchen 
Tragweite iſt dieſe Beſtimmung ſang⸗ und klanglos, faſt unbemerkt im 
Bundesrat verſchwunden. Rümelin billigt ihre Beſeitigung. Ich 
ſelbſt habe mich gegen dieſelbe ausgeſprochen (S. 141 f.), weil fie mir 
zu vag, man darf vielleicht geradezu fagen, zu unjuriſtiſch erſchien, 
denn die bloße „Billigkeit“ und die Verweiſung auf die Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Betheiligten geben keine juriſtiſchen Entſcheidungsgründe 
an die Hand; trotzdem hätte ich immerhin lieber die Beibehaltung dieſes 
„Kautſchukparagraphen“ geſehen, als ſeine erſatzloſe Streichung — in 
Anbetracht davon, daß die Lehre vom Schadenserſatz ſich doch offenbar 
noch in vollem Fluß befindet. Konnte oder wollte man die Be⸗ 
ſtimmung nicht erſetzen durch Formulierung eines juriſtiſchen Haftungs⸗ 
prinzips (was der Kommiſſion bei dem Widerſtreit der Meinungen 
ſchließlich nicht zu verdenken iſt), ſo hätte man ſie meines Erachtens 
ſtehen laffen ſollen, eben als Notbehelf, als Ausdruck einer noch un: 
fertigen Lehre, um dem Richter Spielraum zu laſſen, eine fortſchrei⸗ 
tende Klärung der Doktrin unmittelbar verwerten zu können für die 
Rechtſprechung. Statt deſſen hat man durch ihre erſatzloſe Beſeitigung 
der im Fluß befindlichen Entwicklung einen künſtlichen Damm vor⸗ 
geſchoben, der die Entwicklung zunächſt zu hemmen droht, und wenn 
dieſelbe auch, wie ich annehme, bald über ihn hinwegſpülen wird, ſo 
ſtehen jetzt doch der Ueberleitung der Reſultate fortſchreitender Doktrin 
in die Rechtſprechung im Geſetzbuch poſitive (und ziemlich willkürliche) 
Schranken entgegen. — 

II. Jung's Schrift hat einen weniger prinzipiellen Charakter. 
Sie verfolgt nicht die ſelbſtändige Formulirung eines allgemeinen 
„Prinzips“ oder einer „Tendenz“ für die Erſatzpflicht ohne Verſchulden, 
ſondern ſie will eine vergleichende Darſtellung geben des heutigen Stan⸗ 
des der Theorie in Bezug auf die außerkontraktliche Schadenderſatz⸗ 
pflicht einerſeits und der Beſtimmungen über Schadendserſatzpflicht im 
bürgerlichen Geſetzbuch andererſeits. 

Nach einem einleitenden Ueberblick über die Gegenſätze der Theorie 
des Schadenerſatzrechtes ſtellt Jung im erſten Theile ſeiner Schrift 
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(S. 8—67) die gegenwärtige Regelung der Materie im bürgerlichen 
Geſetzbuch zuſammen, unter Hervorhebung der Abweichungen von den 
früheren Entwürfen, und unter Beſprechung einer Reihe von Zweifeln, 
zu denen das Geſetzbuch Anlaß gibt, ſo des Verhältniſſes des neuen 
§ 904 zu § 228. (Die verſchiedene Feſtſetzung der Erſatzpflicht in 
beiden Paragraphen erſcheint Jung ſo auffallend, daß er beſorgt, da⸗ 
bei etwas „überſehen“ zu haben; aber die Regelung iſt in der That 
eine inkonſequente.) 

Daran ſchließt ſich im zweiten Theil (S. 69 ff.) die Betrachtung 
der Doktrin. Dieſer Abſchnitt beſteht zum guten Theil aus Referaten 
aus der neueren Literatur, aber verbunden mit kritiſchen Bemerkungen 
des Verfaſſers. In Uebereinſtimmung befinde ich mich mit Jung in 
der Betonung der Nothwendigkeit einer „perſönlichen Beziehung“ als 
Vorausſetzung der Erſatzpflicht (welche er in dem § 752 Abſ. 1 der 
zweiten Leſung des bürgerlichen Geſetzbuchs vermißt, weshalb er deſſen 
Streichung billigt) — im Gegenſatz zu dem „objektiv⸗ſozialen Moment“ 
(S. 83 ff.; cf. S. 122 m. Schr.). Die „typiſche“ perſönliche Be: 
ziehung beſtehe zwar darin, daß der Schaden durch eine ſtrafbare Ver⸗ 
letzung einer Rechtspflicht entſtanden ſei, aber auch die nicht gerade 
einen ſtrafrechtlichen Thatbeſtand darſtellende Pflichtverletzung könne 
einen genügenden Anknüpfungspunkt der Erſatzpflicht abgeben, und 
ſchließlich begrenze auch dieſer „civilrechtliche Begriff der ſchuldhaften 
Pflichtverletzung“ keineswegs die Erſatzpflicht, ſondern auch außerhalb 
deſſelben, alſo auch bei rechtmäßigen Handlungen, ſei eine zur Erſatz⸗ 
pflicht führende „perfünliche Beziehung“ zu finden. Und zwar liege 
dieſer letzten Kategorie von Haftungen ohne Verſchulden ein „gemein⸗ 
ſames Prinzip“ zu Grunde. Daß die theoretiſchen Formulirungen, 
welche dieſes Prinzip „in ſeinem derzeitigen Stand des Erkanntſeins“ 
gefunden habe, „im Grunde daſſelbe ſagen“, ſcheint mir aber doch eine 
etwas zu optimiſtiſche Auffaſſung; ich möchte dieſelbe nur in Bezug 
auf das Verhältniß von Rümel in's „Gefährdungshaftung“ zu meiner 
„Haftung aus aktivem Intereſſe“ als begründet anerkennen. Jung 
faßt dieſe Fälle einer Erſatzpflicht ohne Verſchulden zuſammen unter 
der Bezeichnung einer Haftung aus dem „Gefahrenprinzip“ (vgl. R iü- 
melin's „Gefährdungshaftung“) und ſcheint hinſichtlich derſelben meine 
Ausführungen über die Haftung aus aktivem Intereſſe durchaus zu 
acceptiren (S. 112, 114, 118 a. a. O.); wiederholt gebraucht er den 
Ausdruck „Gefahrprinzip“ geradezu als ſynonym mit „Prinzip des 
aktiven Intereſſes“ (a. B. S. 122, 146). Unrichtig ift es aber, daß ich 
aus dem Prinzip des aktiven Intereſſes die „allgemein giltige“ Formel 
für die Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden gewinnen will (S. 112); 
dieſes bietet mir nur die Löſung für die von mir beſonders behandelten 
Kolliſionsfälle (vgl. oben). Und offenbar unbegründet iſt die Bemer⸗ 
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kung Jung's (S. 94), es ſei „zu ſcharf“, daß ich in Anknüpfung an 
den von der Kommiſſion gebrauchten Ausdruck „Veranlaſſungsprinzip“ 
ihr den Vorwurf mache, ſich mit dem in Betracht kommenden Ge⸗ 
danken nicht vertraut gemacht zu haben: nicht an den „Ausdruck“, 
ſondern (wie Jung übrigens S. 39 ſelbſt meine Bemerkung ganz richtig 
citirt) an die Art, wie die Kommiſſion die Ausdehnung der Erſatz⸗ 
pflicht über den culpa-Standpunkt abgelehnt hat, habe ich jene, wie 
ich glaube, wohl gerechtfertigte Bemerkung geknüpft. Auch Jung 
betont das Moment des „Gewöhnlichen“, und zwar in doppelter Rich⸗ 
tung: Auszuſcheiden von der Erſatzpflicht feien einmal ſolche Ber: 
letzungen, welche „nach den natürlichen Bedingungen des Lebens auch 
ohne das Aktivwerden dieſes beſtimmten Intereſſes zu einem gewiſſen 
Prozentſatz einzutreten pflegen“, womit wohl nichts Anderes gemeint 
iſt als die Erſatzfreiheit der „ganz gewöhnlichen normalen Vorgänge“ 
(Rümelin); ſodann aber mache ſich das „Gewöhnliche“ geltend als 
Grenze einer an ſich begründeten Erſatzpflicht, weil (wie Jung unter 
Citirung meiner Formulirungen ausführt) nur normale typiſche Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen einer beſtimmten Aktivität und einem beſtimmten 
Schaden eine Haftpflicht zu rechtfertigen vermöchten (S. 116). Jung 
will die Haftung aus dem Gefahrprinzip nicht eigentlich als ſelbſtän⸗ 
digen neuen Haftungsgrund neben der Haftung aus Verſchulden gelten 
laſſen (S. 119), ſondern einen „einheitlichen Grund der Schadenderſatz⸗ 
pflicht“ finden in der „Eingriffshandlung in fremde Vermögensrechte“ 
(Binding, „Normen“ I, 463); er verfolgt dieſen Gedanken aber nicht 
weiter (a. a. O. S. 147 wird als der gemeinſame „eigentliche Grund“ 
aller Erſatzverpflichtungen bezeichnet „das Handeln, Aktivſein in einer 
gewiſſen Richtung, trotz der ... generell vorausſehbaren Schädigung 
Anderer“). Neben Haftung „aus Pflichtverletzung“ und Haftung „aus 
dem Gefahrprinzip“ betrachtet Jung als „dritte Hauptkategorie“ die 
Haftung „aus Anſtellung“, und führt in einem beſonderen Paragraphen 
aus, die „ſogenannte Haftung für fremde Handlungen“ ſei im Grunde 
nichts Anderes als Haftung für eigene Handlungen (S. 129 ff.). Sieht 
man als Haftungsgrund mit mir die freie Intereſſenbethätigung an, 
ſo ordnet ſich dieſe Haſtung für fremde Handlungen dem ohne Weiteres 
unter (S. 195 ff. m. Schr. — dies erkennt Jung auch an: „diejenige 
Gedankenreihe, die Merkel das Prinzip des aktiven Intereſſes ge⸗ 
nannt hat, gibt auch hier den richtigen Gefichtspunkt an die Hand“, 
S. 143). 

Zum Schluſſe (S. 148 ff.) beſpricht Jung die Haftung Unzu⸗ 
rechnungsfähiger, welche er zwar gleich mir getrennt für ſich behandelt 
wiſſen will, die er aber in derſelben Weiſe wie die Haftung der juriſti⸗ 
ſchen Perſonen zu erklären verſucht, indem er beide Haftungen als 
„Singularitäten“ zuſammenſtellt. Beiden ſoll gemeinſam fein, daß fie 
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„ein Korrelat der Rechtsfähigkeit“ der juriſtiſchen Perſonen bezw. der 
Unzurechnungsfähigen ſeien. Darin ſcheint mir eine petitio principii 
zu liegen. Viele Rechtsordnungen erkennen, zumal hinſichtlich der Un⸗ 
zurechnungsfähigen (code civil!) dieſes angebliche „Korrelat“ doch eben 
nicht an. Es fragt ſich alſo, ob und weshalb denn eine ſolche Haf⸗ 
tung als „Korrelat“ aus der Anerkennung der Rechtsfähigkeit folge. 
Und daranf gibt hinſichtlich der juriſtiſchen Perſonen meines Erachtens 
Rümelin (S. 86) die richtige Antwort: Die (an der Anerkennung 
der Rechtsfähigkeit der j. P.) intereffirten Einzelnen müſſen aufkommen 
für die Gefahren, welche durch die (von ihnen ins Leben gerufene) 
Organiſation notwendig herbeigeführt werden, alſo vor Allem für 
das ſchuldhafte Verhalten der Organe in den Angelegenheiten der juriſti⸗ 
ſchen Perſon. Damit kommen wir aber doch wohl wieder zu dem 
Haftungsgrund des aktiven Intereſſes; eine „Singularität“ kann ich 
alſo in dieſer Haftung nicht ſehen. Hinſichtlich der Haſtung Unzu⸗ 
rechnungsfähiger dagegen verſage jener Geſichtspunkt. 

Der Appell an die deutſche Praxis, mit welchem Jung ſchließt, 
ſcheint mir nicht glücklich zu ſein: er ſtellt ihr als Borbild hin die 
Behandlung, welche a. 340 code civil in der deutſchen Rechtſprechung 
gefunden habe; nun fiebt aber gerade im Gegenſatz zu den franzöſiſchen 
Gerichten, welche trotz des Verbots der recherche de la paternité 
einen Entſchädigungsanſpruch der geſchwängerten Frauensperſon auf 
Grund des a. 1382 anerkennen in allen Fällen von Täuſchungen und 
unzuläffigen Manipulationen ſeitens des Verführers, die deutſche 
Praxis (nach dem Vorgange des Reichsgerichts, „Entſch.“ Bd. 30, 311 
a. a. O.) in ſormaliſtiſcher Handhabung des Artikels als deſſen Kon⸗ 
ſequenz auch die Verſagung eines jeden ſolchen Entſchädigungsanſpruchs 
an, weil er die Feſtſtellung der Vaterſchaft vorausſetzt — gewiß kein 
vorbildliches Beiſpiel von Geſetzesauslegung. 

Freiburg i. B. im März 1897. R. Merkel. 


Infolge Aenderungen in der Redaktion hat fih der Abdruck dieſer 
Beſprechung leider verzögert. Der Verleger. 
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Ein Kommentar. 1. Hälfte. 8. (S. 1— 212.) Wien 1898, 
Manz. 

Sperl, H. Vereinbarung der Zuſtändigkeit und Gerichtsſtand 
des Erfüllungsortes nach dem neueſten öſterreichiſchen Civilprozeß⸗ 
recht. 8. (VIII und 200 S.) Graz 1897, Leuſchner & Lubensky. 


. Stölzel, A. Zur Verſtändigung über die Eventualaufrechnung. 


(Zeitſchrift für deutſchen Civilprozeß Bd. 24 S. 50 ff.) 


. Paul. Der Vergleich im Civilprozeß. (Sächſ. Archiv für Bürgerl. 


Recht. Ergänzungsband zu Bd. 8/9.) 

Orgler, F. Beitrag zur Lehre von der prozeſſualen Behandlung 
der Kompenſationseinrede. Inaug.⸗Diſſert. 8. (80 S.) Tübingen 
1897, Druck von W. Armbruſter & O. Riecker. 

Silbermann, J. Tie Frage der kaufmänniſchen Schieds⸗ 
gerichte in Deutſchland. (Archiv für ſoziale Geſetzgebung 11. Bd. 
S. 658 ff.) 

Rieſenfeld, C. E. Kaufmänniſche Schiedsgerichte. (Boltz: 
wirthſchaftliche Zeitfragen Heft 150.) 8. (44 S.) Berlin 1897, 
L. Simion. : 


959. 


960. 


961. 


962. 
963. 


964. 


965. 


966. 


967. 


968. 


969. 


970. 
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Gmelin, J. G. Die Vollſtreckbarkeit nach Reichs⸗Civilprozeß⸗ 
recht. 8. (VIII und 106 S.) Tübingen 1898, H. Laupp. 
Hooghe, A. d'. Traité sur la saisie-arrêt. Commentaire 
théorique et pratique donnant la solution de toutes les diffi- 
cultés qui surgissent dans l’application de la loi. (Loi du 
12 janvier 1895.) 8. (318 p.) Bordeaux 1897, A. Dela- 
grange. : 

Ebert, E. und Dudek, H. Geſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Erläutert. 8. (XIII und 185 S.) 
Breslau 1898, M. & H. Marcus. 


XVII. Konkurs. 


Hellenbroich, H. Erfüllung der Verträge im Konkurſe. 
Inaug.⸗Diſſert. 8. (43 S.) M. Gladbach 1897, P. Holl. 
Heigelin. Zum Begriff der Zahlungseinſtellung. (Zeitſchrift 
für deutſchen Civilprozeß Bd. 23 S. 306 ff.) 

Spaltenſtein, M. Zum Konkurſe der Aktiengeſellſchaft. Ein 
Beitrag zur Reviſion der Konkursordnung. 8. (32 S.) Straße 
burg 1898, Schleſier & Schweikhardt. 

Bonelli, G. Delle societa di commercio irregolari e del 
loro fallimento. (Archivio giuridico vol. 58 p. 414 sgg.) 
Manson, E. Reports of Cases in Bankruptcy and Com- 
panies’ Winding-Up, decided in the High Court of Justice, 
the Court of Appeal, and the House of Lords. Edited. Assi- 
sted by W. J. Cook. Vol. 4. Comprising Cases decided 
during the Lear 1897. 8. (421 p.) London 1897, Sweet & 
Maxwell. 

Raffait, L. La liquidation judiciaire. Loi du 4 mars 1889. 
Examen critique el projet de réforme. 8. (II et 126 p.) 
Paris 1898, Marchal & Billard. 

Deshayes, A. Poursuite pour dettes et faillites. Recueil 
des décisions du tribunal fédéral, du conseil fédéral, des 
tribunaux cantonaux et autorités cantonales de surveillance. 
8. (783 p.) Genève 1897, P. G. Drehmann. 
Molengraaff, W. L. P. A. De faillissementswet verklaard. 
3.— 4. stuk. 8. (bl. 257—514.) 's-Gravenhage 1897 - 1898, 
Gebr. Belinfante. 

Feltz, G. W. van der. Geschiedenis van de wet op het 
faillisement en de surséance van betaling. Volledige ver- 
zameling van regeeringsontwerpen, gewisselde stukken, ge— 
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971. 


972. 


973. 


974. 
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voerde beraadslagingen enz., bewerkt. 2 d. 8. (IV en 560; 
498 bl.) Haarlem 1896 - 1897, de erven F. Bohn. 
Longhi, S. La bancarotta. Esposizione teorico-pratica e 
contributo per una riforma legislativa. 8. (363 p.) Milano 
1898, U. Hoepli. 

Parisi, F. Il curatore di fallimento: manuale teorico- 
pratico. 2a ediz. 8. (XXXII e 220 p.) Napoli 1897, 
D, Cesareo. 

Sabareanu, A.J. Des droits de la femme dans la faillite 
ou la liquidation judiciaire de son mari. Thèse. 8. (132 p.) 
Paris 1898, Duchemin. 

Leduc, L. Des droits de la femme dans la faillite du 
mari. Thèse. 8. (140 p.) Lille 1897, impr. Danel. 


Preisansſchreiben. 


Die Holtzendorff-Stiftung ſtellt als neue Preis⸗ 
aufgabe die Bearbeitung folgenden Themas: 


„Anwendungsgebiet und rationelle Ge⸗ 
ſtaltung der Privatklage.“ 


Es wird eine Erörterung verlangt, in welchem Umfange 
in den hauptſächlichen Kulturländern Europas zur Zeit das 
Privatklageverfahren in Anwendung iſt und welche prozeſſuale 
Geſtaltung daſſelbe hier erhalten hat; daran hat ſich die 
Erörterung der Frage anzuſchließen, welcher Umfang und 
welche prozeſſuale Geſtaltung dem Privatklageverfahren de 
lege ferenda zu geben ſein dürfte. 

Die Preisarbeiten, die in deutſcher, franzöſiſcher, eng: 
liſcher oder italieniſcher Sprache abgefaßt ſein können, aber 
mit lateiniſchen Lettern geſchrieben ſein ſollen, müſſen bis 
zum 1. April 1899 an den Schriftführer der Stiftung, 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Halle, Berlin W, Kronenſtr. 56, 
eingeſandt ſein. Das Preisgericht beſteht aus: Profeſſor 
von Lilienthal-Heidelberg; Profeſſor Dr. Ladislaus 
Fayer⸗Budapeſt; Profeſſor Albéric Bolin⸗Gent. Der 
Preis beträgt 1600 Mark (2000 Franken). 


Regiſter. 


(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl.) 


I. Sachregiſter. 
Aktienrecht: 


Handbuch des deutſchen Aktienrechts von Weyl. 584. 
Bilanzen der Aktiengeſellſchaften. 515. 
Rechtſprechung. 101 ff. 
in Japan. 127. 
Arbeitslohn, Beſchlagnahme in Frankreich. 50. 
Arbeiterhilfskaſſen in Frankreich. 80. 
Arbeiterſchutz in Frankreich. 80. 
in den Niederlanden. 93. 
Arbeiterverſicherung. 580. 
Acts of God. 294 ff. 
Altersverſicherung im Deutſchen Reich. 168. 
Armenrecht. 146. 
Auslegung der Rechtsgeſchäfte. 131. 


Banken, Italien. 374. 

Banknoten, Italien. 374. 

Baratterie. 304. 

Belgien, Handelsgeſetzgebung 1895: 
Handelsverträge. 352. 
Handelsgerichte. 353. 

Poſt. 353. | 

Telegraph, Telephon. 355. 
Eiſenbahn. 355. 

Münze. 356. 

Maß, Gewichte. 358. ; 
Muſter⸗ und Markenſchutz. 359. 
Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften. 359. 
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Belgien, Handelsgeſetzgebung 1895: 
Befreiung der Orderpapiere von Regiſtrirungsabgaben. 359. 
Handel mit Butter, Margarine und Nahrungsmitteln, Waffen. 
360 ff. 
Einfuhrverbote und⸗Beſchränkungen. 365. 
Fabriken, Arbeiter. 366. 
Bergung in Seenoth. 151. 
Berlin: 
Börſenordnung vom 23. Juni 1896. 408. 
Verfaſſung der Korporation der Kaufmannſchaft vom 19. Februar 
1898. 438. 
Bedingungen für den Handel in Spiritus. 471. 
in Rüböl. 475. 
Geſchäftsordnung für den Vorſtand der Fondsbörſe. 448. 
Geſchäftsordnung für die Zulaſſungsſtelle an der Börſe. 456. 
Maklerordnung für die Kursmakler an der Börſe. 462. 
Produktenbörſe, Schließung. 424. 
Berner Uebereinkunft, betreffend internationalen Schutz von Werken der 
Literatur und Kunſt. 382. | 
Beſchlagnahme des Arbeits- und Dienſtlohnes in Frankreich. 50 ff. 
Befitz, öſterreichiſches Recht. 135. 
Beſitzdiener. 194, 198, 204, 224. 
Beſitzerwerb. 196, 222, 224. 
Befitzmittler. 194, 204. 
Beweislaſt bei Klage auf Zahlung eines ge ended Kauſpreiſes. 148. 
Bilanzen der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. 
515. 
Binnenſchiffahrt, Reichsgeſetz vom 15. Juni 1895. 539 ff. 
Bodenkreditbanken, Italien. 372. 
Börſe, Begriff. 424, 527, |. Frankreich. 
Börſengeſchäfte, deren Beſteuerung. 523. 
Börſenpreis von Werthpapieren, Feſtſtellung desſelben in Deutſchland. 390. 
Breslau, Börſenordnung. 479. 
Maklerordnung. 489. 
Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reich, Literatur. 496 ff. 
Buchführung. 130. 
Buiterhandel in Belgien. 340. 


Check, Literatur 528. 

Norwegiſches Geſetz. 492. 
Civilprozeß, Literatur. 537, f. Prozeß. 
Concordato privatico. 179. 
Constitutum possessorium. 185. 
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Depotgeſetz. 183, 204. 
Dienſtlohn, Beſchlagnahme in Frankreich. 50 ff. 


Eidesleiſtung des Firmeninhabers. 271. 
Eigenthumswechſel an der verſicherten Sache. 236 ff. 
Eigenthumsentſagung, constitutum possessorium. 185 ff. 
Eigenthumserwerb bei der Einkaufskommiſſion. 188 ff., 525. 
Einfuhrverbote, Einfuhrbeſchränkungen in Belgien. 365, 381. 
Einkaufskommiſſion. 183 ff., 525. 
Einzelnkaufmann, Klagrecht unter Firma. 267 ff., 275. 
Eiſenbahnen: 

Recht derſelben in Preußen. 550. 

in Frankreich. 61. 
Emiffionsbanten, Italien. 374. 


Fabrikgeſezgebung, Belgien. 366. 
Fabrikmarken, Italien. 381. 
Feenpalaſt, Berliner Produktenbörſe. 424. 
Feuerverſicherung, Eigenthumswechſel an der verſicherten Sache. 236 ff. 
Feuilletonroman. 384. 
Firma als Klägerin oder Beklagte. 247 ff. 
Schuldſchein unter Firma. 251. 
Firmenübergang und Geſchäftsſchulden. 258. 
Flößerei, Reichsgeſetz betreffend Literatur. 539. 
Frankreich: 
Geſetzgebung 1895, 1896. 50 ff. 
Arbeiterſchutz. 80. 
Börſen. 67. 
Kotirung. 67. 
Sparkaſſen. 68 ff. 
Urheberrecht. 82. 
Zulaſſung ausländiſcher Werthpapiere zur PEE 67. 


Gaſtwirthe, Verkaufsrecht von zurückgelaſſenem oder verpfändetem Reife: 
gepäck in Frankreich. 59 ff. 

Gattungskauf. 208 ff. 

Gefahrübergang auf Käufer. 148. 

Gelegenheitsgeſellſchaft, Belgien. 358. 

Gerichtsvollzieher. 278. 

Geſchäftsſchulden, Uebergang auf Geſchäftsinhaber. 258. 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 533. 

Geſellſchaftsrecht. 612. 

Gewährleiſtung für Viehmängel, Frankreich. 56. 
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Gewerbegerichte, kaufmänniſche. 284. 
Gewerberecht, Frankreich. 78. 
Gewerbliche Regiſter. 547. 


Handelsgerichte, Belgien. 353. S 
Handelsgeſchäft, Veräußerung. 256, 282. 

Erwerb mit Firma. 256, 269, 278. 
Handelsgeſellſchaften, deren Konkurs. 180, 543. 
Handelsgewerbe, Schuldſchein, $ 344 HGB.3. 247 ff. 
Handelskammern: 

Niederlande. 94. 

Preußen. 392, 548. 

Handelsmarke, Italien. 381. 

Handelsregiſter. 261, 547, 609. 

Handelsverträge. 100, 352. 

Handlungsgehülfen, Vorrecht der Gehaltsforderungen im Kontura; Frank⸗ 
reich. 58. 

Heimathshafen. 349. 

Höhere Gewalt. 294 ff. 


Japan, Handelsrecht von Dr. Lönholm. 125. 
Inhaberpapiere, Recht derſelben. 538. 
Internationaler Verkehr, Rechtsverſolgung. 526. 
Verband zum Schutz von Werken der Literatur und Kunſt. 382 ff. 
Internationales Recht, Literaturnachweis. 593 ff. 


Kaufpreis, verabredet, angemeſſen, Beweislaſt. 148. 
Kaufrecht, Reform des. 146. 
Gefahrübergang. 148. 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, deren Bilanz. 515. 
Kommiſſionsgeſchäft. 183 ff. 
Konſulatsweſen: 
Deutſche Geſetzgebung. 526. 
Frankreich. 83. 
Italien. 367. 
Niederlande. 96. 
Konkurs: 
der offenen Handelsgeſellſchaft. 180, 543. 
Vorrecht des Gehalts der Handlungsgehülfen. 58. 
Konſulate, Frankreich. 83. Italien. 367. 
Koſtgeſchäft. 524. 
Kotirung. 67. 
Krankenverſicherung. 168. 
Kursmakler. 406, 462. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLVII. 42 
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Ladungsintereſſenten. 303. 
Literaturüberficht: 
Volkswirthſchaft. Münz⸗ und Bankweſen. Werthpapiere. 566. 
Handel und Gewerbe. — Zwangeverſicherung, insbeſondere der Ars 
beiter. 581. 
Internationales Recht. 593. 
Kompendien ꝛc. und Geſchichte des Civilrechts. 598. 
Kompendien ꝛc. und Geſchichte des Handelsrechts. 604. 
Allgemeine Werke (Sammlungen von Geſetzen, Entſcheidungen. 
Zeitſchriſten u. ſ. w.). — Allgemeine Rechtslehren. 604. 
Perſonenrecht. Handelsregiſter. 609. 
Geſellſchaftsrecht. 612. 
Sachenrecht. 615. 
Obligationenrecht. 617. 
Transportrecht. 627. 
Seerecht. 629. 
Verſicherungsrecht. 631. 
Wechſelrecht. 634. 
Urheberrecht. Patentrecht. Markenſchutz. Firmenrecht. 635. 
Civilprozeß. 639. 
Konkurs. 641. 
Lootſe. 302, 319. 


Mahnverfahren. 276. 
Makler. 406, 462. 
Maklerordnung f. Berlin⸗Breslau. 
Margarine, Belgiſches Geſetz. 360. 
Italieniſches Geſetz. 381. 
Minderkaufmann. 267, 278. 
Moratorium, Italien. 179. 
Münzen, Verbot der Ausgabe fremder, Belgien. 356. 
Münzgeſetzgebung, Frankreich. 67. 
Muſterſchutz, Belgien. 353. Italien. 381. 


Nachdruck. 382 ff. 

Nachgewährſchaft im Viehhandel, Frankreich. 56. 
Nahrungsmittel, Handel mit, Belgien. 364. 
Neapel, Bank. 377. 

Niederlande, Handelsgeſetzgebung 1894. 86. 


Obligationenrecht, Literaturüberficht. 617. 
Orderpapiere, Regiſtrirungsabgaben, Belgien. 359. 
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Papiergeld, Italien. 316. 
Parteifähigkeit, Firma. 267 ff. 
Pfändungspfand. 529, 530. 
Photographiſche Nachbildung. 385. 
Poſtweſen, Belgien. 355. Frankreich. 63. Italien. 369. Niederlande. 96. 
Preſſe, Geſetzgebung, Frankreich. 81. ` 
Produktenbörſe, Berlin. 424. 
Prozeß, deutſche Civilprozeßordnung. 623. 
Belgien. 355. 
Frankreich. 58. 
Italien. 369. 
Niederlande. 84 ff. 
Literatur. 528. 
Prozeßfähigkeit der Firma. 267 ff. 
Prozeßkaution, Frankreich. 58. 


Rechtsgeſchäfte, Auslegung. 131. 

Regiſterrichter. 547. 

Regiſtrirungsabgabe der Orderpapiere, Belgien. 359. 
Reichsverſicherungsrecht. 168. 

Reiſegepäck, ſiehe Gaſtwirth. 

Rheder. 294 ff. > 

Rüböl, fiche Berlin. 


Salaire. 51. C. d. c. art. 549. 59. 
Schadenserſatzpflicht. 552. 

des Rheders. 294 ff. 
Scheidemünze, Belgien. 357. 
Schiffahrt: g 

Deutſchland. 539. 

Frankreich. 62. 

Italien. 371. 

Niederlande. 99. 
Seegefahr. 308. 
Seenoth, Bergung und Hülſeleiſtung. 152. 
Seeverficherung. 308. 
Selbſteintritt des Kommiſſionärs. 215. 
Sicilien, Bank von. 379. 
Schiffsbeſatzung. 331. 
Schiffskolliſion. 294 ff. 
Schiffsregiſter. 338. 
Schuldvertrag des ſächſiſchen Rechts im Mittelalter. 142. 
Schuldſchein des Kaufmanns. 247 ff. 
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Schuldübergang mit Geſchäftsübergang. 256. | 
Sparkaſſenweſen in Frankreich, Geſetz vom 29. Juli 1895. 68 ff. 
Spiritus, fiehe Berlin. 

Steuergeſetzgebung, Frankreich. 66. 


Telegraphie: 

Belgien. 355. 

Frankreich. 64. 

Italien. 370. 
Telephon, Belgien. 355. Frankreich. 64. Niederlande. 98. 
Treugelöbniß des ſächſiſchen Rechts im Mittelalter. 142. 


Unfallverſicherung nach deutſcher Reichsgeſetzgebung. 168. 
Urheberrecht, Berner Konvention. 382. 

Franzöſiſches Geſetz vom 9. Februar 1895. 82. 
Urkundenprozeß. 275. 


Verfolgungsrecht. 147. 
Verkaufskommiſſion. 212. 
Verklarung. 92. 
Verſicherung, Eigenthumswechſel am verficherten Gegenſtand. 236 ff. 
Viehmängel, Gewährleiſtung, franzöſiſches Recht. 56. 
Vollkaufmann. 267 ff. 


Waffenhandel, Belgien. 365. 

Wechſelordnung, Kommentar zur. 536. 

Werthpapiere, Feſtſtellung des Börſenpreiſes. 390. | 
Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel. 556. 
ſiehe Kotirung. 

Zahlungsbefehl. 276. 

Zeitungen, Nachdruck. 326. 

Zollgeſetzgebung, Frankreich. 66. 

Zulaſſungsſtelle, Bebe Berlin, Breslau, Frankreich. 

Zwangslootſe. 302, 319, 321. 

Zwangsvergleich. 179. 

Zwangsvollſtreckung gegen offene Handelsgeſellſchaft. 275. 
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II. Quellenregiſter. 


A. Römiſches Recht. 
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Neues Handelsgeſetzbuch $ 71 


" 8 8 344. 
. m § 392 . 
* 8 i $ 400 ff. „ 
ù 58 630, 632 
Civilprozeßorbnung 8 56 . 
> 8 185 . . 
: SS 265, 266 
š 8 313 
S $ 690 
b 8 729 
5 $ 750 
5 § 766 
j $ 771 


Die Berner Uebereinkunft, betreffend die Bildung eines 
internationalen Verbandes zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunſt vom 9. September 1886. 

Zuſatzakte vom 4. Mai 1896, durch welche die Artikel 2, 
3, 5, 7, 12 und 20 der Uebereinkunft vom 9. Sep⸗ 
tember 1886 und die Nummern 1 und 4 des zu⸗ 
gehörigen Schlußprotokolls abgeändert werden 

Deklaration, durch welche gewiſſe Beſtimmungen der Berner 
Uebereinkunft vom 9. September 1886 und der am 
4. Mai 1896 zu Paris unterzeichneten Zuſatzakte 
erläutert werden. Vom 4. Mai 1896 EE 

Verordnung, betreffend die Ausführung der am 9. Sep: 
tember 1886 zu Bern abgeſchloſſenen Uebereinkunft 
wegen Bildung eines internationalen Verbandes zum 
Schutze von Werken der Literatur und Kunſt. Vom 
29. November 18977 . 

Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Verhäliniſſe re 
Binnenſchiffahrt und Flößerei. Vom 15. Juni 1895 

Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewah⸗ 
rung fremder Werthpapiere. Vom 5. Juli 1896 . 


Bekanntmachung vom 28. Juni 1898, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung des Börſenpreiſes von Werthpapieren . 


— ' e·— 
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C. Deutſche Landesgeſetze. 


Preußen. 
Allg. Preuß. Landrecht Th. J Tit. 6 § 25 . ee Hi 
e e e Th. II Tit. 8 8 198883838 
e e Th. II Tit. 8 $ 2163 


Geſetz vom A5. Aug 1507 über die Handelskammern 
Börſenordnung für Berlin vom 22. Juni 1898 
Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für Handel 
und Gewerbe über die Beſtellung und Entlaſſung 
der Kursmakler. Vom 14. November 1896 e 
Maklerordnung für die Kursmakler an der Berliner Sa 
vom 6. Dezember 1896 . . . 
Geſchäftsordnung für den Vorſtand der Fondsbörse Se 


Berlin vom 15. Februar 1897 . . . . 
Geſchäftsordnung für die Zulaſſungsſtelle an der Börſe zu 
Berlin vom 15. Februar 1897. . . . S A 


Berfaffung der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin 
vom 19. Februar 1898 : 

Geſetz über Kleinbahnen und Deivtanfäfußbahnen t bön 
28. Juli 1892 . ; 
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